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Die  rechtliche  Natur  der  Blockade. 

Vüti  Dr.  jur  Uelnrlcli  Pohl,  Bumi. 
In  der  Yölkerrechtswissenschaft  besonders  in  der  zurzeit 
im  Vorder<rnin(le  des  Interesses  stellenden  Lehre  vom  Seekriege, 
fehlt  es  in  den  meisten  Fragren  noeli  an  festen  Stützpunkten, 
von  denen  aus  sich  die  iiichtlinien  für  die  Lösung  der  zahl- 
reichen Streitfragen  gewinnen  lieiJen.  Unverkennbar  groß  ist 
die  Bedeutung  der  Pariser  Seerechtsdeklaration  vom  Ki.  4.  1856, 
von  unschätzbarem  Werte  das  Haager  A!)kommen,  betreffend 
die  Anwendang  der  (Jrundsätze  der  (Jenfer  Konvention  vom 
22.  8.  1804  auf  den  Seekrieg.  So  sehr  aber  auch  beide  Er- 
rungenschaften, namentlich  die  letztere,  im  Interesse  der  Be- 
scliränkung  der  Schrecken  und  Schäden  des  Seekrieges  und  im 
Interesse  seiner  Humanisiemng  zn  begrüßen  sind,  —  die  Will- 
kür im  Seekriegsrecht  ist  noch  groß.  Und  selbst  das  Wenige, 
was  bisher  erreicht  worden  ist,  wie  unfertig  ist  es  noch  1  „Das 
Seerecht  besitzt  noch  zahlreiche  Lttcken,  welche,  wie  die  Yer- 
hfiltnisse  heute  liegen,  in  kritischen  Augenblicken  nur  zu  oft 
durch  Seemacht  ausgefttUt  zu  werden  pflegen.  Mit  einem 
Wort,  auf  dem  Gebiete  des  Seerechts  ist  der  Hachtstandpunkt 
noch  lange  nicht  überwunden  worden  durch  den  Rechtsstand- 
punkt/ 1) 

Auch  die  Pariser  Seerechtsdeklaration,  die  dem  Nicht- 
eingeweihten  auf  den  ersten  Blick  klar  und  einfach  erscheinen 
magf.biigt  in  ihren  knappen  Sätzen  der  Zweifel  gar  viele  und 
ließ  manch  klaffende  Lücke.  Die  Folgezeit  hat  gelehrt,  daß 
«ich  ernste  Schwierigkeiten  und  selbst  Konflikte  trotz  der  feier- 

'i  Ans  der  Hede  dt-s  Staatssekretärs  des  Aaswärtigen  Auits  Graf 
r  Hiilow  in  der  Rt  ichsta'^sitzung  vom  1.  (JO  Ueber  dieae  hodkb«deatr 
same  Kundgebung'  s  X i emeye  f  in  der  DJZ  vom  1.  2.  UU. 

Xeitoebrift  f.  Intern.  Privat-  u.  Uffentl.  lUoht.  XVII.  1 
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Pohl, 


liehen  Rrklärunpfcn  von  1856  wirderhult  eiiistf  Uen  mußten,  daß 
die  UniTcwißlK'it  in  den  durch  sie  grref^elten  soprorlitlicben 
Frajjen  keineswegfs  beseitigt  ist.  Hinsichtlich  der  Kaperei, 
von  der  die  Deklarntion  sagt:  „sie  ist  und  bleibt  abgeschafff", 
hat  es  an  .Meinungsverschiedenheiten  und  leidenschaftlichen 
Erörterungen  auch  in  den  letzten  fünfzig  Jaliren  nicht  gefehlt: 
es  sei  nur  erinnert  an  die  durch  Erlaß  des  Königs  von  Preußen 
vom  24.  7.  1870  angeordnete  Einrichtung  einer  freiwilligen 
Seewehr,  die  allerdings  nicht  ins  Leben  getreten  ist.  Franzö- 
siachefseits  bezeichnete  man  eine  solche  Seewehr  als  organisierte 
Kaperei,  als  dem  Art.  1  der  Pariser  Seerechtsdeklaration  stracks 
zuwiderlauft  iid.  Ob  mit  Recht,  kann  hier  nicbt  untersuclit 
werden;  jedenfalls  ist  die  weitere  Entwicklong^  nicht  der 
französischen  Auffassung  entsprechende  Wege  gegangen.  Art.  2 
und  3  —  „Die  neutrale  Flagge  deckt  das  feindliche  Gnt,  mit 
Aosnahme  der  Eriegskontrebande"  und  „Neutrales  Gut  unter 
feindlicher  Flagge,  mit  Ausnahme  der  Eriegskontrebande,  darf 
nicht  mit  Beschlag  belegt  werden"  —  sind  Stückwerk,  da  der 
Begriff  der  Kriegskontrebande  nicht  bestimmt  worden  ist. 
Recht  lakonisch  ist  anch  der  vierte,  die  Blockade  betreffende 
Ausspruch:  ^Die  Blockaden  mfissen,  um  recbtsyerbindlich  zu 
sein,  wirksam  sein,  das  heißt,  durch  eine  Streitmacht  aufrecht 
erhalten  werden,  welche  hinreicht,  um  den  Zugang  zur  Küste 
des  Feindes  wirklich  zu  verhindern.'*  Wenn  darin  ein  großer 
]ßV>rt8chritt  enthalten  ist,  so  ist  es  der,  dafi  das  seegewaltige 
Xhigland  daran  Anteil  hat.  Im  übrigen  waren  bereits  viele 
Jahrzehnte  früher  viel  weiteigehende  partikuläre  Völkerrechts- 
Sätze  über  die  Blockade  in  Geltung  gewesen.  Die  Deklaration 
an  die  WÜe  von  London,  Versailles  und  Madrid  vom  28. 2. 1780 ') 

Siehe  hierüber  and  zum  Folgenden  insbesondere:  Ii  r  r  fj  bahnt .  Die 
bewaffnete  Neutralität  1780-1783.  Berlin  1884.  S.  137,  'li'^),  J»;!  :  dit  groti- 
zügige  Düktstellung  des  ülockaderecliLH  vun  Fe t  dinand  v.  Martitz  in: 
Die  Knltor  der  Geijenwarl.  HerMiag.  Ton  Paui  HinneUrg.  Dei  GeeuDtwerkes 
TeÜ  II  Abt  VIII.  Berlin  niid  Leipzig.  1906.  S.  482  Ii.,  48611.;  Saute fenilU, 
Ü08  droits  et  des  devuirs  des  naliuns  neutres  en  tempn  de  guerre 
marUime.  P.^M.t.U.  Paris.  1868.  S.  176—274;  Cauchtj,  I^e  droit 
maritime  InternationaL  t.  H.  Paris  lHfi2,  S  l%-2(i:i  il'l  428;  das 
bedeatendütti  und  crscböpfende  Werk  von  Fauchille,  Du  biucus  fnarUime 
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hatte  das  Prinzip  angestellt:  j.(laß  man,  nm  niilier  zn  bestimmen, 
was  eineu  blockierten  Hafen  charakterisiere,  diese  Bezeich- 
nimi?  ausschließlich  in  dem  Falle  gelten  lasse,  wo  infolge  von 
Vorkehruugfen  der  den  Hafen  mit  nahe  genug  herangeführten 
und  dort  verweilenden  Schiften  attakierenden  Macht  die  Ein- 
fahrt in  denselben  mit  augenscheinlicher  (iefahr  verbundi  u  ist." 
Dazu  fügte  die  sof?.  zweite  bewaffnete  Neutralität  von  1800 
noch  die  Yerpfliclitung  des  Kommandeurs  des  lilockade- 
geschwaders,  daü  neutrale  Schiff,  welches  einzulaufen  beab- 
sichtige, von  dem  Blockadezustand  di  s  Hafens  zu  benach- 
richtigen. Eine  russisch-englische  Konvention  vom  17.  7.  1801 
verdunkelte,  ja  man  kann  fast  sagen:  hob  den  Grundsatz  der 
Efl'ektivität  der  Blockade  naliezii  wieder  ganz  auf.  An  Stelle 
des  Passus:  „mit  nahe  genug  herangefühlten  und  dort  ver- 
weilenden Schiffen'*  fand  es  diese  Konvention  für  hinreichend, 
wenn  die  Schiffe  vor  der  Einfahrt  des  Hafens  „festliegen  oder 
sich  nahe  genug  befinden"*.  Die  maßlose  Erweiterung  des 
^Blockaderechts"  in  der  Zeit  von  1800  bis  1814  beseitigte 
vorübergehend  jedes  Seekriegsrecht,  bis  man  nach  der  napoleo- 
nischen vSturmflut  in  zahlreichen  Handelsverträgen,  an  denen 
£ngland  nicht  teil  hatte,  wieder  auf  das  System  der  bewaff- 
neten Neutralität  zurückgrift.  Erst  die  Bundesgenossenschaft 
mit  Frankreich  im  Krimkriege  führte  eine  Aenderung  in  der 
Haltung  £nglandB  herbei.  Es  einigte  sich  mit  Preußen, 
Oesterreich,  Frankreich,  Bnfiland,  Sardinien  und  der  Pforte 
anf  den  Grundsatz  der  Effektivit&t  der  Blockade,  widersetzte 
flieh  aber  einer  genaueren  Abgrenzung  dieses  Begriffis,  wie  sie 
in  der  Deklaration  yom  28.  2.  1780  enthalten  gewesen  war. 

en  droit  fraut^nis.  Paris  1882;  G.  Carnazea  Amari,  Del  ölocco 
marittitno.    Cataoia.  Klean,  Lots  et  usages  de  la  neuiralite. 

T.  I.  Paris.  1898.  S.  042  -  650;  Robert  Fremont,  De  lo  Miaie  Ms 
ftavins  m  CM  de  Öloctte,  (Extroit  du  Moniieur  MariHme).  Ffcri». 
1899;  Qaeion  Compin,  JSssai  aur  le  hiccu»  maritime  en  temps  de 
$uerre.  Paris.  1899;  Despagnet,  Coura  de  droit  international  public. 
2^  vd.  Paris.  18^9.  8.632—658;  Perclft.  Das  internationale  öffenUiche 
Öeerecht  der  Oegpn wart.  2  Aufl  Berliü.  11)03.  S.  2t>i— 2ih;  weitere  Literatur 
8.  bei  Fleischtnnn  n,  Völlcerrechtsquellen.  Halle  a.  S.  1905.  S.  67,  und 
bei  Bonfils-Grah,  Lehrbuch  des  Völkerrecht«.  Berlin.  1904.  8.733,  734. 

1* 
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Inimerhin  ist  \rtikel  4  der  Spererlitsdeklaration  —  im 

Hinblick  anf  Englands  pjcitritt  und  darauf,  da!,  an  sich  von 
allen  zivilisierten  Staaten  entweder  ansdrückiicli  angenommen 
oder  docli  als  verbindlich  beliandelt  worden  ist')  — ,  richtig 
verstunden  und  nach  Treu  und  Glauben  angewendet,  der  Ab- 
schluß der  barbarischen  Zeiten  des  ö/orwÄ  sur  papier,  wenigstens 
sollte  und  könnte  er  es  sein.  Ijeider  ist  der  Grundsatz  der 
Effektivität  in  den  folgenden  Kriegen  manchmal  verletzt, 
namentlich  aiicli  zu  umgeben  versneht  worden.  Auch  in  der 
Theorie  herrscht  nnr  über  wenige  Konseqnenzen  des  an  sich 
imbestrittenen  Prinzips  Uebereinstiramnng ;  nationale  Interessen 
scheinen  es  dem  einen  oder  andern  nicht  zu  gestatten,  mit  der 
erforderlichen  Unerbittlich keit  und  Klarheit  die  sich  anf- 
drüngenden  unabweisbaren  Folgerungen  zu  ziehen. 

In  kaum  einer  Fra^e  des  Seekriegsrechts  aber  —  abgesehen 
von  der  Kriegskontrebande  —  tut  Klarheit  so  not  wie  im 
Blockaderecht  Denn  die  Blockade  ist  ^das  gewaltigste  Kriegs- 
mittel im  Seekriege;  freilich  nur  für  den  Starken  verwendbar, 
aber  trotz  ihrer  militärischen  Passivität  von  verheerender 
Wirkung,  da  sie  nicht  allein  den  Handel  der  Neutralen  gänzlich 
unterbindet,  sondern  das  Wirtschaftsleben  des  Feindes  in  seinem 
Marke  zu  treffen  vermag/  ^)  Man  geht  wohl  nicht  fehl,  wenn 
man  annimmt,  daß  sich  das  Interesse  am  Seekriegsrechte  in 
nicht  allzu  femer  Zukunft  auf  das  Blockaderecht  konzentrieren 
wird.^)  Feste,  Mißdeutung  und  Mißbrauch  nach  Mdglichkeit 
ausschließende  Regeln  über  dies  wichtigste  aller  Seekriegsmittel 
sind  also  ein  erstrebenswertes  Ziel,  dessen  Erreichung  hoffentlidi 
die  Arbeiten  der  bevorstehenden  zweiten  großen  Haager  Konferenz 
um  ein  gut  Stück  näher  rücken  werden.*) 

>1  V.Mai  fits.  S.  484:  r.  Liszt,  Das  Völkerrecht.  4.  Aufl.  Berlin 
r^iHi.  8.24  und  ä.  wo  die  äeereohtsdekliuration  in  Uebersetzaog  mit- 
geteilt ist. 

2)  c.  Martitz,  S.  488. 

^)  So  Cauehy,  U  419;  A.  Qeffeken,  im  Handbuch'  des 
V51kerrecht8  Ton  «.  EoltMendorff.  4.  Band.  1899.  S.  770.  Ueber  die 
^utiliti  aeiueUe  du  blocus"  äußt  rt  sich  in  eingebenden,  sdir  interessanten 

Aasführangon  Cnmpiu,  S.  2()H  -i^si; 

^)  Ihr  Prograuun  i&i  im  £iazdnea  noch  uicht  bduumt  gegeben. 
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Eine  enprießlicfae  Tätigkeit  aof  den  allem  Anschein  nacL 
in  absehbarer  Zeit  zn  einer  ständigen  Einrichtung  werdenden 
internationalen  Konferenzen  hat  nicht  in  letzter  Linie  die  Iclare 
Erkenntnis  der  theoretischen  Grundlagen  jedes  einzelnen  Kechts- 
institnts  zur  Voraussetzung.  Hier  harrt  noch  ein  ungemessenes 
Feld  der  theoretischen  Durcharbeitung.  Die  juru^tisch-konstruk- 
tive  Durchforschung  des  Volkerrechts  in  seinen  einzelnen  Oe» 
bieten  vermag  jenen,  eine  allmähliche  Kodiiiziening  eines  großen 
Teiles  des  internationalen  Rechtes  verheißenden  Konferenzen 
besser  vorzuarbeiten  und  sie  nachhaltiger  zu  fördern  als  ein- 
seitig recbtsgeschichtliche  Forschung  und  Erörterung  wirtschaft- 
licher und  politischer  Streitpunkte.  Je  mehr  die  begriffsbildende 
Jurisprudenz  die  Bemeistening  der  unabsehbaren  Menge  von 
Elrscheinungen  ermöglicht,  in  desto  ruhigeren,  und  sichereren 
Bahnen  wird  sich  die  Austragung  der  Interessenkämple  voll- 
ziehen können.  Und  das  gilt  nicht  zuletzt  vom  Blockaderecht 
Drum  war*s  keine  müßige  Spekulation,  kein  unfruchtbarer 
Doktrinarismns,  wenn  die  Ttieorie  sich  immer  wieder  dem 
J^roblem  zuw.m(ite,  wie  das  I^lockaderei  lit  juristisch  zu  kon- 
struieren sei,  auf  welchem  Fiüiilaineiit  das  Hlockaderecht  ruhe. 
Dieser  für  den  Ausbau  des  Blockaderechts  niclit  zu  unter- 
schätzenden Arlx  it  haben  sich  die  französischen  Juristen 
besonders  angelegentlich  gewidmet;  sie  behandeln  meist  im 
Anfanjr  ihrer  DarstelliinfT  des  für  die  Blockade  gellendeu  Rechts 
„U'  fondemetit  jnriänfae  du  blocus'*.  Nur  eine  solche  Tnter- 
suchung  kann  dcni  l^lockndrrrcht  die  richtige  Stt  lliintr  im 
System  des  Völkeireclits  aii\v(  i^t  n.  Klarlieit  hicrühiT  ist  auch 
für  denjenigen  unerlälilieli,  (Irr  sich  aus  Zw(rkm;Uji}2k«'it>>- 
grüuden  für  die  Einstellung  des  gesamten  Block;nlt  n ciits  n\ 
die  Lehre  von  den  Rechten  und  l'lliclifon  der  Neutiaku 
entscheidet,  (ielingt  es.  bis  zur  Wiirzil  des  Hloikaderechts 
vorzudringen,  so  ist  daiiiit  eint-  t'iiiwaudfreii'  Kiit-schciduiig  iu 
(h'ii  vielen  Zweifelstiillcii  jit  sicht  rt.  die  in  jedem  Kriege  in 
strts  neuen  Wendungen  auftauciien  und  rechtlich  prfniit  sein 
wollen.  Selten  gibt  ein  nachweisbares  (iewohnlu*itsrc(  Iit.  noch 
seltener  staatsvertraglich  fixiertes  Recht  eine  Antwort  auf  die 
einzelne  Zweifelsfrage.  Darum  gUt'ä,  den  Grundgedanken,  auf 
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den  die  wenigen  unbestrittenen  Bloclcftdereclitsstttze  zurück- 
zufahren  sind,  zu  erforsclien  und  klar  zu  stellen. 

Die  Mehrzahl  der  englischen  VölkerrechtstheoTetiker  liefi 
es  sich  bisher  Überall  da,  wo  ihnen  das  materielle  Interesse 
ihres  Landes  in  Frage  zu  stehen  schien,  wenig  angelegen 
sein,  dem  Seekriegsrecht  feste  wissenschaftliche  Grundlagen  zu 
schaffen.  Namentlich  hinsichtlich  des  Blockaderechts,  seiner 
rechtlichen  Natur,  dürfte  dieser  Vorwurf  auch  heute  noch 
begründet  sein,  wenn  anders  FauchUle,  Bonfils  und 
Comp  in  uns  recht  berichten.  Sie  geben  uns  das  Urteil  wieder, 
welches  Geasner  vor  42  Jahren  fiUlte:  „Die  Wissenschaft 
und  die  großen  Interessen  der  christlichen  Zivilisation  haben 
fftr  die  englischen  Publizisten,  soweit  das  Seereeht  in  Frage 
kommt,  immer  nur  eine  nebensächliche  Bedeutung  gehabt ;  ihre 
Hauptsorge  ist  es,  die  Ansprüche  ihres  Vaterlandes  auf  diesem 
Rechtsgebiete  zu  verteidigen.  iSelbst  die  angesehensten  neueren 
J'ublizisttn,  wie  Wild  ma  n ,  Oke  Ma  n  ning ,  Jame.^ 
Reddie  und  Ph  Uli m  ore  weisen  zur  Erkläningdes  Bloc  kadc- 
rechts  lediglich  auf  die  Praxis  Großbritanniens  hin",  aut  die 
En tscln  Klangen  der  englischen  Prisengerichte.*) 

Ditjnns'-)  faßt  sein  Urteil  über  dii'  englische  Praxis  und 
D(»ktrin  des  Blockadprcc  lits  dahin  /»iisaiauitii :  „Ponr  V Anfjleterrp. 
U  hl  OCHS  n'a  Jantais  vtv  autre  vhose  que  la  justificatiou  de 
Viuierdirfioft  du  (omnierrr  de.'^  }iei(tres  arec  Vennemi  au 
moyen  d  un  deploienient  de  forces  du  belligt^ra/U  devant  les 

*)  Gessner,  Lc  droit  des  neutres  sur  vier.  Berlin.  1865.  8.  147; 
BonfiU'Grak,  Lehrbuch  dee  V61kerrecbtf.  B«rUn.  1904.  S.  800; 
FauehilU,  S.  81;  Compin^  S.  6. 

Charles  Dupui»,  L»  droit  de  la  fpterrt  maritime  d^aprie 

len  doctrincfi  angtaises  coutemporaines.  Paris.  1899.  S.  202.  Dupuia 
hat  zur  Orundlaf^p  sein»  r  TlarsteUnnt?  folpende  Werke  genommen  fs.  Pr^face 
Xt) :  Sir  Robert  l*h  1 1 1  i  tu  u  r e ,  Commeniat  iefs  upoti  itttprnntionnl  Jatr. 

editioH.  London.  I8öö.  T.  IIL  Holland,  A  mauual  uj  tmcat  prize 
lau».  London.  1S88;  Sir  Travera  Twiae,  Le  droit  des  gens  ou  des 
nations  considiriea  cotnme  communafUiss  fndipendantea,  T.  II;  Des 
droits  et  des  dennirs  des  naHom  cn  femps  de  guerre,  Baris.  1889; 
TTnll.  A  trcathc  on  intenuilional  law,  4^  vdifion.  Oxford.  1895; 
T.  J.  Lawrence,  The principlef  of  international  law.  London.  1895. 
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places  späcialemmt  frapp^  par  cette  mterdiction.  Idi 
prohiHÜm  de  tous  rapports  avec  l'ennemi  est  l'ottjet  tssemM 
du  hiocus;  le  deploiement  de  farce  n*en  est  qae  la  oondtUm 
qenante  doHt  ü  c&nvient  de  ne  pas  exagerer  l'importance" 
Nach  Lawrence  verlaugt  d&s  inteniAtiooale  Recht  für  das 
Voiliejiren  einer  effektiven  Blockade  nur,  daß  der  Versuch,  in 
den  blockierten  Hafen  ein-  oder  aus  ihm  ausznlaufen,  eiiier  offen- 
baren und  dringenden  Gefahr  aoBsetst,  und  letztere  wird  nach 
englischer  Praxis  sehr  leicht  angenommen.  0  Das  engliaehe 
System  umgeht  die  Effektivität,  Sinn  und  Worte  der  Pariser 
Seerechtsdeklaration  nicht  achtend.^) 

Sine  Abwägung  der  in  Frage  stehenden  Intertesen  fährt 
den  besten  Kenner  des  Neutralitätsrechts,  den  schwedischen 
Legalionssekretär  Biduurd  KJke»,^  dazu,  dem  Blockaderecht 
die  Juristische  Grundlage  völlig  abzusprechen.  Ihm  erscheint 
der  militärische  Vorteil  der  Blockade  heutzntsge  nicht  mehr 
groß  genug,  um  der  Verletzung  der  Rechte  der  Neutralen  durch 
die  Anwendung  eines  solchen  Kriegsmittels  die  Wage  zu  halten. 
So  ist  es  ihm  unverständlich,  wie  die  Doktrin  ein  Angriffs^ 
mittel  sollte  rechtfertigen  können,  das  in  seinen  Wirkungen 
gegen  den  Feind  ebenso  zweifelhaft  wie  nur  indirekt  ist  und 
das  die  Neutralen  fast  ebenso,  wenn  nicht  noch  schärfer,  trifft 
wie  den  Feind.  —  Hier  liegt  eine  Verwechselung  dessen  vor, 
was  heute  Rechtens  ist,  und  dessen,  was  nach  KUen^s  Ansicht 
aus  allgemeinen  (lerechtigkeits-  und  Nützlichkeitserwägungen 
für  die  Zukunft  als  richtiger  Rechtszustand  zu  erstreben  ist. 
Krkennt  doch  Kleen  seihst  aii.^)  daß  das  Institut  der  P)lockade 
iiu<"h  nioderneni  internationalem  Rechte  jils  positiv  reclits^riiltig 
iH'steht.  iSullte  da  die  Tiieurie  daiaui  viizichten  »lurhü.  nach 
einem  einheitlichen  Prinzip  tür  die  zweifellos  geltenden,  in 
ihrer  Auslegung  allerdings  vielfach  strittigen  Sätze  des  Blockade- 
Tvclits  ZU  suchen?  Das  <;anze  Bluckatlereeht  schlechthin 
negierend  würde  sie  die  ihr  ubliegendeu  Au^aben  nicht  erfüllen. 

<)  Dupui$,  S.  303. 
S.  V.  MartitM,  S.  4»». 

*)  Kleen.  I  551. 
*)  JCUen,  I  544. 
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Pohl, 


Wozu  kann  dipse  einfacli  ahk'linciide  Haltung  führen  als  7.n 
einem  Verziclit  auf  wiss^nscliaftliche  Vertiefung  des  nun  <li>cli 
einmal  bestehenden  Hlockadereeljts ?  Die  bislierige  Kntwit  khing 
des  Institnts  pfibt  die  Finprorzeijre  für  notwendijre  Reformarbeit, 
die  nnr  durch  Anknii{»ti'n  an  das  bisher  Erreichte  wirksam 
f^efördert  werden  kann.  Krst  w  ctui  der  Bestand  an  Heclits- 
sätzen  über  die  Blockade  klar  {gestellt  nnd  (bis  ihnen  zup^runde 
lie^rende  Prinzip  heraüs«refunden  ist.  sollt»  man  diesem  aner- 
kannte völkerrechtliche  (inindsätze  «re^enübei-  lialten  ini  !  i  rüfen, 
ob  sich  jenes  Prinzij)  im  Widerspruch  mit  ihnen  betindet.  Ist 
letzteres  der  Fall,  so  ist  damit  der  Beweis  erbracht,  daß  dem 
Recht^sinstitute  der  Blockade  noch  positive  Rechtssätze  fehlen, 
die  es  mit  allgemeineren  Korderuiifren  des  Völkerrechts  in 
Einklang  zu  bringen  venniigen.  Diese  fehlenden  Sätze  sind  zu 
formalieren,  ihre  Festütellung  durch  internationale  Vereinbarung 
ist  zu  erstreben.  Die  Blockade  als  Kriegsmittel  wird  sich  nie 
beseitigen  lassen,  ebensowenig  wie  der  Krieg  auf  hoher  See 
überhaupt,  so  sehr  er  auch  Neutrale  schädigen  oder  gefährden 
mag.  Schwerlich  werden  jemals  die  Seemächte  von  der  Handels- 
blockade Abstand  nehmen  wollen,  „der  schärfsten  Form,  nra 
mit  wirtschaftlichen  Mitteln  auszunutzen,  was  der  Erfolg  der 
Sehlacht  dem  Sieger  zu  tun  gestattet.''*) 

Diejenige  Theorie,  welche  trotz  wiederholt  erhobenen 
Widerspruchs,  ja,  leidenschaftlicher  Bekämpfung  heute  noch  als 
die  herrschende  das  Feld  behauptet,  ffihrt  die  aus  der  Tatsache 
der  rechtswirksamen  Blockade  sich  eigebende  Rechtslage  auf 
die  Kriegsnotwendigkeit  zurück. 

Auf  sie  hat  schon  Grotius  das  Blockaderecht  gegründet.^ 
^Nam  $i  tueri  mt  non  possnm  nisi  quae  mittuntur 
intercipiam,  necessitas  . .  .  ius  dabit,  sed  suÖ  anere 
restihiHonis  niat  alia  causa  accedat,  Quod  si  iuris  mei 
easecuHonem  rerum  suhvectio  impedierit,  idque  scire  poHterit 
qtd  adveasU,  ut  ai  oppidum  ohsessum  ten^m,  si  portus 

^)  C.  t.  Mditzahn,  Vizr-Athniral  a.D..  Der  Seekrieg.  Leipaig.  1906. 
(Aus  Natur  iiinl  (nnsteswelt  HB)  107. 

De  jure  belli  ac  pacis  liöri  ti  es.  l.  :i.  c.  1,  V.  Vgl.  dazu  KleeH, 
I54d  and  Cauchy,  II  197. 
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da u SOS,  et  iam  deditio  out  pax  exspectaJbatur,  tenehitur 
nie  mihi  de  daimno  culpa  dato^  tU  qui  debihrem  carceri 
exemit,  aut  fugam  eitts  in  meam  fraudem  iustruasii:  M  äd 
dämm  doH  modum  res  quoqtte  eius  capi  et  daminktm  earum 
debiti  consequendi  causa  quaeri  poterü.  Si  damnum  nondum 
dederit  sed  dare  volueritj  ius  erit  rerum  refentione  eum 
cogere  ut  de  futuro  caveat  obsidibus,  pignoribus  aut  aUo 
modo.  Qiwd  si  praeterea  evidentissima  sit  hosHs  'mei  in 
me  iniustitiaf  et  iUe  eum  in  bello  irnquissmo  conflrmetf  iam 
nan  tantum  civiliter  ienebitur  de  damno,  sed  et  criminaliter, 
ut  is  qui  iudici  imminenti  reum  manifestum  eximU:  atque 
eo  nomine  licebit  in  eum  statuere  quod  delicto  convenit, 
secundum  ea  quae  de  poenis  dixinutSf  quare  intra  eum 
modum  etiam  spoliari  poterit  Et  has  ob  causas  solent  a 
bellum  gerentibus  publicae  signiflcationes  fieri  ad  alios 
populos,  tum  ut  de  iure  causaCf  tum  etiam  ut  de  spe 
probabili  iuris  ejpsefpiendi  appareat.  Hanc  autem  quaestionem 
ad  üts  naturae  ideo  retuUnnus,  quia  ex-  historiis  nikU 
comperire  poiuinms  ea  de  re  iure  voluntario  gentium  esse 
constitutum.**  —  Wir  sehen,  Grotius  läfit  das  Interesse  des 
Kriegführenden  (si  tueri  me  non  posst*m  nisi),  die  neeessitas, 
in  erster  Linie  entscheiden,  er  jribt  ihm  so  weitgi  hende  Rechte 
gegen  die  Blockadebrecher,  daß  diese  gemeinen  Verbrechern 
gleich  I)ehandelt  werden  können.  Der  l^lnckadebredier  stört 
die  kriegerischen  Operationen,  er  stellt  ihren  Erfolg  in  l'rage, 
also  darf  der  Kriejrtülin  iHlo  ilim  .sein  (int  nehinni;  und  hat 
der  neutrale  rntcrtaii  ^ar  einen  Feind  unterstützen  wollen, 
dessen  Sache  uftViibar  ungerecht  ist.  so  kann  er  peinlidn  r 
Strafe  überliefert  wtidrii.  OffenlMi-  ungere<ht  aber  war  die 
Sai  lic  des  Kriiulrs  wohl  stets  na<  h  dw  Praxis  der  aiidcrtn 
Kriegspartrj ;  alles  was  dnu  iie lligereiitrii  si  liadrt.  i>t  iiiifre recht. 

Diese  weite.ste  Aiisdi  himng.  w  elche  die  Thenrir  der  Kriegs- 
iiut wendigkeit  je  i  ilahren  liat.  iilirrläßt  den  Xcntralpu  ganz  dem 
Ermes.sen,  ja,  der  vö]li<ren  Willkür  des  bhx  ku-n  iidt  ii  Staates. 
Hi.storisch  dürfte  sie  einmal  durch  das  liollundiM  In*  Ueber- 
gewirlit  zur  Scr  im  Anfang  des  17.  .lahrhundi  rts  ihre  Er- 
klärung hiideu;  sodann  aber  ist  ihr  Auftauchen  dem  rmstanüe 
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zuzuschreiben,  daß  zu  (xro/f>f  .<?  *  ZfMtcii  eme  effektive  Blockade 
wepen  der  damalie^eii  unvollkonimenen  Art  der  Seerüstuop'  der 
iStiiatcn  nicht  (hirchtuhrl»ar  war.  Die  holländische  Praxis  des 
ausgehenden  16.  und  des  beg^iniiendeii  17.  Jahrhunderts  braciiie 
die  papiernc  Blockade  (blociis  sur  paffierj  ^)  in  8chwung.  In 
ihrem  Kampfe  gegen  die  Spanier  hatten  die  Holländer  1584 
alle  flämischen  Häfen  für  blockiert  erklärt,  ohne  daß  dieser 
Erklirang  eine  wirkliche  Abspeming  der  Häfen  entsprochen 
hätte.  An  dieser  Praxis  hielten  sie  in  den  folgenden  Jahr- 
zehnten fest;  zwei  OrdonnAnxen  von  1586,  eine  dritte  aus  den 
Jahre  1622  und  eine  letzte  von  1024  sanktionierten  die  papieme 
Blockade.  So  entspricht  die  Auffassung,  die  Grotius  io 
seinem  1625  erschienenen  Werk  vertritt,  dem  hoUftndischeii 
Kriegiqgebraucfa  jener  Zeit,  der  aach  in  dem  vielgenaiintoB 
Edikt  vom  26.  6.  1630  nur  scheinbar,  jedenfalls  aber  nur  teil> 
weise,  aufgpegeben  worde.^)  Angesichts  der  mittlerweile  Tdlligr 
veränderten  Verhältnisse  nnd  Anschauungen,  insbesondere  des 
nunmehr  feststehenden  Erfordernisses  der  Effektivität  der 
Blockade  scheidet  die  Begründung,  welche  der  Vaier  des 
Völkerrechts  dem  Blockaderecht  gegeben  hat  und  wekhe  die 
ZulSssigkeit  der  papiemen  Blockade  zur  Voraussetzung  nimmt, 
für  unsere  weitere  Betrachtung  aus.  Gleichwohl  entbehrt  sie  nicht 
des  Interesses,  da  auch  in  neuerer  Zeit  ähnliche  Versuche,  das 
Recht  einer  Scbeinblockade  zu  statuieren,  nicht  ausgeblieben  sind. 

-  Worauf  gründet  sich  die  moderne  Theorie  der  Kriegsnot- 
wendigkeit,  die  die  Grundlage  des  Blockaderechts  sein  soll? 

Ihre  Anhänger  sind  keineswegs  aus6chlie61ieb  deutsche  Publi- 
zisten, wie  man  nach  Bo  nfils- Gr  ah  anzunehmen  versucht  sehi 
könnte.^  Wir  begegnen  hier  vielmehr  neben  ihrem  Hauptvertreter 
Gessner  und  Bluntschli  und  Uli  mann  u.  a.  Travert 
Ttciss,  V.  Martens,  Rivier,  G.  Car/iajrza  Amari,  Com- 
pin:  auch  Gal in  h  i  und  Canch  ij  dürftt  ii  hier  zn  nennen  sein.*) 

M  Auch  „bUn  usfii  ftf"^.  ..bloius  de  Ltibhnf    Ji!  hus  uftgluts**  gtoaxilA. 
Näheres  s.  bei  Fauchillc ,  S.  tMi  und  Cum^tM,  S.  21. 
Bonfils-Gi  ah,  i>.  8üÜ,  «Ol. 
«)  Vgl.  A'/«^»,  1545,546;  £^/;mai»ff,  Vmkemcht.  im8.3aO,dflraiicli 
Dwapagnet  als  Vertreter  der  Notwendtgkeitstbeorie  aufführt  D*9pag mett 
Cours  de  droit  intern,  public,  2*44,  Paris.  1899.  8. 6S1  beklmpft  sie. 
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Gesanerhedpefindet  die  Theorie,  daß  der  Titel  der  Bloclude 
nur  in  der  Knegsnotwendig^keit  liegen  könne,  wie  folgt:  Die 
Kiiegsnotwendigkeit  mufi  im  einzelnen  Falle  wirklich  gegeben 
min,  nni  die  Annahme  einer  rechtmäßigen  Blockade  zn  stfitzen; 
die  blofie  Behauptung  einer  Notwendigkeit,  die  gar  nicht  vor^ 
liegt,  kann  nicht  geniigen,  das  wftre  WUlkfir  nnd  Mißbrauch. 
Denn  die  Blockade  muß  wirksam  sein;  dann  ist  sie  aber  auch 
das  wichtigste  Mittel,  um  im  Seekriege  den  lirfolg  an  sich  zu 
fesseln  und  die  Wiederherstellung  des  Friedens  zu  beschleunigen. 
Darum  ist  sie  ein  notwendiges  Kriegsmittel,  und  diese  Not- 
wendigkeit, die  dazu  ftthrt,  daß  den  Neutralen  der  Handels- 
verkehr mit  den  blockierten  Häfen  verboten  ist,  wurde  immer 
von  allen  Mächten  anerkannt  und  gab  von  keiner  Seite  zu 
irge.idwie  erheblichen  Beschwerden  Anlaß.    Somit  ist  die 
Notwendigkeit,  den  Kriegführenden  ein  solches  Recht  zuzu- 
erkennen, genttgend  nachgewiesen;  diese  Tatsache  und  die 
geschichtliche  Sanktion,  welche  das  Blockaderecht  erhalten  hat, 
sind  hinreichend,  um  ihm  eine  feste  Grundlage  zu  geben.^) 

Anf  dem  rmweire  üher  eine  Fiktion  war  Galiani  schun 
1782^)  dazu  gelangt,  die  Notwendigkeit  der  Einschließung 
eines  Platzes  als  den  entscheidenden,  diese  Kriegsraaßrege! 
rechtfertigenden  (»rund  hinzustellen.  An  und  für  sich  haben 
allerdings  die  Neutralen  ein  ebenso  not\\  •  udiges  wie  absolutes 
Recht,  auch  naeh  Ausbruch  des  Krieges  mit  ifiden  Belligerenten 
weiterhin  Handelsverkehr  zu  ptlegen,  alsu  auch  mit  den  ein- 
geschlossenen Plätzen.  Dieser  Konflikt  der  sich  schroff  gegen- 
überstehenden Hechte  der  Kriegführenden  und  der  Neutralen 
könnte  nur  durch  Gewalt  zur  Entscheidung  gebracht  werden, 
wenn  sich  nicht  die  Neutralen  verpflichteten,  sieh  für  die 
Dauer  der  Kinschließung  jeden  Verkehrs  mit  dem  Platze  zu 
enthalten,  oin  den  Zweck  der  lu:iegsmaliregel  nicht  zu  vereiteln ; 

1)  Ges»  11  c  I  ,  S  151. 

(Oaliantj ,  De"  doveri  de'  principi  neutrali  vcrm  i  pt  tucijn 
guerreggianHy  e  äi  questi  iferao  i  neutmli.  Nel  MDCCLXXXII,  capo 
IX  §  II.  Dua  Kleen,  I  S.647;  Qeasner,  S.  152;  HauUfeuilU, 
II  193,  194;  Cauehy,  II  88S  ss.  —  OalianVs  Werk  nadiieD  ohne 
Angabe  Ton  Droeker  and  Drackort. 
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dagepft  n  übernehmeii  die  Kriegführenden  entsprechende  J*fiichteu, 
um  die  Auf orderangen  einer  wirksamen  Absperrung  zu  erfüllen. 
—  Also  ein  Kompromiß,  bei  welchem  die  Kriegführenden  nur 
nehmen,  in  Wirklichkeit  alier  nicht«?  geben,  ein  Umwe^.  den 
Gessner  wohl  nicht  zu  Unrecht  ,.ein  wenig  doktrinär''  Hndet, 
ein  Kompromiß,  der  die  Notwendigkeit  als  Rechtsgrundlage  der 
Blockade  unbewiesen  läßt. 

.Auch  Cauchy  wird  nicht  mit  Unrecht  zu  den  Anhängern 
der  Notwendigkeitstheorie  gezählt.^  Kr  sucht  sie  zu  vertiefen 
und  gelangt  von  interessanten,  aber  doch  wolil  unrichtigen 
Gesichtspunkten  zu  dem  Resultat,  daß  der  Vorwurf,  das  Recht 
der  Kriegimotwendigkeit  schließe  eine  vernünftige  und  gerechte 
Beschrftnknng  des  Bloekaderechts  der  Kriegführenden  aus, 
unhaltbar  sei.  Nach  CaucHy  sind  zwei  Arten  oder  Grade 
der  Kriegführung  zu  unterscheiden.  Die  erste  ist  der  Krieg 
im  weitesten  Sinne;  man  sucht  und  bek&mpft  den  Feind  überall, 
wo  man  ihm  begegnet  und  wo  man  berechtigt  ist  zu  kämpfen. 
Die  zweite  Kriegsart  ist  der  „Belagenings-  oder  Blockade- 
krieg^,  ein  lokalbegrenzter  Krieg,  der  seine  eigenen  Voraus- 
setzungen und  Regeln  hat.  Die  allgemeine  Kriegserklärung 
schließt  die  Erklärung  dieses  ,.Belagerung8-  und  Blockade- 
krieges' keineswegs  in  sich ;  zu  letzterem  bedarf  es  besonderer 
förmlicher  Anzeige.  Durch  die  Notifikation  der  Blockade  wird 
das  Kriegsrecht  nicht  nur  auf  den  blockierten  Hafen,  insbe- 
sondere  auf  die  dort  befindlichen  feindlichen  Streitkräfte  erstreckt, 
sondern  auch  jedem  feindlichen  Untertan  im  blockierten  Gebiete 
wird  der  Krieg  erklärt;  die  eingeschlossenen  Individuen,  ob 
Soldaten,  ob  Beamte,  ob*  Bürger,  sie  alle  werden  in  ihrer 
Gesamtheit,  so  lange  offene  Gewalt  oder  Hunger  sie  nicht  zur 
Uebergabe  zwingt,  von  der  blockierenden  Macht  als  Feinde 
behandelt.  Um  sie  zur  Aufgabe  des  Widerstandes  zn  zwin^^i  ii. 
untersagt  sie  ihnen  jeden  Handel,  jede  Verbindung  mit  der 
Außenwelt.  —  Diesen  zwei  Arten  der  Kriegführung  entsprechen 
zwei  verschiedene  (Inule  von  lMli(  htiii  der  Xeutralerr  Diese 
liaben  sicli  dur  Kiniiii.seliuiijz  in  die  kriegerischen  Mauiialuiieu 

V  Cauchy,  IX  li^M.  m,  41ü.  Dazu  Gessner,  b.  161  und  Kleem, 
I  546. 
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zu  t  iithalten;  das  trifft  in  beiden  Fällen  zu.  Die  zweite  Art 
steigert  aber  diese  Pflirht  und  hemmt  die  Bewefrungsfreiheit 
der  Neutralen  in  viel  hiihereni  Maße.  Während  im  gewöhn- 
lichen Kriege  die  Beziehungen  zwischen  Neutralen  und  Krieg- 
führenden gnindsiitzlich  bestehen  bleiben,  würde  im  .Belage- 
rungs-  und  Blockadekrieg''  die  Fortsetzung  dieser  Beziehungen 
die  ganze  kriegerische  Aktion  illusoiisch  machen.  £ln  Verkehr 
mit  dem  blockierten  Hafen  ist  also  eine  Einmischung  in  die 
Feindseligkeiten  und  berechtigt  daher  die  blockierende  See- 
macht, die  blockadebrechenden  neutralen  Schiffe  anzuhalten  und 
zu  beschlagnahmen.  Dieses  Recht  setzt  voraus,  daß  der  Ver- 
kehr tatsächlich  ganz  abgeschnitten,  daß  die  Blockade  effektiv 
ist;  sonst  wäre  eben  der  Blockadebruch  kein  Versuch,  eine 
rechtmäßige  Kriegsmaßregel  zu  vereiteln.  Daraus  aber  ergibt 
sieh  IQr.den  F^,  daß  der  Kriegfahrende  zu  der  die  Neutralen 
in  höherem  Maße  einschränkenden  Kriegsart  flbezgeht,  eine 
Steigerung  seiner  laichten:  er  muß  die  Lasten  einer  effektiven 
Blockade  auf  sich  nehmen. 

Wir  finden  hier  dieselbe  Idee  zur  Kechtfertigung  der 
Notwendigkeit  als  Grundlage  des  Blockaderechts  wie  bei 
Oaliani:  den  Gedanken  eines  Kompromisses  zwischen  den 
Interessen  der  Neutralen  und  der  Kriegspartelen.  Ganz  ab- 
gesehen davon,  daß  von  Ca  fic/i^'^  Ausgleichsversuch  dasselbe 
gelten  muß,  was  wir  gegen  Galiani  sagten,  ist  die  Ein- 
teilung in  Kriege  im  weitesten  Sinne  und  in  „  Belagerungs- 
und  Blockadekriege''  schon  um  deswillen  recht  bedenklich,  weil 
Land*  und  Seekriegsrecht  nach  dem  heutigen  Stande  des 
Völkerrechts  nicht  streng  genug  zu  trennende  Gebiete  sind; 
Blockade-  und  Belageningsrecht  haben  eine  von  einander  unab- 
hängige Entwicklung  und  lassen  sich  nur  in  einzelnen  Punkten 
—  und  auch  da  istgrölite  Vorsicht  geboten  —  in  Parallele  stellen. 

Die  Kritik  der  Theorie  der  Krit  gsnotwendigkeit  kann  sich 
alf?o  unter  Beiseittlassung  des  6'« //^/ // /  "sehen  und  des  eben 
erwähnten  l>pgründungsversuchs  im  wesentUclien  auf  eine  Prüfung 
der  iStiehhultigkeit  der  G  essner  'scIien  Argumente  beschränken. 

Wenn  (i  v.ss  n  er'  s  Theorie  richtig  sein  .soll,  so  inulj  sie 
alle  geltenden  l>iockaderechtssätzü  decken;  es  dar!  dann  kein 
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einziger  Satz  als  über  die  behauptete  Kriegsnotwendigkeit 
hinaiistTphend  und  dnreh  sie  nielil  erklärt  übrig  bleiben.  Aus 
eiin  IM  zutrefieüd  lorniulierten  Prinzip  iniisseFi  sicli  die  einzelnen 
unstreitigen  Rechtssütze  als  logische  Fulgei  iniii  n  herleiten 
lassen.   Besteht  Gessner  's  Theorie  diese  Prnbey 

Vm  zu  einer  sicheren  Antwurt  anf  diese  l-  rage  zu  erelangen, 
dürfte  es  sich  empfelil«  n.  die  bislier  in  der  völkerrechtlichen 
Literatur  gegen  das  Prinziii  der  Kriegsnotwendigkeit  als  Grund- 
lage des  ßlockaderechts  geltend  gemachten  Einwendungen  näher 
ZQ  würdigen.  Schon  jetzt  sei  bemerkt,  daß  manches  von  dem, 
was  gegen  G essner  voigebracht  worden  ist,  sicherlich  gegen 
Gr  Ott  US,  der  die  Krie^notwendigkeit  als  das  rechtliche 
Fnndament  der  papiemen  Blockade  hingestellt  hat,  zntrifit, 
nicht  aber  gegen  die  moderne  Notwendigkeitstheorie. 

Ihr  entschiedenster  Gegner  ist  vielleicht  Fauchille.  der 
Verfasser  einer  breitangelegten  Monographie  über  das  Blockade- 
recht Bon f Ha  bat  sich  ihm  yoliständig  ang^sclüossen.  Beide 
halten  es  für  unmöglich,  ans  der  Kriegsnotwendigkeit  die 
einzelnen  geltenden  Blockaderechtssatze  logisch  zu  entwiciceln.^) 
Diese  Theorie  setze  die  Willkür  an  die  Stelle  des  Rechts,  das 
Recht  der  Notwendigkeit  könne  weder  Schranken  noch  Gesetze 
haben.  Wenn  das  Interesse  der  Kriegführenden  —  dies  sei 
für  sie  „Notwendigkeit'^  —  allein  ausschlaggebend  sei,  so 
würden  die  Rechte  der  Neutralen  gänzlich  dem  Ermessen  des 
Knegffihrenden  anheimgegeben.  Es  sei  doch  nicht  angängig, 
die  Neutralen,  die  auch  der  Souveränität  nicht  darben,  dem 
souveränen  Willen  der  Kriegsparteien  zu  unterwerfen.^) 

Diese  Einwendung  geht  entschieden  zu  weit.  Sie  veigißt, 
daß  Notwendigkeit  nicht  Willkür  bedeutet  und  daß  nach  aner-r 
kanntem  völkerrechtlichen  Grundsatz  die  Blockade  effektiv  sein 
muß.  Eine  effektive  Blockade  aber  —  die  allein  eine 
Blockade  ist  —  bietet  durch  die  Effektivität  an  sich  schon 
Garantien  gegen  sc.irankenlose  Willkür.  Ist  die  Blockade  in 
der  Tat  wirksam  erric  it.  t,  so  wird  der  blockierende  Staat 

h  Fuuvhille.  ^.2\    21     /{>tt/tl<G  ,< // .  S.  ,H()!. 
-I  Ebi-nso  De  p  ignet       ü       Bi  >>i  ke    m  Jieoue  d,  dr.  intern, 
et  de  legi-^l.  comp.    ihi-<.        mn/  c.    d.  i>'t-> 
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Dicht  nötip:  haben,  aus  dt  m  Blockaderecht  etwas  anderes  her- 
Zöleiten  als  die  Hefugnis,  ihre  direkte  Störung?  zu  verhindern. 
Insbesondere  kann  ein  Vorjrelu  n  itadi  der  herüchti^eu  „Tlieorie 
der  einheitlichen  Reise*"  nicht  als  kiiegsnotweiidifj:  verteidig:t 
werden;  besteht  an  Ort  und  Stelle  eine  eftVktive  Blockade,  so  ist 
das  Absegeln  r-iues  Scliiffps  von  einem  Huinlerte  von  Seemeilen 
eulfernten  Hafen  nach  dem  hl<»ckierten  Orte  noch  nicht  treeipnet, 
das  Krie^sniittel  d*  i  niockade  kraitlos  zu  inaclieii.  Also  ist 
die  Wegnalime  eines  solchen  Schiffes  weder  mit  dem  Erfordernis 
der  Effektivitiit  noch  mit  der  Kri<'<i:snotwendi;j:keit  in  Rinklan^r 
zu  I  i  1  [i^^f'U.  l^ie  Theorie  dei-  eiiiliciHirlien  Reise  kann  nur  die 
versk^ckte  Wiedereinfiihrunjj  der  |>aj)ieriien  Blockade  zum  Zweck 
haben,  und  eine  Praxis  nach  einer  solchen  jeder  Willkür  Tür  und 
Tor  öffnenden  Lehre  verstößt  }j:e<xen  Artikel  4  der  Seererhts- 
deklaration.  Jeder  an  der  letzteren  beteiligte  Staat  würde  siel) 
also  einer  Völkerrochtsverletzunjr  schuldig  machen,  wenn  er 
nach  dieser  verwerflichen  Tlieorie  verführe.  Leider  huldigen 
ihr  bis  in  die  neueste  Zeit  außer  England  nocii  die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika,  die  an  der  Pariser  Seerechts- 
dfeklaration  nicht  beteiligt  sind  und  sich  auch  sonst  m.  VV. 
noch  nicht  durch  Staatsvertrag,  auf  diese  verpflichtet  haben. 
Die  Instruktionen,  welche  das  amerikanische  Staatsdepartement 
1898  für  die  Blockadegeschwader  vor  den  kubanischen  Häfen 
und  vor  Manila  erließ,  stellen  sich  zwar  auch  in  ihrem  zweiten 
Artikel  auf  den  Standpunkt,  daß  eine  Blockade,  um  effektiv 
trod  rechtsverbindlich  zu  sein,  von  einer  Streitmaclit  aufrecht 
erhalten  werden  mu6,  die  hinreichend  ist,  nm  die  Ein-  und 
Ausfahrt  gefährlich  zu  machen;  die  Konsequenzen  aus  diesem 
Grundsatz  werden  aber  nicht  vollständig  gezogen,  vielmehr 
wird  in  Art.  8  die  Theorie  der  einheitlichen  Reise  proklamiert.') 
Diese  Lehre,  die  schon  in  dem  berühmt  gewordenen  holländischen 
£dikt  vom  26.  6.  1630  enthalten  war,»)  Iftßt  sich  durch  die 

*)  Diese  Instruktionen  sind  mitgeteilt  \m  Ctnnpi  tt,  S.  IHM  ss. 

^)  Vgl.  über  (hissölbe  neiierdinps  CJutrlits  JJuputs,  Le  diolt  de  La 
gnerre  maritime  d'uprea  lea  äoctrines  anglaUtes  conlemporainen.  Paris, 
m.  8. 188^186,  228-230.  8.  ferner  Meffier,  Dm  BoropftiMbe  Vdtker- 
ncht  der  Gegenwart.  Berlin.  1844.  S.  858  n.  3;  FauchilU,  8. 350  n.: 
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Behauptung:  der  Kriegsnotwendigkeit  eines  solchen  Vorgehens 
nicht  rechtfertigen,  sie  steht  mit  der  Theorie  der  papiernen 
Blockade  in  Einklang,  welcher  sie  auch  zu  danken  ist.  Jeder 
konsequente  Vertreter  der  Notwendigkeitstht  orie  wird  die  Lehre 
von  der  lüulititlichen  Reise  ebenso  entschieden  ablehnen  raüsseu, 
wie  dies  Fan chille  mit  KVclit  getan. 

Eil!  zwrittT  von  Fan  chille  vorgebrachter  Kiav.  atid  frelit 
(laliiri:  Wenn  di»'  Kriegsnotwendigkeit  die  (^tirll)'  ist.  wclclkT 
die  Blockadereclitssiitzp  ent^pringiMi.  so  liört  das  Itec  ht  auf  und 
sind  für  die  Kriegsimi  tei  nur  Iiiten  s^t  iiiTwagungen  uiaügebeiid; 
wenn  der  Kriegführcjidt»  es  also  iiiitzlicli  findet,  den  Handels- 
verkelir  mit  dem  blociviei'endeii  Hafen  nur  iltii  I  ntertanen 
dieses  oder  Jenes  neutralen  Staates  —  mit  dem  er  niclit  auf 
gutem  Fuße  steht  —  zu  verbieten,  so  miili  das  nach  der  Noi- 
wendigkeitstiieorie  als  zulässig  an^cselu  n  werden. 

Dieses  Ar*rnment  ist  nicht  stielilialtig.  Wir  könnten  uns 
auch  hier  damit  begnügen,  darauf  hinzuweisen,  daß  Willkür 
und  Kriegsnotwendifrkeit  verschiedene  Dinge  sind,  daß  kein 
noch  so  klares  l'rinzip  vor  Mißbrauch  geschützt  i.st.  Aber 
Fauch  nie  ' s  Behauptung  erweist  sich  auch  durch  folgende 
IJetrachtung  als  hinfällig:  Unzweifelliaft  ist  es  eine  Rechts- 
ptlicht  der  neutralen  Staaten,  keinen  der  beiden  Kriegfülirenden 
vor  dem  anderen  irgendwie  zu  begünstigen;  dem  entspricht  jlie 
Pflicht  der  Kriegspartei,  die  Untertanen  keines  einzelnen  neu- 
tralen Staates  besonders  den  schädigenden  W^irkungen  der 
kriegerischen  Operationen  auszusetzen,  lediglich  am  diesem 
einen  neutralen  Staat  gegenüber  die  Blockade  zu  anderen 
Zwecken  auszubeuten,  etwa  um  dessen  Konkurrenzhandel  bei 
dieser  Gelegenheit  empfindlich  zu  treffen.  £iue  so  mißbrauchte 
Blockade  würde  gegenüber  dem  geschSdigten  neutralen  Staate 
keine  rechtsgültige  Blockade  mehr  sein;  denn  die  Blockade 
wäre  in  einem  solchen  Falle  nicht  nur  gegen  den  Feind,  sondern 

Perels,  i>.  27:J;  Fremoni ,  S.  19  ss.  Im  Buchhandel  vergriffen  sind  die 
beiden  Mon'i'jr  ipintii  von  .SVr  Trurct.^  Ttcfss,  Oienrie  de  la  am- 
tiHuitc  (Ju  myugc  ajipltquce  ä  la  conli  ebaude  t/t?  ffuci  i  c  et  uuj:  bio- 
vus.  i'ariti.  lÖiT  und  J.  C.  Buncruft  Davis,  Les  tribunaujc  de  prisei 
des  £tat8'Unt9.  Lettre  ä  Sir  Trauer»  Twies,  Pai'iM.  1876. 
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auch  direkt  gegen  diesen  neutralen  Staat  gerichtet  Der 
benachteiligte  neutrale  Staat  müßte  dies  als  eine  feindselige 
Handlung  auffassen,  die  ihn  jeder  Nentralitätspflicht  entbindet; 
er  könnte  jede  Belästigung  oder  Aufbringung  eines  Schiffes 
seiner  Flagge,  die  unter  dem  Titel  des  Blockaderechts  erfolgte, 
als  Vergewaltigung  seiner  Untertanen  mit  Kriegserklärung 
beantworten.  Ein  Verfahren  gemäß  §  100  der  rassischen 
Regeln  von  1869^)  würde  unter  Umständen  als  Verletzung  der 
Neutralität  der  nichtbevorzugten  wStAaten  völkerrechtswidrig  sein. 

Kineu  dritten  Kiiiwaud  gi^en  die  Notwendigkeitstbeorie 
hat  Fauchille  aus  Brocher  s  Aufsatz  in  der  Revue  d.  droit 
intern,  et  de  legisl.  comp,  5*  ann^e  S.  575  entnommen:  „Pour- 
qttoi  perfnet-on  au  belligSrant  d'aller  dam  la  defense  de 
ses  inferits  Jusque  lä  et  pas  plus  loh?  !^ 

Auch  dieser  AnfnitY  geht  fehl.  Da?,  Dloc kaderecht  bleibt 
nicht  liinter  dem  zurück,  was  die  Kriegsnotweudi^^keit  «rebietet. 
was  das  Interesse  der  Krieg.spartei  an  der  wirksamen  Aii- 
wendnn*]:  dos  Kriegsmittels  der  ]^)bj(  k  i  l-  heischt.  Dies  ist 
eine  l'^olfrerunf;  aus;  einer  Tiach<rerade  zum  (ienieiugut  aller 
zivilisi(  rten  Nationen  gewordenen  i)rinzi[)iellen  Auffassung  vom 
Kriege  und  den  Mitteln  zur  Krreicliung-  seines  Zweckes.  Und 
an  der  Kicbti^'-keit  dieses  Urteils  ändert  auch  nichtjs  die  traurig"e 
Tatsache,  daß  in  neuester  Zeit  ab  und  zu  Stimmen  laut  werden 
die  jedes  Mittel,  welches  dem  Feinde  schadet  —  wenn  auch 
nur  ganz  indirekt  — ,  für  erlaubt  erklären.  Geradezu  widerlich 
ist  der  Cynismus  eines  Aube,  der  vor  zwei  Dezennien  sa^: 
,Der  Krieg  ist  die  Negration  des  Rechts  .  ."^j  Solcher  esprits 
affranchis  y,de  tout  exces  de  sensibilite  non  JmUfiäe^,  —  so 
nennt  sie  Dupuis  mit  ironisierendem  Spott  —  erzengte  unsere 
Zeit  leider  noch  mehr.  Das  Zeitalter  des  dreißigjährigen 
Krieges  hätte  für  sie  sicherlich  gute  Verwendung  gehabt.  — 


')  Fauch  nie ,  S.  26:  Le  §  IQO'  d4clare  que  des  navires  neutrea 
pewvent  Hie  adnit's  dans  un  po  f  «u  urte  place  bloquee  apres  avoir 
vhtenu  prealablement  ä  cet  vg<u  d  uuc  dixision  du  guucernement  qui 
ope/  c  le  blocus  ou  du  commund-int  du  blocus. 

2)  Vgl  Revue  dee  Deust-MuMde».  1883.  T.  L.  8. 387  und  Dupuia, 
8. 346  und  8.  84  as. 

Zdtiohrift  f.  Intern.  Privat»  u.  6ff«Btl.  BMbt.  ZVII.  3 
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^Die  Kriegsparteien  haben  kein  nnbeschranktes  Recht  in  der 
Wahl  der  Mittel  zur  Schädigung  des  Feindes/  Diese  Selbst* 
▼erständlichkeit  des  Art.  22  der  Bestimninngen,  betr.  die  Geselle 
und  Oebräncbe  des  Landkrieges  der  Haager  ^FriedenskanfereDs* 
gilt  auch  im  Seekriegsrecht,  obwohl  sie  nicht  dnrch  Staats- 
vertrag festpelegft  ist.  Trotzdem  heate  noch  feindliches  Privat- 
eigentum zur  See  gleichsam  vogelfrei  ist,  so  erlaubt  das  See- 
kriegsrecht  ilocli  nicht  jede  (Jewalttat  gegen  dasselbe,  die  über 
die  Kontiskatioii  Ii  iiiausginge.  Was  aber  von  den  tViiidlicht  ii 
riittTtancn  und  ihrer  Habe  gilt,  (ia>  ^ilt  in  verstärktem  Maße 
für  neutrale  Untertanen  im  Seekriege,  also  auch  im  l^lockade- 
falle.  Teber  die  Kontiskatioii  hinaus  würde  ein  Vnrfreheii  gegen 
den  Bloekaih'liriM  lier,  der  nach  der  AuilWderung,  zu  halten, 
nicht  zu  entrtiehen  versncht,  von  iiieiuandem  als  kriegsnotsveiidig 
bezeichnet  werden.  Ks  kaim  iiieht  zugegeben  werden,  daß  sicli 
nach  der  Xotvveiidi'ikeitstlieorie  dem  lUnc  kaderecht  eine  noch 
gi'ößere  Ausdeliiuuig  geben  ließe,  als  bislany:  geschehen  ist 
Im  (iegenteil:  Die  lieute  noch  gelt^Miden  BhtckaderechtKsiitze 
gehen  übe!-  die  iirenzrn  dessen  tiinans,  was  die  wirk.sauu' 
Durchfuiirun^*  «ier  lUockade  t"onb-rt.  Nur  dieser  letztere  Ge- 
sichtspunkt aber  dürfte  in  i'.etraelit  gezofii ü  werden,  wenn  das 
lilockaderecht  tiir  dieses  (»(b'i-  jenes  Vorgehen  (h-r  Kri<'gspartei 
gegen  einen  nentnilen  riitertan  als  Kechtstitol  an^eriü'en  wird. 
Es  ist  nnbestritten  Hechtens,  daß  dem  Blockierenden  ein  beim 
Durchbruchsversuch  festgenommenes  Schiff  als  gute  Prise  ver- 
fällt. Ein  l*risengericht  bestätigt  die  Konfiskation  oder  hebt 
sie  auf.  Die  Kriegsnotwendigkeit  rechtfertigt  es,  daß  das 
Blockadegeschwader  d:»s  aufgebrachte  Schiff  nötigenfalls  zum 
Sinken  bringt,  wenn  die  Situation  es  nicht  erlaubt,  den  Blockade- 
brecher zum  nächsten  Hafen  zu  schleppen.  Das  aufgebrachte 
Schiff  wird  sofort  Eigentum  des  blockierenden  StAates,  der 
damit  nach  Belieben  verfährt,  wenn  die  Entscheidung  des 
Prisengerichts  aus  militärischen  Gründen  nicht  abgewartet 
werden  kann.  T.iejrpn  aber  solche  besondere  Verliältnisse  nicht 
vor  und  läßt  sich  auch  ohne  Verniclitung  des  Schiffes  der 
Blockadezweck  —  in  concreto  das  Fernhalten  des  Schiffes  von  der 
blockierten  Käste  —  erreichen,  so  ist  nicht  eründlich,  inwieiDm 
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die  militärische  Notwendigkeit  logisch  da^Beeht  des  Blochierendea 
zur  Folge  haben  muß,  das  hloekadebrechende  Schiff  2q  annek- 
tieren. Die  Kriegsnotwendigkeit  allein  vermag  dieses  StQck 
von  völkerrechtlich  anerkanntem  Seebenterecht  nicht  zu  decken; 
sie  wurde  in  manchen  Fällen  höchstens  ein  Festhalten  und 
eine  Intemierung  des  Schiffes  auf  Kosten  und  Gefahr  des  JSigen- 
tömers  oder  Kapitäns  bis  zur  Aufhebung  der  Blockade  recht- 
fertigen. Der  Gedanke  der  Notwendigkeit  als  Grundlage  des 
Blockaderechts  kann  die  Annektierung  zu  dem  Zwecke,  weiteren 
Durchbruchsversuchen  vorzubeugen  oder  als  Abschreckung»^ 
mittel  zu  dienen,  nicht  halten.  Wären  solche  Mittel  nötig, 
so  mdßte  es  im  gegebenen  Einzelfalle  mit  der  Effektivität  der 
Blockade  —  dieser  amdido  sine  qua  non  —  recht  bedenklich 
bestellt  sein.  —  Man  hat  das  Annektierungsrecht  damit  er- 
klären Wüllen,  der  Blockadebrecher  verliere  seine  Eigenschaft 
als  neutraler  Ihitertan  in  (U'iii  Aiigeublicki',  wo  er  duich- 
zubrechen  versuche,  und  wirdu  ipso  facto  einem  iVindlic}H'n 
T^ntertan  pfleicli,  drssi  ii  Eit;entum  zur  tSee  in  jedem  Falk'  der 
Wt'^nialiiiip  unterliege.  Auch  wer  dieses  Recht  der  Anuektie- 
rnii^  feindlichen  Privateigentums  zur  See  auf  die  Kriegsnot- 
weiniiiikt'it  als  Ree lits^rund  zurückführen  will,  kann  letztere 
deshalb  nocli  nicht  zur  Ueirründnnp:  der  Kriegsnnt\v»MHliy:kcits- 
theoric  im  Bloc-kadcrccht  licran/ieht'n.  Es  ist  ilit-s  Utli^lich 
eine  Fiktion,  die  sich  mit  auLiei  Zweifel  steiiencien  vrilkerrcclit- 
lichen  iSätzen  iit  Widerspruch  1  tuKiet.  Der  Blockadebreclior 
behält  seine  Staatsangehörigkeit  ununterbrwhen :  sein  Heimat- 
staat  läßt  iiim  trotz  dt  s  Unternehmens,  die  Blockade  zu  brechen, 
seinen  Scliutz  angedeihen,  wenn  di>'  blockierende  Macht  unter 
Außerachtlassung  anerkannten  Völkerrechts  das  Schiff,  seine 
Ladung,  insbesondere  wenn  sie  die  Besatzung  irgendwie  will- 
kürlich behandelt,  wenn  sie  z.B.  ohne  daß  die  Gebote  des 
Krieges  es  dringend  fordern,  kein  prisengerichtliches  Verfaliren 
stattfinden  läßt  oder  die  Besatzung  ungerechtfertigter  Weise 
festhält. 

Das  geltende  Blockaderecht  begnügt  sich  abo  nicht  damit, 
dem  Kriegführenden  nur  solche  Rechte  zuzusprechen,  welche 
zur  Erreichung  des  Blockadezwecks  unumgänglich  notwendig 
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sind.  Eine  andere  Frage«  die  hier  nicht  weiter  erörtert  werden 
soll,  ist  die,  ob  nicht  bei  einer  künftigen  Ansgestaltung  bezw. 
Beschickung  des  Blockaderechts  der  Oesichtspnnkt  der  abso- 
luten militärischen  Notwendigkeit  heranzuziehen  wfire. 

Fauchille  sucht  gegen  Gessner*8  Theorie  eine  eigene 
zu  behaupten,  die  ich  der  Kürze  halber  die  Neutralitätstheorie 
nennen  mSchte.  Dun  genügt  die  Fragestellung:  Entspringt 
das  den  Neutralen  auferlegte  Verbot,  mit  den  blockierten  Plätzen 
Handelsverkehr  zu  pflegen,  dem  Recht  der  Kriegspartei  oder 
dem  Zustand  der  Neutralität  der  am  Kriege  nicht  beteiligten 
Staaten?  Ist  es  eine  von  der  Kriegspartei  der  gesamten  Frei- 
heit des  neutralen  Handels  aoferlegte  Beschränkung  oder  ist  es 
nichts  anderes  als  die  Erfüllung  der  Pflicht  der  Neutralen,  sich 
Jedes  feindseligen  Aktes  zu  enthalten,  am  Kriege  nicht  teil- 
zunehmen ?'  I 

Diese  Fraj^Lstdlung  ist  zu  en^^:  uberesehen  davon,  daß 
die  Blockade  nicht  nur  den  Handelsvtrkclir  iil)SLlim'i(U't.  iuuIj 
eine  befriedigende  Lüsiiiig  des  Prublcins  nicht  nur  (la.s  Verkelirs- 
verhot  scllit  r,  sondern  auch  den  ("li.iraktrr  und  dii'  Folgen  des 
Zuwidcrliamlcbis  gegen  dieses  Verbot  erklärend  umfassen. 

Da  die  Annalime  der  Kriegsnotvvendigkcitstheorie  die  1  n- 
abhängigkeit  der  neutralen  StaattMi  nc^ntM'c,  cntst  Ii 'id^  t  .sich 
Fauchille  für  die  zweite  Alternative:  ^Ccir,  si  on  vonsuhrt 
comme  un  droit  rlcs  helli(j('r(ints  l'r.rt  lusion  rle  comnieice 
fteutre  dans  la  circoiistanri'  sn pjKiscc.  on  nrrice  nrcessaire- 
ment  ä  leitr  ar  cor  der  tni  pomoir  sur  Ics  neu  f  res,  ä  enlever 
ff  ces  derniers  leur  independance,  et  on  aboufit  ä  cette 
consequence  que  la  restriction  du  commerce  peut  itre  reglee, 
modlfiee,  etendue  suivant  la  volonte  de  la  nation  en  ffuerre, 
Si  au  contraire  c'est  nn  devoir  des  peuples  pacifiques,  äs 
smU  dans  VobligeUion  de  le  remjplir  et  sUs  m  le  fout  pas, 
Ü8  peuvent  y  Mre  rnntraints  par  la  force  des  armes,  seul 
moyen  coerdtif  legitime  entre  les  nalions  libres,  mais  leur 
ind^pendiince  resfe  eniiere^'^}  Ich  sehe  nichts  inwiefern  die 
nach  Ansicht  des  Belligerenten  kriegsnotwendige  Verh&ngnn^ 

i)  Fauchille,  S.  18. 
^  Fauchille,  S.  19. 
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,  der  Blockade  ein  Angriff  auf  die  Unabhängigkeit  and  Integrität 
der  neutralen  Staaten  sein  sollte. .  Fauc Hille  selbst*)  konsta- 
tiert doch  ausdrucklieb,  daß  die  Blockade  eine  Kriegsmaßregel 
ist,  die  sich  direkt  gegen  den  Feind  richtet  und  die  Neutralen 
nur  indirekt  trifft;  mit  demselben  Rechte  konnte  man  alle 
militärischen  Operationen,  die  in  ihren  Wirkungen  indirekt 
auch  neutrale  Staaten  und  deren  Angehörige  berühren,  auf  die 
Pflicht  der  Neutralen  zurückzuführen,  sich  jeder  Einmischung 
in  die  Feindseligkeiten  zu  enthalten.  —  Es  dürfte  ans  einer 
Parallele  zwi.schen  dem  Recht  des  Kriegführenden,  Kriegs- 
Kontrebande  mit  Beschlag  zu  bulugen,  und  den  aus  deui  Tat- 
bestand der  Blockade  sich  ergebenden  Rechtsfolgen  kuuiu  ein 
Argument  zugunsten  der  Neutralitätstheorie  zu  gewinnen  sein.^) 
Denn  der  bluekierendc  Staat  verbietet  und  verhindert  nicht 
nur  die  Kiiifulir  von  Sachen,  die  dem  blockierten  Platze  den 
Widerstand  erleielitern,  sondern  er  untersa^^t  jede  Einfuhr  und 
auch  jedes  Auslaufen  von  Srhift>n,  in  letzterer  Hinsicht  ab- 
gesehen von  der  bei  Veriiängung  der  Blockade  ältlicher  Weise 
gewährten  Frist.  Die  Analogie,  welche  Fa  ucht  Ii e  hier  hu- 
iiehmen  mischte,  ist  niclit  vorhanden.  Kriegskontrebande  sind 
nur  für  die  feindliche  Krie^tulirung  bestimiute  Gegenstände. 
Bei  der  Blockade  aber  ist  nicht  nur  die  Zu-  und  Ausfuhr 
s(drher  (i  egenstände  abgeschnitten,  sondern  der  blockierte 
Küstenstricli  oder  Hafen  ist  gegen  das  Ein-  und  Auslaufen  von 
Schiffen  überliaupt  abgesperrt.  Das  ergibt  sich  aus  dem  Wort- 
laut des  Art.  4  der  Pariser  Spprechtsdeklaration  und  wird  auch 
von  Fanchille  selbst  des  näheren  ausgeiülirt.**)  Der  Unter- 
schied zwischen  der  Bes(  liriinkung  des  neutralen  Handels  hin- 
sichtlich der  Kriegskontrebande  und  der  durch  die  Blockade* 
verhaugung  be^Yirkten  ist  also  nicht  nur  derselbe,  der  zwischen 
einer  Jnterdiction  plm  ätendi4€  et  une  plus  restreinte" 

>)  Fauehiite,  8. 16. 

*)  Fauchille^  S.  19:  „II  txiate  aailhure  une  aimilitude  bieu 

grande  entre  la  restriction  du  commerce  neutre  relative  a  la  contre- 
bande  de  guerre  et  celle  qui  a  trait  au  blocus;  et  In  cnnt/ebanäe  de 
guerre        echt  c-^t  admh  presque  uniperselleimnt  uujourifhui  — 
.constitue  un  decmt  du  neutre." 
9)  Fauch  nie,  S.  243. 
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besteht.  Diese  ganze  Analogie,  an!  welche  Fauchille^)  nem- 
liclies  Gewicht  zu  legen  scheint  und  die  vor  ihm  schon  Cauchff 
feststellen  wollte*),  ist  nach  allem  keine  glückliche  nnd  muß  schon 
aus  dem  Grunde  als  wenig  sachförderlich  bezeichnet  werden, 
weil  das  Recht  der  Kriegskontrebande  in  Theorie  und  Praxis 
zn  dem  Unsichersten  und  Umstrittensten  im  ganzen  Völkerrecht 
gehört. 

Aus  der  Neutralit&tstheorie  sollen  sich,  wie  PauchilU 
hat  nachweisen  wollen,  alle  Blockaderechtssätze  ableiten.  So 
folge  ans  ihr  der  Satz,  daß  die  Blockade  mit  ihrem  Verkehrs- 
verbote allen  Neutralen  gegenüber  in  gleicher  Weise  bestehe, 
während  die  Notwendi^keitstheorie  es  gestatte,  daß  der 
blockierende  Staflt  je  nach  Intere.sse  und  Lanne  die  Angehörigen 
dieses  oder  jenes  neutralen  Staates  von  dem  Verkehrs  verbot 
ausnehme.  (iewili  hat  Fanchilte  darin  Kn  ht.  dalj  die 
Blorkadt'  nicht  dazu  benutzt  werden  darf,  um  L-incii  fi;uten 
Freund  zu  türdi-rii.  ^zc^rn  die  Augehörigen  eines  weniger  be- 
friHUideten  Staates  aber  die  aus  der  Hloekadf  tlicljciidcu  Rechte 
scharf  zur  Dnrciiiühruug  zu  bringen.  J)it's.'  Wahrheit  folgt 
aber,  wie  bereits  in  anderem  Zusammenhang  bemerkt  wurde, 
aus  allgeineiiien  Xeutralitiitsi'echts.sätzen  und  kann  aurh  aus 
der  K'i-iegsniitweiidinfkeitstlienrie  hi-r^^eleitet  werden.  Die  libiekade 
ist  begriftlieh  eine  vollständige  Absperrung,  die  wirksam  sein 
und  unterschiedslos  durchgeführt  werden  mnli.-*) 

Die  rHii  lit  der  Neutralen,  an  dem  Kriege  nicht  reil- 
zunelimen,  ist  nacli  FdHvhUle  aurh  deshalb  als  Jvechtsgmud 
für  die  lilockade  anznuehuieu,  weil  die  Verletzung  der  Blockade 
und  deren  Ivcditsf eigen  sich  sc»  in  ungezwungener  Weij'e  recht- 
lich erklären  lassen:  der  Blnekadebneber  verletzt  die  Ptiicliteu 
d(  r  Neutralität  und  verzichtet  mit  .seinem  Versuche  auf  seine 
Eigenschaft  als  Neutraler.  —  Die  Unrichtigkeit  dieses  Satzes 


Fauch  nie.  <  19. 
*)  Cauchy,  II  'AW. 

^  Prenfi.  Pttareglemeiil  Tom  20.  6.  1864  (QS  imk  6.  369  IT.)  f  tt: 
, Jedce  SeMff,  ohne  Unterfichied  der  Nationalitftt,  velelwt  dieBlocInde 
stt  darchbTechen  Tenoeht,  ist  animbtii^ien  und  ate  gute  Priae  an»> 
selten . .  .* 
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liegt  ftnf  der  Hand.  Die  Neutaralität  eneugt  Tdlkerrechtliche 
Bechte  und  Pflichten  nnr  zwischen  Staaten.  Ein  Einzelner 
kaon  keine  vfilkerrechtlichen  Nentrolitätspflichten  verletzen. 
Im  fibrigen  ist  die  Annahme,  daß  der  Blockadebrecher  auf 
seine  Eigenschaft  als  Neutraler  Terzichte,  als  eine  Fiktion 
bereits  oben  abgelehnt  worden;  der  neutrale  Staat  hat  gegen 
den  blockierenden  Staat,  der  ein  neutrales  Schüf  beim  Durch- 
brucbsversuch  weggenommen  hat,  einen  völkerrechtlichen  An- 
spruch darauf,  daß  Uber  die  Aufbringung  im  prisengerichtlichen 
Verfahren  verhandelt  werde.  Er  schätzt  seine  Angehörigen 
aucli  nach  dem  Blockadebruch. 

Eine  weitere  Folgerung  aus  spiner  NcMitralität&thi'urie  zielit 
Faurhille  dahin,  daß  die  neutralen  »Staaten  alle  diejonipffii 
l:k>ziehungen  mit  taneiii  l>lo(  ki^Tton  Hafen  fortnet^en  komion. 
welche  die  Widerstandskraft  dt'.s  hlockierten  Staates  nicht  vim- 
mehrpn;  es  sim  viilkcrrcctitlich  unzulässig,  dali  der  KrieL^tiihiviidf 
solche  Ht'zit'huii^en  uiitcrsn^'-p ;  denn  sie  verstirijf  ii  niciit  gt'pfi'n 
die  Neutralität.  —  Diese  Konsequenz  iirnorit  it  den  hi'sti'lM'ndcii 
Rechtszustand  nach  verschiedenen  Richtungen  hin.  In  dtri 
wenigsten  Fällen  würde  selbst  der  unparteiiscliste  Mensch  mit 
einiger  Sicherheit  beurteilen  können,  ob  durch  diese  oder  jene 
Durchbrechung  des  Verkehrsverbots  mit  dem  blockierten  Hafen 
die  Widerstandskraft  des  blockierten  Kriegführenden  vermehrt 
wird  oder  nicht.  Die  völkerreclrtliche  Praxis  geht  dahin,  daü 
jedenfalls  das  neutrale  Schiff  oder  seine  Kcgiemng  über  diese 
hYage  nicht  zu  ent.scheiden  berufen  ist  ;  einzig  maßgebend  ist 
hier  das  Ennessen  des  blockierenden  Staates  bezw.  des  Ober^ 
kommandierenden  des  Blockadegeschwaders,  *  soweit  sich  mit 
dem  Blockadezustand  Exemtionen  Uberhaupt  vereinigen  lassen, 
mcht  einmal  die  Kriegsschiffe  neulraler  Staaten  haben  das 
Recht  freier  Bewegung  im  Blockadebereich;  ,ihre  Zulassung 
hSagt  von  dem  Ermessen  der  blockierenden  Kriegsmacht  ab*'.') 
Daran  ändert  auch  nichte  der  Umstand,  daß  in  mehreren  Kriegen 
den  neutralen  Kriegsschiffen  das  Einlaufen  in  den  blockierten 
Distrikt  gestattet  worden  ist;  damit  erkannte  der  Kriegführende 


M  Ferela,  8.263. 
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keine  völkerrechtliche  Pflicht  an,  er  betrachtete  das  Tielmehr 
„OS  a  matter  of  courtesy'* }) 

Die  ans  der  Fauchille 'sehen  Theorie  gezogenen  Folge- 
rungen sind  zum  Teil  mit  geltendem  Recht  nicht  in  Einklang 
zu  brinfron.  Die  Neutralit&tstheorie  ist  jedenfalls  eher  als  die 
Notwendigkeitstheorie  geeignet,  Wilikürlichkeiten .  des  Krieg- 
ftthrenden  zu  rechtfertigen.  Denn  wenn  die  Blockade  die 
neutralen  Staatsangehörigen  nur  soweit  bindet,  als  si«'  sich 
nicht  in  Feindseligkeiten  einmischen,  so  ist  damit  für  die  Be- 
stimmung des  Umfangs  der  Rechte  der  blockierenden  Kriegs- 
partei nichts  gewonnen.^  Pflichtroäßiges  Ermessen  der  Not- 
wendigkeit aber  ist  nicht  Willkür.  Wie  energisch  sich  auch 
Fauchille  gegen  die  Gessner'^cSb»  Theorie  gewandt  hat,  so 
unterscheidet  sich  doch  seine  Auffassung  im  letxteaEnde  kaum 
von  ihr.  Liegt  nicht  in  den  von  ihm  gegen  Haute feuille 
betonten  Prinzipien  eine  Anerkennung  der  Notwendigkeitslehre? 
Fauchille^)  sagt:  „1^  En  meMre  de  blocus  maritime  Ü  ne 
peut  s'tiffir  de  la  conquSte  du  territoire  ennemi,  ü  y  a 
plutöt  occupaHon  miiitaire  de  ce  territoire  par  la  flotte 
beUiffärante,  29  Uoccupatum  müitaire  ne  traneporte  pas 
au  heUigärant  une  ewtiire  eouveraineti  sur  les  lieux  occupis, 
eüe  lui  donne  seulement  le  droit  de  prendre  les  mesures 
n^ceesaires  pour  aesurer  la  aecuritä  et  pour  arriver  auae 
fine  de  la  guerre,^  Compin*)  hat  nicht  so  ganz  Unrecht, 
wenn  er  meint,  dafi  Fauchille* s  Theorie  im  Grande  auf  die 
Notwendigkeitstheorie  hinauslaufe;  uns  scheint  gar,  sie  unter- 
scheidet sich  von  der  Notwendigkeitstheorie  in  der  Gestalt, 
wie  sie  Fauchille  irriger  Weise  auffaßt,  nicht  im 
geringsten. 


')  Per  eis,  ebemii;  »r  ti-ilt  den  §  10  ^tt  Inst)  tut  ions  (<•  hlmkadittg 
vessels  and  ci  uisers  out,  die  anterm  20.  6.  1898  vuiu  Marinedeparteuient 
SQ  WMhiDgton  erlassen  worden:  »The  men-of-ioar  of  mtUral  powert^ 
gkould,  a»  a  matter  of  eourtea^y  be  alloteeä  free  pas«age  to  and  from 

a  blockaded  put  t." 

^  Gegen  Fauchille  auch  Compin ^  S.  12  ss. 

Fauchille.  8.  28. 
Compin,  S.  12. 
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In  dem  Bestreben,  dem  Recht  der  Blockade  eine  möglichst 
sichere  Basis  zu  gehen,  welche  inshesondere  dem  Sifordernis 
der  Effektivität  in  jeder  Riebtang  gerecht  zu  weiden  nnd  der 
dies  mißachtenden  englischen  Theorie  und  Praxis  den  rechtlichen 
Boden  zn  entziehen  vermöge,  gelangte  Hautefeuille  (II,  S.  177) 
zur  Entwicklung  einer  neuen  Theorie,  der  sog.  Eroherungs- 
theorie.  Sie  hat  in  Frankreich  viellach  Zustimmung  gefunden, 
wird  aber,  soweit  ich  sehe,  neuerdings  von  den  meisten  Autoren 
abgelehnt;  obwohl  im  ganzen  mit  Recht  als  verfehlt  beiseite 
geschoben,  enthält  sie  in  ihrer  Begründung  doch  einen  schätzens- 
werten Versnch,  das  Kriterium  der  effektiven  Blockade  zu  he- 
htiramen. 

Hautefeuille  geht  von  dem  (iedanken  aus,  daß  da.s 
wirksamste  Mittel  zur  Erreichung  des  Kriegszweckes  die  Er- 
obening  feindlichen  8taats|zel»i(  tes  ist.  Der  Kriegführende 
muß  sich  der  Städte.  Festunge  n  und  Häfen  des  Feindes  be- 
mächtigen, und  zumeist  wird  er  sich  genötigt  sehen,  zu  belagern 
nnd  zu  hlorkieren.  Das  Recht  des  Kriegführenden,  sieh  dieser 
Mittel  zu  bedienen,  ist  imbeschränkt  und  aiisoiut.  Macht  er 
von  diest-m  Keelite  (Jebrauch.  belagert  oder  blockiert  er  eine 
Stadt  oder  einen  Hafen,  so  b-trt  er  um  diesen  ( >rt  mehr  oder 
weniger  beträchtliche  .^Streitkräfte,  die  er  auf  dem  feiiuliicben 
n<Mb'n  aufstellt.  Dieser  Teil  des  feindlieheii  (iebietes  ist  bereits 
eroltert:  der  Ki  ipgführende  ist  im  faktischen  Besitz  eines  Teiles 
des  feindlichen  Landes.  Die  (iewalt  des  Souveräns,  die  dieser 
über  die  von  seinen  Soldaten  besetzten  (Gebietsteile  ausübt,  ist 
von  der  gleichen  Natur  und  dem  nämlichen  Umfange  wie 
diejenige,  welche  er  in  seinem  eigenen  Staate  besitzt.  Denn 
die  Eroberung  gibt  ihm  alle  Rechte  der  Souveränetät,  so  lange 
er  fortfährt,  das  mit  (lewalt  genommene  Gebiet  in  Besitz  und 
unter  dieser  seiner  Gewalt  zu  halten,  so  lange  er  es  nicht 
freiwillig  oder  vom  Feinde  gezwungen  verläßt.  Daraus  ergibt 
^ich  für  den  Eroberer  die  (  Jesetzgebungsgewalt  in  dem  eroberten 
(Gebiete,  also  auch  die  Gewalt,  den  Fremden  die  Erlaubnis  zu 
gewähren  oder  zu  versagen,  dieses  (iebiet  zu  durchziehen.  Es 
Jiegt  in  der  Macht  des  Eroberers,  hier  Jede  Art  von  Handel 
zu  dulden  oder  zu  verbieten.   Wenn  dies  Recht  nicht  best&nde. 


Digitized  by  Google 


26 


wvnn  die  Fremden  frei  mit  d<Mn  eingeschlossenen  Platze  Haiidt  l 
treiben  dürften,  würde  der  Handel  sich  als  unüberwindliches 
Hindernis  dem  Bestreben  ent^r^'^enj^tellen.  den  Widerstand  der 
Eingeschlossenen  zu  brechen  und  er  würde  alle  Anstrenofunizeii 
des  Kriegführenden  illusorisch  machen.  —  Diese  Griindsatzt» 
wendet  Haute fetiille  auf  die  Seeblockade  an:  Der  Kriepr- 
führende  hat  von  dem  Augenblicke,  wo  er  einen  Hafen  des 
Feinde.s  blockiert  hat,  einen  Teil  des  feindlichen  Gebietes 
erobert,  „la  mer  territoriale" .  das  Küstenmeer,  soweit  er  es 
mit  hinreichenden  Streitkräften  besetzt  hält;  er  hat  das  Kecht, 
in  diesem  eroberten  Gebiete  diejenigen  (besetze  zti  rreben,  di« 
seiner  Ansicht  nach  am  geeignetsten  sind,  seine  Pläne  zu 
fdrdem,  und  folglich  auch  allen  fremden  Schiffen  zu  verbieten, 
es  zu  dnrchfahren,  um  mit  dem  blockierten  Hafen  Handel  zu 
treiben.  Dieses  Recht  ist  für  den  Kriegführenden  ebenso  nnbe- 
schränkt  wie  dasjenige,  kraft  dessen  er  in  seinem  Staate  den 
Fremden  den  Handel  schlechthin  oder  einen  einzelnen  Handels- 
zweig verbieten  kann.  Damm  kann  er  nicht  mir  ein  solches 
Verbot  erlassen,  sondern  auch  die  Strafe  für  seine  Ueber- 
tretung  festsetzen  und  vollstrecken;  denn  der  Ort,  wo  eine 
solche  Uebertretung  begangen  wird,  steht  unter  seiner  Juris- 
diktion. So  leitet  sich  die  Blockade  ab  von  einer  Befugnis 
der  Kriegführenden^  von  ihrem  Rechte,  in  dem  eroberten  Küsten- 
meer alle  Souveränetätsrechte  auszuüben,  also  auch  die  sonst 
den  Angehörigen  anderer  Nationen  regelmäßig  gewährte  Be- 
fugnis, Transithandel  zu  treiben,  nicht  zu  gewähren  und  diesem 
Verbot  Strafbestimmungen  hinzuzufügen  und  die  —  auch  in 
den  meisten  Zollgesetzen  ausgesprochene  —  Strafe  der  Konfis- 
kation zu  vollstrecken. 

Diesem  Konstruktionsversuch  ^afi/e/tfiieV/«'«  stellen  sich 
bei  näherer  Untersuchung  so  zahlreiche  und  schwere  Bedenken 
entgegen,  daß  kaum  ein  einziges  Glied  der  ganzen  Gedanken- 
kette unangefochten  bleiben  kann.  Schon  der  Ausgangspunkt 
Haute feuille*s  ist  nicht  annehmbar.  Die  Blockade  hat  nicht 
nur  den  Zweck,  den  blockierten  Hafen  oder  Küstenstrich  zu 
erobern.  Die  Absperrung  vom  Seeverkehr  soll  nicht  allein  den 
blockierten  Küstenstrich  treffen,  sondern  die  Kraft  des  Feindes 
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im  ganzen,  sein  gesamter  Handelsverkebr  mit  neutralen  Mächten 
soll  nach  M&glichkeit  abgeschnitten  werden.  Die  Blockierung^ 
kann  femer  lediglich  aus  dem  Grunde  geschehen,  um  feindliclie 
Kriegsschiffe,  die  sich  in  einen  Hafen  geflüchtet  ]ial>en,  für  die 
Dauer  des  Krieges  außer  Aktion  zu  setzen,  ohne  daß  die 
blockierende  Macht  dit>  Absicht  oder  Oberhaupt  ein 'Interesse 
daran  hätte,  den  Hafenplatz  durch  die  Einschließung  zur  Ueber- 
gabe  zu  zwingen.  —  Eine  weitere  Unrichtigkeit  ist  die,  dafi 
nach  Hantefenille  da«  Blockadegeschwader  auf  feindlichem 
Staatsgebiet,  —  als  solches  faßt  er  das  Küstenmeer  auf  — 
stationiert  sind.  Das  wird  mit  Räcksicht  auf  die  Gefahr, 
welche  für  die  ßlockadeschiffe  ein  Angriff  von  der  Kfiste  aus 
mit  sich  brachte,  in  den  meisten  Fällen  nicht  geschehen.  Das 
Blockadegeschwader  wird  sich  in  der  Regel  außerhalb  der 
Küstengewässer,  deren  Charakter  als  Staatsgebiet  der  Ufer- 
staaten übrigens  vielfach  verneint  wird,^)  aufhalten  müssen,  schon 
aus  dem  (jrunde,  weil  das  Küstenmeer  nur  soweit  reicht  wie 
die  Tragweite  der  Strandbatterien.  Diesen  letzteren  Einwand 
hat  sich  Hantefenille  iSelbst  gemacht  und  auszuräumen  ver- 
sucht; die  blockierenden  Schiffe  könnten,  das  müsse  zugegeben 
werden,  auf  dem  freien  Teile  des  Meeres,  außerhalb  der  Trag- 
weite der  .Strandgeschütze,  aufgestellt  sein.  Immerhin  beherrsche 
auch  in  einem  solchen  Falle  die  Artillerie  der  Blockadeschiflie 
das  Küst»  iiiH(  (  r  und  sichere  ihntii  die  Herrschaft  üher  diesen 
Teil  des  feindlichen  Staatsgebiets  in  der  gleichen  Weise,  wie 
friiluT  die  feindliclien  an  Land  aufgestellten  (Jeschütze  dem 
Ff'indt'  dip.sc  Herrschaft  sicljcrten.  ffautefeuille  übtrsiidit 
daluM,  dalj  das  Küstenmeer  sowohl  v«>in  Lande  aus  wie  von 
den  ( ieschützt'ü  des  Hlui*,kadt'ges<:h\vadt'is  Itestriclicn  werden 
kann,  daß  somit  die  blockierende  Macht  keine  ausschließliche 
Gewalt  Uber  dassclhc  ausübt. 

Aber  Ha  ii  f  rfc  u  i  l  le  geht   iiodi  wcittr:  auf  h(dier 

fcJee  vor  dem  blockierten  Hafen  aufgestellten  JSchifte  —  die  so 

^)  Vgl.  aber  die  rechtlidie  Nfttur  des  Kflstenmceres  «.  Liszt,  Du  Völker- 
teetat.  Berlin.  1906.  8-858.  and  die  saiilreich  dort  nnd  bei  PereU,  S.  17  t. 

angegebene  neuere  Lit*r;itiir;  Sfoerk,  in  v.  Hol t sv ndorff* «  Handbuch 
de»  YSikerrechte.   ä.  Bd.  Uambarg.  1887.   ^.  AhAl.  \  Deapognet,  ^.  4A^i 
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nahe  beieinander  sich  aufhalten  müssen,  daü  ihr  Feuer  jedes 
Schiff  in  Gefalir  setzt,  das  ihre  Linie  zu  durchbrechen  versucht 
—  unterwerfen  dir  Herrschaft  ilire.s  .Souveräns  die  hesitztc 
Zone  in  ganz  derselbi-n  Weise,  als  wenn  sie  dem  Feinde  frc- 
hört  hätte  und  diesem  nh'r^'nf minien  wäre.  Der  Krie^^tülirende 
hat  das  unbestreitbare  Recht,  m  diesem  seiner  Jurisdiktion 
unterworfenen  Haume  Gesetze  zu  erlassen;  die  Angehörigen 
neutraler  Staaten  sind  verptiichtet,  diesen  Gesetzen  ebenso  zu 
gehorchen,  wie  sie  sich  den  Befehlen  jedes  Souveräns  zu  unter- 
werfen haben,  in  dessen  Gebiet  sie  wohnen  oder  dessen  Gebiet 
sie  dnrcbzieUen  wollen. 

Gegenstand  der  Eroberong  kann  nach  anerkannten  Völker« 
nditlichen  Grundsätzen  nur  feindliches  Staatsgebiet  sein; 
Hautefeuille  dagegen  weiß  von  einer  Eroberung  von  Teilen 
des  freien  Aleeres.  Diese  ist  mit  dem  heute  unangefochtenen 
Prinzip  der  Meeresfreiheit  unvereinbar.  Der  Erwerb  der  Cto- 
bietshoheit  über  ein  Stöck  des  Meeres  ist  schon  aus  Gründen 
rein  tatsächlicher  Natur  unmöglich;  ein  dauerndes  Gewalt- 
ausüben w&re  wohl  unausführbar.  Keine  blockierende  Macht 
denkt  daran,  den  zeitweilig  in  seiner  Gewalt  stehenden  Teil 
der  hohen  See  als  erobertes  Territorium  anzusehen.  In  dem 
Begriff  der  Eroberung  aber  liegt  der  Wille  des  Siegers,  das 
gewonnene  Gebiet  für  sich  auf  immer  zu  behalten ;  die  Blockade 
ist  eine  Eriegsmaßregel,  die  nur  der  Erreichung  eines  be- 
stimmten Zweckes  dienen  soll,  und  keine  dauernde  Einrichtung. 
Staatliche  Funktionen  in  der  Weise  auszuüben,  wie  dies  der 
Souverän  im  Staatsgebiete  tut,  kommt  der  blockierenden  Macht 
gar  nicht  in  den  Sinn.  Sie  will  nur  ein  völkerrechtlich  er- 
.laubtes  Eriegsmittel  anwenden,  und  stellt  dieses  gegen  v^ 
suchte  EingrUfp  sicher.  Andere  als  militärischen  Zwecken 
dienende  Maßregeln  ergreift  sie  nicht  oder  wird  sie  wenigstens 
meist  nicht  ergreifen;  ob  nicht  in  einem  einzelnen  Punkte  das 
Vrdkerrecht  eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  zuläßt,  kann  hier 
vorläufig  uiieriirtert  bleiben. 

Zorn,  Das  iSUatsrecht  des  Deutschen  Reiches.  I.  Bd.  2.  Aull  l"^'.**) 
S.  107:  , Das  KU stenmeer  (gehört  znin  Staatsgebiet",  rbcnso  Georg  Meyer- 
Anachüte,  Lehrbuch  des  Deutschen  Staatsrechts.   6.  And.    19U5.  S. 
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Eroberung  und  Erwerb  der  Gebietshoheit  können  dem 
Blockaderecht  nicht  als  Juristische  Basis  dienen.  Und  doch 
muß  damit  gerechnet  werden,  daß  das  Blockaderecht  nur  innere 
halb  des  Blockadehereichs  besteht,  daß  Blockadd^mch  nur  in 
diesem  möglich  ist  und  ein  geglücktes  Durchbrechen  der  Blockade- 
zoAe  das  Schiff  irei  macht.  Hautefeuille  scheint  mit  der 
Beziehung  des  Blockaderechts  auf  eine  beschrankte,  in  der 
Gewalt  des  Blockadegeschwaders  stehenden  Fläche  des  offenen 
Meeres  die  LSsung  nicht  in  falscher  Richtung  gesucht  zu  haben. 
Die  Erkenntnis,  daß  man  das  ganze  Bechtsinstitut  auf  diese 
„territoriale*^  Grundlage  stellen  muß,  ist  der  dauernde  Gewinn, 
den  die  HautefeuilVscliQ  Theorie  trotz  der  falschen  Quali- 
fizierung der  Blockadegewalt  gebracht  hat.^) 

Bei  Ortolan*)  und  Deajardins^)  findet  sich  derselbe 
Irrtum  wie  bei  Hautefeuille:  Die  Vorstellung  einer  Tor^ 
libeigehenden  Souveränet&t  des  blockierenden  Staates  im 
Bloekadebereich.  „II  y  a  Ueu  d'appliquer  ä  V^ard  du 
territoire  nmritimey  par  anälogie  avec  ce  qui  se  passe  dans 
la  gtierre  sur  tcrre  ä  l'egard  du  territoire  amUnental,  lors 
de  Vocctipation  dune  province  ennemie,  le  principe  qiie 
Vücciipant  prt'nd  la  place  du  soavcrah/  da  l leii  dans  l'exercice 
de  la  souverainefd."  Diese  Substituieruijg  der  einen  Souveräni- 
tät für  die  andere  soll  nach  Ortolan  die  Gründlage  der  Rechte 
der  Hlockadcmacht  sein.  Dabei  ist  vorausg:esetzt,  daß  die 
blockierenden  Schiffe  im   Kühtenuieer  sich    aufhalten.  Der 


liegen  Hautefeuille  habco  äicl»  vor  allpm  ausgesprochen:  Fau- 
chiile,  S.  27—31,  Despagnet,  S.  634,  Compitt,  S.  6-  i),  Kleen, 
I  648,  549,  Q.  CarnaBBa  Amari,  26,  UllmanHt  S.330. 

*}  Th,  Oriolan,  JRiffiea  internationales  ei  äiptomatie  4e  la  mer. 
4*  id.   Paria.   1864.  T.  II  8.  329. 

*)  Desjardins',  Droit  cummereiät  maritime.  T.  I  S.  49.  So  schon 
Azuni,  Sistema  unircrsale  dci  principi  del  diritto  marittinin  dell' 
EuK,pn.  2<i  »'(J.  Tnesfi'.  1796  Amni  i  nennt  S.  19  als  wpirne  An- 
iiaiiger  dt'r  Kiuberurigs-  bezw.  »"^ouveränetätstbeorie  den  Franzoseu  Moj/sd, 
i/ea  PortugieMU  Testa,  die  Italiener  CaMmwtt  Viäari,  Sandmä^  Sehiat* 
ierella.  ffauiefeuille^  II  193  zitiert  als  mit  ihm  flbereinstimmend : 
JBObner,  CoeceitUf  de  Boffneval,  MaeeS,  Ortulan,  Galiani,  Lampredi, 
Jjmni, 
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W iderle^uiifi.  welche  Ortolan  und  Desjardins  von  Fau- 
ch iJle  und  Co  IN  pi  II  zu  teil  jreworden  ist,  haben  wir  nichts 
hinzuzufügen:  .//  //  <i  exageralinn.  ä  uotre  avis,  a  pn'hnidre 
que  ia  simple  (HcupaUon  iHdtcrirllr.  fait  essen tielh'ment 
pi'ooisoirc,  t'iilrdine  ia  sourrraitwic  sitr  le  territoire  ocrupe, 
(\'ite  aonrerainete  .  .  .  ne  peut  sYtab/ir  que  s^iir  Ics  fen  itoires 
conquis  <lt''finifivemenf.  La  m^r  ur  pouvant  rtrc  /'nhirf  li  iine 
conqiteic.  (■('  n'csl  dütic  pas  commc  souverain  qtie  ic  belli- 
gerant  peid  avoir  le  droit  de  bloats}\ 

Ist  schon  die  von  Ortolan  herangczofrene  Analogie  mit 
dem  Hcchtsinstitnt  d*  r  Okkupation  aus  dem  Landkrioprsrecht 
an  sieh  nicht  unbedenklich,  —  Land-  und  Seekriejrsieciit  sind 
heute  immer  noch  scharf  {ifegeneinander  abzugrenzende  ( iebiete  — , 
80  zeugt  eine  andere  von  Broch  er  -)  dem  römischen  Recht 
entnommene  von  einem  geratlezu  unglücklichen  Doktrinarismus. 
Er  stellt  privat  rechtliche  Begriffe  ohne  weiteres  iu  Parallele 
mit  Völkern  (  litlichen :  „Le  droit  de  blonis  a  sa  cause,  sm 
jtrincipe  iphirrateur  dans  les  fieressitäs  de  ia  giierre,  dans 
Vinierel  qn  ont  les  belligeranU  a  faire  respecter  leurs  njMh-a- 
tions  mUUaires. . .  Mais  les  beüigerants  n'ont  pas  le  droit 
de  faire  Umt  ce  que  riclame  leur  interit,  Jci  comme  aUleurs, 
le  droit  c*est  Vinterit  particUlier  dans  les  Umües  dans 
lesqueUes  U  s'accorde  avec  Vinterit  gänärat  II  s*agU  de  la 
haute  mer,  qui  appartient  en  commun  ä  toutes  les  naOons. 
CeUes-ci  en  usent  comme  les  particUliers  usent  des  wies 
publiques;  eile  ne  peuvent  pas  s'exclure  les  unes  les  autres, 
mais  elles  peuvent  demander  de  nitre  pas  trouhHäes  dans 
leur  Jouissance,  Nons  sommes  en  prdsence  d*un  cos  non  de 
propriiti,  tnais  de  possession,  Si  le  hlocus  remplit  les 
conditions  prescrites,  ü  est  reconnu  regulier:  les  neutres 
confhsqu4s  pour  l'avoir  violä  ne  pourront  pas  s'adresser  ä 
letirs  souoeraitis  pour  obtenir  satisfaction.  II  y  a  donc  un 
commencement  de  reconnaissance  sociale;  nous  nen  so$mnea 
donc  plus  ä  la  possession  naturelle,  ä  la  dätenHon. . .  Cest 

>)  Compiti.  S  10     A.hülich  Fauchille.  S.  32. 
-j  Rev.  d.  dioit.  nUeni.  et  d.  legi^sl.  comp.    1873.  S.  675.   Gef^n  ün 
Pauchille,  S.  34  ss.;  Compin,  S.  11;  Dcspaguet,  S.  635. 
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du  cöte  de  la  possessio  ful  i n terdicta  qite  ranaloffie  doit 
ftre  cherchee.'^  Daß  bei  der  Blockade  etwa*»  der  röinischiMi 
posspsff^io  Rhnliclies  vorliege,  daß  die  Natnr  der  Dinge  hier  wie 
don  iilinlirhe  Rerhtssätze  her\^orgernf(  n  habe,  will  Brocher 
des  näheren  aus  den  Konsequenzen  nacliweisen.  die  aus  seiner 
These  sich  herleiten  lassen  und  mit  {geltenden  Hlockadererhf-s- 
sätzen  übereinstimmen  sollen:  Effektivität,  X(»titikation,  die  iiir 
eine  momentane  Unterbrechung  der  Blockadelinie  geltenden 
ße^reln,  alles  erklärt  sieb  so  bis  ins  Einzelne  ganz  zwanglos. 
Z.  B. :  „Lorsque  le  blocus  cesse  momentanetnent,  et  qu'on  le 
retablU  dans  un  bref  dälal  ort  admet  que  Vanden  blocus 

n'a  paa  ceas^  d'esoistär  \i   Lb  mime  principe  se  retrouve 

eu  droU  romain  en  mattere  de  possrf;.H/)n  d'immeubles.  Une 
possessum  rikMie  apres  arxnr  ^te  interrompue  corpore 
d'une  mani^e  temporaire  sans  l'avoir  Jamads  ätä  animo, 
est  censSe  n*aimr  Jämais  discontinu^,'^  ^) 

Die  den  römischen  Bflrgern  zustehenden  Kla|;eTechte  zur 
Sieberang  der  freien  Kommunikation  auf  öffentlichen  Wegen 
könnte  man  u.  E.  auch  als  Analogie  ztigmisten  der  Neutralen 
anrufen,  welche  den  Kriegführenden  in  der  Störung  des  freien 
nnd  gleichen  Gemeingebrauchs  entgegentreten  könnten.  Dieses 
.Klagerecht''  würde  allerdings  nicht  gegeben  sein,  wenn  der 
neutrale  Staat  seine  Einwilligung  zu  einem  sein  „Benutzungs- 
recht^ zeitweise  ausschließenden  Gebrauch  gegeben  hiUte. 
Darum  verlangt  denn  auch  Brocher  die  Einwilligung  des 
neutralen  Staates.  Diese  ist  aber  keine  völkerrechtliche  Voraus- 
setzung einer  rechts  wirksamen  lilockade.  Die  Stellung  der  neutralen 
Untertanen,  die  ein*  n  lUockadebruch  unternehmen,  bleibt  übri<;ens 
bei  Broch  er  «-line  jede  Analogie,  geschweige,  daß  er  für  sie 
eine  rerhtliclie  (irundUme  zu  gewinnen  versucht  hätte.  Es 
würde  zu  weit  führen  und  wenig  saehiörderlich  sein,  wollte 
man  einer  solchen  geistreichen  wissenschaftlielien  Exkursion 
ins  Land  der  Analogien  sich  anseliließen ;  wir  begnügen 
uns,  zu  sagen,  daß  die  Heranziehung  von  —  mehr  oder 


Vgl.  rilmaHii,  S.331. 
»)  Brocher,  Ö.  576. 
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weniger^)  zutreffenden  —  Analogien  keine  Juristische  Kon- 
struktion ist 

So  hat  denn  keiner  der  bisherigen  LdsnngsversQche  zn  einem 

befriedigenden  Resultat  geführt.    Sie  alle,  mit  Ausnahme  des- 

jeiiifren  von  Brocher,  enthalten  Gesichtspunkte,  die  für  die 
Konstruktion,  oder  wenigstens  für  eine  künftige  Reform,  nicht 
unwesentlich  sind.  Die  Kriegsnotwendigkeitstheorie 
überträgt  ein  Prinzip,  das  im  Landkriegsrecht  zweifellos  gilt, ^) 
auf  das  nach  moderner  Kulturanschauung  noch  von  starker 
Willkür  durchsetzte  Seekriegsreclit ;  die  absolute  railiuirische 
Notwendigkeit  bestimmt  und  begrenzt  heute  noch  nicht  in  .jeder 
Richtung  die  Rechte  der  kriegfülirenden  Seemächte.  Zunächst 
müßte  das  ganze  Reuterecht,  das  feindliches  Privateigeiituui  zur 
See  durchweg  dem  seemuchtigen  Feinde  ausliefert,  restlos  ver- 
schwinden. Die  Neutralitätstheorie  besafrt  für  das  Maß 
von  Rechten,  welches  dem  blockierenden  Kriegfüliivnden  zusteht, 
so  gut  wie  nichts  und  kommt  kaum  über  die  nicht  einwandfreie 
Behauptung  hinaus,  daß  neutrale  Untertanen  sicii  jeden  Eingriffs 
in  die  kriegerischen  Aktionen,  also  aucii  die  Blockade, 
zu  entlialteii  verpfliclttet  seien.  Welclien  ITmfang  die 
Kriegsmaßregel  der  lilockadc  annehmen  darf,  bleibt  zudem  völlig 
dem  Belieben  des  Delli^crenten  überlassen.  Die  Hautefeuilic  • 
sehe  und  Ortolan'schv  Erklärung  haben  versucht,  die  Effek- 
tivität der  Blockade  auf  die  Herrschaft  über  den  Blockade- 
bereich zu  gründen  und  dieses  Herrschaftsrecht  als  die  Grund- 
lage des  ganzen  Rechtsinstituts  liin/ustellen.  Diesem  Gedanken 
ist  durchaus  beizupflichten;  wemi  Mautefeuille  und  Ortolan 

^)  Darüber  s.  Fauthilie ,  8.  36;  Compin,  S.  11:  „M.  Brocher 
de  la  Flechere  fait  dcriver  le  droit  de  blvcun  d  une  pussession  speciale, 
ad  inUrdieta.  Cette  opinittH  n'est  pas  plus  exaete  qu»  le»  präcä' 
denies f  cor  il  est  bien  eertain  qu*on  ne  peut  pas  plwt  pose^der  la  fner, 
c^eat'ä^re  la  dctenlr  d^uue  moniere  permanente,  que  Vm  ne  peui 
atoir  un  (huit  iJe  propri^t^.  nur  eile."  —  Fauchill e .  Compin, 
Deapn  (j}t  et  still«  ii  mit  K«'(ht  die  B mvher' sehe  Theorie  neben  die 
haute/eutile  a  und  Orioian'y,  wahrend  Amari,  S.  20,  sie  der  Not- 
wendigk«iUitlieorie  gleichBetzt. 

>}  8.  das  Werk  von  A.  Zorn,  Da«  Kriegsreeht  tu  Lande  in  leiaer 
neuesten  Gestaltung.  Eine  kritisdie  üntersacbung.  Berlin.  1906. 
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mit  ihrer  Konstruktion  auf  so  fiienrisf  lien  und  fast  allgemeinen 
Widpfspruc)!  jjestoßpTi  sind,  so  dürite  das  zum  größten  Teil  der 
laischen  i^ualihzierung  jenes  Rechtes  des  Blockierenden  über 
das  beherrschte  Seegebiet  zur  Last  zu  legen  sein. 

Die  Effektivität  kann  nur  dann  gegeben  sein,  wenn  ein 
Teil  des  Meeres  (die  Blockadezone,  der  Blockadebereich)  derartig 
Ton  blockierenden  Schiffen  und  deren  Geschützen  beherrscht 
wird)  daß  ein  Durchbrach  ^  wenn  auch  nicht  absolut  unmög- 
lich 80  doch  mit  augenscheinlicher  Oefahr^)  verbunden  oder 
nur  unter  Anwendung  besonderer  List  oder  unter  Ausnutzung 
ganz  besonderer  Verhältnisse  (wie  Nebel,  Unwetter  und  dergl.) 
möglich  ist.  Dieser  Satz  ist  das  Ergebnis  einer  langen  Ent- 
Wicklung,  die  mit  der  Pariser  Seerechtsdeklaration  zu  einem 
YorUUifigeo  Abschluß  gekommen  ist.  Er  ist  der  Erfolg  eines 
beharrlichen  Ringens  der  Seemächte  zweiten  Banges  um  Be- 
seitigung der  örtlich  unbegrenzten  und  daher  den  Handel  und 
freien  Verkehr  auf  allen  Weltmeeren  hemmenden  und  lahm- 
legenden Anwendung  des  Blockaderecbts  im  alten  Sinne,  das 
im  Grunde  nichts  anderes  bedeutete  als  die  völlige  Untersagung 
jeden  neutralen  Handels  mit  dem  Feinde.  Art.  4  der  Seerechts- 
deklaration  sollte  die  ,,englische  Blockade**  beseitigen,  die  Be- 
lästigung und  Aufbringung  neutraler  Schiffe  in  großer  Ent- 
fernung vom  Blockadebereich  unter  dem  Titel  des  Blockade- 
rechtes fortan  unmöglich  machen;  er  ist  eine  der  englischen 
Seemacht  abgerungene  Konzession  an  das  internationale  See- 
kriegsrecht. fUne  Lokalisierung  der  Blockade,  eine 
Beziehung  des  Blockaderechts  auf  einen  bestimmten  Teil  des 
Meeres,  sollte  dem  Grundsatz  der  Meeresfreiheit,  den  das  alte 
Blockaderecht  manchmal  nahezu  suspendiert  hatte,  in  möglichst 
weitgehender  Weise  zugunsten  des  neutralen  Handels  wahren. 
An  Ort  und  Stelle  muli  die  militärische  Gewalt  des  Kikl': 
führenden  zur  See  derartig  fest  ^efTründet  .sein,  daß  sie  lun- 
reicht,  den  Zii^ranji^  zur  Küste  wirklidi  zu  verhindern. 

V)  i'reatl.  Priseureglemcnt  vom  20.6.  1864  §  20:  „Ein  Hafen  gilt  als 
blockiert,  wenn  er  durch  ein  oder  mehrere  Kriegsfahrzeuge  dergestalt  ge- 
sperrt ist,  daB  ein  HandefsMliill  ohne  angenseheinHcbe  Gefahr  der  Auf« 
bringuug  in  den  Hafen  nicht  einlaufen  oder  aus  demselben  nicht  auslaufen  kann." 
Ebenso  Art.  27  d  Instruktionen  d.  japanischen  Marineminirtera  vom  7. 8. 1894. 
Zaitachrift  f.  laUni.  Privat-  «.  ÖffenU.  B«oht.  XVI.  ^ 
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Die  Lokalisierung  des  Klorkatlororhts  war  die  Tendtiiz 
der  Entwirklung  bis  1856.  Nach  der  KIT  ktivitiit  der  Rluckade 
beniißt  sieh  jetzt  der  Bereirh  ihrer  Wirksamkeit. ^  i  Die  Blockade- 
zone ist  ein  Stück  des  Meeres,  das  weder  Staats^n  biet  ist,  imch 
für  die  Zeit  der  Blockade  als  res  communis  ottnjhnu  dem 
allg"emeineii  Verkehr  ofteu  stellt.  Der  blockierende  Staat  erwirbt 
iilu  r  diese  Zone  keine  Ocbietühohcit :  denn  seine  aussclilieliliche 
Herrscliaft  ist  der  Natur  der  Bio»  k ade  als  einer  Kriegsmaßregel 
entsprechend  nur  eine  vorübergehende. 

Auf  die  absolute  Militärgewalt  des  blockierenden  Staates 
über  die  Blockadezone  ist  das  ganze  Blockaderecht  zu  gründen. 
Die  Blockade  beginnt,  sobald  diese  absolute  Gewalt  erkennbar 
konstituiert  ist,  und  endet,  sobald  das  Blockadegeschwader 
dieses  Gebiet  —  nicht  nur  infolge  höherer  Uewalt,  Verfolgung 
eines  Blockadeltrechers  usw.  —  verläßt. 

Ein  Blockadeverbot  ist  also  völkerrechtlich  wirksam  nur 
in  dem  wirklicli  belienschten  Blockadebereich.  Daraus  ergibt 
sich  als  notwendige  Folgerung  auch  die  ertliche  Be- 
schränkung der  Auferlegung  der  Bloc k ade i  r tt e i;  s- 
folgen;  sie  ist  „an  die  Oertlichkeit  gebunden •'.2)  Nur  der 
Versuch  einer  direkten  Durchbrechung  des  einschließenden 
Gürtels  ist  Blockadebruch.  Ist  der  Blockadebrecher  —  trotz 
JSffektivität  der  Blockade  —  glücklich  durchgekomnien,  so  ist 
er  außerhalb  dieses  der  absoluten  Militärgewalt  des  blockierenden 
Staates  vorbehaltenen  Meeresteils  und  kann  später  wegen 
dieses  Durchbruchs  nicht  mehr  zur  Rechenschaft  gezogen 
werden. 

Der  Eriegsnotwendigkeitstbeorie  wurde  entgegengehalten, 
sie  vem^öge  es  nicht  zu  decken,  daß  der  blockierende  Staat 
sich  nicht  mit  der  Sequestration  des  aufgebrachten  Schiffes  be- 
gnttge.  Nimmt  man  die  absolute  Militärgewalt  statt  der 
militärischen  Notwendigkeit  als  Grundlage  an,  so  ist  die  Weg- 
nahme des  blockadebrechenden  Schiffes  als  einer  guten  Prise 
hinreichend  begründet.    Das  blockierende  Geschwader  hätte 

i>  V.  Mai  titz,  6.  48'J. 

2)  V,  Martilz,  is.  4UÜ;  er  iienal  den  Blockadebrucb  ueutralitata- 
widrtg.  Ueber  deD  Bioekadebrach  vgl  besonders  FremonVs  Sehrifkcben. 
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(las  Schiff,  'welches  diuTlizubrechen  versuchte,  auch  durch  seine 
Artillerie  zum  Sinken  briiif;en  können,  wenn  sonst  die  Auf- 
rechterhaltung  der  Effektivität  in  der  pranzen  ]>lückadelinie 
gefährdet  erscliicnen  wäre.    Letzteres  wird  über  meistens  der 
Fall  sein,  wenn  das  block iei-eiide  Schiff  das  blockadebietheiide 
verfolgt,  um  es  wegzunehmen.    Das  Völkerreciit  miübilligt  die 
Wegnahme  nicht  und  verneint  auch  die  Fortdauer  der  Effek- 
tivität im  Falle  einer  solchen  Verfolgung  nicht;  dagep:en  darf 
der  I^loekierende  den  Fülirer  und  die  Besatzung  des  liloekade- 
breclii  r>  nicht  bestrafen.    Er  hat  nur  ein  Repressivreciit ^j, 
dajs  ihm  die  Annektierung  des  Scliiftes  und  seiner  Ladung  ge- 
stattet.   Die  völkerreehtliche  Bescliränkung  der  in  der  altsoluteu 
Militärgewalt  liegenden  Repressivgewalt  gegenüber  den  Per- 
sonen, die  sich  der  absoluten  Militärgewalt  widersetzt  haben, 
steht  dem  Charakter  dieser  Gewalt  als  einer  absoluten  nicht 
entgegen.    Auch  die  militärische  Gewalt  über  erobertes  feind- 
liches Land,  welches  der  Sieger  seinem  Staate  einverleiben 
wird,  hat  diesen  absoluten  Gbarakter,  ungeachtet  der  völker- 
rechtruhen  Beschränkungen,  die  dem  Sieger  auferlegt  sind. 
Es  bedarf  wohl  keiner  ausführlichen  Verwahrung  dagegen,  da0 
mit  diesem  Satze  eine  Analogie  mit  dem  Bechtsinstitut  der 
Okkupation  nicht  behauptet  werden  soll;  es  handelt  sich  hier 
lediglich  um  eine  nähere  Kennzeichnung  der  «absoluten  Militar- 
gewalt".  Die  »Absolutheif  sagt  hier  wie  dort  nichts  anderes, 
als  daß  Jede  andere  Staatsgewalt  ausgeschlossen  und  der  Sieger 
bezw.  der  Blockierende  in  dem  eroberten  Territorium  bezw.  in 
dem  Blockadebereich  prinzipiell  Alle  Gewalt  und  alle  Rechte 
hat,  daß  stets  sein  freies  Ermessen  entscheidet,  sofern  nicht 
im  Einzelnen  ihn  beschrankende  Yolkerrechtssätze  in  Geltung 
sind.    Die  absolute  militärische  Gewalt  im  Blockadebereicfa 
gestattet  dem  Blockierenden,  alle  militärisch  notwendigen  Maß- 
nahmen zu  ergreifen,  darüber  hinaus  gibt  sie  ihm  ein  Bepressiv- 
recht,  das  den  Rahmen  des  militärisch  Notwendigen  sprengt 
und  ein  Stfick  alten  Blockade-Beuterechts  darstellt.  Als  Straf- 
anspruch  kann  dies  Bepressivrecht  nicht  charakterisiert  werden, 
weil  der  Blockadebruch  kein  Delikt  ist. 

Ebenso  Ulimann,  ä.  331,  332. 

3* 
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Damit  sind  wir  genötigt,  zu  der  neuerdings-  in  danken»- 
werter  Woise  von  Rehm^)  aufgerollten  Frage  Stellunp:  7a\ 
nehmen:  Ist  der  Blockadebruch  ein  völkerrechtliches  Delikt? 
Oder,  wie  man  sie  auch  formulieren  kann :  Bestellt  eine  Rechts- 
pflicht  von  neutralen  Untertanen,  den  Hlockadebefebl  des 
Kriegiäfarenden  zu  respektieren? 

Der  Heimatstaat  des  neutralen  rntertanen  hat  ihm  den 
Blockadebruch  nicht  verboten  und  ist  dazu  auch  völkerrecht- 
lich nicht  verpflichtet.  Das  Individuum  mac^t  sich  also  seinem 
Staate  gegenüber  durch  einen  Blockadebruch  nicht  strafbar. 
Es  wird  dem  Heimatstaate  nicht  in  den  Sinn  kommen,  den 
Blockadebmch  als  ^eine  feindliche  Handlung'^  gegen  einen  ^be- 
freundeten Staat"  aufzufassen  und  zu  ahnden.  Er  ist  lediglich 
gebunden,  zu  dulden,  daß  seinen  Angehörigen  die  Blockade- 
bruchsfolgen treffen;  er  darf  ihm  seinen  Schutz  nicht  ange- 
deihen  lassen,  solange  der  Kriegführende  die  ihm  gegen  die 
neutralen  Staaten  obliegenden  Pflichten  nicht  verletz^.  Wenn 
nun  aber  der  Untertan  sich  durch  den  Blockadebmch  keiner 
nach  seinem  heimischen  Rechte  strafbaren  Handlung  schuldig 
macht,  wie  ist  es  dann  zu  erklären,  daß  die  verfassungsmäßige 
IHHcht  des  Staates  zur  Gewährung  des  völkerrechtlichen  Schutzes 
^a'genüber  dem  Auslände^)  nicht  Platz  greift?  Dieser  staats- 
rechtliche Zweifel  erledigt  sich  durch  Annahme  eines  Ge- 
wohnheitsrechtes. 

Auch  ein  Delikt  jregen  das  Völkerrecht  (oder  wie  andere 
sairen  •  ein  völkerrechtlic  hes  Delikt)-^)  liegt  nicht  vor.  Das 
\  nlkt  in(  ht  reprobiert  den  Blockadebmch  nicht,  sondern  be- 
handelt dies  rntenicliiiitMi  als  ein  reines  Spcknlationsgeschüft. 
Wäre  er  eine  „Neutralitiitswidrigkeit"*),  eine  Verletzung  von 

^)Iti'hni.  L'ntertanen  als  Subjekte  völkerrechtli»  lu-r  reichten,  in 
Kohlcr's  ZeitBcbrift  für  Völkerrecht  und  Bundesstaatsrecht.  X.  Bd.  1.  fleft. 

6.  33  ff. 

Art.  3  Abs.  6  der  VerfitöSUDg  des  Dcut«cben  Reichs :  ,Dcm  Aaslaude 
gegcnttber  haben  «IleDeatsdieDgleichmißig  ADsproeh  anf  den  Scbnts  dei  Bei«]it.' 

>)  X.  B.  Gar  ei»,  Inatitutioneii  dea  Völkerrechts.  2.  Aufl.  Oieaaeii. 
19U1.  8.207;  a.  die  hei  v.  Martitm,  Internationale  Rechtshilfe  in  Straf- 
sachen, Bd.  T.  S.  TiO.  ani'^rMxr  ijene  Literator. 

*)  V.  Marti  Im,  Ö.  4iK}. 
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Neutralitätsptiichten  durch  den  Untertan  des  neutralen  Staates, 
80  ergäbe  sich  eine  eigentümliche  Rechtslage:  eine  von  Erfolg 
gekrönte  Neutralitätswidrigkeit  eines  neutralen  Staates,  d.  h. 
ein  Verhalten,  welches  den  einen  Kriegführenden  fördert,  wäre 
ein  Delikt;  dagegen  wäre  der  einem  neutralen  Untertan  iro- 
glückte  Blockadebruch  kein  Delikt.  Also  ein  doppeltes  Maß 
bei  der  Benrteilimg  derselben  Sache.  Hier  wie  dort  handelt 
es  sich  doch  nm  Verletzung  wirklicher  oder  angeblicher 
„Pflichten".  —  Vermag  Eehm,  der  eine  völkerrechtliche  Natur 
der  Blockadeverpflichtung  neutraler  Staatsnntertanen  annimmt, 
den  Völkerrechtssatz  zu  erklären,  daß  ein  glücklich  die  Blockade 
durchbrechendes  Schiff  frei  wird?  Man  pflegt  allerdings  zu 
ai^mentieren :  ein  solcher  Blockadebrecher  hat  eben  bewiesen, 
daß  die  Blockade  nicht  effektiv  war.  Selbst  angenommen,  diese 
Behauptung  sei  zutreffend,  so  bleibt  der  Fall  noch  unerklärt, 
dafi  das  Blockadegeschwader  oder  ein  einzelnes  dazu  gehöriges 
Schiff,  durch  Sturm  oder  Nebel  gezwungen,  sich  kurze  Zelt 
entfernt  und  ein  neutrales  Schiff  die  Gelegenheit  benutzt  und 
unbemerkt  glflcklich  zum  Hafen  oder  von  diesem  aus  auf  das 
freie  Meer  gelangt.  Nach  der  herrschenden  Lehre,  welche 
auch  die  Praxis- für  sich  hat,  hört  in  einem  solchen  Falle  die 
Blockade  nicht  auf,  effektiv  zu  sein.  Der  Satz:  der  einzelne 
geglückte  Durclibrncli  erweise  die  Nichtcffektivität  der  Blockade, 
ist  iibi  rdii's  iiiitt  r  allen  Umständen  abzulehnen,  da  er  mit 
Art.  4  der  Tuiiser  Seerechtsdeklaration  sclilechterdings  unver- 
einbai-  ist.  Denn  zum  Hegriß  der  effektiven  Blockade  gehört 
mir,  daß  augensclieinliche  (iefahr  vorliegt,  nicht  absolute  Un- 
mögliclikeit  eines  Diirclibrachs.*) 

Rrlim  he<rründet  den  vulkerreciitlieheii  Deliktscliarakter 
des  Bioekadebruclis  düniit,  dal.»  er  sagt,  die  Herrschaft,  dio  ein 
Staat  kraft  Yölkeri'fclit.s  aiiüeriialb  seines  (iebietes  ansübe,  sei 
ejue  völkerrechtliclie ;  es  liege  , völkerrechtliches  Imperium'' 

*;  ä.  hierzu  besonders  Compin,  S.  2Ul:  „Ce  n'est  pas  parce  gue 
quelques  natdreSf  gräce  ä  leur  rapidit^^  ä  Vgbecurite  de  la  nuit  ou 
ä  un  Hr  d^feciueux  de»  eaieteauof  du  blocue,  parvieudraieni  ä  foreer 
ce  Uoeue.  sans  etre  capturäe  qu'il  faut,  comme  i'ont  f'ait  quelques 
auleurSf  miconnaitre  Vexiatenee  de  VeffectitUi  de  ce  blocue."  , 
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vor,  wenn  er  den  Untertanen  dritter  Staaten  verbiete,  einen 
blockierten  Hafen  anzulaufen.  Was  Rehm  völkerrechtliche 
Herrschaft  nennt,  Ist  nichts  anderes  als  staatliche  Gewalt,  die 
hier  als  absolute  Militargewalt  wirksam  ist  und  sich  in  völker- 
rechtlich znlftssiger  Weise  gegen  jedermann  Nachachtang  ver^ 
schafft.  £s  ist  gewissermaßen  eine  militärische  Diktatur,  die 
jedem  Fremden  den  Aufenthalt  und  die  Durchfahrt  untersagt, 
ohne  über  die  mllitänschen  Grfinde  irgend  jemandem  Bechen- 
schaft geben  zu  müssen.  An  und  für  sich  kann  er  auf  Grund 
seiner  absoluten  Militärgewalt  auch  Maßnahmen  gegen  die 
Besatzung  des  blockadebrechenden  Schiffes  ergreifen;  das 
moderne  Völkerrecht  verwirft  nur  jede  Bestrafung  derselben. 
Ein  Blockadebmch  Ist  die  Nichtachtung  des  Befehls  der 
absoluten  Militärgewalt,  nicht  eines  Völkerreclitssatzes.  Das 
Volkerrecht  überläßt  es  dieser  Militäi^ewalt,  im  einzelnen 
Falle  den  Befelil  zu  trlassen  und  ilnii  Xailidruck  zu  geben. 
Eine  iitspllicht  des  Individuums  j^aj^ftnüber  diesem  Befehls- 
reelit  besteht  völkerrechtlich  nicht;  dem  Hefclilsrecht  ents])richt 
eini'  Huldungsptliclit  dci'  iiL'Utrali'ii  Staaten,  keine  Liehursaiiis- 
pfliclit  des  Iil(>rka(l('lii'('(  liers.  Dieser  i  i>kiert  einen  Vermögeus- 
verlust,  es  stelit  bei  ihm.  ob  er  den  Befehl  rc^yx  ktieren  oder 
das  Schiff  mit  Lndiinp:  als  Kinsutz  bei  dem  < ilucksspiel  wagen 
will.  Seinem  Leben  und  seiner  Freiheit  droht  nichts,  wenn 
er  dem  vertol^iMulen  Krirnsscliifte  sich  widerstandslos  eriribt 
Sucht  er  da;:e;;en  mit  Anwendung  von  (lewnlt  ilie  Aufbriii^nuig 
zu  vereiteln,  so  ist  er  einem  gemeinen  Verbrecher  gleich  der 
Gewalt  des  Blockierenden  völlig  preisgegeben,  der  ihn  an 
I^ib  und  Treben  strafen  kann. 

Ist  der  Blockadebruch ''^)  ein  Delikt  im  Sinne  des  Staats- 
rechts des  blockierenden  Staates?  —  Jelliiiek^)  erklärt  mit 
Kecht  eine  direkte  Verletzung  des  Völkerrechts  durch  den  Ein- 
zelnen für  nicht  möglich,  der  einzelne  kJ'mne  stets  nur  eine 
innerstaatliche  Vorschrift  übertreten.    Die  kriegspolizeilichen 

')  JeUinck,  Systtui  der  subjektiven  «iRenilicht-n  Rechte.  2.  Aufl. 
Tabingen.    1905.   S.  327  L 

2j  Hier,  wie  flberall  wo  vom  Bloekadebrach  gebändelt  wild,  kommt 
eelbstverständlicli  nur  ein  Unternehmen  von  Privatecbilfeii  in  Betracht. 
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Yorschriften  Ober  die  Blockade  seien  ffkr  den  konkreten  Fall 
staatsreclitllcher  Natur,  insofern  sie  Wirkungen  auf  nentrale 
Untertanen  äußern.  „Das  Yölkerreclit  schafft  gleichsam  den 
Rechtsinhalt,  das  materielle  Element  dieser  Bestimmungen,  die 
dem  einzelnen  jedoch  als  Befehle  der  fremden  Staatsgewalt,  in 
deren  Herrschaftsbereich  er  sich  eyentuell  begibt,  entgegen- 
treten.*' Ich  glaube,  man  mnfi  hier  unterscheiden:  Befehl  der 
fremden  Staatsgewalt  im  Blockadebereich  und  innerstaatliche 
Vorschrift.  Darauf  lauft  auch  Behm's^)  Polemik  gegen 
Jellinek  hinaus;  sie  betont,  daß  die  durch  Staatsrecht  be- 
stimmte Gewalt  des  Staates  ihre  Grenzen  an  seinem  Gebiet 
und  seinen  Angehörigen  hat  Vor  dem  Forum  des  Staatsrechtes 
des  blockierenden  Staates  ist  die  Blockadezone  kein  Staats- 
gebiet. Ein  Delikt  gegen  das  innerstaatliche  Recht  ist  der 
Blockadebruch  nicht.  Das  erhellt,  wenn  man  sich  den  Fall 
vergegenwärtigt,  daß  ein  neutrales  Schiff  die  Blockadelinie 
glücklich  durchbricht  und  den  nächsten  Hafen  des  blockierenden 
Staates  anläuft.  Dieser  darf  den  Hlockadrbruch  nicht  als 
strafbare  Handlung  iilmden,  sondern  muß  ihn  einem  lOiiigiilT 
in  die  militärischen  Aktionen  dritter  Staaten,  geschehen  auf 
staatsfremdem  (»ebiet,  gleichacliten.  Kiiie  Delictsnatur  nach 
innerstaatlichem  Recht  (des  blockierenden  Staates)  kann  dem 
Blockadebruch  nicht  zugesrhrielten  werden,  weil  Ipdiglicli  ein 
Hepressivrecht  der  militänseiien  Macht  an  Ort  und  Stelle,  im 
lilockadehereich,  existiert  Da*;  prisenjierichtliche  Verfahren 
konstatiert  nur,  db  das  Hepressivrecht  in  den  völkerrechtlichen 
Orcnzeu  geblieben  ist. 

Der  lUockadebruch  ist  also  kein  Delikt  im  eigentlichen 
Sinne,  weder  ein  völkerrechtliches  noch  ein  gegen  die  durch 
Staatsrecht  bestimmte  (iewalt  des  blockierenden  oder  des  neu- 
tralen Staates  gericht€tes.  Eines  Völkerrecht! iclien  Delikts 
würde  sich  der  aufbrinfreiide  Staat  schuldig:  marlien,  wenn  er 
das  aufgebrachte  Schiff  und  dessen  Besatzung  auerkannten 
Völkerrecbtsregeln  zuwider  behandeln  wollte,  und  der  neutrale 
Staat,  wenn  er  einem  Untertan,  gegen  den  der  aufbringende 


^)  Sehnt  f  a.  a.  0. 
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Staat  üraerhalb  4er  völkerrechtlich  grebotenen  Grenzen  geblieben 
ist,  seinen  Tölkerrechtlichen  Schntz  angedeihen  lassen  wollte, 
am  ihn  vor  den  regnlüren  Folgen  des  Blockadebmchs  zn  be- 
wahren. Dem  Befehlsrecbt  des  blockierenden  Staates  in  dem 
Blockadebereich  entsprechen  nnr  Rechtspflichten  der  neutralen 
Staaten,  nicht  ihrer  Untertanen.  Den  Handlungen  der  letzteren 
gegenfiber  nimmt  in  dem  Falle,  daß  sie  den  Blockadebefehl 
nicht  respektieren,  das  Völkerrecht  denselben  Standpunkt  ein 
wie  das  Staatsrecht  der  neutralen  Staaten:  Die  Untertanen 
sind  einer  selbstgewählten  Gefahr  ausgesetzt;  der  Blockade- 
bmch  ist  eine  Spekulation,  kein  Angriff  auf  die  militärischen 
Streitkräfte  des  blockierenden  Staates. 

Ist  die  Zurflckfiihrang  des  Blockaderechts  auf  die  absolute 
Militärgewalt  im  Blockadebereich,  welche  m.  E.  allein  dem 
heutigen  Stande  des  Blorkaderechts  entspricht,  eine  befriedi- 
grende  Lösung  in  dem  Siiiiu',  daß  sie  die  Anforderuiijji  n  erfüllt, 
die  an  ein  ideales  Völkerrecht  zu  strlleii  wären?  Die  Antwort 
kann  nur  imiti  ii:  Xrin.  Die  absnlutc  militärische  Notweiidierkeit 
muß  wie  im  Lamlkiie^siecht  auch  im  Seekriege  als  Maßstab 
fflr  die  RechtmiUjigkeit  aller  militärischen  ("^yierntionen  ge- 
nommen werden,  w  ozu  freilich  wegen  der  bcsctiult  i en  Art  des 
Kriegsniittels,  da>.  den  ncntralrn  Handel  außerordentlich  schwer 
triflt.  t'iiiL'  ^:enane  rmsclinMbiini:-  der  Blnckadezone  als  unent- 
helirliclic  Krgänzung  treten  niülite.  Diese  Abjrrenzuiig  wäre 
in  der  diplomatischen  Xfititikation  stets  anzugelien.  Dii'  mili- 
tärische Notwendigkeit  würde  eine  Spezialnotitikation  in  allen 
F'ällen  zur  l*Hicht  machen,  wo  das  sich  nähernde  neutrale 
Schiff  nicht  offenbar  Kenntnis  von  dt  iu  Bestehen  der  Hlockade 
hat  und  nicht  sogleich  den  Durchbiiicli  versucht.  Eine  Ver- 
bindung der  Notwendigkeitstlieorie  und  des  dem  Hanfefeuillc- 
schen  Krklin 'ingsversucb  znirrnnde  liegenden  (iedankeus,  daß 
dttö  Reclitsiustitut  der  Blockade  eine  territoriale  (Irundlage 
hat  und  haben  muß,  ergäbe  einen  erträglichen  Kechtszustand. 
Angesichts  dieser  doppelten  Bürgschaft  könnte  die  absolute 
Militäigewalt  unbedenklich  zu  einer  unbeschränkten  Strafgewalt 
im  Blockadebereich  ausgestaltet  werden.  Das  heute  bestehende 
Repressivrecht  ist  einerseits  kein  Strafrecht,  andererseits  geht 
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es  über  das  militärisch  Notwendige  hinaus.  Sind  die  genannten 
Garantien  nicht  zu  eireichen,  so  wfire  eine  staatsvertragUche 
Fizierong  des  Bloclcaderechts  auf  der  Grundlage  der  absoluten 
Militärherrschaft  in  der  fest  umgrenzten  Blockadezone  wünschens- 
wert. Denn  sie  gewährleistet  wenigstens  in  vollem  Umfange 
die  Effektivität  der  Blockade  und  wahrt  damit  indirekt  auch 
das  Interesse  der  neutralen  Staaten  und  ihrer  Untertanen;  sie 
wird  dem  Grundsatz  des  Art.  4  der  Pariser  Seerecbtsdekkuration 
in  jeder  Beziehung  gerecht  und  schließt  jede  Umgehung  des- 
selben aus. 

Beeht  pessimistisch  denkt  mancher  —  nicht  nur  in  Deutsch- 
land —  wenn  die  Frage  aufgeworfen  wird,  ob  sich  in  einem 
kfinfügen  Seekriege  alle  Mächte  des  zu -Paris  gegebenen  Wortes 
werden  erinnern  wollen,  insbesondere  das  seegewaltige  Briten- 
reich. Wird  es  dem  Erfordernis  der  Effektivität  der  Blockade 
völlijr  gerecht  werden,  oder  wird  das  frivole,  oft  gehöiti- ; 
„Miylit  isrighf!^  jedwede  (Jewalttat  und  jede  Vergewaltigung 
des  Art.  4  reihtlürti^^vii  müssen?  Eiiglitiid  hat  bisher  zur 
Besciti<rung  des  tiefwurzelndcii  Mißtrauens  iiidit  allzuviel  getan. 
Kaum  wan  n  einige  Jahre  seit  T^nterzeidinimg  der  Deklaration 
von  185G  vei*flossen.  als  im  en<:::lis(  li('ii  l'arlaHitiit  ihre  Bestim- 
mungen für  uiian.sfiihrhar  erklärt  wurden;  man  lK'han]it('re 
damal-  iit-se  Artikel  versetzten  der  englischen  Seelarrschaft 
den  I  liesstoß.  Keint  r  der  Minister,  von  denen  einer  selbst 
die  Deklaratidu  initunterzeichiiet  hatte,  erhob  seine  Stimme 
zu  ihrer  Verteidigung.  „AitLsi  donc^ ,  sdirieb  HniitpfouiUi'^) 
im  Jahre  186R.  Jes  ntifrps  pHissmirrs  sonf  prrmnues  u 
l'avaiict'.  lit  (ha )i dr-Bretagm'.  se  troucera  dans  la  fiecessifr 
de  vwler  la  deciaratioti  de  Darum  redete  er  einem 

dauernden  bewalfneten  Neutralitätsbündnis  aller  Seemächte 
gegen  England  da.s  Wort,  und  als  glühender  Patriot  hegte  er 
den  Wunsch,  Frankreich  an  der  8j)itz(  dieser  .heiligen" 
Allianz  zti  sehen.  —  Wenn  nicht  alle  Zeichen  .trügen,  ist 
England  neuerdings  einer  ernsten  Mitarbeit  an  der  inter- 
nationalen Regelung  des  Seekriegsrechtes  auf  der  zweiten 


*)  Haute feuille,  I,  Discoors  pr^Uminaire  S.  XXXI. 
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P«bl,  Die  wditlietift  Vatnr  der  BtoelcMle. 


Haager  Konferenz,  die  hoffentlich  insbesondere'  auch  in  der 
Geschichte  des  Blockaderechtes  epochemachend  sein  wird,  nicht 
abgeneigt.^)  Gerade  im  Blockaderecht  wird  es  von  entscheidender 
Bedentung  sein,  ob  England  von  seiner  traditionellen  Stellong 
abzugehen  gewillt  ist.  Hier  ist  vor  allem  der  Beweis  zu  er^ 
bringen,  daß  das  1856  gegebene  Wort  aufrichtig  gemeint  war; 
wird  der  Grundsatz  der  Effektivität  in  allen  seinen  Konsequenzen 
rückhaltlos  anerkannt,  so  muß  eine  internationale  Verständigung 
über  das  Blockaderecht  erreicht  werden  können.  Das  Deutsche 
Reich  wird  seine  Unterstützung  nicht  versagen,  wo  immer  es 
gilt,  feste  Grunds&tze  über  seerechtliche  Fragen  in  die  volker- 
rechtlichen  Beziehungen  einzuführen;  seine  Interessen  am  See- 
kriegsrecht , decken  sich  mit  den  Prinzipien  des  Völkerrechts."') 

•)  Zorn  in  der  Deut^>che)f  Juristen-Zeitutiy.  XI.  Juhrg.  Nr.  19. 
Sp.  Iü4ß;  ebenda  Eijvk  über  den  Brief  des  Lordkanzlers  Haron  JAneburn 
an  die  Times  (veröffentlicht  in  der  Nummer  vom  14.  10.  «lö).  Niemeyer 
in  der  „Uariue  .Rundschau"  19Ü0  S.  lltK^H.,  besonders  S  IIW».  —  Das  Pro- 
gramm der  berorsidbendeD  Seerecbtskonferens  Ist  m«  W.  im  dmelneii  aocb 
nicht  beicaiint  gegeben.  Zorn  sehreibt  im  „Recht",  Namma  v.  10. 1. 07, 
S.  11:  „Eine  neue  Ilaager  Koufercne  soll  die  bis  vor  kurzem  als  ganz  aus- 
sichtslos bptnifhfrto  Anfpnhc  anixrt  ifpn,  auch  f!as  Seokritirsri  rht  fmindsätzlich 
und  in  luimaner  Wi.'isu  zu  k'"!ili2ieren."  —  Eine  Eiiii^'iini.'  üLtr  die  Recht« 
und  Pttichten  der  Neutraion  wird  ohne  eine  Regelung  des  Blockaderecbts 
vnml^lich  sein. 

*i  Niemeyer  in  der  ßeuischen  Jurisieu-Zeitung.  V.  Jebrg.  Nr.  3; 
Rede  des  Staatssekretärs  des  Auswärtigen  Amts  Orftf  «.  Bülofo  in  der 
Sitsnng  des  Reicbstags  vom  19. 1.  00. 
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In  welchem  Umfange  gilt  im  Verhältnisse  des  Deutschen 
Reiches  zu  der  Schweiz  das  völkerrechtliche  Prinzip 

der  SpeziaHtilt?  ^) 

Von  Landgcricbtarat  OlttlUMan  in  Nürnberg. 

Der  II.  Strafsenat  des  Beicbsgerichts  hat  in  der  Ent- 
scheidung vom  8.  2. 189B  (Entsch.  i.  St.  S.  dO,  440)  den  Satz 
entwickelt:  Ein  von  der  Schweiz  nach  Deutschland  ausgelieferter 
Verbrecher  kann  auch  wegen  einer  anderen  Tat,  als  wegen 
derer  die  Auslieferung  stattgefunden  hat,  verfolgt  werden,  falls 
es  sich  um  ein  in  dem  deutsch-schweizerischen  Auslieferungs* 
vertrage  vorgesehenes  Verbrechen  oder  Vergehen  handelt^ 

Die  Begründung  dieser  Entscheidung  gipfelt  darin,  daß 
der  völkerrechtliche  Grundsatz  der  Spezialitat  der  Auslieferung 
in  seinem  vollen  Umfange  zwar  in  den  deutschen  Auslieferungs- 
verträgen mit  Großbritannien,  dem  Kongostaat  und  den  Nieder- 
landen ausdrßcklich  statuiert  sei,  daß  aber  der  mit  der  Schweiz 
abgeschlossene  Vertrag  einer  solchen  Bestimmung  ermangle  und 

*)  Ansücfi'runtrsvcrtrag  des  Deutschen  Reiches  mit  dor  Sr-hweiz  vom 
24.1.  1874  RGBl  1H74,  115  ff.  Schweizerisches  Biindt  sg*  .setz  betr.  die  Aus- 
liofci iini:  ppcfendbci  dem  Auslände  vom  22.  1.  lH;i2  (abgtdr.  Ztsch  II  2<>2\ 
Literatur:  Lummasch,  AosUeferungspflicbt  und  Asylrecbt;  c.  Martttz, 
Die  intenmtioitAto  BeobtshiUe  hi  StrafvacbMi;  Bar^  Lebrbnoh  dw  Intef" 
Mtionalen  PriTat-  und  Stnliracbts;  GroBch^  Das  dentwbe  AnBiieferangs^ 
nebt  8.25,  8.  24911.;  Delius.  Ztsch.  V  529,  XVI  lb7;  derselbe  in  Golt- 
dvmmers  Anhir  f.  St  ra fr  echt  Hl),  112 

-)  Auf  (irinsfllx'n  Standpnnkte  stehen  der  I.  Strafsenat  in  Rntsrh.  i  St. 
S.  31,  234  ideutsch-lMlt;ischer  F.illi  iintl  ohne  nähere  Begründung  für  den 
deutsch-italienischen  Vertrag  r.  Bar,  Note  8  zu  ^  73,  Lammasch,  8.  780. 
wogten  ntr  den  dentsch^iUlieDiacben  Vertrug  Reicbskamder  und  preuAisober 
Jnstisiniiiister  in  Prenß.  JHBl  1878  S.  137  and  der  III.  Strafsenat  in  Entscb. 
i.  St,  8.  29,  270,  ferner  fflr  den  nun  aufgehobenen,  gleicbfalls  einer  auadröck- 
licben  Bestimmang  ermangelnden  prenfiiscb-niederländiKben  Aaslieferangs- 
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daß  ans  diesem  Sclnvoi^M^ii  des  Vertrags  einerseits.  aiidenTst-its 
aus  dem  rmstande.  daß  der  Vertraj?  die  Veri'nl<:iinjr  des  Aiis.- 
gelieieitiMi  we^-eii  politisclier  und  wi'K'eii  der  im  Vertrajic  nicht 
mit   Ausiii  I  ruiigselmrakter   bekleideten   Delikte   ansdrüt  klich 
verbiete,  aryiimento  e  conirarfo  der  oben  wiedergegelM*TiP 
Rechtssatz  zu  folgern  sei.    Diese  Beweisfiilirunjr  srbeint  nicht 
einwandfrei  zu  sein.    Das  Prinzip  der  Spezialität  hat  in  der 
Theorie  des  AuslietVninjrsrerhts  wenigstens  in  der  krmtinentaleii, 
solauge  als  ein  Axiom  gegolten/)  daß  noeli  die  Kntscheidunir 
des  III.  Strafsenates  des  Reichsgerix^hts  vom  21.  12.  l^^lHi  bei 
Auslegung  des   deutsch-italienischen  Vertrags   (dine  weiteres 
^von  der  schon  nach  dem   allgemeinen  vidkerreclitlichen 
Grundsätze  der  Spezialität  der  Auslieferung  unzulässigen  Ver- 
folgung wegen  einer  anderen  Straftat,  als  wegen  derer  die 
Aiwliefernng  erfolgte-,  spricht.    Man  wird  daher  das  Schweigen 
eines  schon  1874  abgeschlossenen  Auslieterungsvertrages  über 
jenen  Punkt  von  dem  Standpunkt  •  der  1874  herrschenden  An- 
schauungen aus  wohl  eher  daliin  interpretieren  dürfen,  daß  die 
Verfahr  des  Vertrags  den  (irundsatz  d(  r  Spezialität  in  dem 
Vertrage  gerade  deshalb  nicht  erwähnt  haben,  weil  sie  ihn  für 
selbsverständlich  hielten.   Die  Tatsache  aber,  daß  der  deutsch- 
englische  Vertrag  das  reine  Spezialitätsprinzip  mit  besonderer 
Schärfe  zum  Ausdruck  bringt,  grQndet  sich  einfach  darauf, 
weil  die  englische  Regierung  im  Hinblick  auf  die  ihr  durch 
die  Extradition  Akt  vom  9.  8.  1870  Preliminary  Abs.  3,  Ziff.  2 


v«rtrA((  vom  17. 11. der  Feriensenftt  des  Reicbegerichts  in  Urteil  warn 
29.  8.  1888  (Preuß.  JMBI  1889  S  I20t  di.  im  Texte  entwickelte  Auffassung 
vertreten.  Zu  dem  deutsch-belgischen  Fill  sei  bemerkt,  daü  v.  Murtitz, 
II  h\  ff.  der  Nachweis  nelun^en  sein  dürfte,  dali  auch  das  h^lirische  Aus- 
Ueferungsgesetz  vom  i.  10.  Ib33  von  der  Basis  de«  Spezialitatspruizips  aus- 
ging; fnilidi  hat  diese  BrkenntDis  in  Belgien  nicht  immer  bestanden  and 
intbesondere  nicht,  wie  die  bei  9.  MartüMf  II  61  angefttkrten  belgischen 
Min.'EntsdilieBiingen  beweisen,  in  der  dem  denUHsh-belKischen  Vertrage  un- 
mittelbar vurausgehenden  Zeit.  Es  blei1)t  dalier  allerdings  zweifelhaft,  weiche 
Intention  die  helgiscbe  Regierung  bei  dem  Vertrage  von  1874  in  unserer 
Materie  verfol4?te. 

i).  die  Zitate  bii  J^u  in  manch ,      747,  insbeüuuderc  die  188U  auf- 
gestellten Thesen  des  Imtitut  üe  droit  iHtematioml. 
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^abgedrackt  bei  Grosch,  S.  140)  auferlegten  Pflichten  genötigt 
war,  diese  Klausel  speziell  in  den  Vertrag  einzurücken.  Der 
dfiit5?ch-englisclie  Vertrag  beweist  also  weder  für  noch  gegen 
die  Wünsche  und  Absichten,  weiche  die  deutsche  Regierung 
bei  Abschluß  des  Vertrarrs  mit  der  Schweiz  hegte.  Die  Ver- 
schiedenartigkeit endlich,  der  erst  1890  bezw.  1896  entstandenen 
deutschen  Verträge  mit  dem  Kongostaat  nnd  den  Niederlanden 
kann  doch  unmaglich  zur  Auslegung  des  viele  Jahre  frfiher 
geschlossenen  dentsch-scbweixeriscben  Vertrags  herangezogen 
werden.  Noch  weniger  beweiskräftig  dürfte  das  in  der  Ent- 
scheidung des  I.  Strafsenates  vom  7.  7. 1898  in  den  Vorder- 
grund gerfickte  Argument  aus  dem  ausdrucklichen  Verbot  der 
Verfolgning  des  Ausgelieferten  wegen  politischer  und  wegen  der 
kerne  Ansliefemngsqnalität  tragenden  gemeinen  Delikte  sein. 
^Die  Geltung  jenes  Satzes,**  sagt  letztere  Entscheidung,  indem 
sie  das  konsequent  durchgeführte  Spezialitätsprinzip  meint, 
^wflrde  die  Aufzählung*'  —  nämlich  der  politischen  und  der 
nicht  mit  Auslieferungscharakter  versehenen  gemeinen  Delikte  — 
^zwecklos  machen".  Die  Entscheidung  meint  also,  man  hätte, 
wenn  man  wirklich  von  dem  reinen  Spezialitätsprinzip  aus- 
ging, doch  nicht  eigens  die  Verfolgung  der  Ausgelieferten  wegen 
der  soeben  genannten  Handlungen  zu  verbieten  brauchen,  denn 
nach  jenem  Grundsätze  könnte  ja  der  ausliefernde  Staat  seine 
Zustimmung  zu  der  nachträglichen  Verfolgung  eines  Ausge- 
lieferten wegen  solcher  Begangenscbaflen  jeweils  von  Fall  zu  Fall 
versagen.  Allein  jene  Vertragsklausel  statuiert,  worauf  zuerst 
V.  Mar  tilg,  11  54,  hingewiesen  hat,  die  Unmöglichkeit  der 
Verfolgung  wegen  der  politischen  und  der  gemeinen,  nicht  Aus- 
lii  tVrinijrs(inalität  tragenden  Delikte  für  alle  Fälle,  also  aiitli 
für  dt'ii  Fall,  daß  die  ausliefernde  Regierung  der  V('rtol;;ijij;i^ 
des  wegen  eines  wirklichen  Auslieferungsdeliktes  Ausgelieferten 
wegen  eines  politischen  oder  eines  gemeiiu  u  Xichtauslieferungs- 
'  deliktes  liinterher  ziistiiiiineii  sollte ;  die  erwähnte  Klausel  ist 
daher,  aruh  wenn  mwn  dem  Vertrage  das  reine  Spezialitäts- 
prinzip unterlegt,  keineswegs  zwecklos,  sondern  rechtlich  und 
politisch  bedeutsam;  sie  macht  den  Ausgelieferten  V"ii  deFii 
Krmessen  der  liegieruug,  welche  ilm.  ausgeliefert  hat,  bezüglich 
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der  erwähnten  Delikte  nnabliiiiifrig  und  t;cliützt  umgekehrt  die 
ausliefernde  Regierunj?  vor  dir  unter  Uiiistaiidcn  peinlichen 
iStellungnahme  zu  d(  r<i;l('irlu'n,  liicniicli  nicht  mehr  wohl  denk- 
baren Ersuclien  der  anderen  Regierung  um  nachträgliche  Zu- 
stimmung zur  Verfolgung  wegen  eines  Nichtauslieferuiijrsdeliktes. 

Zudem  srlieiut  uns  die  Anwendung  des  arijii ihentum 
e  contrario  wej^en  dt  >  »dt  etwas  unsicheren  Ergebnisses  gerade 
für  die  Aushgun«:  internationaler  Verträge,  hei  denen  doch 
sonst  das  l^riuzip  der  strikten  Interpretatiou  ^lilt,  nicht  un- 
bedenklich zu  sein  Für  den  deuti>ch-schweizerischen  Vertrag 
aber  sclieint  sie  jedenfalls  um  so  weniger  zulässig,  weil  gerade 
die  Schweiz  schon  ISti^  in  deui  l'alle  Delafield  —  Lammasch ^ 
747  —  mit  Italien  wegen  des  damals  freilich  schweizerisrher- 
seits  verneinten  Spezialitätsprinzips  in  Differenzen  geraten  war, 
sonacli  erhöhten  Anlaß  ;^adiabt  hätte,  eint'  etwa  beabsichtigte 
Negation  des  von  iiir  in  dem  Falle  Delafield  schließlich  zu- 
gestandenen Spezialitätsprinzips  positiv  feststellen  zu  lassen. 
Hiefür  wäre  wohl  auch  der  Umstand  in  Betracht  gekommen, 
daß  die  für  die  Schweiz  so  naheliegende  französische  Praxis 
schon  seit  dem  französisclien  ^linisterialzirkular  vom  5.  4.  1841 
—  s.  Lammaschf  753  und  v.  Martitz,  II  52  —  das  Speziftli- 
tätsprinzip,  abgesehen  von  bloi^er  Kontumaziaiverfolgung,  an- 
genommen hatte. 

Gesetzt  aber,  die  Auslegung,  welche  der  11.  Strafsenat 
dem  deutsch-s(  liweizerischen  Vertrage  gab,  lasse  sich  wirklich 
mit  den  Bestimmungen  des  Vertrages  selbst  vereinigen,  so 
muß  auffallen,  daß  die  Begründung  des  mehrgenannten  Er- 
kenntnisses des  schweizerischen  Bundesgesetzes,  betreffend  die 
Auslieferung  gegenüber  dem  Auslande  vom  22.  1.  1892  mit 
keinem  Worte  gedenkt.  Dieses  Gesetz  bestimmt  nämlich  in 
Art.  7 : 

„Die  Auslieferung  ist  stets  an  die  Bedingung  geknüpft, 
daß  der  Ausgelieferte  für  keine  andere,  vor  der  Stellung  des« 
Auslieferungsbegehrens  begangene  Handlung  verfolgt  oder  be- 
straft werden  darf,  als  für  die,  um  deren  Willen  die  Aus* 
liefemng  erfolgt  ist,  und  für  damit  zusammenhängende  Hand- 
lungen, es  sei  denn,  daß  der  Ausgelieferte  und  sein  allfälliger 
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Verteidiger  oder  Rechtsbeistand  ausdrücklich  einwilligen,  oder 
daß  der  Ausgelieferte  w&hrend  eines  Monats  nacli  seiner  end- 
gültigen Freilassung  von  der  Mögliciikeit,  das  Gebiet  des  er- 
SDChenden  Staates  zu  verlassen,  keinen  Gebrauch  gemacht  hat. 

Der  Bundesrat  kann  auf  erneutes  Begehren  des  ersuchenden 
Staates  gestatten,  daß  der  Ausgelieferte  wegen  einer  früher 
begangenen,  im  ersten  Auslieferangsbegebren  nicht  angeführten 
strafbaren  Handlung  verfolgt  oder  bestraft  werde. 

Der  Bundesrat  kann  seinerseits  auf  die  in  Abs.  1  erwähnte 
Bedingung  eingehen,  wenn  im  entsprechenden  Fall  das  Aus- 
lieferungsbegehren von  der  Schweiz  gestellt  wird/ 

Die  Frage,  ob  diesem  Gesetze  gegenüber  dem  deutsch- 
schweizerischen  Vertrag  bei  Zugrundelegung  der  —  freilich 
nicht  unbestrittenen  —  reichsgerichtlichen  Entscheidung  eine 
Bedeutung  zukommt,  dürfte  zu  bejahen  sein.  Zwar  versteht 
sich  von  selbst,  daß  der  Auslieferungsvertrag  aU  solcher  durch 
den  einen  Kontrahenten,  hier  die  Schweiz,  weder  geändert 
noch  in  für  den  andern  Teil  verbindlicher  Weise  authentisch 
ausgelegt  werden  konnte.')  Die  Bedeutung  des  schweizerischen 
Gesetzes  liegt  vielmehr  auf  einem  andern  Gebiete.  Man  mag 
in  der  Auslegung  des  fraglichen  Vertrags  mit  dem  Reichs- 
gericht darüber  einig  sein,  daß  der  Vertrag  an  sich  dem 
Deutschen  Reiche  nicht  verbietet,  den  Ausgelieferten  wegen 
eines  in  dem  Auslieferungsbegehren  nicht  angeführten  soge- 
nannten Auslieferungsdeliktes  zu  verfolgen.  Auf  der  andern 
Seite  aber  müssen  Verpflichtungen,  welche  die  Schweiz  in  Durch- 
brechung des  Asylprinzips  für  genauiinischriebene  Vuraus- 
sef  Zungen  eingegangen  hat,  strikt  interpretiert  werden.'"') 
Wi  uii  nun  die  Schweiz  sicii  verpfliclitet  hat,  einen  Deutschen 
wegen  einer  als  Auslieferungsdelikt  sich  qualifizierenden  Tat, 
weklie  laut  Art.  7  des  \'ertrags  genau  suhstanziiert  werden 
muß,  —  selbstverständlich  nach  voi^äogiger  ivoguition,  ob  die 

^)  Wi«  anch  der  schwoxerisch«  Bandearat  in  dorn  Kieisschreiben  vom 
22. 1. 1892  (Schweis.  Baiid.-Bl.  1892  IV  S.  31  ff.,  aacb  abgedr.  Ztech.  II  511) 
ausdrücklich  anarkannt  bat. 

2j  Für  strikte  luterpretation  der  AnslieforaDgsvertri&ge  mit  Entachiedra« 
heit  K  Q.  L      &,  XII  3b3. 
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so  substanziierte  Tat  sich  wirklich  als  Auslieferungsdelikt  dar- 
stellt —  an  die  deutschen  Behörden  auszuliefern,  so  luögeo 
diese  an  sich  nicht  gebindert  sein,  den  Ausgelieferten  wegen 
anderweiter  Auslief eningsdelikte  —  eventuell  sogar  nach  Weg- 
fall des  dem  Auslieferungsverfahren  zugrunde  liegenden 
Deliktes  durch  Einstellung  des  diesbezüglichen  Verfahrens  — 
zu  verfolgen;  kein  positives  Yertragsverbot  steht  dem  entgegen. 
Aber  ebenso  gewiß  hat  die  Schweiz  ihrerseits  durch  die  dem 
Vertrage  gegebene  Fassnng  sich  nicht  des  Rechtes  begeben, 
das  Asylrecht  aufrecht  zn  erhalten,  soweit  nicht  positiver 
Yertragsinhalt  es  durchbricht,  daher  die  Auslieferung  auf  die 
in  dem  ursprünglichen  Auslieferungsbegehren  angeführten 
Delikte  ausdrücklich  zu  beschränken  und  zu  verlangen,  daß 
bezüglich  aller  weiteren  dem  Beschuldigten  zur  Last  gelegten 
Delikte  der  schweizerischen  Behörde  behufs  Prüfung,  ob  sie 
wirklich  Auslieferungseharakter  besitzen,  die  in  Art.  7  des 
Vertrags  bezeichneten  Unterlagen  vorgelegt  werden;  mit 
anderen  Worten,  die  deutsche  Behörde,  welche  den  Ausge- 
lieferten  wegen  eines  anderweiten  als  des  im  ursprünglichen 
Auslieferungsbegehren  angeführten  Auslieferungsdeliktes  zu  ver- 
folgen gedenkt,  hat  die  Ermächtigung  der  schweizerischen  Be- 
hörde hiezu  nachzusuchen.  Die  schweizerische  Behörde  ist 
natürlich  kraft  des  Vertrags  verpflichtet,  die  Ermächtigung 
zur  Verfolgung  zu  erteilen,  falls  die  Prüfung  der  Unterlagen 
ergibt,  daC  wirklich  Aaslieferungsdelikte  in  Frage  stehen. 

Stellt  mau  sicli  auf  diesen  Standpunkt  so  hat  der  deutsche 
Richter,  da  alle  schweizerischen  Auslief erungserklärungpii  mit 
der  Schranke  der  Spizialität  abgegeben  wcrdLii,  iiacli  all- 
gemeiucu  völkerrechtlicben  Prinzipien,  wo  nicht  scliun  u.u  h 
positiver  Xorni^i  die  Ikgicuzung  der  Auslicfeningseiklürung 
zu  beaclitt'u:  (T  darf  also  den  AusgelittVittu  wegen  einer 
anderen  Tat,  als  wegen  derer  die  Auslieferung  geschehen,  nur 

1)  Hit  Recht  wfiDKlit  Detius,  Ztaeb.  XVI  187,  niclngwetslichft 
Regelung  dieser  gleichfalls  viel  «mstritteneii  Frage;  das  bayerische  Qesets 

vom  16.  4.  1868  (ÜHI.  18l>8  S.  G]:H>  bestimmt  ausdrücklich:  EiDxiger  Artikel: 
.Ist  eine  in  einem  fremden  Staate  sich  befindende  Person  mohrrrcr  straf- 
baren UandlangMi  angeickaldigt  und  bat  die  ätaatsregietung  dem  um  Ana- 
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dann  verf(»lgen,  wenn  die  Verfolpfung  seliweizorischerseits  in 
Anwendung  des  Art.  7  Abs.  2  des  schweizeri.sclien  Rundes- 
gesetzes gestattet  wird.  Soliin  führt,  wenn  nicht  schon  die 
AnslcfTimg  de**  dcutsch-schweizci'ischcn  Ausiieferiui^svertrags 
an  sich,  jedenfalls  der  Inhalt  der  auf  (lirund  des.sclben  schweize- 
rischerseits  abgegebenen  Auslipferun^rj^crklärungen  zu  dem 
Schhisse.  daß  für  die  Auslii>tVniii;.^cn  aus  der  Schweiz  nach 
Deutschlaiul  das  Prinzip  der  Spezialität  in  dem  oben  ange- 
deuteten Sinne  gilt. 

Schließlich  sei  die  Bemerkung  ircstattct.  daß  eine  allfalsige 
Abweichung  von  der  auch  vom  Reichskanzler  und  Preuß.  Justiz- 
ministerium vertretenen  Anschauung  des  III.  Strafsenats  mit 
Rücksicht  auf  das  in  Italien  —  s.  Lammasch,  749,  753  — 
herrschende  Spezialitätsprinzip  unzweifelhaft  auf  energischen 
Widorspnich  italienischer.seits  stoßen  würde.  Hält  man  aber 
einmal  an  dem  Spezialitätsprinzip  für  den  deutsch-italienischen 
Vertrag  fest,  so  würde  es  zu  einem  gewiß  unerträglichen 
Widerspruch  führen,  wollte  man  den  bezüglich  dieser  Materie 
nur  redaktionell  abweichenden  deutsch-schwt  i/  t  lim  Vertrag 
anders  als  den  deutsch-italienischen  Vertrag  handliaben.^) 

Uderung  angegangenen  Staate  die  Zusicherung  erteilt,  daß  eine  strafr^t- 
Upbe  VermntworiUchkeit  wegen  einzelner  dieser  strafbaren  Handlangen  nicht 
eintrete,  so  dürfen  die  Oerichte  bei  der  strafrechtlichen  Verfolgasg  und  Ab- 
utteilong  des  Ansgelieferten  die  in  der  Znsichening  begriffenen  Rente  nicht 
berficksichtigeiL' 

'  Von  Tnt^roHse  wäre,  anch  für  den  dentschen  Juristen,  ob  die 
sciiweiz(ri.^h"n  (üriclit*-  lit  n  Vertrag  im  Sinne  des  SpeziaUtätsprinzips  oder 
Qtagekelin  iiauaiiulieu,  vielteicbt  nimmt  ein  schweizerischer  Leser  dieser  Zeit- 
icbrirt  hiesii  das  Wort. 
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Studien  aus  dem  internationalen  Verwaltungsreclii 

I. 

Die  reliiridHe  Kindererziehunja:. 
Von  Dr.  Karl  STeamej'er«  Privatduzent  in  München. 

Vorbemerkung. 
Der  Verfasser  dieser  Zeilen  nimmt  an,  es  gebe  ein  inter- 
nationales Verwaltungsrecht  alK  besonderen  Zweig  der  staatlichen 
Rechtsordnungen.  Nicht  im  Sinne  eines  Hechts,  welches  für 
die  verwaltende  Tätigkeit  der  internationalen  Gemeinschaft 
gälte;  noch  weniger  eines  Sammelsuriums,  das  die  Sätze  zu- 
sammenträgt, in  welchen  das  einzelstaatliche  Verwaltnngsrecbt 
von  Ausland  und  Auslandern  spricht.  Sondern  als  ein  genaues 
Gegenstuck  zum  internationalen  Zivilrecbt,  gleich  diesem 
bestimmt,  die  Grenzen  staatlicher  Tätigkeit  gegenüber  der 
gleichartigen  Tätigkeit  anderer  Staaten  zu  ziehen,  dort  in 
privaten,  hier  in  öifentlichen  Angelegenheiten  —  Zustlndigkeits- 
lehre,  die  in  Ermangelung  ausdrücklicher  gesetzlicher  Normierung 
ihre  positive  Geltung  aus  der  Eigenart  des  geordneten  Ver- 
hältnisses und  seiner  dadurcli  bedingten  Fe.stUguug  im  liauin 
ableitet.  Verfa.sser  ist  seit  langen  .Jahren  damit  beschäftigt, 
Material  für  ein  internationales  Verwaltnnjjsrecht  in  dem  liier 
vermeinten  Sinn  zusamnjenzubringen,  und  1 1  hofft,  einen  vor- 
läufigen Ab.schluß  seiner  Ergebnisse  in  absehbarer  Zeit  vor- 
legen zu  können.  Um  in  die  Art  der  beabsichtigten  Bt  handiung 
einzuführen,  sollen  einige  Stücke  des  bewunderen  Ttils,  zunäclist 
aus  dem  Abschnitt  Staatskin  ht-nrecht,  liier  zum  voraus  veröffent- 
licht wrrden;  bei  der  Wichtigkeit,  welche  gerade  den  Vor- 
schriltL'ü  über  religiö.se  Erziehung  betrübt-iidi  r  Weise  in  deutschen 
Landen  immer  noch  zukoniint,  mag  der  bt. handelte  Gegenstand 
auch  unabhängig  von  dem  ZiisMiiiiiicnhang,  der  seine  Erörterung 
veranlaßt  hat,  einiges  Interesse  tindeu. 
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1.  Die  Bekenntnisordnuiip:  als  öffentliches  Recht 
Wenn  in  diesem  Zusammenhang  von  religiöser  Kinder- 
przirhunor  gehandelt  wird,  so  stößt  das  von  vornherein  auf 
die  Streitfrage:  gehören  die  Bestimmungen  Uber  religir>se 
Kindererziehnng  dem  Privatrecht  oder  dem  öffentlichen  Recht 
anV  Indessen  eine  Fragestellung  in  solcher  Allgemeinheit  wäre 
völlig  unstatthaft.  Es  ist  möglich,  daß  ein  Staat  dabei  auf 
sein  Privatrt  ( ht  abstellt,  es  ist  möglich,  daß  dieselben  Ange- 
legenheiten in  einem  anderen  Staat  nur  dem  öffentlichen  Recht 
angehören,  und  es  können  die  Vorschriften  desselben  Staates 
zum  Teil  mit  dem  Privatrecht  in  Verbindung  gesetzt,  zum  Teil 
in  sein  öffentliches  Recht  aufgenommen  sein. 

a)  Es  kann  sein,  daß  ein  Staat  die  Erziehung  in  einem 
bestimmten  Bekenntnis  von  sich  aus  zwingend  vorschreibt/ 
Solche  Bestimmungen  sind  als  ein  Erbe  der  Religionsspaltungen 
vergangener  Jahrhunderte  vielfach  zu  finden,  und  sie  sind  — 
gerade  innerhalb  Deutschlands  —  ganz  auBerordentlich  mannig- 
faltig gestaltet;  setzt  sich  doch  Preußen  allein  in  dieser  Hinsicht 
aus  neun  verschiedenen  Rechtsgebieten  zusammen.^)  Zuweilen 
ist  es  das  besondere  Verhältnis  des  Staats  zu  einer  oder  einer 
Anzahl  bestimmter  Konfessionen,  welches  dazu  führt,  den 
Kindern  einen  Bekenntniszwang  auhsuerlegen :  in  Mecklenburg- 
Schwerin  dürfen  Kinder  lutherischer  Eltern  vor  der  Konfirmation 
nicht  katholisch  werden ;  die  skandinavischen  Staaten  verpflichten 
die  Eltern  evangelischen  Glaubens,  ihre  Kinder  in  diesem  Be- 
kenntnis zu  erziehen,  Schweden  und  Norwegen,  wenn  auch  nur 
ein  Eltemteil  der  Staatskirche  angehört,  und  es  gestattet  Däne- 
mark nichtcviui^elischen  Eltern  eine  Abweichung  v<ui  ihniii 
Bekenntnis  nur  zu  giuistiii  der  Staatskirche:  Rußland  ver- 
langt, daß  die  Kinder  aus  einer  Misch«  Ii»'  zwisdujn  Christen 
und  Nichtcliristcii  christlich  erzogen  wcrdi  ii.  lud  Mischehen 
zwischen  Orthodoxen  und  anderen  Christen  der  andersgläubige 

1)  Zur  BcdttBre^leichiiog  Karl  Sehmidt^  Die  KonfessioD  der  Kinder 
nach  den  Lftodeirecllten  im  Deutschen  Reiche  '1iiiisi<  Iit]i<  h  dos  Staniios 
der  Gesetzgebung  zum  Teil  veraltet,  jedoch  fortdauernd  von  erheblicher  Be- 
deutung); Geiger f  Die  religiöse  Emehang  der  Kinder  im  Deatechea 
Reiche  1903. 

4» 
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Teil  sich  vorpflichte,  die  Kinder  orthodox  erziehen  zu  lassen; 
in  Oesterreich  und  in  Ungarn  wird  Erzieh iinp:  in  einer  staat- 
lich anerkannten  Konfession  gefordert.    Viel  iiäutiger  aber  ist 
es  die  Olaubenszngehörigkeit  der  Eltern  schlechtweg,  durch 
welche  das  Zwangsbekenntnis  bezeichnet  wird.    Und  zwar 
werden  eheliche  Kinder  manchmal  in  der  Weise  geteilt,  daß 
Söhne  der  Konfession  des  Vaters,  TQchter  der  Konfession 
der  Mntter  folgen,  wie  das  Bayern,  Mecklenburg -Schwerin, 
Oesterreich,  Ungarn  vorschreiben;  anderwärts,  im  Geltungs- 
bereich der  preußischen  Deklaration  vom  21.  11.  1803,  im 
Königreich  Sachsen,  Sachsen-Weimar,  Braunschweig  soll  die 
Konfession  des  Vaters  maßgebend  sein,  während  für  un- 
eheliche Kinder  zumeist  die  Glaubenszugehdrigkeit  der  Mutter 
den  Ausschlag  gibt,  immerhin  aber  in  Bayern,  in  Sachsen 
unter  Umständen  auch  diejenige  des  Erzeugers  in  Betracht 
kommt.     Dabei  treffen  die   österreichischen  Bestimmungen 
Vorsorge   für   Kinder   jeglicher   Herkunft,   die  deutschen 
Vorschriften  regelmäßig  nur  ffir  Kinder  verschiedengläultiger 
Eltern,  vielfach  nur  für  die  Kinder  aus  Mischehen  zwischen 
Angehörigen  bestimmter  Bekenntnisse,  oder  es  beschränken  sich 
die  Zwangsbestimmungen  überhaupt  nur  auf  einzelne  Punkte, 
wie  in  Baden,  wo  lediglich  für  die  erziehungsberechtigte  Mutter 
vorgeschrieben  ist,  daß  eine  Aenderung  des  Bekenntnisses  der 
Kinder  staatlicher  Genehmigung  bedürfe.  Das  Maß  des  Zwanges, 
welcher  geübt  wird,  die  Kinder  dem  bezeichneten  Bekenntnis 
zuzuführen,  ist  gleichfalls  verschieden.    Zuweilen  handelt  es  sich 
um  völlig  unabänderliclie  Vorscliriften ;  in  Oesterreich  beispiels- 
weise, das  verbietet,  Kinder  einer  ungemischten  Ehe  in  liiiem 
anderen  iiekenntnis  als  dem  der  Klt(  in  zu  i  rzit  hen,  in  Däne- 
mark, welches  dasselbe  Verbot  für  Augehörige  der  Volkskircbe 
aufstellt;  Suiliseu,  Braunscliweig,  Mecklenburg-Schwerin  kennen 
staatliche  Dispensation.    Zumeist  indessen  wird  dem  Willen 
der  Bt'Uiligitu  Spielraum  gewährt,   sowolil   bei  der  ersten 
Einreihung  des  Kindes    in  ein   Bekenntnis,    wie  auch  für 
einen   .späteren   Uebei-tritl.     So   gestatten   Bayern,  Sachsen, 
Meckltnlnirg- Schwerin,    },a*stutten    Oesterreich    und  l^ngarn, 
die  skandinavischen  Staaten  unter  gewissen  Vorau2»setzuugeu 
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Abwpirhnngen  dnrcli  Vertrag  der  Kltern.  Die  preußische  De- 
klaration von  1808,  Brauuschwi'i^  Versalien  solclien  Yerträpen 
die  Anerkennung,  und  es  ist  dafür  in  dem  beteiligten  (Jebiet 
Preußens  dem  Vater  eine  Abweichung  freigelassen,  solan^re  die 
Mutter  einverstanden  ist.  über  des  Vaters  Tod  hinaus  aber  nur, 
wenn  er  das  Kind  zuvor  ein  Jahr  in  der  Konfession  der  Mutter 
hat  unterrichten  lassen,  während  Braunscbweig  eine  abweichende 
Erklärung  des  Vaters  zwischen  Geburt  und  Taufe  des  ersten 
Kindes  zuläßt.  Aber  auch  hier  wieder  Beschränkungen  an  allen 
Enden:  Oesterreich,  Ungarn,  Sachsen-Weimar,  Brannschweig, 
Schweden,  im  wesentlichen  auch  Dänemark  stellen  nur  das  Be- 
kenntnis des  Vaters  oder  der  Mutter  zur  W  il  l ;  Ungarn,  Sachsen- 
Weimar,  Braansch  wo  i<r,  und  mit  einer  kleinen  Erweiterung  Oester- 
reich verlangen,  daß  die  Wahl  für  alle  Kinder  gleichheitlich  getroffen 
w  erde ;  Ungarn,  Sachsen-Weimar,  im  Ergebnis  auch  Braunschweig, 
erklären  die  einmal  getroffene  Wahl  für  regelmäßig  unabänderlich. 
Dazu  kommt  in  manchen  Gesetzgebungen  eine  Schonzeit,  wonach  fGr 
ein  gewisses  Lebensalter  jede  Aenderung  der  Glaubenszugehörig- 
keit untersagt  sein  soll,  ohne  Unterschied,  ob  die  Aenderung 
auf  einer  Wahl  der  Eltern  beruhen  würde  oder  die  Folge  eines 
Glanbenswechseis  der  Eltern  oder  einer  Veränderung  Im  Personen- 
stande des  Kindes  wäre;  so  in  Bayern,  Königreich  Sachsen, 
Sachsen -Weimar,  in  Oesterreich  und  Ungarn,  Schweden  und 
Norwegen.  Verschieden  ist  ferner  der  Umfang,  in  welchem  der 
Staat  in  die  Glaubensverhältnisse  der  Mindeijährigen  eingreift: 
man  wird  es  als  regelmäßigen  Inhalt  solcher  Vorschriften  zu 
betrachten  haben,  daß  der  staatliche  Zwang  sich  auf  die  Mil^ 
gliedschaft  des  Kindes  in  einer  Glaubensgesellschaft  bezieht; 
Bayern  und  Oesterreich,  zum  Teil  auch  die  skandinavischen 
Staaten  gehen  (nach  einer  in  Bayern  allerdings  stark  ange- 
fochtenen Rechtsprechung)  so  weit,  den  Minderjährigen  zur 
Teilnahme  am  kirchliehen  Leben  seiner  Konfession  zu  nötigen. 
Verschieden  endlich  ist  auch  die  Energie,  mit  welcher  der 
Staat  seine  Zwangsvorschriften  zur  Durchsetzung  luingt:  in 
Sachsen,  in  liraunschweig,  bei  Angehörigen  der  Vuikskirche 
auch  in  Dänemark  wird  Wnv  lOinhaltung  von  Amts  wegen 
überwacht,  in  Bayern,  iu  Oesterreich  sind  Private  und  Geist- 
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liehe  befagt,  das  Einschreiten  der  Yerwaltnngsbebörden  an- 
znrufen;  in  Preußen  dagegen  fehlt  es,  für  eine  DorchsetzoDg 
der  ffir  den  Vater  verbindlichen  Vorschriften  an  jeglichem 
Zwangsmittel,  es  ist  nicht  aosgemacht,  ob  solche  gegenüber  der 
Ifutter  bestehen,  welche  die  elterliche  Gewalt  besitzt,  nnd  in 
jedem  Fall  bleibt  die  Durchfühning  der  Vorschriften  fiber 
religiöse  Erziehung  dem  Vormundschaftsgericht  fiberlassen. 

Dieser  Gesamtbereich  des  Staatszwanges  in  Glanbenssachen 
nun  aber  gehört  dem  öffentlichen  Recht  an.  Daß  es  sich  dabei 
um  zwingende  Vorschriften  handelt,  die  dem  öffentlicben  Interesse 
dienen,  würde  freilich  noch  nicht  genügen,  ihnen  das  Gepräge 
des  öffentlichen  Bechts  zu  verleihen ;  auch  wo  der  Staat  ein 
Zinsmazimum  festeetzt,  besteht  eine  zwingende  Vorschrift  im 
öffentlichen  Interesse,  deren  Anwendung  dennoch  dem  Zivibrecht 
verbleibt.  Aber  dort  ist  es  ein  Privatmann,  der  Empfänger 
des  Darlehens,  dem  aus  der  Festsetzung  des  Zinsmaximums  ein 
subjektives  Recht  erwächst.  Wo  immer  dagegen  der  Staat  die 
Erzit'liuiitz  in  einem  bestimmten  Bekenntnis  fordert,  da  besteht 
eine  VLiptlichtiinp,  dur  Glaubensgesellscliaft  anzugeliüreii,  dem 
Staat  gegenüber,  es  ist  nicht  d:is  Kind,  das  einen  Anspnich 
auf  Zii}j:eliürigkeit  zu  einer  liestimmteu  Kuiifession  gegen  seinen 
Erzieher  biitte,  sondern  der  Staat,  der  einen  solchen  Anspruch 
gegen  das  Kind  oder  seinen  Krzieher  besitzt.  Der  Staat  macht 
sein  imperinm  über  die  ihm  Unterworfenen  geltend ;  er  übt 
Bekenntniszwang  geiren  das  Kind,  genau  wie  er  ihn  anf  (  irnnd 
seines  iieforniatiiuisreelit^  v(<rHiaIs  gegen  Erwachsene  jreübt  iiat, 
die  beide,  KetHrniatinnsrcelit  nnd  das  besondere  Keelit  der 
religiösen  Kindererziehuug.  denn  auch  gesehielitlich  aus  derselben 
Wurzel  entstunden  sind.  Das  Krzi  e  inin^^srecht  hört  damit 
niclit  auf.  eine  Angeh'^^enheit  des  i'nvatrec  lits  zusein,^)  aber  es 
wii'd  beiseite  gesell« »ben.  wo  der  Staat  unmittelbar  ein  Reelits- 
verhiiltnis  zwischen  sich  und  dem  Kinde  anfriebtet ;  es  verliert 
seine  Bedeutung,  wo  der  Staat  den  Erziehungäbcrechtigteu 

Oer  bayxische  VerwaltnngsgerichtBliof,  welcher  der  ttSentlicbrccbt- 
licihen  Natur  dieter  Bastimmangen  sonst  dnrcliAtis  angemessen  Redbnang 

trftgt,  hat  sich  g(;1eKcntli4^  (Sammlnng  5,  W.))  irr<  machen  lassen  durch 
wenig  glttckliche  Aasfahrangen  v,  Sanoeyif  (das  öffentliche  Recht  nnd  die 
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ndtigt,  ibm  den  Inhalt  zu  geben,  der  durch  ein  präjudizielles 
Verhältnis  des  Öffentlichen  Hechts  zwischen  dem  Staat  und 
dem  Erziehcingsberechtigten  bestimmt  wird.  Das  gilt  auch  für 
Prcufien,  dessen  Gerichte  den  piivatrechtlichen  Charakter  dieser 
Bestimmungen  besonders  nachdrücklich  hervorheben.^)  Der  Sach- 
verhalt wird  hier  durch  zwei  Umstände  verschleiert,  den 
Mangel  einer  ausreichenden  Sanktion  der  staatlichen  Yorschriften, 
und  die  Beschränkung  staatlichen  Eingreifens  an!  die  Vormund- 
Schaftsgerichte.  Aber  es  ist  selbstverständlich,  daß  ein  Rechts- 
verhältnis nicht  darum  dem  Frivatrecht  angehören  muß,  weil 
Zwangsmittel  zu  seiner  Durchführung  nicht  zu  Gebote  stehen. 
Und  wenn  die  Ueberwachang  der  Vorschriften  ftber  religiöse 
Eärziehung  dem  Vormundscfaaftsgericbt  ttbertragen  ist,  so  besorgt 
das  Gericht  hier  Geschäfte  der  inneren  Verwaltung,  ähnlich 
wie  in  Preußen  auch  die  Behandlung  des  Austritts  aus  der 
Kirche  den  Gerichten  zugewiesen  ist.'^) 


V«twaltaiigtnchtspllege  296  f.) :  die  teligiOae  Eniehnng  gehöre  flnent  inneren 
Wesen  nach  dem  bflrgerlichen  Becht  an,  und  wenn  auch  verfaniingigeBets- 
lidie  Bestimmiuigen  daräber  beetdieii,  so  ändere  dies  doch  nichts  an  dem 
inneren  W'osen  dieses  Rechts,  ee  werde  dadurch  nicht  za  einem  politischen 
oder  staatsbflrperlirhen  Recht. 

»)  Oberlandesgerieht  Frankfart,  J.  f.  Entsch.  d.  KG  U,  434;  KG  Ztsch. 
10,  54  (hier  weitere  Verweisungen);  15,  325;  16,  312. 

*)  Die  regelmäßige  Tätigkeit  des  VoimimdschaftBgeridits  hat  wie  alte 
freiwillige  Qetichtabariceit  snr  Voranssetsung,  da0  ein  Sat«  des  Zivilrechts 
vorhanden  ist,  welcher  die  Behörde  znr  Mitwirkung  bemft«  und  erst  inner- 
halb diesem  Rahtnt-ns  greift  das  öffentliche  Recht  ein,  um  der  Behörde  die 
Dnrrhfflhrung  der  ihr  vom  Zivilrecht  übertratjencn  Aufgrabe  tn  ermösjlichfn. 
Die  Obervormundschaft  ist  vom  BGB  zur  Mitwirkung  bei  der  Erzit  hunt; 
berufen  neben  einem  Vormund  and  besitzt  demgemäß  obrigkeitliche  Macht 
aber  den  Yoimnnd,  die  sie  dnrch  Geldstrafen  nnd  EnthMsnng  betitigen 
kann :  vielldcht  auch  neben  der  elterliche  Gewalt  besitzenden  Mutter,  und 
es  könnte  —  auf  Grund  eines  angeschriebenen  Satzes  des  Landesrechts  — 
in  Angelegenheiten  der  religiösen  Erziehung  statthaft  sein,  daß  Hi  TUhörde 
ihren  Willen  durch  Ein«'hr,inkung  der  eltprlichen  Gewalt  nn<l  Aufstellung 
eines  Pflegers  zur  Durchsetzung  hriirhte  In  jedem  Fall  aber  kann  eine 
solche  zivilrechtliche  Mitwirkung  zur  Erziehung  nur  mit  einer  obrigkeitlichen 
Gewalt  nach  innen,  gegen  Vormond  und  Mutter,  Tcrbonden  sein.  Und 
wenn  die  pneußlsehen  Vormnndsohaftsgerichte  die  Befugnis  fflr  sidi  in  An- 
q»niGh  nehmen,  ttber  das  BekointniB  der  Kinder  nicht  Uo6  Anweisungen  an 
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Oeffentlichrechtlich  bleibt  solrhe  Ordnung  aber  aucli  dort,  wo 
dem  Willen  der  beteilipften  Trivatpersonen  Eiiiduß  ^^e währt 
wird  —  nicht  nur.  weil  diese  Verfügungen  von  pn\atf'r  Seite 
dem  staatlichen  Zwangsgebot  eine  Grenze  ziehen,  sondern  auch, 
weil  sie  ihrerseits  neue  Rechte  für  den  Staat  begründen. 
Wenn  in  Braunschweig  der  katholische  Vater  bei  Geburt  des 
ersten  Kindes  erklärt,  daß  seine  Kinder  protestantisch  werden 
sollen,  wenn  in  Bayern  die  Eheleute  verschiedener  Konfession 
einen  Vertrag  schließen,  daß  sämtliche  Kinder  dem  Bekenntnis 
der  Mutter  zu  folgen  hätten,  so  erwächst  aus  der  so  getroffenen 
Ordnung  ein  Anspruch  des  iStaates,  daß  diese  Bestimmung  ein- 
gehalten  werde ;  die  private  Verfügung  begründet  ein  öffentliches 
Recht,  zum  Teil  ähnlich  wie  der  Stralanspruch  des  Staates 
zuweilen  von  dem  Antrag  des  Verletzten  abhängig  gemacht  ist.^) 

Noch  aber  besteht  anter  Umstanden  ein  zweiter  Grand, 
der  nötigt,  die  Vorschriften  fiber  religiöse  Kindererziehung  in 
das  öffentliche  Recht  einzureihen:  wenn  Glaubensgesellschaften 
beteiligt  sind,  welche  die  Stellnng  von  Körperschaften  des 
öffentlichen  Rechts  haben,  und  staatlich  anerkannte  Rechte  dieser 
Körperschaften  auf  Mitgliedschaft  oder  aus  der  Mitgliedschaft 

i  iiiiiml  iitul  Mutter  za  geben,  sondern  rechtskräftige  Entscheidungen  zu 
treffen,  welche  das  Kind  und  das  beteiligten  Religionsgesellschaften  binden. 
80  muß  das  auf  einer  hoheitUcben  Tt  bt  rwachung  des  Bekennt ni^standps  be- 
ruhen, zu  welcheiu  sie  i>taatskirchenrccht  beruft,  dann  Üben  sie  Keligions- 
polizei ! 

Völlig  andere  Bedeutung  bat  der  Vertrag  der  Ehegatten  über  religiöse 
Eniehong  ittnerlialb  ehies  Systema,  die  Ton  der  Erziebongslieibeit  im  Vaters 
anigdit  Hier  ordnet  der  Vertrag  tine  FamilienangdegeDlieit  und  erzeugt 

(wenn  überhaupt)  Ansprüche  des  andern  Vertragstcils,  die  im  Zivilrechtsweg 
vcrfolgbar  sind.  So  folgerichtig  auch  die  Würdigung  der  Vtrlräge  in 
W'ilrtt*  niherg,  dessen  Praxis  die  bestehenden  Vorschriften  im  Sinne  der 
Erzithuiigsfreiheit  umdeutet.  Sollte  freilich  die  Anordnung  des  wtlrttem- 
bergischen  Keligiunsedikts,  die  Kinder  „werden  in  der  Religion  des  Yaten 
ersogen*,  wSrtlich  genommen  werden  milaaen,  dann  w&ie  auch  hin  eine 
ZwangsTorsohrift  gegeben;  und  wenn  trotadem  abändernde  Veitrtge  als 
ZivilSBCben  zu  behandeln  wären,  so  würde  das  nocb  eine  Verschärfung  dieser 
Zwungsvorschrift  bedeuten :  der  Staat  duldet  zwar  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen eine  Abweirbung  von  seiner  Regel,  ohne  doch  dieser  Abweichung 
den  Schutz  der  Verwaltung  zu  gewähren. 
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in  Frage  kommen.  Kel»en  den  Staat,  vielleicht  sogar  an  seine 
Stelle,  tritt  unter  Umstanden  als  Tragrer  der  öffentlichrechtlichen 
Ansprüche  auf  Bekenntnisfolge  eine  Glaubensgesellschaft.  Aller- 
dings ipso  jure,  durch  die  bloße  Anordnung  des  Gesetzes,  wird 
nach  unseren  Rechten  niemand  MitjTflitd  einer  Religionsgemein- 
schaft: PS  bedarf  liier  stets  eines  besonderen  Eintritts 'j,  und 
auch  ein  Recht  auf  Eintritt  wird  den  ülaubens«,a'sellschaften 
nach  den  deutsclien  (iesetzgebungen  nicht  zuzusprechen  sein. 
In  Oesterreich  dagegen  wird  anerkannt,  daß  mit  der  Verwirk- 
lichung der  pfpsetzlichen  Voraussetzunp:en  den  ( ihiubensgesell- 
schaften  ein  Recht  auf  de»  Eintritt  der  betroffenen  Personen 
zustellt,  und  auch  für  Deutschland  kommt  ein  selbständiger 
Aii-|.riH  lf  der  Glaubensgesellsrliaft  auf  das  Kind  jedenfalls  dann 
III  1  rajjre,  wenn  8treit  entsteht  über  das  Bekenntnis  eines 
Rindes,  das  durch  Aufnahme  bereits  Mitglied  der  Gesellschaft 
geworden  ist.  Wo  aber  der  Staat  zu  einer  Erzwingung  des 
kirchlichen  Lebens,  des  Kirchenbesuchs,  des  Kmpfanp:s  der 
kirchlichen  Gnadenmittel  seine  Hilfe  leiht,  da  sind  wiederum 
öffentlichrechtliche  Ansprüche  einer  Körperschaft  des  öffentlichen 
Rechts  gegeben.  In  Oesterreich  geht  die  Theorie  soweit,-)  aus 
den  staatlichen  Vorschriften  über  Bekenntniszwang  ausschließlich 
Rechte  der  (Tlaubensgesellschaften  abzuleiten,  und  es  scheint 
das  in  der  Tat  mit  dem  dortigen  Recbtszostand  vereinbar. 
Für  die  deutsehen  Gesetzgebungen  dagegen  wäre  eine  solche 
Auffassung  nicht  durchführbar  ^  wem  sollten  hier  Rechte  auf 
Einhaltung  des  Gesetzes  entstehen,  solange  das  Kind  einer 
Glanbensgesellschaft  noch  nicht  zugewiesen  ist?  —  und  es 
kann  hier  nur  nach  Lage  des  Falles  ein  subjektives  Recht  einer 


^)  Dift  Fng^  ob  die  tlMfUebe  Bekemtiifsordniiiig  unmittelbar  die 
IfitgUedMsliaffc  in  der  beteiliglen  Glanben^piselladiaft  begrandet,  ist  eine 
AnsleguigifrAge»  und  ihre  Bejehaiig  staatsrecbtlich  nicht  von  vornherein 
anegeeelllotten.  Indessen,  uui  von  anderen  Gründen  abzusehen,  eine  solche 
AiiffrtSHtins;  würde  flazir  führen,  die  Kinder  vom  Autr«  iibli«  k  der  Gihiirt  r\Ti 
einer  GlaubensgesellschaH  ztr/tiwfiscn.  di*«  rhri>ni<  h.  n  Kii'  lien  also  nötigen, 
Ungetatifte  als  Mitglieder  anzuerkennen,  und  dus  M  ird  mun  nicht  als  gewollt 
vematen  dflrfen. 

^  V.  Uussarek  in  Grünhufs  Zisch.  2B,  631. 
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GlAubensgeseUscbaft  neben  dem  Recht  des  Staates  auf  Brffinnng 
seiner  Forderungen  angenommen  werden. 

Eine  letzte  Frage  in  diesem  Zusammenhang,  die  ffir  spStere 
AusfQhmngen  präjudiziell  ist,  geht  dahin:  wer  ist  der  Schuldner 
in  dem  auf  die  religidse  Erziehung  gerichteten  BecfatsTerhältnis, 
dessen  Gläubiger  Staat  oder  Kirche  sind?  Selbstverständlich, 
es  handelt  sich  um  den  Glauben  des  Kindes,  für  den  hier 
Zwangsvorsdi ritten  erlassen  werden.  Allein  das  Interesse,  das 
der  Staat  an  dem  lU'keuntnis  des  Kindes  nimmt,  kann  juristisch- 
technisch eine  dnppelte  Gestalt  annehmen:  es  kann  zu  eiiur 
Verptlichtung  des  Kindes  selbst  führen,  die  ei^t  mittelbar,  in 
der  Vollstreckungsinstanz,  den  gesetzlichen  Vertreter  des  Kindes 
berührt,  das  Kind  soll  nach  der  staatlichen  Norm  dem  oder 
jenem  Bekenntnis  angehören,  die  oder  j»'iu  kirchliche  Handlnngf 
vollziehen;  es  kann  die  staatliche  V(»r.schritt  aber  ancli  an  <lcn 
Erzielningsberechtigten  gerichtet  sein,  er  unmittelbar  soll  ver- 
pflichtet werden,  die  Erziehung  des  Kinties  in  einem  bestimmten 
Bekenntnis  zu  bewirken.  Eine  ausdrückliche  Antwort  wii*d 
man  kaum  irgendwo  in  ilen  (icsctzen  suchen  dürfen.  Wenn 
den  Kltern  eine  Abweirlning  von  der  staatlich  aufgestellten 
Hegel,  zumal  durch  Vertrag,  freigegeben  wird,  so  deutet  das 
auf  einen  Zwang  gegen  die  Eltern,  der  hier  gemildert  werden 
soll;  wenn  die  Gesetze  ein  ünterscheidungsalter  vorsehen,  von 
dessen  Erreichung  an  das  minderjährige  Kind  seinen  Glauben 
selbst  wälilen  kann,  so  deutet  das  auf  einen  Zwang  gegen  das 
Kind,  der  damit  sein  Ende  finden  soll.  Und  in  der  Tat  dürfte 
es  mangels  besonderer  (iegengr&nde  als  die  zutreffende  Aus- 
legung der  einzelnen  Gesetze  anzusehen  sein,  daß  sich  die 
staatlichen  Zwangsvorschriften  sowohl  gegen  den  Erziehungs- 
berechtigten als  gegen  das  Kind  wenden.  £s  darf  angenommen 
werden,  daß  der  Staat  seinen  Vorschriften  diejenige  Gestalt 
geben  wollte,  in  der  ihre  Dnrchffihmng  am  besten  gesichert 
erscheint.  Das  trifft  aber  offenbar  dann  zu,  wenn  die  anfge- 
stellte  Verpflichtung  eine  doppelseitige  ist,  wie  denn  auch  der 
nah  verwandte  Schulzwang  —  die  Zulässigkeit  von  Polizei- 
strafen gegen  beide  Teile  beweist  es  —  sich  vielfach  gegen 
den  Erziehungsberechtigten  und  gegen  den  Schäler  richtet. 
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b )  Kaum  irgendwo  ist  die  Ordnung  der  religiösen  Erziehung 
«0  vollständig  geschehen,  daß  sie  verbindliche  Vorschriften  für 
jeden  mö^ilicht  ii  Füll  vursälie,  und  besonders  in  Deutschland 
beschränken  sich  diese  Anordnungen  zumeist  auf  Kinder  aus 
gl  mischten  Ehen.  Für  den  nicht  geordneten  Teil  aber  bleibt 
es  iiirlit  bei  einem  Vakniini.  \\  tun  der  Staat  unter  bestimmten 
Vüraussctzimgen  Zwang  vorsrlireibt,  so  wird  es  regelmäßie:  sein 
Wille  sein,  daß  in  den  Fällen,  auf  welche  jene  Voraussclzunuvn 
nicht  zutreffen,  Zwang  nicht  statthaben  snll  Wenn  die  bayns*  iir 
Verfa.ssung  bestimmt,  daß  Kinder  aus  gemischten  Ehen  je  ümcIi 
dem  Geschlecht  der  Konfession  von  Vater  und  Mutter  zui^  i  iit 
werden  su  ist  dabei  nicht  darauf  vei^e,ssen  worden,  am  h  das 
Bekenntnis  von  Kindern  ungemischter  Khvn  zu  ordnen,  sondern 
es  war  die  Absicht  der  Verfassung,  solche  Fälle  von  Zwang 
freizulassen;  neben  die  sonstigen  Vorschriften  der  Vei-fassung 
über  religiöse  Kindererziehung  tritt  der  Satz:  in  den  vom 
(iesetz  nicht  bezeichneten  Fällen  kommt  die  Bestimmung  des 
Bekenntnisses  dem  Erziehungsberechtigten  zu.  Und  so  heißt 
es  beispielsweise  in  Art.  110  des  hessischen  AG  z.  RGB  in 
ausdrücklicher  Formulierung:  „ergibt  sich  sm  den  Vorschriften 
des  Art.  109  nicht,  in  welchem  Bekenntnis  das  Kind  zu 
erziehen  ist,  so  entscheidet  derjenige  über  das  Bekenntnis  des 
Kindes,  welchem  das  Erziehnngsrecht  zusteht".  Es  ist  also 
eine  zivilrechtliche  Befngnis,  in  deren  Ausöbnng  das  Bekenntnis 
hier  seine  Gestaltung  erfährt,  und  an  diesem  ziviliechtlichen 
Charakter  des  Erziehnngsrechtes  ändert  auch  der  Umstand 
nichts,  daß  seine  Betätigung  in  das  öffentliche  Recht  zurück- 
wirken kann;  der  Erziehungsberechtigte  bestimmt  im  Rahmen 
seiner  Befugnisse  die  Staatsangehörigkeit  und  die  Glanbens- 
zugehörigkeit seines  Zöglings.  Aber  freilich,  die  Ausübung  der 
zivilrechtlichen  Eiziehungsgewalt  ist  nur  das  letzte  sichtbare 
Stuck,  welches  auf  die  Bekenntnisbestimmung  einwirkt.  Ihr 
muß  ein  anderer  Rechtssatz  vorausgehen,  eben  derjenige,  welcher 
besagt,  daß  es  der  Erziehungsberechtigte  sein  soll,  welcher 
nach  Lage  des  Falles  über  die  Bekenntnisbestimmung  zu  ent- 
scheiden hat.  Diese  Voraussetzung  aber  ist  öffentlichen  Rechts ! 
Wenn  eiii  Staat  bei  gemischten  Eben  die  Bezeichnung  des  Be- 
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kenntnisses  selbst  Tornimmt,  bei  angemischten  Ehen  dagegen 
seine  Bezeichnung  einer  Privatperson  überlaßt,  so  ist  in  beiden 
Fällen  das  staatiiche  imperium  beteiligt,  auch  die  Negative, 
daß  unter  bestimmten  Voraussetzungen  ein  Bekenntniszwang 
nicht  statthaben  soll,  bedeutet  eine  Abgrenzung  der  Rechte  der 
Staatsgewalt. 

Die  Rücksicht  auf  spätere  Erürterungen  n6tigt,  hier  noch 
eines  eigentümlichen  Mischsystems  zu  gedenken,  welchem  der 
bayrische  Verwaltungsgerichtshol  gelegentlich  Einfluß  vergönnt. 
Auch  der  Verwaltungsgerichtshof  erkennt  an,  daß  jene  Fälle 
religiöser  Kindererztehung,  für  welche  die  Verfassung  besondere 
Vorschriften  nicht  vorsieht,  nach  den  einschlägigen  Zivilgesetzen 
zu  entscheiden  seien ;  enthalte  das  hiemach  maßgebende  Gesetz 
aber  Zwangsvorschriften  über  religiöse  Kindererziehung,  so 
haben  diese  zur  Anwendung  zu  gelangen.^)  Eine  solche  Auf- 
fassung ist  meines  Erachtens  nicht  haltbar.  Wenn  einmal  fest- 
stellt, daß  die  Bestimmung  des  Bekenntnisses  dem  Zivilrecht 
überlassen  bleibt,  so  muß  die  Vorfrage,  ob  öffentlichrechtlichc 
Beschräiikiiiigeii  bestehen,  zuvor  schon  gelöst  und  verneinend 
entschieden  w«)rdeii  sein.  Es  sind  fest  bestiiiiiiitt'  Sätze  des 
Zivilrechts,  Muf  die  ih\hn  verwiesen  winl:  wer  Träger  der 
Kizieliuiigsgevvalt  innerhalb  der  Familie  ist,  und  unter  welchen 
-Modulitäten  diese  (nnvalt  ausgeübt  werden  kann;  daß  dieselbe 
Kechtsquelle  außerdem  uucli  Ket  htssätze  öftentlichrecliT]i(  lien 
Inhalts  umfaßt,  auf  die  nicht  vei  wiesen  ist,  kann  keinen  Kin- 
fluß  üben.  Dem  IntLiiiiitiunalisten  ist  die  Verwirrung,  .die  aus 
einer  inangt  Inden  Scheidung  der  angezogenen  Teile  eines  (ie- 
seUts  erwäclist,  geläufig  aus  der  Lehre  von  der  Rückverw  eisunjr  : 
wenn  das  internatinnnle  Privatrecht  auf  die  Ziviltr«  setze  eines 
Landes,  etwa  über  Erbrecht,  verweist,  so  sind  es  dessen  Vor- 

'i  .Sannnlniiy;  Ti,  i;i8:  vgl.  auch  12,  442.  Dieselbe  Forderung?  kehrt 
wiecK^r  11.  i'^^^  und  18.  227  bei  Anfbornng  der  Verfassungsvor'ichrifr.  daß 
.\bwcichnni:(  11  von  der  gesetzlichon  Drdniing  der  religiösen  Er/idmii^  durch 
Ehevertrag  zu  crfolgeu  hätten:  über  die  Form  des  Ehevertiags  entscheide 
das  maßgebende  Zlvilieeht;  enilialte  dasselbe  aber  besondere  Vorschriften 
Uber  die  Form  tod  Yerträgeo  Uber  religiöse  Kindererziebttng,  so  müßten 
die.si  zur  Anwendung  kommen.  Dagegen  scbon  t.  Seydel^  Staatsrecbt* 
3.  Ö04« 
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sebriften  über  Erbrecht,  nicht  auch  die  öSentüchrechtlichen 
Bestunmiingen  fiber  internationales  Priyatrecht,  welche  aus  der 
angezogenen  Gesetzgebung  zur  AnwenduTi}^  ^^clanpren.  Es  be- 
stünde nur  etwa  die  Möglichkeit,  den  ( iedaiikL-n,  von  welchem 
der  Verwaltungsgerichtshof  ausj^elit,  so  uniznforiuen  :  die  Zwangs- 
vorschrifteu,  welche  der  Gesamtstaat  für  die  religiöse  Erziehung 
gibt,  sind  nicht  erschöpfend  und  künneii  ilemgernäß  durch  solche 
der  örtlichen  Rechtsquellen  noch  ergänzt  werden.  Das  würde 
freilich  staatsrechtlich  und  internationalrechtlich  eine  wesent- 
liche Verschiedenheit  bedeuten:  die  Zwangsvorschritten  des 
örtliclien  Keehts  kommen  dann  niclit  deshalb  zur  Anwendung, 
weil  sie  einer  Hcclitsquelle  angehören,  die  der  Gesamtstaat  für 
zivilrechtlich  maßgebend  erklärt,  sondern  sie  gelten  von  sich 
aus  und  vermöge  derjenigen  I'nterwerfungsgründe,  welche  zui' 
räumlichen  Geltung  eines  öftenflichrechtlichcn,  nicht  eines 
privatreclitliehen  TIeclitssatzps  führen.  Docli  aueli  diese  ITm- 
deutung  des  ursprünglichen  Gedankens  sciieint  mir  mit  der 
Absicht  der  bayrischen  Verfassung  nicht  vereinbar;  die  Frage, 
ob  Zwangsvorschriften  Platz  greifen,  ist  von  der  VerfafiSimg 
erschöpfend  beantwortet  und  kann  nicht  noch  einmal  einer 
zweiten  Lösung  unterstellt  werden. 

c)  Nicht  anders  als  in  den  vorstehend  erörterten  Fällen  aber 
liegen  die  Dinge  da,  wo  ein  Staat  die  Entscheidung überdie Glaubens- 
zugehörigkeit völlig  in  die  Hände  des  Erziehungsberechtigten  legt, 
in  Frankreich,  England,  Italien,  den  Niederlanden,  in  den  Ver^ 
einigten  Staaten  von  Nordamerika,  aber  anch  in  einer  Anzahl 
deutscher  Bechtsgebiete  wie  Hamborg^  Bremen,  Elsaß- Loth- 
ringen. Anch  diese  Staaten  alle  stehen  unmittelbar  oder  mittelbar 
unter  den  Nachwirknngen  vergangener  Zeiten,  in  welchen  eine 
solche  Freiheit  der  Bekenntnisbestimmnng  nicht  gegeben  war, 
sie  haben  die  Bekenntnisbestimmnng  dem  Erziehnngsbeiechtigten 
nicht  znfSUig,  losgelöst  von  aller  geschichtlichen  Tradition^ 
Übertragen,  sondern  in  bewußter  Yemeinnng  eines  Zwanges, 
der  emstmals  anch  für  sie  bestand.  Anch  nach  den  Gesetzen 
dieser  Staaten  ist  darum  die  Staatsgewalt  beteiligt,  insofern 
ihr  eine  Zwangsbestimmung  des  Bekenntnisses  versagt  ist;  der 
Satz,  daß  ttber  die  religttee  Erziehung  der  Erziehungsberechtigte 
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entscheide,  ist  auch  hier  öffentlichen  Rechts.  Das  ist  zumal 
in  der  Schweiz  mit  aller  Dentlichkeit  formuliert  worden. 

Art,  49  der  Bundesverfassung  besapft :  „Niemand  darf  zu  einer 
Teilnahme  an  einer  Relig:ionsgenossenschaft  oder  an  einem 
religriösen  Unterricht  oder  zur  Vornahme  einer  religiösen  Hand- 
lung gezwungen  werden,  lieber  die  religiöse  Erziehung  der 
Kinder  verfügt  der  Inhaber  der  vaterlichen  oder  vormundschaft- 
lichen  (iewalt." 

Ein  Erzpupfiiis  der  Kiiinpfp  nm  Hrecliung  des  Bekenntnis- 
zwMii^^es  ist  Mucli  {][{'  l^\-si>t  izuii^  eines  „ünterscheidungsalters", 
es  wird  auf  die  Vollpii(liin;ir  (lt'"<  14.,  IH..  18.  Jahres  oder  auch 
die  Erreichung  der  Vünjiiiiri;.:kt  iS   alii:i  stellt  als  die  (Frenze, 
welclie  den  Vorsrlirifton  über  religiöse  Kindererziehiinfr  ein 
Ende  setzt  und  dem  Selhstbestinunungsreclit  des  Jugeudiiciien 
Raum  gibt.    Auch  hier  iimti  die  Frage:  handelt  es  sich  dabei 
niTi  (ipsrliiiftsfähigkeit  im  iSiune  des  Zivilrechts  (»der  um  andere 
Dinge?    Auch  hier  ist  eine  einheitliche  Antwort  angeschlossen. 
Vor  allem,  die  Festsetzung  eines  Untei*sclieidungsfiltprs  wendet 
sich  nach  zwei  Seiten,  als  Beginn  der  Selbstbestinimumr.  als 
Ende  fremden  Einflusses.    Wo  eine  bestimmte  Altersgrenze 
vorgesehen  ist  als  Voraussetzung  für  den  selbständigen  Aus- 
tritt aus  einer  (llaubensgesellschaft  oder  für  den  Eintritt  in 
eine  solche,  da  ist  zu  unterscheiden,  ob  der  maßgebende  Staat 
Austritt   und  Uebertritt   als  Angelegenheit   de^^  riffentlichen 
Rechts  behandelt.    Trifft  dies  zu,  so  muß  auch  die  Alters- 
grenzCf  welche  er  für  diese  Kechtshandlungen  voraussetzt,  dem 
öffentlichen  Recht  angehören,  nicht  anders   als  die  vorge- 
schriebenen Formen  einer  solchen  Handlung,  die  Erkläning  bei 
Gericht,  vor  dem  Pfarrer  n.  dergl.    Erklärt  sich  der  Staat 
dagegen  am  konfessionellen  Leben  als  unbeteiligt,  so  käme  die 
Mitgliedschaft  in  einem  Verein  des  Privatrechts  in  Frage,  die 
Bestimmung  des  Alters,  in  welchem  Austritt  und  Eintritt  selbst- 
ständig vorgenommen  werden  können,  wäre  eine  Frage  der 
Geschäftsfähigkeit  des  börgerlichen  Rechts  —  aber  freilich, 
der  Staat,  der  die  Glaubenszugehdrigkeit  sonst  nicht  zur  Staats- 
sache erhebt,  wird  auch  Sondervorschriften  Ober  den  Beginn 
der  religiösen  Selbstbestimmung  zu  treffen  kaum  veranlaßt  sein. 
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Die  Erreichung^  des  Unterscheidungsjahre.s  beendigt  die 
RecliU\  welche  bisher  fremden  (Jewalten  über  das  Kind  zuge- 
standen Wellen.  Waren  das  Rechte  des  Staats  oder  der  Kirche, 
welche  zur  Krziehnng  in  riiicin  lit-siiiimiten  1  ickeiintnis  ni»li;iten^ 
so  niulj  iiucli  die  Vnrseliuiii^  eines  üuterscliiMdunpfi^jalires  als 
Endiftiniirs^zniiul  für  diese  Kechte  dem  öflieritliclu'ii  l\echt  ange- 
hören. War  dagegen  die  Bestimmung  des  1  >  Ij'imtnisses  dem 
Erziclinngsberechtigten  überlassen.  s(»  ist  hier  ein  Doppeltes 
ins  Auge  zu  lassen.  Die  Entscheidung  des  Erziehungsberechtigten 
beruht,  wie  früher  festgestellt,  auf  zweifachem  Rechtsgrunde, 
auf  dem  Satz  des  öftentlidien  Rechts,  daß  auch  die  konfessionelle 
Erziehung  dem  Erziehung.sberechtigten  überantwortet  sein  soll; 
und  auf  der  privatrechtlichen  Ausübung  dieser  Erziehungsgewalt. 
Wenn  nun  eine  (jesetzgebung  die  religiöse  Selbstbestimmung 
anf  einen  Zeitpunkt  festsetzt,  der  vor  Erreichung  der  Voll- 
jährigkeit fällt,  so  könnte  dieser  Satz  an  jeden  der  beiden  Be- 
standtt  ile  des  konfessionellen  Erziehungsrechts  Anschluß  nehmen. 
Er  könnte  besagen,  von  Erreichung  des  14.  Lebensjahn  s  an 
soll  die  elterliche  oder  vormundschaftliche  Gewalt  in  konfessio- 
nellen Angelegenheiten  ihr  £nde  finden;  es  liegt  insoweit  eine 
Emanzipation  und  damit  eine  Angelegenheit  des  Zivilrechts 
vor.  Es  kdnnte  die  Festsetzung  eines  Unterscheidnngsalters 
aber  auch  bedeuten:  die  Voraussetzung  für  das  privatrechtliche 
Bestimmongsrecht  der  Familie,  der  Satz  des  öffentlichen  Rechts, 
daß  über  den  Glauben  des  Kindes  der  Erziehungsberechtigte 
entscheidet,  soll  nicht  mehr  gelten,  wenn  das  Kind  ein  be- 
stimmtes Alter  erreicht  hat,  es  wird  als  eine  At^legenheit 
der  Gewissensfreiheit  betrachtet,  daß  von  Erreichung  eines 
gewissen  Alters  ab  der  Jugendliche  seinen  Glauben  selbst 
bestimmt.  Dann  ist  ein  Satz  des  öffentlichen  Bechts  gegeben: 
öber  das  Glaubensbekenntnis  entscheidet  bis  zu  14,  16  Jahren 
der  Erziehungsberechtigte,  von  da  ab  der  Jugendliche  selbst 
Erwägt  man  nun  aber  die  inneren  Grunde,  die  zur  Aufstellung 
eines  Unteracheidungsalters  fähren,  so  kann  die  Entscheidung 
nicht  zweifelhaft  sein.  Aus  der  Eigenart  der  elterlichen  Gewalt 
erwU<:hst  kein  Grund,  sie  nach  allen  anderen  Richtungen  fort- 
dauern zu  lassen,  sie  aber  gerade  in  Glaubenssacheu  schon 
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früher  zu  bescbr&nken ;  offenbar  Ist  es  die  Rücksicht  auf  die 
Gewissensfreiheit,  welche  dem  Jugendlichen  ein  Selbstbestim- 
mongsrecht  einräumt  Nicht  mittelbar,  weil  die  elterliche 
Gewalt  insofern  ein  Ende  findet,  soll  der  Jugendliche  zu  einer 

eigenen  Entsclieidung  gfelangen,  sondern  unmittelbar,  weil  es 
die  Gewissensfreiheit  fordert,  daß  ein  einigermaßen  Erwachsener 
seine  Glaiibensangelegenheiten  selbst  ordne.  Und  daraus  folgt: 
auch  wenn  eine  Gesetzgebung  die  konfessionelle  Kindererziehung 
dem  Erziehungsberechtigten  überträgt  und  damit  dem  l*rivat- 
recht  überläßt,  gehört  die  Festsetzung:  eines  L'nterscheidungs- 
alters  dem  üftentlichen  Recht  un,  und  nur  mittelbar,  wie  auch 
sonst  vielfach,  wird  durch  Begründung  eines  Rechtsverhältnisses 
des  öffentlichen  Rechts  in  Rechtsverhältnisse  des  Priv.arnlits 
eingegriffen,  die  damit  nicht  vereinbar  sind  Um  wiedenim 
auf  die  Verfassung  der  Schweiz  zu  vorsst  isen,  Art.  49,  der 
von  der  (Glaubens-  und  (rewissensfieiheit  handelt,  überträgt 
die  reli'riöse  Kindererzieliung  dem  Erziehungsberechtigten,  von 
Erreichung  des  lO.  Jahres  an  aber  soll,  eine  Folge  der  ver- 
fassungsmäßigen (iewissensfreiheit,  die  Entscheidung  dem  Jugend- 
lichen zustehen. 

Und  nunmehr  kann  auf  die  (irtlielien  ürenzen  eingegangen 
werden,  welche  der  staatlichen  EinHnßnnhme  in  Sachen  der 
religiösen  Kindererziehung  gezogen  sind;  zuniielist  mit"  ilie 
Zwangsvnrseliriften,  welche  die  Freiheit  des  Erzieliungsberech- 
tigten  beschränken. 

2.  Bekenntniszwang. 

Ausd  r  Ii  k  1  i  che  Z  us  t  ;in  d  i  g k  e  i  ts  v orschrif ten. 

Die  erst«  Sorge  ist  natürlich  aucii  hier,  festzustellen,  wie- 
weit der  Sachverhalt  etwa  einer  ausdrücklichen  gesetzlichen 
Regelung  unterstellt  ist.  Die  Ausbeute  allerdings  ist  spärlich. 
Eine  umfassende  Regelung  enthielt  §  2  des  sog.  Tnlernnzantrags, 
der  dem  deutschen  Reichstag  am  23.  11.  löOO  vorgelegt  wurde: 
„In  Ermangelung  einer  Vereinbarung  der  Kitern  sind  für  die 
religiöse  Erziehung  eine.s  Kindes  die  landesrechtlichen  Vor- 
schriften desjenigen  Bundesstaates  maßgebend,  in  dessen  Bezirk 
der  Mann  bei  Eingehung  der  Ehe  seinen  Wohnsitz  hatte.** 
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Doch  habeD  die  Antragsteller  diesen  Vorsciilag  in  der  Folge 
fallen  lassen,  \\m  an  Stelle  der  Land('s«r('setze  einlieitlicli  für 
ganz  Deutschland  <1ps  Erzii^lmnfrrecht  des  B(JB  der  kon- 
fessionellen Bestimmung"  zugrrunde  zu  lejrdi.  und  *  ine  Wieder- 
aufnahme des  Ajitrasrs  von  .nKlncr  Seite  Miel»  elme  Krlolf,^'). 
im  Königreich  Sacliscn  und  in  Üi  annscliw  ei^j  linden  sich  (ie- 
setzesbestimmun^'"en  für  den  iM  sondt  ren  Fall  eines  Wohnsitz- 
wechsels, der  die  Filtern  nach  Al-st  hluß  ihrer  Ehe  in  das  Land 
führt.  Das  sächsische  (iesttz  vom  1.  11  l^^.'it;  ?jU'^  verordnet 
nämlich:  „Bei  Kitern,  welche  sich  erst  kunllj^j:  in  das  K«»nig- 
reich  Sachsen  \vend«'u.  wird  dasjeni^re  zur  AnwendniiL'  L;ef>rncht, 
wc  lclies  die  ^^e>etzliclie  VcrfnssMtiL;  d«  s  Tiandes  wo  die  Khe 
«rescidossen  \s  nideii,  hierülicr  mit  sicii  bringt,  datern  sir  nicht 
!Kn  li  den  BestinirniuiLzeii  dieses  Gesetzes  isj  7  u.  S)  ein  anderes 
unter  sich  festsetzen".  <;;itiz  .ihnlich  verlaup^te  ein  hraun- 
sohweiofisches  Gesetz  vom  10.  ö.  18R7  von  zuziehenden  Ehe- 
leuten eine  Erklärunfr.  ^wie  es  bezügflich  der  relipriösen  Er- 
ziehung der  Kinder,  welche  sie  besitzen,  nach  den  (Je.setzen 
des  Landes,  in  welchem  ihre  Ehe  geschlossen  wurde,  zu  halten 
ist",  eine  Vorschrift,  die  s(dthrr  ersetzt  worden  ist  durch  5 
des  Gesetzes  vom  29.  9.  02:  ^Wenn  Eheleute  verschiedem  n  Be- 
kenntnisses od<»r  aus  einer  premischten  Ehe  nachjrebliebene 
Witwer  ndei  Witwen,  welche  Kinder  unter  14  Jahren  besitzrn, 
im  hiesigen  Land  ihren  Wohnsitz  nehmen,  so  sind  für  die  Er- 
ziehung ihrer  Kinder,  und  zwar  sowohl  derer,  welche  schon 
vorhanden  sind,  als  auch  derer,  welche  etwa  noch  aus  bestehen- 
der  £he  hervorgehen,  die  Gesetze  desjenigen  Landes  maßgebend, 
in  dem  die  Eheleute  ihren  ersten  Ehewohnsitz  haben.**  Man  wird 
unbedenklich  annehmen  dflrfen,  daß  die  sächsische  und  die 
frühere  braunschweigische  Bestimmung  die  Gesetze  des  Ebe- 
sehlleßungsortes  für  den  Fall  eines  Wohnsitzwechsels  deshalb 
als  maßgebend  erklärt  haben,  weil  sie  dies  Recht  auch  unab- 
hängig von  einem  Wohnsitzwechsel  für  anwendbar  gehalten 

'i  Tfeinor,  Hrr  sotrcnannte  Tolf»r.in7antra)^  f.l/ '7//r  ffh  katholisches 
Kin  henrecht  b2  u.  H4(  1.  152,  153.  *;si.  821>.  Eine  Abi^itnzuiij,'  der  Gel- 
tung des  deutschen  gegenüber  außerdeutschen  Ilechtcn  ist  uuch  bei  dem  Ter- 
änderten  Standpunkt  der  Antragsteller  erforderlicli  geblieben.- 

ZeiUchrift  f.  Intern.  Privat-  u.  OfTeutl.  Bocht.  XVIL  '> 
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hatten.  Indessen  die  Praxis  dieser  Länder  (über  das  neuere 
braunschweigisclie  Gesetz  sind  Erfalinuigen  noch  nicht  beliannt 
geworden)  hat  diosp  Folgerung  nicht  gezogen,  sondeni,  von  dem 
gesetzlich  geregelten  Sonderfall  abgesehen,  völlig  andere  Grund- 
sätze zur  Anwendung  gebracht.  Erwähnung  mag  hier  auch 
§  2  des  norw^ischen  Grundficsi  tzi  s  finden:  -Die  Einwohner, 
welche  sich  zur  evangelisch-lutherischen  Religion  bekennen, 
sind  verpflichtet,  ibre  Kinder  in  derselben  zu  erziehen*^.  ^) 

Xangeln  nun  aber  gesetzliche  Anordnungen,  so  ist  auch 
hier  die  Auslegung  berufen,  der  staatlichen  Tätigkeit  nach  der 
Eigenart  des  Sachverhalts,  in  den  sie  eingreifen  soll,  die 
Grenzen  zu  ziehen. 

3.  Gesetze  und  Behörden. 

Wie  überall  im  Bereich  staatlicher  Rechtsordnung  und  ins- 
besondere im  Umkreis  des  öffentlichen  Rechts  gilt  es  zunächst, 
den  zuständigen  Staat,  nicht  die  anwendbaren  Gesetze  aufzu- 
suchen. Erst  muß  der  Staat  festgestellt  sein,  der  berufen  ist, 
ein  Interesse  wahrzunehmen,  und  dann  erst  kommt  in  Frage, 
wieweit  er  Gesetze  bereitstellt,  dem  von  ihm  anerkannten  In- 
teresse feste  Grenzen  zu  geben.  Hat  ein  Staat  aber  ein  Interesse 
dem  er  Beachtung  schenkt,  als  unmittelbare  Staatsangelegenheit 
erklärt  und  in  dos  öffentliche  Recht  erhoben,  so  müssen  auch 
Behörden  vorhanden  sein  Verwaltungsbehörden  oder  auch 
Organe  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  —  welche  sich  mit  der 
Besorgung  dieser  Staatsangelegenheit  befassen.  Und  damit  er- 
gibt sich  auch  für  den  Bereich  der  Zwangsvorschriften  über 
religiöse  Kindererziehung  dar  Gegensatz  der  im  Verhältnis  von 
Staat  zu  Staat  zuständigen  Behörden  und  des  im  Verhältnis  von 
Staat  zn  Staat  anwendbaren  Rechte.  Der  Unterschied  der 
beiden  Fragen  ist  schon  von  Schmidt-)  berührt  worden,  und 
es  ist  insbesondere  die  Rechtsprechung  des  bayrischen  Ver- 
wultungsgerichtshofs,  welche  bei  Streitigkeiten  über  lelifiiöse 
Eiziehuiig  sorgfältig  unterscheidet,  ob  die  räumlichen  Bezieliuiigeu 

^)  Die   Verfassung   unterscheidet   Indcaanere  und  Bwr$9n.  Tgi 

Aber  diesen  Unterschied  allcrtogi  «noh  il«cA«Ao«^,  StntKeollfc  TO« 

Schweden  und  Norweß:en  ijK)f. 
a.  a.  0.  441  L 
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des  Falls  eine  Zustündijrkeit  der  baviischen  Behörden,  und  ob 
sie  eine  Anwendbarkeit  der  bavrisrhen  Gesetze  begründen.*) 

Aber  die  Zuständigkeit  der  Beliörden  eines  Staats  und  die 
Anwendung  seiner  Gesetze  über  religiöse  Erziehung  sind  gleich- 
mäßig ein  Ausfloß  des  Umstandes,  daß  ein  Staat  unter  be- 
stimmten Örtlichen  Yorftussetzungen  auf  das  Bekenntnis  eines 
Kindes  seine  Hand  legt,  ünd  beide  weiden  darum  regelmäßig 
parallel  gehen,  wie  dies  denn  auch  iS'cAm^tf^  und  die- bayrische 
Rechtsprechung  annehmen.  Es  ist  nutzlos  und  widerspricht 
allem  Brauch,  wenn  der  Staat  seine  Behörden  eingreifen  läßt 
in  öffentlichrechtliche  Verhältnisse,  die  nicht  ihm  gegenüber, 
sondern  im  Verhältnis  zu  einem  andern  Staat  bestehen.  Und 
es  bedeutet  eine  empfindliche  LQcke,  wenn  eine  öffentlich- 
rechtliche Verbindlichkeit  gegenüber  einem  Staat  begründet  ist, 
aber  es  mangeln  die  Behörden  in  diesem  Staat,  die  Erfüllung 
der  Verbindlichkeit  unter  ihre  Aufsicht  zu  nehmen. 

Immerhin  zeigt  die  Praxis  auch  solche  Erscheinungen.  In 
Oesterreich  halten  sich  die  Verwaltungsbehörden  für  berechtigt 
und  verpflichtet,  auch  ausländische  Kinder  der  Konfession  zu- 
zuführen, der  sie  nach  Gesetz  angehören,  materiellrechtlicb  aber 
wenden  sie  die  österreichischen  Vorschriften  nur  auf  Inländer 
an.  Eine  Frau  sächsischer  Staatsangehörigkeit  wohnt  in  Inns- 
brack, ihr  evangelisches  Kind  ist  auf  Wunsch  der  Mutter  zum 
Katholizismus  übergetreten ;  derVerwaltuugsgerichtshof^  erklärt 
diesen  Uebertritt  in  einem  Erkenntnis  vom  13.  2.  1891  für 
nichtig,  wiewohl  er  nach  österreichischem  Recht  statthaft  ge- 
wesen wäre,  da  ihn  das  sächsische  Recht  im  gegebenen  Fall 
nicht  zulasse.  Der  Zweifel,  ob  denn  die  österreichischen  Behörden 
überhaupt  einzuschreiten  hätten,  wo  das  österreichische  Ver- 
waltungsrecht sich  an  einem  Fall  für  unbeteiligt  erklärt,  scheint 
nicht  erwogen  worden  zu  sein. 

In  PreufSen  ist  die  Zuständigkeitsfrage  bei  Anordnunge  n 
über  religiöse  Erziehung  wiederholt  (iegenstand  gericlitliciier 

1)  Sotacbeidungen  vom  18.  4.  1884,  27.  5.  1887,  19.  6.  1889,  23.  10.  1889 ; 
211  1891,  17.3.1897  Sanmlnng  5,  179;  9,  19;  11,  483  n.  17;  18»  449, 
lö,  227. 

*)  £rkeiuitiuBse  15,  147. 
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Erwägung  gewesen.  Bescliliissi  des  KaniniiTgi-iiihL^  vom 
29.  7.  18i)8  und  IS.  1.  OH^  virutiiuii  diese  Zuständigkeit  in 
sorgfältigen  .Ausführungen,  aber  freilich  nur  darum,  weil  nach 
Lage  des  laiis  jeweils  die  Zuständigkeit  zur  Errichtung  einer 
Vornnind Schaft  in  Preu(3en  inaii^tlrp.  aus;:*'!!»  iid  von  der 
unseres  Ki-aditcns  iiiiljvri->rrui(lli(  lirti  .Aullassuiig.  als  handle  es 
sich  hei  (irr  pdli/filicheii  ri-ln-rwachuiitr  des  ( ilaubenslickennt- 
iii^><es  darcii  die  Vnnmindsrlial'tsgerichte  um  eine  Autgabe,  welche 
dit  st  u  Behörddi  im  Kalmien  ihrer  durch  das  Zivilreclit  vernn- 
laüten  Tätigkeit  /ukouiDic  T^nd  w^enn  nur  eine  ZustäudiL^kt  it 
zur  Vormundsdiaftsführung  in  Fretißf  n  f)pgriindet  ist,  dann 
schreiten  die  Behörden  dort  auch  auf  (irund  ausländisclier  Gesetze 
über  religiöse  Erziehung,  auch  zur  Durchsetzung  von  Zwangs- 
vorscbrit'trii  dieser  Gesetze  ein,  ohne  ihre  Zuständigkeit  bienm 
weiter  in  Bedenken  zu  ziehen. 

4.  Personliche  oder  räumliche  ßegfrenzung? 

Die  Scheidung  von  Recht  und  Zuständigkeit  kann  für  das 
folgende  beruhen  bleiben.  Die  Nachforschungeu  gilten  schlecht- 
wig  dem  zuständigen  Staat,  soweit  nicht  unter  besonderen 
Yorau.'^setzuiigeii  des  anzuwendenden  "Rechtes  besonders  zu  ge- 
denken ist.  An  die  S]>itze  aber  tritt  tnimiuiir  die  l'Yaüe,  ob 
den  Staaten  bei  der  Ausübung  der  Ki  lii;  iimspuiizei  über  iviiid*  r 
eine  pei*sniiale  oder  eine  territoriale  Herrschaft  zugeteilt  werden 
soll.  Das  Material,  weldies  die  Praxis  hierüber  zutage  ge- 
fördert hat,  ist  wenigstens  für  einige  Staaten  außerordentlich 
reicldmltig.  u?id  es  wird  zweckmäßig  sein,  den  tatsärldieb  he- 
st(  li(  iideii  l.*<'<  Jitüzustaiid  für  die  wichtigeren  iStaateu  gesondert 
zu  verfolgen. 

Von  den  preuljisc  lien  Oericliteii  wird  die  religiöse  Kinder- 
erzi(lmng  einhellig  als  eine  Angelegenheit  des  Privatrecht.s 
betrachtet,  und  das  anzuwendende  (Jesetz  demgemäß  dem  Per- 
sonalstatut entnommen.  Das  Personalstatut  selbst  allerdings 
wurde  bis  zum  Inkraftreten  des  BGB.  in  versciiiedenen  Teilen 
Preußens  verschieden,  bald  durch  die  Staatsangehörigkeit,  bald 
durch  den  Wohnsitz  bezeichnet,  und  so  hat  man  auch  für  die  reli- 

'j  Ztscb.  10,  ö  i ,  lü, 
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der  Familie  znjn'unde  gelej,^  im  Bereich  der  Kollisionsnormen 
des  preußischen  Landrechts  nnd  des  gemeinen  Rechts  aber  regel- 
mäßig; die  Gesetze  des  Wohnorts  zum  Ausgangspunkt  genommen.  -) 
Immerhin  felilt  es  selbst  hier  nicht  an  gelegentlicher  Anwendung 
der  heimatlichen  Gesetze**'),  und  seit  dem  l.  1.  00  verweist 
die  Rechtsprechung  übereinstimiiK  iKl  auf  Art.  19  EG  z.  BGB, 
Wonach  das  Ree  litsvfrliältnis  zwisclini  den  Eltern  und  ehelichen 
Kindern  den  Gesetzt  u  des  Staats  unttTwoi-fen  sei,  dem  der  Kr- 
ziehuiigsht-rechtigte  angeliört^).  In  der  Begründung  allerdings, 
welche  für  die  Anwendung  dieser  Gesetze  geltend  jromnrht 
wird,  fclilt  es  nicht  an  leisen  Schwankungen.  Ein  Bcsi  hi  n; 
des  Oberlandesgcrichts  Frankfurt  vom  18.  10.  1S94  erklärt  „die 
Rechtsnormen  über  die  Erziehung  minderi;ihri!J:('r  Kinder  nach 
dem  Tode  des  Vaters  sind  pin  ^I'cil  Vnrnnindschaftsrechts. 
Ist  eine  Vormundschaft  an  einem  Orte  nach  den  Gesetzen  dieses 
Orts  zu  Recht  eingeleitet,  so  ergreift  das  dn>jplbst  geltende 
Vormundsciiattsreciitdie  gesamten  Rechtsbezieliungen  desMündels" 
und  damit  auch  dessen  religiöse  Erziehung;  die  Rücksicht  auf 
die  Fühnmg  der  Obervormundschaft  im  J.»ande  soll  es  also  sein, 
welche  die  inländischen  Gesetze  über  religiöse  Erziehung  zur 
Geltung  gelangen  läßt.  Das  Kammerg^cht  dagegen  betont 
die  Stellung  des  £rzieliungsberechtigten  und  erklärt  demgemäß 
in  einer  Reihe  von  Beschlössen '^j  das  preußische  Recht  auf 
ausländische  Familien  für  unanwendbar,  auch  wenn  über  die 
Kinder  eine  Yomrandschaft  in  Preoßen  geführt  wurde. 

KO  89.  7. 1808,  Zc»di.  10,  Ö4. 
-0  OLG  Frankfurt  10.  12.  1883  bei  Schmidt,  462;  18.  10.  1894 

Jahrb.  f.  Entsch.  d.  KG  14,  434;  KG  23.  11.  Ü5  und  5.  4.  06,  Ztsch.  IG,  312 
a.  820.  Vgl.  auch  die  Regionmcfen  Lic^'iiii/  uiul  Frmlcfnrt  a.  0.  bei 
Schmidt ,  4-1H3.  Dif  beifUn  Iti/.tijtUüüiiteü  Bt'schluö.'-r  K(t  sprechen 
hier  wenig  gmguet  von  einer  Geltung  des  «TcrritoriaUtätsprinzips'  nach  dem 
brfilieren  Becht  Preußens,  da  doch  Wohnritarecht  Id  eeincr  Eigensehaft  als 
PersoDalstatnt  sur  Ajuwendnn;  gelangen  sollte. 

3)  Regierung  Mi  r.eburg  3.  10. 1860  bd  Schmidt,  448»;  LG  Hildes- 
beim  6.  12. 1888,  ebenda  CA  l 

*)  KG  26.  7.  04,  18. 1.  üb,  ö.  4.  06,  Tgl.  auch  23.  Ii.  05,  Ztsch.  15,  325; 
16,  'M>4,  320,  312. 

^)  29.  7.  18U8;  2G.  7.  04;  18.  1.  OG;  5.  4:  OG. 
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Ganz  anders  in  Bayern.  Zwar  hatte  die  ältere  Ministeriii- 
praxis auch  hier  an  der  (Geltung  der  zweiten  Verfassungsbeilage 
für  Inliindcr  und  nur  für  diese  festgehalten  der  Verwaltungs- 
gerichtshof indessen  bat,  seitdem  er  die  Bechtsprecbnng  ii1>er 
religiöse  Kindererziehung  an  sich  genommen,  seinen  JBnt- 
scbeidungen  gleicbm&ßig  ein  »Territorialpnnzip^  zugrunde  ge- 
legt'). Die  erste  dieser  Entscheidungen  argumentiert  noch 
etwas  zaghaft:  es  handle  sich  bei  der  Bestimmung  der  religiösen 
Erziehung  durch  die  Eltern  nicht  um  ein  politisches  oder  staats- 
bUigerlicbes,  sondm  um  ein  Privatrecht  der  Eltern,  die  bayrische 
Verfassung  aber  stelle  Fremde  und  Bayern  für  das  Privatrecht 
grundsätzlich  gleich,  für  die  Angehörigen  des  Deutschen  Beiches 
werde  diese  Gleichberechtigung  auch  durch  Art.  3  der  Beichs- 
Verfassung  vorgeschrieben;  und  überdies  hätten  die  Vorschriften 
der  bayrischen  Verfassung  über  Beligionsübong  nach  den  Worten 
der  Verfassungsurkunde  und  des  Beligionsedikts  für  alle  »Ein- 
wohner*^  des  Königreichs  zu  gelten.  Oleich  die  nächste  der 
angeführten  Entscheidungen  aber  erklärt  ohne  Umschweif  ,,mit 
der  Wohnsitznahme  einer  Person  in  einem  fremden  Staatsgebiet 
tritt  dieselbe  vermöge  des  Prinzips  der  Territorialgewalt  in  die 
Rechtsspliärc  des  betr.  Staates  ein.  iiimiiit  abgesehen  von  be- 
sonderen staatsbürgi'i  liclien  Verhältnissen  an  der  Gemeinschaft 
der  dortigen  öffentlich t  n  Roclitsordnung  Anteil"  —  woneben 
allerdings  auch  die  liciden  .uideren  Heweisgrüjide  von  der 
frenidenreclitlichen  ( ilt  i(  hstc  llimg  der  Inländer  und  Auslander 
und  voll  dem  Wortlaut  der  Verius^uiigsbestimniungen  sich  ge- 
legi  ntlich  wiederholen.  Die  bayrische  Literatur  liat  sirh  dieser 
Kechtsprechuug  vorbehaltlos  augeiichiucs>eu.  *)  v.  öei^Uel  bringt 

1)  Bntscbließangen  des  Hinisterinina  d«8  Innerai  vom  20. 1. 1843,  de» 
Hinisteriuros  des  Inneren  ffir  Kirdien"  und  Sdrolangolegenheiten  Tom 
29.10.  isr)7  und  17.2.  1871  bei  Güntlier,  Aintslmndbuch  für  die  prote- 
8taiitis<  hen  (uistlif  hrn  des  Königreiclis  Baj-ern.  neue  Aufl  2!».  'H.  32. 

-I  Entsdieidungen  vom  IS.  1.  ISKI,  27.  ;*).  1S,S7  (abwt  ii  In  nd  hier  iu»ch 
die  erste  Instanz  .  1!>.  G.  18<S*J,  21.  1.  IS'JI,  17.  3.  Iöü7  ^aiuialung  ö,  1711; 
1),  I  J;  11,  433;  12,  449;  18,  227.  Ebenso  eine  nicbt  veröffentlichte  Ent- 
flcheidnng  vom  11.  4. 1894. 

p.Seydel,  Staatsrecht^  3.  5in^:  Krais.  Handbach  der  inn.i  n 
Verwaltiing^  1,  343;  Eeger-Dyroff ^  Verwaltangsgerichtsgesets^  161: 
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dip  Abrrniizung  mir  der  (TPhiptsliolipit  in  V»rl)indung,  »ümI 
Oertmann  fügt  bei,  daß  daran  auch  diinli  dif  Einführung 
des  Staatsan?phöriprk(Mtsprinzips  in  das-  ijitcriiatiDii.il«'  I'rivat- 
rerht  des  B(iB  nichts  g^eiindpi't  worden  sei.  <lenn  für  die  dem 
Landesrecht  vorbehaltr nrn  Materien  dürften  auch  selbständige 
KoUisionsnonnen  auffrcstellt  werden. 

Erklärt  sich  der  Unterschied  der  preußischen  und  der 
bayrischen  Rechtsprechung?  aus  dem  Umstand,  daß  der  polizei- 
liche Charakter  solcher  Zwangsvorschriften  über  das  Bekenntnis 
der  Kinder  in  Preußen  mehr  verschleiert,  in  Bayern  unverhüllt 
zutage  tritt,  so  versagt  diese  Erklärung  gegenüber  der  Rechts- 
rin Wendung  im  Königreich  Sachsen,  dessen  (iesetze  den  polizei- 
lichen Charakter  gleichfalls  nachdrücklich  auf^rei)rägt  besitzen 
und  dennoch  von  der  Praxis  personal  angewendet  werden.  Das 
sächsiscbe  Recht  gilt  für  sächsische  Staatsangehörige,  auch 
dann,  wenn  sie  ihren  Wohnsitz  im  Ausland  haben  Auf  Aus- 
länder aber  gelangen  die  sächsischen  Vorschriften  regelmäßig 
nicht  zur  Anwendung^  —  nach  Kloss^),  weil  sie  als  Durch- 
brechnngder  verfassongsmäßig  gewährleisteten  (lewissensfreiheit 
engste  Auslegung  zu  finden  hätten.  Ja  selbst  die  Vorschrift 
über  Wobnsitzwecbsel,  die  oben  mitgeteilt  wurde,  wonach  bei 
einer  im  Lauf  der  Ehe  erfolgenden  Verlegung  des  Wohnsitzes 
nach  Sachsen  die  Gesetze  des  Eheschließungsortes  maßgebend 

(ßertninftn.  Riiyrisches  Landespriv.if it clit  (1903)  597;  Scherber ,  Recht- 
liche .Stellung  der  Ausländer  in  Bayern  (1h97)  GU  u.  a. 

1}  FAr  rtchsiidie  StaataftagebBrige,  die  ihren  ersten  Ehewofansits  anfier 
Iitidea  haben  und  später  nach  Sachsen  ziehen,  vgl.  unten  S.  72  Anm.  L 

Rlr  sidisiächc  Staatsangeluirige,  die  ihren  Wohnsitz  später  außer  Landes 

nehmen,  Kreisdirektion  Budissin  bei  Schmidt,  Dafijogen  sieht  auf 

ikn  Aufenthaltsort  der  Person  eine  Entscheidiing  der  Kreisdirektion  Leipzig 
vom  29.  4.  18tW,  Schmidt,  311-. 

Note  des  sächsischen  Ministeriums  des  AcuÜeren  vom  13.  1.  1890, 
mitgeteilt  an  der  oben  8.  67  Anm.  2  angeführten  Entscheidung  des  öster« 
reichischen  Verwaltnngsgericbtshof s ;  Stadtrat  Dresden  14.  IL  1887,  Erlaß  des 
Kultusministeriums  vom  26.  (i  18HH.  Kreisdirektion  Leipzig  (KultusministtTinm) 
2Ö.  II.  1870  bei  Schmidt.  44i-  .IIO-'.  311i.  Weitere  Entscheidungen 
unten  72  Anm.  2.  Eine  Verlügunp  der  Kreifdircktion  fieip/ij;  vom 
Ib.  7.  l<st>9,  Schmidt,  328 verweist  auf  den  NVohnsitz  aulier  Landes. 
^)  Silchsiflches  Laodesprivatrccbt  (1904)  299. 
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sein  sollten,  wird  schlecht  und  recht  diesem  Personalsygtem  ein- 
verleibt. Die  Vorschrift  soll  nicht  Anwendung  finden  an! 
Sachsen,  die  ihren  ersten  Wohnsitz  in  der  Fremde  hatten  und 
sich  später  im  Königreich  niederlassen,  denn  für  Sachsen  gilt 
von  Anfang  an  sächsisches  Recht*).  Sie  soll  nach  manchen 
Sntscheidnngen  aber  auch  nicht  gelten  fär  Ausländer,  die  im 
Lauf  ihrer  Ehe  in  Sachsen  Wohnsitz  nehmen  und  dabei  Aus- 
lander bleiben^,  während  in  anderen  Fällen  gleicher  Art  Jener 
§  9  allerdings  zur  Anwendung  gebracht  wurde  und  es  ver- 
bleibt so  als  unbestrittenes  Anwendungsgebiet  der  Bestimmung 
nur  der  Fall,  daß  ein  Ausländer,  vordem  mit  seiner  Familie 
auswärts  wohnhaft,  bei  seiner  Niederlassung  in  Sachsen  die 
sächsiche  Staatsangehöriglceit  erwirbt. 

Aus  Wtirttembeig  ist  nur  eine  Entscheidung  bekannt  ge- 
worden, in  der  württembei^gisches  Recht  angewendet  wurde  auf 
Kinder,  die  zwar  ihren  Aufenthaltsort  auswärts,  aber  Staats- 
angehörigkeit und  Wohnsitz  in  Württemberg  hatten.**)  Für 
Baden  verweisen  Dorner  nnd  Seng^)  unter  der  Herrschaft 
des  neuen  Zivilrechts  auf  Artt.  19,  20  EG  z.  BGB,  ganz  ebenso 
wie  Kisch^  für  Elsaß-Lothringen.  In  Sachsen-Weimar  erklärt 
ein  Schreiben  des  Staatsministeriums  vom  26.  10.  1889^ 
das  Recht  des  ersten  Eliewohnsitzes-  für  verbindlich,  soweit 


^)  KidadfKektfon  Leipzig  29.  6. 1874  (Kaltosministerium),  Erlasse  des 
Kultusmhiisterinms  117.  18S4,  6.  2.  188ö,  8.  2.  18H9,  Stftdtnt  Dresden 
22.7.  1H87  bei  Schmidt.  M^'i.  H25i.  ;i5y^.  359-',  320-. 

->  KrIaB  des  KuItiisiiiiiiistLriuiiis  vom  2.  8.  1877,  Schmidi, 
wohl  auch  Kultusministtriuin  28.  4.  1873,  13.  5.  i87G,  4.  4.  1887,  Kreis- 
direktion  Leipzig  26.  9. 1873,  Stadtrat  Dresden  11. 6. 1879  and  3.  12. 1688 
bei  Schmidt,  330«  3301  S29S  328«  328^  329»    Hierher  venautUdi 
anch  KreisdirektiuD  Leipzig  27.  4.  1886,  Schmidt^  320'. 

Drei  Verfii|riin?pn  der  Kreisdirektinn  T.cipzig  vom  22.  5.  1867,  eine 
solche  vom  17.  i>.  18ii;i,  Schmitlt.  ;<Ji;  \  ;VJ7  ^.  H2S3  H27  T  Uebereiii- 
stimmend  wohl  auch  Verlügungen  derselben  Behörde  vom  22.  1.  1858, 
16.  12.  1862,  20.  5.  1865  bei  Schmidt,  326-,  3271,  326 1. 

*)  Waisenserieht  Stuttgart  19. 12. 1885  hei  Schmidt,  454'. 

^)  Badiscbes  Laudesprlyatrecht  (1906)  669.  Ebenso  schon  Dorner 
Badiscbcs  Ausfübningsgesctz  zum  BGB  (1902)  16. 

''')  Elsaß-Lothringisches  Landesprivatrecbt  (liKiö)  93ä. 

')  Schmidt,  423. 
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liii  lit  z\vin*:eii(l('  Osptzp  von  Saclisen-Weimar  eiitge«j:enstf'hen. 
Ein  Ml  (  kh'iiliurtz-ScIiwt'riiiscIjPS  Aintsgericlit wendet  mecklen- 
biirp^isches  Reelit  aiit  riiliiuder  an,  auch  wenn  sie  im  Aitsland 
ihren  Wohnsitz  haben.  In  Braunschweig  schließlich  li  it  man 
die  früher  erwähnte  Vorschrift  des  (icscfzes  vot»  IsüT,  welche 
zuziclienilcii  Ehelentcn  das  Recht  des  Eht'sctilK'ijuii^^'sortes  vor- 
belialt.  SU  wenig  veialltrcniciiiprt  wie  in  Sachsen,  vielmehr  genau 
wie  dort  die  Bestiinimiiif^  srlltst  in  ein  ahweichendrs  System 
aufgenommen  und  sie  mehrfacli  niclit  angewandt,  wo  dir  Zu- 
ziehenden Ausländer  waren  und  auch  bei  der  Niederlassung  in 
Braunschweig  geblieben  sind.-)  In  anderen  Fällen  allerdings 
hat  man  die  in  jenem  1 1  vorgeschriebene  Erklärung  auch  von 
Aoslandcrn  verlangt  oder  doch  entgegengenommen,  die  im  Lande 
ihren  Wohnsitz  nehmen  '^j,  Ausländer  im  Land  auch  sonstder  Herr- 
schaft des  Wohnsitzes  unterworfen^)  und  es  hat  das  neue  Gesetz 
von  1902  —  aus  einer  Zeit,  in  der  für  das  Beich  privatrechtlich 
die  Staatsangehörigkeit  zur  Ordnung  der  persönlichen  Angelegen- 
heiten berufen  worden  war  —  bei  einer  Niederlassung  im  Land 
nach  Abschluß  der  Ehe  das  Recht  des  ersten  Ehewohnsitzes 
für  maßj^''i'liond  erklärt. 

Eingehendere  Mitleilnngen  über  die  Rechtsanwendung  stehen 
auch  für  Oesterreich  zu  Gebote.  Zunächst  hat  hier  Kirch- 
lehner ^)  den  Greltnngsbereich  des  Gesetzes  vom  25.  5.  1866, 
dessen  erster  Abschnitt  die  religiöse  Erziehung  ordnet,  in  Er- 
örterung gezogen  und  sich  für  dessen  Anwendbarkeit  ancb  auf 
Ausländer  ausgesprochen.  Wenn  die  Ueberschiift  des  Gesetzes 


h  Zwei  Schreiben  von  188«,  Schmidt,  456- 

-I  Herzo^^licbos  Konsistorium  13.  3.  1869,  Stadtmagistrat  Hobcmiiidea 
in  Fähen  von  1870  und  ISSH  bei  Schmidt,  426  S  427. 

Zwei  Erlasse  des  lierzogl.  Konsistoriums  vom  7.  2.  1888,  Schmidt, 
431^  m.^  (bei  einem  dritten  Erlaß  vom  gleichen  Tage,  Schmidt,  431* 
iit  die  StaataangeUSrigkeit  nicht  mitgeteilt);  ein  Fall  in  Holsminden  1869, 
Schmidt,  43^. 

*)  Der  7Wf?ite  der  angeführten  Erlasse  des  Konsistoriums  vom  7.  1.  1888 
(Schmidt,  4:>1  "'i  vtrhtnirt  von  einem  Snrhsrn  in  TTolzinindcn.  Dispf^nsution 
ton  den  ?»»seta lieben  Bebüimnnnfien  in  Brauns«  Ii uci^'  iiarh/uMu  lini.  olme 
allerdingi)  auf  seinem  Verlangen  zu  bestehen.  Vgl.  ubti  den  Fall  unten  S.  105. 

^  099t€rrHddache  Zeitschrift  für  Verwaltung  (1878)  11,  141 1 
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nur  von  den  iiitfikonlessioiiellen  Verhältnissen  der  ,8taiLts]tür(rer'' 
spreche,  so  sei  das  nicht  im  Sinn  einer  Beschränkung  anf  die 
8taatsan!reliiiri<rpn  gemeint;  aucli  das  Staate- rnn dj^esetz  erkläre 
persönliche  Freilieit  nnd  Hansrecht  als  1'  (  liii    If  r  StaAtshüi^er, 
und  doch  «reiten  diese  (iesetze  auch  zugunsten  der  Ausländer. 
Eine  Verbindliclikeit  des  Gesetzes  von   lftß8  für  Ansl-inder 
stehe  jedenfalls  bei  den  späteren  Abschnitten,  den  Bestimmungen 
über  (iottesdienst,  Seelsorge,  Begräbnisse,  Feiertage  anlierZweifel, 
für  den  zweiten  Abschnitt  des  Gesetzes,  üebertritt  zu  einem 
andern  Bekenntnis,  werde  in  einer  Ministerial Verordnung  von  1869 
die  Zuständigkeit  ausdrücklich  für  unabhängig  erklärt  von  der 
Staatsangehörigkeit  der  Beteiligten.    Auch  andere  Gesetze  wie 
dasjenige  über  die  Ve rliältnisse  der  katholischen  Kirche  von  1H74 
35  stellen  auf  den  Wohnsitz  ab,  und  es  habe  denn  auch  die 
Praxis  das  Gesetz  von  1868  schon  mehrfach  auf  die  religiöse 
Erziehung  von  Kindern  ausländischer  Familien  angewendet 
Verfasser  nennt  den  nicht  näher  mitgeteilten  Bescheid  einer 
Statthaiterei  und  eine  Entscheidung  des  Kultusroinisteriams 
vom  7.  5.  1877:  ein  Ausländer  hatte  sich  für  konfessionslos 
erklärt  und  beanspruchte  gleichen  Bekenntnisstand  ffir  seine 
Kinder;  die  Unterinstanzen  hatten  einer  solchen  Bekenntnisfolge 
auf  Grund  österreichischen  Bechts  die  Anerkennung  verweigert, 
und  das  Ministerium  nahm  von  einer  gleichen  Maßregel  nur 
deshalb  Abstand,  weil  der  Anstritt  ans  dem  früheren  Bekenntnis 
noch  vor  der  Niederlassung  der  Familie  in  Oesterreich  erfolgt 
war.   Auch  Vesque  von  Püttlingen  erklärt  in  seinem  Hand- 
buch des  in  Oesterreich^Ungam  geltenden  internationalen  Primat- 
rechts^  S.  164  die  konfessionellen  Gesetze  Oesterreichs,  auch  die 
Vorschriften  über  die  Bestimronng  der  Religion  des  Kindes  durch 
die  Eltern,  für  anwendbar  auf  Inländer  und  Ausländer,  schreibt 
aber  freilich  S.  246  hinsichtlich  der  religiösen  Erziehung  das 
Gegenteil,  da  die  Handlungsfähigkeit  des  Vaters  nach  den  Ge- 
setzen seines  Heimatlandes  zu  beurteilen  sei*).   Wo  nun  aber 
die  Pi;ixis  sich  mit  der  (ndtung  dieser  Vorschriften  für  Aus- 

'f  l'ür  rn(:;irn  soll  nach  S.  217  obciidu  (l;i-s<  ]li'  Lreltcn.  ^insofern  .  . 
niclit  (.'tAva  das  kiichlichf  llrcht  apodiktisclu'  \urschiitttn  drn  in  l'ngarn 
iür  uiehiere  GlaubcuägetH>b^Ui>chiiItiia  bei^u^Leudeu  kircblichen  Ucrichtt^n  vor- 
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iänder  ex  professo  zu  befassen  hatte,  bat  sie  in  der  Folge 
einen  abweichenden  Standpunkt  eingenommen.  In  Wien  wohoende 
Prf  ußen  jüdischen  Glaubens  wollten  ihre  Kinder  taufen  lassen: 
eine  Entseheidong  des  Kultusministeriams  vom  81.  3.  1881 
erklärt  dies  gegen  die  Meinung  lU  r  Vorinstanzen  für  statthaft, 
wiewohl  es  Dach  östemichischem  Becht  nicht  zulässig  sei;  es 
handle  sich  hier  um  einen  Anafloß  der  „persönlichen  Fähigkeit*^ 
der  Eltern,  die  nach  §  37  BGB  dem  heimatlichen  Becht  unter- 
stehe Und  ebenso  hat  in  einem  schon  oben  8.  67  Anm.  2 
erwähnten  Erkenntnis  vom  13.  2. 1891  der  österreichische  Ver- 
waltnngsgerichtshof  entschieden  (in  Uebereinstimmung  mit  dem 
Kultusministerium,  aber  wiederum  gegen  die  Vorinstanzen): 
„Das  religiöse  Bekenntnis  zählt  zu  Jenen  Qualitäten  einer  Person, 
welche,  soweit  es  sich  um  das  weltliche  Rechtsgebiet  handelt, 
sowohl  in  privat-  als  in  staatsrechtlicher  Beziehung  ffir  die 
Rechtsfähigkeit  der  einzelnen  Person  von  Bedeutung  sind.  In 
dem  Bereich  der  staatlichen  Gesetzgebung  erscheint  .  .  das 
Religionsbekenntnis  nur  .  .  zu  dem  Zweck  einbezogen,  um  das 
Rechtsverhältnis  der  einzelnen  Religionsgesellschaften  zum  Staat 
und  gegeneinander  abzugrenzen.  Dieser  Bedeutung  des  Religions- 
bekenntnisses entspricht  es,  wenn  die  Entscheidung  konkreter 
Fälle  nach  dem  Prinzip  der  Staatsangehörigkeit  erfolgt,  welches 
in  den      4  und  34  BGB  seine  Anerkennung  gefunden  hat" ; 

schretbeD  sollte,  weh-lic  Voncbriften  duim  auch  auf  Auslämler  angewendet 
werden  mUßtm  "  Durch  die  Eherrrht «reform  des  Jahres  1894  ist  dieser  ganse 
Recht sz US taini  in  rnL'iirn  L'''rin(lrrf  w.nden. 

Joitt  nal  8,  'l'M'j.  Kiitipittlitiid  dem  Ort  der  Venifienilii  liuns;  ist  die 
Entscheidung  weiteren  Kreisen  bekannt  geworden  und  wird  gtl>illigt  von 
V.  Bar,  Theotie  tmd  Praxis  1,  533 f  da  es  sieb  um  einen  Ansilafi  des 
elterlichen  Bechts  bandle;  ?on  Fiore-Anioine^  droit  intern. prioi,  well 
bei  Ausländem  der  iStaat  nicht  eingreifen  könne,  solange  innerhalb  der 
Familie  Einverständnis  bestehe:  von  W'triß,  /raife  tJuhtrüfue  et  pratique, 
4,  143,  weil  derlei  Gesetze  eine  Familienangelefrrnbpit  bi  tn  fft  n  denn  es  }?elte 
dabei  nur,  ärgerliche  Auseinandersetzungen  innerhalb  der  Kamille  abzu- 
schneiden. Dagegen  wird  die  Entscheidung  von  Protitch,  de  la puissance 
patemelle  en  droit  int.  pritd  (1892)  86  ff.  als  prinupwidrig  getadelt,  es 
handle  sieh  hier  nm  die  öffentliche  Ordnang.  und  §  140  BGB  beseiehne  die 
Vorschriften  Uber  religirise  Erziehung;  noch  ausdrficklich  als  •politiacbes", 
somit  als  ein  (territorial  geltendes)  Polizeigesetz. 
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Überdies  sei  das  (Josetz  vom  25.  5.  1868  nur  zur  Repfolinig  der 
interkonfessionellen  Verhältnisse  der  „Staatsbürger"'  tiLissen, 
und  außerdem  werde  —  es  handelte  sich  im  gegebenen  Fall  um 
sächsische  Staatsangehörige  —  den  Oesterreichem  in  Sachsen 
Gegenseitigkeit  gewährt. 

Bndlich  die  Literatur,  die  sich  unabhängig  von  einer  be- 
stimmten Rechtsordnung  äußert.  Was  zunächt  Schmidt  angeht, 
dessen  Nachforschungen  nicht  wenige  der  vorstehend  benutzten 
Materialien  zu  danken  sind,  so  erklärt  dieser  Schriftsteller^)  alle 
die  deutschen  Landesgesetze,  die  von  konfessioneller  Brziehung 
handeln,  für  anwendbar  auf  Inländer  und  Ausländer;  wenn  be- 
hauptet werde,  daß  nach  der  neuesten  Rechtsentwicklung  nicht 
auf  den  Wohnsitz,  sondern  auf  die  Staatsangehörigkeit  ent- 
scheidendes Gewicht  zu  legen,  so  gelte  das  vielleicht  für  Rechts- 
fähigkeit und  Handlungsfähigkeit,  aber  nicht  ffir  das  FamOien- 
recht,  das  hier  in  Frage  stehe,  und  jedenfalls  sei  die  neueste 
RecbtseDtwlckkng  nicht  zu  berücksichtigen  bei  der  Auslegung 
von  Gesetzen,  die  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts 
erlassen  worden  sind.  Auch  der  andere  der  Schriftsteller,  welche 
die  religiöse  Erziehunjj:  rechtsverfrleichend  behandelt  haben. 
Geif/e/-  [S.  127  ff.)  erklärt  —  wiewohl  inzwis(  In  n  das  E(i  z.  B(I1> 
iu  Kraft  getreten  war  —  den  Wohnsitz,  niclit  die  Staatsan- 
gehörigkiit  iiir  niaß^^i  brntl ;  er  beruft  sich  auf  einen  entspreciien- 
den  Beschluß  des  Berlirn  r  Landgerichts  I  üIk  r  den  Geltuufrs- 
bereich  der  Vorschriften  üIk  i-  Austritt  aus  der  Kirche,  auf  die 
Rechtsj)rL't:!)unp:  des  bav  risciu  n  Verwaltungsg:erichtshofcs,  Aeuße- 
runjren  der  1/iteratnr,  und  es  folgte  dies  Erg^ehnis  für  Anprelif)rig:e 
anderer  dt  iitscln  i-  I5iuHlesstaaton  auch  aus  der  Cüleichsteliung  der 
Ileichsan£r<'li«iri<:rii.  wrli  lic  Art  'A  der  ikeicl)sverfassun*rvorschreibe. 

Unter  den  \'erf relern  des  internationalen  Privati'eelits  hat 
V.  Bar  sicli  für  die  Auwendung  des  PerM»nalstatuts  der  Eltern 
ausgesproclii  n.  weil  es  sich  auch  hei  der  npstimniung  des 
(ilauh«'nsh(  Iu  nntnis<es  der  Kinder  um  Erziehung  handle'^);  über- 
ainsümuimd  Böhm  '),   Auch  W'eLss*)  behandelt  die  religiöse 

»I  ^  in  n.  I81>(»  goschrifbcn. 

Tlieuric  tiTifi  l'raxis  1.  äH8;  Lfhrhnrb  H'y 
8)  Die  räumliche  Herrschaft  der  Rechtsnormen  58. 
*>  Tratte  theorique  et  pmtiqtie  4,  142  ff. 
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Erzieliung  iih  AusHuß  der  väterlichen  Gewalt  und  damit  als 
Angelegenheit  des  Ueimatstaate^s ;  dus  sei  uuch  nicht  anders 
bei  Zwangsvorschriften  wie  jener  österreichischen,  welclie  bei 
einer  Mischehe  die  Kinder  nach  dem  (  i  (  schlecht  teilt,  sie  be- 
zwecken lediglich,  ärgerliche  Auseinandersetzungen  innerlijilb 
der  Familie  abzuschneiden,  Gewissensfreiheit  und  öffentliche 
r)rdnung  seien  dabei  nicht  im  Spiel.  Für  Fiore^)  sind  diese 
Dinge  als  Ausfloß  der  vliterlichen  Gewalt  zunächst  ebenfalls 
dem  Personalstatut  unterworfen;  indessen  wenn  der  Heimat- 
stallt  die  Erziehungsfreiheit  beschranke  wie  in  Oesterreich,  so 
handle  es  sich  dabei  uro  politische  und  Polizeigesetze,  welche 
über  die  Grenzen  dieses  Staates  nicht  hinataswirken  könnten, 
und  wenn  solche  beschränkende  Vorschriften  im  Aufenthalts- 
staat bestünden,  so  eiigreifen  sie  als  Polizeigesetze  auch  den 
Ausländer;  nur  freilich,  bestehe  innerhalb  der  ausländischen 
Familie  im  Inland  Uebereinstimmung  über  die  Art  der  religiösen 
Erziehung,  so  könne  das  inländische  Recht  dem  nicht  entgegen- 
treten.  Schließlich  Protitch,  der  in  einer  sehr  verständigen 
Pariser  Dissertation  über  die  väterliche  Gewalt  im  inter- 
nationalen Privatrecht  auf  die  Frage  zu  sprechen  kommt 
der  Inhalt  der  Erziehungsgewalt  und  damit  auch  die  religiöse 
Erziehung  stehen  zunächst  allerdings  unter  den  heimatlichen 
Gesetzen;  wo  immer  aber  besondere  Yorschriften  über  die 
religiöse  Erziehung  erlassen  sind,  da  handelt  es  sich  um  Staats- 
kirchenrecht, um  politische  (iesetze,  bestinirat,  den  religiösen 
Prieden  im  Staat  aiitiic  titziu  i  halten,  und  es  jj:elten  darum  solche 
(iesetze  ijichl  iilicr  dir  Staat>i:i'('nzcii  hinaus,  rrgrcittMi  ilii'rrseits 
aln  r  mit  Rücksicht  auf  die  <ill»  iitli(  Ordnun^r  auch  Auslander 
die  im  Lande  wuluicn.  ••linc  da  Ii  eine  Durchbrechung  dieses 
Satzes  gereclitferti^  \v(  rdi  ii  kiuinto. 

So  gewähren  alsn  'rhcni  ic  und  l'raxis  in  Imnti  m  Wechsel 
den  Zwangsvoiscliriftrn  des  Inlands  bald  ijeiöoiiulf,  buld  terri- 
toriale I)('gnMiznni4.  \\  a.s  aber  soll  gelten,  wenn  nadi  ^laDffabe 
dieser  Abgrenzung  die  Ge4>etze  des  Inlandes  keine  Anwendung 


Fiorr  Antoine,  droit  int.  prio4  2,  l;iü  0. 
a.  A.  0.  äU  Q. 
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finden;  für  Ausländer  im  Inland  insbesondere,  wenn  das  Tn- 
landsrecbt  nur  für  die  eigenen  Staatsang-ehöri^ren  gilt?  Die 
vorgenannten  .Schriftsteller,  die  Praxis  in  l'iruiien,  in  Oester- 
reich formulieren  hier  anstandslos  eine  Kollisionsnorm  nach 
Art  der  im  internationalen  Zivilrecht  üblichen:  die  religiöse 
Kindererzlehang  steht  unter  Heimatrecht,  für  Ausländer  somit 
unter  ansländischem  Recht,  und  es  trägt  die  Praxis  dieser 
Staaten  auch  kein  Bedenken,  Zwangsvorschriften  der  fremden 
Gesetze  im  Inland  zur  Durchführung  zu  bringen,  selbst  da^  wo 
das  eigene  Recht  unter  den  gleichen  Voraussetzungen  keinen 
Zwang  vorsieht^).  Im  Königreich  Sachsen  gilt  diese  Folgerung 
mindestens  nicht  als  selbstverständlich.  Zeigt  eine  Musterung 
des  für  Sachsen  besonders  reichhaltigen  Materials,  daß  die  Aus- 
ländereigenschaft der  Beteiligten  hier  regelmäßig  nur  dann  in 
Betracht  gezogen  wird,  wenn  eine  Freiheit  von  Zwangsvorschriften 
des  sachsischen  Rechts  begründet  werden  soll,  so  gehen  eine 
Anzahl  Entscheidungen  soweit,  auszusprechen,  die  Beteiligten 
sind  Ausländer  und  eben  deshalb  frei  von  Beschränkungen; 
nicht  Anwendung  ausländischen  Rechts,  sondern  Entbindung 
von  jedem  staatlichem  Zwang  in  Glaubenssachen  soll  die  ün- 
anwendbarkeit  der  sächsischen  Gesetze  zur  Folge  haben 

Eine  kritische  Stellungnahme  nun  zu  der  Frage,  ob  derlei 
Vorschriften  persönliche  oder  territoriale  Herrschaft  zukomme, 
ist  ziemlich  gleichbedeutend  mit  der  Entscheidung,  ob  es  sich 
hier  um  Priva^recht  oder  um  öffentliches  Recht  handelt.  Es 
wurde  oben  versucht,  nachzuweisen,  daß  Zwangsvorschriften 

"■"    ■■ "    ■  • 

Vgl.  f Ol  Oeateireidi  oben  S.  67 ;  für  Prenfien  Bekanntmaefaniig  der 
Begierang  Merseburg  8.  10.  184K)  bei  Schmidt,  44^^;  uuch  die  Beschlüsse 
des  KG  vom  29.  7.  185»H.  2H.  7.  04,  IM  1  nnd  h.  4.  06  Ztßch.  10,  Ö4;  15,  32ö: 
If).  304  u.  820  verwei^Gu  ohne  Einschränkung  auf  die  Anwendung  auslän* 
diseben  Rechi^. 

')  Krcisdircktion  Leipzig  nach  Eutscheid  des  Kultusministehums 
25.  n.  1870,  Eriaase  des  KaltiumüÜBieriiun«  28. 4. 1873, 18. 5. 1876, 2. 8. 1877 
bei  Schmidt,  m\  990>  390 3303  Vgl.  auch  Schmidt  adbat  385. 
Mit  diesm  Schwankiingeii  dftrfte  es  auch  lOBuimiMihAiig^,  wenn  Kloß, 
SächsiscbM  Landesprivatrecht  804^  --  noch  die  neueste  Ministerialpraxis 
darüber  schwankt,  ob  bei  Ausländern  Vertrftge  Uber  religiöBe  Eniehiing 
anerkannt  werden  sollen. 
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Aber  religiöse  Erziebang  nicht  unmittelbar  das  Becbtsverhältnis 
zwischen  dem  Erziehungsberechtigten  und  Zögling,  sondern 
ein  präjudizielles  Yerfafiltnis  zwischen  dem  Erziehungsberech- 
tigten (oder  Zögling)  und  dem  Staat  zum  Inhalt  haben,  daß  sie 
Staatsidrcbenrecht,  nicht  Privatrecht  bedeuten.  Ist  das  aber 
richtig,  so  entf&Ilt  die  wesentlichste  Stütze  für  eine  personale 
Begrenzung,  denn  eine  Angelegenheit  der  elterlichen  oder  vor- 
nundschaftlichen  Gewalt,  wie  sie  das  internationale  Zivilrecht 
dem  Heimatstaat  zuweist,  ist  dann  nicht  mehr  in  Frage.*)  Auf 
dem  Boden  des  öffentlichen  Rechts  aber  kann  eine  Personalitat 
der  Gesetze  dber  religiöse  Erziehung  nicht  wohl  vertreten 
werden.  Sie  versagt  Ifir  Inländer  im  Ausland,  denn  es  mangeln 
dem  Staat  regelmäßig  alle  Machtmittel,  seinen  Willen  Jenseits 
der  Grenzen  zur  Durchsetzung  zu  bringen,  und  er  kann  nicht 
darauf  zählen,  daß  das  fremde  Land  von  sich  aus  die  Ver- 
pflichtung eines  Ausländers  gegen  seinen  Heimatstaat  erzwänge. 
Für  den  Ausländer  im  Inland  aber  ergibt  sich  bei  einer  personalen 
Anwendung  dieser  Gesetze  eine  empfindliche  Lücke.  Die  Vor- 

*)  Was  sonst  för  eine  personale  Abgrenzung  jener  Vurschriften  vor- 
gebracht wurde,  ist  von  sohr  ijiringer  Erheblichkeit.  Man  hat  vr-rsiicht.  sie 
fMthalh  zur  Kamilitns:nhc  zu  stf-mprln.  weil  ihr  einziger  Zweck  sei.  Un- 
frieden in  der  F&iniiie  zu  verhüten ;  und  doch  verlangen  sie  Geltung,  auch 
tireiui  die  •ftntliolieii  Familiemnitglieder  flbereinstünmend  eine  Abweichung 
▼om  Qeaets  wüBtehen.  Der  (MerreiehiBcbe  YerwAltaiigsgwichtdiof  will  anf 
die  Staatwagehörigkeit  sehen,  w«l  die  ,Redit8fiUiigkeLt*  Mch  in  staatlicher 
Beziehung  unter  den  heiniatlirli.  n  Gesetzen  stehe;  indessen,  die  Verwechslung 
Ton  Hot  htsfähi{?keit  nnd  Handlungsfähigkeit  bei  Seite,  daß  es  eine  persön- 
liche Kiibigkeit  gäbe,  die  auch  im  fifFentlichen  Ktclit  tlen  heimatlichen  Ge- 
«etzea  unterstellt  wsure,  beruht  auf  einer  Verkennung  des  öffentlichen  Kechts, 
TOB  dw  aa  aadanr  Stalle  modi  lu  reden  sein  wiid.  Und  wwn  das  Erkennt^ 
Bis  annimmt,  dem  Zw«ck  mlcber  Oesetoe,  das  RechtsTerkUtnis  der  eimtelnea 
Keligionsgescllschaften  zmn  Staat  und  ^'eIleinander  abzugrenzen,  entspreche 
es,  wenn  die  Entscheidung^  nach  dem  Prinzip  dor  Staatsangehör iirkcit  erfolge, 
so  beschränkt  srrh  das  auf  die  Behanptnn;^  Die  Feststellung  desselben 
Urteil:»,  daß  nkch  im  gegebenen  Fall  um  den  Angehörigen  eines  iStaates 
iuuidle,  der  auch  seinerseits  über  religiöse  Erziehung  nach  Staatsangehörig- 
keit ntscheide,  ist  bedeatnngslos.  Und  der  Hinweis  auf  dm  üautaad,  daß 
da«  einsehlS^ige  Osterreiohisoko  Geieta  nach  seinem  Wortlaat  sick  nur  auf 
die  ,OlBsHMIrgiii''  ksiisks,  war  sdraa  Tocksr  tob  Kirchiehner  widerlegt 
woiden. 
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scliriften  über  religiös(>  Erziehuiij?  ^nden  sich  vornehmlich 
auf  das  Interesse  des  Staats,  den  Frieden  unter  den  ver- 
schiedenen Bekenntnissen  im  Land  zu  bewahren,  zuweilen 
auch  auf  sein  Interesse  an  der  Kirchentreue  der  Bevölkenmg 
oder  auch  an  der  Zugehörigkeit  zu  einem  bestimmten  Bekenntnis. 
Nach  allen  diesen  Richtungen  aber  hat  er  dasselbe  Interesse 
an  Inländern  und  Ausländern  im  Staate,  auch  Ausländer,  die 
im  Inland  wohnen,  sind  Mitglieder  der  Glaubensgesellschaften 
des  Inlands.  Nun  bliebe  ja  freilich  der  Hinweis,  dafi  die 
religiösen  Verhältnisse  ausländischer  Familien  im  Inland  nicht 
notwendig  der  rechtlichen  Ordnung  entbehren  müßten,  vielmehr 
eben  darum  auf  sie  das  Becht  des  Heimatstaates  angewendet 
werden  solle.  Indessen  vergegenwärtige  man  sich  die  Be- 
deutung solcher  Anwendung  der  fremden  Gesetze.  £s  ist  nicht 
wie  im  internationalen  Zivilrecht,  wo  die  Anwendung  fremder 
Gesetze  ein  Rechtsverhältnis  derjenigen  Rechtsordnung  unterstellt, 
der  es  innerlich  zugehört.  Wenn  ein  Staat  in  den  Bekenntnis» 
stand  einer  ausländischen  Familie  von  sich  aus  mit  Zwang  ein- 
greift, so  erklärt  er  damit  ein  eigenes  Interesse  an  diesem 
Bekenntnisstand;  er  bejiründet  ein  öffcntlichrechtliclies  Ver- 
pllirhtanf?sverliältnis  der  Familie  sirli  i^t^ciiiiber  und  bemiüt 
nur  den  Tniialt  dw  Veriiindlichkeit  nach  einer  Ordnunj:'.  die  er  in 
fremdem  Betht  vortiiid<'t.M  Die  yleiehartige  Verpfliclitung,  sich 
bei  der  religii)st'n  Kizieliung  staatlichen  Eingriffen  zu  fügen, 
legt  er  allen  Ein  wIhm  i  n  im  J^and  auf,  aber  er  gf  bi  ancht  zweierlei 
Maßstab,  das  eigene  iüiiit  für  die  eigenen  Staat^iangehörigen, 
für  die  Fremden  die  fremden  (iesetze.  Nun  soll  es  gar  nicht 
w  eiter  betont  werden,  daß  solche  \'urs(  liriften  über  Bekenntnis- 
zwanjT  >ehi'  einpfindlichi  i'  Natur  >ind.  dalj  das  IM inth'.stnialj  V'»n 
Zwang,  w  ie  es  im  Staat  zuguuNten  der  Kirche  geübt  wird,  von 
dem  anzuwendenden  freunlen  l?er}it  nicht  stark  unterboten 
werden  darf,  sollen  die  kii(  hliehen  Interessen  des  Landes  sich 
iiieiit  gefährdet  fiUilen,  und  daß  insbesondere  sein  Höchstmaß 
nur  wenig  üi)erscliritten  werden  darf,  um  als  Bedrohung  der 
Gewissensfreiheit  Aergemis  zu  erregen  —  schon  die  Duplizität 

Vgl.  dnstwetlen  Zeitschrift  für  die  feeamte  Strafreehtneiesett' 
eehaft  28,  4ö7. 
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des  Maßstabs  der  g^leictaen  Yerpflichttmg  ist  anstößig  und  ent- 
behrt der  inneren  Begrfindong.  Es  darf  aber  ancb  nicht  Uber- 
seben werden,  daß  die  Vorschriften  fiber  religiöse  Erziehung 
nnr  einen  Ausschnitt  aus  der  Gesamtheit  staatlicher  Vorschriften 
fiber  das  Glanbensbekenntnis  bilden,  die  ihrerseits  eine  nnzweifel- 
haft  räumliche  Geltung  besitzen,  und  gleicli  der  nächste  Schritt 
weiter  bringt  die  preußische,  sächsische,  österreichische  Praxis 
in  Widerspruch  mit  sich  selbst,  wenn  sie  sich  genötiprt  sioht, 
die  inliimlisclii'n  Vorschriften  für  eine  Glaubensändeiüiig  dei- 
Ervvacliseiii'ii  auch  auf  Ausländer  ira  Inland  zur  Anwendung 
zu  brin^Tn.  Uebt  der  Staat  Relipionspulizei,  so  übt  er  sie  wie 
alle  Polizei  eiiilieitlich  über  die  ganze  BevölkiTiing:  auch  die 
Vorschriften  ülter  religiöse  Kindererziehung  musseu  territoriale 
Geltung  besitzen. 

5.  Die  maßgebende  raniii liehe  Anknüpfung. 
■  Sind  es  sf>nach  räumliche,  nicht  persönliche  Unterwerfnngs- 
«^Tünde,  welche  die  Zuständigkeit  zu  EingiitTen  in  die  religiöse 
Kraieining  begründen,  so  bedarf  es  immer  noch  einer  genaueren 
Feststellung,  welclier  Art  die  ränrnlichen  Anknüpfungen  sein 
müssen,  um  eine  Unterworfenheit  unter  die  örtliche  Staatsgewalt 
mit  sich  zu  bringen.  Die  Notwendigkeit  einer  solchen  Feststellung 
ergibt  sich  insbesondere  gegenüber  einem  Argument,  das  der  bay- 
rische Yerwaltungsgerichtshof  gern  verwertet,  die  Territorialität 
der  bayrischen  Vorschriften  über  relic^'i-'^e  Erziehung  darzutun, 
und  das  auch  bei  Geiger  Aufnahme  gelunden  hat:  daß  schon  die 
bayrische  Verfassung  die  Gleichheit  der  Inländer  und  Aii<];inder 
vor  dem  Gesetz  festgestellt  habe,  und  daß  diese  Gleichstellung 
fär  Angehörige  anderer  deutscher  Bunde.s.staaten  durch  die  Reichs- 
Yerfassnng  noch  besonders  gewährleistet  sei.  Die  Dinge  liegen 
hier  genau  wie  bei  den  Zwangsvorschriften  Ober  den  Austritt  aus 
der  Kirche,  deren  Anwendbarkeit  auf  Ausländer  ein  Berliner 
Urteil  mit  denselben  Gründen  vertreten  hat:  die  Gleichstellung 
der  Inländer  und  Ausländer  räumt  ein  denkbares,  aber  freilich 
imaginäres  und  von  niemand  behauptetes  Hindernis  aus  dem 
Wege,  dafi  etwa  Ausländer  keinen  Vorteil  ans  den  Rechtsein- 
lichtungen  des  Inlands  ziehen  dürften  und  deshalb  auch  von 

aeitMiliiUlMiitom.MT«t- u.öirBBtl.Baelit.  XVIL  6 
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seinen  Vorschriften  über  religiöse  Erziehung  ansgeschlossf^n 
wären.  Aber  sie  besagt  niclits  über  die  Grenzen  der  staatlichen 
Zuständigkeit  zu  solchen  Eingriffen.  Wenn  Inländer  und  Aus- 
länder vor  den  Bekenntnisvorschriften  der  bayrischen  Yerfafisung 
gleichstehen,  so  kann  das  nicht  heißen,  daß  diese  bayrischen 
Bestimmungen  nunmehr  unterschiedslos  für  Inländer  und  Aus- 
länder gelten  wollen,  auch  für  franzosische  Familien  in  Frank- 
reich ;  sondern  es  bedarf  offensichtlich  neben  der  fremdenrecht- 
lichen Gleichstellung  noch  einer  besonderen  Verbindung  mit 
Bayern,  um  dessen  Gesetze  zur  Anwendung  geUwgen  zu  lassen. 

Derartige  räumliche  Anknüpfungen  sind  denn  auch  schon 
mancherlei  versucht  worden.  Die  früher  erwähnten  Gesetze 
von  Sachsen  und  Braunschweig,  gelegentlich  auch  die  Praxis 
haben  auf  das  Recht  des  Eheschließungsortes  verwiesen ;  und  doch 
ist  die  Walil  des  Eheschlicljunpsoites  l  ine  Zufälligkeit,  der  eine 
innere  Verbindung  mit  dem  zu  rcgelnduii  SacliveiliaU  mangelt, 
sofern  der  Ort  der  Ehescliließung  nicht  gleichzeitig  als  Wohn- 
sitz der  Kliegatten  in  r>(>trHcht  kommt.  Da  nnd  dort  hat  man  auf 
den  tjeburtsort.  der  Kinder  seilen  wollen,  um  das  anwendbare  Ge- 
setz zu  bestimmen -j ;  aber  auch  hier  bedeutet  der  Ort  der  (roburt 
eine  Zufälligkeit,  die  df'<  Zusainmenhnn^s  mit  «Jen  Vorscliriften 
über  religiöse  Erzieiiun^^  entbelirt.  sofern  au  diesem  Ort  nicht 
der  Wohnsitz  der  Beteiligten  begründet  war. 

In  der  Tat,  es  ist  der  Wohnsitz  der  Beteiligten,  an  den 
ganz  regelmäßig  gedacht  wird,  wo  mau  eine  territoriale  Be- 
grenzung der  Gesetze  über  religiöse  Erziehung  für  richtig  er- 
klärt, die  Beziehung,  die  tatsächlich  die  entscheidende  ist,  das 
Eingreifen  der  Staatsgewalt  auszulösen.  Nur  kommt  dabei  nicht 
die  persönliche  Seite  des  Wohnsitzes  in  l^Yage,  seine  Eigen- 

s)  LQ  Limbnig  16.  2. 188ö  (Schmidt,  454*)  1«0t  nnentsdiieden,  ob 
der  leiste  Woluuiti  des  rentorbenen  Yatera  oder  das  Recht  dei  Bhe> 
Bcbließangaortee  des  meBgebende  Recht  heetbiijiie. 

LG  Hanau  14.9.  1889  (Schmidt,  ■\")h  läßt  offen,  ob  der  gegisii- 

wiirtii,'c  Wolinsit/,.  »li-r  erste  Ehcwohrisitz  (ulcr  der  nchiirtsort  der  einz('lnrn 
Kinder  den  Ausschlag  zu  gilien  habe.  Der  Ici vri.scli»'  VerwaItunu'!^^f'riol!t8- 
hof  15.  2.  18H4  f Samml.  5.  1;l.S)  schwankt  /.M  isclien  dem  Ort.  an  dem  ein 
unebelicbes  Kind  geburcu  uud  in  l'llege,  und  dem  gegenwürtigea  Wuliusitz 
der  Hntter. 
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schuft,  primär  oder  subsidilj*  daa  Personalstatat  zu  bestimmen; 
denn  handelt  es  sich  bei  der  Zwaogsordmmg  der  religiösen  Er^ 
Ziehung  nicht  um  Familiensachen,  nicht  um  Privatrecht,  so  ist 
auch  einer  Verwendung  des  Personalstatuts  der  Boden  entzogen 
Sondern  es  ist  die  räumliche  Seite  des  Wohnsitzes,  der  Ort,  der 
den  Mittelpunkt  des  bfiigerlichen  Lebens  einer  Person  bedeutet, 
in  dessen  öffentliche  Anschauungen  sie  sich  einffigen  muß,  der 
Ort  insbesondere  auch,  durch  dessen  Vermittlung  jemand  in  das 
religiöse  Leben  des  Staats  eingeführt  wird.  Wer  im  Staat  wohnt, 
ist  seinen  Gesetzen  über  religiöse  Erziehung  unterworfen. 

Die  Folgen  einer  Veränderung  des  Wohnsitzes,  ein  Au.s- 
tlnanderhUlen  des  ersten  EbeNVdlinsitzes,  des  Wohnsitzes  zur 
Zeit  der  (  iehurt  der  Kinder,  des  Wohnsitzes  zur  Zeit  des  staat- 
lichen Ein^^riftes  in  den  llekeiintnisstand  können  zunächst  noch  nu- 
erörtert  bleihen.  Kine  offene  J^Yage  dagegen  ist  hier  noch  die: 
hat  der  Staat  Zwan^srechte  nur  über  diejeiiiireii  Personen,  die 
im  Staatsgebiet  iiiren  Wohnsitz  haben,  o(hr  (hmiber  hinaus? 
Vorüberprehend  Anwesende  werden  dfiboi  ohne  weiters  auszu- 
scheiden sein,  sie  treten  nicht  in  oi-fi'aniselie  T'exieliun^en  zu  dem 
kirchlichen  Leben  des  Inlands,  und  es  setzt  der  l^u  j^rifl;  der 
Erziehung  schon  seiner  Natur  nach  die  Möglichkeit  einer  länger 
dauernden  Einwirkung  auf  den  Zögling  vorans.  i^ei  längerem  Auf- 
enthalt allerdings  an  einem  Oit,  der  verschieden  vom  Wohnsitz  ist, 
zumal  bei  dem  praktisch  wichtigsten  Falle,  daß  ein  Kind  fem 
von  dem  Wolmsitz  seiner  Eltern  (oder  dem  Sitz  der  Vormund- 
schaft) erzogen  wird,  liegen  die  Dinge  anders.  Die  sächsische 
Praxis  hat  In  derlei  Fällen  geschwankt'^).  Der  bayrische  Yer- 

1)  Wäre  «8  freilich  die  Ei^'t  nschaft  :iLs  Fersonalstatut,  welche  den 
Gesetzen  des  Wobnorta  m  deatscben  Partikularrecbten  die  Herrscbatt  über 
die  xeiigiOfle  EnidHuig  Tcrleibt,  so  wtlfde  soldie  VonehilfteB  aneb  der 
Umstand  iiioht  jm  eiiiem  Binbraeh  des  ceicliereditlldien  StftatflAUgdhfiiigkeita- 
piiazips  schützen,  daß  es  sieb  bei  der  religiösen  Erziehung  um  dne  ,vor^ 
behaltene  Materie"  handelt  ( Oer t mann).  Denn  allgemeine  KolUsions- 
normen  der  Partikalarrechte,  wie  diejenige,  daß  das  Personalstatut  durch 
den  Wohnsitz  bestimmt  wird,  sind  durch  das  abweichende  Reicbsrecht  durch- 
aus beseitigt  worden. 

^>  Kreigdirektion  Leipzig  29.4.1868  (Schmidt,  31 P)  wendet  sloh- 
dicbes  Beebt  an  auf  dn  in  Leiptig  erzogenes  Kind  Ton  Eltern,  die  in 
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waltnngsgerichtshof  erklärt  die  bayrischen  Behörden  ffir  zu- 
ständig, die  bayrischen  Gesetze  ffir  anwendbar  anf  eine  Doppel- 
waise, die,  in  P*reußen  bevormundet,  in  einem  bayrischen 
Waisenhaus  Aufnahme  gefunden  hatte  ^).  Schmidt  (S.  442,  445) 
will  bei  einem  Auseinanderfallen  des  Wohnsitzes  der  Elttrn 
und  (Ii  s  Aufeiitlialtsorts  der  Kinder  ausschließlirli  die  Reliordpn 
dis  Wohnsitzes  für  zustiiiuli^  erklären,  aussclilicßlicli  das  dort 
geltende  Recht  zur  Anweiuliiiifr  bringen,  soweit  die  Gesetze 
des  AnfiMitlmltsdrtf's  nicht  absolut  zwingender  Natur  seien;  nur 
bei  Waisen,  die  aiiUerwärts  hi'vnrmiiiKlet  werden,  könne  -dar- 
über gestritten  werden",  ol)  die  desetze  des  Orts  der  Vonnnnd- 
seliaft  (»der  des  Auientlialtsdi-tes  der  Kinder  zur  Anwendung 
zu  gelangen  hätten.  Audi  Geiger  (S.  erklärt  in  sfdcljem 
Fall  nur  den  gesetzlichen  Wohnsitz  der  Kindes  tüi'  inaUgclit-nd. 
Und  (hudi  seheint  es  mir  nicht  möglich,  der  Fiktion,  welclu* 
den  W'olinsitz  der  Kindel-  an  jenen  des  Ei"ziehunt;sbcrcchtigten 
knüplt,  hier  eine  derart  ansst  hlicßende  Bedeutung  einzuräumen. 
Die  religiöse  Erziehung  geht  in  Wirkliciikeit  an  dem  Ort  vor 
sich,  wo  das  Kind  sich  zur  PHege  befindet,  und  es  ist  nicht 
denkbar,  dali  Vorschriften  über  religiöse  Erziehung  der  Zu- 
ständigkeit ermangeln  stdlten  gegenüber  einer  Erziehung,  die  im 
Gebiet  des  anordnenden  Staates  tatsächlich  stattfindet. 

Ja  es  könnte  sich  sogar  fragen,  ob  in  solchen  Fällen  auch 
nur  kumulativ  eine  Zuständigkeit  am  Wohnsitz  des  Erziehungs- 
berechtigten angenommen  werden  kann,  denn  die  oben  gegen 
eine  personale  Begrenzung  vorgebrachten  Bedenken:  dafi  der 
anordnende  Staat  kein  Mittel  habe,  seinen  Willen  gegenfiber 
dem  auswärts  befindlichen  Kinde  durchzusetzen,  gelten  auch  hier. 

Habana  wohnhaft  waren.  Km  Erlaß  Knltii*»niini<5t€riums  \um  2ti.  6.  Iböi8 
(Schmidt,  31U-)  verweist  für  ein  Kiiici  preuiiischcr  und  in  PrenÜcn 
.wohnender  Eltern,  das  in  Dresden  enogen  wurde,  anl  die  Geietie  des 
Heimatstaates.  In  einer  VerfQgang  der  Kreisdirektion  Leipzig  16. 7. 1809 
(Schmidt,  328 bandelte  es  sieb  nm  das  Kind  eines  in  Preußen  domiii> 
iierten,  in  Sachsen  vorübergehend  angestellten  Postbeamten,  und  es  wnrds 
anf  das  Rtfht  des  ^^^tlmsit7.es  abgestellt. 

Entscheidung  vom  21.  1.  Samml.  12.  419,    Eiiu  Enf^icheidung 

vom  15.  2.  1884,  riamml.  ö,  138,  läßt  oßen,  ob  es  bei  unehelichen  lündem 
an!  das  Recbt  des  Ptlegeorts  amrakonunen  babe. 
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Immeriiin  sprechen  auch  für  sie  ausreichende  Gründe:  das  Kind 
ist  vermöge  seines  fiktiven  Wohnsitzes  Mitglied  einer  Glaubens- 
gesellschaft am  Ort  des  Erziehungsberechtigten,  und  die  persön- 
lichen Pflicliten  der  Erziehungsberechtigten  hinsiclitlich  des 
Bekenntnisses  seines  Zöglings  stehen  auch  anter  dem  dortigen 
Recht.  Es  hat  denn  auch  der  bayrische  Verwaltungsgerichts- 
hof  seine  Bechtsprechnng  ergänzt  durch  ein  Erkenntnis,  in 
welchem  er  die  bayrische  Zuständigkeit  in  Anspruch  genommen 
hat  über  ein  uneheliches  Kind,  dessen  Mutter  in  Bayern  wohn- 
haft war,  das  in  Bayem  bevormundet  wurde,  aber  in  Berlin  die 
Schule  besuchte^).  Und  in  dem  vorerwähnten  Falle,  in  dem 
eine  preußische  Waise  in  einem  bayrischen  Waisenhaus  erzogen 
wurde,  hatte  das  preußische  Yormundschaftsgericht  auch  seiner- 
seits die  Ordnung  des  religiösen  Bekenntnisses  nach  preußischem 
Recht  in  Anspruch  genommen^. 

Noch  muß  indessen  hier  eines  Zuständigkeitsgrundes  be- 
sonderer Art  Erwähnung  geschehen.  Wird  im  allgemeinen  die 
Mitgliedschaft  in  einer  Glanbensgesellschaft  öffentlichen  Rechts 
und  in  ilii-on  örtlichen  Abtt  iluiitfcn  nur  durch  den  Wohnsitz 
erworben,  so  ist  dabei  doch  aiirh  dur  (jruudbesitz  im  Lande  nicht 
ohne  jede  Bedeutung;  insbesondere  werden  solche  _ Forensen 
welclie  in  der  (leniriTidr  begütert  sind,  aber  nicht  Wolmsitz 
haben,  vielfach  zu  kii ehiiclien  Ab<j:al>en  lierheigezopen.  llerulit 
diese  Abgabeni)tiielit  der  l'^orensen  (soweit  nicht  ein  privat- 
it'chtlicher  Titel  besonderer  Art  in  Frage  kommt)  auf  einer 
unmittelbaren,  durch  den  tTrundbesitz  vermittelten  Eingliederung 
in  einen  öffentlichrechtlichen  Verband  des  Inlands,  so  ist  es 
von  der  anderen  Seite  gesehen  der  Staat  der  belegenen  Sache, 

PleDarentscheidnng  Tom  23. 10. 1889  Samml.  11,  17,  allerdiiigs  mit 
der  B<vrttndiiitg,  dafi  ea  sich  biet  nur  tun  einen  Tordbergehoiden  Attfenth»lt 

des  Kindes  in  Berlin  bandle.  —  Eine  entsprechende  Et  *  htsauffassung  scliehlt 
aucli  dem  Beschluß  des  b;\yriHcli-  n  Olui^tt  ti  Landeageridlta,  Bleutet  für 
üecfitsantcendmif/,  i50,  286,  zugrunde  zti  liegen. 

2)  Vgl.  auch  Waiseiigericht  Stuttgart  Iii  12.  1885  (Schmidt,  454^1, 
es  solle  auf  die  Kinder  eines  in  Stuttgart  vetbtorbenen  Vaters,  die  mit  der 
Mutter  nach  Bayern  venogen  waren,  wttrttembergisches  Recht  Anwendang 
ÜndeB,  .da  die  Kinder  sowohl  ihr  Domiall  Im  reditUchen  Sinne  in  Stuttgart 
hlUen,  als  aodi  wllittembergische  Staatsangehörige  seien*. 
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welcher  den  Steueraiispnicli  der  Kirche  gegfen  dni  Foreiiseu 
mit  sriTicr  (•ftViirlirhen  Gewalt  bekleidet,  denigemüß  auch  die 
Vonuis.s(  tziiii<:i'n,  insbesondere  auch  diis  vorausgesetzte  Be- 
kenntnis ft'ststellt.  welches  den  Anspnicli  erzeuprt.  Zumeist  nun 
wird  ein  St;iat  kaum  Veranlassung  haben,  deshalb,  weil  er  die 
Bekenntiiisaiip'hürifxcn  zw  Abfallen  verpflichtet,  auch  die  l'^ra^re 
der  Bekenntniszn^rehori^^keit  selbst  besonders  in  Krwägnnt:  zii 
ziehen.  Aber  nach  einer  Richtung  haben  Forderungen  de]'  (ir- 
wissensfreiheit  zu  einer  solchen  Verbindang  geführt.  Eriudit 
der  Staat  den  Steueranspruch  der  Kirche  zum  staatlichen  tiebot, 
so  gewährt  er  dem  Pflichtigen  dafür  die  Möglichkeit  jederzeitigen 
Austrittes  aus  der  Kirche  und  aru  rkermt  demgemäß  —  es  wird 
davon  an  anderer  Stelle  zu  handeln  sein  —  bei  Forensen  einen 
Austritt,  wenn  er  auch  nur  den  Anforderungen  der  leae  rei  sitae 
Genüge  tut.  Folgericfatig  durchgeführt  aber  wird  dieser  Gedanke 
bei  unselbständigen  Personen  dazu  führen  müssen,  auch  die 
Vorscbriften  welche  das  Becht  der  belegenen  Sache  über  reli- 
giöse Erziehung  enthält,  zur  Anwendung  zu  bringen,  wend  sie, 
von  dem  Gedanken  der  Gewissensfreiheit  ausgehend,  einen  Aus- 
tritt aus  dem  besteuernden  Bekenntnis  ermöglichen  oder  schon 
von  vornherein  den  Eintritt  in  dasselbe  vermeiden.  In  Bayern 
gelten  katholische  Forensen  als  kirchenbaupflichtig;  angenommen, 
ein  katholisches  Ehepaar  (bayrischer  Staatsangehörigkeit) 
wohnt  in  Sachsen  und  erzieht  sein  Kind  protestantisch,  das 
Xind  aber  besitzt  (irundstückr  in  Bayern,  so  wäre  es  vidlig 
unbillig,  das  Kind  als  katholisch  für  abgabenpflichti^'  zu  er- 
klären, da  zwar  nach  liayrischeni  Recht  den  Eltern  iiiigeiniscbter 
Ehe  freigelassen  ist,  iiir  l\ind  rincin  abweichenden  liekeimtnis 
znznfiihrt'u.  nicht  abei-  nach  (Umii  l»ccht  des  sächsischen  W  nlm- 
sitzrs.  l);ut  in  sob  licn  l'^iillcu  aber  dem  Recht  des  Steuerurts 
Verbindliclikeit  zuucs(  lirieberi  werden,  so  würde  damit  neben 
Wohnsitz  und  Auicnthalt  ein  (Irnndbesitz  des  Kindes  im  Lande 
als  selbständiger  dritter  Tatbestand  treten,  der  g^eeicrnet  ist. 
eine  Zuständigkeit  zur  Ordnung  der  religiösen  Erziehung  zu 
begründen,  nur  freilich  im  Gegensatz  zu  den  anderen  Tat- 
beständen eine  lediglich  ergänzende  Zuständigkeit,  welche  die 
Geltung  des  sonst  maßgebenden  Rechts  unberührt  läßt;  ein 
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Austritt  nach  den  Gesetzen  des  Wohnsitzes  müßte  am  Steuerort 
auch  dann  anerkannt  werden,  wenn  er  nach  den  Gesetzen  des 
Steaerorts  nicht  statthaft  wäre.*) 

6.  Die  entschei de n (h'  persönliche  Bezieh  iiiig. 
Schon  die  vorauszueilenden  Erwafrun^jfen  haben  auf  die 
Möglichkeit  einer  weiteren  Verschlinguiifj:  des  Problems  hin- 
g-ewiesen :  wenn  nämlich  —  bei  einer  Zugrundelef;uii^  des 
Heimatprinzips  —  Eltern  und  Kinder  verschiedenejlei  Staats- 
angehörigkeit besitzen,  wenn  —  im  Rahmen  des  Territorial- 
prinzips —  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  der  Beteiligten  ausein- 
anderfaUen.  Bei  welcher  Person  muß  die  vorausgesetzte 
Beziehung  zom  Inland  vorhanden  sein,  um  die  inländischen 
Vorschriften  über  religir>se  Erziehunpr  anwendbar  erscheinen 
zu  lassen,  bei  Eltern,  Kindern,  YormundV  Der  Standpunkt,  den 
Literatur  und  Praxis  einnehmen,  ist  am  Ii  hier  sehr  Wechsel  voll. 

Was  das  Verhältnis  zwischen  I^ltt  rn  und  ehelichen  Kindern 
betrifft,  so  stellen  sich  auf  Seite  der  Eltern  zunächst  diejenigen, 
welche  (darüber  gleich  unten)  einheitlich  das  Recht  des  ersten 
Bbewohnsitzes  oder  auch  das  Recht  des  Eheschließnngsortes  zu- 
grunde legen.  Und  ebenso  hat  die  privatrechtliche  Auffassung, 
welche  in  der  religiösen  Erziehung  einen  Ausfluß  der  elter- 
lichen Gewalt  sieht,  schon  Bar  und  Böhm  veranlaßt,  das 
Feisonalstatat  des  Vaters  für  maßgebend  zu  erklären.  Es  gilt 
dies  insbesondere  auch  gemäß  Art.  19  des  Einführongsgesetzes 

Noch  weiter  zu  gehen  in  licr  Annrihm'»  piner  Zuständigkeit  im  Staat 
der  bflpgcnen  .Sache  wird  kaum  zuliisrfi^  sein.  Die  M4ii;Iirlikfit,  (Ictd  ^ti'iuT- 
ptiicbtigen  im  iiinblick  auf  seinen  ürundbeüitz  schlechtweg  die  iiliziiuuugs- 
ordnong  dcti  Inlandes  anbaerlegen,  wird  schon  dadnreh  abgeschnitten,  dafi 
eine  doich  Omndbesits  verniittelte  ZngehSrlgkeit  sam  Pfarrverband  nnr  Iflr 
die  kirchliche  Stein  rpiüdit  Bedeutung  l»t,  aber  nicht  unbeschränkte  Mitglied- 
schaft in  der  Pfarrgemeinde  gewährt  Aber  am  h  da.  wo  die  religiöse  Er- 
ziehung mir  frir  die  Beurteilant;  einer  Abgabenpilirht  im  Inland  in  Fra<»e 
kommt,  kann  nicht  etwa  gcfoiden  werden,  diu  Vorfrage  des  Bekennt  nis- 
standeö  vorbebaltslos  dem  Recht  des  Stcuerorts  zu  unterwerfen.  Auch  für 
den  Staat  der  belegenen  Sache  ruht  der  örtliche  Schwwpnnkt  des  Bekenntnis- 
Standes  am  Wohnsitz  der  Person,  nnd  es  bedarf  eines  besonderen  Qrandes 
wie  der  RtlclbBidit  auf  die  Gewissensfreiheit  im  Inland,  um  ihn  zu  einem 
selbstindigen  Eingriff  in  die  Bekenntnisordnang  an  Teranlaasen. 
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/Aim  deutschen  BGP».  soweit  nicht  ^)  der  Sonderfall  v<»i  liegt,  daß 
die  deutsche  Staatsaiigi  iiorigkeit  der  Eltein  erloschen,  die  des 
Kindes  jedoch  in  Bestand  ^tbliebcn  ist.  Dagegen  erklärt  es 
ein  älterer  Tlcsclilulj  des  Kaniniei-gerichts  für  nicht  ausreichend 
zur  Anwendung  preußischen  Rechts,  wenn  nur  die  verwitwete 
Mutter,  nicht  auch  das  Kind  die  preiibische  Staatsangehörigkeit 
envorhen  hat.*-^)  Ganz  ebenso  wurde  dersrlbe  Fall  einmal  in 
Sachsen  entschieden^),  und  umgekehrt  sächsisches  Recht  an- 
gewendet auf  Kinder,  die  zur  I^ege  in  Leipzig,  deren  Eltern 
in  Amerika  wohnten.'*} 

Aehnliche  Schwankungen  bei  unehelichen  Kindern,  soweit 
das  Verhältnis  zwis(  lien  Mutter  und  Kind  in  Frage  steht.  In 
einem  mecklenburgisch-preußischen  BechtsfalP)  wurde  von  den 
Gerichten  beider  Länder  die  Staatsangehörigkeit  des  Kindes 
entgegen  jener  der  Mutter  für  maßgebend  erklärt.  Der  bayrische 
Verwaltun^sgerichtshof  hat  einmal  den  Anfentbalt  des  Kindes 
im  Ausland  für  anbeachtlich  gehalten,  da  die  Mutter  in  Bayern 
wohnhaft  und  staatsangehorig  sei,  ttbrigens  auch  das  Kind  selbst 
hier  seinen  gesetzlichen  Wohnsitz  habe.^  Schmidt  (S.  4&5) 
spricht  sieb  für  das  Wohnsitzrecht  der  Mutter  aus,  und  es  be> 
voTzngt  diese  Seite  insbesondere  auch,  wer  vom  privatrecht- 
lichen StandpunlKt  aus  Art.  20  EG  z.  BGB  entscheiden  läßt. 

Steht  das  Kind  aber  unter  Vormundschaft,  so  kommen  mit 
dem  Recht  des  Vormunds  und  mit  den  für  die  Obervormundschaft 
geltenden  Gesetzen  noch  weitere  Momente  des  Zweifels  in  Frage. 
Daß  die  für  die  Vorraundschaftsbehörde  verbindlichen  Gesetze 
den  Ausschlug  zu  geben  hätten,  erklären  Besclüüsse  des  [kur- 

1)  Betont  Tom  KG  26.  7. 04,  Ztach.  15,  325. 

^  89.  7.  1898,  Ztach.  10,  64.    In  einem  pieiiBiadhen  Bechtsfall  bei 

Sckmid t .  1,'>ö^  wurde  abwechselnd  und  nebeneinander  auf  den  gegen- 
wärt  igen  Wohnsitz  1^  r  verwitweten  Mutter,  auf  denjenigen  der  Kinder,  auf 
den  ersten  Ehcwnbnsit/  und  auf  den  tJeburtsort  drr  einzelnen  Rinder  venrieeen. 

3j  Kit  istiiitkiiuü  Leipzig  25.  11.  1870,  S<  Iimidt.  HlU. 

*)  KieisUirektion  Leipzig  2*J,  4.  18tki,  Schmidt,  311 2. 

5)  Schmidt,  4Ö6« 

«)  23. 10. 1889,  Samml.  11,  17.  In  dem  Brkenntnie  vom  16.  2.  1884, 
Samml.  5,  138  wurde  die  Flragc  offengelBwen,  ob  es  anl  den  Wolmaiti  der 
Matter  oder  den  Oeborts-  nnd  Pflegeort  des  Kindes  ankommen  solle. 
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hessischen)  Obt  rappcllationsgerichts  Kassel  des  Oberlandes- 
gerirlits  Fraiikiurt  -  i,  in  der  Annahme,  dalj  die  Vorschriften  über 
religiöse  Erzieliung  einen  Teil  des  Voniuindschaftsrechts  bildeten; 
das  Kanimergericlit  da^^e^en  verweist  in  einer  Keihe  von  Ent- 
scheidungen entgegen  dem  Recht  des  VormiindschaftHgerichts 
auf  die  Gesetze,  welche  für  den  Krzu  liuiiasbL'rt'chtigten  mali- 
gebend sind,  und  der  bayrische  Verwairungsgerielitsliof  erklärt 
die  von  der  auswärtigen  VorTTmndschaftsbeli()rde  nach  dortigem 
Kecht  gestellten  Forderungen  für  unbeachtlich  mit  Rücksicht  auf 
die  inländischen  Beziehungen  des  Kindes.^)  Ja  selbst  die 
Person  des  Vormunds,  seine  Staatsangehörigkeit,  sein  Wohnsitz 
werden  gelegentlich  beigezogen;  es  handle  sich,  hatte  die  Polizei- 
direktion München  einmal  erklärt,  bei  der  religiösen  Erziehung 
um  die  rechtliche  Stellung  des  Vormunds,  und  der  Verwaltungs- 
gerichtshof hat  dem  nur  entgegengehalten,  daß  „auch**  der 
Rechtsstand  des  Kindes  in  l^>age  komme.  In  dem  schon  er- 
wähnten kui  hessischen  Falle  hingegen  hatte  das  Oberappellations- 
gericbt  Kassel  entschieden,  daß  es  (gegenüber  den  Rechten  der 
OberFormnndschaft)  gleichgiltig  sei,  wenn  der  Vormund  seinen 
Wohnsitz  außer  Landes  verlege;  und  auch  das  Eammeigericht'^) 
hat  den  Wohnsitz  des  Vormunds  für  unbeachtlich  erklärt. 

Unsere  eigene  Stellungnahme  zu  all  diesen  Fragen  ist 
durch  fröhere  Ausführungen  vorgezeichnet.  Werden  zunächst, 
wie  unseres  Erachtens  erforderlich,  die  privatrechtlichen  Er- 
wägungen sämtlich  beiseite  geschoben,  die  Wirkungen,  welche 
sich  aus  einem  staatlichen  Eingrilf  in  den  Bekenntnisstand  der 
Kinder  ergeben,  als  öffentlichrechtliche  Verpflichtungen  fest- 
gehalten, 80  hängt  die  Lösung  offenbar  an  der  Frage,  wen 
solche  staatliche  Vorschriften  verpflichten  wollen.  Wir  haben 
uns  oben  (S.  58)  bemüht,  die  Antwort  zu  geben:  die  Ver- 

*)  Elvers,  Archiv  für  prahttöcke  liecMswiaseHSchaft  (185Ü)  6,  92. 
^)  IH.  10.  18Ü4,  Jahrb.  d.  KG  U.  434. 
3j  Vgl.  darttber  oben  S.  69  Anm.  ö. 

21. 1. 1891,  Samml.  12,  449.  In  einer  Entscheidung  vom  23. 10. 1889, 
Samml.  11,  17  wird  der  Umstand  zur  Bo^ründang  der  bayrischtn  Zustän- 
digkeit mitverwertet,  da&  die  Oberrormnndscbaft  Aber  das  Kind  in  Bayern 
geführt  AviTilc 

Beschluß  vom  2U.  7.  18i)8,  Ztscb.  10,  54. 
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pflichtimgf  geltr  regelmäßig  sowohl  dem  Erziehungsbereclitigt^n, 
als  dem  zu  erziehenden  Kinde.  Ist  diese  Annahme  aber  richtig, 
so  folgt  daraus:  die  Zuständigkeit  eiues  Staats  zu  ElngriifeD 
in  die  religiöse  Erzielmng  wird  kumnlativ  begründet,  sowohl 
wenn  die  erforderliche  Verknüpfung  mit  dem  Inland  auf  seiten 
des  Erziehungsberechtigten,  als  auch  wenn  sie  auf  seiten  des 
Zöglings  vorliegt.  Steht  der  Zögling  unter  Tonnundschaft,  so 
kommt  als  Erziehungsberechtigter  dabei  diejenige  Stelle  in  Be- 
tracht,  welche  bei  einer  Meinungsverschiedenheit  der  an  der 
Erziehung  Beteiligten  das  entscheidende  Wort  hat 

Abweichendes  gilt  nur  für  den  Znstftndigkeitsgrund  des 
längeren  Aufenthalts  und  des  Grundbesitzes  im  Land.  Es  wurde 
oben  ausgeführt,  dafi  eine  Zuständigkeit  dem  Staat  nicht  ver- 
sagt werden  könne,  in  dessen  Bereich  das  Kind  zwar  nicht 
den  Wohnsitz  hat,  aber  tatsächlich  seine  Erziehung  empfängt. 
Ein  solcher  Aufenthalt  ohne  Wohnsitz  aber  wirkt  selbstver- 
ständlich zuständi^ki'itsbegründend  inii*  auf  Seiten  des  Kindes, 
nicht  auch  auf  Seiten  des  Erziel m n*i sbL-rechtigten :  i\vv  Kr- 
ziehungsberechtigte,  der  sich  ohne  den  Zögling  im  Laud  betindet. 
seinen  Wuliiisitz  aber  anderwärts  hat,  tritt  in  kein  Pflicht- 
verhältnis zu  dem  Staat  des  Anhiithaltsorts.  Und  wo  mit 
Rücksiclit  auf  die  kirclilichc  Ab^Mlx'iiptlicht  ein  Grundbesitz  im 
Inland  zur  Annalinic  diT  Zust;indi<rk('it  führt,  da  muß  es  das 
Bekenntnis  des  Abgatx  jdlichtigeii  sein,  das  durch  die  in- 
liindi sehen  Vorschriften  über  religiöse  Erzieiiun^-  beeindulit 
werden  kann,  des  Kindes  also  und  nicht  etwa  seiner  Gewalthaber. 

7.  Anwendung  ausländisclien  Rechts. 

Tatbestände,  welche  der  Zuständigkeit  des  Inlands  ent- 
sprechend den  vorstehend  entwickelten  Grenzen  nicht  imterfallen, 
sind  für  die  Religionspolizei  des  Inlands  bedeutungslos;  es  wird 
auf  sie  nicht  etwa  in  Ermangelung  des  inländischen  aus^ 
ländisches  Recht  angewendet,  es  wird  auch  zur  Durchführong 
einer  im  Ausland  begrfindcten  Ordnung  der  religiösen  Erziehung 
keine  Bechtshilfe  geleistet,  ein  fremder  Staatswille  vermag  die 
religionspolizeilichen  Behörden  des  Inlands  nicht  in  Tätigkeit 
zu  setzen.   Und  doch  ist  damit  nicht  ausgeschlossen,  daß  Yor- 
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Schriften,  welche  dns  Ausland  über  religiöse  Erziehung  trifft, 
im  Inland  znr  Anwendung  gelangen  können.  Nicht  in  dera 
oben  (tS.  80)  berührten  Sinn  als  Maßstab  für  die  Wahrung  in- 
ländischer Interessen,  sondern  als  die  Norm,  nach  der  diese 
Angelegenheiten  im  Ausland  behandelt  werde  n :  nämlich  dort, 
wo  das  Inland  seinerseits  Rechtssätze  irgendwelchen  anderen 
Inhalts  aufstellt,  für  deren  Anwendung  die  Zugehörigkeit  za 
einem  bestimmten  Bekenntnis,  bei  Kinder  demgemäß  ihre  Ein- 
reibung in  dies  Bekenntnis  auf  Gmnd  der  Vorschriften  über 
religiöse  Erziehung,  vorausgesetzt  wird,  wo  es  also  der  Wille 
des  Inlands  ist,  Rechtsfolgen  eintreten  zn  lassen,  wenn  das  Be- 
kenntnis im  Ausland  eine  bestimmte  Ordnung  erfahren  hat 

Kicht  in  allen  Fällen  allerdings,  in  welchen  ein  Bechtssatz 
die  Bekenntniszngehorigkeit  als  Tatbestandsmerkmal  verwertet, 
wird  eine  Aoslegnng  angebracht  sein,  welche  eine  Bekenntnis- 
zogehörigkeit  gerade  nach  Mafigabe  des  Staatskirchenrechts 
voraussetzt.  Wenn  die  AnsUbnng  des  Rechts  auf  einen  Be- 
gräbnisplatz von  der  Zugehörigkeit  zu  einer  Konfession  abhängt, 
so  wird  man  dabei  vielleicht  an  den  Bekenntnisstand  zu  denken 
haben,  wie  er  beim  Ableben  der  Person  tatsächlich  gewesen 
ist,  nicht  wie  er  nach  Staatskirchenrecbt  hätte  sein  sollen;  ein 
Bond,  das  bei  seinem  Tod  der  katholischen  Kirche  angehört 
hat,  wird  auf  dem  katholischen  Friedhof  zu  beerdigen  sein, 
auch  wenn  es  nach  den  Vorschriften  über  religiöse  Erziehung 
hätte  protestantisch  erzogen  werden  sollen.  Oefter  indessen 
wird  in  Rechtssätzen,  welche  an  die  Zugehörigkeit  zu  einem 
Bekenntnis  anknüpfen,  der  Bekenntnisstand  als  Rechtsbegriff 
gedacht  sein.  Im  Bereicli  der  konfessionellen  Ehegesetzgebung 
beispielsweise  wird  nur  die  reclitmäßige  Bekenntniszugehörigkeit 
Wirkuii^i  Ii  zu  üben  vürniögiu.  Werhierals  .Katholik"  oder  ..Jude* 
zu  gelten  hat,  soll  in  derlei  Vorschriften  nicht  selbstsländig 
bestimmt  werden ;  sie  setzen  die  Frage  bereits  als  geir»st  voraus 
von  Seiten  der  maßgelK  ixlen  Keclitsordnung,  bei  unselbständigen 
Persdncn  demgemäß  von  selten  der  Rechtsordnung,  welche  über 
die  religiöse  Erziehung  zn  befinden  hat.  Und  wenn  eine 
Zuständigkeit  des  Inlamls.  (l;is  Bekt  imtnis  zu  bcstinnnen,  im 
gegebenen  Fall  nicht  besteht,  so  wild  ab»  Bekeuntnisgenosse 
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im  Sinn  jener  Vorschriften  derjenige  zu  betrachten  sein,  welchea 
die  nach  den  Zuständig:keitsanschauuiis"en  des  Inlands  berufene 
fremde  Gesetzgebung  liazu  erklärt.  In  Oesterreich  ist  e.s  den 
Katholiken  verboten,  einen  geschiedenen  Ehegatten  zu  heiraten; 
wünscht  ein  IBjähriges  Mädchen,  in  Sachsen  wohnhaft  und 
staatsangehörig,  einen  geschiedenen  l^rotestanten  zu  heiraten, 
so  ist  die  Eheschließung  in  Oesterreich  unzulässig-,  wenn  das 
Mädchen  auf  Grund  der  säclisischen  (besetze  kathuiisch  erzogen 
wurde,  auch  dann,  wenn  die  Anwendung  österreichischen  Er- 
ziehungsrechtes  zu  einem  andern  Ergebnis  geführt  hätte. 

Dieselbe  Rechti;lage  besteht  insbesondere  auch  für  eimii 
rall,  der  hier  schon  früher  erörtert  wurde,  für  die  Erhebung 
kirelil icher  Abgaben  von  Forensen.  Wer  bekenntniszuprehörig 
ist,  muß  die  vorgeschriebenen  Abgaben  entrichten.  Die  voraus- 
gesetzte Bekenntniszugehörigkeit  aber  ist  dabei  notwcndifr  als 
Kechtsbegriff  gedacht,  der  seine  Ausfüllung  von  der  maßgebenden 
(Gesetzgebung  erhalten  soll.  Zuständig  hierfür  kann  auch  bei 
Forensen  die  lex  fori  sein,  insofern  auf  den  Bekenntnisstand 
die  Gewährleistung  jederzeitigen  Austrittes  einwirkt  ;  im  übrigen 
aber  wird  die  dingliche  Unterworfenheit  unter  die  Steuergewalt 
des  Orts  der  belegenen  Sache  davon  abhängi«^  p:emacht,  daß 
eine  persönliche  Zugehörigkeit  zum  Pfarrverband  desselben 
Bekenntnisses  am  Wohnsitz  besteht,  und  es  kann  damit  auch 
hier  zur  Anwendung  ausländischen  Rechts  Über  religiöse  Er- 
ziehung kommen. 

Die  Anwendung  des  prajndiziellea  Rechts  ist  glatt,  wenn 
der  tatsächliche  und  der  von  der  zuständigen  Rechtsordnung 
geforderte  Bekenntnisstand  übereinstimmen.  Fallen  die  beiden 
auseinander  —  und  sie  können  insbesondere  auch  dadurch 
auseinanderfallen,  daß  das  Inland  eine  andere  Rechtsordnung 
für  zustandig  erklärt  als  diejenige,  nach  welcher  sich  die 
Beteiligten  gerichtet  haben  —  so  wird  es  wichtig,  daß  (vgL 
oben  8.  57)  die  Anwendung  des  maßgebenden  Rechts  nicht 
ip.so  Jure  zum  Mitglied  der  bezeichneten  Glaubensgesellschaft 
macht,  vieluielir  einen  besonderen  Eintritt  in  sie  voraussetzt 
Bei  einer  Spaltung  des  tatsäclilichen  und  des  geforderten  Be- 
kenntnisses ergibt  sich  somit  die  Nötigung,  die  Verweisung  des 
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Inlands  entweder  atif  jenes  Bekenntnis  zu  beziehen,  welchem 
der  Beteiligte  reclitswiilrig-  augehöit  liat,  oder  auf  dasjenige, 
welchem  er  rechtmäßig:  hätte  angehört  ii  sulU  ii.  Gerade  dort 
aber,  wo  die  Piekcniitniszii^'-eiiürigkeit  in  dein  verweisenden 
Rechtssatz  als  T'nijudizialpuiikt  eitrens  ausgeschieden  and  einer 
besonderen  reciitlicheu  Regelung  vorbehalten  wird  —  und  nur 
dieser  Fall  interessiert  im  gegenwärtigen  Zusaniirunhang  — 
wird  zum  Ausdnick  g('l)rarht,  daß  es  auf  die  rechtliche  Be- 
urteilung des  Sachverhalts  ankommen  solle,  und  es  wird  die 
Verweisung  unter  solchen  Umständen  wohl  auf  das  Bekenntnis, 
wie  es  kraft  Rechts  sein  müßte,  zu  beziehen  sein.  Besitzt  die 
Tochter  eines  in  Oesterreich  wohnenden  Sachsen  in  Bayern 
Grundstücke,  so  ist  sie  hier  entsprechend  den  i^rreicbischen 
Gesetzen  als  katholisch  kiichenbaupflichtig,  wenn  der  Vater 
protestantiscti  und  die  Mutter  kathoUscb,  auch  dann,  wenn  sie 
in  Oesterreich  auf  Grund  des  dort  geltenden  Heiniatprinzips 
entsprechend  dem  sächsischen  Recht  protestantisch  erzogen  wird. 

8.  StatutenwecbseL 

Der  wichtigste  Fall,  bei  welchem  die  Bekenntniszugehörigkeit 
als  PrSjodizialpnnkt  behandelt  werden  maS,  ergibt  sich  im 
Bereich  der  religiösen  Eindererziehung  bei  einem  „Statuten- 
wechsel**. Wurde  frfiher  ausgeführt,  daß  es  regelmäßig  Wohn- 
sitz und  Aufenthalt  sind,  welche  einen  Staat  zur  Ordnung  der 
religiösen  Erziehung  berufen,  so  kann  es  doch  sein,  daß  die 
maßgebende  Anknüpfung  im  Lauf  der  Zeit  wechselt,  daß  die 
Familie  während  der  Dauer  der  Erziehung  den  Wohnsitz  von 
einem  in  ein  anderes  Rechtsgebiet  verlegt,  daß  —  für  Staaten 
von  Belang,  die  ein  Heimatprinzip  zugrunde  legen  —  die 
Stiiatsangehörigkeit  der  Familie  sich  ändert.  Gerade  hier 
bergen  sich  Fragen,  die  praktisch  von  besonderer  Bedeutung 
sind,  deren  ungeeignete  Ijösnng  zu  schweren  Aergeniisseii  führt, 
und  die  wiederholt  scbuü  die  (  iesetzgebung  in  Bewegung  giMtzt 
haben.  Ein  Berliner  verlegt  seinen  Wohnsitz  nach  IMündien; 
sollen  die  Töchter,  welche  bisher  nach  ])reur.ischen  (iesetzen 
dem  Bekenntnis  des  Vaters  geiVdgt  sind,  nunuielir  nach  bayrischem 
Becfat  dem  Bekenntnis  der  Mutter  folgen  müssen?  i£in  Familien- 
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vater  hat  in  Hannover  die  dort  yoigeschriebene  £rklanuig  ab- 
gegeben, daß  die  Kinder  in  einem  von  dem  seinigen  abweichenden 
Bekenntnis  erzogen  werden  sollen;  kann  die  Erklärong  anch 
in  Sachsen  Anerkennung  linden,  dessen  Reclit  für  Abweichungen 
nur  Verträge  der  beiden  Eltern  vorsieht,  aber  auch  diese  nach 
Umfluß  einer  bestimmten  Zeit  nicht  mehr  gestattet? 

Das  dnichgreifendste  Mittel,  auftanchende  Härten  zu  be- 
seitigen, scheint  es  zu  sein,  wenn  man  die  Rechtsordnung,  die 
bei  Entstehung  des  Familienhandes  mafigebend  war,  auch  bei 
dem  Uebertritt  in  eine  andere  Rechtsordnung  für  fortdauernd 
anwendbar  erklärt.  Aus  diesem  Gedanken  heraus  haben  Sachsen 
und  Braunschweig  die  früher  (S.  65)  mitgeteilten  Gesetze 
erlassen,  welche  hei  zuziehenden  Familien  auf  die  religifise 
Erziehung  das  Recht  des  Eheschließnngsortes,  in  Braunschweig 
neuerdings  das  Recht  des  ersten  Ehewohnsitzes  zur  Anwendong 
bringen,  und  eben  deshalb  hatte  in  seiner  ersten  Fassung  auch 
der  sogen.  Toleranzantrag  auf  die  Torschriften  des  ersten  Ehe- 
wohnsitzes verwiesen.  Aber  freilich  die  sächsische  Praxis  hat 
jenen  wohlgemeinten  Satz  um  den  größten  Teil  seiner  Wirkung 
gebracht,  indem  sie  ihn  auf  das  Prokrostesbett  des  Heimat^ 
Prinzips  spannte  und  ihn  —  es  war  davon  schon  oben  (S.  71) 
die  Rede  —  weder  auf  Inländer  anwendet,  die  ihren  Wohnsitz 
von  auswärts  nach  Sachsen  verlegen,  noch  auch  immer  auf 
Ausländer,  die  in  Bt'waliiun^^  dieser  Eigenschaft  nach  ^acliieii 
ziehen;  nnd  aiuh  in  Braunschweig  ist  man  zum  Teil  älmlich 
virfahrcn.    Oiine  gesetzlichen  Anhalt  hat  sich  die  Praxis  bisher 
nur  veri'inzelt  znpunsten  des  ersten  Ehewohnsitzes  ausgesprochen,^) 
in  gh  ii  liJiKissiger  Uebuiig  iinr  in  Sachsen-Weimar.-j  Wohl 
aber  hat  ^Schmidt  (S.  444,  44(5  ft.)  einer  solchen  einheitlichen 
Beurteilung  in  sorgfältigen  Ausführungen  Freunde  zu  werben 
gesucht.    Bei  eheliehen  Kindern  soll  es  grundsätzlich  auf 
Recht  des  ersten  Ehewohnsitzes  ankommen ;  dies  Recht  bestimme 

LG  Fhtnkfait  a.  M.  15. 11. 1888,  Schmidt,  ib\^\  AQ  Uildesheim 
2. 9. 05,  Ztacb.  16^  813.  —  Entacheidiifigeii,  welche  die  Frage  offen  bSMO, 
mangebi  auch  Mar  nicht.  So  LQ  Limbnig,  Schmidt,  464';  LG  HaaMU 
Schmidt,  4551. 

*)  Schreibeii  des  StMtamiiuatennma  26. 9. 1888  bei  Schmidt,  423. 
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all<remem  über  die  durch  die  Khe  begrüiidetcii  Rechti'  und 
Pflicliten,  und  es  werde  eine  Verpflichtung,  ihre  Kinder  zu 
erziehen,  für  die  Ehpp:atten  srhoii  durch  den  Abschluß  der  Khe 
heizrüiidet;  bei  unehelichen  Kindern  könne  an  der  sinngemäß 
zu  fordernden  Einheit  des  Bekenntiibsstandes  der  Familie  aller- 
dings nicht  festgehalten  werden,  und  es  müsse  hier  für  jedes 
Kind  das  Wohnsitzrecht  zur  Zeit  seiner  Geburt  maßgebend 
bleiben.    Aber  freilich  die  fortdauernde  Anwendung  dieser 
Gesetze  auch  am  späteren  Wohnsitz  könne  Hindernissen  be^ 
gegnen;  wenn  sie  nämlich       auch  die  Bechtsanwendnng  in 
Sachsen-Weimar  legt  darauf  Gewicht  —  zu  absolut  zwingenden 
Vorschriften  des  neuen  fiechts  in  Widerspruch  treten.  £s  ist, 
auch  wenn  etwas  verschleiert,  die  allbekannte  Klausel  der 
„öffentlichen  Ordnung**,  auf  die  hier  abgestellt  wird.  So  handelt 
es  sich  nach  Schmidt  um  zwingende  Gesetze,  wenn  im 
preußischen   Landrecht   £rziehnngsvertrage   für  unstatthaft 
erklärt  sind,  wenn  dritten  Personen  ein  Widerspruch  versagt 
ist,  solange  die  Eltern  über  die  Erziehung  einig  sind,  wenn 
gegen  die  Bestimmung  des  Vaters  Zwang  ausgeschlossen  wird, 
eine  Aenderung  des  Bekenntnisses  nach  dem  Tode  des  Vaters 
verboten  ist.  Aber  nicht  alle  Vorschriften,  welche  Privatwillkur 
ausschließen,  seien  darum  zwingend  in  dem  hier  vermeinten 
Sinne.  Die  Ergebnisse  einer  solchen  Ausdehnung  seien  unan- 
nehmbar; es  könne  aber  auch  nicht  in  der  Absicht  der  Gesetze 
liegen,  an  die  bloße  Gebletsveränderung  einen  Bekenntniswechsel 
zu  knüpfen,  und  so  verblieben  der  Ordnung  des  vordem  maß- 
pel>enden  Rechts  beispielsweise  die  Form  und  zeitliche  Zu- 
lässigkeit  eines  vor  der  Uebersiedelung  geschlossenen  Elrzlehungs- 
vertrages  oder  seine  Errichtung  für  Kinder,  deren  Alter  nach 
dem  Recht  des  späteren  Wuimsitzes  einen  Vertraj^  ausschließen 
würde. 

V.  Bar  hat  sich  grundsätzlich  für  eine  Wandtil-aikeit  des 
Rechts  der  religiösen  Erziehnn^-  ausgesproclien,  entsprechend 
der  Wandelbarkeit,  welciic  für  das  eltirlirhe  Krziehungsrecht 
überhaupt  gelte      und  es  hat  sich  auch  die  deutsche  Praxis 


1)  Theorie  and  Praxis  1,        Fehrbach  bö. 
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ganz  überwicfrend  auf  diesen  Standpunkt  gestallt.  \)  Jedoch  ist 
das  nicht  im  Sinn  einer  schrankenlosen  Durchsetzung^  des  letzten 
Rechts  jrcnM'iTit.  Schon  v.  Bar  bemerkt,  daß  .die  nach  dem 
friilieren  Personalstatut  giltig  getroffenen  Bestimmungen*^  im 
Zweifel  anfrecht  erhalten  bleiben,  ein  Vertrag,  auch  wenn 
solche  Verträge  nach  den  Gesetzen  des  neuen  Wohnortes  nichtig 
wären.  Ein  Beschluß  des  Kammergerichts'*)  macht  sich  diese 
Aeußerung  zu  eigen ;  und  ein  weiterer  Beschluß  dieses  Gerichts- 
hofs*) erklärt  die  Befolgung  des  früheren  ( hts  für  aosreicbeod, 
als  ein  Preuße  an  seinem  vormaligen  Wohnsitz  Braunschweig 
nach  Maßgabe  der  dortigen  Gesetze  vor  dem  Stadtmagistrat 
erklärt  hatte,  seine  Kinder  sollten  dem  Bekenntnis  der  Mutter 
folgen,  während  das  Recht  der  Provinz  Hannover,  wohin  die 
Familie  in  der  Folge  ihren  Wohnsitz  verlegte,  eine  derartige 
Erklärung  vor  dem  Amtsgericht  fordert,  der  Vater  aber  inzwischen 
gestorben  war,  ohne  eine  firklärong  vor  Gericht  abgegeben  zu 
haben.  Auch  der  bayrische  Verwaltungsgerichtshof  teilt  diese 
Rechtsanschanung.  Einige  Erkenntnisse*)  wenden  auf  die  ent- 
schiedenen Fälle  bayrisches  Recht  deshalb  an,  weil  der  streitige 
Vertragsschlnß,  die  angefochtene  Aendernng  des  Bekenntnisses 
erst  nach  der  Anfenthaltnabme  in  Bayern  erfolgt  seien,  und  es 
wird  in  einer  ganzen  Reihe  von  Urteilen  daran  festgehalten« 
daß  die  Form  eines  vor  dem  Wohnsitzwechsel  geschlossenen 
Viitiags  den  vor  der  Aenderun*r  ;jrL'ltenden  Gesetzen  entsprecheu 
müsse/')  Uebereinstimmend  hat  aucli  sclion  eine  östeiTeichisclie 

V»  Vgl.  auLcr  (i<  ti  im  folfrondon  aiizufübii n  l» n  Kntschfidnni:*  n  no-h 
Regierungen  Lk'unitz  und  Franklurt  a.  0.  bei  S(  Inn  i  dt ,  44^  ',  UL(»  l"r*tük- 
fart  10.  12.  1883,  Schmidt,  452;  KG  5.  4.  1886  Jahrb.  ü,  53;  AG  Orb 
S.  8. 1889,  Schmidt,  464«;  LG  Kahl  9.  6.  1896  Ztaeh.  10,  65;  bayiiMber 
VQH 10.  6. 1881  8»nin1. 3.  83;  21. 1. 1891  Samml.  12, 449;  11. 4. 1894  (nkte 
veröffentlicht).  Das  LG  Küln  a.  a.  0.  und  ein  Beschluß  des  KG  vom  2:1  IL  06 
(s.  unten)  begründen  die  Wandelbarkeit  des  Rechts  der  religiösen  ErzicbuQj; 
i^leirhfalis  mit  der  Wandelbarkeit,  welche  fttr  das  firziebongsrecht  ttberhaupt 
gelte. 

2j  Vom  29.  7.  \im  Ztsch.  10,  54. 
^  23. 11. 05  ZtidL  16,  818. 

«)  Vom  18. 4. 1884,  27. 5. 1887  Samml.  5,  179;  9, 19. 

BrkenBtnisBe  vom  19.  6.  1889,  3.  11.  188»,  17.  3.  1897.  23.  12.  08, 
22.  6.  04  Samml.  11,  438  und  141;  18,  227;  25,  188  ond  381  m^Jgm 
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Ministerialentschließung  ^)  entschieden,  daß  eine  Konfessionslos- 
erklärung des  Vaters,  die  vor  der  Wohnsitznahme  in  Oesterreich 
erfolfrt  ist,  die  Kinder  mitumfas.s(%  wiewolil  die  österreichißche 
Praxis  eine  Bekenntnisfolge  in  solchem  Fall  sonst  für  nostatt- 
haft  erklärt,  da  .die  Gültigkeit  and  Tragweite  dieses  Aktes  als 
bereits  feststellend  nicht  mehr  nach  österreichischem  Recht  fest- 
zustellen kömmt'. 

Eine  Würdigung  dieser  Yerhältnisse  vom  Boden  des  öffent- 
lichen Rechts  ans  wird  zunächst  wiederum  die  privatrechtlichen 
Gesichtspunkte  auszuscheiden  haben,  die  Frage,  ob  aus  der 
Eheschließung  eine  Erziehungspflicht  den  künftigen  Kindern 
gegenüber  erwächst,  die  Zweifel,  ob  das  maßgebende  Gesetz 
fir  die  Rechtsverhältnisse  zwischen  Eltern  und  Kindern  nach 
internationalem  Zivilrecht  als  wandelbar  zu  erachten  ist.  Aber 
schon  die  Aufstellung  einer  bloßen  Kollisionsnorm  muß  zu  leb- 
haften Bedenken  führen,  nicht  nur,  wo  sie  sich  schlechtweg 
zugunsten  des  ersten  Klu  Wohnsitzes  ausspricht,  sondern  auch 
wenn  sie  in  Anerkeuiiun^^  eines  Statiitciiwechsels  dazu  gelangt, 
zwar  auf  Tatbestände  seit  dem  WdliiLsit;^ Wechsel  das  ge^ren- 
wärtig  geltende  Keeht,  auf  Taf  bestiiride,  die  sich  vorher  ereignet 
haben,  aber  da,s  Recht  des  früiit  reu  Wohnsitzes  anzuwenden. 
Wir  vermiipren  nicht  anzuerkennen,  dali  die  B^^hörden  des  In- 
lands neben  der  Anwendinm'  inländischen  Staatsrechts  auf  in- 
lündische  Verhältnisse  auf  (iriind  der  Unt  rwnrlenheit  einer 
Beziehung  unter  ausländis(  lie  Staatsgewalt  ausländisches  Staats- 
recht anzuwenden  hätten,  und  es  ist  niclit  denkbar,  dafi  dies 
Yerliältnis,  unmittelbar  ausgeschlossen,  vermöge  eines  Statuten- 
wpchsels  mittelbar  hergestellt  werden  könnte;  die  inländischen 
Behörden  befassen  sich  grundsätzlich  nur  mit  den  öffentlich- 
rechtlichen  Beziehungen  des  Inlands. 

Dabei  wird  es  allerdings  trotzdem  erforderlich  bleiben,  die 
Herrschaft  des  Inlands  abzugrenzen  nicht  nur  nach  Seiten  des 


scbeidong  Ton  1897  erklärt  einen  Erziehungsvertra^  für  ungültig,  der.  in 
Bajern  nach  den  Gesetzen  des  Errichtnngsortes  rerhtniäüig  abg«  lili,-<sen, 
den  Formorfordernissen  des  erstem  Eh*  wniin«itz<'S  in  .'>aohsrn  nicht  genügte. 

Vuui  7.  6.  1877  bei  Kirchlehne (Jesleneichiache  Zeitschrift 
ßr  Verwaltung  11,  141. 
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^'eumeyer, 


Raumes,  der  eine  Bt'ziL'Iiiiiig  unter  die  staiitlic  he  Hohtit  zit  lit, 
sondern  auch  nach  Seiten  der  Zt  it.  dit*  »  in  Vt  rliiiltnis  sein«  r  Ge- 
walt unterstellt;  die  Möglichkeit  der  Negutu» .  d.nj  vlur  lU  zit  hiing 
der  zeitlichen  HeiTschaft  eines  8taat<?s  nicht  iiiiT<  !  >T<  Ut  ist, 
nötipt  nu(  Ii  für  das  inttmationale  üffeutli«  lie  Recht  za  einer 
Ff'stst'tzuii;:  seim^r  zeitiicliin  Geltung.  (  iid  als  Maßstab  wird 
au«  Ii  liii  r  dit  uen  müssen,  oh  der  n  «  hts.  rzeugrende  Tatbestand 
wälirend  der  Dauer  der  staatliclun  Herrschaft  sich  znjrp- 
trapen  hat.  Welches  indessen  der  maßprebende  Tatbrstaud 
ist.  der  eine  Rechtsfolge  auslösen  soll,  bedarf  bei  den  Vor- 
schriften über  religiöse  Erziehung  einer  genaueren  Feststellung. 
Wenn  Sachsen  die  Einreibung  in  das  verbindliche  Bekenntnis 
zur  Amtssaxihe  erklärt,  wenn  Bayern  der  (ieistlichkeit  ein 
Uebt  rw  ;i(  1inTiL''srecht  einräumt,  wenn  Oesterreich  das  Kiiu!  zur 
aktiven  Teilnahme  am  kiKiilichen  Leben  nötigt,  so  sind  das  J^^olgen 
der  gegenwärtigen  Zugehörigkeit  des  Kindes  zu  einer  Glanbens- 
gesellscbaft  des  Inlands;  wer  in  den  Bereich  der  Staatsgewalt 
eintritt,  wird  damit  anch  der  Geltung  dieser  Satze  unterworfen,  ^) 
Aehnlich  wo  das  Kind  gegen  einen  Glaubenswecbsel  geschützt 
wird,  wenn  es  ein  gewisses  Lebensalter  erreicht  bat,  zur 
Kommunion  oder  Konfirmation  gelangt  ist;  der  Schutz  wird 
dem  reiferen  Alter  gewährt,  gleichviel  warum  ein  Kind  sein 
Bekenntnis  erworben  hat,  und  damit  ohne  weiteres  anwendbar 
auf  Kinder,  die  in  den  Machtkreis  des  Staates  eintreten.  Wenn 
andererseits  Oesterreich  vorschreibt,  daß  Kinder  einer  unge- 
mischten Ehe  kein  anderes  Bekenntnis  als  das  ihrer  Eltern 
luiben  dürfen,  wenn  Braunschwcig  bei  Mischehen  gleiche  Wahl 
für  alle  Kinder  fordert  wenn  l'n^'^arn  die  getroffene  Wahl  für 
unabänderlich  ti  klärt,  so  sind  das  Beschränkungen  mir  Rück- 
sicht auf  die  Einheitliclikcit  des  l*ekruiiljii>>taudi  s  in  der 
I'amilic,  die  hiulallig  werden,  s(d)ald  die  lieteilijrten  übciMcten 
unter  die  Iferrscliaft  eines  anderen  Staate;;,  der  au  einer 
solciieu  Eiuheiliiclikeit  nicht  festhält. 


^)  Eine  g«  st  t /liehe  Vorsrlirjft,  welche  auf  die  religiüse  Erziehnog  achleeht- 

weg  ilif  Vorschriften  il*  s  orsttii  Elit-wohnsitzcB  zur  Anwendung  bringen  will, 
schietit  schon  deshalb  über  das  Ziel. 
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Zweifel  erwecken  hier  nun  aber  gerade  die  wichtigsten 
der  Yorsöbiiften  über  religiöse  Erziehung^  jene,  welche  aUgemein 
angehen,  welchem  Bekenntnis  ein  Kind  zuzuführen  ist.  Wenn 
das  bayrische  Eeligionsedikt  voischreibt,  daß  bei  Mischehen  die 
Sohne  der  Beligion  des  Vaters  „folgen",  die  Töchter  in  dem 
Olatibensbekenntnis  der  Matter  «erzogen"  werden  sollen,  so 
möchte  man  allerdings  glauben,  daß  in  derlei  Bestimmungen 
Vorschriften  für  einen  Danerznstand  gegeben  werden,  daß 
ihr  Sinn  ist:  solange  die  Mutter  einen  Grlauben  bekennt, 
soll  ihn  auch  die  Tochter  bekennen,  und  daß  sie  demgemäß 
anwendbar  werden,  sobald  eine  Familie  ihren  Wohnsitz  nach 
Bayern  verlegt,  ohne  Bttcksicht  wie  das  Bekenntnis  der 
Tochter  vordem  geordnet  war.  Es  ist  möglich,  daß  eine  der- 
artige Qesetzesvorschnft  den  dauernden  Bekenntnisstand  der 
Familie  im  Auge  hat,  aber  niclit  selbstverständlich  nnd  auch 
nicht  wahrscheinlich.  Es  ist  niüglich,  daß  es  gerade  die  Art 
der  VerteiliinfT  der  Kinder  ist,  die  einen  Staat  zum  gesetzlichen 
EinschreUrii  vt  iiuilaßt;  wenn  Rußland  bei  MisciitliLii  ciiios 
orthodoxen  und  eines  aiukien  christlichen  Ehegatten  die 
üilliddoxe  Erzit'huug  der  Kimlt  r  vur.sclireibt,  so  mag  dazu  eine 
Bevorzugung  des  ortliudoxcn  lii  konntnisses  gofülirt  haben,  die 
sich  unbedingt  durclisetzen  will,  auch  lui  Kiinit'iii,  die  erst 
später  unter  die  llei-rsrlialt  dci'  riissisrlicii  (iesetze  gelangen. 
Zumeist  aber,  und  iu  Deutschland  wohl  regelmäßig,  wird  es 
zunächst  der  Wunsch  sein,  daß  eine  liste  Ordnung  best^^he, 
welche  die  Vorschriften  über  ri  ligiöse  Eizieluuig  Ih  rvomift; 
dem  Zank  der  Konfessionen  soll  durch  eine  feststehende 
Kegclung  ein  für  allemal  M)rp  beuj^t  werden,  und  wenn  der 
Staat  diese  Oitlnung  so  vornimmt,  wie  sie  nach  seiner  Auf- 
fassung am  angemessensten  ist  —  er  muß  einer  solchen  Ordnung 
den  oder  jenen  Inhalt  geben  —  so  ist  es  doch  nicht  der  Zweck 
seiner  Vorschriften,  gerade  dem  Maßstab  der  Verteilung,  dessen 
er  selbst  sich  bedient,  in  seinem  Machtgebiet  die  unbedingte 
Anerkennung  zu  verschaffen.  Dann  ist  es  aber  die  Einn  iliung 
in  ein  Üekeuntnis  als  einmaliger  Vorgang,  nicht  das  Be- 
kenntnis der  Kinder  als  T^auerzustaud,  welche  den  Gegenstand 
der  rechtlichen  Regelung  bildet,  und  wenn  dieser  Voi^ng  sich 
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abgespielt  hat,  bevor  die  Beteiligten  in  den  Machtkreis  eines 
Staates  eingetreten  sind,  so  kommen  dessen  eip:enp  Yorschriftea 
über  die  Ordnung  des  Bekenntnisstandes  nicht  mehr  zum  Zage. 
Es  soll  nicht  verschwiegen  werden,  daß  manche  Gesetzes- 
bestimmimtron  zu  Zweifeln  Anlaß  jiroben,  ob  sie  als  Vorschriften 
ttber  den  Eintritt  oder  als  Vorschriften  über  die  Zugehörigkeit 
zn  einem  Bekenntnis  gemeint  sind.  Allein  die  Mifistände, 
welche  eine  Auffassung  als  Dauerrorschrift  mit  sich  führte  sind 
so  schwer,  die  Nötigung  zn  einem  Glanbenswechsel,  die  damit 
yerbnnden  sein  kann,  lediglich  infolge  der  Ortsrerändemng,  ist 
80  anstößig,  daß  der  Auslegung  die  gebieterische  Pflicht 
erwächst,  bei  ihren  Ergebnissen  die  Forderungen  der  Billigkeit 
zu  beachten. 

Die  Anwendung  dieser  Sätze  auf  Sonderakte,  Dispensationen, 
Verträge,  Erklärungen,  welche  die  allgemeinen  Vorschriften  über 
die  Einreihung  in  ein  Bekenntnis  modifizieren,  mag  der  späteren 
Erörterung  vorbehalten  bleiben.  Noch  aber  bedarf  hier  ein 
anderer  Punkt  der  Klärung.  Die  Behörden  wenden  auf  Vor- 
gänge, die  sich  vor  der  Wohnsitznahme  im  Inland  (vor  dem 
Erwerb  der  inländischen  Staatsangehörigkeit)  zugetragen,  das 
Recht  des  früheren  Wohnsitzes  (des  vormaligen  Heimatstaates i 
an,  gebrauchen  Zwang,  diesem  Recht  Beachtung  zu  verschaffen. 
Und  docli  handelt  es  sich  bei  den  Zwangsvorschriften  des  ti  ülu nn 
Wohnsitzes  um  ein  PHichtenvirliältnis,  das  die  Familie  nur 
jenem  Staat  gegenüber  bindet,  für  den  Staat  des  neuen  Wohn- 
sitzes um  eine  IJezii  liun^,  die  ihm  fremd  ist  und  seine  Behörden 
nicht  zur  Tätigkeit  berufen  kann? 

In  der  Tat,  wenn  ein  Berliner  mit  seinen  Kindern  den 
Wolmsitz  nach  München  verlegt,  und  die  Töchter  folgen  auch 
hier  nach  ]>renßis.  In m  Kee]it  (Irin  l'.ekenntnis  des  Vaters,  wenn 
die  bayrisclit  ii  \'<  rw  ;tltuii;^s}'elir.i'flt  ii  IktuIimi  werden,  einen  über 
das  Bekenntnis  entste  llenden  Streit  /ii  eiitsclieidon.  und  dem 
Urteil  zur  zw;iii^s\veisen  Verwirkli<  Innig  zu  verhelfen,  so  ist  es 
nicht  eine  pr»  ni;is.'}ie,  sondern  eine  bayrische  Angelffrenheit. 
mit  der  sie  si(  b  befassen.  Nicht  das  l'flichtenverhäitnis,  in  dem 
die  Familie  zu  PreulJen  stellt,  sondern  der  gegenwärtige  R^ligions- 
stand  in  Bayern  ist  es,  der  die  Behörden  zur  Tätigkeit  ruft. 
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Durch  die  Wohnsitznahme  in  Bayern  sind  die  Töchter  Mitglied 
einer  bayrischen  Religionsgesellschaft  geworden,  dies  Verhältnis 
bildet  den  Gegenstand  staatlicher  Einmischung.  Sie  sind  aber 
Mitglieder  derjenigen  Religionsgesellschaft  geworden,  der  sie 
bei  ihrem  Eintritt  in  Bayern  rechtmäßig  angehört  haben.  Und 
deshalb  haben  sich  die  bayrischen  Behörden  auch  um  den 
früheren  Rechtszustand  zu  bekümmern.  £s  ist  keine  Kollisions- 
nonn,  die  einfach  für  frühere  Vorgänge  das  Becht  eines  fremden 
Staats  für  anwendbar  erklärte,  nicht  der  Wille  Preußens,  das 
Bekenntnis  in  bestimmtem  Sinn  zu  ordnen,  dem  nnn  anch  in 
Bayern  Rechnung  zu  tragen  wäre.  Sondern  es  ist  ein  Satz 
des  bayrischen  Rechts,  daß  zuziehende  Fremde  der  Glaubens- 
gesellschaft eingereiht  werden,  der  sie  entsprechend  nach  dem 
Recht  des  früheren  Wohnsitzes  angehört  haben.  Es  bedeutet 
einen  Fräjudizialpunkt  nach  dem  Recht  Bayerns,  wie  die  Eon- 
fessionszugehörlgkeit  nach  dem  Recht  des  früher  zuständigen 
Staats  beschaffen  war,  und  darum,  nach  dem  Willen  Bayerns, 
bedarf  es  einer  Prüfung  des  öffentUchrechtlichen  Verhältnisses, 
in  dem  die  Beteiligten  gegenüber  Preußen  gestanden  waren, 
und  ist  dies  Verhältnis  auch  in  Bayern  nach  preußischen  Ge- 
setzen zu  beurteilen.  ^) 

Die  präjudizielle  Verwcisuiijj:  geht  auf  das  Belieiiiitnis, 
welchem  die  Beteiligten  nach  dein  Recht  des  früher  zuständigen 
Staats  angehört  liaht  n.^)  Für  die  Bemessung  dieser  Zuständigkeit 
aber  gibt  es  keine  transzendenten  Normen,  der  Staat  kann  da 


^)  EnUprecbend,  wo  das  Inland  zuatündig  wird,  ohne  daß  ein  UebtrUitt 
in  eue  GlaabenBgeseUsdtaft  dm  Inland»  Btattfindet  Wenn  eine  Familie  in 
Berlin  ihten  Wohnaits  hat»  und  eine  Toditer  kommt  aor  Eniehnng  nach 
Manchen,  so  beblUt  die  Tochter  das  Bekenntnis  dee  Vaten  desbalb,  weil  daa 

Kind  am  Erziehnngsort  an  dem  ktrcbliclicn  Leben  desjenigen  Bekenntnisses 
teilnimmt,  di m  es  bei  der  VerhrinKnTitr  in  das  Inland  angehört  hat  .  al.so  auch 
hier  die  präjiiiJi/Jelle  Yi-rweisung  auf  den  Bekenntnisstand,  wie  «t  nach 
freuidem  Recht  sich  gestaltet  hat.  Die  gleiche  Lösung  wäre  auch  dann  ge- 
geben, wenn  man  mit  einigen  Scbriftstellem  annehmen  mUflte,  daß  bei  einem 
Wobnsitatwedtael  nicht  notwendig  ein  Uebertritt  in  die  entsprechende  Ghinbene- 
geoellacbaft  des  neuen  Wobnortes  statthaben  mflsse,  nnd  es  hätte  jemand  von 
dfeeem  Vorbehalt  Gebrauch  gemacht. 

Oder  Icrait  JEUchtens  hätten  angeboren  sollen.  Vgl.  oben  S.  ^2 1 
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nur  die  Begrenzung  seiner  eigenen  Zuständigkeit  zum  Maßstab 
nehmen  nn«!  ihn  auf  die  Tätigkeit  anderer  Staaten  übertragen, 
ähnlich  wie  im  Zivilprozeß  auslAndische  Urteile  vollstreckt 
werden,  wenn  der  urteilende  Staat  nach  inländischen  Gesetze 
die  Zuständigkeit  besessen  hat  .Ein  Sachse  hat  in  Oesterreicti 
gewohnt  and  verlegt  den  Wohnsitz  nach  Bayern ;  man  wird  in 
Bayern  das  Bekenntnis  der  mitzugewanderten  Kinder  nach 
feteireichisehem  Recht  bemessen  müssen,  wiewohl  Sachsen  und 
Oesterreich  ihrerseits  vom  Heimatprinzip  ausgehen. 

Die  Grenze  zwischen  der  Anwendung  des  neuen  und  des 
alten  Rechts  wird  nach  dem  Vorstehenden  bestimmt  durch  den 
Zeitpimkt  des  ersten  Eintritts  in  eine  GlaubensgeseUscbaft. 
rait  dieser  Eintritt  in  die  Zeit  nach  der  Wohnsitznahme  im 
Inland,  so  hat  ttber  die  Zuteilung  zu  einer  Glaubensgesellschaft 
ausscbließlicb  das  Recht  des  Inlands  zu  befinden;  ist  das  Kind 
bereits  mit  einem  B«^kpnutnis  ins  Land  gekommen,  so  entscheiden 
über  die  rechtmäßig«  l^ifu  tihuiig  in  du  s  Bekenntnis  diu  früheren 
Gesetze.  Die  Praxis  der  deutschen  Gericlite  weicht,  wie  uiitui 
bei  Kritrleruiig  dur  Krzii  Ii img-.s\  ertrage  auszuführen,  von  dieser 
(xrenzbestimmung  zum  il  erlieblich  ab.  Sehr  nnlii^  dagegen 
kommen  ihr  die  beiden  braunsrhwciLrisi  licn  Umsetze  von  1867 
find  1902.  welclie  die  fortdauernde  (  it  ltuii^^  des  früheren  Rechts 
davon  abhün^i^^  machen,  daß  vor  dem  Zuzug  der  Eltern  ins 
Land  ein  Kind  geboren  wurde. 

Ü.  Dispensationen,  Verträge,  Erklärungen  im 

besondern. 

Wenn  in  den  vorausgehenden  Ausführungen  untersucht 
wurde,  ob  die  Zwangsvoi-schriften  über  religiöse  Erzielmng 
personal  oder  territorial,  nach  den  Verhältnissen  des  Zöglings 
oder  des  Erziehungsberechtigten  zur  Anwendung  kommen,  ob 
bei  einem  Statutenweclist  1  altes  oder  neues  Recht  zur  Geltung 
gelangt,  so  haben  sich  diese  Untersuchungen  zunächst  auf  die 
allgemeinen  Heclitssätze  bezogen,  welche  berufen  sind,  dss 
streitige  Bekenntnis  zu  ordnen.  Neben  dieser  allgemeinen  Ord- 
nung durch  Rechtssätze  aber  ist  mannigfach  eine  Abweichung 
ffir  den  einzelnen  Fall  nachgelassen,  sei  es  durch  einen  Yer- 
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waltongsakt  der  Behörden,  sei  es  durch  eine  Bechtshandlong 
▼on  Priyateit:  Dispensation,  Verträge  der  Bltera,  Erkl&rongen 
des  Taters  bedürfen  noch  einer  Einzcihung  in  Jene  Gmndsätze. 
Bedeuten  nun  aber  Dispensation,  Yertrag,  Erklärung  eine  Ab- 
weichung  von  der  Ordnung,  die  för  einen  Fall  sonst  maSgebend 
wäre,  so  muß  ihre  Wirksamkeit  abhängen  von  der  Anwendbar- 
keit eben  der  Ordnung,  die  sie  für  den  einzelnen  Fall  durch- 
brechen. Der  Grundsatz  ist  einfach,  seine  Durchfährung  im 
einzelnen  kann  zu  Schwierigkeiten  fuhren. 

a)  Dispensationen  von  Vorschriften  ttber  religiöse  firziehong 
münea  in  dem  Staat  erteilt  werden,  dessen  Hemchaft  die  E!r^ 
Ziehung  unterworfen  ist.  Wohnt  ein  Sachse  in  Bayern,  so  wird 
er  sich  hier  ver^blich  auf  eine  Dispensation  berufen,  die  ihm 
in  Sachsen  gewährt  wurde;  denn  Bayern  nimmt  bei  den  im 
Land  wolinendeu  Familien  die  Ordnung  des  Bekenntnisses 
durchaus  für  sich  in  Anspruch.  Hatte  aber  die  Familie  zuvor 
in  Sachsen  ihren  Wohnsitz  und  ist,  nachdem  sie  eine  Dispensation 
erlan^?t,  nach  Bayern  verzogen,  so  wird  auch  der  neue  Wohn- 
sitz dieser  Befreiung  Rechnung  zu  tragen  haben,  das  Kind  ist 
ifii!  lem  durch  die  Dispensation  bestimmten  Bekenntnis  ins  Land 
gekoiHinen. 

Verwickelter  Herfen  die  'Din^'-(>  da,  wo  ein  Staat  sieli  auf 
den  Kit  11  d -  s  Heimatpririzips  stellt  und  auf  Ausländer  im  In- 
land deren  heimatliches  Heclit  anwendet.  Der  Braunschweiger 
sächsischen  Wohnsitzes  steht  in  Sachsen  unter  hraunseliw  «  ifiischen 
Gesetzen.  Eine  Dispensation  aber  von  beengenden  Vorseliriften 
hat  er  zunächst  in  Sachsen  nachzusuchen.  Die  überrascliende 
Aufstellung:  wird  einleuchten,  wenn  man  sich  die  Tra^''weite 
solcher  KoUisionslösungen  klarmacht.  Wenn  Sachsen  auf  Aus- 
länder im  Inland  die  ausländischen  (iesetze  über  religiöse  Er- 
ziehung anwendet,  so  geschiebt  das  nicht,  weil  der  Ueimatstaat 
dieser  Peisonen  zuständig  wäre,  den  Sachverhalt  seinerseits  zu 
ordnen,  es  handelt  sich,  wie  früher  gezeigt  wurde,  um  ein 
öffentlichrechtliches  Verhältnis  des  Ausländers  zu  Sachsen,  und 
nur  das  Maß  seiner  Verpflichtungen  gegen  den  sächsischen  Staat 
findet  dieser  für  p:nt  nach  dem  Maßstab  zu  bemessen,  der  im 
gleichen  Fall  zwischen  dem  Ausländer  und  seinem  Heimatstaat 
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verwendet  wtirde.  Es  liegt  in  Wahrheit  also  eine  sächsische 
Angelegenheit  vor,  und  Sachsen  muß  darnach  auch  befugt  seis, 
im  Wege  der  Dispensation  anl  sie  einzuwirken.  Daneben  alle^ 
<\m^s  könnte  in  Frage  kommen,  ob  nicht  eine  Dispensation  im 
Heimatstaat  am  Wolinort  gleichfalls  anzuerkennen  wäre.  Freilich 
nicht  desliall),  weil  der  Heimatstaat  von  sich  aus  Zuständigkeit 
besäße,  in  das  Verhältnis  ab&ndemd  einzugreifen.  Allein  wenn 
ein  Staat  in  die  Ordnung  der  religiiisen  Jirziehung  die  £i]i> 
ricbtnng  der  Dispensation  eigens  annimmt,  so  geschieht  dss 
regehn&ßig  darum,  weil  seine  Zwangsbestimmungen  ungewöhn- 
lich scharf  sind,  ihre  Anwendung  ungeeignete  FlUle  aber 
durch  besonderen  Yerwaltungsakt  nachgelassen  werden  soll 
Der  Inhalt  der  allgemeinen  Vorschriften  und  die  Möglicbkeit 
einer  Dispensation  von  ihnen  bilden  sonach  ein  organisches 
Ganzes,  und  es  darf  vielleicht  angenommen  werdoi,  daß  die- 
selbe materiellrechtliche  Verweisung,  welche  auf  die  Anwendung 
des  heimatlichen  Rechtes  hinweist«  auch  eine  Dispensation  u 
diesem  Staat  mitumfaßt. 

Ganz  ähnlich  liegen  die  Dinge  bei  einem  Statntenwechsel, 
wenn  nach  der  Niederlassung  im  neuen  Bechtsgebiet  eine  Dis- 
pensation erwirkt  werden  soll.  Auch  hier  steht  das  Bekenntnis 
unter  der  Herrschaft  des  neuen  Wohnsitzes,  hier  muß  über  die 
naeltgesiulite  Befreiung  entschieden  werden.  Empfängt  aber 
der  Bekeniitnisstand  am  neuen  Wohnsitz  seine  Regelung  durch 
die  Gesetze  des  frülu  itii  Wi»liiiorts,  so  geht  die  Verweisung 
auf  Rechtssätze,  die  nach  niateiit  llem  Recht  dispensabel  sind, 
und  es  niaff  dann  auch  eine  Befreiung,  die  in  jenem  Staat 
tatsüclilieli  «.'^ewiiliit  wurde,  Anerkennung  finden,  zumal  da  die 
Gesetze  rlfs  neuen  Wulinsitzes  niö<rlicherweise  die  Einrichtung 
der  Dispensation  gar  nicht  vorsehen. 

Km  beträchtlicher  Teil  dieser  Fragen  ist  bei  einem  ifl 
Rnuinschweig  verhandelten  Vi\\\^)  praktisch  jreworden.  Ein 
prütestantisclitT  Sarlise  hatte  in  JJrt  sden  eine  Katliolikin  ge- 
heiratet, verlegt  seinen  Wnlnisitz  naeli  Braunschweig  und  niaobt 
hier   entsprechend    dem   mehrerwähnten  braunschweigiscbea 


1)  Schmidt  431  ^ 
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Gesetz,  welches  zuziehenden  Fftmilien  das  Recht  des  Ehe^ 
ficfaließnngsortes  yorbeh&lt,  Anzeige,  d&ß  er  seine  Kinder  katho- 
lisch eizlehen  wolle.  Bezüglich  des  ältesten  legt  er  eine  Dis- 
pensation des  Königs  von  Sachsen  vor,  die  Anerkennung  findet, 
bezfiglich  der  beiden  jüngeren  aber  verlangt  das  Konsistorinm 
Dispensation  ,,iin  hiesigen  Lande''.  Der  Vater  bezieht  das  miß- 
verständlich auf  Sachsen  und  sncht  dort  nm  Dispensation  nach, 
die  verweigert  wird,  da  im  vorliegenden  Fäll  nach  sächsischem 
Recht  ein  Vertrag  unter  den  Ehegatten  znUssig  sei,  dem  der 
gewünschte  Inhalt  gegeben  werden  könne.  Ein  solcher  Vertrag 
wird  nun  von  einem  preußisclitii  Amtsgericht  beurkundet  und 
schließlich  auch  in  Biaunsclivveig  uiiirkannt. 

b)  Wo  eine  (iexetzgebung  «U  o  Ehegatten  die  Befugnis  ein- 
räumt, Verträge  über  die  n  ligiiise  Erziehung  üirer  Kinder  ab- 
znscliließen,  da  kommt  solchen  Verträgen  juristisch  eine  doppelte 
Bedeutung  zu.  Das  Gesetz  gestattet  den  Eltern,  auf  (Jnmd  des 
Vertrags  von  den  allgemeinen  \ Urseliriften  über  itligiöse  Er- 
ziehung abzuweichen,  und  es  bindet  die  Eltern  wechselseitig  an 
die  vereinbarte  Abweieliiing,  zuweih^n  endgülti;jr.  jt-cb-ntalls  aber, 
solange  sie  nicht  unter  sich  zur  Einigung  über  eine  Abänderung 
des  Vertrags  gehmgen.  Was  nun  zunächst  diesf  P.indung  be- 
trifft, so  kann  sie  als  eine  Wirkung  in  die  Zukunft  nur  solange 
zur  Geltung  kommen,  als  die  Rechtsordnung  überhaupt  maß- 
gebend bleibt,  welche  die  Bindung  vorschreibt.  In  der  bay- 
rischen Pfalz  konnten  bis  1900  Erziehungsverträge  nur  vor  der 
Eheschließung  vereinbart  werden;  verlegten  die  Eheleute  ihren 
Wohnsitz  aber  nach  München,  so  ist  damit  auch  der  neuerliche 
Abschloß  von  Verträgen  zuläijsig  geworden. In  diesem  Zu- 
sammenhang erlangen  auch  Bestimmungen  wie  die  des  preußischen 
Landrechts,  der  Hannoverschen  Verordnung  von  1826  Bedeutung, 
welche  den  Abschluß  von  Erziehungsverträgen  ausdrücklich 
untersagen.  Wenn  ein  sächsisches  Ehepaar  unter  Erwerb  der 
preußischen  Staatsangehörigkeit  den  Wohnsitz  von  Dresden  nach 

^)  Eine  Eijts<  hi  iiimii;  do«  bayrischen  Verwaltunf^sycrichtshols  vom 
3.  11.  1889  Samml.  11,  141  bthwaiikt,  ob  es  hier  aui  tias  Recht  des  ersten 
oder  des  swdten  Wohnsitzes  ankommen  solle.  Eine  solehe  vom  32.  6.  04 
Samml.  2d,  884  entscbeidet  sieb  fftr  das  Recht  des  nenen  Wohnsitzes. 
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Bfirlin  verlegt,  so  kann  ein  in  Sachsen  abgeschlossener  Er- 
ziehnngsvertrag  in  Preußen  keine  Anerkennong  finden.  Aller- 
dings  nicht  deshalb,^)  weil  ein  solches  Verbot  des  Vertrags- 
schlnsses  von  besonders  „zwingender**  Bedentang  wäre;  allein 
das  Verbot  bezweckt^  dem  firziehnngsberechtigten  die  dauernde 
Freiheit  der  Bekenntnisbestimmnng  TOfrznbehalten,  nnd  mnß 
dämm  maßgebend  werden,  sobald  die  Familie  in  dies  Rechts- 
gebiet  eintritt. 

Ihren  Schwerpunkt  indessen  hat  die  Zolassnng  von  Er- 
ziehungsverträgen auf  der  andern  Seite:  daß  auf  Grund  des 
Einverständnisses  der  Eltern  Abweichungen  von  den  allgemeinen 
Zwangsvorsehriften  Aber  religiöse  Erziehung  überhaupt  zulässig 
werden.  Insoweit  bilden  die  Vorschriften  über  Verträge  einen 
unlöslichen  Teil  der  Gesamtbestimmungen  über  religiöse  E^ 
Ziehung  und  schöpfen  ihre  Verbindlichkeit  eben  daraus,  daß 
die  Rechtsordnung,  welche  ihre  Znlässlgkeit  erklärt,  auf  den 
im  Vertrag  vorgesehenen  Fall  zur  Anwendung  gelangt.  Aucli 
die  Verträge  beziehen  sich  (Iciiitreiiiäl.;  auf  das  Subjektions- 
verhültiiis  der  Ik'tiäligteii  unter  eine  bestimmte  Staatsirewalr 
AVenn  aber  diese  Staatsgewalt  fremde  Gesetze  zur  Richtschnur 
der  eigenen  Forderungen  nimuit,  so  liaben  die  Verträge  — 
anders  als  Dispensationen  —  ihren  Platz  ausschlielilich  auf 
Seiten  der  anp^ewandten  (M^rtzc.  Es  bildet  einen  Teil  ihres 
materii'llreclitlirlicn  Inhalts,  daß  di««se  Gesetze  liureli  Vertrag 
abgeändert  wcnb'ii  können;  der  Abschluß  sukliei-  Verträge 
aber  als  \'('ii:ang  ist,  von  Privaten  vorgenommen,  dime  staats- 
rechtliches Interesse,  während  die  Gewährung  der  Dispensationen 
eine  selbständige  Ausübung  der  Staatsgewalt  bedeutet. 

So  ist  also  die  Wirksamkeit  von  Erziehungsverträgeii 
giundsätzlich  nach  denjenigen  Gesetzen  zu  beurteilen,  welche 
auch  ohne  Abschluß  eines  Vertrags  zur  Anwendung  gelangen 
würden.  Wo  inländi-sches  Keelit  gilt,  kann  auch  über  Verträge 
nur  inländisches  Kecht  enUclieiden.'^)  (ielangen  im  Inland  aber 

V)  .So  Schmidt  447. 

-)  Beat  lit'  nswert  Vcrlü^'ungen  der  KrcisdirtktiKii  LcipL'ig  29  G  und 
7.8.  1874,  Schmidt  323-.  Kntsch  des  bayrischen  Verwultuugs^ericlitshofs 
Tom  1«.  4.  1884,  3.  U.  1889  i^anders  die  erste  Instanz),  22.  G.  04  Samni- 
lung  5,  179;  II,  Ul;  25,  384. 
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tnsKadische  Gesetze  zur  Anwendniig,  so  sind  im  gleicheii  Um- 
fang auch  Erziehungsverträge  diesen  Gesetzen  zn  unterstellen. 
Das  gilt  aoch  dann,  wenn  die  Binrichtnng  der  Yerträgf»  zwar 
in  den  ausländischen  Gesetzen  angelassen,  dem  Inlandrccht 
aber  unbekannt  ist,^)  sofern  nur  die  Vorschriften  dieses  Rechts 
über  AbändcTÜchkeit  der  Bekenntnisbestinuniui^-  da.s  Er^n-hnis 
nicht  beeinflussen.  Wenn  ein  siichsischts  E!it[)}iar  in  P.t  iliii 
wohnt  und  hier  dem  sächsischen  Recht  unterstellt  wird,  so  hat 
der  prcußisclie  Richter  auch  einem  Erziehungsvertrag  der  Ehe- 
gatten Rechnung  zu  trafj^en. 

Die  Reg'el,  daß  ein  Erzielmrigsvertrair  unter  denjeni<:('M 
Gesetzen  steht,  welche  für  die  Erziehiuijx  auch  ohne  seinen 
Abschluß  gelten  würden,  bewährt  si<  li.  wenn  ein  Staat  auf 
Ausländer  im  Inland  deren  heimatliche  Gesetze  anwendet. 
Freilich  auch  nur  dann,  wenn  er  sie  dem  heimischen  Recht 
unterstellt.  Es  wurde  früher  (oben  S.  78)  der  eigentümlichen 
Schwankungen  gedacht,  welche  in  dieser  Hinsicht  der  sächsischen 
Frazis  eigen  sind;  zum  Teil  unterwirft  sie  die  religiöse  Er- 
ziehung in  ausländischen  Familien  deren  heimatlichen  Gesetzen, 
znm  Teil  erklärt  sie  ihnen  gegenüber  den  sächsischen  Staat 
für  unbeteiligt.  Dem  entspricht  es  denn  anch  vollständig, 
wenn  sie  ErziebungsvertrSge  znm  Teil  (nach  den  ausländischen 
Gesetzen)  anerkennt,  zum  Teil  ihnen  rechtliche  Bedeutung 
abspricht. 

Die  Regel  von  dem  für  Srziebungsvertrfige  maßgebenden 
Beebt  empfängt  ihre  wesentliche  Bedeutung  bei  einem  Statuten- 
wecbsel.  Ist  ein  solcher  Vertrag  vor  der  Wohnsitznahme  im 
Inland  geschlossen  worden  und  vor  diesem  Zeitpunkt  zum  Voll- 
zug gelangt,  so  bleibt  das  Kind  unter  der  vorgesehenen  Ord- 
nung, und  es  muß  bei  einer  Pröfung  seines  Bekenntnisstandes 
im  Inland  ein  solcher  Vertrag  nach  allen  Richtungen  auf  Grund 
des  vor  der  Wohnsitznahme  geltenden  Rechts  beurteilt  werden. 
Die  bayrische  Praxis  hat  diesen  Satz  besonders  für  die  Form 

1)  Zutreffend  angeDommen  In  dem  oben  mitgeteilten  Brannachweiger 

F&il  (wob«i  freilich  die  Anerkennung  eines  VertragsscbloBses  in  Preofien  mit 
dem  angewendotcn  sächsischen  Recht  nicht  mehr  vereinbar  Ist).  Ebenso 
V.  Bar,  Theorie  und  Praxis  1,  ö33i 
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der  vor  dem  Zuzug  g-eschlossenen  Verträgre  durcbgefübrt,^  aber 
freilich  zuweilen  mit  Gründen,  die  Bedenken  en\Tckon.  Das 
bayrische  Tvt  ligionsedikt  fordert  (nach  der  herrschenden  Aub- 
lejping)  für  Erziebungsverträge  die  Gestalt  von  Ehevertragen, 
deren  Oiltigkeit  „sowobl  in  ßficksicbt  ibrer  Form  als  der  Zeit 
der  Erricbtang  lediglich  nach  den  bfiigerlichen  Gesetzen'  zo 
beurteilen  ist.  Auf  Grand  dieser  Bestimmung  hat  der  Yer- 
waltungsgericbtshof  wiederholt^  Vereinbarungen  Ober  die 
religiöse  Kindererziehnng  für  unbeachtlich  erklSrt,  die,  vor  der 
Niederlassung  in  Bayern  abgeschlossen,  zwar  den  YorschrifteD 
des  früheren  Wohnsitzes  über  Ebevertrage,  aber  nicht  jenen 
Über  Erziehungsverträge  entsprochen  haben.  Die  Entscheidungeii 
sind  mißlich,  da  die  bayrische  Verfassung  an  jener  Stelle  doch 
unzweideutig  auf  die  Vorschriften  über  Eheverträge,  nicht  auf 
irgend  welche  andere  Bestimmungen  der  maßgebenden  Rechts- 
ordnung verweist.  '*)  Vor  allem  aber :  daß  Erziehungsverträge 
die  Form  von  Elicvi  rträgen  haben  sollen,  ist  eine  Vorschrift 
des  materiellen  bayrisdiL-n  Ucdits;  wie  kommt  Bayern  dazu, 
diese  Vorschrift  anzuwenden  auf  Verträge,  die  zur  Zeit  ilirer 
Erriclitung  und  ihres  VoUzn^rs  einer  anderen  Rechtsonliiung 
unterstellt  waren?  —  I)ieselbe  Lösnng-,  wo  die  zeitliche  Zu- 
lässigkeit  einer  Vereinbarung  eingeschränkt  ist.*"!  In  der 
l>ayrischen  Pfalz  konnten  bis  1900  Erziehungsverträge  nur  vor 
Absclilulj  der  Klie  errichtet  werden:  ein  dem  entgepren  ein- 
gegangener Vertrag  vermag  im  rechtsrheinischen  Bayern  nicht 
anerkannt  zu  werden,  auch  wenn  die  Eheleute  später  ihren 
Wohnsitz  dortbin  verlegen. 

1)  Vgl.  obin  >        Aum.  5.    Ebenso  iichmidt  401. 

'i)  Sammlung  11,  433;  18,  227. 

^)  Vgl.  daraber  ölten  S.  60,  Anm.  1. 
SbeoBo  Schmidt  451.  Wenn  Sehmidt  dasBeifplel  anfahrt,  dafi 
Slteni  an  ibicm  Wohnsitz  Nürnberg  einen  Vertrag  IIb»  Um  bereits  6  Jahre 
alten  Kinder  abscblieüen  und  dann  den  Wohnsitz  nach  Sachaen  verl^en,  00 
ist  ili.-  Entsi  In  iilunL'.  iltC  der  Vertrag  auch  in  Sachsen  anztiprkennen.  nlter- 
diiii:-'  zuireffend.  Alx  r  nicht,  weil  es  sich  um  eine  Vorschrift  über  die  z'tt- 
liclic  Zulässigkeit  von  V«frträgen  handelt,  sondern  um  <leu  Öchutz  alttrer 
Kinder  gegen  einen  Glaubenswechsel,  der  jeweils  der  herrschenden  Rccbts- 
ordnnng  nnteretdlt  iat. 
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£iiie  wesentliche  Yerschiedenheit  dangen  trennt  nns  von 
der  bemchenden  Anscliaizmig  hinsichtlich  des  Zeitpunktes 
dieser  Abgrenzong.  Bs  wird  bei  Yertrftgen  das  maßgebende 
Recht  ganz  allgemein  darnach  bestimmt,  ob  der  Yertrags- 
schlnB  vor  oder  nach  dem  Statutenwechsel  stattgefunden  hat.^) 
Und  doch  besitzen  solche  Brziehungsverträge  noch  keinen  selbst- 
st&ndigen  Inhalt,  der  staatlichen  Schutzes  bedürfte;  sie  sind 
zunächst  nur  Modifikationen  staatlicher  Bechtssfttze,  die  erst 
dann  für  den  Staat  Bedeutung  erhalten,  wenn  auch  die  von 
Ihnen  modifizierten  Rechtssätze  zur  Anwendung  gelangen  würden : 
wenn  es  sich  darum  handelt,  entsprechend  dem  Vertrag  ein 
Kind  dem  vereinbarten  Bekenntnis  zuzuführen.  Die  Frage 
wird  vor  allem  praktisch,  wenn  Brautleute  einen  Erziehnngs- 
vertrag  vereinbaren  und  vor  der  Geburt  eines  Kindes  den 
Wohnsitz  ändern.  Der  aufnehmende  Staat  wendet  auf  die 
religiöse  Erziehung  das  frühere  Recht  nur  dann  an,  wenn  ein 
Kind  bereits  mit  eineui  Belveiintnis  ins  Land  kommt,  denn  nur 
dann  ciliebt  sich  die  Präjudizialfrage,  welches  dies  Bekenntnis 
gewesen  ist.  Auf  Kinder,  welche  erst  im  Inland  einer  Glaubens- 
gesellscbaft  zugeführt  werden,  kann  einzig  das  Recht  des  In- 
landes zur  Anwendun«?  kommen  und  nur  das  Recht  des  Inlands 
kann  bestiniinen,  wie  wi'it  und  unter  welchen  Voraussetzungen 
eine  Abweichung  von  seinen  Vorscliriften  durch  Vertrag  zu- 
lüssig  ist. 

c)  Andere  Gesetzgebungen  keuuen  an  Stelle  d»  r  Vertra^i«* 
eine  rechtsfurmliche  Erklärunir  über  die  religiöse  Erzieliunt: 
von  Seiten  des  Vaters.  Auch  hier  ist  mit  solchen  Erklärungen 
zuweilen  eine  Bindnnir  für  die  Zukunft  \frknüiift,  und  das 
Kammergericht ^)  hat  zutreffend  entM-hieden,  daß  über  die  Ab- 
änderlichkeit  einer  solchen  Erklärung  im  Falle  eines  Wohusitz- 
wechsels  das  neue  Recht  zu  entsclieiden  habe. 

Im  übrigen  aber  ist  auch  hier  die  ErkläruriLT  vor  allem 
als  eine  Abweichung  von  den  sonst  geltenden  Reclitssätzen  zu 
würdigen,  und  es  gilt  auch  hier,  daß  üire  Wirksamkeit  davon 

^)  Filz  VertragSBchlflne  nach  d«n  Statatenwecbsel  die  oben  S.  106, 
AmiL  2  angeführten  Urteile  dea  baytiBcliiai  Verwaltnngsg^iclitsliofs. 
S)  Beselilitß  vom  23. 11. 05  Ztseh.  XIV  ai3. 
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abhängt,  ob  die  Rechtsordnung,  welche  sie  zoläßt,  auf  den  Fall 
überhaupt  zur  Anwendung  kommt.  Das  Kammergericht  hat  in 
dem  eben  angeführteil  Fall  richtig  angenommen,  daß  eine  vor 
dem  li^tritt  in  das  preußische  Becbtsgebiet  abgegebene  Er- 
klärung den  Formvorschriften  des  vordem  geltendea  Rechts 
entsprechen  müsse.  Aber  freilich  auch  hier  bleibt  zu  beachten, 
daß  es  nicht  der  Zeitpunkt  der  Erklärung  ist,  welcher  das 
zeitlich  maßgebende  Recht  bezeichnet,  sondern  daß  es  der  Ver- 
wirklichung des  ausgesprochenen  Willens  bei  Geburt  eines 
Kindes  bedarf,  um  einer  vor  der  Aenderung  des  Wohnsitzes  ab- 
gegebenen Erklärung  die  Wirksamkeit  für  das  Inland  zu  sichenL 

dl  Ein  ( Jesichtspunkt,  welcher  das  Recht  der  Verträge  und 
Krkliiiun^en  beeinflussen  könnte,  ist  zu  besonderer  Erörtenmg 
zurikki:(  stt'llt  worden,  die  i  rage,  ob  etwa  auf  die  Fm  in  dieser 
Rechtshaiuiluiigen  der  Satz  locm  regit  actum  Auweuduiig 
finden  dürfe.  Er  \s  iid  von  Srhnndt  (S.  4älj  beigezogen,  um 
(iai-/iitiin.  (iaij  <lii'  !•'( iniii^iiltiükeit  von  VertrHjren.  welclie  vor 
einem  Wolinsitzwet-lisel  geseliiossen  wurden,  unter  dem  triilier 
geltenden  Rerlit  stehe.  M  und  der  eben  aiiirefülirte  Besciiiuß  des 
Kumniergerit  lits  mit  ihn  an,  als  eine  Erklarnnir  über  das 
Bekenntnis  am  früheren  Wohnsitz  Braunschweig  vor  der  Ver- 
waltungsbehörde abgegeben  wurde,  während  das  Recht  des 
späterea  Wohnsitzes  Hildesheini  Erklärung  vor  Gericht  fordert, 
mit  der  ausdrücklichen  Begründung,  daß  es  sicli  dabei  „nicht 
so  um  die  Zulässigkeit  einer  Regelung  der  religiösen  l^>ziehung 
durch  Rechtsakte,  als  vielmehr  um  deren  Form"  handle.  Der 
bayrische  Verwaltungsgerichtshof-')  i>rüft  die  Wirksamkeit  eines 
Erziehungsvertrags,  der,  nach  einem  Wohnsitzwechsel  geschlossen, 
einen  vorher  vereinbarten  Vertrag  abgeändert  hatte,  und  ver- 
weist bezüglich  seiner  Form  auf  Jene  Begel,  wiewohl  im 
übrigen  dahingestellt  bleibt,  ob  die  Zulässigkeit  eines  zweiten 
Vertrages  nicht  fortdauernd  unter  den  Gesetzen  des  ersten 
Wohnsitzes  stehe.    Und  wenn  spätere  Entscheidungen  des 


1)  Wenn  aber  der  Vertrag  w&hrend  der  Herrschaft  des  frttherw  Beditcs 
an  einem  andern  als  dem  Wohnort  der  Beteiligten  geschlossen  wnrde? 

^  Entsch.  vom  3. 11. 1889,  Sammlung  11,  141. 
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Gerichtshotes ')  von  einer  Verwpndnnjr  «U's  (inuidsatzes  ab- 
sehen, weil  er  luii  li  bayrischem  Recht  auch  bti  Klu  vertrii^^fen 
nicht  Anwendung  linde,  so  ist  diese  Einschränkung  jedenfalls 
gegenwärtig  hinfällig  geworden,  wo  auch  für  Eheverträge 
Art.  11  des  £ü  z.  BGB  mafigebend  ist/') 

Dafrepren  bemerkt  ein  nngenannter  bayrischer  Verfasser**) 
einmal,  der  Satz  iocus  regit  actum  könne  auf  Krziehungs- 
verträge  keine  Anwendung  üiult  n,  ^er  paßt  nicht  auf  Osetze, 
die  aus  Rücksichten  vonnnndschaftlicher  Obhut  oder  ülKihaupt 
des  allgemeinen  Besten  besondere  Fonnvorscbriften  aufstellen''. 
Und  was  dort  unbestimmt  empfunden,  kann  hier  bestimmt  formuliert 
werden:  es  handelt  sich  hei  einer  Zwangsordnung  des  Bekennt^ 
nisses  um  öffentliches  Recht,  für  das  öffentliche  Recht  aber  ist 
der  Satz  nicht  zu  gebrauchen.  Er  ist  nicht  zu  gebrauchen, 
wenn  er,  wie  meistens,  als  EoUisionsnorm  gedacht  ist,  denn  es 
gibt  im  Bereich  des  öffentlichen  Rechts  keine  Kollisionsnonnen. 
Aber  auch  wo  ihm  nur  die  Bedeutung  einer  materiellrechtlichen 
Verweisung  zukommt,^)  kann  ihn  eine  Temünftige  Auslegung 
nicht  auf  Verträge  und  Erklärungen  über  religiöse  Erziehung 
ausdehnen,  da  doch  Beschianlningen  der  Staatsgewalt  in  Frage 
sind,  deren  Möglichkeit  ein  Staat  nicht  leicht  der  Bestimmung 
eines  fremden  Staates  überlassen  wird. 

10.  Bekeniitnisfreiheit. 
Die  gesamten  im  vorstehenden  gegebenen  Auslührungen 
haben  die  Abgrenzung  solcher  staatlicher  Ordnungen  zum  Gegen- 

1)  Vom  17.  3.  18ü7,  vgl.  auch  jtue  vom  23.  12.  U3,  Sanuiiiuiij^^  18,  227; 
25,  138. 

>j  So  atteh  von  der  Pf or  dien,  Blatter  für  administrative  PraxUöO, 
185,  mit  dem  Bemerken,  es  geaüge  noiimefat  die  fiinbaltong  der  fc.r  loci 
actus  gt'inäli  Art.  IH  Satz  2  EG.  K>  i  t  daher  nicht  nötig,  auf  die  ver- 
zwickt»? Frage  einzugelien.  wie  sich  die  Anwendung  des  ziemlich  unklar 
(gehaltenen  Sutzes  1  a.  ii.  0.  t^estaltef.  Wenn  aber  der  Kescliloasene  Ver- 
trag den  Anlorderuugeu  der  lex  loci  actua  nicht  entspricht? 

^)  Blätter  fnr  admtnietrative  Praxi«  3d,  388. 

*)  In  dem  Sinn,  daß  gerade  das  an  sich  anzuwendende  Gesetz  es  vor- 
zidit,  seine  Vorschriften  nach  dem  in  bemessen,  was  am  Enichtiingsort 
vorgeschrieben  ist.  Vergl.  darflber  Zitelmann,  Internationales  Privat- 
recht  2,  1488. 
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stand,  welche  bei  der  Erziehung  der  Kinder  Bekenntniszwang 
üben.  Wie  aber  sollen  sich  nun  (Tesetzgebungen  voneinander 
abgrenzen,  welche  Uekeuntnisfreiheit  pfewährfn?  Die  Literatur 
ist  einstininiis"  in  der  Antwort,  dali  liier  das  I^'rs(lnalstatllt  zu 
entscheiden  liabe.  ^)  Und  doch  kann  dem  nur  mit  Vorbehalt 
zurrest ininit  werden.  Ks  wurde  oben  (S.  61  f.)  versucht,  dar- 
zutun, daß  es  auch  bei  diesen  Gesetzgebungen  das  öffentliche 
Recht  ist,  welches  dem  Erziehungsberechtigten  die  Freiheit 
überträgt,  die  Konfession  des  ivindes  nach  seinem  Ermessen 
zu  bestimmen.  Die  Möglichkeit  aber,  Bekenntnisfreiheit  zu  ge- 
währen, hat  ein  Staat  zunächst  nur  da,  wo  er  auch  Bekenntnis- 
zwang üben  konnte;  auch  die  Vorschrift,  d:iß  über  da^  Be- 
kenntnis der  Erziehungsberechtigte  zu  entscheiden  habe,  gilt 
territorial  für  die  Familien,  die  im  Land  ihren  Wohnsitz  oder 
längeren  Aufenthalt  haben- ^)  Nur  fmlicli  wird  dieser  Gnmd- 
satz  das  Bestreben  haben,  seine  Geltung  nach  zwei  Richtnngen 
auszudehnen.  W^o  die  Bekenntnisfreiiunt  zum  verfassungs- 
mäßigen Recht  eriioben  ist,  da  wird  sie  zuweilen  gleich  den 
übrigen  politischen  Rechten  allen  „Staatebürgem"  zugesichert 
sein,  und  es  muB  dies  dann  auch  bei  der  Kindererziehong  zur 
Geltung  gelangen.  Und  andererseits,  sofern  das  Inland  in  die 
Lage  kommt,  sich  mit  dem  Bekenntnis  der  Kinder  aus  solchen 
Familien  zu  befassen,  welche  im  Inland  Wohnsitz  oder  Auf- 
enthalt nicht  besitzen,  so  mag  die  Bekenntnislreiheit  hier  als 
ein  Kulturwert  von  solcher  Bedeutung  betrachtet  werden,  daß 
es  durchaus  unzulässig  erscheint,  einem  im  zuständigen  Staat 
geübten  Zwang  Anerkennung  zu  gewähren,  und  es  wäre  alsdami 
die  „öffentliche  Ordnung*^,  die  zu  einer  Anwendung  des  Satzes 
führt,  daß  die  religiöse  Erziehung  Sache  des  Erziehungs- 

V<r!.  r  liar,  Bnhm,  Fiore,  Protiich,  Weiß.  JCrsrh. 
Dorner  und  6eng  a.  a.  0.  (oben  S.  ?♦)  f.,  72).  Jedoch  bemerkt  Froitich 
83  f.,  daß  die  Gewährleistung  der  Gewisscuüfrciheit  in  Frankreich  der  ,üffent- 
licben  Ordnang'  vnd  dem  ,tttfentllcheD  Beeilt  Frankteid»*  angehftre  und 
demgemäß  Zwangsronchriften  des  Personalstatats  tob  der  Anwendung  «vf 
Ausländer  im  Tnlmd  aussehlicüe. 

-)  Der  Ausnahm«  fall  der  Forensen  (vgl.  oben  S  Hö  ff.  ma^  auch  hier 
praktisch  werden,  sofern  nur  die  Abgaben,  zu  denen  ihr  Qrondbesitz  ver- 
püichtet,  dem  öfieutUcbeu  Kecht  angehören. 
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berechtigten  ist.  Wird  die  Ahgrenznn^  damit  möo'licherwpise 
in  der  Negative  verschoben,  derart,  daß  Inlandsrecht  zur  (jelttm^^ 
gelangt,  wo  es  sonst  nicht  gelten  würde,  so  bleibt  daneben 
doch  sein  positiver  Anwendungsbereich  unverändert;  auch  Aus- 
ländern im  Inland  gewahrt  das  öffentliche  Recht  die  Befugnis, 
über  die  rdipriöse  Erziehung  ihrer  Kinder  frei  zu  bestimmen. 

Ist  allerdings  die  Vorfra<re  p  löst,  daß  über  die  Konfession 
litT  Erziehungsberechtigte  zu  entscheidm  habe,  so  tritt  nnn- 
nielir  da,«?  internationale  Zivilrecht  und  damit  4as  Persunalstatiit 
in  seine  Keehtr*  w  er  der  Erziehungsberechi  11:1 1  ist,  und  welchen 
Inhalt  sein  Erziehnngsrerht  besitzt,  bestiniint  das  heimatliche 
Reclit  der  Familie.  Das  wird  vornehmlich  pralctisch  bei  einer 
Frage,  die  zwar  für  das  gesamte  Erziehnngsrecht  gestellt  werden 
kann,  aber  doch  tatsächlich  nur  mit  Rücitsicht  auf  die  religiöse 
Erziehung  vorzukommen  pflegt :  ob  nämlich  das  freie  Erziehungs- 
reclit  des  Berechtigten  durch  Vertrag  eingeschränkt  werden 
kann.  Auch  hier  also  handelt  es  sich  um  Erziehungsverträge 
der  Ehegatten,  aber  ihre  Struktur  ist  eine  völlig  andere  alx 
dort,  wo  solche  Verträge  im  Rahmen  einer  Zwangsordnung  des 
Bekenntnisses  vorkommen.  Dort  handelt  es  sich  um  die  öffent> 
Uchrechtliche  Befugnis  der  Eltern,  die  öffentliciirechtliche  Ord- 
nung des  Bekenntnisstandes  zu  modifizieren,  hier  ist  die  Mög- 
lichkeit einer  zivilrechtlichen  Beschränkung  der  vom  Zivilrecht 
gewährten  Erziehangsfreiheit  in  Frage.  England  erkl&rt  solche 
Verträge  für  unstatthaft,  in  Frankreich  ist  ihre  Zulassigkeit 
kontrovers,  in  Württemberg  sind  sie  ausdrücklich  zugelassen.^] 
Einem  Württemberger  in  Straßbuig  gewährt  das  französische 
Staatsrecht  die  Befugnis,  das  Bekenntnis  seiner  Kinder  zu  be- 
stimmen, das  württembergische  Frivatrecht^  bindet  ihn  an  einen 
Vertrag,  den  er  darüber  mit  seiner  Ehefrau  abgeschlossen  hat. 


Nach  Beichsrecht  freilicb  dürfte  in  DeatBcUand  das  Braiehnngsrecht 

myenichtbar  sein,  allein  der  Vorbehalt  des  Art.  1H4  EG  z.  BGB  deckt  Mch 
diese  partikulare  Abweichung.    Vergl.  im  übrigen  oben  S.  5G  Annu  l. 

-j  Auch  im  Verhältnis  der  deutschen  15un(!t\sst;uit4}n  zueinander  werden 
derlei  yriviitrechtlirhc  Besonderheiten  des  Fainiiienrcchts  in  eutspreclieuder 
Anwendung  ilvt  Artt.  14,  19  EG  z.  BGB  durch  die  Staatsangehörigkeit  be- 
»tiuimt.   Vergl.  §§  22,  80.  1322,  1723.  1936  BOB. 

Zeitschrift  f.  Intern.  Fri%at-  u.  Uffentl.  Recht.    XVIi.  Ü 
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Dieselbe  Rechtslage  besteht  aber  auch  in  jenen  Staaten, 
welche  zwar  Zwangsvorscfanften  über  die  konfessioneUe  £r- 
2iehniig  besitzen,  diesen  Zwang  aber  auf  Tatbestände  bestimmter 
Art  beschränken,  für  die  übrigen  Fälle  die  religiöse  Eiziehimg 
freigeben.  Auch  hier  ist  es  ein  Satz  des  öffentlichen  Becbts, 
daß  in  den  von  den  Einschranknngen  des  Gesetzes  nicht  be- 
troffenen Fällen  der  Erziehungsberechtigte  über  daß  Bekenntnis 
der  Kinder  verfugen  soll,  und  auch  dieser  Satz  gilt  für  die 
Familien,  die  im  Land  wohnen  oder  längeren  Aufenthalt  haben 
—  diesmal  sogar  in  völliger  fieinheit,  ohne  die  oben  in  Er- 
wägung gezogenen  Verschiebungen.  Ist  es  darnach  aber  der 
Erziehungsberechtigte,  dem  das  öffentliche  Becht  die  Ent- 
scheidung über  das  Bekenntnis  zuweist,  so  obUegt  es  auch  hi«r 
dem  Zivilrecht  luid  zwar  nacii  dcutijclier  Rechtsanschauung 
regelmäßig  dtni  im  Heimntstaat  geltenden  Zivilrecht,  den 
Träger  der  Erziehungsgew ait  und  den  Umtang  seiner  Befugniijse 
zu  bezeichnen. 

Daran  niulj  auch  festgehalten  werden  gegenül»er  eigentüm- 
lichen Kntsclieidungen  des  bayrischen  Verwaltung^trerichtshofes.') 
Ks  handelte  sicli  um  Fälle,  für  welclie  die  bayrische  Verfassung 
Zwang:svorschrüren  niclit  aulstellt,  weshalb  „die  einschlägigen 
zivilgesetzlicheu  Grundsätze  und  Vorschriften"  zur  Anwendunpr 
gelangen  sollten:  die  hie(hirch  liezi'ichnete  Rechtsordnung  aber 
wurih'  in  ihren  Zwaagsvorschritten  über  religiöse  Erziehung 
zur  Anwendung  gebracht.  Ks  waren  in  den  verhandelten 
Fällen  zufällig  Bekenntnisordnungen  in  Frage,  die  innerhalb 
Bayerns  galten;  wie  aber,  wenn  das  maßgebende  Zivilrecht 
ein  anßerbayrisches  ist?  Ein  österreichisches  Ehepaar  katho- 
lischer Konfession  wolint  in  München  und  w  ünscht  seine  Kinder 
protestantisch  zu  erziehen;  die  bayrische  Verfassung  gibt  das- 
Bekenntnis  der  Kinder  aus  ungemischten  Ehen  frei,  überläßt  die 
Bestimmung  also  dem  Zivilrecht ;  für  zivilrechtliche  Emehungs- 
fragen  gilt  seit  1900  Heimatprinzip,  fnr  Oesteneicher  in 
Bayern  also  dsterreichisches  Recht;  soll  das  in  Oestemich 
bestehende  Verbot,  Kinder  einer  ungemischten  Ehe  einer  ab- 


Vom  15. 2. 1884,  Tgl.  auch  23. 12. 1880  Sanunl.  6,  188;  12,  .412. 
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weichenden  Konfession  znzuffiliren,  nnn  auch  in  Bayern  zur 
Darchsetzung  gelangen?  Obwohl  doch  gerade  der  bayrische 
Verwaltungsgericlitshof  an  der  Territorialität  solcher  Zwaii^^s- 
ordimn^rtn  ffstliülty  Es  wurde  schon  oben  (S.  60 f.)  versucht, 
die  .Mißverstäudiiissu  aufzudecken,  welclie  einem  solchen  Ver- 
fahren zugrunde  liegen.  Es  ist  Sache  dt-s  bayrischen  öffent- 
lichen Rechts,  festzustellen,  daß  auch  für  Oesterreicher  in 
Bayern,  die  in  ungemischter  Ehe  lebrn,  Erziihungsfreiheit 
besteht,  und  es  hat  das  österreieliisclie  Zivilrecht  dann  weiter 
zu  lieNtimuuMi.  wer  zum  Träger  der  Erzu-huu^sgewalt  berufen 
ist,  und  wie  er  seine  Befugnisse  auszuüben  hat. 

XX.  Bekenntnisf  I  (' i  h e  i  t  und  Bekenntniszwang 

nebeneinander. 

Ein  Problem  besonderer  Art  ergibt  sich  nun  aber  dort,  wo 
sich  die  Bekenntnisfreilieit  des  einen  Staats  und  der  Bekenntnis- 
zwang eines  andern  Staats  kreuzen.  Wäre  es  wirklich  richtig, 
daß  eine  ,yprivatrechtUche''  Ordnung  des  Sachverhalts  unter 
Personalstatut  stünde,  so  mdcfaten  sich  allerdings  schwer  zu 
losende  Fragen  ergeben,  wenn  etwa  ein  Franzose  in  Oesterreich 
weilt  Indessen,  auch  wo  ein  Staat  Bekenntnisfreibeit  gewährt, 
haben  wir  versucht  zu  zeigen,  ist  sein  öffentliches  Recht  be- 
teiligt; der  Satz  des  öffentlichen  Rechts,  welcher  die  Bekenntnis- 
bestimmung dem  Erziehungsberechtigten  überträgt,  hat  grund- 
sätzlich denselben  Geltungsbereich  wie  eine  Regelung,  welche 
Erziehung  in  einem  vorgeschriebenen  Bekenntnis  anordnet. 
Und  wenn  im  Bereich  der  Staaten,  welche  Bekenntniszwang 
Oben,  ausnahmsweise  auf  das  öffentliche  Recht  eines  andern 
Staates  abgestellt  wird,  sei  es,  weil  es  sich  um  Ausländer 
handelt,  oder  im  Falle  eines  Statutenwechsels,  so  schiebt  sich 
auch  hier  eine  Anwendung  des  Satzes,  daß  nach  dem  maß- 
gebenden Staatsrecht  der  Erziehungsberechtigte  zu  entscheiden 
hat,  völlig  glatt  in  das  Gefüge ;  die  sächsische  Praxis  hat  ^) 
in  diesem  Sinne  schon  französisches,  italienisches,  cliristlich- 
türkisches  liccht  zui  Auwendung  gebracht.    Wenn  uiuy:ekehrt 

<j  l^ach  der  DarsteUoiig  SckmidU  328«  326^  327«. 
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in  einem  Staat  mit  }^ekiiintnisfreiheit  ausnahmsweise  daran! 
verwiesen  wird,  wie  das  Belcenntnis  von  einem  frrmden  Staat 
geordnet  wurde,  so  bestellt  auch  hier  an  und  für  sich  kein 
Unterschied,  ob  dieser  fremde  Staat  ebenfalls  l'>eiheit  «rewährt^ 
oder  ob  er  Zwang  braucht;  wenn  eine  österreicbiscbe  Familie 
nach  Italien  zieht,  der  Vater  protestantisch,  die  Mutter  katho- 
lisch, and  die  Töchter  haben  nach  österreichischer  Ordnung 
den  Glauben  der  Mutter,  so  wird  auch  Italien  die  Mädchen  als 
katholisch  gelten  lassen.  Nur  freilich  eine  Durchsetzung  der 
fremden  Ordnung  entgegen  dem  Willen  des  Erziehungsberech- 
tigten wird  sich  alsdann  mit  der  öffentlichen  Ordnung  des  In- 
lands zumeist  nicht  yertragen ;  wenn  in  dem  genannten  Beispiel 
die  Töchter  in  Oesterreich  im  Widerspruch  mit  dem  dortigen 
Recht  protestantisch  erzogen  worden  wären,  so  wird  sich 
Italien  kaum  verpflichtet  fühlen,  sie  bei  einer  üebersiedelung 
als  Katholiken  zu  behandeln. 

Einen  neuen  Faktor  hingegen  bringt  eine  Gewährung  der 
Bekenntnisfreiheit  damit,  daß  nunmehr  auf  das  privatrechtliche 
Erziehungsrecht  und  seine  privatrechtlichen  Schranken  verwiesen 
wird,  und  daß  damit  auch  international  eine  neue  Rechtsordnung 
zum  Zuge  konmien  kann,  rniktisch  wird  die  Frage  wiederum 
bei  i)rivatreclitli(  lu  ll,  die  Erziehungsfreiheit  beschränkenden 
Verträgen  der  ]\lu  ^;attt die  sich  auch  hier  als  die  crujc  dir 
Materie  lu  u  ahrcii.  \\s  kann  ein  Staat  Bekeiintniszwaii^^  iilx  ri, 
aber  gewisse 'ratlH  stiiridr  vnii  Zwang  frei  lasjit  ii;  so  entscheidet 
in  Hävern  bei  uiigcini.st  liter  Ehe  der  Erziehungsberechtigte. 
Wenn  nun  eine  französisehe  katholLsche  Faniilie  iu  Hävern 
AVohn.sitz  hat,  so  lii>riiiinit  das  Hecht  des  bayrischen  Wolm- 
sit/i>,  daß  die  l\onlessi(>uslM  stiniumiiL:  dem  Vater  zukoiiiiiit, 
das  Hecht  des  franzitsischcn  Heiiuat-^raats  dn^eiivn.  ob  eine 
Beschränkung  der  Erziehung.^gewalt  durcli  \  rrrra;^  statthaft 
ist.  Mitglicherwrise  auch  sXv\\\.  ein  Tatbestand  in  einem  iStaat 
zwar  an  und  tür  sich  unter  Zwangsordnung,  aber  eine  Ver- 
weisnng  auf  fremdes  Hecht  —  auf  die  riftVntliclirechtliclie 
Regelung  im  Heimatstaat,  auf  das  Hecht  am  früheren  Wohnsitz 
—  führt  zur  Bekenntnisfreiheit  und  damit  zu  der  Notwendigkeit, 
die  zivilrechtlicli  maßgebenden  Gesetze  gesondert  zu  bestimmen. 
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£iii  Bürger  der  Vereinigften  Staaten  wohnt  in  Saclisen;  die 
Konfession  seiner  Kinder  kann  er  dort  nacli  heiraatlicliem  Recht 
frei  wählen;  ob  er  diese  Freilieit  dmcli  ])tivatrechtliclien  Ver^ 
trajr  bescliränki  ii  kaim,  hat  (nach  Art.  i^T  I^G  z.  BGB)  das 
sächsische  Zivilrecht  zu  entscheiden.  Ein  Brannscbweiger 
verlegt  den  Wohnsitz  mit  seinen  Kindern  von  Württemberg 
nach  Bayern ;  man  wird  in  Bayern  die  öSentlichrechtliche  Frage 
für  die  Zeit  vor  der  üebersiedelnng  nach  württembergiscbem 
Recht  beantworten  und  darnach  Erziehungsfreiheit  annehmen; 
für  die  privatrethtliche  Frage  dagegen,  ob  sich  der  Erziehungs- 
berechtigte durch  Vertrag  wirksam  beschränicen  kann,  wird 
man  brannschweigisches  Recht  zugrunde  legen  und  darnach 
einem  in  Württembeig  abgeschlossenen  Vertrag  die  Anericennüng 
versagen. 

Dabei  wird  nun  allerdings  gerade  der  Punkt  manchmal 
Schwierigkeiten  bereiten,  ob  das  maßgebende  Zivilrecht  be- 
schränkende Verträge  zuläßt.  Die  Auslegungsfrage,  ob  solche 
Vereinbarungen  statthalt  sind  in  einem  Staat,  der  Bekenntnis- 
freiheit gewährt,  interessiert  in  diesem  Znsammenhang  nicht. 
Wohl  aber  die  andere  Frage,  wie  ihre  Statthaftigkeit  privat - 
rechtlich  beurteilt  werden  soll,  wenn  nur  das  öffentliclie  Recht 
des  beteiligten  Staates  Bestiramnnfrt  ii  über  ihre  Ziilassigkeit 
vorsieht.  Es  ist  nun  iiiclit  möglich,  die  Statthafti-rkcir  privat- 
rechtlicher und  die  Statthaftigkeit  öifentlichrechrlk  lH  r  Er- 
zieliiingsvcrträge  ohne  weiteres  als  getrennte  Dinge  hinzunehmen. 
Handelt  es  sicli  bei  ])rivatre(  litliehcii  Verträgen  darum,  ob  die 
Rechtsordnung  eine  dauernile  iJiiKbmg  des  Erziehungsberech- 
tigten an  seinen  einmal  ausgespru(  hi  iit-n  Willen  gestattet,  so 
wird  eben  dies  Moment  auoh  \m  rillcntrK  heii  h'cclit  benutzt: 
eint'  Abweichung  von  der  staatTn  heu  Zwangsordnung  des  Be- 
kenntnisses wird  zugelas>en,  wenn  der  widerstrebende  Wille 
des  Erziehungsberechtigten  stark  m mi^  ist.  sieh  l  intT  dauernden 
Bindung  in  der  Hichtnnir  jener  A1i\n  cicliiinu-  zu  unterwerfen. 
Die  Mögiiehkeit  einer  duiit  inden  Hindung  gegenüber  dem  andern 
Ehegatten  wird  also  auch  in  solclien  [^"ällen  anerkannt:  si«  wird 
nur  nicht  mit  privatrechtlicher  Kla^rbarkrit  ausgerüstet,  da  sie, 
hinau^erückt  in  den  Bereich  des  stautlicheu  Imperium,  mit  der 
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Stärkeren  Sanktion  des  öffentlichen  Rechts  bekleidet  ist.  Wo 
das  öffentliche  Beeilt  dieses  Staates  aber  nicht  mehr,  und  nifr 
sein  Privatrecht  beteiligt  ist,  da  wird  es  gestattet  sein,  den 
Schluß  a  mOijori  ad  minus  zu  machen  und  einer  Vminbarmig 
der  Ehegatten  in  Ermangelung  des  öffentlichrechtlichen  den 
privatrechtlichen  Schutz  zuzusprechen.  Wenn  ein  Bayer  in 
\Vfirttemberg  wohnt  und  nach  dem  Recht  dieses  Staats  Bekenntnis- 
freiheit genießt,  so  kann  er  entsprechend  den  bayrischen  Ge> 
setzen  seine  Erziehungsfreiheit  durch  Vertrag  l\(>8chr&nken,  so- 
fern er  in  Aüschehe  lebt^  dagegen  nicht  (nur  für  Mischehen 
sind  in  Bayern  Verträge  vorgesehen),  wenn  seine  Ehe  eine  un- 
gemischte ist  Es  bleibt  bei  solcher  Umformung  zu  beachten, 
daß  die  Vorschrift,  welche  Erziehungsvertrüge  ffi^  statthaft 
erklärt,  dadurch  von  einer  öfFentlichrechtlichen  zu  einer  privat- 
rechtlichen  wird;  sie  ändert  damit  auch  ihren  örtlichen  Geltungs- 
hereich  und  gilt  nicht  niilir  territorial,  wie  es  die  Einfüt,niii^' 
III  (las  Staatskirclitiirecht  verlangt  hatte,  sondern  personal,  wie 
es  für  Fanülienangt'UgLiilK  iton  des  Zivilrechts  gebr;iuclili(  Ii  ist. 

Die  gleichzeitige  Windigung  eines  und  drssdlnii  Vcrtru^ji^ 
unter  dem  (lesichtspunkte  des  öffentlichen  Kecliis  und  des  Zivil- 
rechts kann  nicht  vuikunimen.    Wenn  ein  württenibergiscbes 
Ehepaar  ungemischter  Khe  in  Rayern  wuhat  und  hier  einen 
Erzieliungsvertrag  vereinbart,  so  steht  dieser,  da  die  Icivrische 
Verfassung  als  die  maßgebende  «»ffentliche  Kec  litsordnnng  in 
solchem  Fall  freie  Bekenntnisbcstiininiing  zulüßt,  ausselilifljlich 
iintei-  württembergischem  Zivikecht.   Lebt  dassel])t'  Ehepaar  in 
gemischter  Kiie,  so  kommen  die  Zwangsvorschriften  des  bay- 
rischen öffentlichen  Rechts  zur  Anwendung,  und  sie  können 
nur  nach  Maßgabe  des  bayrischen  öffentlichen  Reclits  durch 
Verträge  moditiziert  werden;  wird  keine  Erziehungsfreiheit  an- 
erkannt, so  ist  aucli  die  Frage  üirer  Einschräiikbarkeit  gegen- 
standslos, und  auch  württenibergische  (Jericlite  hätten  den  Sach- 
verhalt nach  iliesem  ]\Iaßstab  zu  beurteilen.    Dagegen  kann 
allerdings  ein  Wechsel  des  Wohnsitzes  einen  ]<isher  oiTcntliehrecht- 
lich  zu  behandelnden  Vertrag  für  die  Zukunft  unter  die  Würdi- 
gung des  IMvatrechts  stellen  und  umgekehrt.  Verlegen  im  letztge- 
nannten Falle  die  württembergischen  Eheleute  später  ihren  Wohn- 
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sitz  von  Bayern  nach  Wflrfetemberer,  so  wird  der  in  Bayern  ent- 
sprechend dem  dortigen  öffentlichen  Recht  geschlossene  Vertrag 
zwar  in  Württemberg  Anerkennung  finden  ki>nnen  für  die  Zeit 
bis  zur  Verlegiing  des  Wohnsitzes,  eine  lortdanemde  Bindung 
des  Erziehungsberechtigten  aber  wird  er  gem&ß  dem  nunmehr 
entscheidenden  Ziyihrecht  nur  dann  erreichen,  wenn  er  auch  den 
Erfordernissen  des  wttrttembergischen  Bechts  Genüge  tat.  Wenn 
umgekehrt  ein  wnrttembergisches  in  Mischehe  lebendes  Ehepaar 
seinen  Wohnsitz  von  Württemberg  nach  Bayern  verlegt,  so  wird 
ein  yorher  geschlossener  Vertrag  für  die  Zeit  nach  der  Nieder- 
lassung nur  dann  Wirksamkeit  erlangen,  wenn  er  zugleich  die 
Anforderongen  des  bayrischen  Bechts  erfüllt;  neben  einer  fort'' 
dauernden  Bindung  des  Mannes  erlang^t  der  Vertrag  nunmehr 
die  Aüfgabe,  Rechte  des  bayrischen  Staats  abzugrenzen,  nnd 
dem  kann  er  nur  in  Unterordnung  unter  die  bayrischen  Gesetze 
entsprechen. 

Wenn  sich  die  FxpkenntnistriMlicit  des  t  ineii  Staats  und  der 
Bekenntniszwaiig  eiiitvs  aiideiu  Staats  kifiizLii,  so  können  Zweifel 
auch  noch  nach  anderer  Riclitung  auftauchen,  hinsiciitlich  der 
Zuständiorkeit  zur  Entscheidung,  und  liijisit  litli(  h  des  einzu- 
schlagenden Vt  rfahrens.  Gleitliiiiiißiff  gilt  liitr  zunächst  der 
Satz,  daß  für  einen  Eingriff  in  öftt  ntliciirechtliche  Virliültnisse 
eines  andern  Staats  die  Zuständiorkeit  mangrelt.  Das  licdcutet 
für  Staaten,  welche  Ijekenntniszwan«»-  üben,  dalj  den  Verwaltnnfrs- 
behördcn  nnd  anderen  Stellen,  welchen  die  Keligiunspoiizei  über- 
tragen ist,  eine  polizeiliche  Betätigung  versagt  bleibt  gegenüber 
Personen,  die  der  Hotniiißigkeit  dieses  Staats  nicht  unterstehen. 
In  Liiiidem.  welche  das  lU  kenntnis  freigeben,  kommen  (von  den 
Vormundschaftsbehörden  aligesehen)  nur  die  Zivilfierichte  in  die 
Lage,  sich  mit  Beschränkungen  der  Bekenntniswahl  zu  befassen, 
und  sie  hätten  ihre  Zuständigkeit  ebenfalls  abzulehnen,  wenn 
etwa  die  Älitgliedschaft  in  einer  öffentlichrechtlichen  Köri)er- 
Schaft  des  Auslands  Gegenstand  der  Entscheidung  wäre.  Anders, 
wo  ein  zivilrechtlicher  Anspnich  zu  ihrer  Entsciieiduni^  steht. 
Hier  l)ildet  es  jedenfalls  nach  deutscher  Rechtsanschauung 
kein  Hindernis,  wenn  das  Urteil  von  der  Lcsunp:  einer  Vorfrage 
des  öffentlichen  Rechts,  auch  des  öffentlichen  Rechts  eines 
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andern  Staates,  abhängt.   Wenn  etwa  ein  dem  Privatrecht  an- 
gehörender Kultusverein  des  Auslands  im  Inland  gegen  ein  Kind 
Klage  erhebt  auf  Entrichtung  von  Vi  ii  insbeiträgcn,  so  bedarf 
es  dabei  einer  Entscheidung  über  die  Frage,  ob  das  beklagte 
Kind  Mitglied  des  klagenden  Yeieins  ist,  nnd  dafür  muß  da& 
Öffentliche  Becbt  des  Auslands  den  Ausgangspunkt  bilden.  Die 
Zuständigkeit  der  Zivilgerichte  wird  aber  auch  nicht  dadurch 
eingeschränkt,  daß  die  Streitsache  materiell  unter  einem  iremden 
Zivilrecht  steht;  ein  Gericht  des  Inlands  kann  auch  unter  Aus^ 
landein  entscheiden,  ob  das  Erziehungsrecht  durch  Vertrag  ein- 
geschränkt werden  darf.    Und  eine  solche  £rstreckung  der 
Zuständigkeit  kann  auch  für  Staaten  praktisch  werden,  welche 
die  Bekenntniswahl  polizeilich  beschränken.  Ein  württembergi- 
sches Ehepaar,  wohnhaft  in  Stuttgart,  der  Vater  protestantisch, 
die  Mutter  katholisch,  vereinbaren,  daß  ihr  Kind  bei  dem  Bruder 
der  Mutter  in  München  Icatholisch  erzogen  werden  solle;  eine 
Klage  aus  dem  Erziebungsvertrag  kann  vor  den  Gerichten  in 
München  zustßjuligerweise  gestellt  werden. 

Vor  den  Gerichten  allerdings,  und  nicht  vor  den  Verwaltungs- 
behörden. Bayern  und  andere  Staaten  sclireiben  für  Streitigkeiten 
über  religiöse  Kindererzit  Imiig  den  Verwaltungsrechtsweg  vor  ;  die 
Anvvtndbarkt'it  ditsfr  Vorschriftrn  aln  r  wird  für  einen  .solchen 
Staat  Hand  in  Handgehen  mitder  Auw  riidbarkcit.sL'inL's  materiellen 
Reclits  übii  religiöse  Erzitlmng.  Zwar  kommen  auch  innerhalb 
des  Verwaltuugsrechts  Diskrt  jcmzi  n  vor,  derart,  d;iß  sicli  der 
Gt  Itunjrsbereich  der  uiaterifllreclitlichen  und  proici't.tn*(iitlicht;ii 
Anurduuiigen  nicht  v»»lli}r  decken,  allein  der  Zu^aniuicnhang 
zwischen  Ir  r  und  fonoH  ist  hier  enger  als  im  Zivilrecht.  Die 
Verwalningsiechtspf1f'<if  ist  niclit  wie  die  Zivilrechtsptlej^e  eine 
materielle  WohHaliitMMnrichtuug  des  Staats  zugunsten  seiner 
Bewohner,  sondt  in  >it  ist  eine  Hilistätigkeit  zur  Kontrolle  der 
subjektiven  Bere(  litiL:unji:en  dieses  Staats.  Sie  umfarjt  desltalb 
naeli  Möglichkeit  alle  die  Falb',  in  welche  die  Stuatsgewjtit 
dort  zu  Lande  eingreift,  aber  auch  nur  diese  Fälle.  Für  An- 
gelegenheiten, welche  der  Hoheit  dieses  Staats  örtlich  nicht 
melir  unterstellen,  w  ird  auch  die  Verwaltungsrechtspflege  mangels 
besonderer  Gegenbestimmungen  nicht  zuständig  sein.  Lautet 
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deslialb  eine  Vorschrift  wie  die  bayrisclie,  welche  für  Streitig- 
keiten über  religiöse  Jürziehung  den  Verwaltunji^srechtsweg  vor- 
schreibt, aucli  ganz  allgemein,  so  ist  sie  doch  mit  Rücksicht 
auf  die  örtlichen  Grenzen  des  materiellen  Verwaltungsrechts 
zu  beschränken,  und  da  die  Zuständigkeit  der  Zivilgerichte, 
wie  frezeigt,  weiter  reichen  kann,  so  bestellt  auch  kein  Hindernis, 
den  Ziviliechtsweg  zuzulassen  in  Fällen,  für  welche  der  Ver- 
waltungsrechtsweg nicht  voigeschrieben  ist.  Erwähnt  ma^ 
aber  auch  noch  werden,  daß  derlei  Fragen,  so  theoretisch  ihre 
Erörterung  klingen  mag,  der  Praxis  des  Lebens  keineswegs 
fernbleiben.  Dem  bayrischen  Verwaltungsgerichtshof  lag  einmal 
der  Fall  vor,^)  daß  ein  württembergisches  Ehepaar,  in  gemischter 
Ehe  lebend,  seinen  Wohnsitz  in  Bayern  genommen  und  hier 
einen  Erziehungsvertrag  errichtet  hatte;  der  Vater  wünscht  von 
seinen  Verbindlichkeiten  loszukommen,  und  erklärt  nun  den 
Vertrag  für  ungültig,  weil  er  dem  württembergischen  Recht 
nicht  entspreche;  in  seiner  Ermangelung  aber  wolle  er  über 
die  Erziehung  kraft  seiner  privatrechtlichen  Erziehungsgewalt 
verfügen  und  beantrage,  alle  Kiiuvi  uduiigiii  auf  den  Zivilrechts- 
WLg  zu  verweisen  —  worauf  denn  freilich  der  Gericlitühof  nicht 
eingegangen  iat. 

12.  Konflikte. 

Einer  Erörterung  bedürfen  in  diesem  Zusammenhang 
Bchließlich  noch  die  Konflikte,  die  sich  (auf  Grundlage  des 
Bekenntniszwanges  oder  der  Bekenntnisfreiheit)  aus  einer  ver- 
schieden bemessenen  Zuständigkeit  der  Staaten  ergeben  können. 
Es  mag  sein,  daß  keiner  von  mehreren  beteiligten  Staaten  die 
Zuständigkeit  für  Ordnung  des  Bekenntnisses  für  sich  in  An- 
spruch nimmt,  es  wird  insbesondere  vorkommen,  daß  eine  solche 
Zuständigkeit  von  mehreren  Staaten  zugleich  gefordert  wird. 
Schon  die  Abgrenzung  der  Zuständigkeit,  wie  sie  oben  vertreten 
wurde,  kann  zu  Kollisionen  fülnvii ;  die  Eltern  haben  etwa 
ihren  Wohnsitz  im  einen  Staat,  das  Kind  befindet  sich  in  einem 
andern  Staat  zur  l'lioge.  Und  es  wurde  eines  Falles  aus  der 
Prajuü   des  bayrisclien   Verwaltungsgerichtshofs  gedacht,  in 

^)  Entach.  vom  18.  4. 1884  Samml.  o,  179. 
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welchem  die  preußische  Obervormundscliaft  Erziehung  nacli 
preußischen  Gesetzen,  die  bayrischen  Behörden  mit  Rücksicht 
auf  den  Aufenthalt  des  Kindes  in  einem  bayrischen  Waisenhaus 
Erziehunp:  nach  bayrischem  Recht  beanspruchten.  Gesteigert 
aber  wird  die  Walirscheinlichkeit  solcher  Kollisionen,  wenn 
manche  Staaten  ein  Territorialprinzip  und  andere  ein  Peisonal- 
prinzip  zugrunde  legen.  Eine  sehr  anstößige  Entscheidung  der 
sächsischen  Behörden  hatte  fiber  die  Gültigkeit  eines  Erziehung»- 
Vertrags  zu  befinden,  den  ein  Sachse,  frfiher  in  Bamberg 
wohnhalt,  später  nach  Sachsen  verzogen,  an  seinem  früheren 
Wohnsitz  vor  dem  Notar  errichtet  hatte ;  der  Vertrag  war  nach 
bayrischem  Becht  gültig,  in  Sachsen  Jedoch  wurde  ihm  die 
Anerkennung  verweigert,  weil  die  Vereinbarung  nicht,  wie  dort 
vorgeschrieben,  vor  Gericht  geschlossen  war.^) 

Juristisch  ist  die  Lösung  solcher  Konflikte  zunächst  ziemlich 
einfach.  Jeder  Staat  legt  seine  Gresetze  zu^nde  und  bringt 
sie  im  Rahmen  des  Möglichen  zur  Durchführung.  In  eine 
scliwierige  Liigc  freilich  kann  bei  solchen  Konflikten  ein  dritter 
St;iat  kommen,  der  genötiicrt  ist,  auf  eine  der  widerstreit^'nden 
( )t(liimigen  zurückzufrreileii.  Die  Elteni  wohnen  in  Oesterreich, 
die  Tochter  befindet  sicli  zur  rileßre  in  Sachsen,  nuiiinrhr  verleg 
die  ganze  Familie  Wohnsitz  und  Aufenthalt  nach  Bayern.  Man 
wird  in  Bayern  das  Bekenntnis  der  Tochter  nach  dem  vor  der 
Uebersiedelung"  niaßgebpndpn  Uerlit  bemessen:  nialjgelu'nd  aber 
ist  nach  bayriscliei-  Auffassung  [xind  nur  diese  kann  dabei  in 
Betracht  kommen)  mit  IJücksiclit  auf  den  Woliusitz  der  Eltern 
österreichisches  Recht,  da^  die  Tochter  dem  (ilauben  der  Mutter 
zuweist,  mit  Rücksicht  auf  den  Aufenthaltsort  des  Kindes 
sächsisches  Recht,  das  sie  zum  Bekenntnis  des  Vaters  ver- 
pflichtet. Wer  hier  eine  nackte  Antinomie  annehmen  wollte, 
dem  wäre  schwer  widersprechen.  Vielleicht  aber  führt  eine 
herzhafte  Anwendung  des  Art.  28  £0  z.  BGB  doch  zu  einem 

>)  Kreisc^irektioTi  Leipzi«:.  29,  G.  und  7.8.  1874  'nach  Entscheidung  des 
KiiHnsiiiiiiist(.'riiniis  ScJiniidt  Die  Entschridiiiisj  t^t  vom  Boden  des 

süchäiM'lK-n  Rechts  au»  ^äu  wie  es  von  der  Praxi»  aufgelegt  wird)  nicht  vi 
|ieuifltuBd«i.  Di«  Anrtöftigkeit  dei  Ergebaisaefl  beruht  auf  der  nnaiigcBiMseiieii 
Yerwendang  des  Fersonalprindpi. 
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brancbbaieii  Ergebnis.  Efi  ist  dort  für  bestimmt«  Fälle  der 
Grandsatz  zum  Ansdrack  irekommen,  daß  eine  zuständige  Rechts- 
ordnung zurücktreten  soll  gegenüber  einer  unter  anderm  Oesichts- 
punkt  zuständigen  Rechtsordnuu;;,  welche  den  Uegenstand  (lt\s 
RtH  litsverhältnisses  unter  ihn  r  tatsin  lilichen  Macht  hat.  Dürfte 
Ulan  diesen  Gedanken  verallgemoint  rii.  so  ließe  er  sich  auch 
hierher  übertragt  ii,  und  es  käme  darnach  derjenigen  l\echts- 
ordimng  ein  Vorrang  zu,  unter  deren  Herrschaft  das  Kind  seine 
tatsächliche  Erziehung  erhalten  hat. 

Indessen  auch  der  Satz,  daß  jeder  der  Staaten,  deren 
l{er]itsnrdnnng  kullidiei't,  sein  eigenes  Recht  zur  Anwendung 
bringt,  iiihrt  zu  Verwicklungen,  wenn  der  Kontiikt  eintritt 
zwischen  Staaten,  die  sich  zwar  hinsichtlich  der  Ordnung  der 
religiösen  Erziehung  unabhängig  gegenüberstehen,  aber  auf 
anderen  Gebieten  Rechtsgenieinschaft  besitzen,  wie  das  bei  den 
deutschen  Bundesstaaten  zutrifft.  Auch  hier  freilich  bleibt  es 
bei  dem  Ausgangspunkt,  daß  jedes  Rechtsgebiet  seine  Bekenntnis- 
Ordnung  anwendet  ohne  Büclcsicht  auf  die  abweichende  Ordnung 
in  anderen  Gebieten.  Dabei  aber  Icann  es  kommen,  daß  die 
Maßregeln,  die  ein  Bundesstaat  innerhalb  seiner  Zuständigkeit 
vornimmt,  eine  Wirkung  in  fremdem  Rechtsgebiet  üben  können, 
die  der  dortigen  Ordnung  des  religiösen  Bekenntnisses  zuwider- 
laufen.^) Mutter  und  Kind  wohnen  in  Württemberg,  der  Vater, 
Württemberger,  in  Braunschweig;  der  Vater  läßt  das  Kind 
entgegen  einem  geschlossenen  firziehungsvertrag  in  seinem  Be- 
kenntnis erziehen,  die  Mutter  erhebt  Klage  und  erzielt  vor 
württembergischen  Gerichten  obsiegliches  Urteil.  Ein  solches 
Urteil  ist  im  ganzen  Deutsclien  Reich  vollstreckbar  und  kann 
demgemäß  auch  in  Braunschweig  nach  4j  H«H  ZPO  vollstreckt 
werden,  wiew(tlil  es  der  dort  geltenden  Ordnuii*^  >tiacks  zuwider- 
liinft.  DariÜK  j  liinnus  freilich  kann  die  Wirksamkeit  eines  solchen 
Urteils  nielit  erstreckt  werden,  es  kann  eine  zivibvchtliehe 
Verbindliclikeit,  die  Erzielnmg  in  einem  be.stimniten  l'.cki  nntnis 
vorzunehmen,  nur  in  der  Richtung  gegen  den  Vater  aussprechen ; 

t)  Solche  Kompetenzverwirrnngen  kommen  innerhalb  Deutschlands  ancb 
sonst  vor  Vgl.  meinen  Aufsatz:  Partikulare  StaatsTerträji'  über  inter> 
nationales  Privatrecht,  Blätter  für  Sechtaanteendung  71,  333  fi. 
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wenn  etwa  der  Vater  sein  Kind  zu  sich  genommen  und  in  eine 
Schule  seines  Bekenntnisses  geschickt  hat,  so  sind  die  Schul- 
behörden in  Braunfichweig  an  eine  solche  Entscheidung  nicht 
gebumh'ii.  Eine  andere  Möglichkeit  mittelbarer  Uebergriffe 
ist  durcli  das  Eeichsj^esetz  vom  9.  6.  1895  geschaffen  worden. 
Die  Eltern,  Vater  protestantisch,  Mutter  katholisch,  wohnen  in 
Berlin,  die  Tochter  befindet  sich  zur  Erzitlnmg  in  München; 
wird  das  Kind  in  Berlin  zu  protestantischen  Kirchengemeinde- 
abgaben  beigezogen,  so  ist  diese  Festsetzung  in  München  voll- 
streckbar, wiewohl  das  Kind  nach  bayrischem  Recht  katholisch 
erzogen  werden  muß.^)  Insbesondere  aber  ist  die  Möglichkeit 
solcher  Uebergriffe  nahegerückt  worden  durch  das  Beichsgesetz 
über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit, 
welches  auch  den  Behörden  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
Amtsgewalt  über  das  ganze  Reich  verleiht.  Dabei  mögen  drei 
Fälle  Beachtung  finden,  in  denen  es  zu  einer  Entscheidung  der 
Vormundschaftsbehörde  über  die  religiöse  Erziehung  kommen  kann. 

Wo  den  Yormundschaftsgerichten  wie  in  Preußen  die  ge- 
samte Religionspolizei  über  Minderjälirige  übertragen  ist,^  da 
beruht  diese  Ueberweisung  auf  Landesrecht,  und  es  fehlt  damit 
—  soweit  Überhaupt  eine  Angelegenheit  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit vorliegt  —  an  der  Voraussetzung,  welche  §  1  des  Ge- 
setzes über  freiwillige  Gerichtsbarkeit  für  eine  außerpartikulare 
Wirkung  vornmndschaftlicher  Entscheidungen  aufstellt:  daß  die 
Angelegenlieit  den  Gerichten  durcli  Reichsgesetz  übertragen 
worden  ist.  Und  auch  die  ultnen  partikularen  Rechtshilfe- 
VLiUage  vermögen  nicht  zu  einem  Kiiibruch  vormundschafts- 
gerichtlicher Entscheidungen  entgegen  dem  ürtliclien  Recht  zu 
füliivn.  da  sie  nach  Art.  1  nur  zu  derjenigen  Rechtshilfe  ver- 
ptli(  Ilten,  welche  -den  (Jericliten  des  Inlands  nach  dessen  (Je- 
setztn-  nicht  verweigert  werden  darf. 

')  §  4  des  Gesetzes  UQterwirJr  die  Vuraussetzuogen  der  Beistaiidleisiuug 
aasacblteßlich  den  fQr  die  ersndietuie  Stelle  miifigebenden  YoiBcliriften.  §  3 
macht  eine  BinschrftiikaDg  nnr  fflr  die  Art  der  HnndlmigeD,  die  vom  Zweck 
der  VottstreckQDg  vorgenommen  werden  sollen»  sofern  es  sich  nicht  inhaltlicb 

am  die  Abwendiiiif^  einer  Doppt-Ibc^tenernng  handelt. 
YergU  obea  Anm.  2. 
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Anders,  wo  §  1837  BGB  eingreift.  Ein  gesetzwidriges 
Vorgehen  des  Yormnnds  hintanzuhalten,  ist  das  Yormnndschafts- 
gericht  vom  Beichsrecht  beraten,  und  es  kann  das  Vormund- 
Schaftsgericht,  was  gesetzwidrig  ist,  nur  nach  seinem  eigenen 
Recht  bemessen.  Nun  denke  man  einen  fiüher  erwähnten  Fall, 
in  dem  die  preußische  Obervormnndschaft  protestantische  E2r^ 
Ziehung  verlangte,  während  die  bayrische  Verwaltung  katho- 
lische Erziehung  des  in  Bayern  untergebrachten  Kindes  fordert, 
unter  der  Herrschaft  des  neuen  Bechts  vorgekommen.  Das  Vor^ 
mnndschaftsgericht  kann  den  Vormnnd  znr  Befolgung  seiner 
Anordnungen  durch  Geldstrafen  anhalten,  und  ich  wüßte  nicht, 
was  einer  Vollstreckung  solcher  GeldstralVn  in  Bayern  entg*  ii- 
gehalten  wenlfii  könnte,  wenn  niclit  ctwii  da^  Voriiiundschafts- 
gericht  sich  selbst  beschrankt,  sei  es  aus  subjektiven  Gründen, 
weil  bei  dem  juristischen  Notstand  des  Vormunds  nicht  wohl 
von  einer  „PHiclitwidrigkeit"  zu  sprechen,  oder  etwa  auch  hier 
mit  Rücksicht  auf  Art.  2H  EG  z.  BfiB  (vgl.  oben  S.  1221),  der 
dem  Staat,  unter  d  sx  u  Hoheit  die  Erziehung  tatsächlich  statt- 
findet, den  Vitrtritt  läljt. 

Eine  andere  vStellung  wiederum  kann  dem  Vormundschnfts- 
gericht  zukommen,  wo  der  Vnrninnd  das  Bekenntnis  des  Mündels 
nacli  seinem  Kiine.Nsen  bestimmen  kann,  in  Gebieten  völliger 
Fj^ziehungslreiheit  wie  Hamburg  oder  i'reineii.  ist  bestritten, 
ob  das  Vormundsfhattsgericht  bei  Ermessenstragen  in  die  An- 
ordnungen des  Vormunds  abändernd  eingreifen  darf.  Wer  die 
Fra^e  mit  Dernbitrg  bejaht,  für  den  kann  das  Vomiundscliafts- 
gericbt  auch  unter  solchen  Umständen  zu  einer  Entscheidung 
gelangen,  der  ^fündel  ist  in  .l(jr  oder  jener  Konfession  zu  er- 
ziehen. Dabei  ist  nun  freilicli  wohl  zu  scheiden,  wieweit  ein 
solcher  Ausspruch  vom  Reichsrecht,  und  wieweit  er  vom  Landes- 
recht getragen  wird.  Reichsrechtlich  ist  die  Ueberordnung  des 
Vormundschaft.sgerichts  über  den  Vormund,  landesrechtlich  aber 
ist  es,  wenn  der  Vormund,  und  damit  auch,  wenn  die  ihm  vor- 
gesetzte Behörde  über  das  Bekenntnis  bestimmen  darf.  Es  ist 
nicht  das  ihm  reicbsrechtUch  verliehene  Imperium,  welches  das 
Vormundschaftsgericht  in  die  Lage  bringt,  in  diesem  Fall  das 
Bekenntnis  festzusetzen,  sondern  die  Stellung  als  Erziehungs- 


berecliti'i1t*r,  wrli-hc  ilim  vom  Landesrecht  gewälirt  ist,  und 
vermag  darum  ein  soklior  Beschluß  über  den  Machtbereich  üe5 
beteiligten  Staats  nicht  hinauszuwirken.  Eine  Ungehorsains- 
strafe  dagegen,  welche  das  (Bericht  auf  Clrund  dieses  Sach- 
verbalts gegen  den  Vonnund  verhängen  würde,  hätte  ihren 
RechtsgTund  wiederum  im  Beicbsrecht  und  wäxe  vollstareckbar 
in  allen  Bundesstaaten. 

13.  Das  Unterscheidungsalter. 

Und  endlich  zur  letzten  der  hier  zu  behandelnden  Fragen: 
welche  Geltung  besitzen  Vorschriften,  die  aller  religiösen  Er- 
ziehung ein  Ende  setzen,  wenn  der  Zögling  das  „Unterscheidongs- 
alter'  erreicht  bat?  Anch  hier  fehlt  es  nicht  völlig  an  Aeufie- 
mngen  der  Theorie  und  Praxis.  Fiore  und  Weiß^)  sehen  in 
der  Befugnis  des  Minderjälirigen,  mit  der  Erreichung  eines  be- 
stimmten Lebensalters  sein  Bekenntnis  sell)ständig  zu  wählen, 
eine  Angelegenheit  der  Gewissensfreiheit  und  damit  des  ört- 
lichen Reclits.  Für  Protitch'^\  bedeutet  sie  eine  teilweise 
Kmaiizipation,  über  welche  an  sidi  das  Personalstatiit  ent- 
schcick'H  müßte;  nur  scheitere  bei  eincui  Ausländer  in  Frank- 
reich die  Anwendung  seines  hrimatlichen  Hechts  au  einem  tat- 
sächlichen Hindernis,  daß  nämlicli  in  Frankreich  für  einen 
solchen  teilwoison  Verinst  der  väterlichen  (Jewalt  keine  Zwani^s- 
mittel  ^xt'f^^iii  (U  n  widerstrebenden  Vater  vorgesehen  seien.  2sach 
Dorner  und  Seng^)  handelt  es  sich  bei  diesem  Selbst- 
•bestimmungsrecht  um  die  (Geschäftsfähigkeit  des  Kindes,  und 
da  das  A(t  z.  BGB  die  Kollisionsnormen  des  Reichsrechts  auf 
die  ,»badischen  Landesgesetze  privatrechtlichen  Inhalts"  ent- 
sprechend übertrage,  so  sei  in  Baden  für  solchen  Fall  das 
Personalstatut  gemäß  Art.  7,  27  EG  z.  BGB  anzuwenden.  In 
Bayern  schließlich  hat  die  ältere  MinisterialprajiS)  wie  die 
übrigen  Vorschriften  der  zweiten  Yerfassungsbeilage,  so  auch 

Fiore- Antut ne,  droit  ittt.  j)ricc  2,  12« L;  Weiß,  traiti  theo- 
rique  et  pratique  4,  1431. 

De  la  pui89anc9  poteruelle  en  4roit  int  prittit  84  f. 
^  JOorntr,  Da«  badisehe  AQ  s.  BQB  16;  Dorner  und  S9n$t 
Badüi^es  LandeBpri?atreeht  658. 
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jene  über  das  Unterscheidungsalter  auf  Inländer  beschränken 
wollen,  ^)  seither  jedoch  hat  der  Venvaltniigsgerichtshof  nicht 
nur  der  (in  der  zweiten  Verfassungsbeilage  geordneten)  religi- 
ösen Kindererziehong  im  allgemeinen  eine  territoriale  Begrenzung 
g^ben,  sondern  auch  auf  das  Unterscbeidongsalter  diesen  Maß- 
stab angewendet^ 

Wir  haben  die  Anagaagspiinkte,  welche  unserer  Entscheidung 
zugrunde  liegen  sollen,  oben  (S.  62  ff.)  auseinandergesetzt.  Es 
handelt  sich  bei  einer  Beendigung  der  Vorschriften  über  reli- 
giose  Erziehung  durch  den  Eintritt  in  das  Unterscbeidungsalter 
in  jedem  Fall  um  öffentliches  Recht,  um  die  Aufhebung  eines 
Gewissenszwanges,  der  .durch  staatliche  Zwangsyorschriften  un- 
mittelbar oder  auch  in  der  mildesten  Form  einer  Uebertragung 
der  Bekenntniswahl  an  die  Eltern  geübt  wird.  Als  i^digungs* 
grund  für  die  Geltung  jener  öffentlichrechtUchen  Vorschriften 
über  Bekenntnisbestiromung  aber  muß  die  Erreichung  des  ünter- 
scheidungsalters  notwendig  derselben  Rechtsordnung  unterworfen 
sein,  welche  ohne  Vorliegen  eines  solchen  Endigungsgrundes 
für  die  Bekenntnisbestimmung  maßgebend  wäre.  Die  ent- 
scheidende Altersgrenze  wird  in  Oesterreich  mit  14,  in  Sachsen 
(von  besonderen  Fäll(?n  abgesehen)  und  in  Bayern  mit  21  Jahren 
erreicht;  hat  demgeiiiiiü  ein  Kijährig'er  Oesterrpiclier  seinen 
Wohnsitz  in  Sachsen,  so  kann  er  entsjjreclu'nd  dem  dortigen 
Heiniatpriiizip  sein  Bekenntnis  frei  wählen,  dagegen  nicht  bei 
einem  Wohnsitz  in  Bayern,  wo  Territorrialprinzij)  gilt. 

Kun  kunniit  der  Erreichung  des  ünterscheidungsalters 
freilich  noch  eine  ijweite  Bedeutung  zu.  Sie  beendigt  nicht 
nur  die  religiöse  Erziehung  der  Kitern.  .*<umU  rn  sie  begründet 
anch  die  Befugnis  znr  selbständigen  Gliiubeiiüänderung.  Aueli 
für  diese  aber  gibt  es  Kechtssätze  des  öffentlichen  Kechts 

^)  MioisterialentficbließaDg  vom  20.  1.  1859  bei  Günther,  Protestan- 
tisrhes  Amtshandbuch,  mxxf  AuJl.  1,  31.  Dcmontsprecbend  noch  jeUt  das 
protestautisclie  Obirkonsibtoriuni.  und  Kraussold ,  die  in  der  havrisrhen 
protestanUscbcn  iiundeskircbc  guiiigcn  Gesetze  2;  Seeberger,  iiaadbuch 
der  Aaitilttlirung  für  die  protattAiitiscIie  Q«iil1i^eit  des  Kfl&igceielis  Bayern  2'. 

*)  XdImIi.  vom  21.  1.  1^91,  Smuhi].  12,  449  (gogcn  die  Vorinitaiui). 
Uelkrcinstimjnend  Ernst  Mayer,  Kircbenbobeitsrecbte  des  Königs  TOii 
•9i^«ra  146;  Sckärb^r,  Stelliug  der  AvsUliider  in  B%yefn  00. 
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(zumal  über  die  Form,  in  der  ein  Glaubenswechsel  vorj^enommen 
werden  iiiuij  .  und  so  kann  von  dieser  Seite  gesehen  ein  Glaubens- 
wechsel nur  (iaiiii  ix'ilüg  zustande  kommen,  wenn  er  den  An- 
forderungen der  für  den  sfditstündipfen  Gluubeiiswechsel  mali- 
gebenden Rerlitsiu-dnunp:  eiits[)rieht.  Ein  Anlaß  zu  Zweifeln 
wird  ans  dieser  Doppelnutur  des  rnterselieidungsalters  freilich 
nicht  hiiuti^'  erwachsen.  Denn  die  JAechtsordnunpr,  welche  für 
die  religiöse  Kindererziehung  maßgebend  ist,  fällt  ganz  regel- 
mäßig zusammen  mit  derjenigen,  welche  den  Glaubenswecbsel 
der  Jfirwachsenen  ordnet.  Es  wird  an  anderer  Stelle  zu  zeigen 
sein,  dafi  eine  Zuständigkeit,  den  Glaubenswechsel  der  Er- 
wachsenen zu  regeln,  nur  da  vorkommen  kann,  wo  auch  eine 
Zuständigkeit  zur  Ordnung  der  religiösen  Erziehung  besteht, 
nach  der  hier  vertretenen  Meinung  am  Wohnsitz  der  Person; 
und  der  Geltungsbereich  einer  Glaubensordnnng  für  Erwachsene 
ist  nur  insofern  enger,  als  dabei  Beziehungen  der  Elten 
(Wohnsitz,  Staatsangehörigkeit),  die  verschieden  sind  von  jenen 
des  Kindes,  wie  auch  der  tatsächliche  Brziehungsort  des  Kindes 
außer  Betracht  bleiben  müssen. 

Immerhin,  Zwiespältigkeiten  sind  möglich;  ihre  Lösung 
bestimmt  der  (i egenstand,  zu  dessen  Ordnung  der  Staat  eingreift. 
Handelt  es  sich  um  ein  Kind,  dessen  Eltern  in  Oesterreich 
woluien  (auch  dort  staatsangeliiaig  sind),  und  das  in  Hayern 
erzogen  wird,  so  ist  es  für  die  religilvse  Erziehung  in  P.ayern 
gleie]i<4iltig,  w  enn  der  hvnide  Wohnsitz  dem  Kind  die  relii:i<"'St' 
^>  11  -thestimniung  früher  gestattet,  als  es  in  "Rayern  Kechtt-ns 
ist.  l'nd  aneli  dann,  wenn  es  sich  um  das  Kind  einer  luiLTt- 
mischten  Ehe  handelt,  in  der  die  Elterji  nach  bayrischem 
Keclit  Erziehungsfreiheit  genießen ;  auch  die  Bekenntnisbestim- 
raung  durch  die  Eltern  lierulit  auf  öffentlichem  Recht.  Vom 
Standpunkt  Oesterreichs  aber  bietet  derselbe  Fall  ebensowenig 
Scliwierigkeiten;  insofern  das  Kind  von  seiner  Fähigkeit  2:ur 
Selbstbestimmung  Gebrauch  gemacht,  Liegt  eine  Angelegenheit 
Oesterreichs  vor,  die  nach  den  dortigen  Gesetzen  bemessen 
wird  ohne  Rücksicht  darauf,  daß  das  Kind  anderwärts  noch 
unter  religiöser  Erziehung  steht.  Heikler  mag  die  Sachlage 
bei  einem  negativen  Konflilft  werden.  Zwar  der  Fall,  daß  ein 
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Jugendlicher  nach  dem  iur  die  Erziehung  iiiaßgebenden  Piecht 
des  Aushuids  in  religiöser  Hinsicht  nicht  mehr  nnter  fremder 
Botmäßi^^keit  steht,  nach  dem  für  die  Selbstbestimmung-  maß- 
gebenden Recht  des  Inlands  aber  das  erfnnh'rliche  Alter  noch 
nicht  erreicht  hätte  —  dieser  Fall  kann  nirht  vorkommen,  da 
mit  einer  Zuständigkeit,  über  die  Selbstbestimnluag  zu  ent- 
scheiden, stets  eine  Zuständigkeit,  die  religiöse  Erziehung  zu 
ordnen,  parallel  läuft.  Der  urogekelirte  Fall  indessen,  daß  für 
die  Erziehnngr  inländisches,  für  die  Selbstbestimmung  aus- 
ländisches Recht  zur  Anwendung  käme,  ist  nicht  völlig  aus- 
geschlossen. Eine  Familie  wohnt  in  Berlin,  der  Vater  besitzt 
die  preußische,  der  18  jährige  Sohn  die  sachsische .  Staats- 
angehörigkeit Die  neuere  preußische  Praxis  bemißt  die  religiöse 
Erziehong  nach  der  Staatsangehörigkeit  des  Vaters,  die  Be- 
fugnis zu  selbständigem  Qlaubenswechsel  dagegen  vermag  nur 
nach  den  Beziehungen  des  Kindes  beurteilt  zu  werden;  sollte 
nun  in  Preußen  auch  hieför  die  Staatsangehörigkeit  zugrunde 
gelegt  werden,  so  wäre  die  Rechtslage  so,  daß  entsprechend 
dem  preußischen  Landrecht  der  Sohn  mit  zurückgelegtem 
14.  Lebensjahr  zwar  frei  würde  von  jedem  fremden  Zwang, 
zu  rechtlich  relevanten  Handlungen  der  Selbstbestimmung  da- 
gegen, in.sltesondere  zu  einem  Austritt  und  1 'ebertritt  zu  einem 
andern  (  Jlauhen.  würde  ergemiili  den  Vorschriften  des  säclisischen 
Rechts  erst  mit  Erreichung  der  Volljährigkeit  befähigt  sein. 


Drnekfeblerberiehtigong: 

8.  ö6  Anm.  2  (von  S.  55)  Zeile  2  von  obea  Ue»  „die  beteiligten''  statt 
„dM  beteUigten*  und  Am.  1  Zeile  2  .das  von  der  Eniehnngsfreibdt''  statt 
.die  Jcn  der  Erziehnngefreiheit*^. 


ZeiUchriftf.  luiern.  PnvHt-  u.  utfuntl.  Hecht.  XVII. 
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II. 

Bie  Bekfinntnisünderiiiig  der  Erwachseneo. 
Von  Dr.  Karl  Wenmeyer«  Privatdosent  in  Hflneben. 

Ein  Beschluß  des  k.  Landjrerichts  1  in  Berlin  vom  4.  2.  1893') 
liatte  über  folgenden  Sacliverlialt  ZU  entscheiden:  ein  bayrisi  Iior 
Staatsangehöriger  beabsichtigte,  aus  der  katholischen  Kirche 
auszutreten,  und  erklärte  dies  zu  Protokoll  des  Amtsgerichts 
Berlin  mit  der  Bitte,  das  geeignete  zu  veranlassen,  entsprechend 
dem  preußischen  Gesetz  vom  14.  3. 1873,  welches  für  den  Aus- 
tritt aus  der  Kirche  zunächst  die  Stellung  eines  Antrags  fordert, 
der  von  dem  Richter  dem  Vorstand  der  beteiligten  Kirchen- 
gemeinde mitzuteilen  ist,  alsdann  nach  4—6  Wochen  die 
klärung  des  Austrittes  selbst,  die  vom  Amtsgericht  zu  Protokoll 
genommen  wird.  Gegen  die  Eröffnung  nun,  daß  jenes  Gesetz 
„nur  auf  preußische  Staatsangehörige  im  Königreich  Preußen*^ 
Anwendung  finden  könne,  wurde  Beschwerde  erhoben,  und  das 
Landgericht  hat  der  Beschwerde  s^attg:eß:eben :  „Der  Inhalt  des 
Gesetzes  ist  seinem  Zweck  pfeinäß  öffentlichen,  indes  nicht 
politischen,  sondern  rein  bürsrerlichen  Kechtes'' ;  Art.  3  der 
Keidisverfassunp  habe  den  Satz  aut^estellt,  kein  Deutscher  dürfe 
in  rechtlicher  Beziehung  ungiinsti;:;  r» n  Jitgiln  unterworfen 
werden,  als  der  Angt  Imrige  des  eigenen  Staats,  nur  für  politische 
Rechte  sei  die  Verschie  denheit  der  Staatsangeliörigkeit  von  Be- 
lang geblieben.  Ivs  ielile  im  gegen  wart  igen  Fall  jeder  Anhalt, 
daß  das  (irsrtz  nur  auf  preußisclir  im  f itnensatz  zw  anßer- 
lireußisrlit-n  lv*eichsangeli(it  i;^(  ii  Ains  t  iMliiM«^-  .tiiidni  st<\U\  und 
wenn  die  trüliereu  Vorschrüteu  des  Allgemeinen  Landrechts  in 

Archiv  für  öffentlichea  BeeM  8,  G05. 
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diesem  Zusammenhang  mehrfach  von  „Untertanen''  oder  ^Bürgern 
des  Staats-'  sprechen,  so  komme  dem  doch  für  die  Auslegung 
keine  liedtutunp:  zu. 

In  Bayern  verlangt  ^  10  der  zweiten  Vertassunsrsbeilage 
für  den  üeberganer  von  einer  Kirclie  zu  einer  andern  i)eiM.iiliehe 
Erklärung  bei  dem  eiabchlägigen  Pfarrer  oder  j^M-istlielieri  Vor- 
stand sowohl  der  neuj?pwählten  als  der  verlassenen  Kirche.  Eine 
Entschließung  des  Mitiisteriuras  des  Innern  vom  80.  7.  1846 
erklärt  diese  Vorschriften  des  bayrischen  Rechts  wie  überhaupt 
die  ganze  zweite  Verfassungsbeilage  für  unanwendbar  auf  Aus- 
länder unter  Hinweis  auf  die  entsprechenden  Grundsätze,  nach 
welchen  das  ^linisterium  Streitigkeiten  über  religiöse  Kinder- 
erziehang  entscheide;  zwei  weitere  Entschließungen  des  Mini- 
steriums des  Innern  für  Kirchen-  und  Schulangelegenheiten  yom 
6.  8. 1849  und  20. 1. 1859  >)  wiederholen  diesen  Standpunkt,  und 
es  ist  das  die  Auffassung  des  Oberkonsistoriums  und  .  einiger 
ihm  folgender  Schriftsteller  über  protestantisches  Kirchenrecht 
geblieben.^  Seitdem  freilich  die  Entscheidung  über  religiöse 
Kindererziehung  auf  den  Verwaltungsgerichtshof  übergegangen 
ist,  hat  die  Rechtsprechung  nach  dieser  Richtung  völlig  ge- 
wechselt, der  Gerichtshof  geht  von  einer  territorialen  Verbind- 
lichkeit der  zweiten  Verfassungsbeilage  aus''),  und  es  bezieht 
denn  auch  Ernat  Mayer*  \  die  \'(>rschriften  des  ReliiLrionsedikts 
über  drii  Wechsel  de^  GlHiiin  iislu  kt  iiutnisses  auf  Inländer  und 
Ausliiiiiler.  da  das  (Jesetz  nach  seinem  Wortlaut  von  ^jtnleiu 
Staatjseinwohner"  spricht;  fjfleicliei-  Ansielit  ist  Arthur  B. 
Schmidt\  das  Keligionsedikt  beziehe  sich  schon  nach  seiner 

Sämtlich  abgedruckt  bei  Günther^   prutestanUttcbcs  Aiutsbaud- 
bach2l,29ff. 

Kraussoldf  Die  in  der  bayrischen  prüteBt&ntiscben  Landeskirche 
gAltigen  Geaetse  2  nnd  5;  S^eberger^  Hradbncta  der  AmtsfOhrnng  fOr  die 

protMtantischcn  (fListhchen  des  K<">ni}2;reich.s  Bayern  2^  und  4". 

3)  Aach  für  die  Beendigung  der  religiösen  Erziehung  durch  Erreichung 
des  Unterscheidungsalters,  die  hier  im  beaondern  wichtig  ist:  Entscb.  vom 
21.  1. 181>1,  Samml.  12.  445). 

*)  Die  KirchenhüheiLsruchte  des  Königs  von  Bayern  ^1884i,  145. 

^)  Der  Austritt  atis  der  Kirche  (1893),  34  f.  Uebereinstinunend  auch 
Scher b er.  Die  lecbtUclie  Stellnng  der  Aaslttadw  in  Bayern  (1897),  60. 
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üeberschrüt  auf  die  « Einwohner  des  Eönigreichfi*,  wobei  zq 
beachten,  daß  die  Verfässungsorkonde  zwischen  Einwohnein  und 
Staatsangehörigen  bewußt  unterscheide,  und  er  verweist  auf  den 
eben  erwähnten  Umschwung  in  der  Rechtsprechung  des  Ver- 
waltungsgerichtshofes. 

Auch  im  Königreich  Sachsen  ist  durch  Gesetz  vom  20. 6. 1870 
für  den  Austritt  ans  einer  staatlich  anerkannten  Religionsgesell- 
schaft gerichtliche  Form  vorgeschrieben.. und  es  soll  diese  Vor- 
schrift nach  Ansicht  des  Kultusministt  riiims  *  )  entsprechend  den 
landstandischeii  Verhandlungen  bei  Erhiß  des  (lesetzes  aiicli  auf 
die  in  Sachsen  vvuhuenden  Ausländer  Anwendung  finden.  In 
Braunsiliwcig  handeln  (iosetze  von  1867  und  1873  über  den 
(Tlaul)»'ns\vt'(iis(  1  von  ^Laudesangehürigen'*  und  „Staatsbürgern", 
Bestiinnnin^^  n,  dir  sich  nach  Arthur  B.  Schmidt'^)  auf  Fremde 
nicht  erstrecken:  docli  hat  die  jüngste  Regelung  der  Materie, 
das  (losetz  vom  29.  tj.  02.  diese  Wendungen  faHen  lassen  und 
spricht  von  dem  Uebertritt  der  „im  hiesigen  Laude  wohnenden 
Katholiken." 

Das  österreicliisclie  Gesetz  vom  25.  .')  ISHS  scliließlich  ver- 
langt eine  Erklärung  des  Austretenden  bei  der  politischen  Behörde, 
und  eine  Ausführungsverordnung  der  Minister  des  Kultus  und 
des  Innern  vom  18.  1.  1869^)  fügt  in  §  2  hinzu:  „Die  Kompe- 
tenz der  Behörde  zur  Entgegennahme  der  Austrittserklärung  ist 
durch  die  österreichische  Staatsbürgerschaft  des  Austretenden 
nicht  bedingt. Die  Geltung  der  Vorschrift  für  Ausländer  wird 
denn  auch  gelegentlich  von  Literatur  und  Praxis  vorausgesetzt*) 
—  in  einer  Entscheidung  des  Kultusministeriums  vom  31.  H.  1881 
freilich  mit  einer  Begründung,  welche  materiell  eine  Ablehnung 
der  Geltung  des  interkonfessionellen  Gesetzes  von  1868  für 
Ausländer  bedeutet:  ein  jüdisches  Ehepaar  preußischer  Staats^ 

^)  Vgl.  eue  Verordnung  deä  evangelisch-luLberit>cheu  LandeskoDsistoriuius 
vom  90. 12.  Ol,  Fisehere  Zeiisckrift  für  Praxis  und  Oeset^ifebunff  der 
Verwaltung  24,  176  f. 

2)  A.  a.  0.  56  f. 

^)  Ul brich,  Handbuch  der  österreichischen  Verwaltung  2,  1009. 

■*)  .VesfjHe  von  Piittlinfjrn.  Internat,  Privatrpf^hr-  nS78\  l(J4; 
Kt  /  chli'hncr.  Oestefrcirhisrhc  Zeitschrift  für  Verwaltung  (1Ö78)  11, 
141  f.  mit  Hinweisen  atii  die  i'ru.xis. 
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angehörigkeit,  wolmliaft  in  Wien,  will  seine  Kiiider  taufen 
lassen  ;  das  Ministerium  entscheidet  die  Zulässigkeit  eines  T^eber- 
tritts  d\.'r  Kinder  nacli  preußischem  Rf'clit,  weil  es  sich  dabei 
um  eine  FT^tre  der  persönlichen  l^uhigkeit  handle,  was  das 
interkonfessionelle  österreichische  Gesetz  dajregen  über  die  Er- 
klärung vor  der  Behörde  bestimme,  sei  eine  Forravorschrift,  die 
nach  dem  Grundsatz  locus  regit  actum  auch  für  Ausländer 
verbindlicli  sei ;  im  übrigen  könne  jedenfalls  aus  der  Ministerial- 
verordnnng  von  1 869  nichts  entnommen  werden,  da  sie  sich  nur 
auf  die  örtliche  Zuständigkeit  (?)  beziehe.^) 

So  stehen  sich  also  zwei  Systeme,  zunächst  unvermittelt, 
gegenüber;  die  Geltung  der  Vorschriften  über  den  Austritt  aus 
der  Kirche  oder  auch  über  den  Uebertritt  vom  einen  Bekenntnis 
zu  einem  andern  wird  bald  personal,  bald  territorial  abgegrenzt. 
Eine  Verbindung  dieser  Gebote  mit  der  Staatsangehdrigkeit  wäre 
denkbar,  der  Staat  erlfißt  zwingende  Vorschriften  für  seine 
Untertanen.  Aber  gerade  für  den  Hauptfall,  wo  sie  sich  in 
ihrer  Besonderheit  bewähren  müßte,  für  Inländer  im  Ausland, 
versagt  eine  solche  Abgrenzung  vollständig.  Zunächst  entbehrt 
der  heimische  Staat  jeder  Kontrolle  darüber,  ob  seine  An- 
gtii(»rigen  ihren  konfessionellen  Verpflichtungen  auch  in  der 
Fremde  nachkommen;  des  weiteren  aber,  es  bedarf  für  den 
Anstritt  oder  Uebertritt  nach  den  meisten  neueren  Gesetzen 
der  Mitwirkuucj  einer  staatlichen  Behörde,  auf  (h'ren  Einprreifen 
in  fremdem  Land  nur  dann  gerechnet  w  i  rden  konnte,  wenn  das 
dortige  öffentliche  Kiciit  ihnen  zufällig  dieselbe  Aufgabe  zu- 
weist —  man  denke  an  die  Ordnung  in  Preußen,  wehhe  den 
Oerichten  eine  Autgabe  überträgt,  die  ihrem  sonstigen  Wirkungs- 
kreis so  völlig  fem  liegt.  Und  wie  käme  schließlich  ein  Staat 
dazu,  Vorschriften  zu  treffen  über  die  Mitgliedschaft  in  einer 
Keligionsgesellschaft  des  Auslands?  So  macht  denn  auch  jener 
angefochtene  Beschluß  des  Amtsgerichtes  Berlin  eine  Ein- 
^hränknng,  die  dem  System  die  Spitze  abbricht:  das  fragliche 
Gesetz  gelte  für  preußische  Staatsangehörige  in  Preußen.  Und 

M  Journal  8,  286.  Auch  der  Vcrwaltungsgeiit  litshof  bcschraukl  die 
Geltung  des  interkonfessionellen  Gesetzes  auf  die  „i^taatsbürger*,  vgl. 
«ben  8.  75. 
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wenn  die  einschlägigen  Vorschriften  in  Braunschweig,  die  von 
„Landesangehörjgen"  sprechen,  wirklich  bnchstäblich  genommen 
werden  durften,  so  zeigt  doch  der  Zusammenhang,  daß  sie  nur 
Mitglieder  einer  ^inländischen  Gemeinde"  vorausgesetzt  haben. 

Was  freilich  der  angeführte  Beschluß  des  Landgerichtes  I 
Beiiiii  j^«  gen  ein  solciies  System  vorbringt,  geht  an  der  Haupt- 
sache vorüber.  Die  anderen  Deutschen  .solkn  nach  Art.  H  der 
Reichsv(  riassuiig  den  Preußen  gleiclistelien.  Ciilt  das  preniiisi  he 
üebertrittsgesetz  alsdami  für  alle  Deutschen?  Auch  für  tincii 
Bayern,  der  in  r.ayern  wt»hnt':^  Da,s  (Jcricht  hätte  wohl  er- 
widert, daß  das  (iesetz  eint'  F.rklilrung  vor  dein  „Riclitcr  des 
Wohnorts''  fordert.  Utid  wenn  ein  Nichtdeutsrher  in  Preußen 
wohnt,  für  dessen  Austritt  der  eigene  Heiniatsraat  sich  nls  un- 
zuständig erklärt^  Offenbar  komnit  dem  Wolmort  hier  eine 
Bedeutung  nicht  nur  für  die  örtliche,  sondern  für  die  staat- 
liche Zuständigkeit  zu,  das  (resetz  gilt  für  alle  und  nur  für 
diejenigen  Personen,  die  in  Preußen  ihren  Wohnsitz  haben. 
Das  folgt  schon  aus  den  Zwecken  solcher  Gesetze.  Wo  der 
Staat  den  Austritt  aus  der  Kirche  erschw»  rt  um  seine  Be- 
völkerung nach  Möglichkeit  in  einem  konfessionellen  Verband 
festzuhalten,  da  hat  er  dies  Interesse  gegenüber  allen,  welche 
dauernd  an  seinem  Leben  teilnehmen,  ohne  Unterschied,  welches 
ihre  Staatsangehörigkeit  sein  mag.  Und  wo  solche  Bestimmungen 
bezwecken,  den  Frieden  unter  den  versctiiedenen  Konfessionen 
im  Land  zu  bewahren,  da  besteht  ein  solches  Bedürfnis,  ganz 
gleich,  ob  die  Mitglieder  einer  inländischen  Beligionsgesellschaft 
Staatsangehörigkeit  im  Inland  oder  Ausland  besitzen.  Bei 
Personen  ausländischen  Wohnsitzes  sind  solche  Erwägungen 
regelmäßig  gegenstandslos.  Und  eine  Unsicherheit  bleibt  nur 
etwa  bezüglich  derjenigen  Ausländer,  die  sich  kurz  oder  länger 
im  Inland  aufhalten,  ohne  doch  hier  W'ohnsitz  zu  nehmen.  Bei 
bloßer  Durchreise  freilich  knüpfen  sicli  keine  Beziehungen  zum 
Inland,  welelie  den  Stant  veranlas.sen  könnten,  von  seiner 
Religionspulizei  (Jebrauc!!  zu  inaclien,  ja  es  wird  sein  Ein- 
greifen in  solchem  Fall,  selbst  wenn  er  eingreileu  wollte,  ni(  lit 
auf  Ane  rkennung  anderer  Staaten  rechnen  dürfen:  es  kruinti  n 
sich  da  sonst  Austrittsasyle  auftun,  wie  es  da  und  dort  üSchei- 
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dnngsasyle  für  flacbtige  GSste  gibt,  die  einen  wie  die  anderen 
als  Macbtanfiening:en  eines  unzuständigen  Staates  international 
wertlos,  ^)  Anders  allerdings  könnte  die  Antwort  bei  längerem 
Anfenthalt  im  Land  lauten.  Die  obwaltenden  Zweifel  aber 
werden  durch  eine  zweite  Einwägung  zu  lösen  vsein. 

Staatliche  Anordnungen  über  den  Austritt  aus  t  inr  rGlaubens- 
gesell schüft  sind  Zwangsvorscbriften  für  den  Einzelnen,  der 
vom  Staat  so  lange  als  Mitglied  der  Uesellschaft  behandelt 
wird,  bis  er  die  vorgesrliriebenen  Bedingungen  erfüllt  hat;  die- 
selben Anordnungen  sind  Zwangsvnrschriften  für  die  (Uaubens- 
geseilschaften,  die  dem  Staat  gegenuiier  «renoti^t  werden, 
jemand  als  ausgeschieden  zu  betrachten,  sobald  er  jenen  An- 
forderungen Grenüge  getan  hat.  Daraus  aber  folgt:  um  Zwang 
Oben  zu  können  gegen  eine  Glaubensgesellschaft,  muß  der  Au.s- 
getretene  die  Mitgliedschaft  in  einer  Glijiubensgesellschaft  des 
Inlands  besessen  baben,  das  ist  aber,  wie  an  anderer  Stelle 
anszufttbren,  wenigstens  bei  Glaubensgesellscbaften  des  öffent- 
lieben  Reebts  nur  dann  der  Fall,  wenn  die  Person  im  Inland 
ihren  Wohnsitz  bat.  Glaubensgesellscbaften,  die  in  das  öffent- 
liche Recht  nicht  aufgenommen  sind,  mögen'  allerdings  auch 
Mitglieder  im  Ausland  haben,  und  auch  hier  bleibt  die  Auf- 
legung öffentlichrecbtlicher  Verbindlichkeiten  denkbar.  Doch 
ist  der  Austritt  und  Uebertritt  dann  nicht  mehr  Sache  des 
Klrcbenrechts,  sondern  6es  Vereinsrechts,  und  nach  den  hierfür 
«rülti^ren  (irnndsätzen  entscheidet  als  der  Staat,  dem  der  Verein 
pulizeiliili  untersteht,  jeuer,  in  dessen  Gebiet  die  Verwaltung 
ihren  Sitz  hat. 

Nun  liandelt  es  sich  allerdings  bei  den  ( ilaubensf^esell- 
schaften  unter  Umständen  um  Gebietskörperschaften,  und  damit 
um  die  Möfrlirhkeit  anderer  Untprwerfun«is»rrüiHie  als  den  dts 
Wohnsitzes  unter  die  Gewalt,  welche  ihnen  der  iStaat  verliehen 


V)  FAnv  ungarische  EntschHrlun}?.  initgrfit<»ilt  hei  Vesque  u.  a.  0.  IßB', 
verweitjert  einem  (Jt'lwrtritt  die  Anerktunung.  durch  den  eine  , ungarische 
Kathulikiu*  in  Wien  da:»  Judentum  angeDommcn  batu>.  Duch  scheint  der 
OiQDd  dieser  Venaguug  nicht  mangelnde  Zoslftiidigkeit  gewesen  sn  sein, 
sondern  das  Veitot  des  frttfaeren  angarischen  Rechts,  vom  Cbristentnm  xn 
einem  nichtehrittlichen  Bekenntnis  Qbentagehen. 
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bat;  insbesondere  die  Abgaben,  welclie  die  Kircbengemeinden 
mit  staatlicher  Unterstützung  erheben,  treffen  zuweilen  nicbt 
Dar  diejenigen,  welche  im  Gemeindebezirif  wohnen,  sondern 
aucb  solche,  die  dort  mit  GrundbesitE  ansfissi^  sind.  Bb 
läßt  sich  nun  mit  Grund  vertreten,  daß  Kirchensteuern  auch 
von  „Forensen**  nur  dann  erhoben  werden  können,  wenn  sie 
zwar  nicht  der  besteuernden  Gemeinde,  aber  doch  einer  anderen 
Kirchengemeinde  des  Inlands  angehören.  Wo  aber  eine  solche 
Auslegung  nicht  möglich  ist,  da  erwächst  die  Frage:  begründet 
die  bloße  Steuerpflicht  Im  Inland  eine  Anwendbarkeit  der 
Gesetze  fiber  den  Austritt  in  diesem  Staate?  Ein  Katholik 
wohnt  in  der  bayrischen  Pfalz  und  ist  in  Baden  b^tert; 
muß  er,  um  einer  Beitragspflicht  zum  Kirchenban  in  Baden  zn 
entgehen,  seinen  Austritt  in  den  Formen  des  bayrischen  oder 
des  badischen  Rechts  betätigen  V  Eine  Anwendung  der  Gesetze 
des  Steuerorts  kann  uiuntbelniich  sein:  nämlitli  dann,  wenn 
am  Wohnort  der  I'erson  ein  Austritt  ans  der  Kirche  überhaupt 
nicht  stattliaft  sein  sollte,  niUr  docli  nach  Lage  des  Falles 
nicht  statthaft  ersi  heint:  der  stt  aerpflicbtij?e  Pfälzer  z.  B.  ist 
18  .Fahre  alt  und  kann  nach  dem  Keelit  sMi?u*s  Wohnsitzes 
nicht  jreg-en  den  Willen  seiner  Kitern  austreten.  Ks  wird  aber 
auch,  von  diesiiii  besonderen  Fall  abg^esehen,  als  angeraessen 
erscheinen  müssen,  einem  Austritt  nach  Maßgabe  dos  inländischen 
Rechts  zuzulassen,  wo  die  Konfessionszugehörigkeit  in  Gestalt 
einer  AbgabenpÜicht  staatliche  Zwangswirkungen  äußert.  Leiht 
der  moderne  ^taat  den  Glaubensgesellschaften  seine  öffentliche 
Gewalt  zur  Kiiiel)ung  von  Abgaben,  so  gewährt  er  dafür  dem 
Michtigen  die  Möglichkeit,  sich  dieser  Besteuerung  durch  Aus- 
tritt aus  di  r  Gesellschait  jederzeit  zu  entziehen.  Es  besteht 
insoweit  ein  innerer  Zusammenhang;  zwischen  Steuerpflicht  und 
Austrittsrecht;  bilden  doch  gerade  in  Baden  die  Vorschriften 
über  den  Austritt  bezeichnender  Weise  einen  Teil  des  Gesetzes 
über  die  örtlichen  Kirchensteuern.  Staatsrechtlich  aber  wird 
ein  solcher  Eingriff  in  den  Bekenntnisstand  der  Forensen 
getragen  durch  die  Struktur  ihrer  Abgabenpflicht,  die  (in  Er- 
mangelung besonderer  privatrechtlicher  Titel)  auf  einer  durch 
den  Grundbesitz  vermittelten  dinglichen  Zugehörigkeit  zum 
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Pfamrerband  —  zu  einer  öffentlichiecbtlicben  Person  des 
Inlands  —  berabt.  Aber  freilicb,  ihre  Unterwerfung  unter 
die  Hobeit  des  Staats  der  belegenen  Sache  beschränkt  sieb  auf 
die  Abgabenpflicht,  und  es  betrifft  deshalb  ein  nach  der  lex 
rei  sitae  Torgenommener  Austritt  auch  nur  die  abgabenforderade 
GlanbensgeseUschaft  im  Staat  der  belegenen  Sache;  für  die 
GlaubensgeseUschaft  im  Staat  des  Wohnsitzes  ist  ein  solcher 
Austritt  bedeutungslos.  Es  mag  biezu  verglichen  werden,  was 
über  die  entsprechenden  Verhältnisse  bei  der  religiösen  Kinder- 
eiziehung bemerkt  wurde. 

Die  Forravorschriften,  welche  der  Staat  für  eine  Glaubens- 
änderung gibt,  bilden  die  praktisch  wichtigste,  doch  nicht  die 
einzige  Bestimmung,  mit  welcher  der  Staat  bei  einer  Bekenutnis- 
änderung  eingreift.  Andere  Anordnungen  liaheii  den  Zeitpunkt 
zum  (Gegenstand,  von  dem  an  ein  .Jiijrendiicher  sein  Bekenntnis 
selbst  bestimmen  darf  ;  ts  kaim  irajrlicli  sein,  ob  ein  Austritt 
aus  dem  l»isherigen  Bekenntnis  ohne  Uebertritt  zu  einem  andern 
zulässig  ist  —  hier  überall  gelten  die  f2:leiclien  Krwii{i:ungen, 
muß  der  Wohnsitz  der  Person  (in  Ausnahmetallen  der  ürund- 
besitz)  den  Ausschlag  geben.  Und  es  ist  nur  bezüglich  der 
vorgeschriebenen  Altersgrenze  zu  beachten,  daß  das  „Unter- 
scheidungsjahr'' nicht  blüs  den  Beginn  der  religiösen  Selbst- 
bestimmung, sondern  auch  die  Beendigung  der  Vorschriften 
über  religiöse  Erziehung  bedeutet,  so  daß  dort  zu  dem  Gesagten 
noch  weitere  Ergänzungen  zu  finden  sind. 

Sollten  nun  aber  die  Vorschriften  über  die  Form  des  Aus- 
trittes oder  Uebertritts  etwa  deshalb  eine  besondere  Behand- 
lung beanspruchen  dürfen,  weil  sie  die  Form  eines  Rechts- 
geschäftes betreffen,  sollte  dem  Satz  locus  regit  actum  etwa 
auch  in  diesem  Zusammenhang  Verbindlichkeit  zukommen? 
Austritt  und  Uebertritt  bedeuten  da,  wo  sie  Gegenstand  be- 
sonderer Vorschriften  sind,  ganz  regelmäßig  einen  Rechtsakt 
des  öffentlichen  Rechts.  Eine  Kollisionsnorm,  welche  über  das 
mafigebei^e  Recht  verfügt,  wird  damit  von  vornherein  aus- 
geschlossen. Aber  auch  eine  materiellrechtUche  Verweisung  der 
beteiligten  Rechtf^ordnung  auf  die  lex  loci  actus  anzunehmen, 
ist  nicht  ebeu  verlockend.  Wenu  mau  erwägt,  daß  alle  Form- 
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Vorschrift  innerlich  einen  festverbundenen  Teil  der  einheitlichen 
Ordnung  eines  Rechtsverhältnisses  bildet,  daß  jene  Repfel  i^hon 
ffir  das  Zivilrecht  auf  einem  Wast  von  Mißverständnissen  be 
mbt  und  zu  manchen  Ungereimtheiten  führen  kann,  daß  es  aber 
vollends  für  das  öffentliche  Recht  zur  Sinnlosigkeit  werden 
müßte,  wenn  man  die  Einkleidung  von  Rechtshandlungen, 
welche  sich  auf  das  publizistische  Yerhältnis  zu  einem  be- 
stimmten Staat  beziehen,  den  Gesetzen  eines  anderen  Staates 
entnehmen  wollte,  der  m()glicherweise  das  entsprechende  Rechts- 
verhältnis anders  auffaßt  oder  gar  nicht  kennt,  jedenfalls  aber 
seine  Formvorschriften  einrichtet  mit  Rücksicht  auf  das  mate> 
rielle  Recht,  wie  es  ihm  ^^e^renüber  gilt  —  so  wird  man  nicht 
versucht  sein,  jene  Regel  ohne  Not  in  das  öffentliche  Recht 
herüberzunehinen.   Und  um  auf  die  hier  behandelte  Materie  im 
besonderen  zu  koiiiiiu  ii,  wenn  (  in  Staat  den  Austritt  oder  Teber- 
tritt  an  erselu\t  rciidv    l'uniicri  bindet,  um  die  Beteiligten  zu 
rcit'lieher  l*riifung  zu  vcr;iulusst.'ii,  wie  sollte'  ci-  sich  damit  zu- 
frieden geben  können,   wenn   der  zufällig:»'  Aufeutlialtsoil  der 
PfiMui   Miif  solche  siclifnidi'    l*'(irmen    verziclitef:^     Dir  vor- 
gt'sciii'itlicni'ii   Korriicii  sind  durchweg  darauf  Ijereitinft,  den 
betiili<rtt'ii   Keligionsgesrllsrlinften    Kenntnis   von   dem  beah- 
siclitigten  Austritt  und  l  (  licrtritt  zu  verschätzen;  Icann  irgend- 
wie mit  Sicherheit  darauf  gerechnet  werden,  daß  eine  aus- 
ländische Hehr»rde  solche  Benachrichtigung  vornimmt  für  l^er- 
sonen  und  Religi Dnsgesellschaften,  die  sie  nichts  angehen?  In 
der  Tat,  ob  ein  Staat  den  Uebertritt  zu  einem  Bekenntnis  ganz 
verbietet,  wie  e«  bis  vor  (dneni  Jahrzehnt  für  den  Uebertritt 
vom  Christentum  zum  Judentum  in  Ungarn  der  Fall  war,  ob 
er  für  den  Austritt  die  Erreichung  eines  Mindestalters  voraus- 
setzt, wie  das  in  zahlreichen  deutschen  Gesetzgebungen  voi^ 
gesehen  ist,  oder  ob  er  für  den  Austritt  und  Uebertritt  Form- 
vorschriften aufstellt,  stets  handelt  es  sich  um  eine  „materielle** 
Ordnung  des  staatlichen  Verhältnisses  zu  den  Angehörigen  der 
<  rlaubensgesellschaf ten. 

Zu  einer  Anwendnng  ausländischer  Vorschriften  aber 
Austritt  und  Uebertritt  kann  es  im  Inland  nur  dann  kommen, 
wenn  das  Inland  irgendwelche  Rechtssätze  des  Zivilrechts  oder 
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öffentlichen  Rechts  aufstellt,  für  deren  Anwendung:  die  Zugehörig:- 

keit  zn  einem  bestimmten  Bekenntnis  Voraussetznnpf  ist.  Das 
mag  zutreffen  für  das  konfessionelle  Ehereclit  des  Staates,  ffir 
Zurücksetznn^^t'ii  verfassungsrechtlicher  und  udiuinistrativc?  Air. 
die  sich  an  die  Zugehörigkeit  zu  einem  Bekenntnis  aiikiiupfeii, 
Fälli'.  in  denen  überall  der  Reken ntuisstand  nicht  etwa  <^M'lpgent- 
licli  der  Aiilstt  llung  eines  KIk  ti i mJernissei»,  einer  liesrliriinkung 
der  Freizii'iifikeit  initgeregelt,  sonderu  als  feststehendes  Iveidits- 
verhältnis  vurans<resetzt  wird.  Bei  Personen  ausländischen 
Wohnsitzes  aber,  bei  welchen  das  Inland  über  das  vorausgesetzte 
Bekenntnis  nicht  selbst  zu  bestimmen  vermag,  kann  nur  an- 
genommen werden,  daß  auch  für  das  Inland  als  bekenntnis- 
zugehörig gelten  soll,  wer  es  nach  den  Gesetzen  des  fremden 
Wohnsitzes  ist,  nnd  so  muß  in  solchem  Falle  —  sofern  sich 
ein  Staat  nicht  etwa  anf  den  Boden  der  Alleinberechtigttng  einer 
bestimmten  Konfession  stellt  —  wie  das  Bekenntnis  flberhanpt, 
so  auch  seine  Aenderang  durch  Austritt  und  nenerlichen  Ueber^ 
tritt  in  eine  Glaubensgesellschaft  nach  den  Gesetzen  des  aus- 
landischen  Wohnsitzes  bemessen  werden.  In  Oesterreich  ist 
die  Ehe  zwischen  Christen  und  Juden  verboten;  der  Uebertritt 
einer  der  Parteien  an  ihrem  deutschen  Wohnsitz  macht  die 
Eheschließung  auch  in  Oesterreich  statthaft.*) 

Dieselbe  Reclitslage  besteht  auch  du.  wo  mit  Rücksiclit  auf 
ihren  Grundbesitz  im  Land  kirchliche  Abj^alien  von  Forensen 
erlioben  werden.  Sie  sind  dem  Pfarrveiband  am  Ort  der  be- 
legenen Sache  eintreg^liedert,  weil  sie  an  ihrem  Wohnsitz  dt  in 
Pfarrverband  desselben  Bekenntnisses  aiigehöicn.  .Also  auch 
hier  eine  Verweisung  auf  den  Bekenntnisstand  am  Wfdinort. 
Und  wenn  nach  dem  früher  presagten  ein  Austritt  nach  den 
Gesetzen  des  Steuerorts  genügen  muß,  die  Abgabenpilicht  zum 


V)  SelbstverstliidUeh  aber  kann  ein  Au.stritt  am  ausliindischcn  Wohnsitz, 
nicht  mehr  Wirkung  besitzen  als  ein  solcher  am  inländischen  Wohnsitz 
Wenn  in  Oesterreich  einr  Srhcidnng  katholischer  KhrL'Httcn  uxirh  tlnrrh  i  inen 
Wiihrcnd  der  Ehe  erfolictcti  Austritt  nicht  orrnöuli«  ht  w-  rdi  u  kann,  sm  gilt 
daü  gleichuiiiiiig  ftir  t-iuun  Austritt  im  Inland  und  im  Ai)!$land;  der  Miin  des 
Verbotet  ist  hier  eben»  daB  Ehegatten,  die  bei  der  Bheschliefitiiig  katbolisch 
waren,  nicbt  geschiedett  werden  «ollen. 
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Untergang  zn  bringen,  so  bleibt  daneben  doch  die  gmndsfitzUcbe 
Zuständigkeit  des  Wohnsitzes  bestehen,  hat  ein  Anstritt  nach 
den  Gesetzen  dieses  Oris  anch  Wirksamkeit  für  die  Abgaben- 
Pflicht  im  Gebiet  der  belegenen  Sache. 

Die  praktisch  wichtigste  Anwendung  erfährt  die  Bemessung 
des  Bekenntnisstandes  nach  den  Gesetzen  des  Wohnorts  anch 
hier  bei  einem  Wohnsitzwechsel.  Bs  verlegt  jemand  seinen 
Wohnort  von  Oesterreich  nach  Preußen.  Die  Bestimmung, 
welchem  Bekenntnis  diese  Person  nunmehr  angehört,  ist  zu- 
iiäclist  eine  Angelegenheit  Preußens ;  bei  ihrer  Niederlassung  in 
Preußen  aber  ist  sie  in  den  Verband  derjenigen  Konfession 
eingetreten,  dt  r  sie  eiitsprecheml  vor  der  Ueltorsiedelung  ange- 
hört liat.  Also  iiucli  hier  bei  der  ResiiHiiiiiuiti-  der  Konfessions- 
zugehörif^keit  im  Inland  die  Präjudizialfi'age,  welciiem  Bekenntnis 
die  Person  nach  dem  Recht  des  früheren  Wohnsitzes  any:elir)rt 
hat.  Und  auch  hier  muß  ein  vor  der  Uebersiedelung  erfolgter 
Austritt  oder  Uebertritt  für  den  neuen  Wohnsitz  verbindlich 
sein.  Kine  Verordnung  des  sächsischen  evangelisch>lutheriscbeB 
Landeskonsistoriums  vom  30.  12.  OlM  vertritt  in  üeberein- 
stimmnng  mit  der  Bechtsansicht  des  Kultus-  und  de^  Justiz- 
ministeriums dieselbe  L^ung;  das  Kultusministerium  setze, 
wird  hier  mitgeteilt,  „als  selbstverstiindlich  voraus,  daß  eine 
Verpflichtung  der  Ausländer,  die  . .  vorgeschriebene  gerichtliche 
Form  des  Austritts  zu  beobachten,  nur  in  denjenigen  FSllen 
eintritt,  wo  der  betreffende  Ausländer  überhaupt  als  Mitglied 
einer  der  hierzulande  bestehenden  anerkannten  Beligionsgesell- 
schatten  zu  betrachten  ist,  was  bei  dem  N.  N.  nicht  der  Fall 
ist,  da  derselbe  nach  dem  vorgelegten  Zeugnis  des  Amtsgerichtes 
Ikiiin  I  bereits  vor  seinem  Zuzüge  nach  Sachsen  aus  der 
evangelischen  Kirche  ausyctiettn  war".  Ohne  weiteres  wird 
ein  vor  der  Niedt  i  lassnng  im  Inland  geschehener  Austritt  auch 
in  Oesterreich  anerkannt  nach  einer  Ministerialentschließung 
vom  7.  6.  Ibll.'^) 

Vgl.  oben  S.  182,  Anm.  1. 
2;  Mitgeteilt  von  Kirehlehner  a.  ft.  O.   Ueber  Komplikationen  da 
dort  entschiedenen  Falles  vgl.  oben  S.  74. 
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Internationale  Beziehungen  des  ungarischen 
ZivilprozeBrechtes. 

Von  Qr.  IsidOP  Scbwarts,  Regierangakonsipiat  in  Sarajevo. 

1.  Reziprozität  und  Retorsion. 
Während  die  dsterreichiBche  Jnrisdiktionsnorm,  das  Gesetz 
vom  1. 8. 1895  No.  Ul  RGBl  über  die  Ausübung  der  Gerichts- 
barkeit und  die  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  in 
bfirgerlichen  Rechtssachen,  die  aDgemeine  Vorschrift  im  §  38 
Zahl  3  enthält,  daß  die  Rechtshilfe  auf  Ersuchen  ausländischer 
Gerichte  zu  yerveigem  ist,  wenn  es  an  der  Beobachtung  der 
Gegenseitigkeit  fehlt  ist  in  den  ungarischen  Zivilprozeß- 
gesetzen*) eine  solche  allgemeine  Vorsciirift  nicht  enthalten. 
Die  Rechtshilfe  dem  Auslände  yenüber  kann  also  nur  in  jenen 
Fällen  verweigert  wt  nlcn.  in  welchen  ein  l)t'sunderts  Gesetz 
die  Leistung  (Ut  Rechtshilfe  von  der  Ijcdliaelitung  der  Gegen- 
seitigkeit abhängig  maclir  und  diese  (Gegenseitigkeit,  welelie 
nickt  zu  verinuteu  iist^j,  nicht  nachgewiesen  erscheint.  Den 

^)  Bezweifelt  das  enncbte  österreidiische  Gericht  den  Bestand  der  Gegen- 
Hitigkeit,  so  bat  es  darflber  die  ftir  dasselbe  bindende  SrklBiang  des  Jiistix- 

ministers  einzuholen.  Ohne  Rücksicht  auf  das  Verhalten  des  Attslamlrs  hl 
Rechtshilfe  zn  leisten  im  Falle  des  §  18H  (h  s  Kais.  Patentes  vom  S.  IHiyi 
^(}.  2(»S  lUiBl,  welcher  durch  die  Jurisdiktionsnorm  unberührt  bleibt  Art.  VIII 
Zahl  3  E(i  z.  Juriüdiktionsnorm).  Vgl.  JostizministcrialerlaÜ  vom  10.  10.  lüö^} 
Zshl  14939  an  das  Wiener  OLG. 

*)  Zar  Vennddnng  ron  Wiederholungen  werden  wir  zitieren:  ZiTilproxeB- 
erdnnng  (OA  64«  1868)  =  ZPO,  Novelle  rar  ZPO  (Qk  d9,  1881)  =  N.  s. 
ZPO,  Konknrsordnung  (GA  17,  1881)  =  KO.  Exekutionsordnung  (GA  fiO, 
1881)  s  £0,  Gesets  ttber  das  Sammarrerfahren  (GA  18,  1893)  =  Ges.  ttb. 
d.  8V. 

Ausnahme  gegenüber  Utbterreich  i§  ZPU).  Mit  Unrecht  führt 
Jettel,  Handbuch  des  intern.  Privat-  und  Strafrechtes,  Wien  1893  (JS.  20) 
such  §  71  KO  an,  weil  im  Zweifel  der  Bestand  der  Gegenseitigkeit,  nicht 
dss  Gegenteil,  der  Hangd  derselben  nachzuweisen  ist.  Vgl.  mit  Recht 
Magffarf  „Internationale  Beziehungen  des  ungarische  Zivilprozeftrechtes'- 
(in  ugarisdier  Sprache)  Budapest  1902  8.  13  Anm.  2. 
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Beweis  des  Bestandes  der  Gegenseitigkeit  bat  diejenige  Partei 
zu  beweisen,  welche  die  Existenz  derselben  behauptet  (g  63 
ZPO).  Dieser  Beweis  ist  aber  kein  Tatsacbenbeweis,  sondern 
ein  Rechtssatzbeweis.  ^) 

In  allen  Fällen,  in  welchen  die  Leistung  der  Rechtshilfe 
dem  Aaslande  gegenüber  gesetzlich  von  der  Existenz  der  Gegen- 
seitigkeit abhängig  gemacht  ist,  können  die  ungarischen  Gerichte 
Retorsion  üben,  ohne  daß  hierzu  die  Genehmigung  der  Re- 
gierungsbnhörde  notwendig  wäre.*)  Ist  aber  die  Leistung  der 
Reehtsliilfe  dem  Auslände  gegenüber  gesetzlich  von  der  He- 
obaelitiintr  der  ( i<'genseitigkeit  nielit  aliluinuiir  gniuiclit,  so  ist 
diesellif  unbedingt  zu  leisten,  wenn  niicli  dtM-  Sclmtz  dw  in- 
ländischen Interessenten  die  Ausübung  ibi-  Krtorsion  fordern 
würde.  In  sflchcii  Fällen  i.st  die  Anw  eiuliiiiix  der  KM«irsion 
Sache  der  Legi.slative.  .Wie  die  nidit  vernnitete  Reziprozität 
ohne  (iesetz  nicht  «jviil  f  \v(  itlt  n  kann,  ebenso  kann  auch  die 
RezijH Kzität  olitic  (itsetz  venuutet  nicht  angewendet  wcidiii. 
Rechtsschutz  und  lieclitshilfe  sin<l,  wenn  das  (Jesetz  niciit  andei-s 
verfügt,  auch  dem  Auslniidc  gegenüber  unbedingt.  Hierau.s 
f<dgt,  dal]  das  ungarischt-  (iericiit  gegenüber  dem  Auslände 
Retorsion  nur  auf  (  Jrund  des  (Jisetzes  iibi  n  kann.  Die  Retorsion 
ist  nichts  andt k  s.  als  das  (Jegenteil  der  vermuteten  formellen 
oder  materiellen  Reziprozität.  Nur  dann  kann  von  ihr  die  Rede 
sein,  wenn  das  (iericht  auf  Grund  des  Gesetzes  gegenflber  dem 

1)  Meili,  Intern.  Zivilprozeßrecbt,  Zörich  IIKU,  §  28.  §  157  ZPO  ist 
mofUfixiert  doxvh  die  §§  03,  21d  des  Ges.  tth.  d.  SV. 

>)  Vgl.  §§71  und  75  KO.  lieber  die  Ausabnog  der  Retonion  ist  aber 

dem  .fustizminist«riiiin  Bericht  zu  erstatten.  Diese  Bericbtentattung  bat  aber 
nur  den  Zweck,  die  übrigen  (Jericbte  verstündigen  zu  knnnen.  d;iß  d:is  Aus- 
land dii'  Reziprnzitfit  vorletzt  hat.  So  bat  das  k.  ung.  .Iusti/,iiiiiiist<  rium  mit 
der  Zirkularveiordnung  vuiu  Ii),  d.  \HdH  Zahl  Hlll-l  ^^f 'i  r  .-^c ha iko,  ..tn^tiz- 
ministerialverorduungcn'',  Supplemeutband,  Budapest  V.hi'^,  S.  661)  die  un- 
gariscben  Goicbte  verst&iidigt,  daß  die  Bxekntioii  auf  Orond  von  Zablaags- 
anftr&gen  der  Gerichte  Botniens  und  der  HersegOTina  nicht  sa  vollsielien 
sei,  weil  im  konkreten  Falle  ein  bosniscbes  Gericht  die  ExektttioD  auf  Grund 
eines  rccbtskräftigcn  wecbselrccbtlicben  Zablungsauftrages  eines  ungarische 
(lerichtes  verwr-ifjert  hat  und  diese  Verweigerung  von  der  Landesregierung 
für  Bosnien  und  die  Iii  r/i  govina  in  Sarajevo  dm  §  466  der  bosuisch-hene- 
goviniscben  Zi'O  entsprechend  erklärt  wurde. 
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Auslände  die  Beziprozität  ohne  vorpfäii^riichen  Beweis  anwendet 
und  demgegenüber  bewiesen  wird,  daß  das  Ausland  sie  nicht 
beobachtet.  Sodann  weicht  auch  das  Gericht  von  ihr  ab  und 
greift  zu  dem  vom  Auslande  angewendeten  gleichen  Mittel,  zur 
Retorsion,  d.  h.  es  wird  dieselbe  nachteilige  ausländische  pro- 
zessuale Norm  anwenden,  welche  das  ausländische  Uericht  an- 
gewendet hat.  So  ist  auch  die  Retorsion  eine  (Grundlage  der 
inländischen  Anwendung  des  ausländischen  Prozeßrechtes.''') 

11.  Ausländer  als  Kläger. 

Ausländer  können  vor  den  ungarischen  Gerichten  ebenso 
ats  Kläger  auftreten,  wie  die  ungarischen  Staatsangehörigen, 
weil  ihre  Fähigkeit,  Privatrechte  zu  erwerben,  der  bezüglichen 
Fähigkeit  der  ungarischen  Staatsangehörigen  gleich  ist.  Der 
als  Kläger  auftretende  Ausländer  muß  nicht  einmal  die  Rezi- 
prozität beweisen.^)  Weil  der  Ausländer  prinzipiell  in  bezug 
auf  die  Möglichkeit  des  Erwerbes  von  Privatrechten  dem  In- 
länder gleichgestellt  ist,  wäre  auch  die  Sicherung  der  Klags- 
berechtigung durch  internationale  Verträge  nicht  erforderlich. 
Wir  haben  aber  solche  Verträge.*') 

Ein  ungarisches  Gericht  kann  Ausländem  das  Klagsrecht 
nur  absprechen: 

1.  In  Ausübung  der  Retorsion,  d.  h.  auf  (rrund  gesetzlicber 
11:  stiiiiiiimifr.  wenn  es  uiiitliclif  Kenntnis  hätte,  dalJ  ein  un- 
gariseiier  8taatsangehöriirer  in  jf  iit  in  Staate,  dessen  Angebörig(-r 
der  betreffende  Aiisliiiidci-       als  Kluger  niciit  auftreten  kann. 

2.  In  jenen  h'üllen,  in  weklien  ein  Ausländer  zum  Erwerbe 
eines  Frivatrorlitrs  niclit  fällig  ist.  So  z.  V>.  liar  der  Ausländer 
nach  ungari>(li('in  l>('rlite  kein  .-Xatuncclit,  ansgrnoiMini'U,  wenn 
seul  Werk  bei  einem  inländischen  Verleger  ei'schicncu  ist  oder 

Magyary  a.a.O.  8.  16. 
S)  Vgl.  das  Jadikat  im  DäntvSny$dr,  Alte  Folge  XIX  87  (26700/1877). 
3)  So  mit  Onatemala  (GA  37,  1871,  Art  8),  Urngaay  Hik  47,  1871, 

Art.  4  .  Argentinien  (OA  48,  1H71.  Art.  4),  Peru  (CA  4}>.  1871.  Art.  4), 
rhile  (GA  50,  1871,  Art,  4).  Hawai  (GA  H2.  187«5,  Art.  4).  Spanien  ((iA  IH. 
l^»*!.  Art.  2).  Serbien  (GA  :}2.  1882.  Art.  1».  Italien  (GA  6,  18i>2  Art.  ä  itn 
Ailgtiiieintü,  in  AosehuJig  des  Schutzes  von  Marken,  Mustern  und  Mudelicii 
insbesondere  Art.  16). 
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wenn  er  im  Lande  wenigstens  seit  zwei  Jahren  wohnhaft  ist 
und  hier  fortwährend  Steuer  zahlt  (§  79  des  6A  1884  XVI) 
oder  schließlich,  wenn  sein  Recht  durch  internationale  Verträge 
gesichert  wird.  Auch  ein  Markenrecht  steht  dem  Ansl&nder 
nur  dann  zu,  wenn  der  Markenschutz  durch  internationale  Ver- 
trage gewährt  wird  (g  32  6A  1890  II). 

3.  In  Ehpprozessen  von  Ausländern  (vgl.  das  folgende 

Kapitel  Hl  ..  Aii  länder  als  Beklagfte"). 

«Sowie  das  italit'iii.sclie,  portug"iesis(iio.  dünisrlR'  und  nor- 
wegische Prozelkeclit \)  die  aktorisclie  Kuutioii  nirlit  keiintii, 
so  hat  sie  auch  unsere  ZPO  niclit  <;ek;innt.  Erst  das  (resetz 
über  das  8V  hat  sie  eingeführt  und  auch  auf  das  ordentliclie 
Verfaliren  ausgedelint.^)  Das  Wesen  derselben  liegt  darin,  daß 
der  ungarische  Staatsangehörige,  auch  wenn  er  nicht  im  Lande 
wohnt  und  daselbst  kein  Vermögen  hat,  von  der  Kautionspfliclit 
befreit  ist  daß  alit  r  der  Fremde,  auch  wenn  er  im  Lande  wohnt 
oder  daselbst  für  die  Deekunfr  der  Prozeßkosten  liinreichendes 
Vermögen  hat,  kautionspäichtig  ist.  Andererseits  kann  aber 
der  Beklagte,  wenn  er  auch  Ausländer  ist,  aktorische  Kaution 
fordern.**)  Der  Beklagte  kann  auch  femer  in  dem  Falle  Kaution 
fordern,  wenn  der  Kläger  im  Laufe  des  Prozesses  ungarischer 
Staatsbfirger  zu  sein  aufhört  und  der  anerkannte  Teil  der 
kISgerischen  Forderung  zur  Deckung  der  Prozeßkosten  nicht 
genügend  ist  (§  10  Ges.  üh.  d.  SV).  Femer  verfugen  §§  11—12 
des  Ges.  üb.  d.  SV  nachstehend: 

„§  11.  Die  (  Jröße  der  Kaution  setzt  nach  der  wahrschein- 
lichen Sumiiir  dci  Kustrii  des  Beklaj,^t<*n  das  Gericht  fest. 

Di«'  aus  ciiiLT  L-twai^^ni  Widcrklag-e  des  Beklagten  ent- 
stellenden Kosten  können  bei  dieser  Festsetzung  nickt  iu  Betracht 
gezogen  werden. 

Wenn  die  festgesetzte  Summe  im  Traufe  des  Prozesses  sich 
als  ungenügend  erweisen  und  die  Kosten  auch  der  anerkannte 


^)  Meid  a.  a.  0,  S.  101—102.  Auch  die  boaniflcli-heEsegOTiiiiaclie  ZPO 
kennt  sie  nicht 

^  Feruer  auf  das  Verfahren  in  Handelssachen  (§  220  dea  Ges.  üb.  d.  SV). 
^)  Magyary  a.  *.  0.  S.  24. 
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Teil  der  klSgerischen  Forderung  nicht  decken  würde,  kann  der 
fieklafrte  weitere  Kaution  fordern. 

?;  12.  Die  Kaution  ist,  wenn  die  Parteien  die  Art  der 
Si(  lit'iiieitsleistiiii^^  (dnveretiindlich  nicht  ainlcrs  festgesetzt  haben, 
in  l)an'in  (.Jeldf  uilrr  in  Wertpapieren,  welflic  für  kaiitioiistMliijs;: 
erklart  werden,  zu  erlegen.  Die  WortiKipicn'  küiiiieii  bis  zum 
Teile  jenes  Kurses,  welelier  an  di  r  Huilaix^stcr  Hoisr  vor 
dem  Tage  des  Eiiai^vs  znlt  tzt  uoiiert  wurde,  aber  keinciifalls 
über  ihren  Nominalwert  angenommen  wcnh  ii  • 

Wenn  der  auslandisehe  Kläger  keine  Kaution  leistet  und 
der  Reklagte  die  prozeßhindernde  Einwendung  der  mangelnden 
Sicherheitsleistung  für  die  Prozelikosten  lec-htzeitig  geltend  macljt 
27  Ges.  üb.  d.  SV),  so  wird  das  Verfahren  ohne  meritorische 
Erledigung  der  Klage  durch  iieHchluB  eingestellt.') 

Auch  ohne  Leistung  der  aktorischen  Kaution  kann  der 
ausländische  Kläger  vor  den  ungarischen  Gerichten  prozessieren: 

1.  Wenn  in  dem  Staate,  dessen  Angehöriger  der  Kläger 
ist,  die  ungarischen  Staatsangehörigen  in  entsprechendem  Falle 
zur  Kautionsleistung  nicht  verhalten  werden  (g  9  des  Ges.  üb. 
d.  SV). 

2.  Im  Falle  der  infuli^e  öffentlicher  gerichtlicher  Anforde- 
rung angebrachten  Klage  und  Widerklage  (4?  9  a.  a.  O.). 

8.   Im  Weclist  Ivcrtaliren  (i<  220  letzter  Absatz  a.  a.  O.). 

4.  Eine  Si(  iH  isttdlunjj;  für  die  ProzeLikosteu  kann  bei 
Klagen,  wxdclie  aut  (irnnd  des  internationalen  Fraclitvertrages 
erhoben  werden,  nicht  gefordert  werden  (Art.  Absatz  2  des 
in  GA  XXV,  181^2  inartikulierten  Berner  internationalen  Teber- 
einkommens  über  den  Eisenbahnfrachtverkehr,  vgl.  hierzu  Meili 
a.  a.  O.  ö.  102,  sub  V). 

5.  Von  den  Bürgern  jener  Staaten  kann  keine  Kaution 
gefordert  werden,  welchen  das  Auftreten  als  Kläger  vor  den 
ungarischen  Gerichten  nach  Art  der  ungarischen  Staatsange- 
hörigen durch  internationale  Verträge  gewährleistet  ist.'*^  Der 


*)  Vgl.  die  weiteren  Details  i?§  iJ^*.  21),  30  und  220  des  zitierten  Gesetzt-s. 
2)  Vgl.  diese  Verträge  in  \ot(  H  S  143,  feroer  Meili  a.  a.  0.  8.  ij»,  III 
Oiid  Magyartf  a.  a.  0.  S.  2fi  Note  1. 
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wichtigste  unter  diesen  internationalen  Verträgen 
ist  das  in  6A  XIII,  1899  insrtiknlierte  Haager 
Uebereinkommen  zur  Regelung  einiger  Fragen  des 
internationalen  Pri  vatrechts'j,  abgeschlossen  am 
14.  11.  1896  zwischen  Belgien,  Spanien.  Frankreich, 
Italien,  Luxemburg,  den  Niederlanden,  Poitu^al 
nnil  der  Schweiz,  ausgedehnt  laut  der  Anscliluii- 
prutokolle  auf  Schwedeii-Xu  i  w  egen,  Oesterreich- 
Unprarn,  auf  das  Deutsche  Reich,  Rußland,  Däne- 
mark und  Rumänien.    Artt.  11 — 13  laut<*n  wie  folgt: 

„Art.  11.  Treten  An}.: (hörige  eines  der  Veitragstaaten  in 
einem  anderen  dieser  iStaaten  als  Kläger  oder  Interveüienten 
vor  (iericlit  auf,  so  darf  ihnen,  sofern  sie  in  irjrend  einem  der 
Vertra{4sstaaten  ihren  Wohnsitz  liaben,  wegen  ihrer  Eigenschaft 
als  Ausländer  oder  deswegen,  weil  sie  keinen  Wohnsitz  oder 
Aufenthalt  im  Auslände  haben,  eine  Sicherheit4>leistung  oder 
Hinterlegung,  unter  welcher  Benennung  es  anch  sei,  nicht  auf- 
erlegt werden.^) 

•)  Vgl.  Meili  a.  a.  0.  §§  7  und  20  uml  den  AiLikel  ..Die  Haager  Kon- 
vention aber  Proxefikosten  and  der  Handel"  {Berliner  Tageblatt,  1.  Beiblatt 
No.  856  vom  20.  ö.  05,  „JnriBtiadie  RnndwbaQ"). 

^)  Nach  dem  ZasatzprotokoU  Tom  82. 5. 1897  m  Art.  U  gilt  folgende 

Auslegung:  .Wenn  einer  der  Vertra^sstaaten  mir  oineni  anderen  dieser 
Staati'n  ein  Sonderabkommen  getroffen  hält«,  worin  itie  Bedingung  des  Wohn- 
sitzes '  Art.  11  nicht  vorkommt,  so  sind  die  Angehorijtren  des  ersti  rcn  Staates 
in  dem  letzteren  Staate  von  der  im  Art.  11  erwähnten  Sicherhcitölti&tuiig 
und  Hinterlegung  selbst  dann  befreit,  wenn  sie  nicht  ihren  Wohnsitz  in  einem 
dw  Vertragästaaten  haben,  und  awar  in  jedem  Falle,  au!  den  dieses  Sonder> 
abkommen  Anwendung  findet/*  Auf  dieser  Grundlage  bleiben  die  die»» 
bezüglichen  Bestimmungen  unserer  mit  Frankreich  (QA  188Ü,  XIV).  Belgien 
(i\  IHHl.  Vi.  Italien  idA  m^,  XXXIX}.  Schweiz  lOA  1884,  XXXVIj, 
Deutschland  (.A  1887.  Xi  unA  Ln\.mhiir<r  GA  188i>,  XXXVI)  geschlossenen 
Verträge  auch  weiter  in  OrlturiL'.  weil  in  denselhtn  die  Hofreinng  vuü  d«r 
Kaution  nicht  davun  abhängig  gemacht  ist,  dali  die  i  itiin  sich  in  einem  der 
kontrahierenden  Staaten  aufhalte  oder  wohne.  Magyary  a.  a.  0.  8.  85 
Note  2.  Anch  die  in  dem  internationalen  Uebereinkommen  Aber  den  Eisea- 
bahnfrachtverkehr  statuierte  Dispensation  von  der  Kaution  kommt  jedem 
Interessenten  innerhalb  des  Konventionsgebietes  zu.  ohne  daft  das  Domizil 
oder  die  Staatsangehörigkeit  untersucht  wflrde  Dii  Berner  Konvention  geht 
alio  weiter,  aU  das  Haager  Uebereinkommen  (Meili  Ü.  108). 
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Art.  \-2.  Kntsclieidungen,  wodurch  der  Kläerer  oder  Inter- 
venient,  Ult  nach  Art.  11  oder  nach  dem  in  (\v\n  .Staate  der 
Kl:i«,^t'erhebung  geltenden  Rechte  von  der  Sicherheitsleistung  oder 
Hiuterlegnnp:  !>efreit  war.  in  die  Prozeßkusten  verurteilt  wurde, 
sind  in  jedem  der  amlt  ren  Vertragsstaaten  durch  die  zuständige 
Behörde  n:ich  .Maßgabe  der  dortigen  (Jpsetze  vnll.streckßar. 

An.  \:i  Die  zuständige  Behörde  hat  ihre  Prüfung  darauf 
zo  beschränken: 

1.  Ob  nach  den  (Jest  tzen  di  s  Landes,  wo  die  Verurteilnnj; 
erfolgt  ist,  die  Ausfertigung  der  Entscheidung  die  für  ihre 
Beweiskraft  erfonierlichen  Voraussetzungen  erfüllt. 

2.  Ob  nach  denselben  Gesetzen  die  Entscheidung  die  Rechte- 
kraft erlangt  hat/ 

Infolge  des  Anschlusses  fast  aller  europäischen  Staaten  an 
da,s  Haager  Uebereinkommen  sind  di«  obzitierten  Normen  unseres 
Prozeßrechtes  über  die  aktorische  Kaution  auf  ein  sehr  enges 
Geltungsgebiet  beschränkt  worden.  Dieselben  können,  soweit 
Europa  in  Betracht  kommt,  nur  englischen  Klägern  ond  den 
Angehörigen  einiger  Balkanstaaten  gegenüber,  welche  als  Kläger 
vor  den  ungarischen  Gerichten  auftreten,  in  Anwendung  gebracht 
werden. 

£s  unterliegt  keinem  Zweifel,  dafi  auch  der  Hauptinter- 
Tenient,  wenn  er  Ausländer  ist,  in  jenen  Fällen,  in  welchen 
der  ausländische  Kläger  kautionspflichtig  ist,  gleichfalls  Kaution 
leisten  muß,  weil  er  stets  selbständiger  Klager  ist  (g  22  des 
ües.  üb.  d.  SV).  Der  Nebenintenrenient  ist  aber  zur  Kantions- 
leistnng  nicht  verpflichtet,  weil  unser  Prozeßrecht  die  Kaution 
nur  von  einem  ausländischen  Kläjrer  fordert  .Art  11  des  Haa-^i  r 
l'ebereinkommens  befreit  aui  li  den  ak  Interv cniciitt  ii  auftreten- 
den Angehörigen  eines  vertragschließenden  Teiles  von  der 
Kautionsleistuug  vor  den  Gerichten  der  anderen  kontraliierendeu 
Stallten. 

Vörden  ungarischen  (leriehten  werden  ausländiseiie  [tiivate 
Gesellschaften  und  juri.stische  Per-soneii  d»  n  l'rivatrechts  zuui 
(ieiinsse  einer  mit  den  Inländern  ^zli  icheii  Stellung  im  Prozesse 
zugelassen,  wenn  sie  konform  di  ni  (lesetze  ihres  Sitzes  kon- 
stitttieit  sind,  ohne  daß  dies  durch  intematiouaieu  Vertrag  fest- 

10* 
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gesetzt  werden  müßte wenn  auch  das  ungarische  Recht  die 
betreffenden  Bechtsiiguren  der  juristischen  Personen  in  ganz 
gleicher  Weise  nicht  anerkennt  oder  sie  nberbanpt  nicht  kennt.^ 
Nur  als  Folge  der  Retorsion  kann  der  ausländischen  Juristiscben 
Person  das  ßis  standi  in  judicio  als  Klägerin  vor  den  ungari- 
schen Gericht<»n  nicht  zustehen.  Reziprozität  nnd  sonstigre  Be- 
dinjtrungen  müssen  nach  ungarischem  Rechte  nur  dann  bewiesen 
werden,  wenn  ausliindische  Aktiengesellscliatten  oder  ( lenossen- 
schaften  ihren  (iesehäftsbetrieli  auf  rnj^arn  diirrh  Zwfijziiieiler- 
lassungen  oder  durch  Agenturen  ausdt  lmen  wolkn  liisj  210  bis 
217  H(tB,  GA  XXXVII.  IST")!.  Wtnn  sir  olmc  Jene  Be- 
dingungen Zweijrniederbissunfaen  0(b'r  Agenturen  erricliteii.  so 
ninn^-elt  denselben  die  KIagslit'n(hti<:iini:.  Ist  aber  die  Ein- 
tragung in  das  HHudelsregistcr  ertolgt.  so  müssen  von  Fall  zu 
Fall  die  lu  zij)rMzität  und  die  sonstigen  Bedingungen  nicht  na»  h- 
gew lesen  werden.  Derjenige,  welcher  bebanjitet,  daß  die  zur 
Zeit  der  Eintragung  bestandenen  Bedingungen  nicht  bestehen, 
muß  diese  seine  Beiiauptung  beweisen     217, 3  HUB). 

III.  Ausländer  als  Beklagte. 
Ausländer  können  bei  den  ungarischen  (Berichten  belangt 
werden,  wenn  die  Kompetenz  des  ungarischen  Uerichtes  nach 
dem  nngariscfaen  Prozeßrechte  in  bezug  auf  den  Auslander  be- 
gründet erscheint.  Auch  jene  ausländischen  Aktiengesellschaften 
und  Genossenschaften,  welche  in  Ermangelung  der  gesetzlichen 
Bedingungen  nicht  klagsberechtigt  sind^)  und  jene  ausländischen 
privaten  Gesellschaften,  welche  das  ungarische  Recht  nicht 

M  Wie  dies  z.  B.  itu  Handelsverträge  mit  Deutschland  (GA  181*2,  III» 
bezüglich  der  Aktienf?esollschaftcn,  Kornmandif  iroilschaften  auf  Aktitni  nrnl 
andorrr  VprsirlifTTingsgesellsehaften  vereinbart  xMirdr  Art  IHV  Aiirh  mit 
Giiet  hi'iilHUil  btt.sicht  ein  nur  zwischen  den  btuitii  lie|.'ieiiii»gt*n  gew  lilo^fsencs 
Ucbereiukonimen  betreffend  die  wechselseitige  Anerkennung  des  jus  standi 
in  judicio  yon  Konunanditgeflellscliafteii  und  Aktioigesellachaften,  vgl  Ver- 
ordnung des  Jastizminist.  vom  17.  6  1889  bei  Marschalko  a.  a.  0.  IV  497. 

2)  Meili  a.  a.  0.  S.  86 ff.  8o  kennt  z  B.  das  unjjcarische  Recht  nicht 
die  Konitnanditgesellschaffc  anf  Aktien,  die  Geaellscbaften  mit  bescbr&nkter 
üaftung. 

^)  Vgl.  Kapitel  II,  letzter  Absatz. 
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kennt'',  kinmrn  voi-  den  ungarischen  ( ierichrcii  belanfrt  werden.-^ 
in  tollenden  Fällen  unterstehen  Ausländer  der  Jurisdiktion 
der  ungarisclien  (lerichte  nicht: 

1.  In  den  Eheprozessen  von  Ausländern  können  die  nn- 
ganschcn  Cericlite  116  (JA  XXXI,  1894)  nur  dann  verfahren, 
wenn  das  Urteil  in  jenem  Staate,  dessen  Angehörige  die  Ehe- 
genossen sind,  wirksam  ist.^)  Hiervon  gibt  es  aber  zwei  Aus- 
nahmen: 

a)  Die  Ehegattin,  welche  in  der  Zeit,  die  ihrer  auf  dem 
Gebiete  Ungarns  mit  einem  Ausländer  geschlossenen  Ehe  un- 
mittelbar Torangegangen  war,  ungarische  StaatsbQj^rin  gewesen 
ist,  kann  ^eg^en  ihren  Ehemann  vor  den  ungarischen  Gerichten 
einen  Ungültigkeitsprozeß  anhängig  machen,  wenn  sie  ihrem 
Ehemanne  nach  der  Schließung  der  Ehe  in  das  Ausland  nicht 
gefolgt  ist  1$  117  Abs.  1  des  GA  XXXI,  1894). 

b)  Wenn  der  Ehegatte  ungarischer  Staatshiiif^ci-  ist  und 
nach  Begehung  einer  Handlang,  welche  einen  iScinitlungsgrund 
bildet,  Bürger  eines  aiulcn'u  Staates  wurde,  seint'  Ehegattin 
aber  ihm  niciit  in  das  Ausland  gefulgt  i^t,  s(i  kann  die  Ehe- 
gattin ^jft'fren  ihn  wegen  Sclieidunfr  der  Ehe  auch  vor  den 
ungarischen  (ierichten  klagbar  auftreten  (§  117  Abs.  2  GA 

xxxr,  isf)4i. 

2.  Die  exterritorialen  l'ersonen  sind  nach  völkerrechtlichem 
(iriindsatze  der  inländischen  Gerichtsbarkeit  nicht  unterworfen. 
Welche  Personen  exterritorial  sind,  ist  nirgends  in  unseren 
Zivilprozeßgesetzen  ausgesprochen,  nur  §  272  der  ZPO  bestimmt, 
daß  alle  Zustellungen  an  die  bei  dem  k.  und  k.  Hofe  befindlichen 
fremden  Gesandten  und  an  die  zu  diesen  Gesandtschaften  ge- 
hörigen Personen  im  Wege  des  Obersthofmarschallamtes  in  Wien 
bewirkt  werden.  Es  ist  also  eine  im  Laufe  des  Prozesses  fest- 

»)  Vgl.  Note  2  S.  148. 

2)  Magyar y  a.  a.  0.  S.  28  -29. 

^  W«nii  aber  anslftitdiache  Bheg^nossen  slcli  in  üngarn  anfhalten,  können 
die  ongariBchen  Qericbt«  Verfligangen  anf  Grand  der      98,  101—103  des 

Ehegesetzes  (Trennung  von  Tisch  und  Bett,  provisorische  Verfügnngon  bezttg- 
lirh  der  Unterbringung  der  gemeinsamen  mindorjahrigen  Kinder,  des  Unter- 
haltes ders('!b<'n  und  der  Eheirattin»  auch  dann  treffen,  wenn  der  Eheprozeß 
uicht  zu  ihrer  Gerichtsbarkeit  gehurt      llö  GA  XXXI. 
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zustellende  Tatfrage,  ob  eint  i-  Person  das  Recht  der  Exterri- 
torialität zustellt.  Die  V(.rsclirift  des  §  31  der  S^tVO  31 
(;A  XXXITI,  1896),  daß  im  Zweifel  die  Wolilmemuiig  de* 
.Justizministers  einzuholen  sei,  welelie  für  das  Oericht  bin(!pnd 
ist'),  kann  auf  das  Zivilverfahren  niclit  aus^^edelint  werden. 
Keinem  Zweifei  kann  es  aber  unterliegen,  weil  es  die  allgemeine 
völkerrechtliche  Auffassung  ist,  daß 

a)  die  Exterritorialität  dann  zessiert,  wenn  die  Privilegierten 
darauf  verzichten^  und 

b)  bezuglich  der  Immobilien,  welche  der  Exterritoriale  im 
Knipfungsstaate  besitzt  oder  wenn  die  Rechtssache  ihre  ding- 
lichen Rechte  an  inländischen  Liegenschaften  anderer  Personen 

zum  Oepenstande  hat.') 

Die  Konsuleii  sind  nicht  exterritorial,  vgl.  den  Staat^svertiag 
zwischen  Oesterreich  und  Frankreic  li  vdiu  11.  11.  1866  No.  I<i7 
des  österr.  ülx^r  die  Vorrechte  und  den  Wirkungskreis  der 

gegenseitigen  Konsulen  in  den  beiden  Staaten  (im  Sinnr  des 
Art.  II  des  GA  XVI,  1S67  bezw.  des  Art.  II  (^A  XX,  1878, 
GA  XXIV,  1887  auch  für  Ungarn  in  (leltung),  ferner  die  Ver- 
träge mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  (GA  1871, 
36),  mit  P<irtiin:al  ((JA  1874,  ;J2),  mit  Italien  (1875,  13),  mit 
Serbien  (CiA  1882.  .'5.')^  auf  Grund  der  .Meistbegün.stigung  mit 
Hawai  (GA  1876,  32),  mit  S])anien  ((JA  1881,  16),  mit  Guate- 
mala (GA  1871,  27),  mit  Argentinien  (GA  1871,  48),  mit 
Uruguay  (GA  1871,  47),  mit  Peru  (GA  1871,  49)  mit  Chile 
(GA  1871,  50),  mit  Schweden-Norwegen  (GA  1874,  12),  mit 
Deutschland  (GA  1892,  3),  mit  der  Schweiz  (GA  1892,  7),  mit 
Belgien  (GA  1892,  8).   Auf  Grund  dieser  Vertrage  stehen  den 


1)  Ebenso  Art.  IX,  Absats  ä  des  EG  snr  Osterreicbiseheti  Jarisdiktions- 

norm. 

-)  Ansilrfi*  klich  ausf^esprochon  in  dem  EG  zur  {isterreichisrhen  Juris- 
diktionsDurm  ArU  III,  Zahl  3  imd  Art.  iX,  Absatz  2.  Vgl.  Meili  a.  a.  0. 
6.  Mb. 

3)  Vgl.  z.  B.  §  20  des  deuUcb^Q  Gericbtsverfassungsgesetzes,  Art.  IX« 
Absatx  2  des  letxtxitierten  ttsteireiebiscben  Oesetxes  und  ^  8&  der  (JsteReichi- 
seben  Jnriadiktionsoonn.   Vgl.  aucb  Meili  8.  d4ö-346v  ebenso  Magyar$ 
31-32. 
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KoDsnlatsbeamten  in  streitigen  Zivilrechtflsachen  nur  zwei  Be- 
günstigungen zu^): 

a)  Wenn  sie  Kanflente  sind,  kann  die  persönlicfae  Haft 

gegen  sie  nur  wegen  Handels-,  nicht  aber  wegen  zivilreclitlicher 
Angelegenheiten  in  Anwendung  kommen,  sofern  die  Personal- 
haft auf  privatreQhtlichein  ( Icbitte  übtrhaupt  zulassig  ist  (Art.  11 
des  franziisisclien,  nordamerikanischen  und  i)ortiigiesischen  Ver- 
trages). 

b)  Insofern  sie  Angehörige  des  ernenncrulcn  Staates.  na(  h 
dem  italienischen  und  serbischen  Vertrage  überdies,  wcmi  sie 
keinen  Handel  oder  d'cwerbe  betreiben,  sind  sie  nicht  vi  i  pilu  htet, 
vor  den  Gericht»  ))  h  in  s  Staates,  in  welchem  sie  residieren,  als 
Zeugen  zu  erschcincii,  sundern  sie  sind  entweder  in  ihrer  Woh- 
nung abzuhören  oder  haben  eine  schriftliche  Erklärung  ab- 
zugeben. 

8.  Es  ist  eine  im  Völkerrechte  sehr  verbreitete  Ansicht, 
daß  ein  Staat  vor  den  Gerichten  eines  anderen  Staates  als  Be- 
klagter nicht  belangt  werden  kann.-)  Dies  gilt  auch  in  bezug 
auf  ausländische  ^taatshäupter  im  Allgemeinen  und  nicht  nur 
dann,  wenn  sie  sich  auf  dem  Gebiete  des  fremden  Staates  be- 
finden.^) Ausnahmen  sind  nur  zulässig,  wenn  der  ausländische 
Staat  oder  das  ausländische  Staatshaupt  sich  den  Gerichten  des 
andern  Staates  freiwillig  unterworfen  habend  oder  wenn  es 
sieh  um  ihre  ausländische  Immobilien  betreffenden  dinglichen 
Rechte  handelt  Für  diese  Ansicht  wird  angeführt,  es  wider- 
spreche der  Unabhängigkeit  des  Staates,  daß  über  ihn  und  über 
das  Staatshaupt  das  Gericht  eines  fremden  Staates  urteile.  Dies 
sei  auch  der  Grund,  daß  die  ausländischen  diplomatischen  Ver- 
treter von  der  inländischen  Gerichtsbarkeit  ezimiert  sind.  Es 
wäre  auch  ein  Widerspruch,  diesen  die  Eicemption  zu  gewähren, 

^)  Vfrl  die  Verordnung  dtb  k.  unjj.  Juj>tizuiiuii>Uriuuis  Zahl  211ü()/1893 
bei  Mai  öchulko  a.  a.  0.  IV  S.  -185,  ferner  Meili  S.  3öüff. 
>)  Meiii  8.35611. 
*)  M€ili  8. 346. 

^)  In  der  obentg<ii<  Ii  fliehen  Plenarentscfaeidimg  {„Ihiufn'uytär"  Zahl 
12772  1875.  Alte  Folge  XIV  20)  wurde  ausj?espro<:hen,  daß  oiii  regien-nder 
ansländischer  Fürst  in  Ansi-hung  der  persönlichen  Klajrf^n  nur  im  Falle  frri- 
wUlij^cr  Interwerfttog  vor  den  inländiactaeu  Gerichten  belangt  werden  kann. 
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dem  Staate  aber  und  dem  Staatsliaupte,  welche  sie  vertreten, 
zn  verweigern.  Diese  Argumentation  ist  aber  nicht  stichhaltig, 
weil  die  Exemptlon  den  diplomatischen  Vertretern  nicht  unter 
dem  Titel  der  Unabhängigkeit  der  Staaten,  sondern  deshalb 
zusteht,  daß  sie  in  ihrer  Funktion  durch  Prozesse,  welche  wider 
sie  anhän<:i^^  {jemacht  werden,  niclit  gestört  werden  sollen.  Dies 
^ilt  iihvv  niclit  für  den  StJiat  und  für  das  Staatshaupt,  wenn 
letzterer  nicht  im  AiKslaiuIu  weilt.  Es  besteht  daher  kein  Grund, 
weshalb  sie  vor  den  Herichten  eines  andt  rin  .Staates  nicht  be- 
lanjrbfir  wären,  nachdem  Exemptiunen  von  der  (lerichtsbarkeit 
aiU  einen  müglichst  eng:en  Kreis  zu  beschränken  sind,  d.  h.  nur 
auf  Jene  Fälle,  in  welchen  ein  iinumjfängliches  internationales 
Bedürfnis  die  iiiXeraptiou  rechtfertigt.^) 

IV.  Maßgebliches  Recht  für  die  Beurteilung  der 

Prozeßfähigkeit  von  Ansiändern. 
Die  l-^ra^e  der  ProzeÜfühigkeit  ist  keine  Krage  des  IVozeß- 
rechtes,  .sDndern  des  materiellen  Rechtes.-)  Wer  nacli  den 
Nurmen  des  materiellen  Rechtes  selbstiindipr  gültige  Verpflich- 
tungen einteilen  kann,  ist  auch  ins.»\\t  ir  selbständijr  vor  (Jericht 
als  Partei  zu  handeln  fahik'"  f l'i-ozeUtaliigkeit).  Weil  aber  inj 
Sinne  unserer  Gesetze  die  materielle  Handlungsfähigkeit  dt  r 
Ausländer  nach  der  lejr  patriae  des  Ausländers  zu  lienrteilt  ii 
ist  ri;^;  til,  03.  Ol  GA  XX,  1877,  i;  95  (JA  XXVII,  ISTO  und 
lOH— 118  (;A  XXXI,  1894),  so  muß  auch  die  Prozeßfähigkeit 
der  Ausländer  nach  ihrer  lejc  patriae  beurteilt  werden.  Ist 
der  Auiiländer  nach  seiner  lejc  patriae  prozeßfähig,  so  kann  er 
im  Prozesse  vor  den  ungarischen  (Jerichten  selbst  auftreten  oder 
zur  Prozeßführung  persönlich  Vollmacht  erteilen.  Eine  Aus- 
nahme besteht  nur  in  jenen  Fällen,  in  welchen  für  die  ungari- 
schen Staatsangehörigen  Anwaltszwang  besteht.  In  diesen  Fällen 
muß  sich  auch  der  vor  den  ungarischen  Gerichten  prozessierende 
Ausländer  durch  einen  Anwalt  vertreten  lassen,  wenn  er  auch 
nach  seinen  heimatlichen  Gesetzen  keinen  Anwalt  benötigen 
würde.  Nicht  anwendbar  für  das  ungarische  Recht  ist  dagegen 

'(  S(»  mit  Recht  Mayyu  ry  i>.  33. 
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die  im  §  55  der  deutschen  und  im  §  3  der  österreichischen  ZPO 
statuit  rte  Norm,  daß  ein  Ausländer,  welchem  nacli  ^'  iner  lex 
patriae  die  Prozelifähigkeit  mangelt,  als  prozeßfähig  gilt,  wenn 
ihm  nach  der  lese  fori  die  Prozeßföhigkeit  zusteht.  Diese  in 
unserer  Wechselordnnngr  (§  96  GA  XXYII,  1876)  im  Interesse 
der  Sicherheit  des  inländischen  Verkehres  statuierte  Norm, 
welche  als  singuläre  Vorschrift  für  das  allgemeine  Privatrecht 
nicht  gilt,  kann  auch  für  das  Zivilprozeßrecht  nicht  gelten. 
Ans  ihrer  Anwendung  können  nur  Komplikationen  entstehen, 
weil  jener  Staat,  dessen  Angehöriger  der  prozeßnnfähige  Aus- 
länder ist,  die  Folgen  des  wider  den  letzteren  ahgelQhrten 
Prozesses  nicht  anerkennen  wird,  wenn  er  ansonst  die  Aner- 
ki'unnng  der  Folgen  des  Prozesses  auch  nicht  versagen  würde. 
Auch  läßt  sich  nicht  behiini>ten,  daß  die  erwiilinte  Nurin  der 
im  internationalen  Rechte  allgemein  verbreiteten  Auffassung 
entspricht.^) 

Ans  der  Tatsache,  daß  dir  Pmzeßfähigkeit  der  Ausländer 
nach  ihitr  /er  patriae  zw  benrttjilen  ist,  folgt  ferner: 

1.  Da.s  ausländische  Hecht,  die  lex  patriae  des  Ausländers 
ist  maßgebend  für  die  Entscheidung  der  Frage,  inwiefern  ein 
Ausländer  vor  den  ungarisrlic  n  (  Jerichten  nur  im  Wege  seines 
gesetzlichen  Vertreters  als  Beklagter  belangt  werden  könne.*-*) 

2.  Das  ausländische  Recht  entscheidet  auch  über  die  Frage, 
welche  Personen  als  gesetzliche  Vertreter  des  prozeßunfäbigen 
Ausländers  zu  betrachten  seien  und  ob  dieselben  zur  Prozeß- 
luhrung  behördlicher  Genehmigung  bedürfen.  Was  aber  den 
Rechtskreis  des  gesetzlichen  Vertreters,  sowie  überhaupt  des 
von  einer  ausländischen  Partei  bestellten  Prozeßbevollmächtigten 

'  Meili  S.  89,  II.  Magyary  widorlej,'t  selbst  diese  eine  Behauptunijf 
dnrdi  di*  ä.  3ö  Note  2  zitierten  angesehenen  ÖciiriftateUer,  welche  die  I^orm 

Yerwerft  II 

Muyyaty,  6.  36,  welcher  die  Auwendbiirkeit  der  im  §  hb  der 
deatscheD  und  im  §  3  der  Oaterreichiscben  ZPO  statuierten  oberwäbnten  Norm 
(Tgl.  vorige  Note)  aach  fttr  das  angarische  Recht  behauptet,  muli  auch  in 
diesem  Palle  konsequent  behaupten,  daß  das  inländische  Recht  maßgebend 
sei,  wenn  im  8inne  desselben  kein  ^^esetzUchcr  Vertreter  notwendig  ist  Er 
Mh<t  hebt  aber  die  Komplikationen  liervor,  welche  aus  der  Anwendung  des 
inlündiachen  Rechtes  entstehen  künucn. 
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anbelangt,  ist  ausschließUch  die  Ic.t  [ori  mal]gt  l)ond.  gemalt 
welclier  sie  aucli  solche  Prozeßhandlungtii  vollziehen  können 
(z.  Ii.  Vergleiche  schließen),  zu  welchen  sie  nach  dem  ansliiih Ii 
seilen  Rechte  (nach  der  lex  patrmp  der  ausländiücUen  Pruzeb- 
partei)  eventuell  nicht  berechtigt  wären.  ^) 

V.  Arraenrecht. 

Bezüglich  der  Gewährung  des  Arinenrechtes  zugunsten  von 
Ausländern  galt  in  einzelnen  Staaten  der  Satz,  daß  der  Fremde 
nur  diejenigen  Rechte  genießt,  die  ihm  ausdrücklich  einge- 
räumt sind,  während  in  anderen  Staaten  der  Grundsatz  der 
Reziprozität  entscheidend  ist.^)  Nach  unseren  ZivilprozeßgesetzcD 
muß  das  Armenrecbt  den  Ausländem  unbedingt  gewährt  werden^ 
weil  keine  gesetzliche  Vorschrift  existiert,  welche  das  GegenteU 
verfügen  würde.  Wir  hatten  übrigens  eine  Reihe  internationaler 
Verträge,  in  welchen  Ausländem  die  Gewährung  des  Armeih 
rechtes  zugesichert  wurde.  Der  größte  Teil  dieser  Verträge  | 
hat  aber  seine  Wirksamkeit  durch  die  Haager  Uebereinkunft, 
welcher  auch  IJngani  beigetreten  ist  ((iA  XIII,  1899),  bereits 
verloren.'*)  Nachdem  aber  der  Satz,  daU  die  Aiisliinder  gauz 
so  zum  Ai'mtiirecht  zuf^elassen  werden  müssen,  wie  die  Ein- 
heiiiiisfhen.  in  ("»{rarn,  w'w  oben  erwnliiit,  srt  t>  in  <  a-ltiiiitr  war 
und  unsere  Zi\  ilpr»>/i'ljgesetze  die  (iewähnuig  des  Armeiirechk.> 
au  Ausländer  nicht  einmal  an  die  BeohMi-htung  der  (iegeuseitig- 
keit  ^f'kniiptt  liaben,  weshalb  aucli  die  vertrajrsmäljige  Zu- 
sicherung an  einzelne  ausländische  Staaten  seitens  Ungarns  nicht 
notwendig  war,  so  ist  in  den  Artt.  14 — 16  des  Haager  Uebe^ 
einkommens  Ungarn  gegenüber  kein  Fortschritt  vom  Gesichts- 
punkte der  internationalen  Humanität  gelegen. 

VI.  Ausdelinun^-  der  K  (•  tn  ]ic  t  c  nz  der  unirarischen 
Ciericlite  iu  liezug  auf  Ausländer. 

Angesiciits  des  heutigen  internationalen  Kecbtszustandes  hat 
der  ausländische  Prozeß  im  Inlandc  entweder  keine  Wirkmig 

'i  So  auch  Maffyary  a.a.O. 

MeiU  S.  III. 
»)  Meili  S.  114,  II. 
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oder  (lipsp  Wirkung  kummt  ihm  nur  unter  gewissen  strengeren 
Bedingungen  zu,  als  dem  inländischen  Prozesse,  Diese  Tatsache 
hat  die  Gesetzgebungen  veranlaßt,  daß  sie  in  bezug  auf  solche 
Beklagte,  welche  nicht  im  Inlande  wohnen,  daselbst  sich  nicht 
auftialfcn  oder  keinen  Sitz  haben,  ihre  Gerichte  auch  aaf  Grund 
solcher  Tatsachen  für  zuständig  erklären,  auf  Grund  deren  sie 
die  Kompetenz  derselben  in  sonstigen  Fällen  nicht  feststellen. 
Die  Gesetzgebungen  gliedern  sich  in  dieser  Hinsicht  in  zwei 
Gruppen.  In  die  erste  Gruppe,  welche  diese  ausnahmsweise 
Kompetenz  in  den  erwähnten  Fällen  Jedermann  gegenüber  fest^ 
stellen,  ist  die  österreichische  Gesetzgebung  einzureihen  (§§  67 
und  99  der  Jurisdiktionsnorm),  während  zur  zweiten  Gruppe 
die  ungarische  ZPO  gehört,  welche  die  erwähnte  ausnahmsweise 
Kompetenz  nur  in  bezug  auf  Ausländer  statuiert. 

§  34  der  ZPO  ((;A  04,  1808)  vertii<rt  nümlicii,  daß  ^.Fremde 
insott  in  sie  im  Lande  belangt  werden  küimcii,  dpv  Zuständig- 
keit ihres  ordentlichen  Aufenthaltes  oder  ihres  etwaigen  Iksitzes 
unteiwdrfen  sind."  Unter  Fremden  sind,  wie  aus  dem  mit- 
geteilten Texte  des  §  34  liervorgeht,  nicht  ungarische  JStaats- 
angehörige  zu  verstehen.  In  l)ezug  auf  die.se  als  Ikkla^tf  be- 
stehen vorerst  dieselben  <  Ierichts.stände,  wie  in  bezug  auf 
ungarische  Staatsanjrehörifre.  Fiiter  dieselben  gehört  auch  der 
(Gerichtsstand  des  ordentliehen  Aufenthaltes,  welchen  §  34  ZPO 
besonders  hen^ürbel)t  Wäre  aber  die  Kompetenz  der  ungarischen 
Gerichte  auf  diese  Weise  nicht  begrttndet,  so  ist  in  bezug  auf 
Ausländer  der  Gerichtsstand  „ihres  etwaigen  Besitzes**^)  gegeben, 
bei  welchem  sie  als  subsidiärem  Gerichtsstande  in  allen  Rechts- 
sachen belangt  werden  können,  wofern  gesetzlich  keine  Aus- 
nahmen bestehen.  Dieser  Gerichtsstand  des  etwaigen  Besitzes 
kann  aber  auf  ungarische  Staatsangehörige,  welche  nicht  im 
Inlande  wohnen  oder  daselbst  sich  nicht  aufhalten,  keine  An- 
wendung finden;  dieselben  müssen  also  in  diesem  Falle,  wenn 

^)  Dafl  anter  Besits  nur  unbewegliches  Oat  za  verstehen  sei,  wie  die 
angarischen  Schriftsteller  <vgl.  Magyary  8  41»  lehren,  geht  aus  dem  Wort- 
laute des  8  34  ZPO  nicht  hervor.  A.  M.  die  k.  Tafel  in  Budapest,  welche 
anter  Besitz  auch  „bewegliches  Vermögen"  versteht.    1U32/Ü2.  Markus 

in  2ui). 
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sie  nurh  im  TrilarKh'  etwaigen  liesitz  liabi'ii.  im  Auslände  be- 
langt werden.  Die  Nonn  des  §  34  ZIH)  ist  verfehlt,  weil  sie 
die  durch  die  J^e  des  Verni(")gens  begründete  Kompetenz  nur 
in  bezng  auf  nicht  nngarische  Staatsangehörige  feststellt,  während 
doch  der  Gläubiger  jedermann  gegenüber  des  Schutzes  bedarf, 
in  dieser  Hinsicht  daher  nicht  maßgebend  sein  kann,  ob  der 
Beklagte  nngarischer  Staatsangehöriger  ibt  oder  nicht.^) 

Noch  weiter  geht  §  33  der  ZPO  in  der  Feststellung  der 
ausnahmsweisen  Kompetenz  solchen  ausländischen  Gesellschaften 
gegenüber,  deren  Direktion  sich  außerhalb  des  Landes  befindet. 
Dieselben  sind  der  Kompetenz  jenes  inländischen  Gerichtes 
unterworfen,  in  dessen  Sprengel  die  Repräsentanz  und  wofern 
eine  solche  nicht  besteht,  die  Generalagentnr  domiziliert;  io 
Ermangelung  derselben,  wo  die  0<?ellschaft  unbewegliches  Ver- 
mögen besitzt  und  sofcni  sir  auch  i^t  in  imbewegliches  Vermögen 
besitzen  sollte,  wo  jenes  <  iescliäit  geschlossen  w  urde,  au»  weklieiti 
die  Forderung"  entsteht. 

In  bezug  auf  einzelne  Keehtsnehen.  wclclic  ans  dem  inter- 
nationalen Verkehre  entstehen,  wird  die  KoiupetHnz  dun  h 
internationale  Vereiid)arungen  geregelt.  Soz.  Ii,  lii  stinimt  Art.  27 
des  Berner  internationalen  IJebereinkommens  ül)er  den  Eisen- 
bahnfra  cht  verkehr  (UA  1892,  XXV),  daß  Ansprüche  aus  dem 
internationalen  Frachtverträge  nur  vor  einem  Gericiite  des 
Staates  anhängig  geinnrlit  werden  können,  in  welchem  die  be- 
klagte Bahn  ihren  Wohnsitz  hat  und  welches  nach  den  Gesetzen 
dieses  Landes  zuständig  ist.  Nach  dem  mit  Frankreich  am 
U.  12.  1866  geschlossenen  Staatsvertrage  (vgl.  GA  1879,  III 
und  GA  1884,  VI)  über  die  Behandlung  der  Verlassenschaften 
der  gegenseitigen  Staatsangehörigen^)  wird  die  Erbfolge  in 
Beziehung  auf  unbewegliches  Vermögen  durch  die  Gesetze  des 
Landes  geregelt,  in  welchem  die  unbeweglichen  Güter  liegen 
und  das  Erkenntnis  über  alle  den  unbeweglichen  Nachlaß  be- 
treffenden Forderungen  und  Streitigkeiten  steht  ausschließlich 

')  Ma  gyn  r  if  S.  44. 

-)  Kundgoinacht  im  (»tenelchischrn  RfiBl  No.  1G8  und  mit  Verordnung 
des  k.  IUI};.  Justi/iniiiisttrs  vom  15.  3. 187U,  Zahl  4611  (bei  Marfckalko 
lY  Jiu.  747  8.  480    48 J;. 
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den  Gerichten  dieses  Landes  zu  (Art.  II).  Ebenso  steht  die 
Entscheidung  hinsichtlich  der  Ansprüche  auf  das  bewegliche,  in 
einem  der  beiden  Länder  von  Untertanen  des  anderen  hinter- 
lassene  Vermögen,  dieselben  mögen  zur  Zeit  ihres  Ablebens 

daselbst  ansiissi^  oder  nur  auf  der  Dnrclirei.se  begriffen  gewesen 
spiii.  (It'iii  funiin  rei  sitae  zu,  insoweit  dieselben  nicht  auf  dem 
Titt  1  des  Erbrechtes  oder  Vermächtnisses  beruhen  (Art  II  Abs.  2 
und  Art.  III  Zahl  5).  Hebereinstimraende  Ikstimniungen  in 
dieser  Materie  sind  enthalten  in  den  mit  Portugal  (GA  1871). 
XXXir  Art.  lOK  mit  Italien  ((JA  1875,  XiU  Art.  12  Zahl  6) 
und  mit  Srrliii-n  (CA  1H82.  XXXIII  Art.  2  und  H  Zahl  (5)  ge- 
s^hlu^^('Il(•ll  Stiiatsvciträgeii  iiiul  in  dem  Zusatzartikel  vom 
12.  6.  lHü(>  zu  dem  mit  ( Jriei  liejiland  am  4,  3.  1830  p-eschlossenen 
Handels-  und  Schiliahrt^vertrage  (vgl.  die  Verordnung  des  k. 
uug.  Ju.stizministers  vom  1.  8.  Zaiil  36757/82  bei  Mar- 

schalko  lY.  Bd.  No.  1'^  S.  4i)5-497). 

Wenn  in  einem  Staatsgebiete  gegen  ausländische  btaats- 
angehörige  in  bürgerlichen  Hechtssachen  Klagen  vor  Gerichten 
2ugela.s.sen  werden,  welchen  nach  der  lex  patriae  des  ausländi- 
schen Staatsangehörigen  für  derlei  Rechtssaclien  überhaupt  keine 
oder  nur  eine  beschränkte  Zuständigkeit  zukommen  würde,  so 
kann  sich  der  ansländische  Staat  nur  durch  Anwendung  des 
Grundsatzes  der  materiellen  Beziprozitat  schützen,  d.  h.  den 
gleichen  Gerichtsstand  gegen  die  Angehörigen  jenes  Staats- 
gebietes auch  bei  den  inländischen  Gerichten  für  begründet  er* 
klären.  Die  Anwendung  des  Grundsatzes  der  materiellen  Bezi- 
prozität  ist  nichts  anderes,  als  Retorsion,  zu  welcher  aber  die 
ungarischen  Gerichte  in  Ermangelung  einer  positiven  gesetz- 
lichen Vorschrift  nicht  berechtigt  sind.^) 

VII.  Einschränkung  der  Kompetenz  der  ungarischen 
Gerichte  in  bezug  auf  das  Ausland. 
Eine  solche  Einschränkung  kann  entweder  durch  gesetzliche 
Verfügung  oder  durch  Farteienvereinbarung  erfolgen. 

Mit  ADsnaluiii-  des  k.  Bezirkstjcrirht^s  und  (ierichtahofcs  in  Fiume 
auf  Grand  der  da&tlhst  noch  in  O-  ituriii:  stehenden  Jurisdiktionsnorm  vom 
■16.  2.  Ibö3  (§  29  Zahl  1),  vgl.  die  Entscbeidung  der  k.  ung.  Kurie  vom 


158  Schwartz, 

1.  Von  jfiH'ii  Fällin.  in  \vf Ulien  die  Einscliräiikung  der 
Kompetenz  (ier  inländiscliea  (ierichte  auf  (^rund  gesetzlicher 
Verfiifrunp:  eintritt,  haben  wir  schon  im  Kapitel  III  (_ATisländer 
als  lieklaji^e")  gesprnrlien.  Hier  ist  noch  die  Frji«re  zu  erört^^m, 
ob  in  jenen  Fällen,  in  welclien  die  Kompetenz  der  inländischen 
Gerichte  gesetzlich  exklusiv  festo:estellt  ist,  diese  ExklusiTität 
in  hezwg  auf  das  Ausland  eine  Einschränkung  der  Kompetenz 
der  inländischen  Gericlite  insolvint  Diese  Frage  muß  verneint 
werden,  weil  der  Staat  die  Exklusivität  nur  für  seine  Gerichte 
statuiert,  nicht  anch  dem  Aaslande  gegenüber.  Demzafolge  kann 
das  inländische  Gericht  in  einer  ausländischen  Rechtssache 

^  (z.  B.  über  das  Eigentumsrecht  einer  ausländischen  Liegenschaft), 
in  welcher  es  mangels  des  ausschließlichen  Kompetenzgrundes 
nicht  ständig  Ist,  doch  Judizieren,  wenn  es  nur  auf  anderer 
Grundlage  kompetent  ist  (wenn  z.  6.  die  Parteien  die  Kompetenz 
des  inländischen  Gerichtes  vereinbart  haben),  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  die  ausländische  (lericht.sbarkeit  für  jene  Rechtssache 
exklusiv  festg-estcllt  ist.  Denn  die  I'^i-:i;irri  der  Kompetenz  sfp- 
hören  zu  den  Ordinatoria  Uti^  und  die  iiiternr  (  ii  st  tzj^»  liutt;.^ 
ist  dcswejren  zunächst  firi.  sie  nach  eigeucni  (Jutdünkeii  zu 
ordnen.  Der  urteilende  Richter  ist  nicht  berechtigt  und  nicht 
verptiiehtet,  aiil  auswärtige  Nonnen  ülter  die  Kompetenz  Ivuck- 
sidit  zu  nehmen.  Kr  hat  sich  nicht  durch  die  Krwägung  leiten 
zu  lassen,  ob  ein  anderer  Staat  das  Urteil  anerkenne  oder  nicht.') 
Uebrigens  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  ein  sol(  lies  l'rteil  auch 
im  lulande  reclits wirksam  sei,  wenn  z.  B.  der  Kläger  wegen 
Feststellung  eines  Eigentumsrechtes  an  einer  ausländischen 
Liegenschaft  den  Prozeß  vor  dem  uiländischen  Gericht  deshalb 
anhängig  gemacht  hat,  daß  das  Urteil  in  einem  anderen  vor 
dem  inländischen  Gerichte  abzuführenden  Prozesse  als  Prigodiz 
diene.^) 

2.  Was  die  Frage  der  Einschränkung  der  Kompetenz  der 
inländischen  Gerichte  durch  Vereinbarung  der  Parteien  anbe- 

2U.  1).  Ol,  Zahl  1043  {„JhtntmnyUii  "  des  ^Jogtudomdnyi  Köslony  Vi. 
Folge,  1.  Band,  No.  51,  S.  73—74).  Uebereinätimmeud  die  üsterreichuck 
JnrisdiktioDBiioriiL  %  101. 

1)  Meili  a.  a.  8. 197. 

^  Magyary  a.  a.  0.  S.  49. 
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iiifig-t.  s(i  ist  in  imsereu  Zivilprnzeßgesetzen  keine  Norm  darüber 
enthalten,  ob  durch  Verpinl)iirunfr  der  Parteien  die  exklusive 
Kompetenz  ausländischer  Gerichte  bedungen  werden  könne. 
Die  Frage  muß  bejaht  werden.  Sowie  es  den  Parteien  frei 
steht,  ihre  Kechtsangelegenlieiten  gatiz  der  Judikatur  der  staat- 
lichen Gencbte  zu  entziehen  (z.  B.  Einigmng  auf  ein  Schieds- 
gericht), so  muß  es  ihnen  auch  frei  stehen,  anstatt  der  in- 
ländischen Judikatur  die  ausländische  Gerichtsbarkeit  zu  ver- 
einbaren. Dieser  Satz  ist  aber  zwei  Beschrankungen  unter- 
worfen : 

a)  ausgenommen  sind  Jene  i^lle,  in  welchen  das  inländische 
Gesetz  einen  Ausschluß  der  inländischen  Gerichtsbarkeit  durch 
P&rteivereinbarung  nicht  zuläßt,  vgl.  Inbesonders  §  53  ZPO. 

b)  wenn  das  inländische  Recht  die  Bechtswirksamkeit  des 
ausländischen  Urteils  nicht  anerkennt.  Wenn  das  ausländische 
Urteil  im  Inlande  nicht  rechtswirksam  ist,  so  kann  da.s  in- 
Uindisclip  (Tpricht  seine  Kompetenz  nicht  ablehnen,  wenn  auch 
der  Klager  die  exklusive  Kompetenz  des  ausländischen  (Jerichtes 
für  sich  anerkannt  hätte.  Eine  Ablehnung  der  Kompetenz 
seitens  des  zuständigen  inländisclien  Gericiites  wäre  deneyatio 
jusiitiae.  Der  Kall  ist,  wie  Magyar  y^)  rieht  ig  bemerkt, 
ganz  so  zu  behandeln,  wie  der  unzulässige  Verzieht  auf  ein 
n«  eht.smittel  ( 31  des  GA  59,  1881,  KoveUe  zur  ZPO  und  §  217 
des  Ges.  üb.  d.  SV). 


*;  A.  a.  0.  S.       Kote  3. 


Da»  Seekabel  in  Kriegszeit. 

Eine  Darstellunfir  des  lEreltenden  Rechtes. 

Von  Dr.  Nl);muii«l  Cj'bfclloWMki  in  München. 

Einleitung. 

Da  eine  Neutralisierung  der  Seekabel  nicht  gelungen  ist 
und  ihre  Kechtslage  im  Kriege  auch  nicht  vertraglieh  geregelt 
worden  ist,  so  haben  viele  die  Kabel  für  rechtlos  gehalten, 
nicht  nur  Laien,  sondern  auch  Juristen.  So  erwiderte  Sir 
Sherston  Baker^  der  im  Juni  1898  in  London  einen  Vortrag 
über  die  ^ Rechte  und  Pflichten  der  Kriegführenden  imd  Neu- 
tralen** hielt,  auf  die  Fra^e,  wie  eine  Kabelzerschneidung  in 
Kriegszeit  zu  werten  sei,  daß  es  weder  eine  Regel,  noch  einen 
Präzedenzfall  gilbe,  der  die  Meinung  zu  leiten  und  zu  kon- 
trollieren erlaubte.  Andere  haben  nach  dem  Recht  dir  Kabel 
gesucht,  am  gründliclisten  der  frühere  Gerichtsassessor  und 
jetzige  Anit>ri(  litcr  Dr.  F.  Scholz.^)  Was  seinem  Buche  hohen 
Wert  vt  rlciht,  das  ist  das  l^estrcbcn,  für  alle  l-'nigi'n,  die  iii 
Betracht  koimiK'n.  eine  Bcchtsbasis  zu  iiixh  ii,  was  ja  reclit 
eigeiitli(  h  die  Aulgal>e  der  Theorie  bildet.  Wenn  ein  Praktiker 
es  z.  Ii.  Iii)-  selbst verstiindlidi  hält,  daß  ein  Kabel  zw  isilitn 
dem  Lande  krieu'^tiUii  t  nder  Staaten  überall  zerschnitten  \vt  nlt  n 
darf,  so  kann  das  nicht  bi  tu  iiiden.  Wenn  aber  ein  Theoretiker 
ebenso  handelt,  so  versündigt  er  sich  an  der  Wissenschaft.  Das 
Kabel  kann  ja  neutrales  Privateigentum  sein,  das  unverletzlich 
ist.  Ebensowenig  ist  es  \vissen.schaftlich  zuliussig,  die  Kabel 
zwischen  neutralen  Ländern  ohne  Beweis  für  unverletzlich  zu 
erklären,  da  sie  ja  dem  Feinde  gehören  können  und  feindliches 
Eigentum  zur  See  verletzlich  ist,  falls  es  nicht  von  einer  nen- 
tralen  Flagge  gedeckt  ist  Jonhannaud  hätte  daher  in  seiner 
Doktordissertation  nicht  folgende  Worte  schreiben  dürfen: 

^)  Krieg  und  vScekabel,  Berlin  1904,  161  leiten. 
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„Jiappeloiis,  avant  <l  entivpiendte  cd  exarnfn.  los  tai  nus  pircis 
du  Probleme.    Les  cäbles  unisisant  deux  terriioires  neutres  etant 
immola6l09,  0t  eeux  gui  unisaetU  ies  äeuas  beltigiraHts  ou  deux 
Points  du  ierritoire  d^un  mime  helligirant  ^tant,  au  contrairet 
sujet»  en  principe  ä  deetruetüm,  le  problime  ne  ae  poaera  HelU' 
meni  gue  p<mr  le  cähle  unistani  le  territoire  dun  b$llig4rafU  ä 
un  territoire  neuire," 
Platz  hatte  er  in  seinoin  Buch,  das  320  Seiten  ^v.  umfaßt, 
reichlich;  mildernd  fällt  jedocb  in  s  G(  wicht,  daß  Fnrsi  her  von 
bedeutendem  Ruf  ganz  ebenso  zu  Werke  gegangen  sind. 

Unbefriedigt  yon  den  bisher  vertretenen  Theorien,  hat 
SchoU  eine  neue  angestellt,  behauptend,  daß  die,  Kabel  Land 
sind  in  Jeder  Beziehung  und  daher  dem  Landkriegsrecht  unter- 
liegen. Weil  ihm  Jedoch  diese  Theorie  als  angreifbar  erschien 
und  es  ihm  auch  nicht  gelang,  den  anderen  Ansichten  den  Todes- 
stoß zu  versetzen,  so  hat  er  sie  vom  Standpunkt  ihrer  Autoren 
ausführlichst  erörtert,  was  natürlich  eine  einfache  und  klare 
Darstellung  ausschloß.  Bereits  dem  Juristen  ist  es  schwer, 
sich  in  dem  Durch-  und  Nebeneinander  der  Theorien  aus- 
ziikt'iiiith,  1111(1  iTst  dem  J.aitinI  Die  Wirkung  des  Buches  auf 
gebililt  tp  XiehtjuristL-n  läßt  sich  —  das  ist  von  besonderer  Be- 
deuTun<i  dokuuieutarisch  uuchweiseu;  der  Ingenieur  Dr.  phil. 
Hennig  schrieb  nämlich: 

y.  Scholz  hat  zwar  neuerdings  in  »einem  schon  j?enannt^n  Werke 
eine  große  Reibe  von  höchst  beachtentiwei-leii  uiiil  jurlätiscb  gründUcb 
durclidachten  Leitsätzen  auch  für  diese  acbwierigen  Fragen  aufgestellt, 
aber  von  einem  posittTen,  internatioiial  anerkannten  Yttlkerrecht  kann 
in  besag  an!  die  Seekabel  Torlinfig  nicht  die  Rede  sein,  und  wenn  e» 
hcut<'  rinnm  kriegführenden  Staate  einfallen  sollte,  g^en  neutrale, Kabtf 
n(>(  h  viel  nif  ksichtsloser  vor/n^'fhen,  als  die  Amerikaner  es  im  Jahre  1898 
t:it»*ii.  SD  wiirdc  eine  Verletzung  des  positiven  Völkerrechts  am  Ii  iiocli 
nicht  in  Krage  kommen,  da  die  Seekabel  eben  im  Krie(re  \n>,\xv\  faktisch 
rechtlos  sind!  .  .  .  Jedenfalls  ist  soviel  klar  und  wohl  vun  allen  Seiten 
anerkannt,  dafi  die  absolute  Unklarheit,  weldie  Uber  die  recbtlidie 
Stellnng  dw  Kabel  in  Kri^aseltra  gegenwärtig  heirscbt,  je  eher  je  lieber 
beseitigt  werdn  maß.f  *) 

Kabel  werden  aber  nicht  Juristen  abschneiden,  sondern 
Xjaien;  die  Rechtslage  der  Kabel  Interessiert  in  erster  Reihe 

^)  IjCs  cäbles  (tous-marins.   Leur  protection  en  temps  de  paix  et 
09e  temps  de  guerre.    Paris  1904,  S. 
Ztsch  XIV  392  f.,  897. 

Z«iUohrif(  f.  Intern.  PrivAt-  a.  Offantl.  B«cht.  XTIL  11 
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nicht  die  Jnristen^  sondern  die  Aktionäre  and  Ingenieure  der 
Kabeliintcmehmiing^en  und  die  Ofliziere  der  Kriegsflotten.  Daraus 
erklärt  sicli  das  ivpre  Interesse,  mit  di'in  die  Prublcine  des 
Kabelreclits  von  so  vielen  Xiclitjuristeii  veriolgt  werden;  daraus 
erklärt  sieli,  daß  über  das  Kabelrecht  neben  vielen  Juristen 
auch  sehr  viele  Laien  i^^est iirieben  haben,  so  daß  die  Zahl  der 
vorhandenen  AeiißeruiitJ^eii  gn»ßer  wie  100  ist.  Wenn  auch 
bezweifelt  werden  kann,  daß  die  Jnrisjirndenz  (lemeinverständ- 
lirhkeit  anznstreben  hat.  so  ist  dorii  nnbestreitbar,  daß  ein 
Jurist,  der  das  Kaitelrcclit  bearbeitet,  so  zu  schreiben  hat,  daß 
ihn  jeder  Ciebildete  verstehen  kann.  J)ie  Wissenschait  solidem 
Leben  dienen,  und  das  Lelien  sind  hier  die  Laien. 

Eine  mögüclist  einfaclie  und  möglichst  verstündliclie  Dar- 
stellung war  meine  Aufgabe.  Nach  einem  kurzen  Bückblick 
auf  die  Kabelpraxis  und  die  bisher  vertretenen  Anschauungen 
habe  ich  eine  neue  Theorie  so  knapp  wie  möglich  begründet, 
wobei  freilich  an  einigen  Stellen  weit  ausgeholt  werden  mußte. 
Aber  das  war  notwendig,  da  sonst  die  Ergebnisse  in  der  Luft 
geschwebt  hätten.  Es  mag  überflüssig  erscheinen,  gelegentlich 
einer  Spezialaufgabe  vom  Wesen  des  Kriegsrechts  und  der 
Analogie  zu  handeln;  ujid  doch  hat  mir  erst  der  Hinweis  auf 
das  Wesen  des  Kriegsrechts  den  Aufbau  der  eigenen  Theorie 
erm()glicht  und  die  Betrachtung  der  Analogie  erst  zum  Hebel 
verhelfen,  mit  dem  viele  abweichende  Ansichten  mühelos  aus 
den  Angeln  zu  heben  sind. 

Trotzdem  die  drahtlose  Telegraph  ie  große  Fortsehritte  ge- 
macht hat,  ist  eine  Untersuchung  des  Kabelkriegsrechts  nicht 
tiberflii.ssig,  da  nach  dem  Urteil  namhafter  Physiker  geradezu 
neue  Ertindunjren  gemacht  werden  müßten,  wenn  die  drahtlose 
Telegrapbie  der  drahtlichen  ebenbürtig  werden  sollte,  «ranz  ab- 
gesehen davon,  daß  die  Erjrelmi.sse  der  Kabeltheorie  sich  aucli 
auf  die  telt'[ilionisLljen  Kabel  beziehen  und  zudem  in  nicht  ge- 
ringem Umtanir  für  das  Recht  der  diiihtlosen  Telegrapbie  ver- 
weitet werden  k«»nnen.  Das  beweist  vor  allem  die  Schrift  von 
Schols:  Drahtlose  Telegrapbie  und  Neutralität  y^Berlin  1905),^) 

V»  Vgl.  auch  die  Aeußerung  ▼on  F,  Stoerk  im  Annuaire  de  rinsHM 
de  droit  int.   T.  19,  S.  312. 
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L  Die  Kabelpraads. 

Eabelabscbneldungen  sind  bereits  vor  dem  spanisch-amerika- 
nischen Kriege  vorgekommen,  haben  aber,  soweit  bekannt«  weder 

zu  diplomatischen  Unterhandlungen,  noch  zu  einem  gerichtlichen 
Verfahren  Anlaß  gegeben  und  sind  (ialier  auch  von  der  Theorie 
nicht  ergründet  worden.  ^)  Erwähnung  vi  rdient,  daß  die  Chilenen 
im  Kriege  mit  Peru  1882  Kabel,  die  beide  Länder  verbanden, 
im  Küstenmeer  und  anscheinend  auch  auf  lioher  See  zerschnitten. 
Die  englisciie  (Jesellschaft,  welcher  die  Linien  gehörten,  forderte 
von  Chile  Ersatz  allen  direkten  und  indirekten  Schadens,  der 
aus  den  Zersehneidungen  erwachsen  war.  Chile  erkannte  willig 
an,  daß  es  Entschädigung  zu  leisten  habe,  weigerte  sich  jedoch, 
mehr  als  die  Beparaturkosten  zu  ersetzen.  Die  Gesellschaft 
nahm  die  ihr  von  Chile  angebotene  Summe  an  und  erklärte 
sich  für  alle  Anspräche  abgefunden.  Zu  diplomatischen 
Schritten  nnd  theoretischer  £r5rterang  haben  erst  die  Kabel- 
eingrüfe  des  spanisch-amerikanischen  Krieges  gegeben.  Die  in 
vielen  Beziehungen  interessante  Praxis  sei  Inirz  geschildert; 
auch  die  politisch,  national  nnd  militärisch  bedeutsamen  Momente 
sollen  gleich  hier  hervorgehoben  werden  und  nicht  erst  am 
Schluß  der  Abhandlung,  wie  dies  Regel  ist. 

Ti'otzdem  Spanien  seit  juelireren  Jahren  gegen  den  kuba- 
nischen Aufstand  zu  känii)fen  hatte,  der  von  Amerikanern  offen 
begünstigt  wurde,  traf  es  keine  Maljualmien,  um  den  tele- 
graphiselien  Verkelir  mit  der  ^IVrlc  dt  r  Antillen"  für  den  Fall 
eines  Kontiiktes  mit  Amerika  zu  sieiiern.  Es  sorgte  weder  für 
den  Bau  einer  eigenen  Kalx  lverbindung  mit  Kuba,  noch  be- 
festigte es  durch  Aufführung  von  tStrandbatterien  die  Landungs- 
punkte der  fremden  Kabel  auf  der  Insel,  was  ihm  verhängnis- 
voll werden  sollte.  Auch  Schiffe  zur  Ausbesserung  zerschnittener 
Linien  hatte  es  nicht  zur  Veriügang.  Sämtliche  Linien,  auf 
denen  spanische  Telegramme  Kuba  und  ebenso  die  Philippinen 
erreichen  konnten,  berührten  fremdes  Gebiet,  vor  allem  Nord- 


T.  E.  Holland,  Des  cdbles  soiU'marins  en  tempa  de  guerre 

(J.,  T.  25,  S.  64})). 

£.  W.  Farsoni,  a.  a.  0.,  S.  B13. 
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amerika,  so  daß  die  Beldrdemng  von  dem  Willen  Dritter  ab- 
hängig war. 

Anderen  (Jeist  verraten  dit'  Taten  der  AnKTikam^r.  Am 
Tage  der  Krieg".serkläruiig  nahmen  sie  die  beiden  JSeekabel  von 
Florida  nach  Havanna  und  alh-  Linien,  welche  indirekt  mit  der 
Insel  verkehrten,  in  militärische  Verwaltung  und  niitersagten 
die  Beförderung  von  spanischen  Staatsdej »eschen,  ferner  von 
Telp^rramme»  in  Gehcimselirift  mit  Bestimninn?  nach  Wrst- 
indien  und  von  allen  Sendungen  mit  feindlielier  Tendenz.  iJas 
eine  von  den  zwei  Kabeln  von  Havanna  wurde  im  spanischen 
Küstengew'äiiser  abgeschnitten,  auf  ein  Kriegsschiff  genommen 
und  zur  V'ermittelung  des  Verkehrs  zwischen  Washington  und 
dem  Blockadegeschwader  vor  Havanna  benutzt. 

Zur  Kabelabschneidung  waren  eigens  nicht  weniger  wie 
drei  Schiffe  beigericbtet:  der  „Mangrove'',  die  „Adria*^  und  der 
nSaint^Louis'^,  von  denen  das  erste  bereits  am  25.  April,  dem 
Tage  der  förmlichen  Kriegserklärung,  in  See  stacb,  um  die 
Kabel  von  Santiago  de  Cuba  nacb  Jamaika  und  Haiti  zu  kappen. 
Einige  Tage  darauf  folgten  die  beiden  anderen  Schiffe;  der 
Scbntz  der  Operationen  lag  ständig  mehreren  Kriegsschiffen  ob. 
Werkzeuge  zur  Kabelzerschneidung  erhielten  noch  andere  Fahr- 
zeuge. 

Trotz  der  großen  Vorbereitungen  blieben  die  Bemuhnngea 

der  KabeWotte  mehrere  Wochen  fruchtlos,  da  sie  in  voDer 

Meerestiefe  erfolgten,  die  auf  Kuba  wie  auf  fast  allen  Antillen 
in  gerin^^er  1  jitit  i  uuii<(  von  dei- Küste  besrinnt.  Als  am  18.  Mai 
der  «Saint-Luuis"  tlie  Kabvlsnche  wieder  in  der  Tiefsee,  sieln  u 
Meilen  von  den  Fort^  von  i^antiago  entfernt,  begonnen  und 
keinen  Erfolg  gehabt  hatte,  kam  er  siuliend  immer  nüher  an 
die  Küste  lieran,  zuletzt  bis  auf  eine  Seemeile,  wo  er  endlich 
ein  Kabel  faßte.  Aber  zu  irleicher  Zeit  bej^annen  die  sjjanisclitn 
Forts,  ein  lebhaftes  Feuer  auf  ihn  zu  ricliteri.  Unter  dein 
Donner  der  feindlichen  Kanonen  wurde  das  Kabel  iiastig  an 
Bord  gezogen,  durchgeschnitten  und  in  das  Meer  zurüclcge werfen. 
Die  Mühe  war  jedoch  vergeblich  gewesen,  da.  wie  sich  bald 
herausstellte,  die  Operation  an  einem  alten  Stück  Kabel  vor- 
genommen worden  war,  das  man  gelegentlich  einer  Ansbesse- 
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rungr  als  unbrauchbar  im  Meere  zuruckf^elassen  hatte.  Die 
I'Tit*'rbrec1iiinf:  der  Linie  nach  J;im;nka,  welciie  in  der  Feste 
S;i[iria^n»  landete,  gfelang^  überhaupt  nicht,  während  das  Kabel 
8autiago-Haiti  am  6.  oder  7.  Juni  dicht  an  der  kubanischen 
Küste  von  Guantanamo  zerschnitten  wurde,  nachdem  die  Spanier 
Ton  dem  Landungspunkt  durch  das  Feaer  der  Kriegsschiffe 
vertrieben  worden  waren. 

Gleich  schwierig  gestalteten  sich  die  Angriffe  gegen  die 
Seetelegraphen,  welche  Santiago  mit  Batabano  verbanden,  einer 
8tadt  an  der  Südkäste  der  Insel  gegenüber  Hayana.  Diese 
Linie  diente  dem  Marschall  Blanco  znm  Verkehr  mit  Admiral 
Gervera,  der  500  km  von  Havana  entfernt,  in  Santiago  einge^ 
seblossen  war.  Die  Operationen  erfolgten  vor  Gienfnegos,  wo 
die  Kabel  anlandeten.  Vier  amerikanische  Kriegsschiffe  kamen 
bis  auf  eine  Seemeile  an  die  Kfiste  heran  und  eröffneten  ein 
lebhaftes  Feuer  auf  das  Kabelhaus,  während  zwei  Dampf-  und 
zwei  Ruderboote,  jedes  besetzt  mit  sechzehn  Mann,  die  Kabel- 
SQche  begannen,  das  Auge  auf  das  Kabelhaus  gerichtet,  das  als 
Wegweiser  diente.  Doch  noch  in  einer  Entfernung  von  weniger 
als  100  m  erwies  sich  das  Bemühen  wegen  zu  ^41  ußer  Wasser- 
tiefe als  triiclitlos  und  zeitigte  erst  einen  Erfolg  an  einem 
Punkte,  der  einige  Meter  vom  Ufer  entfernt  war  und  20  Fuß 
tiefes  Waiiscr  hatte.  Nicht  weniger  wie  30  Mann  wareii  nötig, 
um  das  Kabel,  das  in  östlicher  Richtujijr  nach  Santia*ro  lief, 
an  Bord  zu  ziehen,  wo  es  g^ekappt  wurde.  Das  nach  dem 
Lande  zu  führende  kurze  Kiide  wurde  ins  Meer  jreworfen,  das 
andere  Ende  in  einer  Lauge  von  150  Kuß  nns  dem  Wasser 
gehoben,  um  auf  ein  Kriegsschiff  gebracht  zu  werden  und 
eventuell  dem  Verkehr  mit  Santiago  zu  dienen.  Indessen  das 
Gewicht  des  armstarken  Kabeis  war  so  groß,  daß  das  tragende 
Boot  nur  durch  erneute  Kappung  vor  dem  Kentern  bewahrt 
werden  konnte.  Ein  Stück  Kabel  von  etwa  100  Fuß  blieb  an 
Bord  zurück.  Während  der  ganzen  Zeit  waren  die  Spanier 
untätig  geblieben.  Sie  setzten  sich  erst  zur  Wehr,  als  die 
Amerikaner  auch  den  andern  Seetelegraphen,  welcher  in  der 
Bichtui^:  nach  Havana  lief,  in  einer  Entfernung  von  60  Fuß 
vom  Ufer  erfaßt  hatten.    Mehrere  Amerikaner  wurden  vom 
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feindlichen  Feuer  verletzt,  niclitsdestowenigLT  die  Üperation  zu 
Ende  geführt.  Während  der  Arlteit  Imtte  man  im  Meere  ein 
drittes  Kabel  bemerkt.  Sofort  K^in^r  man  an  die  Absclineidung, 
gab  sie  jedoch  auf,  al.s  da.s  feindliche  Feuer  immer  inftiircr 
wurde  und  den  Tod  von  vier  Mann  sowie  die  Verwundung  emci» 
Schiffskommandanten  verursacht  hatte.  Trotzdem  konnten  die 
Amerikaner  zufrieden  sein,  denn  das  dritte  Kaht  l  verband  nur 
das  Kabelhaus  mit  der  Stadt  Cienfuegos,  ermangelte  also  der 
strategischen  Bedeutung.  Die  Verbindung  mit  Santiago  war 
unterbrochen.  ^) 

Wie  vor  Kuba  verfuhren  die  Amerikaner  auf  den  Philippinen, 
die  zwei  englische  Kabel  besaßen.  Das  eint»  von  Hongkong 
nach  Bolinao  (auf  Manila)  wurde  im  cfpaniscben  Kästenmeer 
gekappt,  auf  ein  Kriegsschiff  gehoben  und  zur  Kommunikation 
mit  Hongkong  benutzt,  bis  auf  Protest  Spaniens  die  englische 
(yesellschaft  den  Betrieb  in  Hongkong  einstellte.  Die  andere 
Linie,  welche  von  Manila  nach  Capiz  auf  Panay  lief,  wurde 
ebenfalls  im  feindlichen  Kilstengewässer  unterbrochen. 

Die  Praxis  der  Amerikaner  läßt  sich  auf  folgende  Grund- 
sätze zurückführen: 

1.  Sämtliche  Kabel,  welche  vom  feindlichen  Land  aus- 
gehen, dürfen  zerschnitten  werden,  mögen  sie  auch  Neutralen 
gehören. 

'2.  l)ie  Zerschneidnny  ist  auf  hüber  See  zulässig  und  im 
f e i nd  1  i (■  1 1  e n  Küsten me v r . 

H.  VAn  zerschnittenes  Kabel  darf  in  den  Dienst  des 
militärischen  Nachrichtenverkehi-s  gestellt  werden,  auch  wenu 
es  in  einem  neutralen  Staat  landet. 

Nach  net'ndi<riing  rles  Krieges  reicliten  die  geschädigten 
Kabelgesellschaften  —  zwei  englische  und  eine  franz(lsisrhe  — 
auf  diplomatischem  Wege  der  amerikanischen  Regierung  eine 
Berechnung  der  Kosten  ein,  welche  die  Wiederherstellung  der 

^1  Die  Schilderung  stHinmt  mit  Ausnahme  «  inif:»  r  Rdiexionen  aas 
J.  Depeile]/,  Les  c<iJ)les  telegi aphiques  en  temps  de  yuerre  (Revue 
des  deux  mondes  y.  1.  1.  1900).  In  einigen  Punkten  sind  abweiehcDde 
Nachrichten  verbreitet  worden,  die  sich  jedoeti  anf  jnristisch  whebliche  Tat* 
Sachen  nicht  bexiehen. 
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zerschnittenen  Kabel  und  der  Wiederaufbau  des  Kabelhauses  in 
Cienfue^os  verursacht  hatten.  Sowohl  die  englisclie  wie  die 
französische  Regierung  erklärten,  daß  eine  Pflicht  zum  Ersatz 
dt's  Schadens  nicht  bestelle,  aber  die  Billigkeit  dafür  spreclie. 
Auf  den  gleichen  Stamijuiiikt  stellte  sich  die  amerikanische 
ll<'<^'-i<  rung  und  beantragte  beim  Konpreß  die  Bewilligung  der 
erlorderliehen  Kredite,  jedoch  ohne  Erfolg. 

Geriiif^eren  Umfang  hatten  die  Kabelzerschneidungen  im 
russisch-japanisclien  Kriege.  Ali^ieschnitten  wurden  von  den 
Japanern  die  beiden  von  Port  Arthur  nach  Tschifu  in  China 
laufenden  linien,  während  die  beiden  von  Wladiwostoi  k  nach 
Nagasaki  und  diejenige  von  Fusan  an!  Korea  nach  Tsushima 
von  der  privaten  Kabelgesellscbaft,  welcher  sie  gehörten,  zur 
Sicherheit  außer  Betrieb  gesetzt  wurden  nnd  daher  unverletzt 
blieben. 

n.  Die  biaherigen  Auscbauuugen. 

a)  Die  Theorie  Scholz. 

Nachdem  er  festgestellt  hat,  daß  der  elektrische  Nach- 
richtendienst keine  Entfernungen  kennt,  behauptet  er,  daß 
zwei  durch  Kabel  verbundene  Länder  in  beziifx  auf  das  Nach- 
richtenwesen als  uniuiMrlbar  benaclibart  anzusehen  sind.  „Hier- 
nacli  (birfte  es  Hn«feniessen  erscheinen,  sagt  er,  bei  der  reclit- 
iicheu  W  ürdigung  dieses  eiirenarti^^en  Kommunikationsmittels 
das  Meer  ganz  auszuschalten  in  !  die  Meeresleitungen  wie  Land- 
leitungen zu  behandeln."  Das  Kabel  ist,  fährt  er  fort,  eine 
vom  Meer  überschwemmte  Verlvehrsstraße  und  hat  daher  in 
jeder  Beziehung  Landqualität.  Es  ist  als  Pertinenz  des 
Landes  anzusehen  und  teilt  mithin  die  Rechtslage  der  Haupt- 
sache oder  steht  mit  anderen  Worten  unter  der  Souvei-änität 
des  Landes,  dem  es  nach  seiner  örtlichen  Lage  zugehört 
(S.  39  f.)-  Die  Souveränitfit  hat  nicht  nur  den  „für  das  Küsten- 
meer streitigen  Inhalt sondern  ist  eine  Souveränität  ^\vl 
vollem  Maße''  und  ist  gleich  derjenigen  über  Staatsgebiet  (41). 
Verbindet  das  Kabel  zwei  Staaten,  so  steht  es  in  ihrem  Kondo- 
minat (44).  Die  Haupteinwände  gegen  diese  Theorie  sind 
folgende: 
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1.  Das  Kabel  ist  nicht  Land  und  wird  auch  nicht  dafür 
gelialten. 

2.  Die  Sduvcriiiiitiit  über  dns  Kabel  oder  wie  Sc/ioh 
nielirfai  li  ssiirt  Kabelterritorium  ist  nicht  voll,  da  auf  hoher 
See  andere  Kal>el.  d.  h.  Kabelterritorien  darüber  gelegt 
werden  kimneii  ohne  Zustimmung  des  ersten  Kabelsouveräns, 
wie  denn  das  Welt  kabelnetz  an  vielen  Stellen  ein  Netz  ist 
im  eigentlichen  Sinn.  Bei  Ausbesserung  eines  Kabels  können 
fremde  Kabel,  alias  Territorien,  die  darüber  liegen,  mit  in 
die  Höhe  gezogen  werden,  ohne  daß  eine  Erlaubnis  erforder- 
lich wäre.  ^) 

3.  Passiert  ein  Kabel,  das  kriegführende  Staaten  ver- 
bindet, neutrales  Wasser,  so  sind  dort  Eingriffe  nnznlfissig, 
so  daß  anch  aus  diesem  Grunde  die  Sonveränit&t  „in  vollem 
Maße**  doch  nicht  voll  ist. 

4.  Verbindet  das  Kabel  kriegfülirende  Staaten,  so  erklärt 
die  Theorie  des  Kabelterrituriunis  gar  nichts,  denn  behauptet 
man  die  Fortexistenz  des  Kondominats  trotz  des  Krieges,  so 
ist  jeder  rferstaat  nur  nach  Zustimmung  ilts  andern  zu 
KingritTen  berechtigt,  da  sie  ja  Condomuu  sind  und  nicht 
Doniii  /  Das  Wesen  des  Kondominats  besteht  darin,  daß 
ein  T-aii(l  nicht  einen  Souverän  hat,  sondern  zwei.  lU'liau])tet 
man  dagegen,  daß  während  des  Krieges  das  Kondominat 
nicht  existiert,  so  fehlt  eine  Rechtsbasis  für  Kabeleingrifie, 
es  sei  denn,  daß  man  annehmen  wollte,  daß  die  gemeinsame 
Souveränität  mit  der  Kriegserklärung  in  zwei  voUe  ansrin- 
ander  füllt.  Zwei  volle  Souveränitäten  über  dasselbe  Land 
sind  aber  unmöglich. 

5.  Verbindet  das  Kabel  einen  kriegführenden  Staat  mit 
neutralem  Lande,  so  ergibt  sich  das  Verhältnis,  daß  von 
zwei  Condomini  der  eine  Krieg  fuhrt,  der  andere  in  Frieden 
lebt.  Geht  die  andere  Kriegspartei  gegen  das  Kabel  vor, 
als  welches  ist  Staatsgebiet,  so  greift  sie  ein  Territorium 


^)  Ueber  die  Mißstftnde.  welche  eich  hieraus  ergebeD,  vgl.  die  Pariser 
Konfetenzberatnngen  Ton  1882  in  Start ens^  N.R.  O.  2.  a.  t.  11,  8.  1S6, 
152,  283  und  sonst 
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an,  dessen  Mitsouveiän  mit  ihr  in  Frieden  lebt.  Darf  sie 
es  und  warum? 

(i.  Das  Kabel  kann  nicht  Pertint  nz  des  Landungsstaates 
sein,  weil  es  nicht  datur  f^elialten  wird.  Sowohl  nach  römischem 
Recht  wie  BGB  kann  eine  Sache  nie  Zubehör  sein,  wenn  sie 
voo  der  Verkehrsaufifassung  nicht  dafür  ^-^elialten  wird.\)  In 
der  Theorie  des  Völkerrechts  ist  zwar  wiederholt  von  Pertinenz 
gesprochen  worden,  ohne  daß  jedoch  eine  besondere  Eiit- 
wickelong  des  Begni^ififs  unternommen  worden  wäre;  man 
dachte  an  den  privatrechtlichen.  Daß  aber  die  Glieder  der 
Völkerrechtsgemeinschaft  die  Kabel  für  Pertinenzen  halten, 
hat  Scholz  nicht  nachzuweisen  gesacht,  ja  nicht  einmal 
erforscht,  ob  ihnen  auch  allen  der  Begriff  bekannt  ist  (das 
ist  nicht  der  Fall),  z.  B.  den  orientalischen  Völkern,  wie 
etwa  Japan.  Verbindet  das  Kabel  zwei  Staaten,  so  ist  derselbe 
Gegenstand  Zubehör  zweier  Sachen.  Ob  dies  begrifflich 
möglich,  hat  Scholz  nicht  erörtert;  für  den  Bereich  des 
deutschen  Privatreelits  ist  die  Frage  vom  OLG  Rostock  in 
einem  Beschlnli  vom  2].  7.  1Ü04  verneint  worden.*-^) 

7.  Als  Vorzüire  seiner  Theorie  bezeichnet  der  Vi  riasser 
die  Mögliehlveit  der  Anwendunj^  des  Laiidkriegsreditü  auf  die 
Kabel  und  die  ünanwendbarkeit  des  Seebenterechts  auf 
dieselben  (45).  Den  »  rsten  Vnrznp:  hat  er  selbst  nicht  aus- 
^renutzt,  denn  nach  Landkrie<>sreelit  ist  eine  Beschlagnahme 
und  Benutzung  der  Telen;raphen  nur  nacli  okknpation  (Be- 
setzung) des  Feindeslandes  zulässig,  während  Seekabel  in 
vielen  F&Uen  bereits  vorher  den  gleichen  Maßnahmen  unter- 
worfen werden  dürfen,  wie  Schols  selbst  zniribt.'*)  ?]ine 
besondere  Okkupation  der  Kabel  ist  natürlich  nicht  möglich. 
Wie  sollte  sie  aussehen,  nm  den  Forderungen  des  modernen 
Kriegsrechts  zu  entsprechen?  Man  könnte  nur  behaupten, 
daß  sie  nach  Besetzung  des  Landungsstaates  als  okkupiert 

^1  Vjjl.  Windscheid- Kip2^ f  Lelirbuch  des  Pandektenrechts,  Aufl.  9, 
I  708  §  143;  Dt  i  nhurg,  Tand..  AuH.  5.  I  17«  und  ISO:  ßCJB  !<  i»7. 

-I  //  W i  m  p  f It  e  i  m  e  r ,  Kann  f  tn  Ge^oiistand  Zabebör  mehrerer 
Sachen  ütin  ^   An  hir  für  bürget  iuhes  Hecht,  XXIX  Ö4;. 

^)  Vgl.  Ergebnisse  S.  154  ff. 
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ZU  betrachten  sind.    Eine  Gleichstellung  von  Kabel  imd 

Landtolegraph  ist  auch  vom  Standpunkt  der  ScholM*sc)m 

Auffassung:  nicht  möglich,  denn  das  erste  ist  Land,  während 
der  zweite  es  nicht  ist,  sondern  auf  Land  steht.  Das  iSee- 
beutereclit  schlidjlich  ist  nicht  deshalb  auf  die  Kabel  unan- 
wendbar, weil  sie  Land  sind,  sondeni  weil  es  besondere 
Vorscliritttri  ü1)er  Wegnahme  von  Kabeln  nicht  gibt  und 
-  dalu  r  nur  eine  analojre  Rerlitsanwendun^  m  Frage  kommt. 
Diese  setzt  aber  gleiche  Tatbestände  voraus,  die  hier  fehlen, 
worüber  alsbald. 

b)  Kabel  und  Schiff. 

In  Frage  kommt  nur,  ob  das  Kabel  nach  Analogie  der 
Schiffe  zu  behandeln  ist,  denn  daß  es  nicbt  selbst  ein  Schiff  i<t 
weiß  jeder.  Ueber  Wesen  nnd  Bedeutung  der  Analogie  im 
Recht  schweigt  die  Theorie  des  Völkerrechts  in  der  Ueber- 
zengung,  daß  jeder  die  nötigen  Vorstellungen  beim  Studinm 
des  Privatrecbts,  das  so  bäniig  allgemeine  Rechtsfragen  erörtert 
erwirbt.  Eine  allgemein  anericannte  Theorie  der  Analogie  gibt 
es  jedoch  auch  im  Privatrecht  nicbt,  wenn  auch  über  einige 
wichtige  Komente  Uebereinstimmung  herrscht. 

Die  Analogie  dient  der  Rechtsauslegung;  sie  beruht  auf 
dem  (Grundsatz,  daß  Gleiches  gleich  zu  behandeln  ist.  Der 
(rrundsatz  dw  (ilei(  lilit  it  ei'scheint  über  kurz  oder  lang  überall, 
wo  gleichwertige  Individuen  existieren,  und  ist  daher  die  natur- 
notwj'iidige  FokM'  der  Verliiilhiissc  Dir  ( lleiclihcit  der  Men.schei» 
in  vielen  Hinsic  hten  bewirkt  eine  ( ileidiheit  tatsächlicher  Zu- 
stände. Was  ai»er  lange  Zeit  gedauert  hat.  erscheint  ak  recht 
und  unanfechtbar.  Auf  diese  Tatsache  sind,  nebenbei  bemerkt, 
die  Rechtsinstitute  der  Verjälirung  und  des  unvordenklichen 
Besitzes  zurückzufüiiren.  Kinder  hervorbringen,  essen,  trinken, 
sprechen,  arbeiten,  kämpfen  krmnen  alle  ^lenschen.  Die  Gleich- 
heit der  Anlagen  und  Kräfte  führt,  soweit  vorbanden,  zu  einer 
Gleichheit  der  Leistungen  und  der  Lebensweise  und  damit  zu 
einer  Gleichheit  in  Schätzung  und  Wertung  des  Nächsten.  Die 
Gleichheit  der  Leistungen  strahlt  zurück  auf  ihre  Urbeber  und 
läßt  sie  dem  denkenden  Beschauer  als  gleich  erscheinen.  Weil 
der  eine  nicbt  mehr  ist  und  kann  als  der  andere,  deshalb  gilt 
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IT  ihm  gleich  und  prenießt  gleiche  liechte.  Diese  Vorstellung 
drückt  das  bekannte  Wort  aus:  Was  dem  einen  recht,  ist  (1(mii 
andern  billig.  Der  religiöse  Grundsütz,  dali  vor  Gott,  der 
weltliche,  daß  vor  dem  Gesetz  alle  gleich  sind,  ist  auch  nur 
eine  notwendige  Konsequenz  natürlicher  (rleichheiten,  die  l)i<iLi 
erkannt  zu  werden  brauchten,  um  jene  Grundsätze  zu  erzeugen. 
Entstanden  im  Hinblick  auf  konkrete  Verhältnisse,  hat  der 
(irundsatz,  daß  Gleiches  gleich  zu  behandeln  ist,  zunächst 
konkrete  Inhalte  gehabt,  aus  deren  zusammenfassender  Be- 
trachtung mit  der  Zeit  der  abstrakte  Grundsatz  gewonnen 
wurde.  Fest  steht  ja  heute,  daß  das  Abstrakte  geschichtlicli 
dem  Konkreten  nachgefolgt  ist  und  lange  überhaupt  nicht 
existiert  hat. 

Recht  ist,  was  für  Recht  gehalten  wird ;  daher  gehört  das 
Prinzip,  daß  gleiche  Tatbestände  derselben  Rechtsnorm  zu 
unterwerfen  sind,  nach  seiner  Anerkennung  dem  geltenden 
Rechte  an.  Keine  ausreichende  Erklärung  dieser  Tatsache  ist 
es,  wenn  THöl  die  Geltung  des  Prinzips  der  Gleichheit  auf 
die  logische  Natur  des  Rechts,  Binding  auf  den  stillschweigenden 
Willen  des  Gesetzgebers,  Adickes  und  Brin»  auf  eine 
Forderung  der  Gerechtigkeit  zurückführen.  Tiefer  in  das  Wesen 
der  Sache  dringt  Regel sOrrger ,  der  ausführt,  jenes  Prinzip 
sei  „als  Erzeugnis  der  Knitm  t  uIav  it  kelung  ins  Recht  erwach.sen, 
also  wenn  man  will  ( iewolmheitsrecht."  \)  Wie  er  ebenfalls 
ganz  richti^r  liervorheln,  entscheidet  über  die  Gleichartigkeit 
der  Tatbestaiule  das  mensciiliehe  l'rteil.  und  dieses  kann 
weehseln.  „Ein  Römer  des  ö.  Jahrhunderts  der  Stadt  würde 
Iii  Himer  zugegeben  haben,  was  im  2.  .lahrluuniert  n.  Ciir.  an- 
erkannt war,  daß  die  Verletzung  eines  Freien  mit  der  Köri)er- 
verletzung,  begangen  an  Sklaven  oder  Tieren,  auf  einer  Linie 
stehe-'  (S.  158). 

Vermöge  der  Analogie  wird  die  konkrete  Fassung  der 
Rechtsätze  überwunden  und  die  Reclitsüberzeugung  des  Volkes 
mit  dem  formulierten  Recht  in  Einklang  gebracht,  ohne  dalj 
die  gesetzgebenden  Faktoren  in  Tätigkeit  treten.  Die  Analogie 


^)  Pandekten  S.  157^  wo  anch  die  anderen  Nachweise. 
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macht  die  starre  Form  bie<rsain,  daher  lebensfähifr.  Freilicli 
wü  die  Schnellpresse  der  ( iesetzcrebunßf  die  Bedürfnisse  ge- 
wandelter Reclitsanschauungen  im  2\u  erfüllt,  da  ist  wenig 
Raum  für  die  Aiialotrie. 

Deukbar  int  es  aucli.  daß  ein  Volk  entweder  allgeimin 
oder  auf  einem  bestimmten  I\e(  litspebiet  die  Form  für  heilig 
und  somit  die  Anal(){rie  für  unzulässig:  hält.  Tatsächlich  ist 
z.  B.  im  deutschen  Strafrecht  die  Vermehrung  der  strafbareB 
Tatbestände  auf  dem  Wege  der  Analogie  ausgeschlossen,  und 
in  England  gilt  allgemein  das  Hinausgehen  über  den  Buch- 
staben des  Gesetzes  für  verboten.^)  Anerkannt  ist  der  Grand- 
satz  der  Gleichheit  anch  in  England  wie  überhaupt  in  jedem 
Knlturstaat;  die  Besonderheit  ist  nnr,  daß  er  aus  dem  Gebiete 
der  Gesetzesanwendnng  verbannt  und  auf  seinen  sonstigen 
Wirkungskreis,  zu  dem  vor  allem  die  Gesetzgebung  gehört, 
beschränkt  ist. 

Will  man  die  Analogie  im  Völkerrecht  verwerten,  so  maß 
man  Tatbestande  vor  sich  haben  oder  formulieren,  die  nach  dem 

Urteil  der  Völker  als  gleichwertig  betrachtet  werden  können. 
Die  Ansicht  des  einzelnen  Theoretikers  reii  lit  niclit  aus  und  ist. 
wenn  ihre  Uebereinstimiiiiuig  mit  der  Ileelitsüberzeugung  der 
KnltiirvOlker  nicht  nachweisbar  ist,  durchaus  irrelevant.  Ferner 
ist  unerläßliche  Voraussetzung^,  daß  die  Vidker  eine  freie  An>- 
le«^ung  des  internatidnah'n  Iverhts.  wie  sie  krat't  der  Analogie 
geschieht,  für  zulä.ssi^r  lialten.  Selbstverständlich  ist.  diiß  ^ef^en- 
über  einem  Volke  mit  abweicliender  Anschauung  über  (ileicli- 
artigkeit  des  Tatbestandes  oder  Zulässigkeit  der  Analogie  eine 
Anwendung  des  Prinzips  der  (  ileicbbeit  nicht  gerechtfertigt  ist. 
Volk  ist  hier  gebraucht  im  Sinne  von  Staat,  da  die  Völker- 
rechtsgemeinschaft aus  Staaten  besteht.  Als  Ansicht  eines 
Staates  wird  man  das  Urteil  seiner  maßgebenden  Faktoren  zn 
betrachten  haben  und  als  maßgebende  Faktoren  Je  nachdem  die 
Regierung  ansehen  oder  die  Regierung  und  Volksvertretung  oder 
bestimmte  Gerichte,  welche  internationales  Recht  anwenden. 

Ueber  die  »'nulisrhr  Arf  axich  W.  Pe  rhu  n  >i  n,  l'el»er  die  Enl- 
schiiiligung  für  die  Einwirkungen  der  öffentlichen  Liewalt .  .  .  (Zeitschi ,  für 
Privat'  und  öffentl.  Recht,  Bd.  34  s.  B.  8. 101). 
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Die  Tatbestände,  nm  wclclie  es  sicli  im  Kabelweseu  handelt, 
sind  die  Uiibrauclibariiiachunja:  und  Beuntzung;  das  Pendant 
hierzu  wäre  im  Schiffswesen  die  ünbraiichbarraacliung  und  Be- 
nutzung von  Schiften,  Hii>iron  sie  dem  Handel  dienen  oder  dem 
Kriege.  Daß  beide  (iruppen  von  Tatbestünden  von  den  Stauten 
nicht  für  gleichwertig  gehaiteD  werden,  ergibt  die  vei-schiedene 
Behandlong,  welcher  sie  unterworfen  werden.  KaufiahrteischiSe 
werden  aufgebracht  und  einem  prisengericbtUchen  Verfahren 
unterzogen.  Siegt  der  Nehnier,  so  steht  ihm  das  Schiff  zur 
Verfügung;  er  kann  es  zwar  unbraudibar  macben,  denkt  aber 
niclit  daran.  Kriegsschiffe  werden  bekämpft,  wenn  sie  selbst 
kämpfen,  nnd  eventuell  in  den  Grand  gebohrt;  ergeben  sie  sich, 
80  werden  sie  nicht  unbrauchbar  gemacht,  sondern  mit  liebe- 
voller Sorgfalt  in  Besitz  genommen  und  der  eigenen  Marine 
einverleibt.  Ganz  anders  die  Kabel!  Sie  werden  sofort  un- 
branchbar  gemacht  oder  sofort  in  Benutzung  genommen;  ein 
prisengerichtliches  Verfahren  wird  nicht  eingeleitet,  ebensowenig 
wie  ein  Kampf  gegen  die  Benutzer  des  Kabels  stattfindet.  Auch 
die  Flaggenfrage  kommt  in  Betracht,  da  w  ohl  die  Schifte,  niclit 
aher  die  Kabel  eine  Flagge  führen,  so  daß  gleichwertige  Tat- 
bestände nicht  lüiiriulierbar  sind. 

c)  Kabel  und  Konterbande. 

Die  analoge  Anwendung  des  Konterbanderechts  auf  die 
Kabel  ist  nicht  möglich,  da  die  in  Betracht  kommenden  Tat- 
bestände von  den  Staaten  nicht  für  gleich  gehalten  werden. 
Das  ergibt  sich  schon  daraus,  daß  die  Konterbande  beschlag- 
nahmt und  einem  prisengerichtlichen  Verfahren  unterworfen 
wird,  die  Kabt  1  aber  nicht.  Unzulä.ssig  ist  es,  die  Kabel  selbst, 
welche  ausgelegt  sind,  als  Konterbande  zu  betrachten,  wie  dies 
Scholz  (S.  92)  u.  a.  tun.  da  Konterbande  nur  sein  kann,  was 
dem  igelnde  zugetührt  wird. 

d)  Kabel  und  Blockade. 

Was  vom  Schiffs-  und  Konterbanderecht  gilt,  ist  auch  von 
dem  Becht  der  Blockade  auszusagen:  seine  analoge  Anwendung 
auf  die  Kabel  ist  nicht  möglich,  weil  die  Staaten  die  Tat- 
bestände, welche  in  Frage  kommen,  nicht  für  gleich  halten, 
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nünilich  nie  ein  i»r isengerichtliches  Verfahren  eintreten  lassen. 
Dazu  konuüt,  tlaß  es  nicht  ein  R<»rhtsinstitut  der  Blockade, 
sondern  mir  der  effektiven  Blockade  ^ibt  —  die  nnr  als  vor- 
handen anzusehen  ist,  wenn  die  Fortsetzung  des  Verkehrs  mit 
dem  blockierten  Land  mit  der  Gefahr  der  Wegnahme  verbunden 
ist.  Für  die  Fortsetzer  des  Kabelverkelirs  entsteht  aber  durch 
die  Existenz  eines  noch  so  ^oßen  Blockadegeschwaders  nie 
eine  Gefahr,  so  daß  eine  efiektive  Blockade  gegenüber  dem 
Kabelverkehr  nicht  möglich  ist.  Die  Schriftsteller  aber,  welche 
das  Blockaderecht  auf  die  Kabel  angewendet  wissen  wollten, 
dachten  ohne  Ansnahme  an  die  effektive  Blockade  des  modernen 
Völkerrechts.^)  Als  dritter  Grund  ist  anzuführen,  daB  die 
Blockade  den  an  sich  zulässigen  Verkehr  Neutraler  mit  einem 
kriegführenden  Staat  unzulässig  macht;  das  Blockaderecht  würde 
also  nicht  die  Abschneidung  deijenigen  Kabel  zu  rechtfertigen 
vermögen,  welche  bereits  der  Kriegführung  dienen,  und  das  | 
sind  alle  Kabel,  welche  von  Feindesland  ausgehen,  mit  Aus- 
nahme derjenigen,  welche  infolge  Einrichtung  einer  strengen 
Zensur  in  neutralem  Lande  zum  Kriege  nicht  benutzt  werden 
können. 

e)  Kabel  und  ius  angariae. 

Das  ius  angariae  existiert  nicht  mehr.'-^)  Als  es  lebte, 
gl  währte  es  dem  Souverän  eines  Landes  die  Befugnis,  nationale 

V)  Ich  nonn»»:  Geffcken,  Holtzendm  fj's  Handbach  des  Völker- 
rorhts  \\  Ttil  ,  Scholz,  di  r  siit^t :  .DiiB  im  liahnifn  einer  rechtsgöltigen 
Blockade  (^Hafen-  oder  Küstenblockade)  ein  Kabel,  buweit  es  nicht  unniittelbar 
zwei  neutrale  Punkte  miteinander  verbindet,  serschmtteo  werden  darf,  wiri 
vom  Vnfaaaer  {oKmlieh  B.  Kraemert  Die  nnteiaeeiaeben  Tel^rapbenkalwl 
in  Kriegsseiten,  Aostocker  rechtsv.  Studio  I  6)  in  üelieteiBStiinmiiiig  mit 
sämtlichen  Autonm  mit  Recht  bejaht  Denn  die  Blockade  gibt  ein  R«dit 
jeden  Verkehr  vnrn  und  zum  blockierten  Gebiet  zu  sperren  und  diese  J^perre 
mit  r>ow;dt  dun  luusetzen-  (  Archiv  für  Post  und  Tel.  1903  S.  713);  ebenso 
Scholz,  Krieg  and  Seekabel  S.  S,').  während  er  später  (S.  150,  150-'')  sagt, 
die  Blockade  gehöre  .ihrem  Wesen  nach  überbaupl  nicht"  ins  Kabelrecht; 
nach  Jahr  und  Tag  vertrat  er  wieder  mit  Entschiedenheit  die  alte  Ansiciit. 
weil  er  auf  anderem  Wege  eine  Prohlemifiaung  nicht  sa  finden  vermochte 
(Drahtlos.  Telegr.  o.  Neatralit&t,  in  der  Pestgabe  für  Mübitr,  Berlin  1905 
8.  210  0.  202). 

-)  Statt  vieler  vgl.  die  eingehende  Darstellung  von  L.  B.  Haute f euillt. 
Den  droits  et  des  devoira  des  natüm  neutres  en  tempa  de  guurrt 
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lind  fremde  Schiffe,  die  sich  im  Hafen  oder  auf  der  Kccdc  des 
Staates  befanden,  ohne  Kiriwilli^nin^  der  Schiffer  zu  Transport- 
zwecken gegen  Entschädigung  zu  verwenden,  falls  er  dies  tiir 
nötig  hielt.  Das  Recht  wurde  hergeleitet  aus  der  Souveränität 
des  eingreifenden  Staates  und  konnte  daher  anf  hoher  See 
nicht  ausg^eübt  werden.  Es  vermag  also  Eingriffe  auf  hoher 
See  in  keinem  Falle  zu  rechtfertigen;  gewagt  ist  es  ferner, 
die  Abschneidong  mit  ihm  zu  begründen.  Unmöglich  ist  es 
schließlich,  aus  dem  im  angariae  die  Befugnis  zn  Vorgehen 
gegen  Kabel  herzuleiten,  welche  bereits  dem  Kriege  dienen. 
,  Auf  Grund  der  Angarie  sollte  ja  die  Benutzung 
zum  Kriege  erst  herbeigeführt  werden.  Wer  die* 
Angarie  ausübt,  ist  verpflichtet,  die  Eigentfimer  der  beschlag- 
nahmten Gegenstände  zu  entschädigen.  Die  Existenz  einer 
Entschädigungspflicht  haben,  wie  erwähnt,  England,  Frankreich 
und  Nordamerika  verneint  —  und  mit  Recht.^) 

f)  Theorie  v.  Bar, 

Er  sagt  von  den  Kabeln,  welche  kriegfQbrende  Staaten 
oder  Punkte  eines  von  ihnen  verbinden:  „In  beiden  Fällen  ist 

maritime.  Anfl  2.  III  415  4J»>  Er  nennt  die  Angarie  „vieux  reffte  des 
coutumes  barhurrs  du  hidijcH  öf/c"  nnd  sagt  ;iin  Schluß:  ..Ces/  mi  abus 
de  la  force,  hu  (tttentat  conti e  i iudependance  des  peuplen  neulres; 
Ün  peuveftt,  ils  doicent  festster  ä  cette priteniüm  par  tüUB  Ua  moyens. 
mime  par  lea  armes*.  Ferner:  Bulmarincg  in  Hottxendorff  s 
Hindbnch  dee  Vftlkerr.  IV  96-108  und  It.  Kleen,  LaU  et  uaagee  de  la 
Neutralit^  II  68—74.  Diese  eingdif  n«l(  n  Darstellungen  hat  niemand  wider« 
legt.  Vgl.  ferner  etwa  noch  r.  I-Ilmann,  Völkerr.  S.  3(>4  und  F.  Pereis 
in  der  Marine-Rnndschuu  S.  !l3r>.  der  ursprünglich  anderer  Ansicht 

war;  er  vergaß,  sie  zu  berichtigen,  aU  er  1903  die  2.  Aufl.  seines  „intern, 
öffentl.  Seerechts'  veröffentlichte  (S.  221).  Die  amerikanische  Seekriegsrechts- 
instruktion  von  1900,  welche  in  Art.  6  das  »im  angariae  als  geltend  be- 
bindelte,  ist  inswiscben  aalgdioboi  worden  Wie  Perele  a.  a.  0.  erwftfant, 
haben  diie  britischen  Diplomaten,  Konsuln  und  Kriegseeblfbkommandanten 
den  Befehl  rli alten,  sich  jedem  Versuch,  das  iua  angariae  g^enflber 
britischen  Schiffen  auszuüben,  zti  widf^rsf^tzen. 

^)  Auf  das  ius  anffariac  haben  sich  bonifpn :  Holland  n.  a  f  ).  und 
Alex.  Port  fr  Morse.  De  In  destruction  par  tttf  beiiiycrant  dt'.s 
cäbles  auus-marinn  appartenant  ä  des  Compagnies  pr indes.    J.,  T.  2d, 

8.m 
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die  Aufhebung  der  Kommunikation  jedem  der  krieg:führenden 
Teile  gestattet  entweder  kraft  der  eigenen  Territorialhoheit 
oder  kiaft  des  Rechts  der  Ocmpatio  an  allen  Sachen,  welche 
der  Krit'irfiiliruiig  des  Feindes  zu  dienen  geeignet  sind  und  in 
dem  feindli(lien  Territorium  si(}i  befinden/*)  Beide  (iriinile 
reichen  niclit  aus  zur  Rechtfertigung  der  Kabeleingrifie  auf 
hoher  See.  wo  es  weder  eine  Territorialhoheit,  noch  dieses 
Recht  der  Occupaiio  gibt;  dort  sind  aber  Eingriffe  zulässig, 
wie  V.  Bar  später  selbst  gesagt  hat,  ohne  jedoch  seine  Be- 
hauptung zu  beweisen.  Er  begnügte  sich  mit  dem  Hinweise, 
daß  die  Zulässigkeit  selbstverständlich  ist.''^)  Auch  wenn  die 
Kabel  Neutralen  gehören?  Warum? 

Der  Satz  v.  Ba  r 's  deckt  auch  nicht  BingriSe  in  ein 
Kabel,  das  Punkte  des  Feindeslandes  vereinigt,  wenn  das  Land 
selbst  nicht  okkappiert  worden  ist.  £ine  gesonderte  Besetzung 
des  Eiistenmeeres  ist  Auch  nach  seiner  Ansicht  nicht  m5glich 
(S.  419);  von  einer  Besetzung  des  offenen  Meeres  kann  keine 
Bede  sein. 

Das  Kabel  zwischen  neutralen  Ländern  hält  der  65ttinger 
Gelehrte  für  unverletzlich,  auch  wenn  es  einer  Zensur  nicht 
unterliegt;  ob  das  Seebeuterecht  anwendbar  ist,  wird  nicht 
erörtert. 

Das  Kabel  zwischen  feindlichem  und  neutralem  I.And  darf 
seines  Erachtens  abgeschnitten  werden  im  Fall  einer  .wirk- 
lichen Okkupation  feindlirlicn  Tciiitoriums"  und  fornt-r  im 
Bereich  einer  eftektiven  Dluckadc.  Das  U'tzte  trifft  nicht  zu. 
Was  das  ei*ste  anlantrt.  so  sieht  v.  Bar  als  „wirkliche  Okkupation" 
die  vorübergehende  lietretung  des  Knbellandnngspunktcs  zur 
Kabelubschnfidiiiig  an.  Der  Tatbestand  ist  Jt-docli  yitd  zu 
mager,  um  eine  I'.esctzung  im  teclinisclicn  Sinn  und  ihre  Kechts- 
wirkungen  zu  erzeugen.^)    Wenn  eine  berittene  Auiklärungs- 


Das  Hecht  der  unters<>eischeii  Kabel  im  Kriegsfall,  Archiv  für 
öffmtl.  Recht  XV  (HNX)j  8.  415. 

2)  Amtuairc  de  l'Instilut  de  droit  int.    T.  lü,  S.  17. 

Vgl.  Art.  42  der  Haager  Landkriegsrecbtsbestimmangeii : ,  ün  territoire 
98t  convid^rS  eomnte  occupd  hrßqu'Ü  se  truuve  plad  de  ftUt 
Vautoritd  de  Varmie  ennemie.  L'oeeupaiion  ne  e^itend  qu'atw  terrüeim 
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Patrouille  sich  weit  in  das  Feindesland  vorwai^  und  an  einen 
Baom  heranieitet>  den  ein  Mitg^lied  zu  Beobachtnngszwecken 
besteigt,  so  wird  niemand  den  Platz  am  Baam  als  okkapiert 
ansehen  im  Bechtssinn.  Auch  der  Kabellandnngspnnkt  ist  nur 
einige  Quadratmeter  groß.  Würden  im  Kriege  nur  solche  Be^ 
Setzungen  vorkommen,  so  hätte  es  niemals  zur  Ausbildung  des 
R4?chtsinstituts  der  Okkupation  mit  seinen  zahlreichen  Vor- 
scliriften  koiiiinen  können.  Es  gibt  aber  nicht  zwei  Arten  von 
Okkupation  im  technischen  Sinn,  sondern  nur  eine,  und  diese 
ist  die  gerej2:elte.  Der  feine  Takt,  welclien  v.  Bar  in  prak- 
tisclien  P'rag-en  zu  bekunden  ptiegt,  hat  ilm  zu  der  einschränkeruhMi 
Benierknn|:r  veranlaßt,  zulässig  sei  die  Absclineidung  indessen 
nur  auf  der  Küste,  aber  nicht  im  Küstennieer.  Jedoch  ist  die 
vorübergehende  Betretung  des  Landnngspunktes  Okkupation,  so 
verschaÄt  sie  auch  das  Recht  zu  Verfügungen  im  Küstenmeer, 
also  auch  zur  Kabelabsclmcidung.  Erstrecken  sich  aber  "die 
Wirkungen  der  Landung  auf  das  Küstenmeer  nicht,  so  handelt 
es  sich  auch  um  keine  Okkupation  im  eigentlichen  Sinn.  Ein 
drittes  gibt  es  nicht.  Kine  Abschneidung  im  Küstenmeer  kann 
auch  nach  Besetzung  des  Feindeslandes  notwendig  werden^ 
wenn  z.  B.  eine  schwimmende  Station  eingerichtet  werden  soll 
oder  Zurfickeroberung  des  Landes  durch  den  Feind  droht. 

Auf  hohem  Meere  darf  das  Kabel  nach  Ansicht  v,  Bar% 
nicht  abgeschnitten  werden,  da  der  neutrale  Staat  infolge  Legung 
des  Kabels  ein  Recht  auf  Verkehr  mit  der  Kriegspartei  erhalten 
habe,  in  deren  Gebiet  das  Kabel  landet.  Dieses  Recht  brauche 
nur  einem  bestimmten  anderen  Rechte  einer  krie^hrenden 
Partei  weichen,  das  indessen  fehle.   Durch  Legung  eines  Kabels 

eetie  autoriU  Mitt  itablie  et  en  mesure  de  s'exercer.*'   Stimmt  wdrt- 

hch  tthcrein  mit  Art.  1  des  Brüsseler  Entwurfs  von  1874,  zu  dem  da» 
IiistiLut  für  \'ölkt  rrt  cht  187")  hcincrktp ;  Ia;s  di^ipi>s/ti(>n.<;  du  projet  de 
dcclut  utioii  ivliittri's  n  raicupatioii  du  territoire  entu  nti  ^ont  VuppJi- 
cation  de  ce  pt  incipe  vrai:  que  le  fait  scul  de  Voccupation  ne  cunjere 
aucun  droit  de  souveraincte,  mais  que  la  cessation  de  la  ri-sistance 
hcale  et  laretraüe  du  goutemenunt  neMomtät  d^unepart,  la  pr^ence 
de  Varmie  envahiesante  de  Vautre,  crient  pour  celle-ci  et  pour  le 
fftmeermmeni  gu*elie  reprieetUe  un  ensemble  d'obUgatiom  ei  de  droit» 
eeeemtietlement  provieoires"  (Annuaire  I.  Am^e  S.  134). 

ZaltMhrift  f.  Iii4«ni.  FriTsI-  u.  öffenU.  Beeht.  XVn.  12 
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allein  entsteht  Jedoch  kein  vrilkerreelitliches  Recht  auf  tele 
Ln;q«lnsrlien  Verkehr,  ebenso  wie  die  Oeffnunp*  von  Häfen  für 
treiiide  Handelsschitte  an  sich  noch  kein  Rocht  auf  Verkehr  für 
den  Heiraatstaat  der  Schiffe  zur  Entsteliuii^^  l>riii<:t5  es  sei  denn, 
daß.  ein  anderes  vertraglich  stipuliert  wird.  Im  Bereich  der 
internationalen  Telegraphenimi<'n  ist  übrigens  das  Recht  auf 
telegraphischen  Verkehr  —  zur  Beseitigung  von  Zweifeln,  die 
aus  der  Tatisache  des  Vertragsabschlusses  hätten  entstehen 
können  —  verneint,  worüber  alsbald.  Was  aber  für  diese 
Staaten  Rechtens  ist,  sagt  Verfasser  nicht,  wiewohl  der  Fall 
wichtig  ist,  da  zur  Union  fast  fünfzig  Staaten  gehören. 

gj  Theorie  r.  Lisst. 
Kr  ^riht  znnäclist  an.  dalj  die  Frage  nacli  der  Iieditslage 
der  Kabel  im  Kriege  iiiuiigels  vertraglicher  Festsetzung^  sieh 
^nach  allgemeinen  iinindsätzen"  entscheide,  und  fährt  dann  fort: 
..Danach  sind  auf  dem  Kriegsschauplatz  alle  Maßregeln  gestattet, 
die  im  Interesse  der  Kriegführung  notwendig  sind,  ohne  daß 
dabei  die  Staatsangehörigkeit  des  Eigentümeis  der  benutzten, 
beschädigten  oder  zerstörten  Gegenstände  in  Frage  käme." ') 
Zum  Kriegsschauplatz  geln'trt  auch  die  hohe  See  (8.  334).  Der 
eben  genannte  Satz  v.  Liszt'8  geht  über  das  ins  angariae  in 
doppelter  Beziehung  hinaus;  denn  er  bezieht  sich  auf  die  hohe 
See  und  laßt  zudem  Eingriffe  zu  oline  Entschädigung.  Er 
rechtfertigt  auch  Eingriffe  in  Kabel  zwischen  neutralen  Landern, 
da  sie  zur  üebermittelung  von  Icriegserheblichen  Depeschen 
benutzt  werden  können.  Ein  solcher  Grundsatz,  wie  ihn  v.  Liset 
formuliert,  ist  dem  Völkerrecht  fremd.  Wäre  er  geltendes  Becbt, 
80  würden  Kriegführende  schalten  und  walten  dürfen  auf  dem 
Weltmeere  nach  Belieben,  neutrale  Schiffe  wegnehmen,  benutzen, 
versenken  dürfen  ohne  Entschädigung,  neutrale  Ladungen  be- 
schlagnahmen und  verwenden  dürfen,  ohne  einen  Pfennig  zu 
liezahlen,  so  daß  das  Wort  Neutralität  ein  leerer  Schall  wäre. 
Einzige  Voraussetzung  der  maßlosen   l'ifiheiL  kriegführender 
Staaten  wäre  nur,  dal]  die  .Maijiv«;cln,  \v(  lebe  sie  treffen,  not- 
wendig sind  füi'  die  Kriegfülirung.   Die  Benutzung  neutraler 

1)  V(»lkenecht,  3.  Aafl.,  S.  34e. 
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Schiffe  zu  Transportzweckcii,  neutraler  Ladungen  zur  Auf- 
frischung,^ der  eigenen  Vorräte,  besonders  der  Lelx  iisniittel  und 
Kohlen,  die  Vernichtnnpf  des  ^resamten  neutralen  Handels  mit 
Feindesland  zwecks  Ausliunjjerung  der  Bevölkerung:  kann  ^ewiß 
für  uütwendig  im  Interesse  der  Kriegführung  gehalten  werden. 

IIL  Kabettheorie. 

Der  Krieg  ist  Kampf  und  der  Kampf  Angriff  des  Feindes 
und  seiner  Habe.  Das  Recht  ist  eine  Ordnung  oder  genauer 
nach  Rosin  eine  Abgrenzung  von  Willensm&chten,  nach  Jellir- 
nek  soziale  Scbrankenziehung,  nach  Merkel  ein  Inbegriff  von 
Mauern  und  Zfinnen.  In  Anlehnung  an  diese  Begri&bestim- 
muugen  kann  über  das  Kriegsrecht  ausgesagt  werden,  daß  es 
seit  undenklichen  Zeiten  aus  Schranken  besteht,  welche  der 
Freiheit  der  Kriegfülirenden  gelten.  Das  Eigenartige  ist,  daß 
die  Zahl  dieser  Schranken  im  Laufe  der  Zeiten  immer  ^r()ljer 
srew  (irden  ist  und  nach  deui  Wunsch  humaner  Menschen  fürderhin 
uiögliclist  \s  at  liM  ii  soll.  Da  (his  Kriegsreeht  aus  einer  srliritt- 
weisen  Einschränkung  der  Haudhirigsfreiheit  der  Kriegführenden 
entstanden  ist,  so  folgt,  daß  iui  Kriege  dem  Feinde  und  seiner 
Habe  gegenüber  grundsätzlich  alles  erlaubt  ist,  soweit  ein  Becbts- 
satz  nicht  entgegenstellt. 

Jedoch  mögen  die  Rechtsschranken  noch  so  zahlreich  werden, 
eins  wird  den  Kriegsparteien  stets  unbenommen  bleiben,  nämlich 
gegen  die  Mittel  vorzugehen,  mit  denen  sie  auf  dem  Kriegs- 
schauplatz angegriffen  und  bekämpft  werden.  Diese  Freiheit 
ist  unveräußerlich  als  notwendige  Folge  des  Selbsterhaltungs- 
triebes, der  in  allen  Lebewesen  thront  und  zu  spontaner  oder 
wenn  man  will  instinktiver  Reaktion  gegen  Angriffe  bewegt 
und  antreibt.  Daher  versteht  es  sich  von  selbst,  daß  ein  Gegen- 
stand, der  auf  dem  Kriegsschauplatz  Objekt  eines  feindlichen 
Angriffes  nicht  werden  darf,  seine  Ausnabmestellung  sofort 
verliert,  wenn  er  zur  Bekämpfung  des  Gegners  benutz  und 
damit  zur  Waffe  gemacht  wird.  Auf  dieser  Anscliauung  beruht 
Art.  11  der  Haager  Bestimmungen,  betreffend  die  Gesetze  und 
Gebräuche  des  Landkrieges,  der  lautet: 

püei  Biilagerungen  und  ÜumbardemeuU  äuiieo  alle  erfoiderlicbeu 
Maßregeln  getf  offen  werden,  mn  die  dem  Qotteedienst,  der  Kunst,  der 
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Wissonscliaft  und  der  Wohltätigkeit  gewidmeten  Gebände  sowie  äh 

Krankonhiiuser  und  Sammelplätze  für  Kranke  und  Verwundete  sovitl 
wie  möglich  zu  schonen,  vorausgesetzt,  daß  sie  nicht  gleich- 
zeitig;   u  e  i  n  e  m  m  i  1  i  t  ä  r  i  s  c  h  e  n  Z  w  e  c  k  Verwendung  finden.' 

Bekannt  ist,  daß  im  letzten  deut^ch-franzüsi.schen  Kriege 
während  der  liclaircrunirr  von  8traßburg  der  Turm  des  Münsters 
von  den  Deiitsciu'ii  bombardiert  wurde,  wobei  eine  Knprel  das 
Kreuz  aui'  der  Turinspitze  trat",  da,s  .seitdem  schief  stellt  wie 
der  Tnrm  zu  Pisa.  Da.s  Vorgehen  war  zulä.ssig-,  da  die  Fran- 
zosen auf  dem  Turm  eine  Beobachtun^sstation  für  Artillerie- 
offiziere eingerichtet  hatten.  Eine  unverletzliche  iSache  war 
zur  Bekämpfung  des  Gegners  benutzt  worden  und  dadurch  ver- 
letzlich ijeworden.  Ebenso  kann  im  Seekriege  ein  vorschrifts- 
mäßiges Lazarettschiff,  das  an  sich  unverletzlich  ist,  in  den 
Grund  gebohrt  werden,  wenn  auf  ihm  Kanonen  aufgestellt  und 
zur  Beschießung  des  Feindes  verwandt  werden.  In  allen 
diesen  Fällen  ist  die  Eigentumsirage  belanglos; 
auch  wenn  der  zum  Kampfe  benutzte  Gegenstand 
einem  Neutralen  gehört,  ist  seine  Rechtslage  die 
gleiche. 

Anerkannt  ist  heute,  daß  die  Telegraphen  im  Kriege  eine 
Waffe  ersten  Ranges  sind  und  unter  Umstanden  gefährlicher 
werden  können,  wie  Panzerschiffe  und  Kanonen.  Wer  über  die 
Mobilmachung,  Verpflegung  und  Kampfesart  eines  modernen 
Heeres  orientiert  ist,  kennt  die  immense,  ich  wiederhole  immense 
Bedeutunj^^  der  Telegraphie  im  Kriege  und  weiß,  in  wie  weit- 
gehendem Maße  ihre  militärische  Benutzung  vorgesehen  ist. 
Wahrend  des  .s|);ini.scli-niiierikaniüchen  Krieges  schickte  der 
spanische  Marinemiiiister  zwei  Telegramme  an  den  Adniiral 
Cervera;  in  dem  einen  teilte  er  ilnii  eine  bevorstflionde  Kohlen- 
zufuhr mit;  in  dem  andern  erlaubtt;  er  die  1.  i  kkrlii  de.s  Ge- 
schwaders nach  Spanien,  wa.s  Cervera  selbst  unter  Hinweis 
anf  die  Tiianfrelliafte  Au.^riistunjr  wiederholt  vorgeschlagen  hatte. 
Beide  Telegramme  kamen  nicht  an;  die  Amerikaner  hatten  gut 
gearbeitet.  Die  Folge  war,  daß  Cervera  nach  Santiago  fuhr, 
wo  er  nach  einiger  Zeit  den  Amerikanern  eine  Seeschlacht 
liefern  mußte,  die  bekanntlich  mit  Vernichtung  seiner  gesamten 
Flotte  und  dem  Tod  von  etwa  600  Spaniern  sowie  der  Ge- 
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fangennahme  von  1500  endete.  Was  von  den  Telegraphen- 
kabeln,  gilt  in  gleichem  Umfang  von  den  telephonischen.  Ich 
nnterscheide  sechs  Kabelklassen,  die  der  Leser  mit  der  Zeit 
kennen  lernen  wird. 

1.  Das  Kabel  zwischen  Punkten  des  Feindeslandes. 

Der  F^ind  wird  es  zur  Ueberndttelung  milit&rischer  Be- 
fehle, Insbroktionen  und  Nachrichten  benutzen,  also  im  Dienste 
der  Kriegführung  oder  mit  andern  Worten  zum  Angriff  des 
Gegners.  Die  selbstverständliche  Folge  ist,  dafi  der  Gegner 
sich  dagegen  wehren,  gegen  das  Kabel  vorgehen,  es  unschädlich 
machen  darf.  Er  ist  befugt,  es  im  feindlichen  Küstenmeer, 
aber  auch  auf  hoher  See  durchzuschneiden,  welche  ja  zum 
Kriegssclia upiatz  gehört.  Läuft  das  Ival.fl  dagegen  auf  iseiuem 
Wege  durcli  neutrales  oder  ik  uti  alisiertes  Gewässer,  so  ist  dort 
ein  Eingritf  wie  jeder  Kriepsakt  unzulässig.  Verfügt  der  Feind 
über  Schiffe  und  Werkzeuge  zur  Kabelreparatur  und  besitzt  er 
die  Möprlichkeit  zu  ilirein  Gebrauch,  so  darf  die  Vnsehädlich- 
luachung  nacIilialti^^T  werden,  etwa  dadurch,  daß  die  ivabt-lcjiden 
auf  dem  .Meere  verschleppt  oder  große  Kabelstücke  furtgeuuninien 
oder  Armatur  und  Isolierung  an  verschiedenen  Stellen  besciiädigt 
werden.  Einzige,  aber  auch  unumgängliche  Voraussetzong  eines 
jeden  Eingriffs  ist,  daß  er  zur  Kriegfülirung  notwendig  prelialten 
wird.  Dieser  Satz  gilt  nicht  nur  im  Kabelrecht,  sondt-i  n  über- 
haupt im  modernen  Kriegsrecht,  das  zweckloses  Wüten  ver- 
bietet. Ueber  die  Notwendigkeit  einer  Kriegshandlung  urteilt, 
soweit  eine  besondere  Vorschrift  nicht  besteht,  jede  Kriegspartei 
selbst,  so  daß  Meinungsverschiedenheiten  unausbleiblich  sind. 
Trotzdem  ist  jener  Grundsatz  von  Wert,  denn  er  erinnert 
Soldaten  und  Befehlshaber  daran,  daß  Akte  der  Bache  und  des 
Vandalismus  unzulässig  sind  und  auch  im  Kriege  die  Gebote 
der  Ritterlichkeit  und  Humanität  verbinden.  Im  Kriege  mit 
Spanien .  haben  die  Amerikaner  sich  wohl  deshalb  auf  Ab- 
schneidung der  kubanischen  und  pliilippinischen  Kabel  be- 
schränkt, weil  sie  Spanien  für  unfähig  zur  Kabelreparatur 
hielten.  Andere  Maßregeln,  und  zwar  die  schärfsten,  werden 
besonders  in  einem  Kriege  mit  l^ü^iand  notwendig  werden, 
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das  an  verschiedenen  Punkten  d(  r  Erde  große  Xicderlafreii  aus- 
p:abf')ifreiter  Kabel  hat,  ein  gtscliultes  technischem»  l'ersonal 
besitzt  und  29  spezieUe  Kabeldampfer,  von  denen  zwei  der 
Begierung  gehören.  ^) 

Weil  das  Kabel  teil  hat  an  »1er  Bekämpfung  des  Gegners, 
weil  es  ihm  Wunden  schl&gt  und  Verluste  beibringt,  unterlieft 
es  auch  den  Unbilden  und  WechselfäUen  des  Kampfes  und 
spürt  die  Wirkung  von  Niederlagen  und  Triumphen.  Wie 
Kanonen  den  einen  Tag  dem  Feinde  ihres  Herrn  Tod  und  Yer* 
derben  bringen,  den  andern  Tag,  in  die  Hand  des  Feindes  ge- 
fallen, ihre  feuerspeienden  Bohre  auf  den  ehemaligen  Hetm 
und  Gebieter  gerichtet  sehen  und  ein  drittes  Mal  wieder  ihren 
Herrn  dienen,  zurückerobert,  wie  Festungen,  Feldschanzen  und 
Laufgräben  heute  gegen  den  Feind  benutzt  werden  und  morgen 
von  ihiii,  wi  iiii  er  sie  erstiiiiiit  hat,  so  unterstützen  auch  die 
Kabel  diejeiiipre  Kriegspartei,  in  deren  Gewalt  sie  sich  tiiuien. 
Die  Menschen  bedurften  weder  einer  Ueberlegung  iiorli  einer 
Belehrunor,  "Um  zu  diesem  Er^rebnis  zu  ^^elan<ien.  So  war  e> 
seit  jeher.  Was  natürliche'*,  als  daß  jemand  die  Keule,  welchf 
der  Hand  des  Angreifers  entsunken  war.  aufraffte  und  «rt^'-ii 
den  Gegner  benutzte?  Diesen  Tatbestand  hat  da^  Recht  nicht 
geschaffen,  möglich  aber  ist,  daß  es  ihn  mit  der  Zeit  nach 
irgend  einer  Richtung  regelt.  Die  Benutzung  der  Kabel,  welclie 
Punkte  des  Feindeslandes  verbinden,  hat  eine  Regelung  bisher 
nicht  erfahren,  so  daß  also  die  Kriegführenden  ihrem  natB^ 
liehen  Drange  und  Verlangen  freien  Lauf  lassen  können. 

Verfehlt  wäre  es  zu  behaupten,  daß  die  Benutzung  zulassig 
ist  kralt  eines  Rechtsatzes.  Das  Recht  als  Abgrenzung  tod 
Willensmächten  braucht  eine  menschliche  Tat,  um  existent  zo 
werden;  die  kriegerische  Xabelbenutzung  entbehrt  dieser  Tat 
und  kann  daher  nicht  Objekt  einer  Rechtsnorm  sein.  Häufig 
angewendet,  aber  stets  unrichtig  ist  die  Methode,  die  FrOfiuig 

^)  Von  den  23  weiteren  Kabeldaupfeni,  die  es  nach  dem  Stand  von 

Hai  1906  auf  der  Welt  gab,  entfallen  6  auf  Frankreich,  je  3  auf  DäDemirk 

und  die  Vereinigten  Staaten  von  Nurdamerika,  je  2  auf  Deutschland,  Kanada 
und  Sü'imn«  rika  nrifJ  "^rhli«  (jlirh  je  einer  auf  die  Niederl  an  <k'.  ItaMf^n.  Neu- 
ä««laiid,  China  und  Jupau  (Archiv  für  Post  unä  Tel.,  1U06,      310  6.) 
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derZnlissigkeit  von  Kriegsakten  mit  der  Suche  nach  erUnbenden 
Rechts&tzen  zn  beginnen.  Das  Wort  Rechtsstaat,  von  dem  man 
viel  hört,  scheint  das  irrige  Gebafaren  veranlaßt  zu  haben,  wie- 
wohl sich  der  Satz,  daß  der  moderne  Staat  ein  Rechtsstaat  ist, 
nur  anf  das  Verhältnis  der  Staatsverwaltung  zn  den  Staats- 
angehdrigen  bezieht  und  besagen  will,  daß  die  Yerwaltong  (im 
Gegensatz  znr  Gesetzgebung)  zu  Eingriffen  in  Freiheit  und 
Eigentum  der  Staatsangehörigen  nur  berechtigt  ist  auf  Grund 
eines  Gesetzes,  üeher  den  Staateu  gibt  es  aber  keine  Gesetz- 
gebung, so  daß  sie  den  Individuen  im  Staate  vergleichbar  sind, 
welche  beliebig  ihre  Freiheit  gebrauchen  dUrieii,  ialls  ein  Rechts- 
satz nicht  entgegenst(dit. 

Freilich  ist  es  üblich,  auch  in  solclieni  FaHe  von  einem 
Recht  zu  sprechen.  Es  mußte  dahin  kouimeu,  da  der  Begriff 
des  Rechts  als  Mai^senvorstellnng  aller  Dämme  spottet  und  die 
sog.  naturrechtliche  Aiisclmuung  erzeugt  hat,  daß  alles  Tun  und 
Lassen  dem  Rechte  unterliegt.  Wer  genau  sein  wollte,  dürfte 
luclit  sagen,  daß  Kriegführende  ein  Recht  auf  Benutzung  feind- 
licher Kabe]  haben,  sondern  daß  die  natürliche  Freiheit  in  bezog 
auf  die  Kabelbenatzung  eine  Normiemng  und  £inscliränkung 
nicht  gefunden  hat.  Oft  ist  jedoch  die  naturrechtliche  Ans- 
dracksweise  im  Interesse  ansprechender  Daestellnng  nnvermeid- 
lieh;  sie  ist  auch  unschftdlich,  wenn  sie  nicht  zn  irrigen  Folge- 
rangen fflhrt.  Irrig  wäre  es,  z.  B.  das  „Recht**  der  Eriegs- 
parteien,  sich  gegen  Angriffe  zn  wehren,  Kanonen,  Telegraphen, 
Kabel  unschädlich  zn  machen,  als  AosfluB  eines  Rechtssatzes 
zn  betrachten.  Denn  diese  Kriegsbefugnisse  sind  eine  selbst- 
yerständliche  Folge  des  Kriegszustandes  und  ihre  Verbietung 
daher  undenkbar.  Was  aber  selbstverständlich  ist  und  un- 
abänderlich gegeben  (solange  der  Krieg  zulässig  Ideiliti,  kann 
niclit  geordnet  oder  normiert  worden  sein  und  niitliin  am  Ii 
nicht  dem  Hechte  unterliegen.  Raum  für  dkia  Hecht  ent.stilit 
erst,  wenn  das  (lebiet  des  8cll)stverständlichen  verla^s.sen  wird; 
die  Au.slullung  des  Raiimps  ist  nur  uiöglicli  durch  Menschentat, 
welche  ni»erhaui>t  oder  eine  Zeitlang  ausbleiben  Ivann.  So  kann 
die  Henutzung  der  Kabel  Gegenstand  rechtlicher  Xonnit  rung 
werden,  ist  es  aber  bisher  nicht  geworden.   Aul  dem  Lande 
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ist  Voraussetzung  der  Telegfraphenbeimtzung  die  Okkupation 
des  Gebietes,  auf  dem  die  Telegraphen  liegen,  wie  auch  Art.  53 
der  Haager  Bestimmungen  ergibt.  Auf  dem  Meere  kann  diese 
Voraussetzung  nicht  in  Frage  kommeo,  da  das  Meer  nicht 
okkupiert  werden  kann. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  die  einen  Kabel  mehr,  die 
andern  weniger  zur  Bekämpfung  des  Feindes  dienen  werden, 
ebenso  wie  Kanonen,  Kriegsschiffe  und  Festungen.  Schwer 
denkbar  ist  es  jedoch,  daß  es  ein  Kabel  geben  sollte,  dessen 
Benutzung  im  Literesse  der  Kriegsoperationen  ausgeschlossen 
ist.  Selbst  ein  Kabel  nach  einem  entlegenen  Flecken  oder 
Felsen,  das  zur  üebermittelung  meteorologischer  Nachrichten 
gelegt  ist,  kann  gegen  den  Feind  Verwendung  ünden,  denn  es 
können  auf  ihm  Beobachtungen  über  die  Bewegung  der  feind- 
lichen Streitkräfte  befördert  werden  oder  auch  Wettervoraus- 
sagen von  militärischer  Bedeutung,  wie  unter  Umständen  Aii- 
künduug  von  Nebeln  oder  großen  Xiiderschlu;;'  ii.  Die  Krieg- 
führenden sind  dalier  nicht  verpflichtet,  vor  Angriff  eines  Kabels 
Nacliforschungen  über  die  militärische  l^edeutung-  anzustellen. 
Nur  wenn  feststünde  und  allfreniein  hekiinnt  wäre,  daß  eine 
Linie  der  Kriejrfühning  nicht  dienen  kann,  wäre  ein  Eingriff 
aus  df'iii  Gesichtspunkt  der  Waffe  nicht  gerechtfertigt.  Dies 
wird  jeddch  selten  der  Kall  sein;  meist  werden  zum  mindesten 
Zweifel  liestehn;  sie  reichen  aber  aus,  um  ein  Vorgehen  zu 
rechtfertigen.  Die  Art  des  Angriffs  richtet  sicii  nach  der  Art 
der  benutzten  Waffe.  Die  Gefährlickeit  der  Teleprraplicn  beruht 
darauf,  daß  sie  blitzschnell  und  unsichtbar  arbeiten;  ilir  heira- 
tiickisches  Wesen  rechtfertigt  einen  summarischen  Prozeß  und 
die  Erteilung  von  Hieben  auf  Yorschuß. 

2.  Das  Kabel  zwischen  kriegführenden  Ländern. 

Der  Fall  unterscheidet  sich  dadurch  vom  vorigen,  daß  nur 
ein  £nde  des  Telegraphen  in  der  Gewalt  des  Feindes  sich 
findet,  das  andere  aber  dem  Gegner  zur  Verfügung  steht,  so 
daß  die  Beförderung  von  Kriegsdepescfaen  nur  möglich  ist  mit 
seiner  Einwilligung,  die  er  nie  geben  wird.  Trotzdem  kann 
d]>i;es  Kabel  nicht  anders  behandelt  werden,  wie  dasjenige. 
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das  nur  Punkte  des  Feindeslandes  yerbindet.  Denn  dadurch, 
daß  der  Feind  nnr  ein  Kabelende  besitzt,  wird  die  Gefährlich- 
Iceit  des  Kabels  nnd  seine  Fähigkeit,  zur  Bekämpfung  des 

Gegners  zu  dienen,  nicht  heseitigt.  Der  Feind  braiiclit  nur 
den  andern  Landungspunkt  zu  besetzen  oder  einem  Schiff  üeii 
Befehl  zu  geben  (wie  die  Amerikaner  vor  Ilavana),  den  Tele- 
graphen auf  einem  Punkte  des  Meeres  zu  kappen  und  zur 
üebennitteluni?  kriefrserheblicher  Beobachtungen  und  Mitteilungen 
zu  verwenden,  um  einen  Tatbestand  zu  sehafien,  der  dein  zuerst 
besprochenen  wesentlich  gleicli  ist.  Die  Praxis,  welche  gewohnt 
ist.  Schiffe  als  schwimmende  Gebietsteile  zu  betrachten,  wird 
dies  als  schlechtbin  unbestreitbar  ansehn  und  daher  von  vorn- 
herein zur  Gleichstellung  dieses  Telegraphen  mit  dem  zwischen 
Punkten  des  Feindeslandes  neigen.  Sie  wird  sich  daher  zu 
Kabeleingriffen  für  befugt  erachten,  auch  wenn  das  Kabel  noch 
wie  im  Frieden  nnberfihrt  auf  dem  Meeresboden  ruht.  Dem 
steht  auch  nichts  entgegen,  denn  einen  möglichen  Angriff  ab- 
zuwarten, ist  kein  Kriegffihrender  verpflichtet,  soweit  nicht  die 
Bucksicht  auf  neutrale  Staaten  ein  anderes  gebietet.  Im 
Gegenteill  Er  hat  möglichst  bald  vorbeugende  Maßregeln  zu 
treffen.  Auch  Forts  und  Festougen^  welche  der  Feind  verlassen 
hat,  aber  zurückerobern  kann,  dürfen  geschleift  und  dadurch 
unschädlich  gemacht  werden,  wiewohl  sie  zurzeit  vom  Feinde 
zum  Angriffe  nicht  benutzt  werden.  Gehört  das  Kabel  einer 
Privatgesellschaft,  welche  zu  Kriegsbeginn  den  1  betrieb  der 
Linie  einstellt,  so  braucht  kt m  K  riegführender  darauf  Rücksicht 
zu  nehmen,  da  der  Landung.s.siaat  kraft  seiner  Souveränität 
über  das  Kabel  veriu«ien  kann  und  durch  die  Maikegeln  der 
Kabelges(dlschaft  keinen  Kumpetenzverlust  erleidet. 

Wie  die  Abschneidung.  so  ist  auch  die  Benutzung  zulässig, 
aus  dem  gleichen  Grunde  wie  beim  Telegraphen,  der  nur 
Feindesland  berülirt.  Es  gehört  recht  eigentlich  zum  Wesen 
des  Krieges,  daß  Waffen  der  einen  Partei  der  andern  dienen 
müssen,  wenn  sie  in  ihre  Hand  fallen. 

Ist  dagegen  dem  Feinde  die  Benutzung  des  Kabels  zwisclien 
seinem  und  des  Gegners  Lande  unmöglich  und  die  Tatsache 
gemeinkundig,  so  versai^  die  bisherige  Beweisführung  und  ein 
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anderer  We^  ist  einzus(  Klagen.  Ich  brauche  ihn  jedoch  nicht 
beschreiten,  da  der  Fall  nicht  eintreten  kann.  Er  wäre  z.  B. 
gegeben,  wenn  der  Feind  zur  Einrichtung  einer  schwimmenden 
Station  weder  die  Mittel  besäße,  noch  sich  durch  Herstellung, 
Ankauf  oder  auf  andere  Weise  verschaffen  könnte  und  der 
Gegner  dies  wüßte.  Einen  solchen  Staat  gibt  es  aber  nicht. 
Femer  wäre  der  Fall  da,  wenn  die  Einrichtung  einer  schwim- 
menden Station  militärische  Bedeutung  nicht  gewinnen  könnte 
oder  wegen  mangelnder  Seeherrschaft  oder  Fehlens  eines  taug- 
lichen Ankerplatzes  unmöglich  wäre  und  auch  die  Besetzung 
des  anderen  Landungspunktes  nicht  in  Frage  käme.  Wer 
vermag  aber  den  Gang  des  Krieges  bestimmt  vorauszusagen, 
die  Gewinnung  t  iucs  Bundesgenossen,  die  Erlangung  der  See- 
herrscliaft,  die  Okkupation  dt\s  gegiirrisclien  Territ(»riums  als 
ausgesrlilossen  überzeugend  nachzuweisen?  Einen  solditü 
Menschen  gibt  es  nicht.  Zum  mindesten  werden  Zweifel  stetes 
bestehn  und  daher  eine  militärische  Benutzuiifi  als  inüglieli  und 
sonach  ein  Vnr«relien  gegen  dieses  Kabel  als  zulässig  erscheinen 
lassen.  Die  Norniiernng  dieses  l  itliestandes  durch  Aufzähbing 
derjenigen  Zweifel,  welche  Eingriffe  rechtfertigen,  i.st  zwar 
möglich,  fehlt  aber  zurzeit  und  kann  sicher  nicht  von  der 
Theorie  den  Völkern  oktroyiert  werden  im  Zeitalter  der  positiven 
Wissenschaft.  Bis  eine  Kegelung  erfolgt,  sind  alle  Zweifel 
einander  gleichwertig,  insofern  sie  sämtlich  Eingriffe  als  zu- 
lässig ei*scheinen  lassen.  Für  den  Umfang  des  Eingriffs  ist 
wie  für  jeden  Kriegsakt  die  Regel  maßgebend,  daß  zweckloses 
Witten  untersagt  ist  und  alle  Maßnahmen  zur  Kriegführung  er- 
forderlich sein  müssen. 

3.  Das  Kabel  zwischen  Feindesland  und  einem 

neutralen  Staat. 

Die  beiden  Endstaaten  leben  in  Frieden;  eine  Verletzung 
des  Kabels  durch  die  andere  Kriegs])artei  schädigt  zugleich 
Interessen  des  neutralen  Staates,  welche  bedeutend  sein  können 
und  vor  allem  auf  dem  Gebiete  des  Handels,  der  Börse  uml 
der  Wetterkunde  liigen.  Mau  denke,  wie  lähmend  es  anf  dm 
englischen  Geschäftsverkehr  gewirkt  hätte,  wenn  fc^panien  im 
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letzten  Kriege  mit  Nordamerika  die  Kabel  zwischen  Amerika 
und  England  abgeschnitten  hätte! 

Nichtsdestoweniger  kann  dieses  Kabel  an  sich  keine  andere 
Bechtsstellang  haben  wie  die  anderen,  welche  von  Feindesland 
aosgehen,  da  es  der  Feind  znr  Kriegfübrnng  benutzen  wird. 
Er  wird  auf  diesem  Wege  die  waffenfähigen  Angehörigen,  die 
im  Ausland  weilen,  unter  die  Fahnen  rufen,  benrlanbte  Mann- 
schaften und  O&iere  znrfickbeordem,  Lieferungen  für  Armee 
and  Marine  bestellen,  eventuell  Instruktionen  für  abwesende 
Kriegsschiffe  flbennitteln  und  Nachrichten  Ober  die  gegnerischen 
Streitkräfte  empfangen.  Daher  wird  die  Abschneidung  dieses 
Kabels  zulässig  sein ;  daher  auch  kein  Wunder,  daß  die  Ameri- 
kaner von  vornherein  auf  die  Abschneidunf?  und  Benutzung  der 
Tele^aphen,  welche  von  Kuba  nach  .Jamaika  und  Haiti  liefen, 
aiisj:ep:angen  sind  —  instinktiv,  olme  von  der  Theorie  belehrt 
zu  sein,  allein  geleitet  von  dem  natürlichen  Drange,  gegen 
feindliche  Angriffe  zn  reagieren,  seine  Waffen  unschädlich  zu 
niachi'n  oder  zu  •  nera  Nutzen  zu  verwenden.  Die  beiden 
Kabolgeseiii>cljaltt'n  stellten  sie)!  hnreitwilligstdeü  Kriegfüliri  nd*  n 
zur  Verfügung  und  beförderten,  aut  ihren  ]H'kuniären  Vurfni 
hedaeht,  zuerst  spanische  und  nach  Verdrängung  der  S{)anier 
amerikanische  Kriegstelegramme.  Spanien  protestierte  hiergegen 
wie  überhaupt  gegen  die  Kabelze rsdi neidungen  der  Amerikaner. 
Die  englische  Regierung  befahl  darauf  der  englischen  Kabel- 
gesellschaft auf  Jamaika  die  Einführung  einer  Zensur  und 
Zurückweisung  aller  Depeschen  in  Geheimschrift;  die  französische 
Regierung  folgte  diesem  Beispiele  nicht;  sie  war  auch  dazu 
nicht  verpflichtet,  da  die  Kabelstation  auf  dem  Gebiet  der 
Bepnblik  Haiti  betrieben  wurde,  die  allein  zur  Abstellung  des 
Mißstandes  das  Recht  hatte  und  die  Pflicht. 

Das  Vorgehen  der  englischen  Regierung  war  juristisch  von 
weittragender  Bedeutung,  denn  es  bewirkte  eine  Aenderung  des 
Tatbestandes  und  damit  die  Notwendigkeit  abweichender  recht- 
licher Beurteilung.  Das  Kabel  hörte  auf,  der  Kriegführung  zu 
dienen,  und  verlor  die  Fähigkeit  dazu,  so  daß  ein  Grund  zur 
Ahsebneidnng  oder  Abschneidung  und  Benutzung  nicht  mehr 
vorhanden  war. 
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Objekt  der  Zensur  hat  mit  Ausnahme  des  diplomatiscbeB 
Verkehrs  des  kriegführenden  Landongsstaates  mit  der  neutralen 
Begierung  der  gesamte  Nachrichtenvericehr  za  sein.  Zurock- 
znweisen  oder  anzuhalten  sind  alle  Depeschen  in  geheimer  oder 
unbekannter  Sprache,  femer  die  kriegserheblichen  Mitteilungen, 
za  denen  yor  allem  die  Aufträge  znr  Lieferung  von  Konter- 
bände,  milit&rische  Befehle  und  Beobachtungen  über  Bewegung 
der  Streitkräfte  gehören.  Handelt  es  sich  um  eine  Telephon- 
linie, 80  ist  der  Betrieb  einzustellen,  da  eine  wirksame  Üeber- 
waehnng  nicht  durchführbar  ist.  Auch  wenn  der  KontroU- 
beainte  das  Gespräch  verfolgt,  so  erfährt  er  doch  die  verbotene 
Mitteilung  zu  ^^eiclier  Zeit  mit  dem  Adressaten,  so  daß  eint 
Verhinderung  des  Zt uMirdeliktes  iiiiinö^lich  ist,  ganz  abgesehen 
davon,  daß  es  oft  sehr  seliwer  ist.  sich  sofort  ein  Urteil  üImt 
dai>  (Jehörte.  zu  bilden.  Die  i^ra^e  ist  von  freriiifrer  praktiscljer 
Bedeutnnior.  da  die  Zahl  der  Telephonkabel  zurzeit  aus  tech- 
nischen Gründen  verschwindend  klein  ist. 

Bricht  ein  Krieg  aus,  so  hat  der  neutrale  Staat,  welcher 
seine  Kabel  nach  Feindesland  vor  Verletzung  durch  den  Gegner 
bewahren  will,  sofort  die  Zensurerrichtung  bezw.  Betriebs- 
einstellung zu  bewirken  und  dies  dem  Gegner  mitzuteilen.  Liegt 
der  Kabelbetrieb  in  Händen  einer  Privatgesellschaft,  welche 
den  Schutz  der  Linie  wünscht,  so  hat  sie  die  gleichen  Pflichten 
wie  die  neutrale  Regierung  zu  erfüllen  und  dies  der  betreffenden 
Kriegspartei  durch  die  neutrale  Landesregierung  mitzuteilen, 
welche  ihrerseits  die  Pflicht  zur  Ahndung  etwaiger  Zuwider- 
handlungen der  Gesellschaft  zu  übernehmen  hat. 

Verletzt  die  neutrale  Regierung  die  übernommenen  Pflichten, 
so  geht  sie  des  Anspruchs  auf  Schonung  des  Kabels  yerliistig. 

Der  Begriff  der  kriegserhebliclien  Depesche  und  die  Art 
der  Zensur  können  .Meinungsverschiedenheiten  hervormfen,  zu 
deren  Lösung  die  Theorie  jedoch  nur  sehr  weni^^  lu  itragen 
kann,  da  es  an  den  ie^ten  Prinzipien  fehlt,  aus  denen  zweifeLs- 
freie  Konsefpienzen  gezogen  werden  könnten.  ^^ Chi  lielkn  sich 
Dutzende  von  Regeln  aufstellen,  aber  nicht  in  einer  Weis»;  be- 
gründen, dl  1.1  sio  als  niiHiifechtbare  Formulierung  «reitenden 
Rechts  anerkannt  werden  müßten.    Das  ist  keine  auÜallende 
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Encheiniuig  auf  dem  6«Mete  des  Völkerrechts,  welches  seit 
langen  Zeiten  ttbers&t  ist  mit  Kontroversen.  Wer  dies  willig 
anerkennt,  leistet  der  Praxis  und  der  Fortbildung  des  Völker- 
rechts  einen  größeren  Dienst,  als  wenn  er  den  Schein  hervor- 

znmfen  sucht,  er  bewege  sich  auf  festem  Boden.  Hier  ist 
der  Punkt,  wo  eine  internationalrechtliche  Rege- 
lung mit  Erfolg  einsetzen  könnte;  die  Z  e  n  s  u  r  1'  r  a  g  e 
ist  so  recht  geeignet,  Gegenstand  zwischenstaat- 
liclier  Vereinbarungen  zu  werden.  Lust  zur  Reform 
scheint  jedoch  zurzeit  den  Kef;:ierungt'n  zu  fehlen. 

Wo  da^  Kecht  versagt,  hat  die  l\)litik  einzusetzen.  Ein 
schwacher  Staat  wird  die  Schonung  des  Kabels  durch  Einstellung 
des  Betriebes  erkaufen,  wenn  eiue  mächtige  Krie^^^snartei  die 
eingerichtete  Zensor  für  unzureichend  erklärt.  Andere  Töne 
wird  eine  Großmacht  anschlagen,  namentlich  wenn  es  sich  um 
Kabel  handelt,  die  für  Handel  und  Verkehr  eine  große  Be- 
dentnng  haben. 

Möglich  ist,  daß  der  Feind  sein  Kabel,  das  nach  neutralem 
Lande  führt,  irgendwo  auf  dem  Meere  abschneidet  und  nach 
Einrichtung  einer  schwimmenden  Station  im  Dienste  der  Ope- 
rationen verwendet,  natürlich  in  der  Richtung  nach  seinem 
Lande,  da  am  andern  Ende  Zensurerrichtung  oder  Betriebs- 
einsteUung  erfolgt  ist.  Dieses  Kabel  kann  also  auch  zur  WaÜe 
werden  wie  das  Kabel  zwischen  dem  Land  der  Kriegführenden, 
aber  die  Möglichkeit  ist  eine  bei  weitem  geringere;  eint  Be- 
setzung des  anderen  Lundungspunktes  kann  nicht  erfolgen;  im 
neutralen  Küstenraeer  ist  die  Stationserrichtung  nicht  zulässig, 
so  daß  in  den  meisten  Fällen  ein  tauglicher  Ankerplatz  fehlen 
wird  und  man  daher  der  drahtlosen  Telp«rraphie  sich  bedienen 
wird,  trotzdem  sie  noch  unvoUkonunen  ist,  Audi  wird  der 
kriegführende  Landunysstaat  nicht  so  ohne  weiteres  sein  Land 
des  telegraphischen  Verkehrs  mit  dem  neutralen  Gebiet  be- 
rauben. Der  neutrale  Staat,  welcher  die  Last  der  Zensur  über- 
nommen hat,  kann  verlangen,  daß  die  Errichtung  der  schwim- 
menden Station  abgewartet  wird,  ehe  Maßnahmen  gegen  das 
Kabel  getroffen  werden.  Der  Preis  der  Neutralität  ist  mög- 
lichste Yerachonung  mit  den  Uebeln  des  Krieges;  hätten  die 
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Neutralen  nur  Opfer  zubringfen,  so  würde  es  sich  nicht  lohnen, 
neutral  zu  bleiben. 

Möglich  ist  femer,  daß  trotz  der  Zensnr  eine  Depesche 
mit  feindlicher  Tendenz  zur  Befördemng  gelangt.  Aus  dieser 
Möglichkeit  kann  jedoch  ein  Kriegführender  ebensowenig  Rechte 
herleiten,  wie  aus  der  eben  besprochenen.  Die  Pflichten  der 
Neutralität  sind  nicht  mit  jeder  möglichen,  sondern  nur  mit 
der  gebührenden  Sorgfalt  zu  erfüllen,  d.  h.  jener  Sorgfalt, 
welche  die  Re^rieruner  eines  modernen  Kulturstaates  bei  Er- 
flillunf^  der  StaalsaiitVali»'ji  aiizuwLiidL'ii  pfiegrt.  Diese  Sorjilalt 
richtet  sich  nacii  den  Umständen;  sie  erialirt  dahiT,  in  Aii- 
wt'iidmi;^  anf  die  Xciiti  alitätspflichten,  z.  B.  eine  Steiperunfr, 
wenn  dir  zu  ahndenden  Delikte  sich  häufen.')  Erfüllt  der 
neutrale  Laii(liiii<rsstaat  die  Zensurpflicht  in  L'chiilin'ndir  Weise, 
so  hat  er  Anspruch  auf  Schonung  drs  Kaln  ]>.  Daher  freht  es 
nicht  an,  die  T^ebernahnie  der  Zensur|)tiicht  als  irn  lrvunt  zu 
erklären.  Rs  entspricht  auch  nicht  den  Tatsachen,  daß  eine 
wirksame  Zensur  unmöglich  ist,  da  seit  Jahrzehnten  diese 
Maßregel  oft  verhängt  wird  —  nicht  nur  in  jedem  Kriege, 
sondern  auch  im  Fricdfu.  Hätte  sie  nicht  zum  Ziele  geführt, 
80  wäre  sie  sicher  durch  andere  Nüttel  ersetzt  worden. 

Richtet  der  neutrale  Staat  die  Zensur  nicht  ein  und  sperrt 
er  auch  nicht  den  Verkehr,  so  hat  er  auf  Kabelschutz  keinen 
Anspruch.  Betreiht  er  das  Kabel  selbst  und  befördert  er  durch 
seine  Gehfilfen  Kriegsdepeschen,  so  bricht  er  die  Neutralität 
und  darf  daher  als  Feind  behandelt  werden,  so  daß  die  Kabel- 
abschneidung  auch  im  neutralen  und  neutralisierten  Gewässer 
zulässig  wird.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  er  wissentlich  duldet, 
daB  eine  Privatgesellschaft  unneutrale  Telegramme  befördert 

Vi'hvr  den  Bej^iff  der  gelnihrend*  n  Sorgfalt  v^rl  die  drei  Washingtoner 
Regeln  und  dazu  Kl  Pen,  Löfs  et  usayes  de  la  tuutrnltf^  I 

2)  Bei  den  Beratungen  des  Instituts  für  Völkerrecht  über  Ivabilncht 
&ii6erte  1908  «.  Bar:  „Comm^  oh  peut,  ä  dcfami  mime  de  cht  ff  reu, 
eatiMtter  tauie  eepiee  de  langage  eenvenu,  tu»  pwreU  deeeir  de  Mr> 
teillanee  e*i  prcpremeni  impraUciMe''  (Anfmaire  T.  19  S.  317).  Er 
nannte  also  nTulnrchfflhrbar,  was  hundeitnutl  durchgeführt  worden  ist,  was 
jeder  Staat  im  Kriege  erprobt  liat.  was  noch  unlängst  Anieriku.  England 
I^Zensor  m  Aden  1899),  Japan,  BoÜland  in  weitem  Umiange  geflbt  haben. 
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AViewohl  der  neutrale  Staat  nicht  jede  Beteiligung  seiner  An- 
gehörigen an  der  Kriegführung  verhindern  muß  und  z,  B. 
gegen  die  Zeichnung  von  Kriegsanleihen  nicht  einzuschreiten 
braucht,  so  darf  er  doch  nicht  dulden,  dafi  sein  Gebiet  zur 
Operationsbasis  gemacht  wird.  Das  geschieht  aber,  wenn  die 
auf  seinem  Gebiete  liegende  Kabelstation  in  den  Dienst  der 
Kriegführung  tritt.  Die  englische  Begierung  erfüllte  daher  nur 
eine  Pflicht,  als  sie,  wie  erwähnt,  auf  Protest  Spaniens  der 
Kabelgesellschaft  auf  Jamaika  die  Beförderung  von  Telegrammen 
in  Geheimschrift  und  mit  feindlicher  Tendenz  unter.safito. 

Wie  der  Betrieb,  so  ist  aiidi  diu  Ltiiung  eines  Kabels  zu 
beurteilen,  alsu  zulässig-,  wi-üii  der  neutrale  Staat  die  Zensur- 
](tji(.lit  übernimmt.  Er  wird  dies  nicht  tun,  weiiii  die  neue 
i^ini(^  für  den  alljremeinen  Verkehr  keinen  Wert  hat  und  nur 
zu  üperatioiiszweckcii  eiii^eri<  litet  werden  soll.  Will  sicli  der 
nrntrale  Staat  der  Zeusurpliiclit  nicht  unterzielien,  m  darf  er 
aiK  h  die  Le<rung  nicht  gestatten.  Als  Frankreich  im  letzten 
Kriejre  mit  Deutschland  ein  Kabel  von  Dünkirchen  über  England 
nach  dem  Norden  legen  wollte  —  offensichtlich  zu  militärischen 
Zwt  t  kon.  widersprach  England  der  Anlandung  auf  britischem 
Boden  als  unvereinbar  mit  seiner  Neutralität  ;  ebenso  handelte 
es,  als  die  Amerikaner  im  Kriege  mit  Spanien  ein  Kabel  von 
Manila  nach  Hongkong  legen  wollten.  Dagegen  erklärte  sich 
die  noidamerikanische  Union  während  des  russisch-Japanischen 
Krieges  auf  private  Anfrage  bereit,  die  Legung  eines  Kabels 
von  der  amerikanischen  Insel  Guam  nach  Japan  zu  Handels- 
zwecken  (commercial  faciliUes)  zu  gestatten.  Das  ist  zulässig; 
auf  der  neuen  Linie  ist  jedoch  eine  Zensur  einzurichten. 
Möglich  ist,  daß  England  die  Legung  für  schlechtbin  unerlaubt 
g-»» halten  hat.  War  dies  der  Fall,  so  befand  es  sich  in  einem 
Irrtum. 

4.  Das  Kabel  zwischen  neutralen  Ländern. 

Der  Verkehr  der  Netitraleii  miteinaruier  ist  frei  und  daher 
da.s  Kabel  zwischen  ihren  Ländern  dem  Angriff  der  Krieg- 
führenden entzogen,  also  unverletzlich.  Die  enprlische  Doktrin, 
welche  den  Begriff  der  Konterbande  auch  für  den  interneatraien 
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Verkehr  anerkennt,  kommt  nicht  in  Betracht,  da  eine  analoge 
Anwendung  des  Konterbaaderechts  auf  die  Kabel  ansgeschlossen 
ist;  ebonso  die  analoge  Anwendung  des  Seebeaterechts,  wss 
von  Wichtigkeit  ist,  da  das  Kabel  dem  Feinde  gehören  kann. 

Da  die  Telegraphie  dem  allgemeinea  Verkehr  eröSaet  ist 
und  zu  Lande  Jeder  Kriegfahrende  angehindert  mit  einem 
neutralen  Land  verkehren  darf,  so  ist  die  Benatznng  des  inter- 
neutralen  Kabels  zur  Kriegffihrang  möglich.  Eine  Kriegspaitei 
kann  eine  Depesche  in  Geheimschrift,  welche  einen  Kriegsbefehl 
enthält,  nach  einem  neatralen  Lande  schicken  und  von  dort 
nach  einem  dritten  neatralen  Gebiet  per  Kabel  senden  lassen 
an  einen  Empfänger,  der  den  Befehl  za  Wasser  oder  zu  Lande 
an  die  Adresse  befördert.  Aof  Umwegen  kann  äberhaupt  jedes 
Kabel  zwischen  neutralen  Staaten  zur  üebersendung  von  Kriegs- 
depeschen benutzt  werden.  Eine  etwaige  Zensur  wäre  also 
in  allen  Kabelländeni  einzurichten.  Ein  so  weitgehendes  Ver- 
langen hat  k(Mn  kriegführender  Staat  zu  stellen  gewaprt.  .so  diiii 
bereits  von  rineai  Gewohnlicitsrecht  gesprochen  wt  rdi  n  daH; 
nicht  einmal  die  Einri(  lit!in<r  der  Zensur  auf  einem  interneutralen 
Kabel,  das  in  der  }satie  eines  kriegführenden  Staates  lie<:t.  i>r 
gefordert  worden.  Das  Prinzip,  daß  ein  8tuat  jiegen  Anjrrifte 
sich  wehren  darf  hat  insofern  auf  dem  Wege  der  (iewohnheit 
eine  Einschränkung'^  erfahren. 

Anders  wäre  zu  urteilen,  wenn  eine  Kriegspartei  nicht  in 
Geheimschrift,  sondern  offen  Kriegsdepeschen  auf  interneutralem 
Kabelwege  schicken  wollte  und  der  neutrale  Staat  dies  erführe. 
Dann  hätte  er  einzuschreiten ;  doch  braucht  dieser  FaU  nicht 
erörtert  zu  werden,  da  kein  Kriegführender  statt  des  zulässigen 
geheimen  Weges  den  offenen  wählen  wird.  Bereits  im  Frieden 
steht  der  staatliche  Depeschenverkehr  im  Zeichen  des  Ge- 
heimnisses. 

Verschieden  von  der  Frage  nach  Existenz  einer  Pflicht  zur 
Zensur  ist  die  Frage,  ob  ein  Recht  besteht,  geheime  oder 
kriegserhebliche  Telegramme  anzuhalten.  Die  Frage  ist  zu 
bejahen,  da  kein  Staat  ein  Recht  auf  Verkehr,  geschweige  denn 
telegraphkchen  Verkehr  hat,  es  sei  denn  daß  ein  Verkehrs- 
vertrag,  der  dies  stipuliert,  geschlossen  worden  ist.  Ein 
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^Grundrecht  auf  Verkehr"  gibt  es  nur  in  Lehrbüchern  des 
TölkcriTclits.  Zur  V^ülkerrechUsgemeinscliaft  prehört  nur,  wer 
^'.Ikerreclitliclie  ßeziehuniren  hat,  also  einen  Vtrkelir  unterhalt; 
wf-r  mit  arulpron  Staatfii  nicht  verkehrt,  steht  außerhalb  der 
Völkerrechtsfxenit'inschaft  und  kann  daher  nicht  JMlichtcn  halu'U 
auf  Grund  des  Rechts  dieser  Ocnicinscliaft.  Knüpft  ein  Staat 
abpr  einen  Verkehr  an,  oimc  die  Pfliclit  zu  seiner  Foitsetzung 
zu  übernehmen,  so  ent.steht  auch  für  niemand  ein  Hecht  auf 
diesen  Verkehr,  was  tatsächlich  im  internationalen  Leben  den 
Regelfall  bildet.  Gruodsätzlich  darf  daher  jeder  Staat  den 
Verkehr  mit  einem  anderen  beliebig  normieren,  ohne  sich  recht- 
fertigen zu  brauchen,  darf  Paßzwang  einführen,  ausländischen 
Afbeitem  den  Zutritt  verwehren,  Prohibitivzölle  auf  Waren 
dekretieren,  Häfen  den  ausländischen  Schiffen  verschließen  und 
vieles  andere.  Eine  Ausnahme  besteht  nur  kraft  besonderer 
Festsetzung  im  einzelnen  Fall.  Im  Bereich  der  internationalen 
Telegraphenunion,  zu  der  etwa  fünfzig  Staaten  gehören,  ist 
das  Recht  auf  telegraphischen  Verkehr  ausdrücklich  verneint; 
denn  Jeder  Yertragsstaat  ist  ffir  befugt  erklärt,  den  Betrieb 
jeder  Linie  ohne  Angabe  von  Gründen  auf  unbestimmte  Zeit 
einzustellen.  ^)  Privattelegraphen  im  Gebiet  der  Kontrahenten 
unterliegen  gleichfalls  den  Vertragsbestimmungen,  wenn  sie 
am  internationalen  Di*  nst  beteiligt  sind.  Privatuntcrnchnmngen 
mit  Anlap'ii  auUcriialh  dieses  Gebietes,  alsu  auch  die  Kabt-1- 
j^esellscliaften,  werden  zu  allen  Vorteilen  des  Vertrages  zuge- 
lassen, wenn  sie  die  Verptlichtun^rn  dcssulben  übernehmen. -f 
Von  30  vorhandenen  Privat kabcl-itsclLschaften  gehörten  lUO^ 
fünfzehn  zur  Union  mit  165247  km  Kabel,  der  Rest  mit 
163415  km   stand  außerhalb;   iStaatskabel  gab  es  damals 

^)  „Chaque  gouvemement  se  riserve  auaai  la  faeultä  de  suspenäre 

le  Service  de  la  tSUgraphie  intematiimale  pour  un  temps  inäiterminä^ 

Sil  le  juge  tiecesKaire,  sott  d'uve  maniere  gäuerale,  soit  seulement  sur 
cerlaines  liffnes  et  pour  ccrtaineft  nutures  de  corres-putnFfinrcs.  a  cJiarfje 
par  lui  den  avuser  itiniu'dtatement  rli<irun  t/es  auiren  EiaL^  ton- 
tractants".   (Art.  8  der  Petersburger  Tekgraphenkunvention  vom  22.  7.  18?ö). 

'-)  A.  Bnlmerincq,  V&lkerr.  S.  276;  0.  Dambach,  Die  Post- 
TuMge  and  Telegraphen?ertri&ge,  Holt$sendorff*8  Huidbnch  dea  Völker- 
SMlitomd86. 

Z«lttcliriftf.Itttflni.FriTRt-ti.  ö(r«aa.B«eht.  XVIL  13 
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61218  km.*)  (jegenüber  einer  Privatgesellschaft  kann  natärlicb 
ein  völkerrechtliches  Recht  auf  Verkehr  nicht  bestehen,  da  das 
Völkerrecht  nur  die  Beziehungen  von  Staaten  betrifft. 

Macht  ein  neutraler  Staat  von  seinem  Rechte  Gebrauch 
und  untersagt  er  z.  B.  die  Beförderung  von  Telegrammen  hi 
Geheimschrift,  so  begeht  er  keinen  Bruch  der  Neutralitat,  aucli 
wenn  dadurch  eine  Kriegspartei  die  Möglichkeit  zor  Ueber- 
Sendung  von  Kriegsdepeschen  verliert.  Es  steht  den  Neutralen 
frei,  eine  strengere  Neutralität  zu  bewahren,  als  das  Völker- 
recht fordert,  was  sie  auch  nicht  selten  tun.^)  Parteiisch  und 
daher  unneutral  würde  der  neutrale  Kabelstaat  nur  handeln, 
wenn  er  der  einen  Kriegspartei  die  Befördemng  geheimer 
Depeschen  erewähren,  der  andern  aber  versagen  wollte.  Der 
Fall  kaiiü  lit  eintreten,  wenn  nur  eine  Kriegspartei  das 
Kabel  benutz»  ii  kann ,  dann  ist  ein  Verbot  nie  ein  Verstoß 
ir^'jren  die  Nentnilität.  Entsprechend  wir»!  tlas  Vcriialten  einer 
i'j  i\ at<:i'sellscliaft  zu  beuiteilen  sein.  r)t'r  Staat  darf  nicht 
duMt'ii.  daß  sie  tiinrh  partciisclies  Verhalten  eine  Kriegspartei 
scliädigt;  denn  in  diesem  Kalle  wird  sein  (lobiet,  welches  ja 
dem  Kabel  zum  Teil  als  Träger  und  iMdleiter  dient,  zur 
«Schädigung  des  einen  Kriegtührenden  benutzt. 

Während  des  spanisch-amerikanischen  Krieges  hat  eine 
amerikanische  Gesellschaft  auf  il]i*er  Kabellinie,  die  von  Jamaika 
nach  Mexiko  lief  unter  Berührung  von  Mittelamerika,  regel- 
mäßig chiffrierte  Telegramme  angehalten  und  von  der  Beförde- 
rung ausgeschlossen,  welche  aus  Kuba,  Puerto  Rico  oder 
Spanien  stammten  und  nach  Mexiko  gerichtet  waren.  Spanien 
protestierte  gegen  das  Vorgehen  als  völkerrechtswidrig  bei  den 

*)  Dr.  T.  LcH schau.  Das  Weltkahelnetz,  Halle  a.  8.  190:^  S.  18  f. 
Zu  Anfang  1906  betrug  lias  \\  tltkabelnetz  bereits  rund  400000  km  (Archic 
für  Poal  und  Telegi  aphie  VMS  S.  310). 

So  bestimmte  Brasilien  nach  Aasbracb  des  spaniich-amerikaiiiselien 
Krieges:  „Best  tnterdit  aux  natümauje  et  aux  Hrangert  rMdanis  au 
Sr4sil  «toBSUrer  par  le  teligraphe  le  däpart  ou  la  prochaine  arrivie 
4Pun  nnvSre  guelcottque,  de  commerce  ou  de  guerre,  des  beUi'gi'rntih. 
ou  (Je  leur  dounrr  des  ordres,  iusfructions  ou  renseiguements  pti'ju- 
dtciabivs  ä  l'eniitinf  rr  r  *  e  n  s  -  S  tf>r  r  k .  \  K.  Ci.  2.  s.  T.  2*.)  S  91*- 
«ine  Bestimmuug,  welche  besonücis  der  l'rcsse  uiiungeuehm  geweficu  sein  »ird. 
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drei  von  der  Linie  berührten  Staaten,  nämlich  Mexiko,  der 
Repnblica  Mayor  de  Centro- America  und  Columbia.  Die  beiden 
ersten  versprachen  Abhülfe,  während  der  dritte  Staat  ein  Ein- 
schreiten ablehnte.^)  Der  Protest  Spaniens  war  nicht  begründet, 
da  eine  parteiische  Gebahrung  im  Sinne  obiger  Erörterungen 
nicht  statthatte.  Der  spanische  Widersprach  entsprang  ebenso 
wie  sein  Protest  gegen  die  amerikanischen  Kabelabschneidurigen 
einer  irrigen  Auffassung  des  Kabelrechts. 

5.  Das  Kabel  zwischen  dem  Gebiet  der  eingreifenden 
Kriegspartei  und  einem  neutralen  Staat. 

Zu  »  rörtern  ist  —  nicht  was  die  Kricfrführt  lulm  tun 
dürfen  und  lassen  müssen  in  bt'/ii^'  auf  die  Kabrl  des  (icß-ners, 
sondern  in  bezn^  auf  diejenigen,  welche  ihr  eijrenes  Land  mit 
neutralem  verbinden.  Darf  dei-  Krie^'^fübrentU'  diese  Kabel 
vrrh  tzeuy  Kr  darf  vs.  weiiii  der  neutrale  Staat  die  Zensur- 
](tli(  ht  nicht  übernommen  hat.  Denn  thiun  nininit  das  Kabel 
an  der  Kriegführung  teil,  dient  zur  Bekämpfung  des  (iegners 
and  ist  daher  den  Uubildeu  des  Krieges  ausgesetzt.  Die  Kriegs- 
partei wird  es  insbesondere  dann  abschneidf  n.  wenn  der  Gegner 
sich  zur  Besetzung  des  Landes,  wo  das  Kabel  endigt,  anschicken 
oder  die  Uebermacht  zur  See  in  dem  Maße  besitzen  wird,  daß 
er  zur  Einrichtung  einer  schwimmenden  Station  schreiten  kann. 

Anders  ist  zn  entscheiden,  wenn  der  neutrale  Staat  die 
Last  der  Zensur  übernommen  hat.  Denn  dann  kann  das  Kabel 
nur  in  der  Richtung  nach  dem  kriegführenden  Staat  durch  Ein- 
schaltung einer  schwimmenden  Station  zum  Kriege  benutzt 
werden,  was  in  äußerst  seltenen  Fällen  tatsächlich  geschehen 
wird,  wie  erwähnt  wtirde.  Zum  Lohn  für  sein  Opfer  darf  der 
Neutrale  verlangen,  daß  der  Eintritt  dieser  sehr  entfernten 
Möglichkeit  ab<iL\vartet  wird.  Das  Xeutralitätsrecht  iiedeutet 
einen  Koiuproniilj  zwisciieu  den  Interessen  der  Krieirfiilneinh^n 
lind  denjenigen  der  Neutralen,  weshalb  es  oliiu^  ( )ptVr  nie  ab- 
fieht  und  entweder  die  ersten  zu  leiden  haben  oder  die  zweiten. 
Die  Kriegführenden  können  an  (h  r  ^Fatsache  nichts  ändern, 
daß  die  KrdQ  nicht  siq  aiieiae  beherbergt,  wälireud  die  Neu- 

1)  Xraemer  a.  a.  0.  S.  15  f.,  der  sich  der  spanischen  Ansicht  ansdiließt. 
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tralen  es  hinnebmen  müssen,  daß  der  ewige  Frieden  nicht 
realisierbar  ist.  Die  gegebene  Entscheidung  dürfte  dem  Geiste 

des  Neutralitätsrechts  gerecht  werden. 

Ein  Kt'clit  auf  Abschneidung  des  Zcnsurkabels  gibt  es  auch 
im  Bereich  der  iuternatidiialen  Telegraplii'iiiniKm  nicht,  denn 
da  es  aiisdrürklii  Ii  nicht  vereinbiirt  worden  ist,  so  könnte  es 
nur  auf  dem  Weire  der  Auslegung  aus  dem  Recht  ^ur  Betritbs- 
einstplliiii<r  getuipcrt  werih'n.  was  aber  nicht  statthaft  erscheint. 
Betriebseinstelhing  und  Sachljeschädigung  sind  zwei  Dinge,  die 
toto  coelo  verschieden  sind,  schon  deshalb,  weil  der  eingestellte 
Betrieb  jederzeit  ohne  Kosten  aufgenommen  werden  kaiio. 
während  das  zerschnittene  Kabel  erst  ausgebessert  werden  muß, 
was  nnr  bei  günstiger  Witterung  möglich  ist  und  viel  Geld 
kostet.  „Suspendre''  bedeutet  auch  etwas  ganz  anderes  wie 
„couper*^,^)  Daher  kann  nicht  angenommen  werden,  daß  die 
Gleichstellung  von  Betriebseinstellung  und  Kabelabschneidiu; 
im  Willen  der  Kontrahenten  gelegen  hat. 

6.  Das  Kabel  zwischen  dem  Land  von  Bundes- 
genossen. 

Neben  den  ersten  vier  Kabelklassen,  welche  zuerst  Renault 
unterschieden,  hat  Schalst  noch  die  ffinfte  betrachtet  und  als 
sechste  das  Kabel  zwischen  Punkten  des  eingreifenden  krieg- 
führenden Staates.  Diese  Linie  bietet  in  einem  yölkerrecbt- 
lichen  Traktat  zu  Bemerkungen  keinen  Anlaß.  An  sechster 
und  letzter  Stelle  möchte  ich  mit  ein  paar  Worten  auf  die 
Rechtslage  des  Kabels  eingehen,  das  Bundesgenossen  yerbmdei 

Bs  wird  in  hohem  Maße  znr  Leitung  der  Operationen  und 
daher  zur  Bekämpfung  des  Gegners  benutzt  werden.  Mithin 
darf  es  vom  (Jegner  vt  ili  tzt  werden,  wie  die  l^inien  zwixlitii 
Punkt^  ii  vnii  I'cindesland.  Die  Bundesgenossen  selbst  werilen. 
falls  abweichende  Abreden  fehlen,  zu  Eingriffen  nicht  schreiten 
dürfen  im  Küstenmeer  des  \  »  rbündeten  und  noch  viel  wenij^r 
in  dessrii  Staatsgebiet.  Auf  hoher  See  werden  sie  eiiiseiti? 
ohne  W  illen  des  anderen  Teiles  eine  Abschneidung  oder  B«- 

>)  Diese  Qrttnde  hat  ScHoIm  nicht  berflcksicliiigt;  daher  setne  «I- 
weicbende  Ansicht  (S.  58). 
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natzungf  nicht  voniehnien  dttrfen,  da  das  Kabel  eine  Waffe  ist, 
die  ihnen  beiden  zur  Verfilgang  steht  und  nicht  einem  allein. 
Schwierigkeiten  werden  nicht  entstehen,  wenn  ein  gemeinsamer 
Feldherr  die  Operationen  leitet.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so 
wird  ein  einseitiger  Eingriff  gerechtfertigt  sein,  wenn  nach 
Lage  der  Umstände  z.  B.  wegen  vorfibergehender  Betriebs- 
störung eine  Verständigung  mit  dem  andern  Teil  nicht  möglich 
war  und  Gefahr  im  Verzuge  lag. 


Die  Haupt^nndsätze  des  g-eltenden  Kabelkiiegsrechts  von 
praktischer  BedtMituno:  <rrlii'ii  duliiii: 

I.  Das  Kabel  ist  eine  «rcfiilirlichc  Waffe  in  der  Hand  kricg- 
fübroiider  Staaten.  Daher  dürfen  Ka])('l  zwischen  kric<j:führen- 
dfcii  Staaten  und  zwischen  Punkten  des  Feindeslandes  überall 
ohne  Rücksicht  darauf,  wer  Eigentümer  ist,  zerschnitten  und, 
falls  Reparatur  droht,  in  erforderlicliem  Umfang  zerstört  werden; 
auch  eine  Benutzung  ist  zulässig. 

In  neutralem  und  neutralisiertem  Wasser  ist  ein  Eingriff 
unzulässig. 

n.  Kein  kriegführender  Staat  darf  Kabel,  welche  feind- 
liches Land  mit  neutralem  verbinden,  verletzen,  wenn  der  neu- 
trale Staat  den  Betrieb  des  telephonischen  Kabels  eingestellt, 
denjenigen  des  telegraphischen  einer  Zensur  unterworfen  hat. 

Liegt  der  Betrieb  in  Händen  einer  Privatgesellschaft,  so 
gilt  das  Gleiche,  wenn  die  Gesellschaft  die  gleichen  Maßnahmen 
unter  Garantie  des  Staates  trifft. 

1X1.  Jeder  kriegtüljrende  Staat  darf  Kabel,  welclie  feind- 
liches Land  mit  neutralem  verbinden,  iilurall  verletzen,  also 
aiicli  im  nentrah^n  und  ne-utralisierten  Wassel",  wenn  der 
Uetiieb  fortgeht  wie  im  Frieden;  auch  eine  Benutzung  ist 
zuliissipr. 

Der  neutrale  Staat,  welcher  den  IJetrii  h  tortj^ehen  läßt 
wie  im  Frieden,  bricht  die  Neutralität  und  darf  daher  als  Feind 
bebandelt  werden. 

TV.  Das  Kabel  zwischen  neutralen  Ländern  ist  unverletzlich 
auch  ohne  Einrichtung  einer  Zensur. 
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V.  Eine  völkerrechtliche  Pflicht  zur  Entschädigong  fCbr  zu- 
lässige Kabeleingriffe  besteht  nicht,  auch  nicht,  wenn  das  Kabel 
einem  Neutralen  gehört. 


Diese  fünf  Regeln  betieften  die  ]\t  <  lite  und  Pflichten  der 
eiiit  ji  Krie^spartei  in  bezug  auf  die  Kabel,  welche  vom  Land 
der  andern  aiisfrelK  ii,  ferner  das  internentrale  Kalx  l.  Wer  sich 
über  den  Rest  des  Kabelrerhts  und  die  P^.inzelbeiten  informieren 
will,  muß  die  voraufgelienden  Erörterungen  lesen,  was  ilim 
übrigens  weder  viel  Zeit  noch  große  Mühe  kosten  wird. 

Ich  habe  es  niclit  für  nötig  gehalten,  den  J'all  besonders 
zu  betrachten,  daß  ein  Kriegführender  ein  Kabel  des  Gegners 
nicht  nur  selbst  in  Benutzung  nimmt,  sondern  dem  allgemeinen 
Verkehr  öffnet.  Dies  kann  nur  eintreten  nach  Besetzung  des 
Feindeslandes;  die  Reineinnahmen  aus  dem  Betriebe  eines 
Privaten  gehörenden  Kabels  dürfen  vom  Okkupanten  nicht  be- 
halten werden.^) 

Vergleicht  man  das  formulierte  Kabelrecht  mit  der  amerika- 
nischen Praxis  von  1898,  so  vermag  man  eine  Verletzung  völker- 
rechtlicher Normen  nicht  zu  entdecken.  Das  beruht  jedoch 
mehr  auf  Zufall  wie  auf  Kenntnis  des  Kabelrechts,  wie  die 
amerikanische  Seekriegsrechtsinstmktion  vom  27.  6.  00  (Natal 
War  Code)  ergibt.  Sie  ist  zwar  am  4.  2. 04  aufgehoben  worden, 
besitzt  aber  trotzdem  Bedeutung,  da  sie  zuverlässigem  Ver- 
nclinit  n  tiai  li  einer  künftigen  internationalen  Kodifikation  als 
Vorbild  tlicuen  soll.  -)  Der  Art.  5,  welcher  die  Seekabel  betrifft, 
lautet: 

>}  So  bereit«  C.  Lueder,  Du  Landkriegsreelit  in  HoUitendorff't 
Handb.  d.  Völk»rr.  IV  517. 

-I  Man  meldete:  .Der  Xarrd  War  Code  legte  den  Organen  der  Ver- 
einigten Staaten  für  den  Seekrieg  Pnidit,  n  ;mf.  weMic  Insher  kein  an  ^  r-  r 
Staat  <uh  Hijferlegt  h:iT  -  Einrii  Hiitipizweck  hat  Jcr  Natal  \V<ir  ('"'le 
erlullt,  nämlich  die  Auluierk3.uukcii  dir  Staaten  auf  das  Bedilrfuih  einer 
sülchcn  Koditikation  zu  lenken  und  die  Auffassungen  der  amerikanischeo 
RegieniDg  Aber  den  Gegenstand  dnnalegen.  —  Der  Nawd  War  Code  wird 
in  diesem  Sinn,  so  nimmt  man  an,  den  Verhandlitngen  der  nickaten  Hatger 
Priedenskonferent  als  geeignete  Tnterlage  dienen  können/  iZtack.  XVI 117: 
die  jDStmJction  ebenda  Bd.  XI.^ 
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.Die  folgenden  Regeln  sind  zu  befoli^en  in  bezog  auf  lii«'  nnf^TS'^nischen 
Telegraphenkabel  in  Kriettszeit,  ohne  Rücksicht  auf  das  Eigentum  an  ihnen: 

ai  Unterseeische  Telegraphen kabel  zwischen  Pankten  in  dem  Gebiet 
eines  Feindes  oder  zwischen  dem  Gebiet  der  Vereinigten  Staaten  und  dem- 
jenigen eines  Feindefl  aind  Bolcb»  Behandlung  unterwoifen,  wie  die  Bedttrlnisse 
des  Kriegeft  erbefaclieii  m5gen. 

b)  Untenediche  Telegraphenkabel  swudwn  dem  Gebiet  ^es  Feindes 
und  neutralem  Gebiet  dflrien  nnterbrotdien  werden  im  Berncb  der  Gebiets- 
hoheit des  Feindes. 

f-'  Unterseeische  Telegraphen ka bei  7:\vjschon  zwei  neutralen  ücbietcn 
und.  unverletzlich  und  frei  von  ünterbrechunj;  zu  halten.* 

Da  es  eine  der  dringendsten  PHicliteii  der  Theorie  ist,  zu 
den  Staatsalcten  von  internatioaalreclitliclier  Bedeutung  Stellung: 
zu  nehmen,  so  dürften  einige  Bemerkungen  nicht  übeillüssig  sein. 

Man  merkt  es  dm  Bestimmungen  au,  daß  sie  unter  dem 
Eindruck  und  Einliuij  der  amerikanischen  Praxis  von  1898 
entstanden  sind.  Telephonkabel  kamen  damals  nicht  in  Frage, 
sind  also  auch  nicht  erwähnt.  Ferner  war  die  Abschneidung 
von  Kabeln  zwischen  feindlichem  und  neutralem  Gebiet  auf 
hoher  See  nicht  geglückt.  Daher  fiel  es  nicht  schwer,  sie  in- 
direkt für  unzulässig  zu  erklären,  was  sie  aber  nicht  ist  Da 
kein  neutraler  Staat  den  Schutz  von  Kabeln  um  den  Preis  der 
Zensur  erstrebt  hatte,  so  ist  die  Frage  übergangen.  Eine 
Reparatur  zerschnittener  Kabel  hat  nach  amerikanischer  Auf- 
fassung nicht  gedroht,  so  daß  sich  eine  nachhaltigere  ünbrauch- 
bannachung  erübrigte.  Weil  der  Fall  nicht  praktisch  geworden, 
bat  er  auch  in  der  Instruktion  keine  Erwähnung  gefunden, 
besitzt  aber,  allgemein  betrachtet,  große  praktische  Bedeutung. 

Die  Kabelbeschlüsse  des  Instituts  für  Völkerrecht,  welche 
regt'iiiiaijig  in  der  Literatur  als  Formulierung  geltenden  Rechte 
betrachtet  werden,  sind  gar  nicht  de  lege  lata  gemeint.  Wilhrend 
der  Beratungen  sagte  das  liistitutsmitglied  F.  Perr/s,  olme 
Widerspruch  zu  tindeu;  „I^oits  poftro/i.s-,  ä  1' Institut,  proj/ost  r 
ce  qu(  tioits  vou/ons"^)  HiTcits  früher  hatte  der  Oxiurder 
Völkerrechtslehrer //o//ß//6^  über  die  Tätigkeit  dieses  Gelehrten- 
vereins geäußert:  „Mais  les  resolutions  votees  par  V Institut, 
Inen  gm  faisant  connaitre  les  vues  de  JurisconsuUes  actuels 
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les  plus  autoHsis  quant  auoc  principes  qui  devraient  regir 
fe  droit  international,  sont  impuissants  ä  creer  le  droit 

international. "  ^)  Kiii  Eingehen  auf  die  Beschlüsse  ist  in  einer 
Al.liaiidlung,  welche  das  geltende  Recht  darstellen  will,  nicht 
angezeigt. 

lY.  Schlußwort. 

Die  Vollendung  der  ersten  Seekabelv^rbindung  zwischen 
England  und  Nordamerika  im  Angost  1858  rief  in  der  neuen 
Welt  großen  Jubel  hervor,  der  in  der  Glfickwunschdepesche 
des  Präsidenten  James  Bucka$um  an  die  Königin  Viktoria 
wiederhallte,  wo  es  bieß: 

,Es  ist  dn  Triomph,  dar  gloneldMr,  weil  weit  nfltslieher  fOr  die 
VeuBcUieit  isl^  als  je  durch  einen  Bioberer  auf  dem  Schlachtfelde  errungen 

wurde.  Möge  der  atlantischf  Tclf^raph  niitcr  dem  S(«gpn  des  ITimm«^!«  sich 
als  ein  Rand  t-wit^cn  Kriedons  und  cwitror  Freundschaft  zwischen  den  ver- 
wandten Nationen  erweisen  und  hIs  ein  Werkzeufj.  beslinimt  von  der  trr.tt- 
lichen  Vorsehung.  Religion,  Ziviliüation,  Freiheit  uud  liecbt  über  die  ganze 
Welt  sn  verbidten.  Werden  nicht  im  Hinblick  hienui  alle  VOlker  der 
Cbristeobeit  to&  selbst  sieh  in  der  Erklimng  Ternnigen,  daB  es  iflr  immer 
neatre]  sein  soll  aod  daß  seine  Mitteilnngen  aaf  dem  W^e  au  ihrem  Be- 
stimmungsort far  heilig  gehalten  weiden  sollen,  selbst  inmitten  tob  Feind' 
Seligkeiten?'' 3) 

In  der  Festesfreude  dachte  der  Präsident  nicht  daran,  daß 
ein  Kabel  nicht  nur  zum  Segen,  sondern  auch  zum  Verderben 
der  Menschheit  benutzt  werden  kann  und  in  der  Hand  eines 
Kriegführenden  eine  furchtbare  Waffe  bildet,  auf  die  kein  Staat 
verzichten  kann.  Die  Neutralisierung  eines  Gegenstandes  macht 
nicht  nur  dessen  Verletzung  unzulässig,  sondern  auch  den  Ge- 
brauch zum  Kriege.  Die  KriegfQhrenden  haben  die  Gefähr- 
lichkeit dieser  Waffe  sofort  erkannt  und  instinktiv  die  not- 
wendigen Maßnahmen  getroffen,  ohne  von  der  Theorie  belehrt 
zu  sein.  Sie  fühlten  es,  daß  ein  V'orgehen  ^c^rtn  die  Kabel, 
die  von  Feindeslmd  ausjrehen.  ziilässip:  sein  inulj,  sie  wußten 
aber  nicht,  w.u  iiin.  Aufgabe  der  Wissenschaft  ist  es,  das 
dunklt'  (ictiihl  durch  ein  klares  Bewußtsein  zu  ersetzen.  Mit 
Emsigkeit  sind  viele  aji  die  Arbeil  gegangen,  darunter  Juristen 

1)  a.  a.  0.  8.  660. 

^  Times  vom  23. 8. 1868. 


Digitized  by  Google 


D«B  Seekabel  in  Kricgmeit. 


201 


von  bedeutendem  Ruf,  wie  v.Bar,  Holland,  v.  Lisst.  Ver- 
schiedene Wepre  liat  man  eingeschlagen,  um  das  Kalielrecht  zu 
finden.  Man  hat  die  Kabel  als  Analogon  der  Schiffe  bebandelt, 
wobei  dann  Wendungen  gebraucht  wurden,  wie :  es  segelt  unter 
neutraler,  es  segelt  unter  feindlicher  Flagge.  Oder  man  hat 
sie  als  Konterbande  angesprochen  oder  als  Land  in  jeder  Be- 
ziehung oder  als  Ding,  auf  welches  das  Recht  der  effektiven 
Blockade  anzuwenden  ist  oder  auch  das  ^ws  angariae*  oder 
das  Recht  der  Territorialhoheit  und  OccupaHo  oder  der 
schranken-  and  kostenlosen  Universalangarie.  Ueber  die  Einzel- 
heiten findet  man  in  den  umfassenden  Schriften  von  ScHol» 
\snd  Jouhannaud^)  Auskunft,  wo  auch  das  Tatsachenmaterial 
aufgespeichert  ist.  Die  Rtchtslapre  der  8eel<abel  im  Kriege 
bietet  nicht  nur,  wie  v.  Lissl  i^v^^  hat,  „besondere  Schwicrif?- 
keiten-,-)  sondern  ist  eins  der  dringendsten  Proliknie,  da  ein 
Krieg:  zwisriu  n  iviilturstaaten  leicht  ausbrechen  kann  trotz  aller 
Frieileiislinnfi  rcTizeii  und  es  v(tn  Wiclitii^keit  ist,  daß  die  Praxis 
in  der  Tlieorie  einen  Leitstern  tinih't  und  v(ir  Irrtümern  bewahrt 
wird.  Weit  .schärfer  wie  im  Krie^re  mit  dem  schwachen  Sj)anii'n 
und  während  des  russisch-japanisclien  Konfliktes  im  kabelarnien 
Ostasien,  wird  die  Bedeutung  des  Kabelproblems  sich  zeigen 
in  einem  europäischen  Kriege.  Töricht  würde  ein  Staat  handein, 
der  sich  durch  Neutralisierung  der  Kabel  einer  so  ungemein 
wichtigen  Waffe  berauben  wollte.  Reformbedürftig  ist  allein 
die  Zensur. 

Eine  eigene  Theorie  bat  er  nicht  aufgestellt. 
Völkerrecht,  3.  Aufl.,  S.  346. 
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Der  räumliche  Geltungsbereich  der  Rechtssätze 
über  den  Ehevertrag. 

Vuu  Dr.  iur.  et  rer.  pul.  von  Ball(|Aiicl»^) 

Die  Fra^,  welchen  Staates  Normen  der  deutsche  Bicbter 

bei  der  Prüfung:  der  Wirksamkeit  eines  Elievertra^es  anzu- 

weiidi'ii  liat.  läljt  sich  nicht  cinht'itUch  für  alle  Voraussetzungen 
der  Volhvirksanikt  it  bt  autworten.  Im  Vor*ler<?nmd  steht  natur- 
gemäß die  Fra^e  na(  h  der  Maligeblichkeit  von  Oesetzen, 
welche  den  Abseid ii Ii  von  Eheverträgen  überhaupt  odei-  unter 
gewissen  L'uiständen  verbieten  oder  die  Zulässi^keit  iuhaltlieh 
heschränken.  Erst  nn  zweiter  Stille  sind  dann  die  für  die 
sonstigen  Vornusset/.nngen  der  Volhvirksanikeit  —  Geschäft^;- 
fähigkeit,  Form  des  Abschlusses,  Zerstörung  eines  etwaigen 
Veriäßlichkeitsschutzes  —  geltenden  KoUisionsuormen  in  Betracht 
zu  ziehen. 

*)  Literatur:  Die  KoiUDientare  zum  EinfüUruagbgesetz  von  Planck 
3.  Anfl.  1906),  Niedner  (2.  Aafl.  1901),  Staudinger-Wagner  (3.  Aufl. 
190&),  Neumann f  Baad  III;  0.  Bar^  Theorie  und  Pnucis  des  internationaleii 
Priratrechts  (2.  Aoll.  1869),  2  Bitaide*),  Lehrbacb  des  intentationaleii  Privat- 

and  Strafrechts,  1892;  Zitelmanv,  Tnteniationalcs  Privatrecht  I  (1897), 
II.  I.Hälfte  (1898),  2.  Hälfte  ( H«),' Vi ;  Niemeyer,  Das  internationale  Privat- 
recht  des  BOB,  1!)01 Husler,  Das  eheliche  Otiterrecht  im  internationalen 
Privatrecht.  Zürcher  Dir«  .  1H97:  Rnrmetti.  l)as  intt-rnatioruilt.  J'rivatrecbt 
iin  lUiB.  iKil.  Die  Aufsiit/.e  von  Ketdel  in  Zisch.  VII  228,  Siibei- 
Schmidt  a.  a.  0.  YIU  97,  Edelmann  a.  a.  0.  VIII  29d,  Mariolle  in 
Bl.  f.  BA.  6d  (1900),  S.  85,  Kahn  in  Doffm.  J.  43,  8.  299,  WierusMoweki 
II  §  3.  Ueber  Anelandsrecbte:  Leske  und  Loeutenfeld,  Die  RecfatsTer- 
folgang  im  internationaleii  Verkelir  IV  (1904). 

*)  Im  folgendeii  nur  als  v.  Bar  zitiert. 
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A. 

Der  Eheyertrag  ist  eine  Institution  desehelichenGfiter- 
rechts.  Die  Nonnen,  nach  denen  sich  der  ^gesetzliche 
Gfiterstand  nnter  den  Ehe^tten  richtet,  sind  daher  grund- 
sätzlich  auch  dafür  maßgebend,  ob  und  inwieweit  dieser  Gfiter- 
stand zwingenden  Hechtes  ist.  Es  ist  zwar  in  den  Beratungen 
d(T  IL  Kummission  (Protok.  VI  S.  51)  die  Ansicht  vertreten 
winden,  das  Recht,  wähn  nd  der  Ehe  einen  Ehevertrag  zu 
schließen,  falle  unter  die  per&ön liehen  Beziehungen  der 
Ehegatten  und  rrole  sich  somit  naeli  dem  jeweiligen  Personal- 
st;! tut  der  Ehegatten  (a.  14  EM).  Dieser  Ansicht  M  liejrt 
offenbar  die  Vorstellung  zu  Grunde,  das  Verbot  von  Khi- 
Verträgen  bedeute  eine  Beschränkung  „der"  Vertragsfreilieit 
nnd  insofern  schließlich  auch  der  Geschäftsfähigkeit,  welche 
nur  für  Ehegatten  gelte,  also  doch  wohl  einer  Einwirkung:  der 
Ehe  auf  die  Person  der  Ehegatten  darstelle.  Die  ünriclitigkeit 
dieser  Vorstellung  folgt  aus  der  an  anderer  Stelle  ausführlicher 
darzulegenden  systematischen  Bedeutung  der  Ehevertrags- 
freiheit.  Diese  ist  nicht  eine  selbstverständliche  Wirkung  der 
Gesch&ltsf&higkeit,  sondern  sie  ist  nur  dann  gegeben,  wenn 
das  Gesetz  seine  Gttterstandsregelnng  nicht  als  zwingend  be- 
trachtet. Von  Beschrankungen  der  Ehevertaragsireiheit  kann 
nur  da  die  Bede  sein,  wo  das  Gesetz  als  Grundsatz  diese 
Freiheit  ausdrficklich  oder  stillschweigend  anerkennt.  Diese 
Beschränkungen  als  besondere  Wirkung  der  Ehe  aufzu- 
fassen geht  nicht  an,  da  ja  auch  die  Freiheit  des  Ehe  Vertrags 
nur  für  Ehegatten  gelten  kann,  (lanz  iind(  rs  ist  die  Sachlage, 
wenn  ein  fremdes  Heclit  nicht  nur  N'rränderungen  des  (filter- 
st an  des,  sondern  überhaupt  alle  oder  (hich  bestimmte,  den 
Güterstand  nicht  berüiirende  Verträge  unter  Eiicfratteii  verhiftrt. 

(Jegen  die  r.  bar  sche  Auflassung  wurde  auch  schon  in 
den  Verhandlungen  der  II,  Kommission  (Prot.  VT  S.  HO)  zu- 
treffend darauf  hingewiesen,  daü  jedenfalls  da^  BGB  durch 

*)  Vertreten  nameiiLiicL  von  v.  Bar  1  52;^  ff .  und  ncxxeidxng^  Niedne r 
n  ft.  15  N.  6c  Abs.  2;  weitere  Vertreter  s.  bei  Kahn  a.  a.  0.  S.  381;  dazu 
Siiberschmtdt  a.  a.0.  S.  102.  Unter  Benifang  auf  v.  Bar  BeacU.  des 
bayr.  Obft.  LO  in  Ztach.  VII  439. 
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seine  Einstellung  der  Klievertra^bestinimungen  in  den  6.  Titel 
die  Zugehörigkeit  derselben  zum  eheliclien  Güterrecht  zu  er- 
kennen gegeben  habe.  Außer  Zwi  ifcl  wird  dies  für  unser 
geltendes  Recht  nun  auch  noch  gestellt  durch  die  Fassung  des 
a.  löU;  denn  offenbar  wird  die  Zugehörigkeit  eines  £be- 
vertragsverbotes  zu  den  Güterrechtsnormen  vorausgesetzt,  wenn 
eine  Kollisionsnorm  über  jenes  als  Ausnahme  yon  der  KoUisions- 
norm  über  diese  angeführt  wird.  Es  ist  unsere  Auffassung 
auch  die  überwiegend  anerkannte.^) 

Das  für  den  Güterstand  mafigebende  Gesetz  bestimmt 
auch  dann  die  Zulässigkeit  des  Ehevertrags,  wenn  dieser  vor 
Eingehung  der  Ehe  geschlossen  wird,  so  daß  es  bis  zur  Ein- 
gehung der  Ehe  zweifelhaft  sein  kann,  welches  Recht  anwendbar, 
ob  also  der  Eheveitrag  zulässig  sein  werde  oder  nicht.-) 

Die  Untersuchung,  welches  Anknüpfungsnioment  nun  lür 
den  (Miterstand  nuiljgtbend  ist,  fällt  niclit  in  dun  Rahmen 
unserer  Darstellung.  Wir  bescbränkeu  uns  darauf,  die  herr- 
schende Meinung  wiederzugeben,  wonach  die  Staatsange- 
hörigkeit d  es  Eheuiannes  z  ur  Z  e  i  t  d  c  r  Eheschlie  liuug 
maßgebend  ist  und  bleibt,  soweit  nicht  die  aa.  27,  28,^)  30 
bezw.  die  gleich  zu  cri)rterndeu  Ausnahmen  der  ua.  15  II2  16 
eingreifen  (Vgl.  Zitelmann  I  S.  228  N.  l.  Niemeyer 
ö.  :U  ft.,  145.    Planck  zu  a.  15      Ic  Abs.  2). 

Einer  Erörterung  bedarf  hier  jedoch  der  Fall,  daß  nach  der 
Auffassung  des  sonach  maßgebenden  Auslandrechtes  durch  den 

>)  Hasler  &  79.  Kakn  S.  381.  WierusMoteeki  U  9  3  H.  60 
unter  1.  Mariolle  S.  8711.  Baragetti  S.  78.  Bei  den  meisteD  wird  di« 

Aaffassung  des  Textes  stillschweigend  vorausgesetzt.  —  Niedner  zu  a.  15 
N.  4  a  zählt  unter  di.-n  nach  a.  15 1  zu  liourteilenden  materiellrc<  ht1irh«n 
Wirkungen  de?  fhelichen  Irüterrorlits  an  erster  Stelle,  den  zulässigen  Inhalt 
von  Ehevertia!4<  11  auf.  wühnud  <-r  dif  Kra'jc.  ob  überhaupt  ein  Ehevertrag 
geiichlossen  werden  dürfe,  grundäuiziieh  nach  dum  jeweiligen  PersonalbUtat 
beantwortet  wisaen  will  (s.  N.  1). 
ffaaler  S.  80. 

Wichtig  iii  ».  28  namentlich  ffir  ansliLndische  Qaterrechte,  welche 

Unveräußerlichkeit  des  fundue  dotalis  festsetzen,  wenn  solche  Grundstücke 
in  Deutschland  Ii*  11  Dann  naiuentlii  h  für  Anwendung  dos  i;  1438  II  auf 
ausländisrhp  Urundstücke.  \\h<\  luer  einschlägige,  auch  für  den  fihe- 

vertrag  wiciitige  Tragen:  Zitttnumn  II  333— »135. 
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Ehevertra^  \\  ihaltiiisse  gerejsrelt  werden  können,  die  nach  der 
Anschauung  das  deutschen  Kechtes  nicht  Gegenstand  des  Ehe- 
vertra^s  sind,  so  insbesondere  die  persönlichen  Beziehungen  der 
Ehpfratten,  erbrechtliche  Verhältnisse,  Fol^'-en  der  Scheidung 
und  Wie(hTverheiratung.  Es  dürfte,  welche  liegründnnjr  man 
auch  ans  der  Rüstkammer  der  (irnndsätze  für  Lückenausfüllung 
im  internationalen  Privatrecht  entnehmen  möge,  nicht  zu  be- 
streiten sein,  daß  für  die  Vorfrage:  Was  ist  £hevertrag  im 
Sinne  unserer  deutschen  Xollisionsnormen?  —  nur  deutsclies 
Recht  in  Frage  kommen  kann.  Die  Antwort:  Ehevertrag  ist 
Regelung  güterrecbtlicher  Verhältnisse,  führt  an!  die 
Frage,  wbs  nun  .gflterrechtliche  Verhältnisse'^  oder  (was  ja 
dafiselhe)  „Gflterstand"  im  Sinne  des  internationalen  Privat- 
rechtes  ist  Hieran!  vermag  nur  das  für  den  Güterstand 
maßgebende  Recht  die  Antwort  zu  geben.  Nur  dieses 
kann  bestimmen,  ob  eine  von  ihm  gegebene  Norm  über  die 
persönlichen  Beziehungen  der  Ehegatten,' i  über  Wiederver- 
heiratong  nnd  Ehescheidung,  über  Erbrechte,  über  Geschäfts- 
fähigkeit, sich  in  den  Kähmen  eines  Güterstandes  einfügt  und 
nur  aus  dem  Zusammenliang  mit  diesem  zu  erklären  ist  oder 
ob  eine  solche  Norm  niial)lian«rig  von  diMi  zwischen  den  Klic- 
gatten  bestellenden  (jiitern'clitsverliältnisseu  einzutreten  bestimmt 
ist.-)  Ersterenfalls  handelt  t  s  si(  h  um  Güterrechtsveriiültnis>e, 
letzterenfalls  nicht;  eine  Ahiindrrung  von  Normen  der  er>trn 
Art  ist  Ehevertiag  im  iSiimc  unserer  Kollisionsv(»rscliritten, 
eine  Abänderung  von  Normen  der  zweiten  Art  fällt  nicht  unter 


So  ist  z.  B.  das  Recht  des  Ehemanns  zum  W  iderüprucb  gegen  einen 
G«8diftftsbetri«b  Vna  in  gewiMon  Umfang  naeb  "BOtB  rein  gttt«rrecbt- 
Udler  Natur^  ein  AniUndegeaets  gibt  vielleicbt  dasselbe  Recht  nur  als  personen- 
recbtlieben  AnsfltiB  der  Ehe,  so  t.  B.  das  fraDsfisiscbe  Recht  nach 
RG  27  8.  6. 

*)  In  dieser  Weise  gescbieht  allgemein  die  Abgrensnng  Ton  a  15  I  EQ 
(.Güterrecht*)  gegen  aa.  14,  17,  84.  Vgl.  Niedner  zn  a.  15  N.  4  b.  d. 
S taudinger  zw  a.  14  N.  IIB;  zu  a.  15  Noten  E,  F  und  G.  Planck  za 
a.  14  N  5,  zn  a.  15  N.  2a.  b  und  c.  Niemeyer  .S.  147  —  150.  Silber- 
m  hniidt  in  Ztsrh,  III  llOfT..  133—154,  a.  a.  Ü.  VIII  08  fT.  c.Bai  1  530. 
RG  3tj  ö.  331.  —  a.  A.  nur  Habicht  S.  j^iÖ  N.  1,  wordber  unten. 
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diesen  Hegfriff.*) ''^j  Hat  also  der  Ricbter  einen  aiif^eblicka 
„Ehevertraj?"  zu  beurteilen,  der  z.  B.  erbrechtliche  Bestim- 
mungen enthält,  so  hat  er  sich  zunächst  ohne  Rücksicht  auf 
aa.  24  ff.  EG  die  Fra^rc  vorzulegen,  welches  Recht  gemäß 
a.  15  für  den  Gtiterstand  der  Ehegatten  maßgebend  ist  und  ob 
nach  diesem  Recht  die  im  Vertrag  geregelten  erbrechtUcbeD 
Verhältnisse  Ausfluß  des  Gttterstandes  sind,  erst  wenn  letzteres 
zu  verneinen  ist,  beurteilt  sich  die  Wirkung  des  angeblichen 
Ehevertrages  nach  dem  auf  Grund  der  aa.  24  ff.  anzu- 
wendenden Recht. 

I>a  das  für  den  Güterstand  maßgebende  Gesetz  auch  die 
Znlässigkeit  des  Inhalts  von  EhevertrMgen  bestimmt,  ist 
lediglich  nach  diesem  Recht  zu  entscheiden,  ob  eine  Verweisong 
auf  ausländisches  Recht,  wie  sie  §  14331  für  deutschrechtlicbe 
Ehen  verbietet,  zugelassen  ist  oder  nicht,'*)  ferner  ob  im  Falle 
eines  ähnlichpii  Verbotes  eine  der  Ausnahmebestiniiiiuiig  des 
§  1433  II  i'utspnchcnde  Yurschrift  eventuell  eingreift.  Diese 

^)  Demnach  g^Ören  die  Rechte,  welche  «EhevertrSge"  nur  in  demselbeii 
Umfang  wie  letatwUUge  Verfflgnngen,  also  nur  ab  reine  Erbveitiige,  ni- 
laesen,  zu  den  einen  Ebevertrai:  überhaupt  verbietenden  Gesetien  im  Sinne 
unser«  I  Kollisiuusnonnen;  so  z.  B.  die  Rechte  von  Aargan,  Appenaell-Inoer- 
rhixii  n.  Uexn,  St.  Ü&llen,  Schwyz,  Gersaa,  Kfli^nacht,  Unterwaldra  ob  den 
Wald,  Zug. 

^)  Terminologisch  ungenau  ist  es,  vri^nu  <S  t  a  n  d  i ngc  /  zu  a.  14  X.  II  B 
Abs.  2  erklärt,  die  Fähigkeit  einen  EheTertrag  zu  scblieikn,  regele  sieb  nur 
insoweit  nach  dem  fttr  die  persönlichen  Bexiefaiingeii  der  Ehegatten  mit- 
gebenden Oeeets,  als  der  Ehevnrtrag  nicht  die  Regelung  des  Ottterreebts 
betreffe!  —  Dann  liegt  eben     in  EheTertrag  vor! 

3|  Hiervon  {jeht  auch  W/eruszowski  (II  3G  N.  (><J  unter  4»  aas; 
ebenso  Sfaudhrgcr  7.n  a.  15  N.  B  1  Ahs.  2  Edelmann  a.  a.  0  S  ^3; 
ausdrücklich  Mut  iollc  S.  89,  Niedm  i  zu  a.  15  N  5  f.  —  Auch  die 
Motive  zu  §  1483  (SioX.  IV  310)  uchmen  dies  an,  weuu  sie  Bagen,  eine  Be- 
nachteiligung der  im  Inland  wohnenden  AiutftDder  sei  dnrch  §  1433 1  nur 
gegeben,  wenn  man  annehme,  daß  nicht  die  NationaUt&t,  sondern  das  Recbt 
des  Wobnsitses  fflr  den  Güterstand  maßgebend  sei.  Wenn  Opet  mi%  1433 
N.  3  di.  Nationalität  der  Ehegatten  für  die  Geltung  des  Verweisungsverbotes 
für  hclaiiirlos  erklärt,  so  könnt,  di.  s  doch  wohl  nur  aus  a.  30  EH  i:(foIfrfrt 
Wurden.  Dai)  die«or  aber  niclit  zuti  iftt.  hat  schon  Ma  r i n] I e  na<  hLrtwi( ■^cn 
und  i^t  bdiwer  begrejüicii.  wie  (t/n  t  -^ii  h  tiooh  ansdnii  kiii  h  auf  }fat  tolle 
berut«fu  kann.    Ueberbaupt  wird  umii  a.      aui  keine  der  vuiu  BGB  für  den 
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letztt^e  Ausnalimevorschrift  des  deutschen  Rechtes  will  Nied u er 
zu  a.  15  N.  5  f.  in  den  Fällen,  daß  das  für  dt n  Güterstand 
maßgebende  Auslandrecht  nur  das  Verbot  des  Abs.  I  ohne  die 
Ausnahme  des  Abs.  II  kennt,  zugunsten  des  deutschen 
Rechtes  analog  ausdehnen,  so  daß  bei  Wohnsitz  des  Ehemannes 
in  Deutschland  auf  deutsches  Becht  verwiesen  werden  könnte. 
8et2en  wir  mit  Niedner  voraus,  daß  a.  15 II2  nur  die  Mög- 
liclikeit,  einen  Ehevertrag  überhaupt  einzugehen,  nicht  den  zu- 
lüsstgen  Inhalt  regelt  (s.  unten  S.  209),  so  werden  wir 
Niedner* s  Ansicht  mit  Planck  (zu  a.  15  N.  5a  f.]  ablehnen 
mitösen,  da  eine  so  einschneidende  Durchbrechung  des  raaß- 
fr**benden  Auslandrechtes  durcii  materielle  Normen  dc^s  deutscher» 
Güterrechts  nnsdrücklich  l'cstimmt  sein  iniiUte.  Die  l'ra^t» 
ilürlte  übrigens  keine  praktische  Hedcutung  habiii,  da  sicii 
iiafli  Ausweis  des  sehr  verlässigen  iiiid  ziemlich  vollständigen 
W  e  rkt'S  von  Leske-Lua'enffh^  ki  in  Auslandsiecht  tindet, 
(  in  Verweisungäverbot  in  bezug  aut  ausländische  liechte 
aufi>telit. 

ir.  Von  dem  zu  1  aufgestellten  Grundsatz  macht  a.  lö  11 
Kalbsatz  2  eine  Ausnahme  für  die  unter  ausländischem  Güter- 
recht stehenden  Ehen  zugunsten  des  Prinzips  der 
Ehe  Vertragsfreiheit. 

1.  Bevor  wir  an  die  »age  der  Ergänzung  dieser  unvoll- 
kommen zweiseitigen  Kollisionsnorm  herangehen,  betrachten 
wir  die  Tragweite  der  positiven  Gesetzesbestimmung. 

a)  Voraussetzung  für  das  Eingreifen  der  Ausnahme 
ist  danach  entweder  der  Erwerb  der  Reichsangehörigkeit 
durch  den  unter  der  Herrschaft  eines  ausländischen  Güterrechts 
in  die  Ehe  getretenen  Ehemann  oder  ein  inländisches 

KlK'vertrag  ^etrufffnfn  T..  sriinTnn?t<jr-n  anwenden  können,  ili.  s.  mit 
Aufnahme  des  in  a.  lf>K(i  lu  sinnln^  ^riegeiten  §  1436  —  nicbi  aus  (hhicht.v 
jiuiikttii  des  ordre  puldic  tnisUiitieii  sind.  —  was  die  Müt.  JV  :U1  he- 
stätigen;  daroftcb  ermächtigt  nämlich  §  1433  II  deutschrechtliche  Ehegutt^n, 
aach  amlftndiBcbe  Gflteiiechte  snr  Anwendung  xn  bringen,  welche  mit  2win> 
gen  den  l^onnen  des  BQB  in  Widersprach  stehen.  Dies  ist  ein  bemerkens- 
werter  Gegensatz  zum  bisherigen,  insbesondere  zam  französischen  Hicht. 
wonach  eine  ganze  Reihe  von  (lilterrechtsnornicn  als  auf  dem  ordre  public 
beruhend  anzusehen  ist;  vgl.  Kahn  a.  a.  0.  iS.  374  ff.  und  K(i  12  8.  309. 
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Domizil  der  unter  ausländischem  Gfiterrecht  lebenden  Ehe- 
gatten.  Ein  Unterschied  zwischen  beiden  Fäll^  besteht  also 
darin,  daB  letzteren  Falles  beide  Ehegatten  der  Yoranssetzong 
genügen  mfissen;  der  Unterschied  ist  aber  nur  ein  scheinbarer, 
da  nach  §  101  BGB  die  Ehefrau  den  Wohnsitz  des  Mannes 
teilt. ^) 

Diese  Voraihssetziingen  müssen  zur  Zeit  des  Vertrajrs- 
ab  sc  hin  SS  PS  ^p<reben  sein.  Die  Tatsache,  daß  der  Mann  die 
Reichüaijgehurigkeit  zeitweilig  erworben  hatte  oder  daß  die 
Ehen-atten  früher  einmal  ihren  Wohnsitz  im  Reich  e:elial»t, 
rti<))t  iiatürli(  Ii  zur  Anwendbarkeit  unserer  Ansnali  nie  Vorschrift 
nicht  liin,  der  von  Nien/cj/rr  S.  14f)  ft.  angeregte  C^edanke, 
der  Grundsatz  der  Vertragsfrei iieit  müsse  aucli  nach  Wegfall 
der  Voraussetzungen  des  a.  ir>  IT2  noch  in  Kraft  bleiben,  wenn 
wiUirend  des  Vörlir-npns  dieser  Voraussetzungen  ein  deutscher 
(iuterstand  eingeführt  worden,  wird  von  ihm  selbst  abgelehnt 
Zweifelhafter  scheint  die  entgegengesetzte  Frage,  wie  ein  von 
Ausländem  geschlossener  Ehevertrag  zu  beurteilen  ist,  der 
.durch  den  Eintritt  einer  der  besprochenen  Voraussetzungen 
aufschiebend  bedingt  ist;  zu  denken  ist  dabei  namentlich  an 
den  vorehelichen  Ebevertrag  ausländischer  Ehegatten,  die  ihren 
Wohnsitz  in  Deutschland  zu  nehmen  gedenken.^)  Da  der  vor- 
eheliche Vertrag  immer  davon  abhängt,  ob  das  Nationalstatat 
des  Mannes  zur  Zeit  der  Eheschließung  ihn  für  zulässig  erklärt, 
also  durchaus  nicht  notwendig  nach  dem  zur  Zeit  des  Vertrags- 
schlttsses  etwa  für  obligatorische  Verträge  der  Brautleute  zu- 
ständigen Recht  zu  beurteilen  ist,  dürfte  auch  hier  das  am 
wirklich  zur  Zeit  der  Eheschlieljung  bestehenden  Wohnsitze 

^)  Die  Anmaluiie  de«  §  10  II  kann  Ja  nicht  gegeben  sem»  WUruS' 

zotcfiki  II  37  N.  63.  Darüber,  daü  der  Begriff  des  Wohnsitzes  in  der 
deutschen  Kollisionsnorm  nach  deutschem  Recht  zu  fassen  nx.  siehe  Nie- 
meyer S.  72,  Wicru^zotrskt  II  37  ff.  gegen  Planck  /.u  a.  14  \.  5 
Abs.  6.  Neu  mann  N.  2.  welche  10  als  AusJiuli  der  persünUchen  Be- 
ziehungen der  Ehegatten  betrachten. 

Daß  fflr  die  2.  Alternative  des  a.  15  II  1  die  Ansnahme  des  Halbs.  2 
auch  in  besag  anf  den  TordieUchen  Vertrag  gilt,  scheint  mir  angesichts  der 
fibereinatinunenden  Faasnng  des  §  1432  (^^Eh^atten*)  zweifellos;  a.  A.  schein- 
bar Planck  zu  a.  15  N.  3  b. 
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geltende  Recht  über  die  Zulässifrkrit  zn  oiitscheiden  liaben 
(vgl.  §  309  mit  §  808  1  BGB).  ZweifeUos  bleibt  für  den 
deutschen  Richter  ein  nach  Absatz  Iis  rechtsgültig  geschlossener 
Ehevertrag  auch  dann  rechtsbeständlg,  wenn  die  Vorans- 
setzangen  fGr  seine  Znlassigkeit  sp&ter  wegfallen.')  Nor  Ver- 
treter der  Wandelbarkeit  des  Güterstandes  können  dem  nicht 
beistimmen  (z.  B.  Schnell,  Ztsch.  VII  116.  Silber- 
Schmidt  a.  a.  0.  8.  102,  S.  184). 

h)  Was  ist  nun  der  Inhalt  der  nnter  den  bes]iiachenen 
Voraussetzunp^eii  gewährten  Vertragsfreiheit?  Beschränkt  sich 
das  (jresetz  —  negativ  —  auf  die  Außeri(raftsetzung  genereller 
Vertra;:svt'ibote  oder  gestattet  es  ])(Ksitiv,  einen  nach  dem  aus- 
landisc  licn  Reclit  unzulässigen,  nach  deutschem  liccht  zulässigen 
VeitragsinhaltV  Und  ist  Itztcivn  Falles  nur  das  deutsche 
Recht  maßgebend  od<.r  kommt  is  neben  dem  ausländischen 
wahlweisf  zur  (  ieltnn^  MarioUe  89  erklärt  ohne  weiteres 
die  deutschen  (iesetze  und  nur  diese  als  maßgebend  für  den 
zulässigen  Inhalt.-^)  Anderseits  betrachten  es  z.B.  Wierufisowski 
und  Staudinger  an  den  X.  \)  ang.  Orten als  selbstver- 
ständlich, da0  für  die  Beurteilung  des  zulässigen  Inhaltes  nicht 
das  deutsche,  sondern  nur  das  für  den  Güterstand  maßgebliche 
Auslandsrecht  in  Frage  sei.  Mariolle  beruft  sich  auf  die 
entsprechende  Vorschrift  des  a.  200  II,  wo  nur  eine  nach  BGB 
zulässige,  aber  auch  jede  danach  zulässige  Regelung  für  wirksam 
erklärt  wird.  Vor  einer  solchen  Heranziehung  des  a.  200  II 
hat  schon  Edelmann  (a.  a.  O.  S.  313)  gewarnt^):  Die  gesetz- 
geberischen Erwägungen  für  die  räumlichen  und  die  zeitlichen 
Kollisionsnonnen  seien  nicht  die  gleichen  ;  ■  der  a.  15  Iis  mache 
eine  Ausnahme  im  Interesse  der  Verkehrssicherheit,  der  a.  200  II 
im  Interesse  der  Rechtseinheit;  deshalb  fehle  in  a.  15  die  im 


Planck  zu  a.  15  N.  Hb  Abs.  2     Xunurini  >.  145  ff, 
•^j  fto  wohl  auch  Xiemeye r  i>.  14*»  U.  ^s.  oben  h. 
^  Penier  Planck  za  a.  15  N.  5  a.  B.  Niedner  N.  5 1  a.  E.  (s.  oben 
8.  201  a.  B.). 

*)  Auch  Wieruagüioski  U  §  3  N.  60  Ziff.  4  tcheüit  a.  200  II  als 
argumeni.  e  contrario  zu  zitieren;  wenigstens  deutet  darauf  die  Ver- 
weisung anf  JSdelmaun,  ^ 

Z«lt«eluift  f.  Intern.  FriTat*  n.  Öffentl.  Beqht.  ZYII.  14 
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a.  200  getroffene  Einscliränkung  bezüglich  des  Inhalts.  Trifft 
auch  diese  ^Totivierang  des  a.  15  IIa  nicht  ganz  zu,  so  ist  doch 
die  Unterscheidung  selbst  durchaus  richtig.  Aber  Edelmann 
selbst  zieht  daraus  nur  den  Schluß  der  Unanwendbarkeit 
des  a.  20011  auf  unsem  Fall,  soweit  er  eine  Ein- 
schränkung des  zulässigen  Inhaltes  enthält  Hierin  ist 
ihm  sicher  beizustimmen ;  denn  wenn  auch  das  Einftthrungsgesetz 
nicht  durchweg  dieselbe  Sorgfalt  der  Wortiassung  wie  das  BGB 
aufweist,  so  ist  es  doch  kaum  denkbar,  daß  bei  zwei  ganz 
parallelen,  im  übrigen  Wortlaut  sich  entsprechenden  VorschrifteB 
ein  einschränkender  Zusatz,  bei  der  ciiuMi  sich  bei  der  andern 
von  selbst  verstehen  sollte.  Das  ergel)eii  aiicli  die  Protokolle 
«kr  II.  Kommission,  welche  beide  Vorschriften  in  das  (ÜMtz 
braclite  (v<rl.  l*rot.  VI  S.  542  ff.  mit  S.  57  ff.);  erst  bei  der 
V'erliandluiig  über  die  UebergaugsbestiiiiHimiiif  a.  200  II  wurde 
die  Beschrünkniifr  ""if  eine  nach  BüB  zulässigren  Regelun«r 
brantrajsft  und  aiistuhriich  beraten,  ohne  daß  eine  nachträgliche 
Einfügung  dieser  Beschränkung  in  a.  lolLi  angeregt  worden 
wäre.  £s  ist  auch  kein  Grund  zu  sehen,  warum  die  Auf- 
hebung eines  ausländischen  Vertragsverbotes  nur  zugunsten  des 
deutschen  Keclits  verstanden  werden  dürfte.  £s  scheint  uns 
danach  zweifellos,  daß  z.  B.  französische  Ehegatten,  die  ihren 
Wohnsitz  in  Deutschland  haben,  ihren  gesetzlichen  Gfiterstand 
in  die  Errungenschaftsgemeinschaft  des  Code  civil  verwandeln 
können. 

Damit  ist  aber  noch  keineswegs  entschieden,  ob  auch  der 
positiven  Seite  der  Bestimmung  des  a.  200 II,  wonach  ein 
Güterstand  des  BGB  ohne  Rücksicht  auf  seine  Zulfissigkeit 
nach  bisherigen!  Recht  eingeführt  werden  kann,  für  nnsertn 

Fall  Geltung  versagt  werden  muß.    Die  Entstehungsgeschichte 

spricht  unzweideutig  dafür,  tLifj  man  lpdi<;lich  ein  p  r  i  nzi  pielles 
Vertragsverbot  des  Auslandreclites  aufhellen,  für  den  zu- 
lässigen Inhalt  aber  nur  dieses  Hecht  maßgebend  sein  lassen 
wollte  Denn  nach  Ausweis  der  anf^efiihiten  Stelle  in  den 
Prntokoileii  zu  a.  200  11  [»ctrachtete  nuin  auch  dabei  die  Zu- 
lässigkeit  eines  neurechtlichen  Vertragsinhaltes  nicht 
selbstverständliche  Folge  der  Außerkraftsetzung  des  altrechtlidieii 
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Vtrtrags Verbotes;  und  so  lautete  auch  die  erste  Fassnng- 
unserer  Vorschrift:  „Ein  gesetzliches  Verbot  der 
Schließung  eines  Ehevertrages  wird  jedoch  un- 
wirksanr  (Prot  VI  S.  57),  entsprechend  auch  noch  E.  II 
i:;  i^'jr)0:  .Das  Verbot,  einen  Ehevertrag  zu  schließen,  verliert 
jedocli  seine  Kraft,  wenn  die  Schließung  nach  den  Gesetzen 
des  Staates  zulässip:  in  welchem  der  Mann  die  Staats- 
angehörigkeit erwirbt."  Es  fragt  sich,  ob  man  dem  gegenüber 
sich  auf  den  Wortlaut  der  jetzigen  Fassung  stützen  darf,  der 
allerdings  auch  die  Unterstellung  des  Vertrag^inhaltes  unter 
deutsches  Güterrecht  nicht  gerade  ausschließt.^)  Daß  eine  der- 
artige Auslegung  sehr  wünschenswert  ist^  kann  keinem  Zweifel 
unterliegen.  Wendet  man  nämlich  a.  15  Iis  nur  au!  das  Prinzip^ 
nicht  auch  auf  den  Inhalt  an,  so  eigeben  sich  zwar  da  keine 
Schwierigkeiten,  wo  das  ausULndische  Yertragsverbot  sich  nur 
auf  die  Zeit  nach  der  Eheschließung  bezieht,  wie  es  Ja  vielfach 
der  Fall  ist.^  Es  läßt  sich  aber  schwer  ^nden,  welche  Be- 
deutung die  prinzipielle  Zulässigkeit  eines  EheTertragsschlnsses 
fär  Ehegatten  haben  soll,  deren  nationales  Recht  nur  einen 
schlechthin  dem  zwingenden  Recht  angehörenden  (lüterstand 
hat.  Eheleute  aus  ülanis  haben  z.  H.  iliren  W  (Winsitz  im 
Deutschen  Reich.  Das  P*(JB  für  Glurus,  i;^  152—160,  kennt 
nur  die  Güterverljindnng  und  läßt  weder  vor  noch  nacli  der 
Ehe  irpfendwclche  Modihkatiunen,  insbesondere  auch  nicht  Vor- 
behaitskoustituieruDg  zu.*^)  Welchen  Inhalt  könnte  hier  ein  nach 

')  a.  lö  Iis:  |Die  Ehegatten  können  jedoch  einen  Ehe  vertrag  schließen^ 
aiicli  wenn  er  nach  diesen  üesetzeu  unzulässig  sein  würde";  wörtlich  ge- 
nommen heiilt  il;is  nur:  ,  .  anrh  wenn  der  in  concreto  geschlossene 
Ehevertrag  uiizuliissiti;  si  iu  würde".  Sonst  mlilite  es  streng  genommen  heißen: 
.  auch  wenn  dies  nach  diesen  Uesetzcn  unzulässig  ist". 

Z.  B.:  Portagiesiscbe  Ehegatten,  die  ihren  Wohnsits  in  Deataehlnnd 
haben,  können  nack  der  AuffMsnng  der  Protokolle  ihren  geeetzUehen  Qflter> 
stand  in  die  Ofltertrennnng  des  Codtgo  civil  PortugueUt  a.  1101,  aa.  112ö  ff. 
verwandeln,  obwohl  dies  nach  portugiesischem  Recht  nur  vor  der  Ehe  zn* 
Uissi^'  (;i  H)97);  aber  sie  können  nicht  die  deutsche  Gütertrennung  ver- 
einbaren W' il  nach  a.  1101  dps  Codigo  civil  eine  Vereinbarung  diese» 
lnbalU'8  »chlfclithin  nnzuliissi^  ist. 

Ebeneu  z.  B.  Uri  und  l  nterwaldcn  u.  d.  W.,  ferner  alle  in  Note  7 
genannten  Schweizer  Kantone. 
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«.  15  Il2  geschlossener  Ehevertrag  haben?  Er  mnfi  doch  eine 
Aenderung  des  GÜterstandes  bewirken;  sonst  ist  es  eben  kein 
Ebevertrag.    Sollten  die  Ehegatten  yielleicht  nnr  das  Recht 

haben,  den  gesetzlichen  Güterstand  ganz  zu  beseiti^iin?  Dann 
liättt'ii  sie  eine  inhaltlich  weiter  gehende   l^lu  vertragsfreilieit 
iiiclit  nur  als  die  in  N.  18  frw  ahnten  portugicsiscljen  Eheleute, 
si-iiilcrn  als  st'lbst  deutsche  Eiieleute  sie  genießen.  Höchstens 
Ivöniite  man  daran  denken,  daß  sie  solche  Rei  Iitsircschiifte  vor- 
nehmen können,  welche  unter  Nicht-Khefrattcn  als  ^cw  iihnUche 
obligatorische  nnd  sachenrei  litlichc  vorLrenoininen  werden  können, 
also   namentlicli   Vermögensübertragungen,    welche    der  aus- 
ländische (Jüterstand  ausschließt,  nicht  aber  VersrhieliTnig:pn 
innerhalb  güterrechtlicher  Vermögensmassen,  wie  Eingebrachtes 
und  Yorbehaltsgut,  allein  dies  trifft  nur  in  den  seltenen  Fällen 
zu,  wo  solche  Hechtsgeschäfte  nach  dem  ausländischen  Göt)e^ 
stand  gfiterrechtliche  Natur  haben,  z.  B.  wo  Uebereignung  tod 
Dotalsachen  an  den  Mann  verboten  ist,    In  den  RegelfalleD 
ist  die  in  a.  I6II2  eingeräumte  deutsche  Ehevertragsfreiheit 
wertlos,  wenn  ihr  nicht  ein  bestimmter  Inhalt  gegeben  vinl. 
Sie  ist  an  sich  ein  unbeschriebenes  Blatt,  auf  das  erst  die  Er 
klärung  des  maßgebenden  Güterrechtes:  Diese  Normen  sind  an 
sich  dispositiy,  jene  sind  es  nicht  —  die  Schrift  setzt.  Erklirt 
aber  dieses  R^cht:  meine  ( J  üterrechtsnormen  sind  ansschließlieb 
und  immer  zwingende  —  so  bleibt  das  Blatt  eben  unbeschriebeD. 
—  Es  mag  (laliingestellt  sein,  ob  sieli  der  Gesetzgeber  dieser 
Konse<|uenzeu  bewußt  war.     Sie  drangen  n.  E.  dazu,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Absicht  des  (jJesetztrebers  den  Wortlaut  des 
(Jesetzes  zu  ihn  r  l^eseitigung  zu  benutzen.    Wir  lassen  daher 
den  a.  lölla  «laliin  auf,  daß  neben  dem  nach  .\uslandrecht 
zulässigen  Inhalt  auch  ein  nach  deutschem  Recht  zulässipr 
üüterstaud  gewählt  werden  kann,  weil  beim  Versagen  des  jui 
sich  zuständigen  Auslandrechtes  nur  das  deutsche  Recht  binifen 
sein  kann,  das  unbeschriebene  Blatt  des  Prinzips  der  Ehe- 
vertragsfreiheit mit  seinen  Normen  auszufüllen.^)    Man  m& 

^)  a.  200  II  bietet  h  i  e  i  g  i  g  c  n  nicht  nutwendig  ein  arg.  0  comtr.,  4» 
der  aaadrQckliche  ZaBatx:  ,^Eine  nach  den  Voncbriften  dea  BOB  zallange 
Regelnng*  notwendig  ist«  weil  im  Nachsatz  nur  Ton  dem  Fall  des  BeftdieM 
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sich  aber  dann  konseqneritor  Weise  zu  der  Autlassuug  bekennen, 
daß  a.  15TTi  auch  für  don  Fall,  daß  das  betr.  Aiislandrccht 
kein  prinzipielles  Ehevertragsverbot  kennt,  solche  nach  deutschem 
Recht  zulässige  Vereinbarungen  gestattet,  welche  mit  zwingenden 
Kormeo  des  Auslandrechtes  in  Widerspruch  stehen,  z.  B.  Güter- 
trennung, während  das  Auslandrecht  eine  freie  Verfügung  der 
Ehefrau  über  ibre  Parapliernen  scblecbthiD  verbietet.^)  Damit 
fällt  dann  von  selbst  die  Frage  analoger  Anwendung  des 
§  1433 II  BGB  zugunsten  deutschen  Rechtes  hinweg  (s.  oben 
S.  206  ff.}.  Dagegen  findet  §  1433 1  keine  Anwendung,  wenn 
das  Auslandrecht  ein  solches  Verweisungsverbot  nicht  selbst 
enthillt.^ 

2.  Es  entsteht  nun  die  weitere  Frage,  ob  wir  in  a.  15  Ib 
eine  Ausnahmebestimmung  zugunsten  deutschen  Hechtes  oder 
den  Ausdruck  eines  allgemeingültigen  PrinzipB  zu  erblicken 
haben  —  eine  der  bestrittensten  Fragen  aus  dem  Rechte  der 

räumlichen  Anwendung  der  Güterreclitsnormen.^)  Zunächst 
hängt  die  Beantwortung  natürlich  davon  al*.  ob  der  (b  utsclie 
Richter  von  dem  Prinzip  des  Abs.  1  abweichende  Kullisions- 
normen  eines  Auslandstaates  berücksichtigen  darf/)  Hierauf 


eines  piiuzipiellen  Ehevcrtragsvcrbotps  dtP  Rede  sein  kann  *verb.  .ein  Ehe- 
vertr&g''  im  (regensatz  zu  .er"  in  a.  —  a.  16  spricht  nicht  gegen 

ansere  Aufladung,  da  er  durch  unsere  Aaffassaug  keineswegs  entbehrUch 
wizd. 

1)  Diese  KoQseqnei»  zieht  anicheiDeDd  nur  Haaler  S.  85. 
^  a.  A  Mariolle  S.  89,  von  seiDem  Standpanlct  mit  Aecbt.  Mit  dem 
Text  übereinstimnmid,  aber  wohl  aosgebeud  vun  der  Aaffassang,  daß  fttr  den 

Vertrags  i  n  b  a  1 1  nur  das  Auslandrecbt  in  Betracht  komme:  Staudinger 
zu  a  In  N.  Bl  Abs.  2.  Wieru  szf>fcs'/:t  II  §  3      Hd,  J 

■'i  Z  Ii  :  Französische  i-jhei^attt  ti  verlegen  ihren  \\  uhiibilz  nach  D.iue- 
mark.  das  Eheverträge  nach  der  Eheächiießung  unter  königlicher  Koniiruiatiuu 
snlftfit  (Ges.  vom  7.4. 189U  Kap.  I);  erhalten  sie  nun  zu  einem  Ehevertrag 
diese  KoofiniatioD,  igt  dann  der  Vertrag  für  dm  deutschen  Richter  gültig? 

*)  Legt  man  Kollieionanomwn  einet  Analandstaatee  BinfluB  anf  das 
Oaterrecbt  bel|  so  ist  die  Krage  der  Anwendbarkeit  des  a.  15  II  Halbs.  2 
flberflflssig,  soweit  die  ausländische  Kollisionsnorm  den  GUterstand  mit  dem 
Wohnsitz  htzw  drr  Staatsangehörigkeit  wechsiln  luüt  oder  eine  unserer 
Ao.snahni<-vors(  hl  ilt  eutsprerlir  nd!;  Spezialbcstiminung  enthält;  im  übrigea 
wohl  zu  verneinen.    Vgl  ^ihitell  in  Ztsch.  VII  llü. 
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einzugehen  verbietet  sich  hier.  '  Wir  gehen  bei  unserer  Er- 
örterung lediglich  von  dem  Standpunkte  aus,  daß  für  das  eheliche 
Güterrecht  und  somit  für  die  Zul&ssiglceit  des  Eheyertrags  das 
Personalstatut  des  Ehemannes  zur  Zeit  der  Eheschliefinng 
entscheidet  (s.  oben  S.  204).  Auf  diesem  Boden  stehen  sich 
drei  Meinungen  gegenüber: 

1.  Die  einen  glauben  in  a.  16 Ih  den  Ausdruck  eines 
allgemeinen  Prinzips  erblicken  zu  müssen,  das  dem 
Gesetzgeber  vorschwebt  und  das  er  nur  deshalb  auf  den  Fall 
der  Anwendung  deutschen  Rechtes  beschrankt  habe,  weil  er  im 
Vordersatz  nur  von  diesem  Fall  ausgegangen  sei ;  so  Niemeper 
8.  145,M  Mariolle  S.  87,  88,  Neumann  zu  a.  15  N.  Va, 
Ba r a zc t ti  8.  77  (welcher  aber  verselieiitlich  nur  vom  Fall 
ausliln(lis(  heil  Wohnsitzes,  nicht  auch  vom  Wechsel  der  StaaLs- 
angitliörigkeit  spricht  i. 

2.  Andere  l»etnichteii  die  Ausnahinevursclii  iit  als  Ictii^rlirli 
im  Interesse  der  Hilligkeit  und  znjjriinsten  der  inländisclien 
Rechtsprinzipien  pfegeben-)  und  daher  als  auf  diesen  Ausnaliiiie- 
fall  zu  l>eschränken.  8o,  im  wesentlichen  übereinstimmend, 
Planck  zw  a.  15  X.  3b,  Staudinger  N.  B.  1  Abs  H, 
Wieruszou\sL  i  I).  §  3  N.  60  Zifi".  1,  Zitelmann  1  228 
N.  1,  Kahn,  Dogm.  J.  48  8.  381 

3.  Niedner  zu  a.  15  X.  V*>  endlich  lehnt  einen  Analogie- 
schluß ab,  unterscheidet  aber  zwischen  den  beiden  in  a.  15  II 
genannten  Voraussetzungen:  die  Ausnahme  für  den  Fall  des 
Wechsels  der  Staatsangehörigkeit  sei  in  erster  Linie  aus  Kück- 
sicht  auf  die  Billigkeit  im  -Interesse  der  Ehegatten  geschaffen; 
sie  entspreche  einem  allgemeinen  intemationalrechtlichen  Grund- 
satz, wonach  die  Fähigkeit  der  Eheleute  zum  Abschluß  von 
Eheverträgen  nach  deren  Personalstatut  zur  Zeit  des  Yertrsgs- 

>j  2s  temetfc r s  .^uiluug  ist  nicht  ganz  klar;  er  will  die  Auätiabuie 
des  Id  Ib  ^nwlit  ati  Kzkliitivsatz,  »ondem  ab  AuBdraek  eine*  Prinsip»* 
behandeln,  , welches  attalog  anch  In  andern  Fftllen  Anwendung  an  finden  hat', 
Terweist  aher  dann  nnf  Ntedn&r^  woran*  Planck  schließt,  dafi  er  die 
analoge  Anwendung  von  a  lö  Iii  nur  In  der  Ton  Niedmer  (a.  im  Teit 
unter  B)  gebilligten  Ausdehnung  zulassen  will. 

^)  Kt/elmantr  S  HIH:  .im  Interesse  der  inländischen  Verkehrssicher- 
heit"?   Das  trifft  nur  einen  Fall. 
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abschlnsses  zu  beurteilen  sei.  Dieser  Grundsatz  müsse  aucli 
nach  dem  £6  Anwendung  finden.  Die  Ausnahme  für  den  Fall 
des  Wohnsitzes  der  Ausländer  in  Deutschland  aber  recht- 
fertige sich  im  Interesse  nicht  der  Eheleute,  sondern  der 
inländischen  Gläubiger;  sie  sei  , offenbar''  aus  gleichen  Er- 
wägungen geschaffen  wie  die  Ausnahme  des  folgenden  a.  16, 
und  stelle  einen  Anwendungsfall  des  a.  30  dar  zugunsten  des 
Anwendungsbereiches  lediglich  des  inländischen  Rechts;  daher 
sei  sie  auf  den  Fall  gleich  gelagerter  Beziehungen  im  Ausland 
unanwendbar.  ^) 

Um  mit  der  letzteren  Ansiclit  zu  l)e<^iiinen,  so  ist  hiergegen 
vor  allein  einzuwenden,  daß,  wie  oben  S.  208  austülirlicli  dar- 
gelegt ist,  ein  Zusaianienhanp:  der  l  'lit  ^  ertragslreiiieit  mit 
persönlichen  Beziehun<ren  der  Khe^atteii,  also  auch  mit  dem 
jeweilig^en  Personalstutut,  nicht  besteht.  Warum  Billigkeits- 
erwägungen zugunsten  der  H^hepatten  nur  im  ersten  Falle  maß- 
gebend gewesen  sein  .sollten,  ist  nicht  abzusehen,  im  (tegenteil 
wii'd  es  gerade  fin-  Ausländer  im  Inlande  viel  wichtiger  sein, 
sich  dem  deutschen  Güterrecht  anpassen  zu  können,  als  dem 
Ausländer,  der  z.  6.  durch  Anstellung  im  auswärtigen  Dienst 
des  Reiches  deutsche  StaatsangehörigiEeit  erwirbt.  Vollends 
abzuweisen  ist  die  Motivierung  des  2.  Ausnahmefalles  „lediglich** 
mit  der  Rücksicht  auf  die  inländischen  Gläubiger,  und  der 
Vergleich  mit  a.  16;  denn  erstens  sind  die  inländischen 
Gläubiger  eben  durch  diesen  a.  16  schon  soweit  geschützt,  als 
es  auf  Grund  der  Nonnen  des  BGB  Überhaupt  möglich  ist, 
und  zweitens  können  ja  die  Eheleute  auf  Grund  des  a.  15  IIa 
auch  einen  nach  ihrem  Heimatrecht  zulässigen,  außerdeutscben 
Güterstand  wählen.*) 


^)  Aebnlidi  wohl  Auch  Silbtrsekmidt,  S.  104:  a.  16  Iis  werde  ala 
AnsnahiDe  .nicht  adilechtliiii*  anf  Anal&nder  im  Aasland  angewendet  werden 
können,  wiliieiid  S.  102  die  Ansnahme  fllr  den  Fall  des  Wechsels  der  Staat  s> 
an  gehör  igkeit  auf  die  iTar'sche  Theorie  (s.  obm  s.  A.  1)  snrttck» 
geführt  wird,  —  Vgl.  dagegen  auch  Schnell,  Ztsrh.  VII  11(3. 

-)  Das  ist  ja  auch  Niedners  Ansicht,  s.  oben  S.  209  N.  H.  -  Nicht 
für  d archschlagend  halte  ich  die  Bedenken  von  Planck  gegen  eine  Unter- 
scheidung der  zwei  in  Frage  kommenden  Fälle,  da  der      II,  der  eine  vuU- 
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Die  aD  erster  Stelle  genannte  Ansicht  beruft  sich  zu  ihrer 
Begründimg  auf  die  Entstehungsgeschichte:  In  der  n.  Kom- 
mission wurde  zu  dem  als  vollkommene  Kollisionsnorm  gefaßten 
Grundsatz  der  dauernden  Unterordnung  des  Güterrechts  unter 
das  ersteheliche  Personalstatut  des  Ehemanns  der  oben  8.  211 
im  Wortlaut  angeführte  Zusatz  —  also  gleichfalls  eine  voll- 
kommene Kollisionsnorm  —  beschlossen.  Die  Beschränkung 
der  Fa^isung  durch  den  Bundesrat  sei,  so  arjnimentiert  Niemeyer, 
also  nur  die  notwnulifro  Folgre  der  VerwaiuUuug  dtr  im  Vorder- 
satz aufgestellten  Kollisiunsnürm  von  einer  vollkonmieiRü  in 
eine  unvollständig  zweiseitige  gewesen;  erweitere  man  —  wie 
wir  es  ja  ancli  tun  —  den  Vordersatz  wieder  zur  vollkdiuiueuen 
Kollision.sjiiirni,  so  müsse  der  A'achsatz  koiistMuieiirir  Weist- 
nachfolgen.  Bei  dieser  Schlußfolgerung  ist  nlu  r  iilx-rsrhen.  da!) 
der  Bundesrat  den  Entwurf  II  an  dieser  iStelle  nicht  nur  einer 
Fassungsverändenmg  unterzog,  sondern  auch  in  praktisch  selir 
bedeutsamer  Weise  erweiterte.  Daß  für  diesen  Fall  dieselben 
^prinzipiellen"  jjJrwägungen  maßgebend  waren  wie  für  di 
II.  Kommission,  wird  niemand  beweisen  können  ;  damit  daß  der 
Bundesrat  nicht  nur  eine  ^redaktionelle  Veränderung''  der  Äus- 
nahmevorschrift  vornahm,  ist  der  Znsammenhang  zwischen 
seinen  Erwägungen  und  denen  der  II.  Kommission  abgeschnitten. 

Kann  man  sich  aber  zur  Auslegung  nicht  auf  die  gani 
feststehende  Absicht  des  Gesetzgebers  berufen,  so  erscheint  es 
nicht  zulässig,  eine  nach  Stellung  und  Inhalt  als  Ausnahme- 
Vorschrift  charakterisierte  Norm,  welche  zum  Teil  eine  Durch- 
brechung des  sonst  herrschenden  Personalitätsprinzips  bedentet, 
auf  Fälle  auszudelinen,  in  welchen  selbst  die  GeseUc  des 
zunächst  interessierten  Landes  vielfach  eine  solche  Ausnahme 
nicht  für  nötig  erachten.  Wenn  (his  deutsche  Recht  die  Vorteile 
seiner  Prinzipien  —  namentlich  aucli  um  die  Anpassung  an  den 
inliindiseiien  I^echtsverkehr  zu  ermitt,dichen  —  unter  Dun'ii- 
brecliung  seiner  sonstigen  internationalprivatrechtliehen  Leit- 
sätze Ausländern  zu  gute  kommen  läßt,  die  in  bestimmte  Be- 
kommene KolIisionsnoRii  gab,  nur  den  ent«i  Fall  entbielt,  fOr  die  BeifSgug 
dea  zweiten  Falles  also  sehr  wobl  durchans  abweichende  firwägungen  mftl- 
gebend  gewesen  sein  können.   Vgl.  den  folgenden  Text 
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Ziehungen  zum  Inland  treten,  so  kann  daraus  allein  noch  nicht 
geschlossen  werden,  daß  ein  an  sich  maßgebendes  fremdes  Recht 
ancb  zogansten  eines  beliebigen  dritten  Hechtes  zurücktreten 
müsse. 

B. 

Eine  Reibe  zum  Teil  komplizierter  Fragen  knüpft  sieb  an 
die  räumliche  Geltung  von  Normen,  welche  die  sonstigen 
Voraussetzungen  der  Znlässigkeit  vollwirksamer 
Ehevertrage  regeln,  so  die  Geschäftsfähigkeit,  die  Form, 
öffentliche  Yerlantbarung,  Zustimmung  Dritter  und  dergleichen. 
Zwar  gibt  gerade  hier  unser  BG  zum  Teil  vollkommene 
Kollisionsnormen,  aber  ihre  Anwendung  setzt  eine  scharfe  Ab- 
grenzung dieser  Begriffe  voraus,  welche  im  Einzelfall  sehr 
schwierig  sein  kann. 

I.  Ffir  das  Erfordernis  der  Geschäftsfähigkeit  gibt 
a.  7  EG  die  Regel,  grundsätzlich  ist  danach  das  Personalstatut 
der  Ehegattcü  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  nialjgt  bind 
(Abs.  1)  mul  zwar  auch  dann,  wenn  die  fc^hc-gattcu,  win  dies 
namentlich  bei  vorehelichen  Vertriijicn  der  Fall  sein  kann, 
verschiedenen  Staaten  angehören.  D'w  Ausnahme  des  Abs.  IT, 
wonach  die  schon  bestehende  Yolljahri<rkeit  eines  Ausländers 
durcii  Erwerb  der  Reichsangehörigkeit  nicht  verloren  geht, 
kann  besondei*s  da  von  Wichtigkeit  sein,  wo  der  Heimatstaat 
den  vom  deutschen  Recht  nicht  anerkannten  Grundsatz:  ,^Ebe 
macht  mündig"  aufstellt.*) 

Wie  verhält  sich  nun  a.  7  zu  a.  lö?  Soweit  eine  Be- 
scbranlcung  der  Geschäftsfähigkeit  eines  Ehegatten  nur  zugunsten 
des  andern  gegeben  ist,  hat  die  Frage  für  den  Ehevertrag  ja 
keine  Bedeutung.  Soweit  aber  für  Verträge  unter  Ehegatten 
besondere  Bestimmungen  bestehen,  ist  zu  unterscheiden:  Das 
nach  a.  7  zuständige  Recht  bestimmt,  wann  ein  beschränkt 
Geschäftsfähiger  der  Zustimmung  des  gesetzlichen  Vertreters 
bedarf  und  wann  eine  obervormundschaftliche  Genehmigung 
erforderlich;  das  gilt  auch  für  den  Ehevertrag.  Ebenso  findet 
dieses  Recht  Anwendung,  wenn  es  als  Wirkung  der  Ehe  die 

h  Die  Ausnahme  in  Abs.  III  hat  gemüU  der  UDteraasnahmebeBtimmniig 
in  Säte  2  für  den  £lieTertrag  keine  Bedeutung. 
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Ehefrau  für  beschränkt  geschäftsfähig  und  zo  Verträgen  nül 
dem  Mann  der  Zustimmung  eines  besonderen  Vormunds  fir 
bedürftig  erkUort. 

Dagegen  ist  es  fraglich,  welches  Recht  dajrfiber  entscheidet, 
ob  die  an  sich  geschäftsfähige  Ehefrau  zu  Verträgen  mit  dem 
Ehemann  überhaupt  oder  speziell  zu  Bäievertriigen  eines  ad  koc 
zu  bestellenden  Vormundes  bedarf.  Hasler  8.  79  erklärt 
hierfür  das  für  die  persönliclien  Bezlehunp:eii  der  Ehegatten 
maßgebende  Statut  (a.  14  EG)  für  zuständip:,  weil  eine  solche 
Vorschrift  «mit  Rücksicht  auf  die  Reinheit  des  ehelichen  Ver- 
Iiältnisscs"  erlassen  sei.  U.  E.  aber  kommt  hierfür  das  naci 
a.  15  züstandi^^'  Recht  in  Betracht,  wenn  es  sich  nin  eiru 
rein  «rüterrechtliche  also  nur  auf  Eheverträge  bezügliche  \k- 
stimiuung  handelt  IfMin  dies  ist  dann  eine  Beschränkung  der 
(Geschäftsfähigkeit  ^in  bezug  auf  den  Güterstand*,  die  sich  im 
(Je<rensatz  zur  Beschränkung  der  Greschäftsfähigkeit  „infolgt 
der  Ehe*  nach  Grundsätzen  des  maßgebenden  Güterrechts 
richtet.^)  Ist  dies  aber  nicht  der  Fall,  dann  liegt  eben  wieder 
eine  —  wenn  auch  nur  partielle  —  Beschränkung  der  Geschäfts- 
fähigkeit vor,  die  nach  a.  7  zu  beurteilen  ist.  Ueherhaopt 
keine  auf  die  Geschäftsfähigkeit  bezügliche  Norm  ist  es,  wenn 
ein  Güterrecht,  wie  z.  B.  BGB  §§  1437,  1506,  den  AbscUiiB 
durch  gesetzliche  Vertreter  verbietet  oder  schlechthin  persön- 
lichen AbschluB  erfordert;  es  handelt  sich  hier  auch  nicht  etwa 
um  eine  Formvorschrift,^)  sondern  um  eine  nach  a.  15  zs  be- 
urteilende materielle  Beschränkung  der  Ehevertragsfretbeit. 
Dasselbe  ist  anzunehmen  von  Bestimmungen,  welche  die  Fähig- 
keit zur  Absclilieljiini^^  eines  Ehevertra<rs  von  der  Zustimmung 
Dritter  abhängig  machen,  z.  1>.  der  Kinder  aus  ei"ster  Ehe  des 
pareus  biuibtis;^)  möglich  ist  hier  al)er  auch,  daß  die  Zu- 
ziehun»?  Dritter  ihre  iirsprünmliclie  I'edeutnnir  verloren  und  ddi 
Charakter  eim  s  Solennitätszeugiiisbes  angeuomumn  hat,  so  dali 
a.  11  Platz  greiit. 

Vgl.  a.  20O  EO  und  Niedner  xn     15  N.  4b.  Siaudinger  5.  £> 
Plunek  N.  2a. 

^  Ziielmann  II  1.  S.  156.  Ntemeyer  8.  113. 
*)  Vgl.  Schweixer  Entwurf  a.  115  II. 
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TT.  Nach  a.  11  bestimmt  das  für  den  Inhalt  des  £hevertrag8 
maßgebende  Recht  auch  die  Form,  wahlweise  kommt  daneben 
die  lex  loci  ackts  in  Betracht.  In  der  II.  Eommission 
^Prot.  VI  S.  60,  73,  80  ff.)  war  der  Gedanke  geäußert  worden, 
es  könnte  §  1434  zn  der  Auffassung  fähren,  daß  eine  geringere 
Formerfordemisse  anfstellende  lex  lad  actus  fOr  dentschrecht- 
liehe  Eheyertrige  als  gegen  den  Zweck  eines  deutschen  Gesetzes 
verstoßend  (a.  30  EG)  nicht  zur  Anwendung  kommen  dürfe. 
Die  Aufnahme  einer  dem  vorbeugenden  Spezialvorschrift  wurde 
anfänglich  abgelehnt,  „da  der  Schluß  aus  der  erschwerten  Form  ' 
der  Elievertriige  auf  dt^n  zwinfrenden  Charakter  dieser  Vor- 
schrift fd.  h.  natürlich  .zwingend"  anch  gegenüber  dem  Aus- 
landrt'clit)  ktiu  notwendiger  sei";  später  wurde  dann  doch  ein 
ausdrücklicher  Znsatz  aiigerioinmen,';  der  aber  vom  Bundesrat 
wieder  fallen  gelassen  wurde;  ob  aus  (iründen  der  Selbst- 
verständlichkeit, ist  nicht  sieber  festzustellen,  dürfte  aber  w  ohl 
anzunehmen  sein.  Jedenfalls  ist  das  Gegenteil  im  (iesetz  nicht 
ausgesprochen,  und  saclilicli  ist  den  Protokollen  durchaus  bei- 
zustimmen: denn  jede  deutsche  Formvorschrift  verfolgt  be- 
stimmte Zwecke,  die  meisten  davon  auch  den  Zweck  des 
Schutzes  unerfahrener  Kontrahenten  und  einer  gewissen  Publi- 
zität Wollte  man  deshalb  eine  jede  mindere  ErfordemiBse 
aufstellende  Formvorschrift  der  lex  loci  actus  als  gegen  den 
Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  verstoßend  betrachten,  so  hätte 
a.  11 12  EG  wenig  Wert.*) 

Was  zu  den  Formvoraussetznngen  des  Ehevertrags  gehört, 
ist  für  das  deutsche  Recht  ja  wohl  zweifellos  festzustellen, 

^)  ,Bin  Dentacher  kian  einen  Bbevertrag  im  Ausland  ancb  in  der  Form 
BchlieUen,  welche  dem  am  Ort  der  Vertragschtießang  gelt^den  Gesetze 
eDtapricht " 

Für  die  Liiaiiwemlliaikcit  des  a  1112  EG  auf  den  Ehevertraff: 
Barasetti  S.  77  N.  26.  S 1 1 /><- ,  schm  idt ,  Ztsoh  III  I.W,  VIII  104.  Der 
Ansicht  des  Textes:  Planck  zu  a.  15  2  Abs.  1.  ^taudinger  !N.  B  a.  E. 
Xiedner  N.  4a  (der  die  Anvendang  von  a.  30  auf  a.  11  durch  Abe.  II 
des  a.  11  und  a.  18  III  ersdiOpfend  geregelt  sidit,  au  a.  11  N.  7).  Wierus- 
mow9ki  II  9  8  N.  60  Ziff.  3.  Niemeyer  S.  147.  Vgl.  auch  ZUelmann 
Ii  151:  ^Wenn  solche  Ausnahmen  nicht  besonders  angeordnet  sind,  muß  die 
Regel  (htc.  reff.  acL)  vollständig  gelten^. 
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wird  aber  bei  Auslandrechten  oft  scliwer  zu  cnt^scheiden  sein.'> 
Daß  die  Eintragung  ins  liüterrechtsre^ister  kein  ^^onnerfordtrois 
für  den  Klievertragr  ist,  wurde  schon  fnilier  betont,  und  ergibt 
sich  für  da^  iuturnationale  Privatri-L-iit  aus»  der  Sondervorsclirift 
des  u.  16.  Wo  im  Ausland  ähnliche  Einrichtnnpeii  besttlitii. 
gilt  von  ihnen  dasselbe.^)  Der  Begriff  der  .Kunii"  ist  über- 
haupt strikte  zu  interpretieren  {Niemeyer  8.  112i;  Form  ist 
eben  nur  diejenige  Art  and  Weise,  in  der  die  Erklärung  der 
Parteien  abgegeben  werden  mufi.  Diese  Erklärung  maß 
möglicherweise  an  Amtspersonen  abgegeben  und  von  diesen 
protokolliert  werden,  sie  muß  vielleicbt  an  die  Oeffentlictikeit 
erfolgen,  wozn  die  Parteien  sich  dann  besonderer  Organe  za 
bedienen  haben.  Sobald  aber  die  Amtspersonen  nach  ihrem 
Ermessen  die  Protokollierung  verweigern  und  so  den  Eintritt 
des  gewünschten  Rechtserfolges  verhindern  können,  ist  nicht 
mehr  eine  Form  der  Erklärung  in  Frsge;  so  ist  z.  B.  die  in 
Dänemark  erforderliche  „Konfirmation^*  durch  den  Landeshemi 
keine  Form.  Ebenso  ist  es  mit  Zeugen,  die  ein  Becht  zur 
Verweigerang  der  Hitwirkung  haben  und  dadurch  die  Wirk- 
samkeit des  Vertrages  hindern  können.  —  Auf  Einzelheiten 
einzugehen,  müssen  wir  uns  hier  leider  versagen,  da  es  sich 
um  grundlegende  Fragen,  nidit  um  Speziallragen  des  Ehe- 
vertragsrechtes  haiith  lt. 

TU.  Die  räniiiliehe  (ielfun?  unseres  güterrechtlichen 
Y  e  r  1  ii  lj  1  i  e  Ii  k  c  i  t  s  s  c  h  u  t  z  e  s  ist  durch  die  einseitige  Koliisiuns- 
norm  des  a.  16  besonders  geregelt.^)  Voraussetzung:  der  An- 
wpuduiiii  des  deutschen  Verläßlichkeitsschutzes  aul  i^hevertrage 
ausländischen  liccbtes'*)  ist  darnach,  daü  Ehegatten,  iüi'  die  nack 

>)  Vgl.  V.  Bar  I  349.  Niemeyer  S.  Hilf.  Ziieimann  II  153lf. 

Mot.  I  IST  Abs  1 

~f  .^ulcht:  lit  stt  lit  ii  iKii  Ii  Lo  ske- Loc  icen I  vlil  iV  24il  in  den  Nieder- 
landen. Zwcift'Umfier  scheint  nur  die  Frage  bei  der  dünisch- »orwegischeu 
„dingläsuug" ;  vgl.  Leske-LoetceMfeld  II  8008.,  IV  443. 

^  Der  uns  allein  interessierende  AbsatE  I  findet  sich  inhaltlich  acbon 
in  £.  1.  §  12. 

Für  die  unter  deiitschein  TJ»  rht  stehenden  Eheverträge  (?ilt  5}  1436 
ja  ohiit  nih  Icsi' ht  auf  Wohnsitz  im  Ausland  is.  oben  .S.  H42  N  «6i:  Sfau- 
iiiiHjer  zu  a  K,  N  2  Xiedner  K.  2.  Wieruszotoski  II  tä-  37  N.  61. 
—  a.  A.  Mat  iulle     lüö  a.  E. 
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n    In  II  ausländisches  (jütcrrecht  luaßgobt-'ud  ist,  ihren  Wolin- 
vsitz    im  Inland  haben.     Die  Voraussetzung  des  inländisclien 
Wohnsitzes  muß  für  beide  Ehegratten  f^egeben  sein.')  Der  bloße 
Aufenthalt  im  Inland  genügt  gegenüber  dem  klaren  Wortlaut 
des  Gesetzes  nicht.^)   Ist  die  Voraussetzung  gegeben,  so  ist  die 
Wirksamkeit  eines  Ehevertrags  —  mag  vr  vor  Eintritt  dieser 
Voraussetzungen  oder  während  ihres  Bestehens  geschlossen  sein 
—  durcli  die  Vorschriften  des  g  1435  beschränkt,  und  zwar 
eveottiell   auch  gegenüber  dem  bis  zum  Ehevertragsschluß 
geltenden  ausländischen  Güterstand,  sofern  dieser  nämlich  ins 
G.-R.-R.  eingetragen  ist  Die  durch  a.  16  für  Dritte  gewährte 
Vergünstigung  kommt  selbstverständlich  sowohl  in-  als  aus- 
ländischen Dritten  zu  gute,  beschränkt  sich  aber  ebenso  selbst- 
verständlich auf  solche  Dritte,  welche  während  des  Bestehens 
des  inländischen  Wohnsitzes  der  Ehegatten  in  ein  Rechtsgeschäft 
bezw.  einen  Rechtsstreit  mit  einem  Khegatten  eingetreten  sind/*) 
Wiircii  aher  für  den  Drittt  n  im  kritisclien  MoitK-nt  (VdriKihiiie 
d*'s  li«'chtss"eschäftes  hc  zw .  ICintritt  der  Kiclitshängigkeitj  die 
\'«uauss(*tzim;jreFi    des    Verläl.Uiclikcitsscliutzes    in   privat-  und 
I»rivatirit('riiatiöiialrechtlich(M'   Hinsicht  ^t'tz-("l)('ii,  so  kann  ihm 
das  liccht  (irr  i)('rut'ung  auf      14Hn  durch  N'erlegung  des  ^be- 
domizils  ins  Ausland  nicht  mehr  genommen  werden. 

Bestritten  ist,  ob  a.  16  auf  den  Fall  auszudehnen  ist,  daß 
die  unter  ausländischem  (iüterrecht  lebenden  Ehegatten  ihren 
Wohnsitz  in  einem  dritten  Staate  liahen,  dessen  Kecbt  ähnliche 
S(  hntznormen  kennt  wie  BGB  UHn.  Vorauszuschicken  ist, 
(hiß  wo  die  Schutznorm  in  Gestalt  einer  Formvorschrift,  deren 
Nichtbeachtung  nur  Unwirksamkeit  gegen  Dritte  zur  Folge 
hat,  auftritt,  das  nach  a.  11  zuständige  Recht  entscheidend  ist; 
wenn  das  für  den  Güterstand  maßgebende  Becht  und  die  lean 
loci  actus  auseinanderfallen,  so  hat  die  Formlosigkeit  des  Ehe- 
vertrags, falls  auch  nur  eines  der  beiden  Rechte  die  Form- 
verletzung nicht  mit  Nichtigkeit,  sondern  nur  mit  nach  außen 

M  vgl.  aber  oben  v^.  2()H. 

-   M'feruszofrsL-i  II  ö.  38  N.  64  cum  cit,  gegen  ßarazetti  6.  «2, 

der  Bich  auf  a.  H<>  stutzt 

Wieruszotcski  11  3*1.  Kahn  ij,  372. 
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beschränkter  Wirksamkeit  ahndet,  nur  die  von  dem  materiell 

milderen  Recht  vorgeschriebene  Folge.*)  Wo  es  sich  ab«' 
wiiklicli  wie  in  §  1435  um  eine  materielle  Ikschrünkiin;:  der 
Vertra^^sfreiheit  zugnnsten  Dritter  handelt,  da  kann  nur  <Vjß. 
für  die  Zuliissigkeit  des  Ehevertrags  prinzipiell  maßgebtutle 
Statut  in  Betracht  koniiuen.  Denn  es  gelit  nicht  an.  mit 
NpKfuanH  izu  a.  16  \  ans  a.  16  ein  allgemeines  Prinzip 
abzuleiten,  daß  die  im  Interesse  der  Verkehrssicherheit  am 
Wohnsitz  geltenden  Normen  dem  sonst  maßgebenden  Güterrecht 
vorgehen.''*)  Dagegen  spricht  schon  der  Umstand,  daß  schon 
vor  der  Tievision  durch  den  Bundesrat  an  dieser  Stelle  nnr 
eine  einseitige Kollisionsnorm  stand;  der  beste  Bewt  is,  daß  die 
Ausnahme  nur  zugunsten  der  inländischen  Verkehi-ssicherheit 
gegeben  wurde.  Gerade  die  vorhin  festgestellte  Tatsache,  daß 
ein  durch  Forrovorschrift  gewährter  Schutz  —  und  dies  ist 
weitaus  die  vorherrschende  Gestaltung  der  Schutzidee  —  der 
Regel  des  a.  11  unterstellt  ist,  läßt  es  als  rein  zufällig  er- 
scheinen, Gläubiger  im  Ausland  wohnender  Ehegatten  ma 
dritten  Staates  dann  zu  bevorzugen,  wenn  dieser  Staat  für  die 
Sicherheit  seines  Inlandverkehres  materielle  Schranken  der 
Ehevertragsfreiheit  aufrichtet.*)  Es  scheint  uns  auch  nicht 
zuliLs.si{4^,  es,  wie  Wierussowski  II  88  Note  64  will,^)  darauf 
ankommen  zu  lassen,  ob  der  uiislandiselie  Wohnsitzstaat  nicht 
nur  eine  dem  sj  1480,  sondern  auch  eine  dem  a.  16  entsprei  hcnd» 
Norm  aufstellt,  eine  derartipre  Berücksiehiif^ning  spezieller 
Kolli.sioiisiiurmen  des  Auslandes  ist  nicht  angängig. 

Dit'  Zi  rsttirung  des  durch  a.  Ki  gewährten  Verläßlichkf iL>- 
schutzes  kann  durch  die  l"]lie^^atten  in  derselhen  Weise  herbei- 
geführt werden,  wie  im  Falle  unmittelbarer  Anwendung  deü 

^)  Vgl.  Ziielmann  II  160  unter  2a  und  b. 
Aehnlich  BaraMetti  S.  88. 

»)  Uebercinstimmend:  Planck  zu  a.  16  N.  1.  Niedner  N.  2.  Stak- 
flivfjer  N.III.  Kiemcifrr  S  150.  Mar  iolle  )i.  Hiö.  Silber. •oJniti'^' 
iS.  l".',  ff  Oh  CS  sif  li  ;itn  r  w  irklirh.  wif  die  meisten  annehmen,  nur  um 
einen  Anwtütluügslall  lits  a.  liandrlt  srhtiüt  uns  nicht  zweifellos:  jeden- 
fallü  ist  eine  über  a.  16  liiuauägeheudc  AnwcuUuug  des  a.  ÖO  durch  a.  1*) 
BelbBt  aiugeflcUoHen. 

*)  Kahn  S.  369  IftBt  fOr  den  unuAtluendeD  Fall  die  Frage  offen. 
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g  1435.  Soweit  der  Oüterstand  darcli  Bezognahmts  auf  ein 
ausländisches  Gesetz  geregelt  ist,  muß  man  wohl  annehmen, 
daß  die  genaue  Bezeichnung  des  Gfiterstandes  nnd  des  be- 
treffenden Gesetzes  im  G.-B.-R.  genügt;^)  nur  unsere  Vor- 
schriften Aber  Eintragung  von  Vorbehaltsgut  lassen  sich  vielleicht 
entsprechend  anwenden. 


So  auch  Planck  ra  a.  16  N.  3  Abs.  2. 


Rechtliche  Stellung  der  unehelichen  Kinder  nach 
rusaischem  und  italienischem  Recht 

Von  B^cbtsanwalt  Br.  A«  BvombeKg;  in  Hunbnig. 

Die  Kaiserliche  Kommission  für  den  Entwurf  eines  netten 
Bürgerlichen  Gesetzbuches  in  St.  Petersburg  hatte  das  „  Projekt 
des  Familienrechts^  schon  im  Jahre  1902  fertiggestellt  und 
publiziert.  .  Indes  erforderte  das  geltende  Recht  betreffs  der 
rechtlichen  Stellung  der  unehelichen  Kinder  so  gebieterisch 
eine  Reform,  dai3  von  der  Fertigstellung  und  Einfühnmj^  des 
geplanten  iicutii  Bürgeilirlu  n  (iesetzbuclies  eine  voraussichtlich 
n>ir  provisorische  Aiii(i<  riuig  dieser  Materie  nicht  abhängig 
•rcTiiacht  wurden  ist.  Kiiif  Revision  derselben  erfolgte  daher 
s(  iioii  früher  und  erhielt  durch  Promulgation  vom  3.  i\.  0*J 
( I  i'>(  tzeskraft.  l>it*  neuen  Bestininiungen.  w  eh  he  in  den 
Haimien  des  bisher  irellendeu  bUrgti'liclteii  Kerlitcs  (Rand  X 
1.  Teil)  aufgenommen  worden  sind,  ruhen  auf  moderner  (iruud- 
la LTO.  sie  bilden  trotz  aller  Lücken  und  Mängel  einen  Fort- 
scliritt  und  m  hli*'ljen  sich  in  einigen  wesentlichen  Beziehungen 
den  rechtlichen  Gesichtspunkten  unseres  deutseben  Büngerlicben 
Gesetzbuches  an. 

Das  italienische  Recht  steht  i)rinzipiell,  wenn  auch  mit 
einigen  Abweichungen,  auf  dem  Boden  des  französischen  Rechts, 
verbietet  also  die  Ermittelung  der  Vaterschaft.  Allein  seit 
Einführung  des  jetzt  herrschenden  cod.  civile  in  Italien,  d.  i. 
dem  1.  1.  1866  haben  die  in  Wissenschaft  und  Praxis  ge- 
sammelten Erfahrungen  auf  diesem  Gebiete  eine  Tendenz  ge- 
zeitigt, welche  die  Aufhebung  jenes  Verbots  verlangt,  und  eine 
Reform  anstreben,  die  den  endlichen  Sieg  über  das  Verbot  der 
Ermittelung  innerhalb  gewisser  Grenzen  nicht  zweifelhaft 
4>rscheineu  läüt.    Freilich  sind  bis  jetzt  alle  einschlügigen 


Digitized  by  Google 


Keditl.  Stellung  d.  unebel.  Kinder  nach  nue.  n.  itolien.  Recht.  225 


ministeriellen  nnd  parlamentarischen  Gesetzentwürfe  ad  acta 
gelegt  worden.  -  Das  Gesetz  yom  1. 1.  1866  steht  daher  heute 
wie  vor  46  Jahren  in  Kraft  und  Gültigkeit. 

In  dem  russischen  Gesetz  vom  3. 6. 02  und  dem  italienischen 
codice  civUe  treten  die  beiden  einander  entgegenstehenden 
Grundsätze  |,der  Zulassung  der  Vaterschaftsklage  bezw.  des 
Verbots  der  Ermittelung  der  Vaterschaft**  einander  derg:eätalt 
gegenüber,  daß  eine  Zusammenstellunfr  resp.  Vergleichung  jener 
Bestiiuinuiigi  n  insbesondere  unter  Berücksichtignng  des  Deutschen 
BGB  die  Richti^^kcit  des  in  1<  i/U  rem  eingenommenen  prinzipiLllt  n 
StainliMuiktes  klar  ereribt.  Dem  H(j1>  aber  nähert  sich  das 
nviditrte  russische  (ieseU,  das  mithin  einen  Fortschritt  in 
dieser  Materie  gegenüber  dem  italienischen  codice  civile  bedeutet. 

*  « 

In  dem  bis  zum  3.  6.  02  in  Bufiland  geltenden  bürgerlichen 
Recht  tragt  freilich  der  zweite  Abschnitt  des  ersten  TeUes 
des  X.  Buches  die  Ueberschrift:  „Von  den  unehelichen  Kindern**. 
Abgesehen  aber  von  einer  Begritfsdefinition  und  einigen  Normen 
über  Legitimation  unehelicher  Kinder  enthält  dieser  Abschnitt 
nur  eine  generelle  Bestimmung  §  136: 

4 'Heheliche  Kinder  haben,  sollten  sie  auch  von  denen,  die 
sich  ihre  Eltern  nennen,  erzogen  sein,  kein  Recht  auf  den 
Familiennamen  des  Vaters  und  nacli  dessen  oder  ihrer  Mutter 
Tode  auf  das  gesetzliche  Erbrecht  in  das  Vermögen." 

Der  possesso  di  staf(j  sollt»'  also  ilkgitiinen  Kindern  kein 
R^'cht  auf  den  Familieiiiianien  des  Vaters,  noch  ein  Erbrecht 
K^'trt'UÜbLT  den  Eltuni  «icwiilirrn.  Dit*  unelieliche  INIiitter  bezw. 
deren  Kind  waren  rechtlos,  falls  ( istere  nicht  den  iSchutz  des 
jetzt  aufgehobenen  §  994  StGB  anrief.^) 

>j  §  994  8tOB  lautet:  Bei  gesetswidrigwiii  »nf  wechaelseitiger  Ueber- 
riinHwimnng  ImroheDdaa  Ziuanuiieoleb«i  eines  UBTwehelichtcii  mit  einer 
Ogfweheüchten  nnterliegen  die  Schaldi^cn,  wenn  Christen,  der  Kirdienbafle 

gemäß  Anordnnng  ihrer  geisthchen  Obrigkeit.  Aber  wenn  infolge  eines 
solchen  lasterhaften  Lebenswandels  ein  Kind  geboren  wflrdc  dann  ist  der 
Vatir  vi-rptlicbtet.  seinen  Verhältnissen  gemäß  in  angeiaeasener  Weise  für 
Jas  Kind  und  die  Mutter  zu  sorgen. 
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Das  Strafgesetz  ließ  dem  Gericht  volle  Beweisfreibett  b»* 
zfiglich  der  Yateracbaft,  hatte  auch  die  an  sieb  vorgeselien^n 
AlimentationsansprUche  ^nach  B^na,  Ende  und  Maß-  voll- 
ständig iin!<estiiiirnt  gelassen,  indem  alles  der  richterliclKO 
Feststelhinfr  .'uiheimgestellt  wurde. 

Vom  Art.  994  Mich  infnlge  Aufhebung  l^ü  ües  bürger- 
lichen Keclits  und  Kintiiliruiig  der  neuen  Bestimmungen  über 
die  Aliraentationsklagen  (ZPO)  nur  die  Kirdienbuße  übrig, 
wegen  unerlaubten  Beischlais  einer  Unverehelichten  mit  eioeo 
Unverehelichten,  die  nach  §  1002  StPO  vor  das  geistlicbe 
Gericht  gehört,  da  Vergehen  und  Delikte,  die  einer  Kirch«- 
büße  unterliegen,  zur  Kompetenz  der  geistlichen  Gerichte  gebörea. 

Anrh  das  neue  Gesetz  vom  3.  (>.  02  enthält  keine  Beweis- 
rop:('ln.  steht  also  imdi  iliiscr  Uichtung  auf  denselben  Stand- 
punkt, wie  das  Strafgesetz  994.  Durch  das  nenr-  Osetz 
scheidet  aber  die  Fürsorge  usw.  für  das  ilk'^'itiiiic  Kind  aa* 
dem  Strafrecht  aus  und  geht  auf  das  bürgerliclu'  YU-vht  über. 

Während  §  1591  BCiB  die  Voraussetzungen  dir  Ehelichkeit 
definiert,  erklärt  das  neue  russische  Gesetz  im  §  1^  Ür 
anehelich  solche  Kinder,  die  geboren  worden  sind: 

1.  von  einer  Unverheirateten, 

2.  im  Ebebrncb, 

3.  nach  dem  Tode  des  Mannes  der  Mutter  oder  nach  Auf- 
lösung der  Ehe  durch  Scheidung  oder  Ungültigkeitserklärung 
ib  r  Ehe.  wenn  seit  dem  Todestage  des  Mannes  der  Mntttr 
odi  r  der  Aiitlitsiiiig  der  Ehe  oder  der  rngültigkeitserkhiniüg 
derselben  bi>  zur  (ieburt  des  Kindes  mehr  als  30ö  Tage  ver- 
flossen sind  lo2). 

An  anderer  Stelle  134)  werden  auch  die  im  Falle  der 
Scheidung  wegen  Impotenz  in  der  betreffenden  Ehe  geborenes 
Kinder  für  illegitim  erklärt,  während  im  Ehebruch  der  Mutter 
erzeugte  Kinder  als  gesetzlicb  gelten,  wenn  dmn  Gebort  m 
der  Scheidung  dem  Manne  nicht  unbekannt  war  und  mns^ 
Beweismittel  nicht  vorliegen. 

Diese  und  die  folgenden  Einzelbestlmmiinfren  über  uneheliche 
Kinder  beziehen  sich,  nach  den  ru.ssischeii  Kommentatoren  aof 
die  „gesamte"  Bevölkerung  iiußlands. 
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Dor  Mutter  des  außerehelichen  Kindes  steht  die  elterliche 
(lewalt  über  (UisscIIh'  (ver?rl.  d!»p:fsrf'n  4;  1707  und  §  1778 
Abs.  1\C,V>).  Das  anticrplK-lichf  Kind  erhält  üls  Namen  den 
Taufnuiian  des  Vaters  nnd  falls  sich  aus  dem  (iehurtsattest  der 
TanfDame  des  Taten  nicht  ergibt,  den  des  Taufzeugen  (§  132). 
Es  kann  indes  auch  den  Familiennamen  der  Matter  mit  deren 
und  ihres  Täters  Konsens  erhalten,  falls  der  Großvater  des 
Kindes  (mütterlicherseits)  noch  am  Leben  ist.  Nadi  d^  Inter- 
pretation dieser  Torschrift  bedarf  es  aber  einer  Znstitiunung: 
des  Vaters  auch  bei  dessen  Lebzeiten  nicht,  im  Falle  fort- 
f?esf't;^fer  (Jeistesstörung  nder  dfuiernder  Abwesenheit  desselben 
(vergl.  i;  liOti  1>(JB).  Nach  (icsften  (Prawo)  wird  es  nach 
dem  hciitip'en  Kulttirziistand  des  russischen  Volkes  schwerlieh 
häufig  luuglich  sein,  den  väterlichen  Konsens  zur  Uebertragung 
des  FamOiennamens  zn  erlangen. 

Der  Tater  haftet  erst  in  zweiter  Linie  nnd  zwar  bis  zur 
ToUJäbrigkeit  des  auBerehelichen  Kindes  für  Alimente,  die 
nach  den  Terhältnissen  der  Mutter  zu  berechnen  sind;  wegen 
verfallener  Alimente  nur  ein  Jahr  seit  der  Verauslagung.  Der 
Vater  haftet  hier  also  im  (Jegensatz  zum  BCB  nur  subsidiär, 
nach  der  Mutter  und  eventuell  dem  Kinde.  Demnacli  ist  der 
Vater  dann  von  jeder  Verbindlichkeit  befreit,  wenn  Stellung 
und  Mittel  der  Mutter  bezw.  des  Kindes  genügen,  dasselbe  dem 
mütterlichen  Stande  gemäli  zu  erzielien. 

Alimente  können  sich  freilich  nach  Sachlage  (s.  §  132VIII> 
erhöhen  oder  vermindern.  Aber  Aendemngen  im  Leben  der 
Mütter  kommen  schwerlich  in  Betracht,  da  die  Alimentation 
sich  nach  der  Zeit  des  Konkubinats  und  der  Gebort  des  Kindes 
richten  soll. 

Die  in  Betracht  kommenden  Aendenmgen  sind  im  wesentlichen : 
„Verbesserung  der  Vermögensverliältnisse  des  Vaters,  das 

zunehmende    Alter   des    Kindes,    Krankheit  resp.  (Jenesiinfj; 

desvselben,  Verlust  der  Arbeit  für  die  Mutter  und  Minderung 

ihres  Vermögens." 

Anch  fällt  die  Alimentationspflicht  (nach  132  V)  vor  der 

ToU)fthrifirkeit  (21.  Lebensjahr)  fort,  im  Falle  des  Eheabschlnsses 

der  illegitimen  Tochter  oder  falls  das  Kind  dnich  eigene  Arbeit 
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sich  crnäliren  kann.  Da|;e{2fen  entjätelit  (narh  g  132  VI)  eine 
Veri'fliclitujig  dis  außerehelichen  Vaters  auch  für  die  Matter 
des  Kindes  zu  sorgen,  falls  dieses  infolge  der  mötterUcben 
Wartung  und  Pflege  seine  Mutter  behindert,  sich  seihst  den 
Lehensunterbait  za  gewinnen.  Sobald  also  die  Matter  durch 
die  Pflege  des  Kindes  völlig  in  Anspruch  genonunen  wird,  so 
daß  sie  sich  ihren  Unterhalt  nicht  verdienen  kann,  mufi  der 
Vater  für  die  außereheliche  Mutter  sorgen;  alsdann  kommeo 
aber  andere  rmstände  nicht  in  Betraclit,  rnitliin  weder  die 
Verniit^rciisverhältnissi'  dir  Mutter  noch  die  des  K'iiidcs. 

\'ater  liegt  tViiuT  die  Verptlit  litnn^  ob.  der  Mutter 
die  nutweudigen  Auslagen  tür  die  Entttinduiig  zu  zahlen,  inutj 
derselben  auch  pränumerando  bis  zur  Wiedei^enesung  das  Er 
forderliche  bestreiten,  indes  haftet  derselbe  immer  nur  «subsidiär' 
dann,  wenn  die  Mutter  nachweislich  solche  Auslagen  nicht 
selbst  bestreiten  kann. 

Eine  Anerkeniniii?4  im  Sinne  des  i;  1718  BGB  kennt  das 
russische  (jJesetz  nicht.  Die  Adoption  eigener  illegitimer 
Kinder  ersetzt  aber  oinijrormaßen  das  nianfrelnde  Institot 
der  Ant'rkennnnfi  der  fit,^ciu-ii  unehelichen  Kinder. 

Zaiilunti  einer  Ablindungssuuinie  zwecks  Befreiung  v«'ii  'irr 
Aliinentationspllicht  ist  zwar  zulässig,  doch  wird  wegen  dti 
hierin  liegenden  Anerkennung  der  Vat^^rschaft,  die  bei  außer- 
ehelichen Kindern  als  Ausnahme  in  den  privilegierten  Klassen 
Bnfilands  anzusehen  ist«  von  dieser  Eventualität  in  der  Praxis 
höchst  selten  Gebranch  gemacht. 

Dem  illegitimen  Vater,  der  das  Kind  ernährt,  sind  dagegen 
weitergehende  Rechte  als  in  unserm  BGB  eingeräumt.  Er  hat 
ein  Aufsichtsrecht  boziip:lieh  der  Verwendnnfx  der  ünterhalts- 
gelder  nnd  ein  Bestinminnjxsrecht  bezüglieli  der  Erziehung  des 
Kindis;  ja  es  steht  ihm  sogar  jedem  Dritten  gegenüber  ein 
Vorzugsrecht  zu,  Vormund  seines  minderjälirigen  Kinder  zu 
werden.  Dabei  ist  es  rechtlich  gleichgültig,  ob  der  illegitiiue 
Vater  freiwillig  oder  infolge  Urteils  Alimente  zahlt;  er  behält 
dann  also  in  jedem  Falle  das  Aufsichtsrecht  betrelFs  der 
Alimente  und  Erziehung.  Bei  Meinungsverschiedenheiten  zwisdieii 
Vater  resp.  Mutter  und  Vormund  entscheidet  die  Vormmid- 
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scliaftsbehörde,  so  tlaß  der  mala  fides  des  Vaters  entgegen- 
getreten werden  kann.  Diese  Befugnisse  mögen  ihre  bedenk- 
liche Seite  haben,  tragen  aber  andererseits  ersichtlich  zur  Hei^ 
steUung  familiärer  Beziehungen  zwischen  dem  Vater  und  seinem 
illegitimen  Kinde  bei 

Diese  Befugnisse  kommen  in  W^all  bei  Zahlung  einer 
einraaligen  Abfindungssumme. 

Wie  nach  dem  B(iP*  dem  außerehelichen  Kinde  ein  Erb- 
recht dem  Vater  gegenüber  versatrt  ist,  so  stellt  auch  da^  neue 
russisdie  <iesetz  im  §  132X11  nur  ein  Erbrecht  des  illegitiiueu 
Kiudes  nach  der  Mutter  auf,  welches  Recht  allererst  durch 
dieses  Gesetz  in  Rußland  eingeführt  wird.  Die  erbrechtlichen 
Einzelbestimmungen  des  §  132  XII— XIY  ermangeln  des 
Interesses  fflr  das  Ausland;  hervorzuheben  ist  nur  die  spezifisch 
rassische  Bestimmung,  daß  eine  Mutter,  die  keine  legitimen 
Söhne,  aber  eheliclie  Töchter  hat,  von  letzteren  und  ihren 
illegitimen  Kindern  gleichmäßig  beerbt  wird.  Von  besonderem 
Interesse  ist  noch  die  Bestimmung  (  Art.  1*12  XV),  daß  hei 
Geltendinachimjr  von  Unterhaltskosten,  Erb-  oder  anderen 
Rechten,  falls  die  Mutter  nicht  im  Geburtisattest  benannt  ist 
oder  mangels  Ueburtsattestes  „nur  von  der  Mutter  selbst"  her- 
rUlirende  schriftliche  Bescheinigungen  derselben  angenommen 
werden.  Bei  dem  in  Rußland  herrschenden  Analphabetismus 
bietet  diese  Bestimmung  den  schlimmsten  Ünzntrftglichkeiten 
einen  nur  zu  weiten  Spielraum. 

Die  Bestimmungen  über  Standesrechte  illegitimer  Kinder, 
über  uneheliche  Abkömmlinge  von  Kosakenwitwen,  Frauen  und 
Mädchen  in  den  Kosakenknrps  des  östlichen  Siliiriens  können 
hier  füglich  uneri^rt^Tt  bleiben.  Dagegen  erscheint  von  be- 
sonderer  Erheblichkeit  der  Hinweis,  daß  die  Verplliclitmip  des 
Vaters  zur  Alimentation  eine  rein  pei^önliche,  also  nicht  ver- 
erb liehe  ist.  Das  Gesetz  selbst  spricht  freilich  nicht  über  den 
Charakter  dies»  Verpflichtung;  derselben  ist  aber  durch  eine 
konstante  Rechtsprechung,  auch  des  regierenden  Senats,  dieser 
Charakter  beigelegt  worden. 

Das  Gesetz  stellt  keine  Nonnen  auf  für  incestuosi^  kennt  auch 
kein  £hebindemis  im  Sinne  des  §  1310  Abs.  II  und  III  unseres  BGB. 
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Ebie  Reihe  neuer  Bestimmiugen  aT>er  Kinder  ans  ,imwirk- 
stunen",  d.  b.  ungültig  oder  nichtig  erklärten  Ehen  enthalteD 
die  §§  131  1--6. 

Nach  dem  bisher  geltenden  Kcdit  konnte  nach  Sachla^ 
für  die  aus  ungültig  erklärten  Ehen  her\'orgegant:  -ii  n  Kinder 
die  Erhaltung  der  Rechte  ehelicher  gerichtsseitiir  der  .Er- 
wägung (k'i'  Kaiserliclip?!  Majestät"  unterbreitet  werden,  [»ie«*- 
Restimmuii^^  ist  (iurcli  l.'H  I  ersetzt  worden,  denigeniali  Kiriiin 
aus  einer  ungültig  erklärten  Ehe  die  Rechte  ehelicher  Kiiidti 
behalten.  Sie  behalten  demnach  Erbrechte  den  Eltern  und 
Verwandten  gegenüber,  Standes-  und  Alimentationsrechte.  Alk 
Kinder  aus  solchen  Ehen  erklärt  das  nene  Gesetz  ffir  l^tin. 
gleichgültig  ob  einer  oder  beide  Ehegatten  beim  Abschloß  der 
Ehe  den  Mangel  gekannt  hatten  (s.  dag(  lm     1099  RGB). 

In  den  letzten  HO  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderte  nach 
Berechnung  des  Oberprokurors  des  htilifren  Synods  schwankte 
die  Zahl  für  unpiltip:  rrkläitrr  Klu-n  zwischen  17  und  84 
jährlich:  der  jähriiclK'  1  )tirclis(liiiitt  tr<ialj  4ij.  Alle  Kinder 
aus  diesen  Ehen  sind  iiu  Unudcuwcgv  für  ehelich  erklärt 
worden.  Daher  erscheint  §  131 1  nicht  von  großer  praktischer 
Bedeutimg,  ist  aber  rechtlich  von  ErhebUchkeit. 

Nach  Ungfiltigkeitserklärung  der  Ehe  hat«  wenn  seitens 
eines  Eltemtells  der  Abschluß  der  Ehe  gewissenlos  erfolgte, 
der  andere  Teil  ein  Recht  darauf,  daß  ihm  die  ininderjährigeo 
Kinder  belassen  werden;  sonst  hingt  solche  Bestinimung  vom 
Konsens  der  Eltern  ab;  beim  Dissens  derselben  entsclicidf-t  die 
/.iistiiiidige  V(>rniTnidsrhaftsbehördo.  die  lediglich  im  Interesse 
des  M inderjäh rit,a'n  zu  handeln  hat.  Die  elterliche  Gewalt 
geliiat  dem  Klternteil.  bei  dem  die  Kinder  verbleiben,  wälirtud 
der  andere  Elttrnteil  nur  das  Recht  liat,  die  Kinder  zu  besuchen. 

Gesetzlich  stehen  also  dem  außerehelichen  Vater  mehr 
Rechte  dem  unehelichen  Kinde  g^nfiber  zu,  als  dem  Vater 
eines  in  ungültig  erklärter  Ehe  geborenen  Kindes.  Letzterem 
kann  auch  das  Besuchsrecht  genommen  werden  trotz  all  seiner 
Pflichten,  s.  Gesseu  {Prawo  Ko.  28,  S.  1320,  Jg.  1902i  indes  ist 
diese  Frage  controvers.  Dazu  gehört,  daß  jeder  Elternteil  seinen 
Mitteln  entsprechend  zu  den  Auslagen  für  Unterhalt  aocli  der 
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Kinder  bpiziitrafrcn  hat,  die  bei  dein  andern  Elternteil  vorhloihen. 
Beim  Tode  disselben,  ferner  in  den  Fällen  (l<  r  Kntzit  hunji  der 
elterliclieii  Gewalt  oder  der  Unmöglichkeit  der  Ausübung  dt.'i  sf  lbcn 
abHeittii  des  letzteren  treten  die  bei  ihm  verbliebenen  Kinder 
unter  die  elterliche  Gewalt  des  andern  Elternteiles,  es  sei  denn, 
daß  die  zuständige  Yormiuidsebaftsbehöide  -im  InteiesBe  der 
Kinder  es  fflr  nfltig  hielte,  einen  besonderen  Vormund  zn  er^ 
nennen.  §  IBIVI  bestimmt  nicht  die  Fälle,  wann  die  elter- 
liche Gewalt  entzogen  wird,  es  bleibt  daher  die  Entziehung 
dem  richterlichen  Ermessen  anheimgestellt.  Dieser  Artikel 
führt  zuerst  in  das  russisclic  Rcclit  den  Bcf^rriff  der  Unmöglich- 
keit der  AusühnnfT  dtr  viitcrlirlien  üew&lt  ein  Das  (Jesetz 
schließt  sich  an  §  Ititiö  unsere.^^  IKtB  an.  Ks  wollte  isweiiellos 
den  Kindern  aus  ungültigen  Ehen  nur  die  Uechte  ehelicher 
Kinder  verleihen,  aber  deren  l*flichten  den  Eltern  gegenüber 
(s.      1601,  1617)  nicht  auf  sie  ftbertragen. 

Auch  die  gesetzlichen  Bestimmungen  fiber  legitimierte 
sowie  adoptierte  Kinder  sind  einer  Revision  unterzogen  worden. 
Letztere  hatten  gleichfalls  durch  Promulgation  am  3.  6.  02 
Gesetzeskraft  erlangt. 

Danach  werden  miphcliche  Kinder  durch  nachfolgende  Ehe 
le«ritiinit'rt  inarh  deu  ( ii  imdsatzen,  die  in  t^i^  14(50  T — VII  ZPO 
autfre.stt  11t  sindi  Legitimierte  Kinder  pdten  als  gesetzliche 
vom  Ta;;e  des  Abschlusses  dpr  Ehe  ihrer  Eltern  und  genielien 
von  diesem  Zeitpunkt  ab  alle  Kechte  gesetzlicher  Kinder,  die 
ans  dieser  Ehe  hervorgehen.  Legitimierte  Kinder  stehen  rechte 
lieh  den  ehelichen  gleich,  falls  die  Ehe  der  Eltern  fQr  ungültig 
oder  nichtig  erklärt  worden  ist,  sowie  im  Falle  der  Auflösung 
der  Ehe. 

Bezüglich  der  Legitimation  besteht  die  fortschrittliche 
Aenderung  des  Gesetzes  darin,  daß  schlechthin  ohne  Ausnahme 
uneheliche  Kinder  durch  nachfolgende  Ehe  Ir'^'itimicrt  werden, 
während  noch  das  alti'  Cesetz  eine  Ausnahme  für  die  aus  ehe- 
brechenseiieiii  Verki  !ir  lirrvurgegangenen  normiert  hatte; 
adultermi  sind  also  nic  ht  ausgeschlossen.  Dagegen  ist  auf- 
fälliger Weise  die  Einleitung  des  §  144  des  alten  Gesetzes  hier 
unverändert  beibehalten  worden: 
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„Ffir  die  christliche  BevÖlkeruiisr  sind  folgende 
Bestimmungen  über  legitimierte  Kinder  getroffen  worden.'' 

Dies  wird  von  den  Kommentatoren  nh  .Fnachtsamkeit- 
de^  (ipsptz^rt^bers  bezeichnet  und  läßt  sich  aiuli  iiiclit  mit  der 
Defiiiitiuii  lU  s  Begriffs  der  illegitimen  Kinder  in  ij  s.  S.  22fi 
in  Einklang  bringen.  Eine  derartige  Bcscliiiinkuiig  kennt  aach 
der  IV.  Abschnitt  über  adoptierte  Kinder  nicht.  Uebrigens 
bemerkt  Qessen,  dafi  die  Zahl  der  anfierehelichen  G^nrtoi 
in  Bvfiland  ca.  180000  jährlich,  grdßtenteils  ans  ehebrecherischeiD 
Verkehr  hervoxgegangen  ist.  Diese  Annahme  des  angesehenes 
Kenners  dieser  Materie  kann  nur  dabin  verstanden  werden, 
daß  zur  Zeit  des  Konkabinats  bezw.  der  Gebnrt  dit-  Mutter 
ledig  gewesen  .sei  und  anerkannt  hätte,  daß  der  aaßereheliche 
Vater  zn  dieser  Zoit  verheiratet  prewesen  sei. 

Audi  die  Normen  über  Adoption  sind  von  der  lu-vision 
betroffen  worden.  Als  Grundsatz  stellt  da.s  neue  (lesitz  aul. 
daLl  die  Adoption  Personen  aller  Stände  ohne  UuttTücliied  des 
Geschlechts  ^erstattet  wird,  abgesehoi  von  denjenigen  Personen, 
die  infolge  ihrer  W^e  die  Ehelosigkeit  gelobt  haben,  also 
nach  §  37 1  Personen  des  Mönchstandes  oder  die  schon  fOr  die 
Priester-  oder  die  DiakonswQrde  geweiht  sind»  so  lange  sie 
diesem  Stande  angehören,  sich  auch  ansnahmsweise  nicht  vor 
Eintritt  in  diesen  Stand  resp.  vor  Erlangimg  der  genannten 
Würde  verheiratet  haben  sollten.  Verboten  ist  forner  Adoption 
von  Pereonen  ehristlirlien  (ilatibenshekenntnisses  durcli  Xicht- 
christen  und  umgekehrt;  infol<redessen  i.st  auch  den  Sektierern 
verboten,  rechtgläubige  Personen  an  Kinderstatt  anzunehmen. 
Die  Adoption  fremder  Kinder  wird  nur  dann  nicht  gestattet, 
wenn  dra*  Adoptierende  eigene  gesetzliche  oder  legitimierte 
Kinder  hat  (s.  dagegen  §  1741  BGB).  Die  Adoption  eigener 
nnehelicher  Kinder  ist  nach  diesem  Gesetz  znlSssig  und  damit 
die  früher  schwankende  Praxis  d*  s  Senats  beseitigt.  Im  Gegen- 
satz zu  dem  alten  $  145  wird  die  Adoption  eigener  Kinder 
auch  dann  zugelassen,  wenn  der  Adr>])tierende  bert  its  eigene 
gesetzliche  oder  legitiuiiei'te  Kinder  hat,  denn  das  neue  Gesetz 
is?  14ÖT)  schließt  in  solchem  Falle  nur  Adoption  fremder 
Kinder  aus. 
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Bei  Adoption  eigener  Kinder  l&fit  das  nene  Gesetz  einige 
Ausnahmen  zu,  die  ersichtlich  den  Zweck  der  Erleichterung^ 

solcher  Adoption  verfol{j;:en.  So  wird  zunächst  die  Bestimmung: 
über  den  Altersunterschied  zwischen  dem  pafer  adoptans  luul 
dein  zu  Adoptierenden  aufgehoben:  Ein  Volljähriger  kann  (im 
Geg-ensatz  zum  §  14fi)  schon  vor  Erreichung  des  üO.  Lebens- 
jahres adoptieren,  auch  wenn  er  nicht  18  Jahre  älter  ist  als 
der  zu  Adoptierende.  Die  Adoption  wird  auch  in  dem  Falle 
zugelassen,  wenn,  wie  oben  erwähnt,  der  Adoptierende  eigene 
gesetzliche  oder  lefjfitiniierte  Kinder  liat.  Handelt  es  sich  dabei 
um  Adoption  majorenner  Kinder,  so  bedarf  es  deren  Zustimniun«: 
in  der  gesetzlich  fixierten  Form,  bei  minderjährigen  Kindern 
aber»  falls  der  andere  Elternteil  noch  lebt  und  nur  in  diesem 
Fall,  ancli  seiner  in  vorschriftsmäßiger  Form  zu  erteilenden 
Zustimmung. 

Dem  in  diesem  Artikel  vorgesehenen  Tode  des  anderen 
Elternteiles  ist,  für  den  Fall  des  Lebens,  gleichzostellen:  die 
ünmöglicbkeit,  bewußt  nnd  &ei  seinen  Willen  auszusprechen, 
z.  B.  bei  Geistesstörung  und  im  Falle  unbekannten  Aufenthalts. 

Die  dritte  Ausnahme  besteht  darin,  daß  bei  Adoption 
eioes  nnehelichen  Kindes  abseiten  seines  Vaters  die  Zustimmung 
der  Mutter  des  Kindes  nur  dann  erforderlich  ist,  falls  sie  in 
der  Geburtsurkunde  des  Kindes  benannt  oder  wenn  die  Ab- 
stammung des  Kindes  von  ihr  gerichtlich  festgestellt  ist.  Die 
ledige  Frau  bedarf  aber  bei  der  Adoption  des  Konsenses  ihrer 
Eltern,  falls  diese  noch  am  Leben  sind,  um  den  Familiennamen 
auf  das  Adoptivkind  zu  übertragen.  Diese  Bestimmung  t  r- 
innert  lel»hait  an  den  Seite  ä  ü  hervorgehobenen  §  132  III  und 
charakterisiert  die  rechtlich  unselbständige  Stellung  der  Frau 
in  Kuljlund. 

tJeber  da^s  dtn  Adoj)tivkindern  gesetzlieh  ein<reräunite  Krb- 
reoht  sei  hier  nur  hervorgehoben,  daß  der  Adoptierte  das  ge- 
setzliche P>brecht  nach  seinen  Klteru  und  Verwandten  behält, 
während  der  Adoptierte,  ob^-^Ieich  den  gesetzlichen  Kindern 
in  allen  Hechten  und  i^tiichten  gemäß  164—194  gleichgestellt, 
ein  Erbrecht  nur  in  das  sogenannte  wohlerworbene"  Vermögen 
des  AdoptivYaters  erhingt;  dagegen  wird  das  „Erbschafts- 
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(Stamm«)  gtit*^  des  Adoptierenden  nur  mangels  männlicher  Ab- 
kömmling:c  zwischen  seinen  legitimes  Töchtern  und  dem  Adoi»tiv- 
kinde  zu  gleichen  Teilen  geteilt. 

Die  Nonnen  über  Adoption  seitens  Adliger,  erblicber 
Ehrenbürger,  abseiten  stadtischer  und  Ifindlicher  Beamten,  tod 
Kauflenten  und  Uber  die  damit  in  Verbindung  stehenden  Staades- 
rechte  (§§  153—156)  finden  in  andern  Gesetzblichem  schwerlich 
eine  Analogie,  sind  vielmehr  von  rein  lokalem  Interesse  und  be- 
dürfen hier  keiner  weiteren  Erörterung.  Enrähnt  sei  ssr 
noch,  daß  im  Interesse  der  orthodoxen  Kirche  bezüglich  unter- 
geschobener  Kinder  und  Yagabonden  auch  AusÜlndem,  die  nicht 
russische  Untertanen  sind,  nach  g  163  das  Adoptionsrecht  unter 
der  Bedingung  eingeräumt  wird,  daß  die  zu  adoptierenden 
getauft  und  „im  rechten  Glauben*  erzogen  werden.  Die  Haupt- 
verbesserungen enthält  das  neue  Gesetz  bezüglich  der  iiiiche- 
lichen  Kinder,  diu  nicht  adoptiert  noch  legitimiert  wn  icn, 
insbesondere  auch  durch  Uebertragung  der  elterlichen  Gt^walt 
auf  die  uneheliche  Mutter. 

* 

Die  in  Italien  iierrselieiiden  Grundsätze  über  die  reelitlielie 
Stellung  unehelicher  Kinder  beruhen  auf  Art.  189  cc,  dem  Ver- 
bot der  Ermittelung  der  Vaterschaft,  das  nur  zwei  Ausnahmett 
kennt,  in  denen  die  Ermittelung  derselben  zulässig  ist,  d.  i.  iffl 
Falle  der  gewaltsamen  Entführung  bezw.  der  Notzucht.  Die 
Rechtfertigung  für  diese  beiden  Ausnahmefälle  erblickt  der 
(tesetzgeber  in  dem  Umstand,  daß  bei  dem  stralbaren  nnd 
öffentlichen  Charakter  dieser  Tatsache  eine  schwerwiegende 
Rechtsvermutung  für  die  Vaterschaft  des  Schuldigen  spricht, 
den,  weil  er  sich  einer  strafbaren  Handlung  schuldig  gemsdit 
hat,  auch  alle  Rechtsfolgen  treffen  müssen.  Die  Yaterscbafts- 
klage  steht  nur  dem  Kinde  selbst  zu,  nicht  den  Erben,  da  es 
sich  hier  um  ein  höchst  persönliches  Recht  handelt.  Die  lieber- 
tragbarkeit  durch  Zession  oder  Erbfolge  ist  nach  der  vor^ 
herrschenden  Meinung  ausgeschlossen.  Art.  178  bezieht  sich 
auf  .eheliche  Kinder-*.  Die  Ausdehnung  desselben  auf  unehe- 
liche aber  ist  controvers. 
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Die  Vaterscliaftsklage  weg*»!i  Kiitiührung  oder  Notzucht 
liat  keineswegs  ein  iStrafurteil  w  egen  dieser  Delikte  zur  Vor- 
aussetzung. Auch  im  Falle  der  Vt'rjähruiijr  der  J^trafklage 
oder  des  Verzicht*;  auf  die  Krliebimg  der  lutzLercu  kann  das 
Kiud  sein  Eeclit  auf  Anerkennung  klagend  geltend  wachen; 
'  indes  stellt  Alt  180  folgende  beide  Ausiialimeii  fUr  Kinder, 
deren  Anerkennung  gesetzlicb  versagt  ist,  auf: 

1.  Für  im  Ehebruch  erzeugte  Kinder,  falls  auch  nur  ein 
Elteniteil  zur  Zeit  der  Empfängnis  verheiratet  gewesen  ist 

2.  Für  Kinder,  die  von  solchen  Personen  abstammen,  denen 
die  Khe  durch  Verwandtschaft  oder  Verschwiigerung  in  «rerader 
Linie  bis  ins  Fnendliche  oder  durch  Seitenverwandtschaft  im 
2.  Grade  verlioten  ist. 

Art.  ISO  bezieht  sicli  auch  auf  die  beiden  Ausnahmen  auf 
Entführung  und  Notzucht  geuiäU  Art.  189. 

Uebrigens  kann  der  Vater,  wenn  er  es  will  (abgesehen 
von  den  im  Art.  189  angeführten  Ausnahmen  bezw.  adullerini 
und  ittcesUioai)  sein  außereheliches  Kind  anerkennen. 

Im  Falle  der  Anerkennung  hat  das  anBereheliche  Kind 
einen  Aliinentations-  sowie  einen  Erbansprucli  in  der  halben 
Höhe  desjenigen,  der  legitimen  Kindern  zusteht. 

Falls  der  Vater  aber  !^ein  außerehelirlies  Kind  nielit  an- 
orkeinit  <tebt  demselben  und  zwar  auch  den  ailulterini  und 
iiiceöti(Uf.t  ein  Aliinentatiousauspruch  gemäß  Alt.  193  unter 
folgenden  liedingungen  zu: 

1.  Wenn  die  Vaterschaft  oder  Mutterschaf t  sich  aus  einem 
zivilrechilichen  oder  strafrechtlichen  Urteil  ergibt 

2.  Wenn  die  Vaterschaft  oder  Mutterschaft  von  einer 
Nichtigkeitserklärung  der  Ehe  abhängt. 

3.  Wenn  die  Vaterschaft  oder  Mutterschaft  sich  aus  einer 
ausdrücklichen  schriftlichen  Erklärung  der  Eltern  ergibt. 

Dies  sind  die  wesentlichen  (irundsätze  des  liente  in  Italien 
herrschenden  l>e(  Iits.  Die  fast  unbedingte  Herrschait  des  Ver- 
bots dei  lOnnittelung  der  Vaterschaft,  welche  hierin  zum  Au.>- 
dnick  gelangt,  ist  seit  langer  Zeit  nicht  nur  in  der  Theorie 
bekämpft,  sondern  es  sind  auch  in  den  letzten  beiden  Dezennien 
wiederholt  von  parlamentarischer  und  ministerieller. Seite  Gesetz* 


236 


Blomberg, 


entwürfe  eingebracht  worden,  welche  eine  wesentliche  Um- 
gestaltung des  bestehenden  Rechts  bezwecken.  HervorznhebeD 
sind  die  Bntwttrfe  von  Gianturco  (1893),  Sorani  (1900i 
nnd  ZanardelH  (1902).  Zum  letzten  Entwarf  sind  nach 
seiner  Einbringung  am  26.  11.  02  nicht  weniger  als  413  Fieti* 
tionen  in  allen  Formen  beim  Präsidium  eingegangen. 

Die  italienisrite  itiristisclie  Tradition  ist  frofron  dip  Er- 
mittplnnjr  der  Vaterschatt.  weil,  diese  narli  Pisanei l i  oini» 
unerweiüliclie  Tatsache  bildet,  wolil  aher  Kir  Zulassung  gerii  lit- 
licher  Feststellung  (dichiaraeionej  illegitiiner  Vaterschaft  auf 
(Jrund  Erklärung  des  Vaters  oder  solcher  Umstände,  welche 
die  richterliche  üeberzeugung  bewirken,  daß  zur  Zeit  der  Kon- 
zeption die  Mutter  ausschließlich  in  der  Gewalt  des  angeblicben 
Vaters  gewesen  ist. 

Gianturco  faßt  die  Gründe  gegen  Art  160  dahin  zn- 
sammcn: 

1.  Die  Furcht  vor  einer  Wiederholung  der  alten  Miß- 
hränrlie  (gemeint  sind:  Störung  des  Famiiienfriedens  und  Er- 
pressung), 

2.  die  Gefahr  einer  schwaiikinden  und  deshalb  in  einigen 
Fällen  willkürliclien  K(;chtsprechung, 

3.  die  Abneigung  da*  italienischen  Gesellschaft  gegen 
Skandalprozesse  und 

4.  die  Schwierigkeit,  ja  die  Unmöglichkeit  des  Beweises 
einer  persönlichen  Beziehung,  die  sich  jeder  unmittelbaren 
Feststellung  entzieht. 

Diese  Bedenken,  soweit  sie  durch  die  Tradition  italienischer 
RechtsprfcliiinjT  gerechtfertigt  sind,  snllen  nach  Gianturco 
im  Wr-^v  der  (ieset2gebung  iiic  lit  dri  orstalt  umgeändert  wer«l<'n. 
daU  „eiiitucli"  die  Ermittelung  der  Vater.schaft  an  Stelle  de^ 
Art.  189  tritt.  Gianturco  verlangt  die  Vaterschaftsklage 
nur  in  den  Fallen,  in  denen  es  möglich  ist,  gerichtlich  das 
Kindesverhältnis  festzustellen.  Alles  andere  will  er  der  Kirche, 
der  Philantropie,  dem  Staate  flberlassen. 

GerUhmt  werden  allseitig  in  den  Parlamentsberichten  imd 
der  wissenschaftlichen  Literatur  (s.  auch  Mori)  die  Eut- 
scheidungen  der  rota  romaua.  Die  Formel  Fabros:  credihtr 
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■virgini  diceniem  se  ab  aliquo  cognitam  et  ex  eo  praegnan 
tem  e98e  bat  danach  aueh  in  Italien  keine  Gültigkeit  erlangt. 
Die  Mißbränche  und  Skandale  waren  in  Italien  nicht  derart, 
daß  sie  die  Einführung  des  Verbots  Art.  340  code  franotds 
erheischt  hatten. 

Diesen  Artikel  haben  vor  der  Einigung  des  Königreichs 
Italien  nur  die  modernen  italienischen  (Jfst  tzliücher  von 
pMrnia,  Kste  und  des  Königreichs  der  beiden  Sizilien  auf- 
^efiominen.  Die  Vat<"rschaftsklage  war  aber  zu^^classcii  im 
loiiibardisch-veneziauisehen  Gesetz,  Üesterreicli-Toscana  und  im 
Kirchenstaate  (rota  rmnana). 

Bei  Beratung  des  jetzt  geltenden  Zivilrechts  platzten  die 
Meinungen  aufeinander.  Die  Zulassung  der  Vaterschaftskkge 
auf  Grandlage  des  coäice  etlbertino  (Piemont)  wurde  zwar 
lebhaft  vertreten,  aber  mit  Unterstützung  PisaneUis  über- 
wanden zugunsten  des  Prinzips  des  §  340  code  fran^ais^)  mit 
(\vr  Maßgabe,  daß  zur  Entfiihriin<r  noch  stupro  violento  als 
zweite  AnsTiahmr  hinzutrat  (Art.  189  c.  c.  itnli(t)ro). 

W isst'iiscliiilt  uml  Praxis  liaben,  unzufiiidi'ii  liicniiit,  di  u 
.vertiihrtcn-  Mädchen  helfen  woUfii  dnrch  Zulassung  der 
oöligtuione  ex  delicto  des  Vf  i  l  uhrers  und  ließen  demgemäß 
anch  bei  Berafung  auf  Schwängerung  und  Geburt  die  Schadens» 
ersatzklage  gemäß  Artt.  1151/2  zu. 

Niemand  in  Italien  schlägt  anbedingte  Zulassung  der 
Vaterschaftsklagie  vor  (wie  im  BGB  zugelassen).  Es  wird 
daher  darauf  ankommen,  hier  ilir-  Einscliriinkungen,  Kautelen 
bezw.  Einreden,  jedenfalls  soweit  Uebereinstimmung  herrscht, 
auszuführen. 

!>ns  italienische  Gesetz  hat  auch  außtrhalb  der  Khe  das 
uatürliche  I>and  {vhicolo  naturalr^  ziif.'-f lassen  und  (\vm  Vater 
zugestunden,  die  uneheliche  \aclik(»ninit'iisclialt  utizucrkennen 
und  sie  der  Familienrechte  teiUiaftig  werden  zu  lassen.  Da^ 
ergibt  sich  im  italienischen  Recht  aus  der  freiwilligen  Aner- 
kennung und  der  Vaterschaitsklage  im  Falle  der  gewaltsamen 
EntfOhrmig  resp.  Notzucht.  Art.  181  c.  c.  bestimmt  die  Vor- 

Axt.  S40  e.  fr  hat  sor  Unterlage:  rimpossOÜiti  de  dicoutrir  h 
pir«  mUurel,  U*  Amgera  et  Ut  scanäaUt  de  eee  »orte»  d^acHon. 
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aiiRsotznngon  der  fniwillipren  Anerkennung  der  unehelichen 
Kinder:  (iel)urt.surkunde  oder  authenti'^Hi»'  (öffentliche)  T^knnde, 
ausgestellt  vor  oder  nacli  der  Geburt  über  diese  Tatsache. 
, .  .  Zanardelli  in  seinem  Entwurf  wollte  auch  Privaturkanden 
und  Testamente  als  grültige  Formen  für  die  Anerkennung  der 
Vaterschaft  zulassen.  Die  parlamentarische  Kommission  billipte 
aber  wegen  der  Möglichkeit  von  Fälschungen  von  Priv^Ar 
Urkunden  nur  „das  Testament  in  jeglicher  Form'*. 

Dasselbe  (mitbin  die  darin  ao^;esprochehe  Anerkennung) 
tritt  in  Kraft  mit  der  Publikation.  Auch  sollte  die  Aner^ 
kennung  noch  nach  dem  Tode  zulässig  sei«,  falls  dss  außer- 
eheliche £ind  legitime  Abkömmlinge  hinterlassen  hatte.  Die 
Anerkennung  eines  volljährigen  Kindes  sollte  nach  ZanardeUi 
nur  mit  seiner  Einwilligung  oder  durch  diesbezflgliche  Urkunde 
erfolgen  können.  Diese  Bestimmungen  fanden  die  Billigung 
der  parlamentarischen  Kommission,  ebenso  der  Vorschlag,  daß 
die  Vaterschaft  eines  illej,ntimen  Kindes  anerkannt  werden 
könne,  wenn  „ein"  Elteniteil  zur  Zeit  der  Empfängnis  ver- 
heiratet war,  d.  h.  der  adulteritms  konnte  von  dem  anderen 
^freien*  (nicht  verehelichten)  Teil  anerkannt  werden.  Damit 
fielen  für  den  so  anerkannton  adulterinus  die  Bestimmungen 
der  Artt.  193,  196,  752,  767  c.  c.  weg. 

G ianturco  in  seinem  parlamentarischen  Bericht  vrm 
1H9H  vertritt  (freilich  9  Jahre  früher)  den  ent^^eg-enfresftzttu 
Standpunkt:  für  den  Kainilienfrieden  sei  nichts  zu  befürclit^n, 
denn  das  Verbot  der  Ermittelung  der  Vaterschaft  werde  allen 
Umfangs  aufrecht  erhalten  für  figli  imestt40si  ed.  adulterivi. 
Die  Kommission  stimmte  ihm  bei,  erleichterte  aber  gleichzeitig 
die  Anerkennung  der  unehelichen  Kinder,  insbesondere  durch 
Testamente  und  Privaturkunden,  ließ  die  Vaterschaftski  ngre  in 
fünf  verschiedenen  Fällen  (unter  Kautelen)  zu,  auch  falls  bei 
Nichtigkeitserkifimng  der  Bhe  beide  Teile  mala  fide  gehandelt 
hatten,  besserte  die  erbrechtliche  Stellung  der  adaUerini  und 
incestuoai  und  schützte  nach  Möglichkeit  die  Stellung  der  an- 
ständigen Verführten.  Im  Falle  der  Yerführnng  igt  die  Er- 
mittelung der  Vaterschaft  tiberall  nur  zulässig,  falls  der  aogdb- 
liehe  Vater  dem  Mädchen  ein  formales  Heiratsvenprechen 
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gegeben  hattp  die  Zeit  der  Vcrtülirunfr  der  Schwängerung 
entspricht  und  ilai>  (lu.  Weib  sich  bis  dahin  moralisch  geführt 
hatte. 

Die  Kommission  (Entwurf  Zanardelli)  welche  verschiedene 
Wirknngeii  der  freiwilligen  resp.  der  erzwangen^  Anerkennung 
4er  Vaterschaft  beilegt  und  die  VaterBchaftsklage  nor  in  be> 
sdinmten  strengen  Grenzen  nnd  mit  entsprechenden  Kantelen 
zulassen  will)  immer  in  der  Befürchtung  möglicher  Skandale 
und  ErprcsstinfTon,  läßt  folgende  Fälle  der  Vatcrschaftsklage  zu : 

1.  Art.  is'i  (br/ü^lich  gewaltsamer  Entfabrung  und  Not- 
zacbt)  s.  Art.  189  c.  r 

,  ;  2.  Art.  19B  (mit  .\usnahme  des  .sub  Ta  angeführten  Falles), ') 
3.  der  Vertiihning  nnter  Mißbrauch  der  Autorität  und  des 
Vertrauens   oder   des  Heirutsversprechens,   des  Konkubinats 
more  uxorio  nnd  des  poaaeaao  di  atato. 

Die  Kommission  hat  nacb  langer  Zdgemng  das  Konkubinat 
zugelassen,  insbesondere  wegen  der  zahlreichen  Ffille  der  kireh* 
liehen  Ehe  ohne  vorgängige  Ziviltranung.  Das  geschah  auf 
Grund  Art.  172,-)  der  den  possesso  di  stato  regelt.  Denn 
nicht  nur  in  zivilrechtlichtr  Beziehung,  auch  btziitrli(  Ii  des 
Militärdienstes  verschlechtert  die  natürliche  Verwandtschaft  den 
Stand  diT  außerehelichen  Kinder.  Befreiung  vom  MilitÄrdien.st 
erster  und  zweiter  Kateguric  können  adnllerim  und  inrrstnoH 
nicht  erhalten.  Uneheliche  Söhne,  auch  wenn  sie  anerkannt 
sind,  können  keine  Befreiung  Tom  Militärdienst  erlndten,  sobald, 
legitime  Sdfane  des  gemeinschaftlichen  Vaters  vorbanden  sbd 

M  Art.  V^'^.  In  dtn  1-iillon,  in  (itnt  n  dio  AnerkennuDf;  vprbott»n  ist. 
darl  das  Kind  memals  EnnittclangeQ  anstellen,  wodor  Uber  die  Vaterschaft 
mnA  aber  die  Mntteneliaft. 

Indes  steht  dem  außerehelichen  Kinde  stets  die  AUmentationsklage  aa: 

1.  Wenn  die  Yatotschaft  oder  Mntterschaft  sich  indirekt  «m  einem 
ziTilrecbllicbea  oder  strafrecbtlicben  Urteil  ei^bt  (fällt  w^). 

8,  Wenn  die  Vatenolutt  oder  Muttenohaft  von  der  Nlehtigkeits- 
erklftmng  einer  Ehe  abhängt. 

M.  Wenn  die  Vaterschaft  oder  Mutterschaft  T«o  «laer  «udrttckliclien 
schriftlichen  Brklämng  der  Eltern  ubbängt. 

Art  172.   Der  possesso  dt  stato  ergibt  sich  aas  einer  Beibe  von 
'TüttMten,  die  in  lltnr  Oernnfkeit  die  Beii^ngen  dat  Kindefreihlltiiiam 
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(s.  Art.  91  della  legge  sul  recfi(fatnento  delV  eserrffo  Ii  dijosto 
18HH  No  rV»5n».  Der  nur  kiichliili  jretraute  Mann,  der  Weib 
und  Kind  vt  rliiljt,  prellt  stral'frei  aus,  da  seine  Beziehniiirt'ii  zu 
letzteren  als  ungm-ulkli  ;j:eltcn,  er  daher  ohne  wcittrei  i-iiie 
andere,  gesetzlich  gültige  Kiie  abschlieUen  kann,  so  daß  die 
Beehtsfolgen  seiner  HatkUui^tsweiae  nur  diw  veiliiBsenef  regel- 
m&Big  getäuschte  Weib  nnd  die  an  der  lUegitimität  uiuchnldigeD 
Kinder  tix-ffcn. 

Die  Zulassung  dieses  in  einigen  deutschen  Bundesstaftten 
landesgesetjilich  verbotenen  Instituts  ahseitcn  der  Kommission 
erkliirt  sich  aus  dorn  Umstund,  daß  es  für  die  \';it»'rs(ii;iftsklage 
nacii  i ta  1  ie  1 1  i  s ( ■  1 1  r  r  1 V  e ( 1 1 1 s ; I  u  tYass uiig erforderlich  ist,  sie  entweder  auf 

das  Koükubiiiat  {tutorio  more) 

oder  den  possesso  di  stato 
st&tzen  zu  können.^) 

Dagegen  versagte  sie  (parlam.  Komm,  des  Entwurfs 
Zanardelli)  die  Vaterscbaftsklage  den  unebelicben  Kindern, 
deren  Anerkennung  bisher  gesetilich  verboten  war,  wenn  deren 
Mtern  zur  Zeit  des  Konkubinats  entweder  ein  Ehehindemis 
aus  (jlrfirid<ii  der  Verwandtschaft  oder  der  Scliw  äf:(  rschaft 
entgepreiistand.  «'der  falls  beide  in  gesetzlich  t^üitiser  Ehe 
anderweiti^r  gel'iinden  waren  vArt.  180).  Sie  v('rs:i<,te  das 
Klageretlit  zwecks  Aufrecliterhaltung  des  Faniilieufriedens. 

Dagegen  hielten  Zanardelli  und  die  parlamentarische 
Kommission  die  Einrede  der  mehreren  Konknmbenten  Sbei^ 

und  der  Vcrwandt£cb»fl  zwücbeu  einer  Person  and  der  Familie  za  erweitoi 
Tcnnögcn,  welcher  diew  Person  ammgeliOrai  beboaptet. 
Die  baaptsächlichsteii  Bind  folgende: 

1.  daß  die  Twsm  stets  den  ZniwoeD  des  Vsten  getnifm  hsbe»  da 
«r  zu  haben  behauptet; 

9.  d*B  der  Vater  Um  stets  als  seimii  Selm  Miaiiddt  habe  und  »  dieser 
fiigensebaft  fOr  seineD  (TDterbalt^  seine  Enidrang  nad  seine  Stdlong  ge* 
totgt  habe: 

3.  daß  er  stcta  als  solcher  (Sohn)  in  der  GeeelUchait anerkannt  worden  aei, 

4.  daß  er  als  solcb»  (als  Sohn)  von  der  FaaüUe  anerkannt  woides  sei 
1)  Auch  Gianturco  VUit  die  Yatersebafiddage  nnr  In  diesen  beides 

Füllen  zu,  indem  rr  hrzfijrlirh  fies  Knnfniliinats  more  u-xorin  liinzuetfügt 
sobald  es  auf  1.  EntfUhraog,  2.  Vcrgcwaltigaug,  3.  Verffiiirung  and  4.  kircb- 
Bhe  folgt 
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einatimmend  aufrecht,  ebenso  die  unten  zitierten:  Abs.  I  174^) 
und  Art  176.^ 

Die  ScMnßbestimninngen  des  Zanardelli'sdieik  Gesetz- 
entwürfe bezw.  des  parlamentarischen  Berichts  hierüber  besagen : 
Die  Yaterschaftsklage  steht  während  der  Minderjährigkeit  des 
nnehelichen  Kindes  nur  der  Mutter  oder  dem  gesetzlichen  Ver- 
treter des  Kindes  zu  (womit  Gianturco,  von  Nebenbestim- 
mungen  abgesehen,  prinzipiell  tibereinstimmt),  sie  kann  noch 
3  .liilire  nacli  der  Volljährigkeit  des  unehelichen  Kindes  erhoben 
werden,  dagegen  soll  nie  nach  dem  Tode  des  angeblichen 
Vaters  im  Falle 

1.  der  Verführung  und 

"2.  ü*'<  K«  iiküi)iiiatö 
ausgeschlusseii  sein. 

Die  Verhandliin^i^  soll  stets  unter  Aussrliluß  der  Oeffent- 
lichkeit  erfolgen.  Zum  Schutze  ge^eii  eine  /nala  ffdr  eiiiolM'ne 
Vaterschaitsklage,  den  Za  Ji  ardelli  nicht  fordert,  frewahrt  die 
Kommission  Bestrafung  gemäß  §  279^)  des  StGB,  während 
Gianturco  die  Verläumdungsklage  zuläßt. 

Die  Kommission  verwarf  aber  sämtliche  Vorscliläge  Zanar^- 
d€lli'&  bezüglich  Adoption  und  Legitimation  sowie  von  Zu- 


*)  Art.  174  f.Mjs  I).  Sobald  die  Gebartsurkunde  und  der  possesso  di 
stall)  fehlen  oder  wenn  Jer  Sohn  unter  falsrhm  Namen  oder  von  nnhekannten 
ElU-rn  .'ilistammenii  tiiig^  truji«  ii  worden  oder  wniu  »  s  sicti  um  ünterscliiebung 
lauppvistzione  oder  sosliiuswnei  eines  Kindts  handtli,  kann,  obgleich  in 
di«a^  bdden  letsten  Fmien  ein  Qebnrtsattest,  das  dem  possetso  di  aiato 
eniqirieht,  Toiliegft,  der  Beweis  des  KindesTerhiltittSses  nnittels  Zeugen 
erbracht  werden. 

*)  Alt.  176.  Der  Gegenbeweis  kann  mit  allen  möglichen  Mitteln  geführt 
werdm.  nm  nai  lizinveiscn.  dfiB  der  Antrnssulh  r  nicht  Kind  fler  Frau  sei. 
von  der  er  bthaupttt,  sie  i  stiiu  Mutter,  u\rv  duG  er  nicht  Kind  des  Ehe- 
inaüues  der  Mutter  sei,  fall»  die  Mutterschaft  bewiesen  sein  sollte. 

Art.  27ü.  Wer  einem  öSentlicben  Beamten  in  einer  öffentlicheu 
Urkmide  die  Identität  oder  den  Stand  seiner  oder  der  Person  eines  anderen 
oder  andere  Tataachen,  deren  Wahrheit  die  Urkunde  m  beweisen  bestimmt 
ist,  l&Ischlich  hezt  nui.  so  daß  ein  öffwtlicber  oder  privater  Schadm  entstehen 
kann,  wird  mit  Einschließung  von  drei  Monaten  bis  zu  einem  Jahre  bestraft, 
nnd  von  nenn  bis  zu  droißi'j  Mnnatpn  wenn  os  sich  am  eine  Akte  des  Zivil» 
Standes  (.der  der  gerichtlicheu  Behörde  handelt. 

Zeitaohrift  f.  IntMii.  Privat-  u.  OfTontl.  B6«ht.  XVII.  16 
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weDdoDgen  iro  Testament  an  nicht  rekonnoszible  Kinder.  Dies 
geschah  offenbar  in  Anlehnung  an  Art.  767  c.  c,  der  tncesiuoM 
und  adtüierini  für  unfähig  erklärt,  durch  Tet^tament  irgend 
etwas  zu  erhalten  i abgesehen  von  Alimenten),  auch  dann:  wenn 
der  Vater  weder  Verwandte  aufsteigender  Linie,  norh  Ab- 
köiDinlinge,  noch  leiritimierte  Geschwister  hezw.  Ehegattin  hat 
Diese  Vorschrift,  die  zum  .Schlitzt  der  Familie  gegeben  ist,  hat 
dann  keinen  Sinn,  wenn  keine  Familie  besteht.  Dagegen 
können  nach  italienischem  Recht  umgekehrt  die  schnldigeu 
£ltem  von  solchen  Kindern  durch  Testament  bedacht  werden. 
Gianturco  schlug  vor,  daß  falls  das  außereheliche  Kind  ohne 
Hinterlassung  von  Eltern,  Abkömmlingen  bezw.  Ehegatten 
stirbt,  seine  unehelichen  Geschwi.ster  es  nach  Köpfen  beerben 
.sollten.  Andererseits  tritt  Glau  tu  reo  für  Beibehaltung  der 
gegenwärtig  der  illecritinien  Mutter  zustehenden  Befugnis  ein. 
nicht  7M  v(rst;Ufeii.  (la(>  sie  ihren  Xamen  dem  Standesbeamten 
angebe.  iMr  Muttt  rjjciialt.^klasire  sei  nicht  zuzulassen,  auch 
nicht  etwa  ein  Zwang  einzufüliren,  die  .Muil^:;r  zur  .\iigabt.  in 
nötigen,  weil  damit  die  Gefahr  und  der  Anreiz  zur  Aussetzung 
resp.  zum  Kindesmorde  verbunden  sei!  Diese  Auffassung  ist 
eine  in  Italien  allgemein  verbreitete.  Dementsprechend  sind 
auch  im  Gesetzentwurf  die  Anzeigen  beim  Standesamt,  im 
Falle  außerehelicher  Geburten,  normiert.  Nach  Gianturco'> 
Entwurf  muß  endlich  die  Schadensersatzklage  abseiten  der 
Verführten 

1.  innerhalb  Jahresfrist  angestellt  werden,  geiwhnet  vom 
Tage,  an  welchem  die  Frau  aufhörte,  in  der  Gewalt  des  Maonei» 
zu  sein, 

2.  der  augebliche  Verführer  mindestens  18  Jahre  alt  sein. 

3.  die  Verführte  nach  der  Verftthruog  einen  moralischen 
Lebenswandel  geführt  haben  und  überdies 

4.  ein  ernstliches  Heiratsversprechen  vorliege. 

Die  heutigen  Vertreter  der  Ansicht,  daß  der  Verführten 
die  8ch.idensersatzklage  zu  verstatten  sei,  berufen  sieh  iu  der 
Regel  auch  auf  eine  Entscheidung  des  Kassationshofes  in  Rom. 
der  l^  i:!  rrkfinnt  hat,  die  Klage  auf  Schadensersatz  stände  dem 
A'crführten  Mädchen  zu. 
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Dies  sind  die  wesentlidien  Gesiclit.sininkte,  nach  welchen, 
falls  die  jetzt  in  Itaüpn  herrschende  Tendenz  die  Form  des 
Gesetzes  annehmpn  sollte,  künftig  die  reclitliche  S'tellnnfr  nnehp- 
licher  Kinder  {leretrelt  würden.  Denn  voraussichtlieh  dürtte 
auf  Gruud  dts  vnrliejienden  Materials  da^  für  aiierkiuinTe  un- 
eheliche Kinder  bestehende  Erbrecht  keine,  jedenfalls  nicht 
prinzipielle  Aenderungen  erleiden.  Nach  Artt.  815 — 816  c.  c. 
UaHano  wird  den  anerkannten imebelicheii  Kindern  eine  geringere 
Qaote  als  den  legitimen  eingerftomt.^) 

Das  Ergebnis  der  Cnteraucbnng  läftk  sich  wie  folgt  su- 

8ammenfas<;en. 

Unsiclier  was  das  künftige  bürgerliche  <Jesetzbuch  dem 
nissischen  Reiche  hriiigen  dürfte,  so  ist  jedenfalls  nach  dem 
heutigen  Stande  der  (iesetzgebung  diese  Materie  aus  dem  St(TB 
ausgeschieden  und  sind  die  Bestimmungen  des  bürgerlichen 
Rechts  an  seine  Stelle  getreten.  Aof  innere  Uehereinstimmong 
and  Einheitlichkeit,  auf  erschöpfende  Behandlung  der  Materie, 
g^leichmäßige  Behandlung  der  in  Betracht  kommenden  Individuen 
nach  Recht,  Religion  ond  Nationalität  kann  das  am  3.  (>.  02 
in  Kraft  getretene  neue  russische  Gesetz  über  die  unehelichen 

^)  In  den  Staaten,  wo  die  Vaterschattserklärang  ausgeschlossen  ist,  sind 
regftlmftBig  FiodelfateMr  «nichtet  worden.  Uebor  den  proUeniatiachen  Nntsen 
derselben  l&fit  die  Erfabrang  keinen  Streit  zu.  Dem  Verfasser  liefen  vur: 
die  ihm  vor  dt  r  T^rüfektur  in  Rom  renp.  der  kaiserlichen  Verwaltung»  in  St 
Petersburg  bereitwilligst  zur  Verfugung  gestellten  .Statuten  der  Findcihüuser 
in  Rom,  leap.  von  St.  Petenbnrg  nnd  Hlodcnn,  fOr  deren  Ueberhurong  derselbe 
hiermit  seinen  verbindlichsten  Dank  nnMpricbt.  Da.s  Findelhaus  in  Rom 
enthält  in  seinen  Statiifcn  r.csiimmunfren  nur  Ober  das  leibliche  Wob!  seiner 
lusasseu.  Die  Statistik  der  ivrankbeits-  und  äterbcfüUc  ist  inde^  derart, 
d*0  man  m  der  EnprießUcbkeit  dieses  Institas  zweifeln  maB.  Die  russischen, 
sehr  sorgfältig  ausgearbeiteten  Statatcn,  identisch  f&r  das  St.  Petersburger 
und  Moskauer  Findelhans  brsr'Kiffiüreri  sich  nicht  nnr  mit  fh^m  leihlirbi'u 
Wohl  ihrer  Insassen,  sondern  auch  roit  deren  geistiger  Entwickclung  und 
«piUerem  Fortkemmen,  daher  sind  »och  Sehnlen  und  Seminare,  Pensionen  nnd 
Belobnungen  mit  diesem  Institut  in  groüeni  Ma6sUil)c  verbunden.  Beim 
M.'mL'cl  der  Statistik  »'rit^icht.  es  sich  leider  der  P.eurf*  :l uhl'  'I>"s  Verfassers 
vollständig,  ob  diese  Institute  mit  besserem  Erfolge  funktionieren. 
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Kinder  Anspruch  nicht  erinta.    Aber  es  bezeichnet  doch 

immerhin  einen  offenbart  n  Fortschritt  auf  dem  Wege  des  bürger- 
lichen Rechts,  insbesondere  gegenüber  Staaten,  die  das  Verbot 
der  Ermittflnnp:  df^r  Vaterschaft  festhalten.  Nach  dem  freltenden 
ruKsisclieii  Hecht  ist  die  Vaterscliaftsklag'p  icrcsi'tzlich  anerkannt. 
Die  Alinientationsptiicht  des  Vaters  da^^eyen  nur  eine  Mibsidi;ire. 
bezieht  sich  aber  nach  Sachlage  nicht  nur  auf  das  uuliereheiiche 
Eind,  sondern  auch  auf  dessen  Mutter ;  illegitime  Kinder  könnei 
durch  nachfolgende  Ehe  legitimiert  werden,  auch  Adoption 
eigener  unehelicher  Kinder  ist  ohne  lästige  Einschränkung  an- 
gelassen worden  (s.  Art.  1501  sub  2).  Die  Einführung  der 
elterlichen  Gewalt  über  das  uneheliche  Kind  zugunsten  seiner 
Mutter  gemäß  1321  kann  nur  als  Fortschritt  erachtet  werden, 
ebenso  die  BestiinmiiTi{r  IHl  1,  deinp-emäß  alle  aus  ungültig 
oder  nichtig  erklärten  Ehen  hcr\-orgegaugcnen  Kinder  als  gesetz- 
liche zu  erachten  sind,  welche  Norm  besser  als  {J§  1609  und 
1708  unseres  BGB  den  unschuldigen  Kindern  gerecht  wird. 
Allein  das  Anerkenntnis  im  Sinne  unseres  BGB  (1718)  besteht 
nicht;  ebensowenig  ein  Eheverbot  entsprechend  unserer  Be- 
stimmung im  §  1310  Abs.  II  und  III  BGB,  so  daß  ans  diesem 
Mangel  die  traurigsten  Konseqnenzen  mSglidi  und  bd  der  Aus> 
dehnung  und  Bevölkerungsziffer  des  russischen  Reiches  audi 
nicht  unwahrscheinlich  sind.  Daß  endlich  die  Alinientenklagt* 
rein  persönlich,  nicht  vererblich  i.'^t,  fiifrt  der  subsidiären  Haft- 
pflicht des  außerelielit  lit  II  Vaters  ein  Moment  hinzu,  das  neben 
seiner  Unbilligkeit  und  l  ntivrechti^^keit  eine  schwere  soziale 
Gefahr  in  sich  birgt.  Das  künftige  russische  bürgerliche  Geseu- 
buch,  an  Stelle  des  in  der  Einleitung  als  voraussichtlich  proTi» 
sorisch  bezeichneten  Gesetzes  vom  3. 6. 03  wftrde  nicht  nur 
die  gerügten  Lücken  und  Mängel  abzustellen  haben,  sondern 
nach  diesseitiger  Auffassung  den  illegitimen  anerkannten  Kindern 
auch  ein  evtl.  beschranktes  Erbrecht  nach  seinem  außereheUchen 
Vater  einräumen  müssen. 

•  * 
♦ 

Das  freltendf  it.ili.niMhe  Recht  kennt  vom  Grundsätze: 
«Die  Ermittelung  der  Vaterschaft  ist  verboten",  nur  die  beiden 
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hcivui-gühobenen  Ausnahmefälle  der  Vaterschaftsklage:  gewalt- 
same Entführung  und  Notzucht.  Es  kennt  aber  die  außer« 
gerichtliche  Anerkennung  der  illegitimen  Kinder,  hal  auch  in 
Artt.  58  nnd  59  ein  Eheverbot  analog  dem  unarigen  aulgestellt. 
Im  Widerspruch  hiermit  steht  freilich  der  Umstand,  daß  wenn 
nicht  wenigstens  gemäß  Art.  193  c.  c.  (s.  S.  289)  die  Vaterschaft 
in  einem  der  dort  zitierten  Fülle  feststellt,  der  Vater  die  eigene 
naeheliche  Tochter  lieiraten  kann,  ohne  daß  evtl.  (s.  Gian- 
furco  S.  2  seines  ( ipsetzentvvurfs  von  1l^<>3  No.  129a)  die 
Staatsanwalt.scliait  zweck.s  Vurliiiideruii^^  des  liicestes  zum  Ein- 
st:liieiten  berechtigt  wäre.  Die  Uebertragbarkeit  der  Vater- 
schaftsklage ist  durch  Artt.  177/178  c.  c.  geregelt,  aber  äußerst 
controvers,  so  daß  dieselbe  in  der  Praxis  nicht  feststeht.  Dem 
einzigen  Yorsug  des  italienischen  Rechts  betreffend  das  Seite  243 
hervoigehobene  Erbrecht  des  anerkannten  außerehelichen  Kindes 
treten  gegeniber  die  geradezu  verwerflichen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen fiber  die  im  Ehebruch  und  Tncest  erzeugten  Kinder. 
Unelielirhe  Kinder  können  nach  Art.  205  c.  c.  nirlit  einmal 
von  ihren  Klteni  adoptiert  werden.  Man  kann  Mor  i,  l  azione 
di  ptttertiilü  n(ilnrn1e  No.  64  nur  ])eistimmen,  wenn  er  die 
( Jesetztreber  verurteilt,  die  den  Erzenger  der  (tdulierini  und 
incestttosi  von  jeder  Verpflichtung  befreien.  Das  sei  gewisser- 
maßen eine  Aufforderung  zum  Eheinmeb  und  Ineest  Kadi  dem 
heutigen  italienischen  Recht,  welches  die  Mutterschaftslclage^ 
a1)er  auch  in  der  Praxis  die  (Seite  237  erwähnte)  Schadens- 
ersatzklage gemäß  Artt.  1151/2  c.  c.  zulaßt,  kann  eine  Person 
Vater  gegenttber  dem  verführten  Mädchen,  aber  nicht  gegenüber* 
dem  eigenen  Kinde  desselben  sein. 

Nacti  dem  hontifreu  Standf.  >\  ie  derselbe  in  den  (Jesetzes- 
vorl-iL'^'n  zum  Ausdruck  gelaIl^:T  uml  nach  der  juristischen 
Tratluinii  in  Italien,  die  im  ailgemeiuen  gegen  die  P^ruiiüelung 
der  Vaterschaft  schlechthin  sich  richtet,  wird  die  künftige 
Beform  der  rechtliciicn  Stellung  illegitimer  Kinder  eine  zwar 
erweiterte,  aber  voraussichtlich  nicht  eine  generelle  Zulassung 
der  Yaterschaftsklage  bringen.  Adulterini  und  inceaiuosi 
werden  mutmaßlich  auch  künftig  anderen  illegitimen  Kindern 
rechtlich  nicht  gleichgestellt  werden,  vielmehr  eine  Ausnahme 
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bilden,  und  für  die  Sünden  der  Vätcar  büßt  ii  Ti  isi^pn.  doch  nach 
wie  vor  berechtig  bleiben,  letzteren  durch  Testament  Zu- 
wendungen machen  zu  können,  nhne  solche  von  denselben 
(Alimente  abgesehen»  emiifaiii^an  xu  dürlen  ' 

Die  Uebertrajorlia!  kcir  der  Vatprschaft*.klage  auf  die  Krbeu 
und  Recht.snaclilulger  des  illegitimen  Kindes  und  gegen  die  de»s 
Terstorbenen  außerehelichen  Vaters  entsprechend  der  analogen 
Bestimmung  Art.  178  c.  c.  für  legitime  Kinder  zu  normieren« 
steht  ebenso  dringend  zu  erwarten,  wie  die  endliche  vorbehalt- 
lose Zulassung  des  Zengenbeweises  im  VaterschaftsproaEesse. 
Dieser  Beweis  hängt  heute  bei  der  Mutterschaftsklage  s.  Art 
190  c.  c.)  stets  davon  ab,  daß  wenigstens  „etwas  schrift- 
licher r5(  wf'is-  erbracht  wer<^p  oder  aber  für  ZiikssnüL-^ 
von  Zcuyi'ii  .Kiclitsverniutungm  ikIci-  sonst  schwerwici:» mir 
ITinstäiuU'"  .sijrcclicn.  Etwas  sclirililicher  lU'\vei>  \'vi  As  (, 
Analphabeten  in  der  italienischen  lievülkening,  die  sich  ofttnbar 
gerade  in  den  Klassen  betiudeu,  die  am  meisten  illegitime 
Kinder  hervorbringen!  Der  Eid  als  Beweismittel,  insoweit 
derselbe  von  der  außerehelichen  Mutter  zu  leisten  wäre,  wird 
in  Italien  selbst  von  Miiiinem  der  Wissenschaft,  wie  Mori 
perliorresziert,  eventuell  auch  von  ihm  nur  als  Srgänzangaeid 
dem  ill^timen  Vater  anvertraut.  Der  Gesetzentwnrf  Zanar- 
delli's  —  nicht  der  Bericht  dt  r  parlameiitarisrhen  Kommission 
hierüber  —  erscheint  als  der  relativ  vorgeschritteuste. 

*  * 
♦ 

Unser  deutsches  Recht  kennt  die  Anerkennung  §  1718  des 
BGB,  macht  keinen  Unterschied  zwischen  unehelichen  Kindern, 
kennt  deshalb  auch  keinerlei  Ausnahmebestimmungen  für 
adttUermi  und  ittcestuosi.  Der  Alimentationsanspruch  kann 
auch  gegen  die  Erben  und  Rechtsnachfolger  des  außerehelichen 
Vaters  geltend  gemacht  werden,  endet  also  lit  mit  dem  Tode 
des  außerehelichen  Vaters;  das  H(;B  hat  dai<  französisch-recht- 
liche Verbot  des  ^40  code  framais  verwnrft  ii  und  die  Vater- 
<rliaftskla}re  zutrelassefi.  den  Vater  auch  in  erster  Linie  alimen- 
{atiuiispliichtiL:  «  rklart.  Die  Legitimation  ist  nach  veniünftijren 
Grundsätzen  grivg^elt,  auch  bei  der  Adoption  die  Annahme 
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eines  anelieliclu  n  Kindes  abseiten  der  aofierebelicben  Mutter 
nach  Planck  IV  490  zulässig,  während  andererseits  im  gleichen 
FaHe  dem  außerehelichen  Vater  Befreiung  von  den  Erforder- 
nissen des  ij  1744  BGH  vorzugsweise  bewilli^rt  wird.  Dn^rogen 
I -t-sf iimiit  §  1089  Alts,  'l:  Kin  nneheliclus  Kind  und  disstii 
\  ater  gelten  als  nicht  verwunUt;  infolgt dcssrn  schlieljt  das 
H<iB  die  Erbfolge  nach  dem  außerehelichen  Vater  aus.  Dem- 
gegenüber erhebt  sich  das  Eheverbot  des  §  1310  Abs.  2,  in  dem 
ausdrücklich  die  Verwandtschaft  zwischen  dem  Vater  und  seinem 
außerehelichen  Kinde  konstatiert  wird.  Dieser  offenbare  Wider- 
spruch fordert  Abhülfe.  Die  geringste  Bemedur  könnte  in  erb- 
rechtlicher Beziehung  ihilitn  i  rfidgt  n.  daß  falls  der  illegitime 
Vater  intestatus  verstirbt,  ohne  Hinterlassung  von  Verwandten 
niif-triiiiMidpr,  absteigender  o<ler  der  Srifi  nlinic  bezw.  ohne 
Kliegutten,  i>eiu  außereheliches  Kind  dem  Fisku:»  vurgeht. 


Literaturberichte 


Internationale«  Recht. 

Kraemer,  Bruno.    Die  unterseeisdien  Telegraphenkabel  in  Kriegszetten. 
lieft  5  in  Bd.  I  der  Rostocker  „Rechtswissenschaftlicben  istudien*",  heraas- 
^(.fTohen  von  B.  Ma  t thius  nnd  H.  Qeffkeu.  l^zig  (A,  Deichert 
Veriagsbncbbandlang  Nacbf.) 

Die  unter  obigem  Titel  erschieoeoe  Abhandliui<j;,  die  dem  Verfasser 
dieser  Zeilen  vor  JohievfriBt  sor  Bespredkong  zuging,  ist  swer  inxwiadien 
dardi  die  nmfeaeendeie  Arbeit  Ton  Schol»  .Krieg  und  Seekabel"  1904  in 
gewlMem  Sinne  fiberholt  worden,  Inetet  abw  immer  noch  ein  großes  stoffliches 
Interesse.    Denn  es  ist  bisher  nicht  gelungen,  sich  über  den  Schutz,  den  die 
Kabel  in  Kriet^sz«  it*  n  {Tfnipßpn  sollen,  auch  nur  unter  ilt-n  nflfhrtcn  zu  einigen. 
Srtzen  wir  auch  hier  utuscnr  Hoffnum:  auf  die  Arbeit  des  zwcitm  Haairer 
Kuugresses,  so  ist  die  Erfülluiig  hulchcr  lioQuuug  duch  immer  noch  ungewiU. 
Eine  wertvolle  Vorarbeit  ftlr  den  Kongreß  bedeuten  auch  auf  diesem  Felde 
die  Beschlttise  des  Instituts  Ittr  internationales  Recht  Tom  Jahre  1902.  Qrade 
gegen  diese  wendet  ndi  nun  die  Studie  von  Kraem^r  in  weBentlichen 
Punkten.    Relativ  einfach  ist  die  Krditslairt .  wenn  das  Kabet  awei  neutrale 
Länder  oder  die  Länder  der  beiden  Kriegführenden  miteinander  verbindet. 
Im  crsteren  Falle  wird  das  Kabel  nicht  anpfptastet  werden  dürfen,  im  letzt,  rrn 
wird  es  dagegen  jeder  kri»  ü;eri.s(  hen  Akfiuu  preisgegeben  sein,  ausgeiiumnn  ii 
natürlich,  soweit  es  sich  in  neuiraleu  oder  neutralisierten  Gewässern  befindet 
Schwierig  wird  das  Probleni  aber,  wenn  es  sieb  nm  ein  Kabel  handelt,  dafi 
einen  kriegf  tthrenden  Staat  mit  dnem  nentralen  Lande  verbindet  Hier  stehen 
*  sich  die  Interessen  der  Eriegitthreoden  nnd  der  Zentralen  sdnoS  gigenflber. 
Nach  Art.  m  der  Beschlflsse  des  Instituts  soll  ein  solches  Kabd  vom  Krieg- 
führenden  auf  hoher  See  grondsätzlich  nirlit  (Inrchschnitten  werden  können, 
aas'jenniiiiin'n  den  Fall  ein*T  Blockade  und  auch  hier  nur  vorbehaltlich  seiner 
W  iederhemtellung  binnen  küridester  Frist.   Dagt  gen  wird  das  Abschneiden  des 
Kabels  in  den  feindlichen  Küstcngewässem  trotz  des  Schadens  der  Neutralen 
schlechthin  gestattet.  Gedacht  ist  hierbei  offmbar  immer,  dafi  der  eine  Krieg- 
fahrende  das  Kabel  des  andern  serschneiden  wilL  Frölich  liegt  auch  die 
Möglichkeit  vor,  daB  der  Kriegführende  <  s  für  opportun  hält,  sein  eigenes 
Kabel,  das  von  ihm  aus  zu  einem  Neutralen  führt,  zu  durchschneiden.  In- 
dessen, wenn  das  Institut  dem  Krierjführenden  das  Recht  geben  will,  das 
Kabel  des  Gegners  iu  dessen  KUstemneer  zu  durchschneiden,  so  wird  man 
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daä  er  dann  erst  recht  sein  «igeOM  Kabel  in  seinem  eigenen  Kflitemiieer 
durchachnciden  darf,  obgleich  es  zn  einem  Neatralen  läuft.  Krnemer 
geht  nun  von  dem  letxterea  Falle  aas  and  versagt  selbst  dem  Kriegführenden 
dicm  Recht,  lom  Beeten  der  Kentimten.  In  folgeiielitiger  Weise  «oU  nach 
Kratmer  dann  das  Kabel  erat  recht  nicht  fdovpt  werden  dürfen  im 
Kflstenm«  f T  i<'s  Gej^n^rs,  ja  nicht  einmal  dann,  wenn  sein  Landnnf^punkt 
an  der  f^siQdUciiea  Küst«  schon  oltlcupiert  ist !  Deno  dann  soll  es  dem  eigenen 
Kabel  des  KtiegfflliKDden  gleidiateben,  da«  dieaer  naeb  Kr  atme  r  ja  anch 
nicht  antasten  darf.  Und  dabei  stimmt  Kraemer  der  Meinung  des  Institute 
zu,  daß  bei  Gelegenheit  einer  rechtagUltigen  Bloclcade  das  Kabel  des  Feinifpfl 
aocb  auf  bober  öee  gekappt  werden  dUrfe.  Also  im  eroberten  feindlichen 
Habn  «dien  die  Hechte  dee  Kriegftthraideii  geringex  eeia,  vie  gdegentlicb 
einer  äber  das  Kflatenmeer  hinausgehenden  Btockade  auf  hoher  See !  Das  it)t 
zunächst  einmal  eine  eigentilmliche  Inkonsequenz.  Dann  aber  müssen  wir 
uns  fragen,  können  wir  eine  so  weitgehende  Beschränkung  der  Kriegführenden 
wirkUch  ab  dem  geltenden  Becbt  cntspiechMBd  anaeben?  Diese  Frage  ist 
aichorlicb  zu  verneinen.  Schon  die  Lehre  des  Instituts  Über  die  gmnds&talidie 
Unvf rl*'tzb<irk<  it  dis  Kindlichen  Kabels  nuf  hoh^r  See.  ausgenommen  den 
Blockadezustand,  steht  m.  E.  mit  dem  geltenden  Recht  nicht  im  Einklang. 
AUerdiogB  meint  aneb  v.  Bar:  ,Bin  Otund,  der  aar  Störaog  des  telq^pbi- 
nchso  Verkehrs  durch  Abschneiden  des  K  ilel.s  in  offener  See  berechtigt,  ilt 
nicht  aufzufinden."  (Archir  für  öffentl.  A'rchf  XV  418.)  Sollte  dieser 
Grund  aber  nicht  einlach  dann  liegen,  daii  die  oBcnc  See  grundsützUch 
Kfiegstbeater  ist  vnd  ist  nidit  gerade  aas  diesmn  Omade  anch  eine  Blockade 
auf  hoher  See  möglich  zum  Schaden  der  neutralen  ScbiSahrt?  Dna  Prublem 
ist  liier  genau  dasselbe  wie  bei  der  Vcrwendims?  von  Minen,  auch  hierfür  uiull 
uiau  u^ch  geltendem  Kecht  im  Uegensatz  zu  Lawrence,  Molland,  Mvoi  v 
und  W0ol»«y  die  hohe  See  freigeben,  worin  auch  Litpmann  in  seiner 
gehaltvollen  Studie  Uber  den  Kieler  Hafen  im  Seekrieg  mir  zugestimmt  liut. 
Zu  dem  cleiclieri  Resultate  ist  speziell  für  die  Kabelfragc  auch  Lifst  ;<;clan|i;t. 
der  auch  nur  innerhalb  der  neutralen  Gewässer  einen  ijchutz  für  das  Kabel 
kennt,  das  einen  der  KriegfOhiendoi  mit  einem  Hentralen  Tcrbindet.  Seltwt 
de  lege  ferenda  wird  man  sich  wahrscheinlich  damit  begnügen  müssen,  dofi 
die  Lehre  de?  Tn.sUtutü  durch  Veroinbarung  zum  geltenden  Rechte»  erlrohen 
vixd;  liegt  doch  in  der  Durchbrechung  des  Satzes  vom  oQenen  3Iet>r  als 
Kfiegstbeater  eine  der  tvesentUchsten  Angaben  der  Reform  des  Seekriegs« 
ncbts.   Aber  mehr  wird  kaum  zu  erreichen  sein. 

Kann  ich  somit  in  Jen  >toLrnKitisrh<'n  Resultaten  von  Ä" r  n  r  m  r  r  keinen 
wescntlicben  Fortschritt  iur  die  Voikerrcchtswissenscbalt  erblicken,  so  soll 
seiner  Studie  doch  gewisset  Wert  nicht  abgeBprochon  werden.  Man  ist 
als  Freund  dieaer  Disziplin  leider  in  Deutschland  nicht  durch  zahlreiche 
Spczialstndten  verwöhnt.  Schon  die  bloße  Tatsache,  daß  hier  einmal  von 
einem  Jungen  deutschen  Gelehrten  ein  so  wichtiges  Kapitel  des  internationalen 
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RecbUlebens  in  Angriff  t-'t  noinrnen  ist.  wirkt  höchst  erfrcalicb.  um  so  mehr. 
Wf  Tin  die  atisländisrlic  Literatur  tinti  namontlirh  aach  dif  tatpichhch«!!  Vor- 
gauge  des  spaniiich-ainenkaiiiücbeD  Krieges,  den  man  nicht  mit  L'arecbt  eioei 
K*1wlkrie(ir  guaatat,  •»  uisfiltig  berfidnielitigt  dnd,  wie  du  tw  Kratmer 
gescbrhrn  ist. 

Marbnig.  Walter  Sehüeking. 

Nippold,  Otfried.   Die  Fortbildung  des  Verldnens  in  TOlkcmchtUdK* 

Strrititfkfittii.  Ein  völkerrechtliches  Probltm  der  Gegenwart  <?pt'zl'~!l  in« 
Hinblick  auf  die  Uaager  Fnedeukonferenz  erörtert.  —  Leipzig  (Duncker 
*  Bumblot)  1907.  VI  «.  MS  Seit«.  —  Mk.  U.  — 

Die  l)eTorsteheode  Baager  Konfenni  gibt  beaondereB  Gnnd.  auf  du 
vorlie^rende  Werk  als  anf  einr-  Krsrheinung  hinzuweisen,  welche  nai  lidrückbchfa 
Aosprucb  auf  die  auimerksomstc  Beachtong  aller  dexjenigeo  zu  erbebe»  hat 
wddw  rieb  mit  den  Fragen  des  YGIkemebtlklMn  Schiede-.  Dntennckaap- 
und  Vennittelungsrerfabrens  zu  befaesen  babeo,  oder  besser  geiagt:  alkf 
derjt'iii<,'L-ii  wcIcIk-  Pflidit  tnnl  Bedürfnis  haben,  ilirr  Anscliätinnjfn  üV-r 
Wesen  und  Aufgaben  der  völkerrecbüichea  Entwickeluog  zo  kontrollieren  und 
ta  kllren. 

Xippolds  Anaebavongen  aind  ao  mtniend  und  ao  frscbtiiar,  «ie 

ir>i(iiil  i'fwu.s.  ihis  fibfr  Vnlkrrrcrlit  p:eschricbcn  ist.  Seinr  Auffa«?ungeB 
stehen  auf  dem  Boden  gründlicher  Kenntnis  der  Tatsachen  des  intemationalM 
Staatenlebena  nnd  ate  atnd  erwacbaen  anl  dem  Gmnde  dee  geanndea  Wirit- 
UeUwitasinncs,  wddier  dob  gleich  entiemt  bftlt  ron  den  Illusionen  eio«s 
völkerrechtlichen  Wolkcnkuckncksbcim  wie  mn  dorn  vtilkerrechtsfeindlicbeD 
CynisniuB  dee  wohlweisen  Philisteriume,  welches  mit  dem  Q«ateiopiats  ,la 
furce  prinu  U  droH*  die  Niehtiglnit  dee  TfitkeRCCihtaideals  nnwiderlegfich 
dargetan  za  beben  Tmneint.  Nippold  eetek  das  Prinzip  dee  VöIkenedM 
in  die  .Solidarität  der  intom.if  ioii.ilpii  IntprcsspTi*  f-  ich  würde  lieber  sagen: 
«die  iüteniattuiiale  tioUdaritÖt  der  nationalen  Interessen'  — ).  Dieses  Pnosip 
vermiBt  er  In  dem  .alteo  Yölkeneebt*,  dem  er  daa  .nene  YSUnnecfat*  im  Sat 
der  modernen  praktiaeben  Rechtagemeinaebaft  der  Staaten  gegenüber  stellt, 
dt-n-n  Gegenstand  hanpt-'nrhJirh  das  intrmation.^le  Verkehrs-  und  Verw  altunri- 
recbt  ist  und  die  nonmcbr  vor  allem  eine  Aosbildong  des  Verfahrens  in 
t<6IberreebllidMB  StreHJi^nitett  e^idnt.  In  dka«  letalerai  Bkibmg  betoni 
JV.  besondere,  dafi  die  Stteitig^tai  iwiaeben  Knltnzataaten  beute  legebal^ 
den  Charakter  von  RrchtsjitrpititrkpiteTi  tragen  Daran  knöpft  er  finc  äft 
Fortentwickelung  des  friedlichen  Verfahrens  gänstige  Prognose  tind  eine  Keibe 
trea  praktiaeben  VorMibligen,  die  im  ganaen  denjenigen  der  iafeeipailanttr 
tariacben  Konferenaen  enteprechen.  Mit  Nachdruck  bebaaptet  er  die  ISttr 
wndiu'keit  und  gute  Aussirht  cirn  r  Enf  wicki  hinp  des  VertnittHnnfrsverfahrfn* 
mit  der  Initiative  dritter  Staaten,  welche  da  einzusetzen  habe,  wo  ancb  du 
-rerrdtkonmitB  SdnedarerUmn  Teraagt.  Hi^mtytr. 
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Von  Professor  D.  C.  L.  LL.  D.  FredeHck  PoUock,  i:rf>DdoQ.*) 

I. 

Unter  Völkerrecht  oder  interaationalem  Recht  verstellt  man 
die  (Tesamtheit  der  Rechtsnormen,  die  von  den  Staaten  der 
Völkerreclit^premeinschaft  als  bindend  in  ihrera  wechselseitigen 
Verkelue  miteinander  und  mit  ihren  Angehörigen  anerkannt 
wonten  sind.  Vertrlge  and  Yenrnbamiigeii  zwiseheii  den  ein- 
zelnen Staaten  können  den  Rechtskzeis  jener  Können  einschränken 
oder  erweitem,  jedoch  nur  mit  der  llafigabe,  daB  jede  derartige 
Abrede  ansscbließlicli  die  vertragschließenden  Teile  verpflichtet. 
Solche  Rechtshandlungen  können,  entsprechend  der  Natur  des 
Falles  und  den  besonderen  Umständen,  das  l-.estehen  einer  Ge- 
wohnheit bezeugen,  welche  die  Kontrahenten  zur  Beqnemlichkeit 
in  passende  Worte  und  in  eine  authentische  Form  zu  kleiden 
wünschten,  wenn  ilies  auch  nicht  die  Regel  bildet.  Anderer- 
seits kann  aber  auf  diesem  Wege  ihre  Unzufriedenheit  mit  der 
vorhandenen  Gewohnheit  und  der  Wonach  nach  Reform,  bezw. 
das  Fehlen  eines  der  Uebereinknnft  vorhergehenden  Gewohnheits* 
rechtes  Qberbaupt,  vor  Angen  geffihrt  werden.  Es  ist  daher 
wertlos,  aUerdingfl  mit  einer  noch  an  erwihnenden  Ansnahme, 
eine  allgemeine  Würdijning  des  Wertes  von  Verträgen  und  von 
ähnlichen  urkundlichen  Fixierungen  als  Beweisstücke  des 
Völkerrechtes  zu  geben  T)rr  eine  Ansnahmefall.  welcher  in- 
dessen von  wachsender  liüuiigkeit  und  Bedeutung  ist.  liej^n  dann 
vor,  wenn  eine  Abrede  oder  Erklkiung  nicht  von  zwei  oder 
drei  Staaten  als  Gegenstand  einer  Abmachung  zwisclien  ihnen 
ausgeht,    sondern    von  einer  beträchtlichen  Zahl  mächtiger 

*)  Tfip  Law  Qi<.trtrr!>!  JierU'tr,  Bd.  18  (1(>()2>  S.  418-42f'.  Mit 
Genebmigung  des  Vu-ius^tTä  ins  Deutsche  übertragen  voo  Dr.  Jur.  Arthur 
AdUrt  Fnttkfart  a.  M. 
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Kulturstaateiif  die  eine  rechtliche  Regelung  von  Angelegenheiten 
allgemeinen  und  bleibenden  Interesses  herbei2iifähren  beabsich* 
tigen.  Derartige  Beschlüsse  haben  neaerdings  erst  wieder  das 
Ergebnis  yon  Kongressen  und  Konferenzen  gebildet,  die  ans- 
scbließliclL  zu  jenem  Endzwecke  abgebalten  worden  sind.  Man 
hat  sie  so  formuliert,  daß  sie  den  nachtrfiglichen  Beitritt 
weiterer  Staaten  zulassen  und  sogar  begünstigen.  Wenn  alle 
Großmächte,  oder  wenigstens  die  meisten,  zu  gewissen,  bereits 
allgemein  angewandten  Regeln  übereingekommen  sind,  so  sind 
zweifellos  die  so  gebilligten  Rechtssätze  in  der  Staatenpraxis, 
selbst  für  die  Staaten,  die  nicht  ausdrücklich  beigetreten  waren, 
von  schwerwiegender  Bedeutung.  Es  ist  kaum  zu  viel  gesagt, 
daß  derartige  Erklärungen,  in  Ermangelung  des  prompten  und 
wirksamen  Widcrspruclies  seitens  einer  Großmacht  ersten  Ranjares, 
^  in  kurzer  Frist  einen  Teil  de^  universell  rezipierten  Völker- 
rechtes ausmachen  werden.  Wie  unter  den  Individuen,  so  ist 
es  auch  unter  den  Staaten:  die  Meinungen  und  das  HerkouMiien 
der  leitenden  Glieder  in  einem  Gemeinwesen  trafen  dazu  bei, 
ein  antoritntives  Beispiel  für  das  Ganze  zu  geln-n.  Einen 
sclilagenden  Beweis  für  dies»-  Tt-inlenz  hat  der  spaniscli-nurd- 
amerikanische  Krieg  des  Jahres  1898  erbracht.  Keiner  der 
Kriegführenden  hatte  die  Bestimmungen  der  Pariser  Seerechts- 
deklaration von  1856  über  die  Kaperei  unterzeichnet;  die  Ver- 
eini>rten  Staaten  hatten  sogar  eine  Beitrittserklärung  grundsätzlich 
abgelehnt.  Ueberdies  war  die  Pariser  Seerechtsdeklaration, 
was  die  Form  betrifft,  kein  Abkommen  von  höchster  völker- 
rechtlicher Autorität.  Trotzdem  gab  die  Union  bei  Ausbrach 
des  Krieges  ihre  Absicht  bekannt,  der  Deklaration  beizutreten, 
und  deren  Rechtssätze  sind  im  Verlaufe  des  Krieges  yon  beiden 
Staaten  ordnungsmäßig  befolgt  worden.  Es  ist  leicht  möglich, 
daß  einige  der  WQnsche,  die  auf  der  Haager  Friedenskonfereos 
im  Jahre  1899  zu  Protokoll  gebracht  worden  sind,  als  Teil  des 
Öffentlichen  Rechtes  der  Kulturstaaten  durch  allgemeine  An- 
erkennung ohne  jede  formelle  Ratifikation  aUmählich  angenom- 
men werden. 

Im  ganzen  beruht  also  das  Völkerrecht  auf  einer  allgemeinen 
Uebert'instimmun^,  die,  wenn  sie  auch  nur  ergäiueuU  duicii 
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ausdrückliche  Bechtssatznng  beeinflußt  und  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  bestimmt  wird,  doch  unter  den  vorhandenen 
Umständen  niemals  vollständig  in  eine  Formel  gebracht  werden 
kann.  Das  will  soviel  heiflen,  als  daß  das  Ydlkerrecht  dem 
Gewohnheitsrechte  gleichgestellt  werden  muß.  Einige  nehmen 
an,  daß,  soweit  es  nicht  in  authentischen  Staatsakten  enthalten 
ist,  es  der  Willkür  der  Lehrmeinongen  überlassen  bleibt ;  damit 
bat  man  n.  a.  beweisen  wolleUf  daß  die  Existenz  des  Völker- 
rechtes nur  eine  Fiktion  sei.  Die  Ansicht  der  höchsten  gesetz- 
mäßigen Autoritäten  der  Englisch  redenden  Welt  geht  dahin, 
daß  die  Meinungen  erfahrener  und  bewährter  Publizisten  nicht 
als  bloßes  Gutachten,  sondern  als  Beweis  für  die  bestehende 
Staatenpraxis  gelten  sollen.  Wenn  wir  etwas  duix  ii  Publizisten 
erlaliren  und  gleichzeitig  in  der  Lage  sind,  ihre  Schlüsse  zu 
prüfen,  so  können  wir  uns  dieser  Mittel,  wie  bei  einer  jeden 
historischen  Forschung,  bedienen.  Das  macht  jedocli  ilir  Zeugnis 
noch  nicht  wertlos,  wie  einige  Neuere  behauptet  zu  haben 
scheinen. 

Nach  einer  Lehrmeinung  binden  die  Normen  des  inter- 
nationalen Hechtes  das  Gewissen  der  Staaten  als  Normen  der 
allgemeinen  Vernunft;  die  ausdrückliche  oder  stillschweigende 
Uebereinstimmung  der  Staaten  soll  nur  ein  Beweis  daiür  sein^ 
daß  die  wirklich  in  Geltung  stehenden  Gesetze  als  vernünftig' 
erUubt,  und  es  deshalb  auch,  aller  Wahrscheinlichkeit  nach, 
sind,  m.  a.  W.,  das  Völkerrecht  ist  nichts  anderes  als  ein  Zweig 
des  Natnrrechtes.  Darin  liegt  mehr  als  ein  Körnchen  ge- 
schichtlicher Wahrheit,  wie  wir  noch  sehen  werden.  Als  da» 
moderne  Völkerrecht  aufkam,  wurde  es  im  Namen  des  Natur- 
rechtes  begrüßt,  das  lange  Zeit  eine  umfassende  Herrschaft 
aasgeübt  hatte.  Zu  einem  anderen  Zwecke  scheint  die  speku- 
lative Frage  kaum  wert,  aufgeworfen  zu  werden.  Jede  Bechts- 
wissenscfaaft,  die  mit  wirklichen  Rechtsansprüchen  in  der  Welt 
der  wirklichen,  menschlichen  Streitigkeiten  zu  tun  hat,  muß 
das  als  vernünftig  ansehen,  was  allgemein  und  von  vernünftigen 
Personen,  die  mit  dem  in  Betracht  kommenden  Gegenstande 
vertraut  sind,  so  erachtet  wird.  Nun  kann  aber  nicht  ange- 
nommen werden,  daß  sämtliche  Kulturstaaten  dem  beitreten 

17* 


Digitized  by  Google 


254 


PoUock, 


sollten,  was  sie  nicht  für  vernüoltig  hielten,  oder  daß  die 
Staatsregierungen  weit  hinter  der  Moral  und  der  geistigen  Höhe 
eines  mittelmässig  klugen  Staatsbärgers  zurückstehen  sollten. 
Andererseits  ist  es  ein  allgemeiner  Grundsatz  der  Rechtswisses- 
schaft,  daß  im  Zweifel  diejenige  Vorschrift  oder  Auslegung 
anzuwenden  ist,  welche  das  vernünftigste  Ergebnis  zeitigt.  Das 
Völkerrecht  ist  zum  mindesten  ebensogut  als  irgend  eine  andere 
Rechtsdisziplin  zum  Genüsse  der  Wohltat  dieses  allgemeinen 
Grundsatzes  berechtigt.  Je  mehr  man  aber  die  Analogie  des 
Völkerrechtes  mit  dem  Landesrechte  zuläßt,  desto  weniger  darf 
man  erwarten,  daß  sie  das  ganze  Gebiet  moralischer  Pflichtes 
umfaEt,  oder  daß  sie  auf  eine  Anzahl  ethischer  Vorschriften 
reduziert  werden  kann,  die  in  regelmäßiger  Folge  von  ersten 
Grundsätzen  geleitet  sind.  Kein  Staatenkongreß  oder  Staaten- 
konzert hat  auch  jemals  beansprucht,  in  bezug  auf  Treue  und 
Moral  erhaben  zu  sein. 

lieber  diu  unvollkommenen  Zustand  des  Völkerrechtes, 
iiaiulich  insofern  ihm  ein  internationaler  Gerichtsliof  mit  Exe- 
kutivgewalt t'i'hlt,  ist  von  jeher  geredet  worden,  schon  damals 
als  Dnnte  seinen  Traktat  «De  iMonarchia''  schrieb.  Manche 
tSchriltsreller  haben  dits  zum  Beweise  für  die  Nichtexist^nz 
eines  Völkerrechtes  aufgeführt.  Hierauf  ist  zunächst  zu  er- 
widern, daß  bei  allen  St nntsi^e walten  die  den  Gerichten  zu- 
stehende Exekutive  einmal  rudimentär  g'ewesen  ist,  wenn  über- 
haupt von  einer  solchen  Exekutive  gesprochen  werden  konnte. 
Jedenfalls  ist  es  nicht  überall  wahr,  daß  selbst  die  höchsten 
Gerichte  in  den  modernsten  Kultursta&ten  immer  die  Voll- 
streckung ihrer  Urteile  erzwingen  können.  So  hat  noch  drei 
Jahrzehnte  vor  dem  amerikanischen  Bürgerkriege  der  Staat 
Georgia  dem  obersten  Gerichtshofe  der  Vereinigten  Staaten 
anderthalb  Jahre  lang  Trotz  geboten,  mit  dem  offenen  Bekennt* 
nisse  des  Präsidenten  der  Union :  „John  Marshall  hat  das  Urteil 
gefällt,  er  soll  es  auch  vollstrecken  lassen'*.  Trotzdem  war 
das  Yon  John  Marshall  ergangene  Urteil  ein  Teil  des  ameri- 
kanischen Rechtes  und  wäre  es  auch  geblieben,  selbst  wenn 
seine  Vollstreckung  in  diesem  besonderen  Falle  ganz  unmöglich 
gewesen  wäre.  Im  Mittelalter  geschah  es  nicht  selten,  daß  mil- 
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einander  rivalisierende  Gerichte,  selbst  wenn  sie  dem  gleichen 
politischen  Verbände  angehörten,  sich  geg'enseitipr  einen  Prozeß 
abspcnsti}:'  mv\  die  Kecht^precliiin?  auf  joilt.'  nur  cnlenkliflie 
Weise,  die  gt-rade  keine  Handgreillichkeit  in  sieh  barg,  streitig 
zu  machen  suchten.  Es  bat  (rerichte  mit  einer  soi^fullig  aus- 
gearbeiteten Verfassung  und  einem  dementsprechenden  Verfahren, 
und  doch  ohne  jede  zwingende  Gewalt,  gegeben,  fiekanntlich 
war  dies  der  vorherrschende  Znstand  in  Island,  korz  vor  der 
normaonischen  Erobemng.  Oline  Zweifel  gibt  es  einzelne  fabel- 
hafte Erzählungen  selbst  in  den  Sagas,  welche,  wie  beispiels- 
weise die  J!^j4KSaga,  die  historischsten  Stoffe  enthalten;  aber  ihre 
allgemeine  Nachricht  über  die  gesellschaftlirhen  Zustände  und 
die  vorhandenen  Institutionen  kann  für  den  vorliegenden  Zweck 
eis  genügend  wahr  angesehen  werden. 

Eis  ist  ganz  richtig,  daß,  soweit  das  Völkerrecht  in  der 
Rechtsprechung  angewandt  worden  ist,  es  Gerichte  einzelner 
Staaten  waren,  die  oft,  wenn  auch  nicht  immer,  Fälle  ent> 
schieden  haben,  bei  welchen  sie  nnmittelbar  beteiligt  waren. 
Allein  diese  Gerichte  haben  immer  ausgesprochen,  daß  sie  ein 
internationales,  kein  rein  nationales  Recht  berücksichtigten.  Sie 
haben  sich  aufrichtig  bemüht,  unparteiische  Leitung  zu  finden. 
Am  schlimmsten  wird  sich  ihre  Lage  gestalten,  wenn  sie  sich 
in  der  eines  Richters  in  eigener  Sache  befinden,  was  überhaupt 
niemals  sein  sollte.  Zieht  man  jtdoch  die  Analogie  des  Landes- 
rechtes und  die  allpemeiu  anerkannten  Reehtsgnmdsätze  zu 
Bäte,  so  wird  man  finden,  daß,  im  Falle  der  Not,  ein  Richter 
in  eigener  Angelegenheit  zu  sein  immer  noch  besser  ist  als  ein 
gftnzliches  Yeisagen  von  Justiz  und  Gerichtsbarkeit,  und  daß 
der  Richter,  der  sich  in  jener  Lage  befindet,  die  Sache  anhören 
und  entscheiden  muß,  indem  er  sein  eigenes  Interesse  dabei  so 
viel  wie  möglich  hintansetzt. 

Man  nimmt  ziemlich  allgemein  an,  daß  alle  Streitigkeiten 
zwischen  souveränen  Staaten  denjenigen  der  Individuen  unter- 
einander entsprechen  und  daher  in  grh^if^ht  r  \V(  ise  durch  ein 
gerichtliches  Vertuhren  gesehlichtet  werden  küniieii,  wenn  nur 
für  eine  angemessene  richterliche  Autorität  geborgt  wird.  Leider 
ist  dies  nicht  der  Fall.  Die  eine  Klasse  internationaler  Streitig- 
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keiten,  die  sich  auf  Grenz-  und  Tenitorialiechte  bezieht,  bildet 
ein  nahezu  vollkommenes  Analogon  zu  den  Eigentumsklagen. 
Die  Hauptanlgabe  in  derartigen  Fftllen  ist  die,  ein  Gericht 
anzugeben,  dessen  Entscheidung  von  beiden  Parteien  anerkannt 
wird,  wobei  die  Angabe  des  Grundes  des  erbobenen  Anspruches 
unter  Umständen  höchst  beschwiiilich  werden  kann.  Es  wird 
hier  stets  ein  Vorvertrag  über  den  l  ntiaiig  des  zur  Entschei- 
dung reifen  Stoffes  altges(lilf»ssen  werden.  Nichtsdestoweniger 
sind  die  Schwierigkeiten  derart,  daß  sie  mit  gutem  Willen  und 
Redliehkeit  ii)>erwnii(len  werden  können,  und  in  der  Tat  sind 
viele  Grenz-  und  almlKiie  Streitifxkeiten.  die  in  früheren  Zeiten 
entweder  Veranlassung  zn  Krie^^en  oder  einen  geeignete??  Vor- 
wand dazu  «refreben  haben  würden,  auf  iriedlichem  Wej^e  i)ei- 
gelegt  worden.  Es  kann  sogar,  und  durch  die  Anal(»gie  aus 
dem  Privatrechte  unterstützt,  gesagt  werden,  daß  eine  von  zu- 
ständiger Stelle  gegebene  Entscheidung  stets  gerechter  und, 
was  noch  mehr  bedeutet,  für  die  Parteien  zufriedenstellender 
sein  wird,  als  ein  durch  unmittelbare  Verhandlung  geschaffenes 
Kompromiß. 

Andere  Zwistigkeiten  beruhen  auf  der  behaupteten  Ver- 
letzung oder  NichterffiHung  von  Verpflichtungen,  wie  sie  durch 
Verträge,  Deklarationen  oder  gemeinsame,  gewohnheitsrechtUche 
Pflichten  den  Staaten  in  besonderen  Umstfinden  auferlegt  worden 
sind,  wie  z.  B.  der  Bruch  der  Neutralität  oder  die  Ueber- 
schreitung  in  der  Ausübung  der  Rechte  eines  Eriegfflhrenden 
gegen  Neutrale.  Solche  Fälle  sind  zu  einer  gerichtlichen  Ent- 
scheidung weniger  geeignet  als  die  zuerst  erwähnte  Klasse. 
Bedeutend  schwieriger  ist  es,  das  Gebiet  des  zulfissigen  Tuns 
abzugrenzen  und  feindliche  Anschuldigungen  und  andere  leicht 
zündende  Themata  ausziu-chließen.  Es  gibt  wenig  delikatere 
und  undefinierbarere  Fragen  als  die,  was  in  einem  gegebenen 
Falle  als  .iinfmiiidliches  Verhalten"  anzusehen  ist.  Die 
Schwieritrkeit  wächst  noch,  wenn,  wie  es  oft  jr^srhieht,  keine 
daneiii  le  Festsetzung  möglich  ist,  ohne  Bestimmungen  für  die 
Zukunft  festzulegen,  die  in  Wirklichkeit  wieder  zu  einer  neuen 
Vereinbarung  führen.  Hier  ist  es  am  besten,  die  ganze  An- 
gelegenheit durch  unmittelbare  Unterhandlung  zu  ordnen.  Sogar 
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da,  wo  die  Festsetzung  die  Form  des  Schiedsspniches  ange- 
nommen hat,  wird  man  finden,  daß  einige  oder  die  meisten 
Hauptpunkte  wirklich  von  der  einen  oder  anderen  Partei  ein- 
geräumt worden  sind.  So  lagen  beispielsweise  die  Verhältnisse 
bei  der  Alabama-Frage,  we^^en  der  ein  Zwist  zwischen  England 
und  den  Vereinigten  Staaten  von  xVürdainerika  ausgebrochen  war. 

Die  gefährlichsten  Streitgebiete  der  Staaten  sind  diejenigen, 
welche  keine  endgttltige  Abgrenznog  zulassen  oder  nur  aof  die  alte 
Formel  des  Ennins  znrIIckgeffUirt  werden  können:  „uter  esset 
^Mduperaior',  Einipfe  nm  Suprematie  oder  Vormaclitstellung 
sind  keinem  Argumente  und  keiner  Entscheidung  unterworfen.  Der 
fonnelle  Verwand  hierzu  kann  unscheinbar  sein;  das  macht 
jedoch  die  in  Betracht  kommenden  Faktoren  nicht  williger,  zu 
einer  Vermittehing  aufzufordern  oder  eine  solche  zu  dulden. 
Das  einzige,  vollständig  wirksame  Mittel  ist  eine  Koalition  von 
Mächten  mit  überlegener,  gemeinsamer  Stärke,  die  fest  ent- 
schlossen sind,  den  Frieden  auf  keine  Weise  stören  zu  lassen. 
Die  Furcht  hiervor  hat  eine  Anzahl  kleinerer  Kriege  verhindert; 
sie  kann  9ha  selten  Staaten  beeinflussen,  die  mfichtig  genug 
sind,  nm  eine  derartige  Einmischung  zurOckznweisen  oder  durch 
neue  Verwickelungen  abzuwenden.  Freundliches  Zureden,  An- 
erbieten gutw  Dienste  und  andere  wohltätige  diplomatische 
Künste  können  einen  Krieg  zwischen  Großmächten  abwenden. 
Sie  haben  es  auch  zuweilen  getan  und  vielleicht  bei  Gelegen- 
heiten und  unter  Umütaudeu,  die  eine  weise  Rücksicht  für  das 
Gesamtintel eüse  des  Friedens  bisher  geheim  gehalten  hat.  Was 
auch  durch  das  Mittel  ständiger  Empfehlungen,  von  ünter- 
snchungs^  oder  Yersöhnungskommissionen  und  lUmlichem  dazu 
dienen  mag,  um  den  Weg  für  jedes  derartige  Verfahren  zu 
glätten,  ist  hoch  anzuerkennen.  Aber  in  der  Hauptsache  muß 
die  Verantwortlichkeit  für  die  Beschäftigung  mit  den  sogenannten 
Fragen  der  nationalen  Ehre  und  vitalen  Interessen  von  den 
Regiernngen  der  Großmächte  selber  norli  für  lange  Zeit  ab- 
hängen. Materielle  wie  ideelle  Erwägungen,  die  als  Klnglieit 
erschein*'n  mögen,  lialicn  im  letzten  .Mcri.schenalter  an  Starke 
zugcnuiüuieu.  Die  materiellen  Krwajj:ungen  sind  t'inhMU'iitcnd 
und  notorisch,  während  die  ideellen  bis  jeizi  noch  in  keine 
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bestimmte  Form  gefaßt  werden  konnten;  sie  sind  jedoch  nichts- 
destoweniger wksam.  Inzwisclien  mfissen  Schiedsverträge, 
die  soigfältig  entworfen  sind,  so  daß  sie  nur  diejenigen  Fälle 
nmfassen,  bei  welchen  ein  Schiedsspruch  wirklich  ansfühibar 
ist,  gefordert  werden,  selbst  wenn  sie  nnr  mittelbaren  Vorteil 
gewähren,  obgleich  anch  das  nicht  als  üniTersalmittel  betrachtet 
werden  dürfte. 

II. 

Der  Urspriing^  des  niudeinen  Völkerrechtes  als  eines  klaren 
Systems  voü  Keclitsnorinen  soll  im  folp-enden  kurz  skizziert 
werden.  Es  hat  einmal  eine  bedeutende  Aelinlichkeit,  die  jetzt 
beinahe  in  Vergessen^ifit  geraten  ist,  zwischen  dem  Völker- 
rechte und  einem  anderen  kosmopolitischen  Komplexe  weltlichen 
Gewohnheitsrechtes,  dem  Handelsrechte,  gegreben,  nämlich  in 
der  Art  der  Verbreitung  and  Aufnahme.  Das  Handelsreclit  ist 
von  den  nationalen  Gesetzgebungen  des  Erdballs  so  assimiliert 
worden,  daß  es  gerade  dnrch  die  Vollkommenheit  des  eigenen 
Sieges  seiner  Sonderezistenz  verlustig  gegangen  ist.  Anch  das 
Handelsrecht  war,  ebenso  wie  das  Völkerrecht,  ursprünglich 
unabhängig yom  gewöhnlichen  staatlichenBechte  und  beanspruchte 
die  Achtung  und  Pflege  seitens  der  nationalen  Behörden,  wie 
ein  Zweig  des  Naturrechtes,  als  Inbegriff  von  Bechtssätzen,  die 
durch  die  natürliche  menschliche  Vernunft  bewiesen  werden 
und  deshalb  zu  allgemeiner  Befolgung  verpflichteten.  Es  war 
das  Naturrocht,  auf  das  man  sich  zur  vernunftslehrigen  Lösung 
staatlicher  und  dynastischer  Streitigkeiten  berief.  Im  Namen 
des  Naturrechtes  hat  in  Eii^^land  der  Kanzler  Eduards  IV.  das 
Recht  der  aiisländisclien  Kaufleute  durcli^^esetzt,  ihre  Angelegen- 
lieiten  dem  Billigkeitsrechte  zu  unterwerfen.')  Man  muß  sich 
erinnern,  wie  stark  die  Naturrechtsleiire  in  den  Köpfen  der 
mittelalterlichen  Publizisten  spukte.   Die  Aufgabe  des  Hugo 

1)  Im  Jahn  1473,  T.B.  13  Ba.  IV,  9.  pl.  ö.  Dm  NAtoneoht  ist  bei- 
Ittofig  all  ^Graadlhgfi  allen  Bechtes*  nicht  lange  Torher  anerkannt  worden. 
Et  gehört  nicht  an  nnserer  Antgahe,  an  nntersuchen,  ob  irgend  ein  politischef 

System  zur  UaterstUtzUD^  der  königlichen  Macht  durdi  diese  gelegentlichen 
Eil.issc  ^'('dicnt  hu(.  Wir  wi.ssen,  daß  nachmals  die  Tiidors  das  tttatut« 
law  als  die  bequenute  Handhabe  gebraucht  und  daß  die  Stuarta  sich  so  Tiel 
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Grofiifs,  sowie  seiner  Vorläufer  und  Nachfolger,  hat  darin 
bestanden,  einen  Zweig  des  Naturrechtes  zu  eliminieren  und  zu 
spezialisieron,  vor  dem  sich  jedermann  beiig:te,  nicht  '1ms  zu 
ei'sinnen,  was  ihnen  am  näclisten  la^.  Man  würde  fehltet  Ij i  n. 
weuu  man  annähme,  daß  Alberico  Gcntili  oder  Huffo 
Grotius  die  Begriöe  der  römischen  Juristen  von  ins  naturaU 
und  ius  gentium  für  eine  Welt  wieder  aufleben  ließen,  die  sie 
bereits  g&nzlieh  yeigessen  halte.  In  der  Tat  war  jede  politische 
und  moralische  Erörtemng  lange  Zeit  von  einer  künstlichen 
Theorie  des  Naturrechtes  beherrscht,  deren  Sporen  auf  drei 
bestimmte  Qodlen  in  der  Literatur  zurückgingen,  die  von  den 
Peprfmdern  der  mittelalterlichen  Gelehrsamkeit  als  Autorität 
betrachtet  wurden.  Das  Naturrecht  wurde  aufgebaut,  und  zwar 
granz  offen,  teils  auf  Stellen  bei  Aristotch's,  die  von  einem 
natürlichen  liechte  sprachen,  teils  auf  Ausführungen  späterer 
griechischer,  meist  stoischer  Philosophen,  wie  sie  bei  Cicero 
vnd  anderen  Autoren  bis  auf  die  Kirchenväter  gefunden  wurden, 
und  schließlich  zom  Teil  auf  der  kunstgerechten  Weiterent^ 
^kelnng  jener  Anschauungen  durch  rdmiscbe  Juristen,  die  sich 
auf  der  Suche  nach  der  theoretischen  Grundlage  fOr  ein  Becht 
befonden,  das  ans  einem  nationalen  oder  Stammesrechte  zu 
einem  kosmopolitischen  geworden  war.^) 

Alle  diese  Autoritäten  pralten  den  Gelehrten  des  12.  und 
13.  Jahrhunderts  als  nahezu  heiiiiir.  Das  Corpus  juris  QV&cXiim 
ihnen  nicht  als  peschichtlicho  Aufzeichnung  republikanischer 
und  kaiserliciier  Ikchtsvorschrifttü  eines  heidnischen  Staats- 
wesens, sondern  ah»  Ueberlieferung  des  strenggläubigen  Kaisers 
Jmtinian,  Die  Lehre  Ciceros  ist  mit  jedem  nur  unberechtigten 
Beifalle  in  Zitaten  und  Kommentaren  christlicher  und  selig  ge- 
sprochener  Autoren  verbreitet  worden,  üeber  das  Ansehen  des 


wie  mSglicb  an  das  Vnrrffht  der  Kroiif  in  h*>7nf;  .itif  Conntum  I.ntc  fjo- 
baltea  babea.  Die  Tbcohe  des  göttlicbeu  Recbtcs  in  ihrer  engUscben  Ge- 
sUltoog  atelU«  ein  ttogstehiektei  und  fw^tetot  StOek  ip^alativ«D  N*tiir- 
nchtes  dar»  nnd  iwnr  eine  aehlechte  Probe  dieser  Art 

Ueber  natura,  natuialts,  naiuralUer  im  Corpus  Juris  vergl, 
Ü.  (i  nitJen  icitz  in  drr  Festj:ahf  ij.  r  inristischeu  Fakultät  XU  Königsberg 
Mit  Joh.  Theod.  Schtrnier.    Ivonigsberg  i.  Pr.  lyUÜ. 
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Aristoteles  l)rauclit  kaum  geredet  werden,  denn  er  bildet 
den  Gntndstock  des  Wissens  bei  allen  damaligen  Gelehrten. 
Durcli  Bolcbe  Ehrende  Namen  gerechtfertigt,  stellte  sich  du 
Natnrrecht  als  eine  Norm  menschlichen  Verhaltens,  miabhingig 
von  der  positiTen  Gesetzgebung  und  sogar  ron  der  gdtüicben 
Offenbarun«:.  dar,  immer  und  überall  bindend  kraft  seiner  wahren 
Vernunft.  Der  moderne  Leser  ist  geneigt  anzunehmen,  dsfi 
dieses  Naturrecht.  üIht  welches  ein  solches  ^Mysttrium  ver- 
breitet worden  ist,  uiclits  weiter  als  ein  anderer  Name  für  die 
allgemeinen  Grundsätze  der  Sittenlehre  war.  ^)  Vom  heutigen 
Stand})mikte  aus  betrachtet,  ist  eine  derartif^e  Bemerkung  wohl 
gerechtfertigt.  Aber  man  muß  berücksichtigen,  daß  £thik. 
Politik  nnd  Jarispmdenz  im  mittelalterlichen  Geiste  alls 
weniger  als  klar  voneinander  geschieden  waren.  In  der  Tat 
war  das  Natarrecht  von  weit  grttßerer  theoretischer  nnd  prak- 
tischer Bedeutung  in  politischer  als  in  moralischer  Beziehung. 
Und  sein  politischer  Gehalt  entging  auch  nicht  den  scharf 
Augen  derer,  die  für  Kirche  und  Papsttum  wachten.  Eine  so 
elirwiirdige  Lehre  durfte  nicht  gering  angeschlagen  werden, 
wenn  sie  auch  ihren  Urspnmg  nicht  dem  Schöße  der  Kirclie 
verdankte:  sie  mußte  blind  angenommen  und  verfochten  werden. 
Das  Natnrrecht,  das  als  göttlich,  wenn  auch  nur  durch  weltliche 
Vemonft  erforschbar,  angesehen  wurde,  konnte  nicht  in  Wida>- 
spmch  ZD  dem  wahren  Glauben  oder  zu  dem  Bechte  legitimer 
Ffirsten  treten.  So  wurden  nicht  im  JusHnian,  sondern  aacb 
ArisMtUa  und  Cicero  durch  ihre  Kommentatoren  Termittebt 
einer  Politik,  die  so  kli^  war  als  sie  uns  kflhn  erscheint,  2a 
Anhängern  der  Kirche  gewonnen.  Die  unberechtigte  Suprematie 
des  Naturrechtes  steht  dem  Decrehim  Gratiani  geradezu  anf  die 
Stirn  geschrieben,^)  Auf  diese  Weise  wurde  das  allgemeine 
Ansehen  der  Kirche  gefestigt  oder  wieder  gestärkt,  immerhin 


^)  Vgl.  Holland,  Jurisprndence,  9.  Aufl.,  S.  30. 

*  „N(tiu)  ah'  ins  inlci  otuni'a  primatum  oltinet  tempore  ef  (Jiijnl- 
täte.    Vepit  enim  ab  exordio  rationalis  creaturae,  nec  variatur  temjpore 

nd  immMtabiU  p»rmanet  Moraiia  mättäaia  ad  «M/nrolv  i»f 

tptctant  atfue  iäeo  nMam  mminMitaUm  rec9pt999  nwmtrtmimr.' 
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aber  noch  kein  Monopol  fflr  die  Auslegung  seitens  einer  be- 
smideren  offiziellen  Persönlichkeit  oder  Lehre  geschaffen. 

^eit  Beginn  des  14.  Jahthnnderts,  vielleicht  bereits  früher, 
fand  man,  daß  das  Naturrecht,  ebenso  wie  andere  Dokumente 
der  Dialektik,  in  manchpii  Händpn  zu  einer  Waffe  taugten. 
Vorkämpfer  kaiserlicher  und  päpstlielier  Ansprüche  spielten  es 
iubluift  gegeneinander  aus.  Aber  keiner  von  ihm-n  zweifelte 
jemals  daran,  daß  das  Naturrecht,  sobald  seine  Stelliiiif]f  einmal 
gesichert,  über  Papst  und  Kaiser  gleich  erliaben  war,  wenn 
dies  auch  nicht  bexflgUch  des  sekundären  Natarrechtes,  d.  h.  den 
Folgesätzen,  die  ohne  das  Vorhandensein  einer  positive  Rege- 
lang  vemfinftig  sein  wfirden  oder  könnten,  ab^  durch  positiyes 
menschliches  Recht  modifiziert  werden  können,  stimmte.^)  Die 
Anrufungen  des  Naturrechtes  waren  im  16.  und  17.  Jahrhundert 
kaum  weniger  zahlreich  als  in  den  politischen  und  kirchlichen 
Streitigkeiten,  die  der  Reformationszeit  folgten.  Wie  ein  mittel- 
alterlicher König  hat  das  Naturrecht  die  unbeschränkbare 
Praerogative  der  Gesetzgebung  stets  da  ausgeübt,  wo  die  ordent- 
liche üerichtsbarkeit  einer  Beschleunigung  oder  Ergänzung 
1>edurfte.  Das  neue  Geltungsbereich  wurde  dadurch  geschaffen, 
dafl  man  dem  ältesten  Teile  der  angenommenen  Lehre  einen 
erneuten  Vorsprang  gab. 

m. 

Der  klassische  Ausdruck  ius  ffmUum  war  im  Mittelalter 

ziemlich  aus  der  Mode  gekommen,  aber  deshalb  war  noch  kein 
Grund  vorhanden,  warun^  '^t-  nicht  angewandt  werden  sollte;  und 
dies  war  auch  zuweilen  der  Fall.  In  der  Zeit  der  Renaissance 
gelangte  er  wieder  zu  Ansehen,  so  daß  die  Schriftsteller  des 
16.  Jahrhunderts,  die  sämtlich  unter  dem  Manien  der  Vorläufer 
des  Grotius  liekannt  sind,  wenn  sie  auch  nicht  als  Juristen 
oder  Staatsmänner  sondern  als  Moralisten  schrieben,  ihn  will- 
kfirlich  als  Synonym  für  ius  naturale  oder  mit  Unterschieden 

•)  Das  ist  niedergelegt  durch  Thomas  von  Aquino,  See.  Secundae, 
fM.  hü.  de  iure.  artt.  2,  3.  Die  sekundäre  Bedeutung  des  Natorrechtes 
«rhuigte  eine  Übertriebene  nnd  sogar  «ancbUeiUdie  Hemeh»ft  In  Verbindmig 
mit  dem  utopischen  .Naturstaate*,  D»cbdeiD  die  icboIaiUKbe  Doktrin  nnd 
ihre  teigfiUtigen  DnterscbeidoDgen  Tergeuen  iroiden  WAren. 
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eigener  Eründnng  benntzten.  Die  klassischen  römischen  Juristen 
hatten  keine  bestimmte  Ueberlielerong  über  die  Bezielmngen 
des  iu3  naturale  zum  im  gmUum  hinterlassen,  auch  haben 
schließlicb  ihre  Nachfolger  nicht  alle  Stellen  berQcksichtigt. 
Vielleicht  ist  es  richtig,  unter  ius  naturale  den  Inbegriff  der 
Bechtsregeln  über  das  menschliche  Verhalten  zu  verstehen, 
welche  deshalb  rezipiert  werden  mußten,  weil  sie  in  sich  ver- 
nttnitig  sind,  und  als  uts  gentium  die  Gesamtheit  der  Normen 
zu  bezeichnen,  die  tatsächlich  durch  die  allgemeine  Ueberein- 
stimmung  der  Kulturgemeinschaft  aufgenommen  worden  sind. 
Das  schlösse  nicht  ans,  daß  die  beiden  Ausdrucke,  was  ihre 
praktisclit"  Bedeutuiif^  anlangt,  in  vielen  Fällen  gleichwertig 'mit- 
einander sind,  und  es  steht  fest,  daß  die  römischen  .Juristen  .sie 
geleß^entlich  miteinander  vertauscht  haben.  Kj>  gibt  Beleg- 
stellen für  eine  theuretische  Unterscheidung,  wie  sie  hier  an- 
genomniün  worden  ist,  aber  das  vorhandene  Material  reicht 
nicht  aus,  um  zu  ermessen,  wie  weit  sich  die  allp:eineine  Aner- 
kennung erstreckt  liat;  überdies  sind  selbst  dir  Meinungen  her- 
vorragender moderner  Romanisten  über  diesen  Pnnkt  geteilt. 

Albcrico  Gentiii,  der  mehr  als  irgend  ein  anderer  vor 
Grotius  als  der  Pionier  des  Völkerrechten  bezeichnet  werden 
kann,  stützt  sich  ausdrücklich  auf  die  Identität  des  Völkerrechtes 
(das  allerdings  nicht  mit  dem  Völkerrechte  in  unserem  Sinne 
genau  übereinstimmt)  mit  dem  Naturrechte.  £r  zitiert  die 
römischen  Juristen,  aber,  obgleich  ohne  Beziehungen  zur  Kirche, 
hält  er  mit  so  großer  Achtung  vor  der  scholastischen  Tradition 
zurück,  daß  er  sich  auf  die  Kirchenväter  bezieht.  Nach  seiner 
Meinung  sind  die  Regeln  des  ins  gentium  durch  die  daaemde 
und  allgemeine  Uebereinkunft  der  Menschheit  begrOndet,  ^guod 
succeesive  placere  amnibus  Visum  eet',  da  dies,  wie  er  richtig 
im  Vorgefühle,  daß  er  widersprochen  bleibe,  bemerkt,  das  einzige 
Beweismittel  ist,  durch  welches  das  ungeschriebene  Recht  über^ 
haupt  begründet  werden  kann.  ^)  Aber  diese  Regeln  smd  ebenso 
bindend,  wie  Gen  tili  meint,  da  sie  von  der  absoluten  und  aug:en- 
scheinlichen  Vernunft  diktiert  sind.    Die  allgemeine  Vernunft 

^)  „Et  rrro  noH  scriptum^  ut  hoc  eat,  Htm  ut  atmuefwUt, 
aiiter  Mon  inäucUui " . 
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aber  gebe  si(?li  in  (Ur  rcben  instinimung  vernünftiger  Menschen 
kund.  Was  die  Terminologie  anlan*^,  so  war  Gentiii  nicht 
der  Ansicht,  daß  ti«?  ßentium  aussrhlicßlich  oder  in  erster 
Linie  den  lubegrifi  der  die  Staaten  bindenden  ^lurmen  bedeute. 
Sr  sagt  weiter  aiclitSf  als  daß  die  j^naten  in  ilnreii  Beziehungen 
zueinander,  selbst  im  Eri^,  der  Henschaft  der  natürlichen 
Vemnnft,  die  durch  die  allgemeine  üebereinstimmung  bezeugt 
ist,  nnterworfen  sind,  was  ttnunterBchiedlich  üta  ffenHum  oder 
itis  naturale  genannt  werden  kann,  je  nachdem  innn  mehr 
Gewicht  auf  das  eine  oder  andere  Element  legt.  Hierin  soll 
das  Naturrecht  immer  in  seinen  breiten  Ornndsätzcn  anwt  ndbar 
sein  und  zwar  auch  auf  dem  VVej^c  der  Deduktion,  um,  in  Er- 
riian^relung  einer  anderen  Satzung,  und  olme  Präjudiz,  wo  eine 
zuständige  Autorität  existiert,  auf  jedes  positive  Recht,  das 
nicht  den  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  entgegensteht,  die  von 
jener  AutoritHt  erlassen  sein  können,  eigene  Normen  zn  setzen. 
Dies  ist  die  bekannte  scholastische  Lehre,  welche  bereits  zwischen 
dem  ,primftren*  nnd  dem  «sekundären*  Natnrrechte  erwähnt 
worden  ist.  Im  Falle  des  Krieges  zwischen  unabhängigen 
Souveränen  gibt  es  keine  gewöhnliche,  positive  Autorität;  denn 
Gentiii,  ein  verbannter  Haeretikn-'^  konnte  nicht  zulassen, 
daß  Pa])st  oder  Kaiser  zn  einer  universellen  .Turisdiktion  bc- 
roclitij^^t  wären;  nnd  seit  drr  Rfforniati(tii  war  es  zweifellos, 
daß  keiner  von  beiden  in  ilcr  Tat  zu  einer  solchen  die  Macht 
hatte.  Von  hier  ab  werden  wir  wieder  auf  das  Naturrecht 
gestoßen,  nicht  nnr  für  die  endgültigen  Grundsätze  sondern  auch 
ffir  die  Gesamtheit  der  Bechtsnormen,  die,  einmal  entdeckt,  das 
fua  heüi  begründen  sollten.  Seine  Aufgabe  ist  m.  E.  als  das 
l^zialproblem  zu  betrachten,  das  Xaturrecht  auf  eine  Klam 
von  Fällen  zu  übertragen,  die,  wie  Gentiii  eingangs  bemerkt, 
bisher  durch  systemati.sehe  Scliriftsteller  vernachlässigt  worden 
waren.   Sie  bedeutet  die  Ausfüllung  einer  Lücke  in  dem  bereits 

^)  Alberieo  Gentiii  war  „gezwnngen  sehi  Vaterland  ans  GrQnden 
der  Religion  za  verlassen",  wie  das  Empfehlungsschreiben  des  JTar/  of 
Leiceater  an  die  rniver>it;it  i  »xford  ztMjjt  {Holland,  Alh  Gent.  De  Jure 
Belli,  auf  Seite  VIII  der  Vorredej,  obgleich  nicht  daraus  hervorgeht,  ob  das 
Verfalimi  gegen  ibu  jemals  sn  einem  eadgültigen  AbaclihuMe  führte. 


204 


Pollock, 


bestehenden  Lebi^rerfiste,  keine  Neukonstruktion,  die  ^ößer 
wäre,  als  die  alte  gewesen  ist.  So  erschien  das  ganze  HandeU- 
rerlit  den  scharfsinnifren  enf^lisrliiMi  .Tnristt  n  bis  weit  in  die 
Mitte  des  18.  Jahrhunderts  hin»'iii  als  blolier  Nebenpimkt  ia 
dem  Erwerbe  des  Rechtes  aui  Privateijrentum. 

Bei  Grotius  liegt  die  Sache  anders;  er  beg-innt  ein  neues, 
wobldarcbdachtes  und  großes  Unternehmen  und  eründet  oder 
verwendet  Ausdrficke  hierfür.  Er  definiert  seinen  Gegenstand 
zn  Beginne  als  „ius  illud  guod  inter  populos  piuret  atit 
popvlorum  recttnvs  intercedii*.  Nur  Franm  Suare»  imd 
Hooker  hatten,  wie  es  scheint,  bereits  vor  ihm  diese  B^larildt 
der  Sprache  erlangt^),  und  keiner  von  ihnen  hatte  den  Gegen- 
stand weiter  vorfolgt. 

Für  (i  rot  ins  gibt  es  nicht  blot3  eine  logische  ^lö^^lichkdt 
der  Anwendung  de;*  N'aturrechtes  auf  die  rechtseriiebliclitü 
Tatsachen  des  Krieges  und  der  Diplomatie,  auch  wurde  er  nicht 
damit  zufrieden  gewesen  sein,  zu  sagen,  daß  es  einen  speziellen 
Abschnitt  des  Naturrechtes  gibt,  oder  geben  kann,  wekher 
darüber  handelt.  Er  sieht,  daß  die  Eroberung  diraes  neoen 
Feldes  nicht  nnr  ansfShrbar,  sondern  das  wichtigste  ist,  was 
getan  werden  kann.  Die  neuere  Entwickelung  des  ius  gentmm 
bestand  darin,  wie  es  auch  im  Endergebnisse  war,  alle  früherea 
Arbeiten  zn  verdunkeln.  Der  Name  „Völkerrecht"  kann  mit 
Rocht  der  Wissenschaft  gegeben  werden,  die  jetzt  durch  Aner- 
kennung seitens  einer  großen  Anzahl  souveräner  Staaten  in 
Europa  begriimh  t  wurde.  Es  kann  (hihiii  gestellt  bleiben,  ob 
Gf'otiua  wulite,  daß  die  klassische  Bedeutung  von  ma  geniüm, 
nämlich  die  Gesamtheit  der  durch  allgemeine  Gewohnheit 

')  Der  Wert  d<  r  Kenntnis  der  Stelle,  die  Ton  mehreren  modernen  ? obrif'- 
stcliern  angcfUtirt  wird  (De  Leg.  II.  XIX,  §  9),  aeiteos  Suarez  und  die 
mit  den  Wortoi  «diltoBt:  „ita  in  univtrto  kumatto  gvnere  potiunml 
iura  gentium  moribus  intiodueff  wird  dorcli  seine  Annahme,  daß  die« 

Rt.chtss;iTz<*  nur  gerinj;  an  Z;ihl  nnd  einfache  sind,  eher  abgeschwächt:  ,« 
qiiae  aä  hoc  ius  pertinent  et  pauca  nunt  et  iuri  naturali  veUde  pn- 
jutiqua".  Hooker  gibt  uns  dnen  viel  gereobtereo  BegrjJf  tob  der 

(U-utung  des  Q^enstandes.  suu  ic  l  in*  Einteilung  in  Begeln  an,  die  in  Fried«o»- 

iiti>l  KfjrjfszHtcn  anwendbar  sind.  Mun  is!  versiidit,  t-inen  privaton  Verkfhr 
zwischen  ifookerüad  GentiU&üzuaclmcn,  aber  dafilr  sprechen  keine Beweuf< 
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sanktionierten  Verhaltungsmaßregeln,  fiihig  ist,  Nonnen  in  sich 
zu  enthalten,  die  das  zwischenstaatliche  Gewohnheitsrecht  dar- 
stellen, und  sie  gelegentlich  in  die  lateinische  Literatur  ein- 
bezog. ^  Sicherlich  wußte  er,  daß  gentes  nicht  die  Mehrzahl 
?on  civitas  oder  popitlns  bedeutet,  was  die  alleinigen  klassischen 
Bezeichnungen  für  Staat  oder  Nation  in  ihrer  politischen  Eigen- 
schaft sind,  und  würde  auch  kein  neues  Wort  wie  ins  inter 
gentes  gewagt  haben.  Die  Philologie  hatte  erst  neue  Triiunphe 
gefeiert  und  war  nicht  geneigt,  sich  verspotten  zu  lassen.  Aber 
Grotius  war  erhaben  darüber,  einen  gewissen  Grad  sprach- 
licher Kunst  zu  gebrauchen,  um  die  alte  Autorität  des  üts 
genHum  zn  seinem  Spezialzwecke  umzuändern.  In  der  Tat 
war  diese  Kunst  nicht  ganz  neu.  Suare»  hatte  von  iura 
gentium  in  einem,  was  man  so  nennen  mag,  besonderen  inter- 
nationalen Sinne  gesprochen,  und  Hooker  hatte  wirklich  gesagt, 
daß  ^ike  thirä  kinä  of  law  which  toucheth  aü  such  sevsral 
boätes  polUic  so  far  as  one  of  them  hath  pMic  commerce 
with  another"  Völkerrecht  ist,  nicht  bloß  genannt  wird.^ 

Noch  bemerkenswerter  ist  auf  den  ersten  Blick  die  Sprache, 
die  fast  ein  Jahrtausend  vor  Grotius  von  Isidor us  von 
Sevilla  gebraucht  wird.  Seine  Aufzählung  von  dem,  was 
ius  gentium  sei,  nämlich  Materien  wie  die  kriegerische  Be- 
setzung feindlichen  Staatsgebietes,  Krieg  fiberbaupt,  Frieden, 
Waffenstillstand  und  die  Unverletzlichkeit  der  Gesandten,  könnte 
in  ein  modernes  Kompendium  mit  wenig  Aenderungen  aufge- 
nommen werden.  Dennoch  ist  es  sicher,  daß,  was  auch  den 
guten  Bischof  veranlaßt  hat,  aus  den  Triunniern  des  west- 
römischen Ik'iches  möglichst  die  ;ilt(  rtümliche  Ueberlieferung 
eines  Festus  und   Aulua   Gellitts  zu  erhalten,  etwas  dem 

— —  - 

^)  H.  Netlleship,  Contributiom  to  TmUm  Lexicographfff  s.v. 

2)  Eccl.  Pol.  I  X.  §  12. 

^»  „Tus  yoitium  est  sedium  otvupatin.  aedijU  atin,  uiuniti".  belht, 
caplicilates,  nei  viiutes,  puJstliminin,  loedent,  paces,  inducme,  leytitoi  um 
um  vüdandttrum  rettffiOf  conuubia  inter  alienigmas  prokibita;  et  inde 
in»  gentium  quod  eu  iure  onme  fere  gentes  ututUur^.  J«id.  Step. 
Etfftn.  V  ß  iin  Migne,  Puirol^  Bd.  4U.  S  2  )1);  angeführt  und  mehr  oder 
weniger  von  verschiedenen  modernen  ächrtfutellern  besprochen,  »m  besten 
Tielkicht  noch  voii  Weetlake. 
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modL-nit  n  Vnlkerrpchte  Kiitspreclieiides  niclit  war.  Eher  würde 
fcs  scheinen,  daß  seine  Beispiele  über  allgemeine  Gewohnheit  — 
denn  das  ist  wahrscheinlich  der  treffendste  moderne  Aiisdrnrk 
für  (las,  was  ins  ffoitiuw  dein  LHdorus  bedeutete  -  öffentlichen 
Htaatsangeleg^enheiten  entnommen  waren,  nicht  deshalb,  weil  er 
sie  für  besonders  wichtig  hielt,  sundern  weil  dai»  Privatrecht 
aus  einer  Menge  territorialer  und  nationaler  Gewohnheiten 
bestand,  und  man  nicht  länger  sagen  konnte;,  daß  es  in  privat- 
rechtlichen  Dingen  ein  tus  gentium  gebe.  Zweifellos  war  das 
Kirchenrecht  ein  Weltrecht,  aber  die  wirksame  Verteidigung 
seiner  Univeisalität  und  die  Abgrenzung  seiner  Beziehung  zmn 
Xatnrrechte  waren  einer  späteren,  kraftvolleren  Generation  vor- 
behalten. Vielleicht  stellen  jedoch  die  Worte  des  Isidoras 
ein  fragmentarisches  Exzerpt  ans  einem  früheren  Schriftsteller 
dar,  welches  ohne  einsichtige  Beachtung  des  Zusammenhanges 
gemacht  worden  war.^)  Wäre  dies  der  Fall,  so  könnte  nur 
die  Wiederentdecknng  der  verlorenen  Stelle  auf  die  richtige 
Spur  führen.  Das  im  genimm  wurde,  so  wie  es  von  Zsidorus 
beschlieben  worden  war,  in  das  Decretum  Gratiam  aufge- 
nommen, aber  ohne  Jede  Erläuterung,  und  es  scheint  auf  den 
mittelalterlichen  Begriff  oder  die  Terminologie  dieser  Epoche 
keinen  sonderlichen  Einfluß  ausgeübt  zu  haben.  Alberico 
Gen  tili  verweist  hierauf,  Grotius  augenscheinlich  nicht. 

Im  ganzen  ist  also  die  gemeine  Meinung  gerechtfertigt. 
Grotius*  Name  wird  immer  genannt  werden,  wenn  von  der 
Begründung  des  Völkerrechtes  als  einer  Wissenschaft  gesprochen 
wird.  Seitdem  sind  viele  Theorien  ins  Land  gegangen,  die 
freilich  mehr  durch  den  Zeitgeist  der  Moralphilosoptiie  oder 
dnrch  eigene  philosophische  Vorliebe  ihres  Begründers  als  dure 
eigene  Entwickelung  von  innen  heraus  beeinflußt  waren.  Viel- 
leicht ist  es  deshalb  doch  nicht  ganz  richtig,  wenn,  wie  ge- 
wöhnlich, gelehrt  wird,  daß  alle  Nachfolger  des  Grotius  auf 
seinem  Werke  ihr  Lehrgebäude  errichtet  haben.  Aber  das 
kann  wenigstens  mit  Beslimuitheit  aiis;^vs]>r(ichea  werden,  daß 
er  aui  alle  Fälle  eine  leste  Grundla^t  hierzu  gesichert  hat. 

*i  Das  Original  war  vielleicht  <\\v  Stoll«  \m  He rmoffenia n,  von  def 
uns  ein  Fragment  io  l.  ö  D.  de  iustitia  et  iure,  1,1  erhalten  ist. 
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Der  Einflufi  von  Slaatmrträgen  auf  die  Verwaltung 

den  Innern. 

Von  Dr.  l^anz  Iloefaow»  Privatdozent  in  Heidelberg. 

Die  Tiligkeit  des  Staates  im  Innern  ist  durch  den  inter- 
nationalen Verkehr  nicht  unberührt  geblieben,  man  kann  sagen, 
daß  heute  kein  Gebiet  der  inneren  Verwaltung  diesem  Einfluß 
auf  die  Duiier  entzogen  werden  könnte.  Man  verstellt  unter  Ver- 
sal t  »in  die  Staatstätigkeit,  welche  übrig  bloilit,  wenn  man  Ge- 
setzgebung und  Rechtsprechung  ausscheidi  t,  andt  rs  ausgedrückt: 
die  staatliche  Verwaltung  zeigt  sich  im  wesentlichen  in  der 
Tätigkeit  der  nicht  iui  Juütizdienst  beschäftigten  Beamten.  Daß 
sich  unter  den  Mitn^liedem  der  gesetzgebenden  Eöiperschaften 
Staatsbeamte  befinden,  ist  belanglos,  sie  betätigen  sich  hier  nur 
ab  Abgeordnete. 

Die  stets  wachsende  Falle  von  intern ationalrechdichen 
Materien  verlangt  eine  übersichtlichere  Gliederung,  als  sie  in 
den  .systematischen  Darstellungen  des  Völkerrechts  zur  Durch- 
fühning  gelangt,  und  zwar  nach  dem  Inhalt  der  Verträge,  die 
sie  regeln.  Wenn  man  dabei  die  übliche  Einteilung  des  nati- 
onalen Rechts  beibehält,  so  kann  man  mit  gleichem  Recht  ein 
internationales  Verwaltungsrecht  abzugrenzen  versuchen,  wie 
man'  ein  internationales  Privat-  und  Strafeeeht  ron  anderen 
Intemationahechtlidien  Gebieten  getrennt  bat. 

Dem  internationalen  Yerwaltangsrecht  des  Dinem  sind  die 
iatemational  geregelten  Materien  einzngliedem,  die  ihrer  Natnr 
nach  in  das  Gebiet  der  inneren  Verwaltung  gehören.  Die  Ver- 
waltung der  auswärtigen  Angelegenheiten  ist  eine  Sache  für 
sich,  man  denkt  ja  auch  im  allgemeinen  nur  an  die  Verwaltung 
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Dodioir, 


des  Innern,  wenn  man  scbleclitliin  von  Verwaltung  spricht.') 
Geht  ujuu  tlavoii  aus,  daß  dem  internationalen  Verwaltungsrecht 
auf  jeden  FaJl  alle  Bestimmungen  angehören,  die  sich  auf  die 
Tätigkeit  der  Yerwaltangsbeamten^  beziehen,  so  gelingt  et, 
wichtige,  bisher  wenig  beachtete  Materien  in  den  Yordergnad 
tretra  ZD  lassen. 

Eine  derartige  Absonderung  ans  dem  internationalen  Rechts- 
gebiet erfolgt  nicht  nur  im  Interesse  der  üebersichtlicbkeit, 
die  eine  Fortbildung  dieses  Rfchtes  erleirlitirn  kann,  <;f>nd"ni 
auch  um  einmal  ;?pip:fn  zu  können,  wie  weit  die  Verwaltung 
des  Innern  eines  Staates  durch  Ausführungsbestimmungen  zu 
intemationuleu  Verträgen  beeintlußt  und  durch  die  Weiter- 
entwicklung  des  internationalen  Verwaltungsrechtes  bedingt  ist 

Das  Verkehrsbedfirfnis  der  Bevölkerong  verlangt,  daß  die 
Staaten,  nm  ihre  Zwecke  vollständig  erfilllen  sn  können,  mria>- 
einander  in  Verkehr  treten  qnd  diese  Weduelbenehnngen  nach 
Alöglichkeit  zu  danemden  gestalten.  Zu  diesem  Zweck  wr rJen 
Staatsverträge  abgeschlossen,  die  die  Rechte  und  Pflichten  fest- 
legen. Diese  Verträge  werden  erfüllt,  indem  eine  dauernde 
gegenspitigfp  Beschränkung  der  Oesetzfrcbiinp:  und  Verwaltung 
zur  Durchführung  gelaiif^^t,  bis  ein  Iiiicktritt  vom  Verti'ag  recht- 
mäßig erfolgt  ist.  Dabei  kuniiueu  für  die  Ltlire  vom  inttir- 
natioualen  Verwaltungsrecht  Verträge,  die  nur  für  die  Grenz- 
bewohner von  Wert  sind,  in  gleicher  Weise  in  Betracht,  wie 
solche,  die  berechtigte  Interessen  defr  Gesamtbevölkerong  a 
fördern  Sachen.  D^n  die  Schwierigkeiten,  die  einer  xwedc« 
neigen  Begelnng  und  Durchfflbrang  der  durch  die  Yertrige 
notwendig  gewordenen  Verwaltunirrsinaßaalimen  entgegenstebo, 
sind,  unbekümmert  um  die  Zahl  der  Interessenten,  vielfach  die 
gleichen. 

Ab^'esehen  von  den  nocli  nicht  ratitizierten  P)erner  L'fber- 
einkommen  über  Fragen  des  Arbeiterschntzrechtes  vom  Jahre 

V)  Dochotc,  Vereinbeitiichung  des  Arbeiterscbatzrechtes  durch  ätaaiti- 
Terträge.  Ein  Beitrag  zum  interaatiunalea  Verwaltungsrecbt.  ikrÜQ  1907. 
S.  3  ff.  InteraationalM  Verwaltitiignedit. 

•)  Lorenz  tun  Stein  hat  einmal  das  Vcrwaltungsn  cht  das  Arbeits- 
recht des  verwaltendim  Staates  geuaniit.  Vgl.  Wörterbacb  de«  DeatdcbeS 
Veiwaltungsrcchts  II,  709. 
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1906,  die  nur  ein  einseitifres,  aber  gflcichmäßiges  Ynrgvhcn  des 
Vertragschlielienden  zur  Voraussetzung  haben,  ^)  sichern  sich  die 
Staaten  in  den  Vertrkgeu  gegenseitig  Vorteile  zu.'^) 

Erst  eine  Durchsicht  aller  Verträge  würde  eiu  Bild  von 
ihrer  Eiuwirkuug  auf  die  Verwaltung  des  Innern  und  von  dem 
Umfang  des  in  einem  Staate  geltenden  internationalen  Ver- 
wütnngsrechtes  geben.  Dabei  wfizde  sich  dann  anch  f eststeUen 
lassen,  ob  nnd  wieweit  die  Vorteile  die  ans  den  internationalen 
Beziehungen  entstellenden  Kachteile  überwiegen.  Das  wird  im 
aUgetneinen  aus  dem  Unterschiede  klar,  der  sich  bei  einem 
Vergleich  des  geltenden  und  des  infolge  des  Vertrages  zu 
schaffendrn  T?ochtes  er^ribt.-'i  Um  die  Schwierigkeiten  anzudeuten, 
die  den  Staaten  aus  der  Erfüllung  der  von  ihnen  abgeschlossenen 
Vertrage  entstehen,  genügen  einige  Beispiele. 

Zur  Bekämpfung  der  Reblaus  wurde  1873  eine  kaiserliche 
Verordnung  erlassen,  der  zwei  Jahre  später  ein  Reichsgesetz 
folgte.  Im  Jahre  1878  schlössen  Teischiedene  Staaten  eine 
Konyention,  von  der  me  zarücktraten,  am  sich  von  neuem  in 
Bern  über  die  Beblanskonvention  des  Jahres  1881  zu  einigen. 
Darnach  verpflichten  sich  die  Staaten,  ihre  innere  GesetKgebnng, 
sofern  sie  es  nicht  bereits  getan,  zu  vervollständigen,  um  ein  ge- 
meinsames nnd  wirksames  Vorgehen  gegen  die  Einschleppiing 
und  Verbreitung  der  Reblau«?  zu  sichern.  Die  Staaten,  die  noch 
niclits  geleistet,  hatten  die  meisten  Mehrarbeiten  vorzunehnieu, 
am  welligsten  die,  deren  Recht  zum  Ausgangspunkt  genommen  war. 

Die  einleitende  Bestimmung  der  Konvention  enthält  die 
Änffordemngf  tlibereinstimmendes  Recht  zu  schaffen.  Die  Kon- 
vention enthält  außerdem  noch  eine  Anleitung,  wie  dieses  Recht 
beschaffen  sein  soll,  sie  stellt  einen  Rahmen  auf  in  den  sich 
die  Maßnahmen  einzufügen  haben,  über  die  sich  die  Staaten 
gegenseitig  in  bestimmter  Weise  Mitteilungen  zutcommen  lassea 
mttssen. 

1)  DoehoiOf  a.a.O.  S.  19. 

^  Jettinek,  Gyatem  der  Babjektiven  SffentliclieD  Rechte.   II.  Avfl. 

Tübingen  1905.  S  31« 

^)  Niemeyer,  Vorschläge  und  Materialien  zur  Kodifikation  de«  inter- 
lutionalen  Privatrechts.   Leipzig         ä.  52.  —  Dockoto,  a.  a.  0.  8.  72*. 
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Die  Mflirbelastung  der  Geschäftstätigkeit  der  zuständigen 
Behörde  ist  eioe  ganz  erhebliche.  Die  Notwendigkeit,  der 
Konvention  beizutreten,  war  für  das  Deutsclie  Reich  gegeben, 
man  kannte  nnd  kennt  noch  heute  kein  Afittel  för  eine  wirksame 
Bekämpfung  dieses  Weinbergsch&dlings.  Wo  die  Reblaus  auf- 
tritt muß  eine  vollständige  Vernichtung  der  Reben  vorgenommen 
werden.  Der  dadurch  entstehende  Schaden  ist  groß  genug,  um 
die  weitgehendsten  Vorsichtsmaßregeln  gegen  die  Einschleppung 
nnd  Verbreitung  zu  rechtfertigen.  Um  diese  Konvention  zu 
erfüllen  wurde  nicht  nur  der  Reichsgesetzgebung  und  Verwaltung 
reichliche  Gelegenheit  zur  Tätigkeit  gegeben,  sondern  auch  die 
Einzelstaaten  sahen  sich  veranlaßt,  Gesetze  und-  Verordnungen 
zu  erlassen,  in  denen  vor  allem  die  Zuständigkeit  der  Behörden 
bestimmt  und  die  Bntschädigungsfrage  geregelt  werden  mußte. 
Wenn  man  auch  annehmen  kann,  daß  ohne  die  internationale 
Konvention  seitens  des  Reiches  Vorkehrungsmaßregeln  hätten 
getroffen  werden  müssen,  vielleicht  auch  annähernd  im  gleidien 
Umfang,  so  darf  man  doch  nicht  übersehen,  daß  infolge  der 
internationalen  Bestimmungen  eine  Anzahl  Maßnahmen  ergriffen 
worden  sind,  die  sonst  unterblieben  wären.  Diese  Mehrarbeit, 
iiu  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung-  verur.sacht  ist,  wird  aber 
reichlich  dadurch  ausgeglichen,  tlalj  die  Vertragschließenden 
dureh  ihr  gemeinsames  Vordrehen  sich  fregenseitig  die  Arbeit 
erleichtern.  Wius  jenseits  der  Grenze  geschieht,  ist  dem  Kiii- 
fluli  des  Staates  entzogen,  er  ist  auf  den  guten  Willen  der 
Nachbarn  angewiesen,  und  es  verleiht  ohne  Zweifel  eine  grolk 
Befriedigung  und  größere  Sicherheit,  wenn  der  Nachbarstaat 
sich  in  seinem  freien  Ermessen  auch  durcli  Gp.qetz  und  Ver- 
ordnuntr  ^-eluindin  ^i*'ht.  Der  (ie'lanke  an  die  Mülie  und  die 
Unkosten,  die  aus  einer  internatinnaien  Vereirihürung  der  Ver- 
waltung erwachsen,  darf  selbstverständlicli  die  Stauten  von  deren 
Abschluß  nicht  abhalten.  Die  Behörden  erfüllen  ja  nur  ihren 
Zweck,  wenn  sie  sich  zum  Wohl  der  wirtschaftlielien  Interessen 
betätigen,  wenn  sie  den  Einzelnen  mit  staatlichen  Mitteln  da 
unterstützen,  wo  er  sich  selbst  nicht  zu  helfen  weiß,  wo  ein 
gleichmäßiges  Vorgehen  nur  gesetzlich  erzwungen  werden  kann. 
Dem  Beamten  kann  es  übrigens  gleichgültig  sein,  ob  die  In- 
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stniktion.  an  dk  er  gebunden  ist,  die  Folge  einer  internationalen 
Konvention  ist  oder  nicht. 

Bei  diT  P,ekiiini)fiin;?  der  Reblaus  hat  sich  gezeigt,  daß  der 
einzelne  Staat  sich  das  Leben  nur  erschweren  würde,  wenn  er 
sieb  gegen  die  Nachbarn  abschlösse.  Der  im  Inland  zweck- 
entsprechend dorcbgeftthrte  Schatz  kommt  aoch  dem  Ausland  zu 
Gute.  Ob  man  dort  in  gleichem  Sinne  die  Konvention  zu  er^ 
füllen  bestrebt  ist,  kann  im  einzelnen  natflrlich  nicht  geprfift 
werden,  es  fehlt  an  einer  Behörde,  die  dazu  befugt  ist.  Es  ist 
aber  anzunehmen,  daß  os  geschieht,  denn  gerade  im  vorliegen- 
den Falle  wiird»'  es  ein  Staat  nicht  wafrf^n  können.  B,  die 
von  ihm  verhui^^teii  Berichte  nicht  walirheitsgemäß  zu  erstatten. 
Auf  Grund  von  Zeitmifisnachriehten  und  (reschäftsberichten 
könnten  sich  etwaige  Fehler  feststellen  lassen.  Es  bedarf  zur 
Durchführung  internationaler  KonTentionen  keiner  höhereu, 
über  den  Staaten  stehenden  Gewalt,  sie  reguliert  sich  von 
selbst  Die  Staaten  setzen  sich,  wenn  sie  abweichend  handeln, 
der  Gefahr  aus,  aus  der  TerkehTsgemeinscbaft  ausgeschlossen 
zu  werden,  der  anzugehören  sie  die  Verkehrsnotwendigkeit  zwingt. 

Es  ließen  sich  verschiedene  Gründe  dafür  anführen,  daß 
die  Vogchvclt  nacli  Mr^rüchkeit  erhalten  wird,  ansschlafrßvbend 
für  ihren  rechtlichen  Schutz  wurde  ihre  Nützlichkeit  für  die 
Landwirtschaft.  Seine  Durchführung  auf  internationalem  Wege 
ist  allseitig  als  berechtigt  anerkannt.  Im  Jahre  1902  wurde 
in  Paris  eine  internationale  Konvention  abgeschlossen,  die  den 
Zweck  hat,  die  Landwirtschaft  dadurch  zu  schützen,  daß  man 
zur  Vertilgung  schädlicher  Insekten  die  nfitzliche  Vogelwelt  zu 
erhalten  sucht  Diese  Konvration  bedarf  noch  der  Verbesserung, 
sie  genügt  aber  für  den  Anfang  und  ermöglicht  anderen  Staaten 
den  Jäeitritt.  Die  Mehrarbeit,  die  den  Behörden  aus  der  An.- 
Wendung  der  Atisfnhrnn;^sbestimmungen  erwächst,  ist  auch  hier 
eine  erhebliche,  sowohl  für  das  Reich,  wie  für  die  Eiiizel.^taaten, 
die  ihre  Beamten  vom  Landwirtschaftsnünister  bis  zum  Forst- 
wart mit  der  Sache  zu  befassen  wissen. 

Um  nun  auch  noch  zu  zeigen,  wie  internationale  Verein- 
barungen auf  die  Umgestaltung  von  Behörden  wirken,  soll  ein 
dritter  Vertrag  als  Beispiel  herangezogen  werden.  Im  Jahre  1904 


272 


Docbow, 


wurde  in  Paris  das  Abkommen  über  Verwaltunf^smaßrcp'eln  zur 
Gewährung  wirksamen  Schutzes  gegen  den  Mädchenhandel  ab- 
geschlossen. Jede  der  vertragschließenden  Regierungen  ver- 
pflichtet sich,  eine  Behörde  zu  errichtea,  der  es  obliegt,  alle 
Nachrichten  über  Anwerbung  von  IVanen  nnd  Mädchen  zu 
Zwecken  der  Unzucht  an  einer  Stelle  zu  sammeln.^)  Für 
Deutschland  ist  das  Polizeiprü^dium  in  Berlin  als  solche  Be- 
liörde  bestellt  worden.  Neuerdings  will  man  die  Londoner 
Behörde  in  gewisser  Hinsicht  zur  Zentralstelle  noch  weiter  aus- 
bauen, was  sicherlich  zweckmäßig  ist.^  Staaten  die  derartige 
Vereinbarungen  unterzeichnen,  behalten  es  einfach  nicht  mehr 
in  der  Hand,  ihre  Behörden  und  deren  Geschäftskreis  g&nzüch 
nach  eigenem  Ermessen  zu  bestimmen.  Sie  dfirfen  nicht  außer 
Acht  lassen,  daß  sie  gewissen  Beamten  internationale  Aufgaben 
zur  Pflicht  machen  müssen,  unbekümmert  darum,  ob  die  Yer- 
waltungstatigkeit  im  Interesse  eigener  oder  fremder  Staats- 
angehöriger erfolgt. 

Man  darf  aber  in  den  Anforderungen,  die  man  an  die  Be- 
hörden stellt,  nicht  zu  weit  gehen.  Daß  eine  nachdracidiche 
internationale  Bekämpfung  des  Frauenhandels  eingeleitet  wurde, 
ist  den  Bemühungen  privater  Kreise  und  internationaler  Kon- 
greße  zu  danken,  nnd  das  bleibt  anerkennenswert.  Das  erwähnte 
Pariser  Abkommen  des  Jahres  1904  bildet  eine  gute  Grundlage 
für  alle  weiteren  Maßnahmen,  dessen  sollte  man  sich  immer 
bewußt  bleiben.  Der  letzte  internationale  Kongreß  zur  Be- 
kämpfung des  Mädclienhandels  im  Jahre  IDOG  in  Paris  hat  auch 
wieder  eine  Anzahl  brauchbarer  Vorschläge  gemacht,  die  den 
Regierungen  zur  Erwägung  unterbreitet  werden  können,  er 
geht  aber  in  seinen  Forderungen  zum  Teil  über  das  Ziel  iimaus.'') 


^)  Mittermaier,  Vergleichende  Darstcllnng  des  deutschen  und  aus- 
ländischen StrafrecbU.  Besonderer  Teil.  Band  lY,  lim,  S.  1%;  v.  Ullman», 
KriUidM  VintelJalinMhrilt  XII»  1907,  8.  191. 

<)  Doehüw,  Der  dritte  intenatieiiKle  Kongreß  mr  Bekimpliiiig  des 
MidehenliBadelf .  Zdtaehzift  lOr  die  gesamte  StnfieditairiaNiucbaft»  ZXVn, 
1906,  S.  462;  Teutsch,  Cvngris  pour  la  repression  de  la  froUt  4i9 
Stiches.    Rwu«  pinitentiaire.   XXXI,  1907^  8.  87. 

3)  DocAoto,  a.a.O.  &  463. 
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Man  kann  sich  schwer  vorstellen,  wie  eine  Unterdrückung  aiier 
Kollekten,  Lotterien  und  Tombolas,  ausgenommen  bei  tatsSch» 
lidien  Wobltfttig^keitsrorstelliingen,  durch  die  Behörden  zur 
BnTchfBlirnng  gelangen  soll,  ebenso  wenig  läßt  sich  eine  Aos^ 
Btellmig  der  Artistinnen  auf  der  Btthne  veibietien.  Ein  derartiges 
Yerbot  wflrde  mit  der  Bek&mpfnng  des  Mädchenhandels  durch 
Yerwaltongsraaßregeln  auch'nur  in  losem  Zusammenhang  stehen. 
"Wenn  man  von  den  Postbehörden  verlangen  will,  daß  post- 
lagernde  8i'ndiinf2:en  an  junge  Mädchen  nur  mit  Zustininiung 
der  Eltern  ausgeliefert  werden  sollen,  weil  die  Anweibuugen 
auch  durch  Annoncen  und  postlagernde  Sendungen  erfolgen,  so 
geht  das  offenbar  zu  weit.  Die  Zahl  derer,  die  wirklich  durch 
Hädchenhändler  auf  diese  Weise  gefährdet  sind,  d<lrfte  wohl 
nur  gering  sein.  Derartige  Beschlüsse  Ton  Kongressen  zeigen 
aber,  daß  diese  durch  ihre,  ersten  Erfolge,  welche  ihnen  die 
ffilfe  der  Regierungen  sicherten,  ermutigt,  leicht  den  Boden 
unter  den  Füßen  verlieren  und  ihr  Ansehen  schädigen. 

Die  Ausgestaltung  de^  inttrnationalcn  Rechts  hängt  von 
der  Geschicklichkeit  der  llegierung"pn  ab.  Sie  hängt  davon 
ab,  wie  weit  es  ihnen  gelingt,  beim  Ausland  rnteistiitziing  zur 
Förderung  e  Lüh  ei  mischen  Interessenschlitzes  zu  linden.  Die  Ab- 
grenzung des  internationalen  Verwaltungsrechts  gegenüber 
andern  internationalen  Bechisgebieten,  etwa  gegenüber  dem 
internationalen  Privat-  und  Straf  recht,  wird  erst  dann  Schwierig« 
keiten  bereiten,  wenn  einmal  die  Berechtigung  nach  einer  Ein- 
teilung des  internationalen  Rechtes  nach  Materien  mehr  Beaclitung 
gefunden  hat.  Solange  dies  noch  nicht  der  Fall,  besteht  die 
Möglichkeit,  es  reicher  auszugestalten,  auch  auf  die  Gefahr  hin, 
daß  später  manche  Materien  streitig  gemacht  worden.  Das 
internationale  kann  jedenfalls  in  gleicher  Weise  wachsen,  wie 
das  nationale  Verwaltnngsrecht  voraiissiclitlich  noch  an  Umfang 
gewinnen  kann.')  Für  einen  grüßen  Teil  des  nationalen  Ver- 
waltungsrechtes werden  sich  die  Schwierigkeiten,  die  einer 
Vereinheitlichung  durch  Staatsverträge  entgegenstehen,  nicht 
fiberwinden  lassen,  es  besteht  auch  die  Notwendigkeit  dafür 

1)  ß'Uiner,  Ueber  die  UmbUdviig  nvUistisdier  Institute  dnrdi  das 
«fleDtliclie  Beeht.  Tübingen  1906. 
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nicht,  denn  vielfach  mnß  den  ausgeprägten  lokalen  Eigentümlich- 
keiten Rechnung  getragen  werden.  So  wird  es  immer  Zweige 
der  Verwaltung  geben,  die  von  internationalen  Einwirkungen 
unbeeinflußt  bleiben.  Im  wesentlichen  ist  es  das  gesamte 
Verkehrsrecht  im  weitesten  Sinne,  das  mit  Vorteil  durch  inter- 
nationale Vertrage  gefördert  werden  kann. 

Die  Ausbildung  des  internationalen  Rechts  hat  das  Bestehen 
des  Völkerrechts  zur  Voraussetzung,  auf  Grund  dessen  von  den 
Staaten  verlangt  wird,  daß  sie  Übereinstimmendes  Recht  schaffen. 
Und  wie  sie  ein  internationales  Privatrecht  nicht  entbehren 
können,  können  sie  auch  auf  ein  internationales  Verwaltungs- 
recht  nicht  verzichten.  Was  die  Kollisionsnormen  anbetrifft, 
die  sich,  wie  Franz  Kahn^)  einmal  richtig  gesagt  hat,  zu 
den  Saclinornien  verhalten  wie  der  Rahmen  zum  Bilde,  die  man 
MiK  Ii  nicht  getrennt  aufzuhängen  pflegt,  so  sind  sie  am  besten 
in  gleicher  Weise  im  Zusaimm  iiLuii;^'  mit  den  Sachnormen  ihrem 
Inhalt  nach  zu  gliedern.  Um  zu  zt  imeii.  dalj  sie  für  das  inter- 
nationale Verwaltungsrecht  wichtig  sind,  genügt  l  iu  II  inw  eis 
auf  die  sozialpolitische  Gesetzgebung  des  deutlichen  Reiches. 
Selbst  wenn  es  gelänge,  die  Reclitsausprüche  der  ausländischen 
Arbeiter  in  irgend  einer  Weise  durch  Staatsverträge  zu  ver- 
einheitlichen, so  wären  damit  noch  nicht  alle  Schwierigkt  iten 
beseitigt.  Man  soll  nur  bedenken,  wie  viele  Ausländer  dauernd 
und  vorübergehend  im  Reich  Arln  it  siiehen,  wie  viele  Fabriken 
Zweigstellen  im  Ausland  haben,  iiiu  sieh  vorzustellen,  welche 
Rolle  die  internationale  Rechtshilfe  im  üeschäftsbe triebe  der 
Verwaltungsbehörden  spielt. 

^)  Kahn,  üeber  Inhalt,  Natur  und  Methode  des  inteinatioDalen  Privat- 
recfats.  Jeoa  1899. 
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III.*» 

Die  Feiertagtiorduuiig. 
Von  Dr.  Karl  Hevineyer»  Fiiyatd<neiit  in  Hllaehen. 

I. 

Seit  alters  haben  die  religiösen  Gemeinschaften  für  ihre 
Feiertage  Arbeitsriilie  vorgeschrieben,  und  es  mangelt  nicht  an 
Vorschriften  der  Glaubensgesellschaften,  die  angeben,  welche 
Arbeiten  an  solclien  Tagen  vorgenommen  wirdiii  dürfeii,  und 
wi'khe  ruhen  müssen.  \)  Für  den  Staat  sind  solche  Bestimmungen 
heute  l'tdi'utungslos ;  dvuu  er  selbst  hat  die  Aulgabe  ülier- 
nominen,  abzutrrenzen,  was  für  Tätigkeit  an  Feiertagen  erlaiilit 
und  verboten  ist,  thirch  Osetze,  die  ihr  Dasein  zunächst  dem 
Bestreben  verdau koii,  den  l'^onlcniTipfen  der  Kirche  gerecht  zu 
werden,  die  aber  neuerdings  über  diesen  Zwerk  zum  Teil  hinaus- 
gewachsen sind  iiiul  sich  zu  einer  sazialli\  <^ienischen  Maßnahme 
vernehinlicli  im  Dienst  dvv  iiaiidarbeitenden  Bevölkenin*r  ge- 
staltet haben.  Für  die  juristische  Erfassung  dieser  Gesetz- 
gebung indessen  ist  das  eine  und  das  andere  Mutiv  des  (iesetz- 
gebers  bedeutungslos;  nacli  ihrem  rechtlielien  (iehalt  erscheint 
sie  in  ihrem  Hauptteil,  der  unmittelbaren  Kingrenzung  sonn- 
täglicher Arbeit,  als  polizeiliche  Beschränkung  des  büT^erlichen 
Verkehrs,  der  gewerblichen  Tätigkeit  im  besondern,  und  hat  in 
diesem  Zusammenhang  ihre  Darstellung  zu  finden. 

Die  polizeiliche  Natur  dieser  Vorschriften  aber  ergibt  zu- 
gleich ihren  Geltung.sbereich:  die  Bestimmungen  über  Sonutags- 
rtibe  kommen  regelmäßig  zur  Anwendung  auf  alle  Handlungen 
im  Gebiet  und  nur  auf  diese.  Der  Monteur,  den  eine  deutsche 
Maschinenfabrik  zur  Aufstellung  einer  Maschine  in  das  Ausland 


*j  S.  oben  S.  50. 

TU.  X  de  feriis  2,9.   Die  jädischcn  Salbatligcsetze. 
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entsendet,  steht  nnter  den  aoswSrtigen  Yoncfariften  über  Sonn- 
tagsruhe.  Die  Schiffahrt,  die  an  einem  Sonntag  zwischen  dem 

Staat  Michigan  und  Kanada  stattfindet,  ist  entsprechend  den 
beiderseitigen  Gesetzen  erlaubt  in  dem  kanadischen  Teil,  ver- 
boten in  dem  zu  Michi^'aii  ^eliörigfen  Teil  der  (iewüsser.  Und 
es  niüj^en  Zweifel  in  derlei  Fällen  nur  etwa  durch  Verschlingung 
mit  anderen,  insbesondere  mit  privatrechtlichen  Rechtsverhält- 
nissen entstehen.  Verletzt  der  Monteur  seinen  Dieiistvertrag, 
wenn  er  an  einem  Feiertag  Arbeiten  unterläßt,  die  ihm  zwar 
das  deutsche  Recht  gestatten  würde,  das  Recht  des  Arbeitsortes 
aber  verbietet?  Ist  der  Vertrag-  nichtig,  der  werktajrsi  in 
Michigan  freselilossen  wird  über  eine  Schiffsreiäe,  die  an  einem 
Sonntag  vun  da  nach  Kanada  stalllinden  soll?^^  Man  wird  hier 
offenbar  zwei  Fragen  zu  trennen  haben.  Zunächst  die  öffentlich- 
rechtliche:  ist  die  streitige  Leistung  durch  die  Gesetze  über 
die  Sonntagsruhe  verboten,  verboten  an  dem  ( )rt,  wo  die  Hand- 
lunf!:  vorznnehmen  wäre;  und  alsdann  die  privatrechtliche: 
welchen  Eintluß  hat  ein  solches  öffentlichrechtliches  Verbot  der 
völligen  oder  teilweisen  Erfüllung  auf  den  Bestand  des  zivil- 
rechtlichen  Vertrags,  zu  beantworten  nach  den  Gesetzen,  die 
intemationalzivilrechtlicb  maßgebend  sind,  im  Zweifel  nach 
dem  Wobnsitzrecht  des  Verpflichteten. 

Zu  den  Handlungen,  deren  Vornahme  Sonntags  verboten  ist, 
gehört  in  manchen  Gebieten  der  Vereinigten  Staaten  auch  der 
Abschluß  von  Geschäften  des  Privatrechts,  in  Arkansas  z.  B., 
wo  ihre  Vornahme  an  Sonntagen  mit  Polizeistrafe  belegt  ist 
(und  daraus  mittelbar  auch  eine  zivilrechtliche  Ungültigkeit 
gefolgert  wird).  Auch  hier  kommt  der  Abschluß  von  Hechts- 
geschäften  in  seiner  Eigenschaft  als  körperliche  Arbeit  in  Be- 
tracht, als  Tätigkeit,  nicht  anders  wie  irgend  eine  andere 
Sonntags  vorgenommene  Arbeit  ohne  rechtlichen  Inhalt;  genau 
wie  alle  andere  Arbeit  muß  sie  deshalb  unstatthaft  sein,  wenn 
sie  im  Bereiche  des  verbietenden  Staates  vorgenommen  wurde, 
und  nur  dann.  Ein  Wechsel  war  an  einem  Sonntag  in  Tennessee 
erlaubterweise  ausgestellt,  seine  Verbindlichkeit  in  Arkansas 

ßejülil  vüiu  Ctrcutl  Cuurt  Michtyan,  Gauihier  v.Cole,  J.XIÜ37; 
deno  jedenfalls  aei  die  Auefttbrang  des  Vetttags  tdlwdee  vabotea. 
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angefochten  worden:  der  oberste  Gerichtshof  von  Arkansas  liat 
ihn  für  gültig  erklart. ')  Ein  anderer  Wechsel  wurde  iu 
Michigan  ausgestellt,  zahlbar  in  Ohio,  wo  Beschränkungen  für 
Sonntagsverträge  nicht  bestehen,  nnd  er  wurde  Ton  obersten 
Gerichtshof  Afichigan  ffir  nichtig  erUftrt  entsprechend  dem 
'Verbot  am  Ort  der  AnssteUnng.")  Bei  YertrSgen  unter  Ab- 
wesenden aber  wird  man  scheiden  müssen.  Verboten  ist  nach 
selten  des  öffentlichen  Rechts  nicht  das  zivilrechtliche  Zustande- 
kommen des  Rechtsgeschäftes,  sondern  das  körperliche  Tätig- 
werden am  Soiuitap:.  und  man  wird  deshalb,  wenn  der  eine 
Kontrahent  in  einem  Gel)iet  handelt,  das  Sonntagsvertriigt^  be- 
schränkt, der  andere  in  einem  (Jebiet,  das  sie  frei^nbt.  die 
Entscheidung  abstellen  müssen  auf  diejenigen  Akte,  die  in  dem 
beschrftnkoideii  Gebiet  vorgenommen  wurden.  Ereilich,  gerade 
zwischen  Abwesenden  bedarf  es  eines  Boten,  der  ihre  Aeufie* 
rangen  austauscht  und  dabd  seinerseits  körperliche  Tätigkeit 
entfaltet,  und  auch  für  diese  Tätigkeit  ist  der  Auftraggieber 
verantwortlich:  ein  deutsches  Haus  hatte  nach  Alabama  ein 
Kaufangebot  auf  Baumwolle  gerichtet,  die  dortige  Firma  das 
Angebot  angenommen  vermittels  einer  Depesche,  die  in  Alabama 
Samstags  aufgegeben,  in  Deutschland  Sonntags  bestellt  wurde; 
Alabama  verbietet  Sonntagsgeschäfte  —  war  jener  Vertrag  nun 
gültig?  Die  amerikanischen  Gerichte ^)  haben  die  Frage  bejaht; 
es  komme  auf  die  Tätigkeit  der  vermittelnden  Telegraphen- 

Sicann  v.  Stcann,  J.  Xil  ööb.  Ebenso  McKee  v.  Jones 
(Miaaisäippij  and  Brown  v.  Browning  (Rhode  laland),  beide  liei  Minore 
conflict  of  latos  (1901)  408!.;  eine  weitem  Ealielieidiuig  liticrt  Minor  lOBK 
Allerdioga  ist  dorn  Verfasser  nicht  bekannt,  oh  alle  diese  Gesetzephnngen  die 
SoanUgsrerträge  in  derselben  Weise  wie  Arkansas  zunächst  vom  Boden  des 
SMeDtiidieii  Rechte  ane  untersagen.  '^Die  AasfOhrongea  bei  Wkario», 
a  treatiM  on  criminal  kuo^  (1896)  U  274  S.  e.  1431 E,  feigen  Jedenlatle, 
daß  die  amerikanibcht  ii  Staaten  eine  Verletzung  der  Sonntagsgesetze  panz 
allgemein  mit  Strafe  bedrohen,  auch  wo  diese  , weltliche  Beschäftigung*, 
.Arbeit",  AoaQbang  des  «gewöbnlicben  Berufs*  an  Sonntagen  verbieten.) 

*)  ArimM*  «.  Rmmm^  bei  Btate,  a  nUetitm  of  ea**9  om  tke 
conflict  of  latcs  nmw  II  404  f. 

')  W.  U.  Tel.  Co.  V.  Wny,  nach  der  wenig  deutlichen  Mitteilung 
Minor*%  419  f.  BesUglicb  der  Gesetze  von  Alabama  muß  der  Vorbehalt 
der  Torletsten  Aninerkniig  wlederliolt  werden;  Tgl.  «ocb  unten  S.  200  Aam.  1. 
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f^csollscliaff  an;  auf  den  Sniinta^'-  falle  über  nur  dio  Zustellung 
di  r  Depesche,  die,  in  Deutschland  geschehen,  der  HerrscliÄft 
der  amerikanischen  Sonntafrscresetze  entrückt  sei. 

Eine  Vcrschlingung  kii  cliliciier  Konipetenzen  veranlaßt  das 
sächsische  Gesetz  vom  10.  9. 1870,  die  Sonn-,  Fest-  und  Bofi- 
tagsfeier  betreffend,  in  §  10  za  bestimmen:  «Die  in  aosiändisdwit 
Kirchen  eingepfarrten  diesseitigen  Untertanen  haben  die  Be- 
stimmungen gegenwärtigen  Gesetzes  in  gleicher  Weise  ood 
rücksichtlich  derselben  Tage  wie  in  inländischen  Kirchen  Eili- 
ge pfarrto  zu  befolgen,  insoweit  nicht  durch  Uebereinkorainen 
dor  hftr.  Rep'iernnfrcn  etwas  anderes  festgesetzt  ist"^  —  in  fol;2:e- 
riehtiger  Durchlührunp  des  <  iidankens,  daß  es  sich  um  staat- 
liche Vorschriften  polizeilichen  Inlialts  handelt.  Und  wenn 
§6'^  des  Schlußprotokülls  zur  Üerner  Frachtkonvention  vor- 
schreibt: »Falls  ein  Staat  in  die  Gesetze  oder  in  die  genehmigten 
Eisenbahnreglemente  eine  Bestimmung  in  betreff  der  Unttf- 
brechung  des  Warentransports  m  Sonn-  und  gewissen  Feie^ 
tagen  anfnimmt,  so  werden  die  Transportfristen  im  Verhältnis 
verlängert"  —  so  liegt  darin  eine  Anericennung  territoml 
geltender  Vorsclirifien  über  Sonntagsruhe  von  selten  der  andeien 
Vertr a pf.'^.s t aate n  b esc h  1  nss  e n . 

Kille  Aliweichung  hingegen  von  der  i'  "^«  hiuißigen  territo- 
rialen (icltung  der  Sonntagsgesetze  veranla.N.^i  u  die  besonden.'n 
Verhaltiiisse  der  h'eefahrt.  Die  deutsche  Sceuianii^.ordimug  hat 
das  Maß  feiertäglicher  Arbeit  für  die  Schiffsbesatzung  näher 
geregelt;  diese  I^timmungen  aber  gelten  wie  der  übrige  Inhalt 
des  Gesetzes  grundsätzlich  fflr  die  deutschen  Schilfe,  auch  ad 
hoher  See  und  auch  im  Ausland.  ^) 

Im  übrigen  bilden  die  polizeilichen  Einschränkungen  der 
Feiertagsarbeit  den  zunächst  in  die  Augen  follenden,  aber  nicirt 

>)  DiirillM  r  bestand  bei  Beratung  des  Gesetzes  allerseits  Einverständnis; 
\fi\.  h(s<iiiiii TS  ilii!  Bi'ßrürnlunL'  zu  S  33  de8  Entwurfes,  Stenographiscl-K/  Bf- 
richte  Uber  die  V  erband lungen  des  Keiclutt^jes  X.  Legislaturperiode  Ii.  fiess^vo 
1900—1902  AnUtgeband  I  43»  die  Bach  datauf  binwetot,  da6  mittdbtf  ^ 
Polizeivorschriften  des  auswärtigen  Hafens  von  Belang  werden  können,  in- 
sofern sie  nnr-  T'ifigkcit  verbieten,  di«  striromlcs  Geräusch  fUw'r  den  Bereich 
des  äcliiffes  hinaus  erregt.  Das  Verbot  des  Löscbeiu  and  Ladens,  irelcto 
%  37n  für  dai  »Beicbsgebiet*  anbtoUt,  euthUt  in  di«Mr  Besebrlnkug  «i» 
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den  einzigen  TeU  der  staatlichen  Gesetzgebung,  welche  die 
Sonntagsruhe  zn  schützen  bestimmt  ist.  Mannigfache  Vor- 
schriften des  Zivilrorhts,  des  Prozeßrechts,  des  Yerwaltungs- 

reclits  g^estatteii,  eine  Tätigkeit  an  Feiertagen  zu  unterlassen, 
verbieten  ihre  Vornalime  an  Festtagen,  ein  Dienstvcrtrng,  der 
den  gewerbliclien  Aiiieitcr  zur  8onnta$rsarbeit  anlialt,  ver- 
pflichtet nicht,  der  Wechsel,  der  Sonntags  verfallt,  kann  am 
nächsten  Werktag  bezahlt,  das  Rechtsmittel,  das  spätestens  am 
Sonntag  eingelegt,  die  Anzeige,  die  spätestens  Sonntags  erstattet 
werden  mfifite,  kann  wirksam  noch  am  nächsten  Werktag  ein- 
gelegt und  erstattet  werden,  es  darf  an  F^iertag^n  keine  Zu- 
stellung erfolgen,  und  was  dergleichen  Bestimmungen  mehr  sind. 
Auch  hier  ist  es  zumeist  der  Gedanke  der  Sonntagsheiligung, 
der  solchen  Vorschriften  zugmnde  lieq-t.  aber  auch  hier  ist  das 
blnße  Motiv  des  rtpsptzp-bers  juristisch  bf(ieutiin<rsl(»s.  Die 
Grenzen  der  Staatsfrewalt  mögen  nnch  bei  der  Anwendung 
dieser  Anordnungen  zweifelhaft  weiden.  Ddeli  es  sind  die 
eigentümlichen  Grundsätze  des  Pruzeßreclits,  des  Zivilrechts, 
des  Arbeiterversicherungsrechts,  welchen  die  Lösung  zu  ent- 
nehmen ist;  Fragen,  die  sich  demgemäß  einer  £r5rt^ng  an 
dieser  Stelle  entziehen.  Insbesondere  werden  auch  etwaige 
selbständige  Vorschriften  des  Zivilrechts,  welche  Sonntags- 
vertriige  verbieten,  nach  den  Grundsätzen  des  internationalen 
Zivilrechts  zu  behandeln  sein  und  damit  einen  G»  Itnngsbereich 
erlangen,  der  mit  dem  oben  ausgeführten  nicht  durchaus  über- 
einstimmt. Ein  deutsches  Gericht  habe  über  die  Gültigkeit 
eines  Vertrags  zu  entscheiden,  der  von  Einwohnern  von  Arkansas 
an  einem  Sonntag  in  Deutschland  abj^aselilussen  worden  ist. 
Sind  die  Sunntugs^eschulte  in  Arkansas  zunäclist  nur  polizeilich 
verboten  und  erst  folgeweise,  wegen  des  Ungehorsams  gegen 
staatliche  Gesetze,  als  unwirksam  zu  betrachten,  so  wäre  ein 
solcher  Vertrag  in  Deutschland  zwar  an  sich  nach  den  Gesetzen 
von  Arkansas  zu  bemessen,  aber,  da  der  Abschluß  in  Deutsch- 

»iichiicbc  Vurscbrtft,  nicht  etwa  eine  ürenznorm;  ob  Lüsciicn  und  Laden 
«aBttlttlb  dot  Beicbigoliietes  an  Soiuitag«i  zatkatig  tein  »oll,  ist  niclit  4er 
Entocheidang  einer  andern  Gesetzgebung  ttberlniten,  «ondcrn  es  ist  der  Be- 
satsong  eines  deotscben  Schiffes  erlaubt 
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land  geschehen  und  hier  nicht  verboten  ist,  mit  RficIcHicht  auf 
ü&i  Zeitpunkt  des  Yertragsschlusses  einwandfrei;  wurde  da- 
gegen das  mafigebende  amerikanische  Statutarrecht  für  Sonntag 
geschäfte  Tinmittelbar  durch  oine  Vorschrift  des  Zivilrecht« 
Nichtigkeit  anordnen,  so  müßte  diese  Bestimmunf:  mit  im 
übrigen  lieclit  jenes  Staates  aucli  dann  zur  Anwendung  ge- 
langen, wenn  der  Vertrag  in  Deutschland  geschlossen  wurde.  ^| 

n. 

Die  polizeilichen  wie  die  zivilrechtlichen  oder  prodteßiedit* 

liehen  Vorschrift^  über  Festtagsnihe  haben  zur  Voraussetzang, 
daß  ein  bestimmter  Tag  als  Feiertag  anzusehen  ist.  Eine  soldie 
Festlegung  der  Feiertage  bedeutet,  von  Seiten  des  Staates  ge- 
sehen, eine  Aufgabe  der  Verwaltung,  die,  zusammen  mit  der 
Sorge  für  Uhr  und  Kalender,  in  der  Ordnung-  der  Zeiten  den 
Geschäften  der  Privaten  und  ihren  Beziehungen  zu  den  Beliunien 
das  Rückgrat  zu  bieten  berufen  ist.  Sofort  aber  erhebt  sich 
auch  hier  die  Frage:  welche  RedilBgHneioschaft  von  mehreren 
ist  berufen,  einem  Tag  die  Eigenschaft  als  Rahetag  aaficnprigeo? 

1.  Die  große  Mehrzahl  der  Feiertage  verdankt  ihr  Daseia 
kirchlicher  Einfährang,  und  anders  als  für  den  Inhalt  der  V&w- 
tagsruhe  ist  bei  der  Frage,  ob  ein  Tag  als  Feiertag  zu  betracktea 
ist,  auch  heute  noch  in  weitem  Umfang  die  kirchliche  Fert- 
setzong  für  den  Staat  verbindlich  geblieben.  Das  ^nlt  zuweilen 
schon  für  die  Bestimmung  des  wöchentlichen  Rulietaj?es.  Das 
Strafgesetzbuch  für  New-Ynrk  brfn'it  von  der  Verptliehtiin? 
Sonntagsruhe  zu  halten,  wenn  jemand  „einen  andern  Ta^:  d-r 
Woche  gleichförmig  ab  beilige  Zeit  beobachtet  und  an  die^ui 


^)  Andi  dofi  UrtcU  U^".  U.  T«L  Co.  v.  Way  (vgl.  oben  S.  277  Ana-Bi 
hatte  nnter  Mldm  VonuMBOtiiing  w«hl  dne  »bweidmid«  BegrOndong  ^ 

IfiTif^t:  es  wlire  nicht  mehr  darauf  aTiLvlcommrii.  iinvicwrit  Partei  und  BoW 
iiiiH  i  ti  ilb  des  verbietenden  Staates  tatig  geworden  sind,  sondern  der  Zivil- 
rcthttisatz  hätte  entscheiden  müssen,  wo  nach  den  Geaetien  von  AJ&Imlim  «n 
Vertrag  unter  Abwesenden  geachUMae»  gilt  (ob  am  Ort  der  Annibme  i» 
Angehots,  iim  Ort  der  Kenntnisnahme  von  der  Ziistimniiin^,  nnd  veldKi 
Zeitpunkt  sie  dabei  aU  maßgebend  anheben. 
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Tag  keine  Arbeit  tat",  ganz  ähnlich  die  Statuten  von  Arkansas 
und  auch  das  österreichische  Gesetz  über  die  Sonntagsruhe^ 
ermächtigt  die  Behörden  in  Galizicn  Tind  der  Bukowina,  für 
ihr  Gebiet  ^die  Arbeit  in  Produktioüsgewcrben  an  iSonntagen 
unter  der  Voraussetzung  zu  gestatten,  daß  die  lietr.  Gowerbe- 
inhaber  und  deren  sämtliche  Hilfsarbeitt^r  mit  Bei  ücksiclitig'ung 
ihrer  Konfession  an  einem  andern  Tage  der  Woche  regelmäßig 
eine  24sfcflndige  Arbeitsmhe  einhalten/  Insbesondere  aber  ist 
die  Zahl  der  Feiertage  auch  innerhalb  der  christlichen  Kon- 
fessionen Teischieden,  und  anch  hier  knüpfen  sich  mannigfache 
büigerliche  Bechtswirknngen  an  den  konfessionellen  Feiertag. 
Bayern,  Oesterreich  ^)  beschränken  die  allgemeinen  polizeilichen 
Vorschriften  über  Festtagsheiligung  auf  die  Angehörigen  des 
feiernden  Bekenntnisses;  die  Arbeitprschntzgesetze  fordern,  daß 
dem  Arbeiter  an  Feiertagen  die  Zeit  verbleiben  muß,  um  den 
Gottesdienst  seiner  Konfession  zu  besuchen.-*)  Und  es  setzt  sich 
die  Spaltung  der  Feiertage  zuweilen  noch  fort  auf  Personen- 
kreise innerhalb  einer  Eonfession  wie  die  Biten  der  katholischen 
Kirche.  Wo  immer  nnn  aber  die  Bestimmong,  ob  ein  Tag 
Eeiertag  ist,  anf  antonomer  Festsetzung  der  kirchlichen  Gemein- 
schaften bemht,  derart,  daß  solche  Bestimmung  bOrgerliche 
Wirkung  besitzt,  aber  doch  nnr  einen  Teil  der  Bevölkerung 

^)  StGB  lüi  Ncw  York,  Beilage  eur  Zeitschrifi  für  die  gesamte 
Sirafreehtswtwentdkaft  IV,  s.  264,  auch  s.  271.  -  Statuten  wn  Arkamat 
a.  1617,  J.  XII  566.    Vgl.  auch  What  ton,  criminal  latc^'^  II  s.  1431a. 

2)  G  vom  16. 1. 1896  $  1  Art.  VIU.  Archiv  für  kalkolUehee  JCirche»- 

recht  LXXV  87. 

3)  BajT.  Rcli^ioDMdikt  $  82  mit  den  spftteran  Fortbildangen ;  öeHet- 

leicli.  interkonlessionelles  Gesetz  2ö.  ö.  1S68.  Art.  13. 

*)  Rdchsgrwerbeordnung  §§  127",  136 vgl.  auch  105 b".  M.")«  i"; 
Haodelsgesetzbucli  §^  62  II,  76111;  SeeuaoQSordauog  §  37  IV.  Oestcrrcichiscbes 
Oeseti  vom  16.  1.  1805  §  l  Art  IX  VU  und  XIV.  Eine  andera  bSigerliehe 
Wirkung  konfessioneller  Feiertage  nimmt  Weyl,  Archiv  für  Öffenttickw 
Recht  X  .^72  {T  auch  far  das  deatscbe  Krankenversielicrnngsrecht  •  an, 
insofern  diesem  zufolge  Krankengeld  für  den  versäumten  .Arbettstag"  b«> 
nblt  wird,  der  Arbeitstag  aber  (Mcb)  nach  dem  Bek^mtnii  des  Verdcberten 
bestimmt  werden  soll,  lelblt  wenn  die»  Bekenntnis  ttaatlich  nicht  anerkannt 
wäre,  und  der  Versiehcrtr  an  den  Feiertagen  seines  BekrTnitnisses  zu  arbeiten 
püegte.   Ich  kann  diese  Auslegung  freilich  nicht  fUr  richtig  halten. 
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verbindet, da  treten  die  im  Staat  bestehenden  Gemeinschaften 
mit  diesen  Aeußerungen  ihres  Eigenlebens  zu  gleichem  Recht 
nebeneinander,  und  es  bedarf  einer  Abgrenzung  zwischen  ihren 
Ordnungen,  die  internationales  Verwaltungsrecht  ist,  sofern  nur 
die  grenzbestimmende  Norm  Recht  ist,  und  die  Verbände,  deren 
Tätiglceit  abgegrenzt  wird,  Verbände  des  öffentlichen  Rechts 
darstellen.*;  Es  taucht  etwa  die  Frage  auf,  ob  die  Ronfession 
des  Prinzipals  oder  des  Angestellten  ffir  den  Ladenschluß  ent- 
scheidet, wer  be!  einer  Bekenntnisverschiedenheit  von  Mann  und 
Frau  den  Ausschlag  gibt? 

Die  Lösung  indessen  gibt  zu  Zweifeln  kaum  Anlaß,  die 
Bestimmungen  über  Feiertagsruhe  können  nur  denjenigen  be- 
treffen, der  ohne  sie  eine  Tiitifrkeit  entfalten  würde,  das 
Bekenntnis  des  Arlieitnehmers,  nicht  dasjenige  des  Arbeitgebers 
entscheidet,  für  jeden  Elie;,^atten  ist  seine  Konfession  maßgebend; 
und  es  hat  in  diesem  Sinn  scln)n  das  pitußisrlie  LandiTcht  I  3 
§  48  eine  ausdrückliclie  Vorschrift  entlialten :  , Trifft  die  Er- 
füllung einer  Pflicht  auf  einen  Tag,  an  welcliem  .  .  nach  den 
Religionsgrundsätzen  des  V  er])f  lichteten  dergleichen  Hand- 
lungen nicht  vorgenommen  werden  dürfen,  so  ist  der  Verpflichtete 
in  der  Regel  am  nächstfolgenden  Taire  zu  der  i^i  i.stung  ver- 
bunden." Wenn  in  einem  .gemischten  Urt"  Bayerns  einem 
katholischen  Feiertag  die  Läden  nur  für  den  Fall  ofiengehalten 

1)  Also  nidit,  wo  dfe  Festtetsong  nur  Uiehlielie  Wirkungen  tet;  nidit 
wo  tte  weltliche  Wlrknngen  besitzt,  aber  mit  Oeltang  f  ttr  die  gesamte  Be- 
völkerung.   Auch  nicht  (vgl.  nnten),  wo  der  Staat  seinerseits  angibt,  welel» 

Feiertage  zu  beachten  sind.  Und  nicht,  wo  die  staatlichen  Vorschriften  von 
vorrilicrein  nur  für  „allgemeine  Feiertage'  erlasfien  werden,  die  den  Bekennt- 
uisbeu  gcmt^iusam  sind. 

2)  Ist  die  Peetsetzung  der  Feiertage  den  kirchlichen  Verbünden  über* 
lassen,  diese  selbst  aber  sind  in  das  SffentUcbe  Recht  nicht  antgenoumen 
wie  das  bei  den  SonntagsgMetceD  der  Vereinigt«!  Staaten  antrifft  »  so 
gehört  die  Frage  in  jene  interessante  Gruppe  VOtt  FMlen,  in  denen  aaßer- 
rechtlicbe  Ordnnnf^en  konkuri ii-icn,  (fif  Bcstinimnnp  der  zastiindie»'n  Or-inuPiT 
aber  rechtliche,  Bedeutung  besitzt.  Die  Fra^e.  welchen  I^andeü  Sitten  die 
^'urui  liefern  sollen,  wo  ein  Verstoß  gegen  die  guten  bitten  xu  Schaden- 
creaut  verpflichtet,  böte  ein  anderes  Beispiel  ans  jener  Gruppe. 

Aeltere  bayrische  Entscheidungen,  die  JOdischen  Qewerbetreibendea 
die  Arbeit  am  Sonntag  gestatten,  Blatter  für  adminiatraHve  Praaei«  I 
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werden  dürfen,  daß  Herr  und  Gehilfe  evangelisch  sind,V)  f<o 
findet  das  seine  einfache  Krklärune:  darin,  daß  der  (iehilfe  in 
solchem  Fall  nicht  ari>eiten  lirautht,  wenn  er  selhsi  katiiolisch 
ist,  daß  aber  auch  für  die  Dienste  eines  protestantischen  Gehilfen 
keine  Verwendun<r  besteht,  wenn  der  Herr  als  Katholik  zum 
Ladenschluß  vertlicUtet  ist.  -)  Wo  die  Verschiedenheit  in  der 
Feiertagsordnung  der  katholischen  Riten  staatliclie  I^>edeutung 
besitzt,  da  mag  es  auch  —  sclieinbar  abweichend  von  dorn 
voi  >ti  tiend  entwiciveiten  —  dazu  kommen,  daß  ein  lateinischer 
Abeitgeber  seine  griechischen  Anf^estellten  nicht  beschäftigen 
darf  an  einem  Tag,  der  nur  lateinischer,  nicht  auch  griechischer 
Feiertag  ist;^)  aber  auch  hier  tindet  der  Sachverhalt  seine 
Erklärung  in  dem  Umstand,  daß  es  eine  Vorschrift  für  den 
A 11  gestellte n  ist,  die  Griechen  im  lateinischen  Gebiet  ver- 
pflichtet, die  Feiertage  des  einen  und  des  andern  Ritus  zu 
beobachten.  *) 

Entsprecbend  eint-  siu  hsisrlic  Ministcrial Verordnung  vom  2fl.  7.  1893 
Reger,  Entacheiduvgen  der  Gerichte  und  VertoaltungsbehOrden  XIV  350. 
die  nur  iosofera  nicht  hierher  gehört,  als  in  Sachsen  die  Feiertage  der  ver- 
tcbiedenen  Bekenntnisse  fttr  den  Bereich  der  Gewerbeordnung  doreli  staat- 
Hdie  Anordnung  festgesetit  sind,  vgl.  anten  S.  284  Anm.  1. 

^  Eine  völlig  andere  Bedeutung  besitzt  es  dagegen,  wenn  in  dem  oben 
angtfilhrten  Rsttrreichischen  Sonntagsgesetz  für  Oalizien  nnd  die  Bukowina 
▼orgeschen  wird,  daü  statt  des  Sonntacfs  <  in  anderer  Wochentag  als  Ruhetag 
gelten  könne,  sofern  „die  betr.  Gcwt-rbeinhaber  and  deren  sämtliche  Hilfs- 
arbeiter' ihrem  Bekenntnis  gemäß  an  diesem  Tag  feiern.  Die  Bekenntnis- 
gleidilMklt  der  riUntUchen  Beteiligten  itt  hier  Vorausaetaung,  nicht  daf  Or,  daß 
die  BeaMiichnung  des  Ruhetags  dem  einen  statt  einem  andern  Beicenntnie 
snlcommt,  sondern  dafür,  daß  die  Beteiligten  überhaupt  von  der  Verpflichtung 
entbunden  werden,  die  Feiertagsruhe  an  citu>m  ihrer  Koofessiott  fremden 
Feiertag  zu  beobachten.    Vprl.  dazu  unten  Aum.  4 

8)  Vgl.  dazu  HergenrOtiie  r,  Archic  für  katholisches  Kirchen- 
recht  VII  189;  Hinschius,  Das  Kirchenrecht  der  Katholiken  und 
Protestamien  in  Deutachland  (1888)  IV  482*. 

Die  Ansf  alurnngen  des  Textes  wollen  die  Ftage  beantworten :  welcher 
persönliche  Verband  setzt  fest,  ob  (in  Tag  FeiertAg  ist.  Davon  Ist  wohl  zu 
scheiden  die  andere  Friig:er  für  welclicii  IVTsonenkreis  trilt  ein  (sfaatürh  orler 
konfessionell)  festgesetzter  F»  i<  rta<j  mit  seinen  vorn  Staat  daran  angeknüpften 
Rechtsfolgen?  Die  Abgrenzung  der  Verbindiiclikeit  kirchlicher  Feiertage 
gegenüber  anderen  Konfessionen   ist  heute  durchaus  .Staatsangelegenheit, 

Zeilschrift  f.  Inicra.  Privat-  u.  uffentl.  Recht.  XVII.  1^ 
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2.  Eine  cigcutiiniliche  Fortbildung  hat  die  konfessionelle 
Feiertagsordnuug  iu  Bayern  erfahren.  Die  Konfession  bat  sich 
radiziert,  in  eine  Bigensdult  des  Landstrichs  verwandelt,  und 
man  unterscheidet  nnnmdir  im  Hinblick  anf  die  Geltuig  der 
Feiertage  katholische,  protestantische  und  konf  essioneU  gemiscbte 
^Orte".  ')  Dem  Grundgedanken  nach  ist  es  anch  hier  die 
Konfession,  die  den  Feiertag  festsetzt.  Aber  wo  eine  Konfession 
vorherrscht,  da  hat  sie  Zwangrsrprhte  über  die  Miiiilerheit 
erhalten,  es  ist  jetzt  der  -Ort",  vertreten  durch  die  herrschende 
Konfession,  als  staatsrechtliches  (lebilde  sui  generis,  der  von 
sich  aus  die  Tafel  der  Feiertage  aufstellt.  Und  wenn  es  in 
den  früher  erörterten  Fällen  die  persönliche  Zugehörigkeit  u 
einer  religiösoi  Gemeinschaft  war,  die  den  veibin^icben  Festtag 


mag  dftbal  die  y«rUndllehkeit  einM  aolehMi  FiBl«rtagB  auf  «ndoe  Bekont- 

niflse  erstreckt  irardeil,  oder  mögen  die  anderen  Bekenntnisse  ont«r  ein- 
engenden Voraussetzungen  ein  Beispiel  S.  '2S3  Änni.  2)  oder  schlecitwcr 
seiner  Herrschaft  entzogen  sein.  Die  Abgrenzungafragen,  die  hienuci 
entstehen,  gchöMii  «lier  nicht  dem  intematioiiBleii  Yerwaltiuigsredit  u, 
CS  handelt  eich  inaowcit  nieht  uui  eine  Qrenzscheidung  zwischen  Lebens- 
äußcrungen  autonomer  Verbände,  sondern  es  ist  ein  und  der-selbe  Staat,  i-t 
Beine  Sonutagasatzongen  möglicherweise  f&r  Terachiedenc  (irofpen  ianerbilb 
der  Berölkeniiig  nach  eeiiiem  WOlen  Tendiieden  alntaft,  gletebeitig  im 
.Firemdenrecht'',  das  derlei  Abstuf angen  zuweilen  innerhalb  der  gleiclunMii^ 
Tcrpflichtenden  Recbteordnong  nach  der  8t— teengehUrigkeit  der  Beteiligt« 
vornimmt. 

^)  PoUzeistr&fgesetzbuch  Art  2  Z.  ö;  Verordnangen  vom  18.  6.  If^ 
und  Sl.  5.  1897;  IQnisteriatbekMiBtniadiiiiig  Ton  30.  4.  1895w  Die 
feeeangsmäßige  Giltigkeit  dieeer  Bestimmungen  steht  hier  nicht  in  Frage- 
Aehnliche  Unterscheidungen  nach  den  örtlichen  Verh&ltniss«>n  machen  »nck 
die  wttrttembergische  Verordnung  vom  27.  6.  und  die  badiwhe  Ver- 
ocdnang  Tom  18.  6.  1888.  Alkin  die  Beetimniig  der  Ftiertage  ist  dert  akk 
der  Autonumie  der  einzelnen  Orte  Uberlassen,  sondern  es  sind  die  Feiertag 
je  nach  den  konfessionellen  Verhältnissen  des  Orts  dnrch  staatlichen  R^-lit*- 
satz  festgesetzt  Vgl.  auch  das  preußische  Gesetz  Tom  2.  IS^  and  dit 
nMMHdwhe  Terofdnong  Tom  14.  9.  1803.  Deeaelbe  gilt  für  den  Beieidi  dff 
Qewerbeordiiaiig  nach  den  s&cbsischen  MiniHterialverordnungen  Tom  28.3. 189^ 
§1^  .50.  Bl,  nnd  vom  20.  7.  1S9;1,  während  auJierhalb  dieses  Ber^^  V-s  a 
bachsen  anscheinend  ein  dem  bayrischen  ähnlicher  Bechtaznstand  vorkuQ.ut 
{nur  daß  an  katholischen  Orten  keine  Zwangiraehte  gegenttber  der  Watt 
heit  bestehen). 
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bezeichnet  bat,  so  ist  daffir  nimmebr  die  r&amliche  Beziehung 
za  einem  Gebiet  maßgebend  geworden. 

Oertülche  Y^schiedenheiten  dea  FeiertagBiechte  kennen  aber 
anch  innerhalb  desselben  Bekenntnisses  Torkommen.  Die 

ta^rsordnong  der  katholischen  Kirche  ist  kdneswegs  überall  die 
gleiche,  zum  Teil  nach  dem  Willen  der  Zentralgewalt,  die  für 
die  einzelnen  Gubiete  verschiedenes  festsetzt  ~  ein  päpstliches 
Indult  hat  Feiertage  für  ein  bestimmtes  Gebiet  abgeschafft,  die 
anderwärts  noch  zu  liecht  bestehen  —  zum  Teil  auf  grund 
autonomer  örtlicher  Rechtsbildnng,  wie  etwa  wenn  der  Bischof 
ein  Patrocinium  iiir  die  Diözese  zur  Feier  stellt.^) 

Sebr  bänfig  bat  es  in  der  Gegenwart  der  Staat  an  sich  ge- 
nommen, den  Festtagskalender  »ofsiuteUen,  and  wenn  er  dabei 
ancb  die  kirchlichen  Anordnungen  zur  Gnmdlage  nimmt,  so  ist 
es  doch,  juristisch  besehen,  nimmehr  ein  Sats  des  staatUcben 
Rechts,  der  den  Feiertag  verbindlich  bezeichnet;  und  auch  dort» 
wo  der  Staat  mit  Rücksicht  auf  die  Verhältnisse  der  Bevölkeninfr 
verschiedenerlei  Feiertage  festsetzt  für  die  einzelnen  Orte,  für 
die  verschiedenen  Provinzi'ii,  da  ist  es  der  einheitliche  Wille 
des  Staates,  der  diesen  Bezirken  ihre  Norm  gibt,  nicht  mehr 
eine  Mehrheit  autonomer  Verbände.  Dafür  aber  tritt  alsdann 
die  einheitliche  Feiertagsordnung  dieses  Staates  in  Konkurrenz 
mit  der  Feiertagsordnnng  andmr  Staaten.^  Und  von  yom- 
herein  ist  nnr  dies  YerhSltnis  gegeben,  wo  der  Festtag,  an  den 
sich  staatliche  BescbrjLnknngen  knüpfen,  kein  kirchlicher,  sosdein 
ein  politischer  Feiertag  ist,  der  Geburtstag  des  Landesherm, 
das  Nationalfest  der  Franzosen. 

In  allen  diesen  unter  Ziffer  2  zusammen  »„'■•'faßten  Fällen 
handelt  es  sich  um  räumlich  geltende  Ordnungen.  Es  kann 
nun  aher  ein  Rechtsverhältnis,  für  welches  ein  Feiertag  von 
Belang  wird,  Beziehungen  zu  mehreren  solcher  Recht^ige biete 
besitzen,  und  wo  diese  Gebiete  ihre  Feiertagsordnung  selbst- 

»)  Vgl.  de»  nilheren  Hinschius,  Kirchenrecht  IV  286 f. 

2)  Es  Weibt  im  Verhältnis  von  Stfiat  zu  Staat  ein  Nebeneinander  staat- 
licher OrdnuDgeD,  sacb  wenn  die  Urdnung  dea  einen  Teils  dahingeht,  daß  die 
inttrtwiig  dar  Fsieitaga  der  Antonomi«  der  BekeuntdMt  (UwrlMMU 
bleiben  aelL 
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herrlich  festsetzen,  ^)  da  f&llt  die  Entscheidung,  welche  der 
mehreren  Feiertagsordnnngen  zur  Geltung  gelangen  soll«  wiederum 
in  den  Bereich  des  internationalen  Yerwaltungsrechts. 

Die  Feststellung  der  Feiertage  bedeutet  ein  Stfick  öffent* 
lieber  Fürsorge  für  den  geschäftlichen  Verkehr  und  damit  eine 
selbständige  Betätigung  im  Dienst  staatlicher  Aufgaben.  Aber 
freilich,  nach  ihrem  Inhalt  ist  eine  Vorschrift,  die  besagt,  dali 
an  einem  bestimmten  T;i<r  Feiertag  sein  soll,  wertlos,  so  lange 
aiv  nicht  in  VL'rbindnn;^  gebracht  wird  mit  BestinHminp:en.  die 
angeben,  was  an  einem  solchen  Feiertag  gescheh(Mi  odir  nicht 
geschelien  soll.    Eine  solche  Festsetzung  der  Feiertage  kann 
darum  auch  nicht  wolil  iiireii  selbständigen  Geltungsbereicli 
haben,  sondern  sie  wird  anzuwenden  sein,  wenn  inhaltlich  die 
Vorschrift  anwendbar  ist,  die  besagt,  daß  an  einem  Feiertag 
dies  oder  jenes  «reseiiehen  müsse  —  der  Festtagskalender  besitzt 
in  seiner  (Jeitung  accessorisciien  Charakter.    Das  gibt  glatte 
Lösungen,  wo  das  Oeltungsgehiet  des  Feiertags  und  der  an  den 
Tair  geknüpften  materiellreehtlielipn  Beschränkung  zusammen- 
fallen.   Wo  aber,  wie  so  hiiutiti  innerlialb  Deutschlands,  der 
Geltungsbereich  einer  materiellreehtlicheu  Feiertagsvorschrill 
Gebiete   mit  der  verschiedenart irrsten   Feiertagsfolge   in  sich 
schließt,  da  muß  aus  der  Eigenart  der  materiellrechtlichen  Vor- 
sclirift  erschlossen  werden,  welche  der  mehreren  formellen 
Ordnungen  die  maßgebende  ist. 

Daraus  folgt  denn  zunächst  für  polizeiliche  Sonntags^ 
beschränkungen :  es  entscheidet  auch  über  die  Frage,  ob  Feier- 
tag, das  Recht  des  Ortes,  der  es  verwehrt,  daß  in  seinem  Bereich 
eine  Tätigkeit  körperlich  stattfinde.  Dem  entspricht  §  10  des 
sächsischen  Sonntagsgesetzes,  der  oben  S.  278  angeführt  wurde. 
Und  ein  Urteil  des  Oberlandesgerichts  München  hat  zutreffend 
entschieden,  daß  ein  gewerblicher  Transport  zwischen  zwei 
protestantischen  Orten,  der  dnrch  einen  katholischen  Ort  geführt 

M  Wo  (Hos.'  Voranssetznng  nicht  zutrifft  —  v^l.  dariihi-r  das  vorami* 
gehende  —  <!;»  liegt  tchti  s  internationales  Verwaltunesn  cht  nicht  vor.  Doch 
ist  für  die  hier  verhandelte  Frage  ein  praktischer  Unterschied  der  beiden 
Gruppen  nicht  erstclifclioli,  90  daß  die  üntwBe^eldang  fttr  das  folgende  bembeo 
bleiben  kann. 
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hat,  yorgenommen  an  einem  katholiscben  Feiertag,  die  Sonntags- 
ruhe verletzt  hat.^ 

Entsprechendes  aber  mnfi  auch  fflr  die  Fälle  gelten«  in 
denen  zivilrechtliche,  prozessuale,  vcrwaltimp-sict  htliche  Folgen 
nichtpolizeilicher  Art  an  den  Eintritt  eines  ^'eiertags  geknflpft 
werden.  Narli  (hMitscliein  Krankenvorsichernngsrecht  erhält  der 
Versicherte  Krankende  hl  für  „Jeilen  Arbeitstag**,  den  er  infolge 
seiner  Erwerbsunfiihit^kcit  versäuiut  hat.  Was  tiu  Arbeitstag 
ist.  wird  durch  des.sen  ( ie^ansatz.  den  Feiertag,  bezeichnet;  soll 
aber  über  die  Maügcblitiikeit  eines  solchen  das  Recht  am  Ort 
der  zahlungspflicbtigen  Kasse  oder  da^sjenige  am  Ort  des  Ar- 
beiters  entscheiden?  Die  roHo  legis  drftngt  dazu,  auf  die  Yer^ 
hältnisse  des  Veisicherten  abzustellen.  Er  soH  durch  das 
Krankengeld  Ersatz  eines  Ausfalls  erhalten,  den  er  ohne  seine 
Erkrankung  nicht  erlitten  hätte;  das  wird  aber  nur  dann  mög- 
lich sein,  wenn  die  .-Vrlifitstage,  die  für  ihn  gezählt  hätten, 
berechnet  werden,  genaupr  die  Taj^e,  die  an  seinem  letzten 
Arbeitsort  vor  der  Erkrankung  Arbeitsta*re  gewesen  sind.''') 

Insbesondere  finden  sich  solche  nirhtj)olizeili('he  Vorschriften 
zugunsten  der  Festtagsruhe  in  der  Gestalt  von  Bestiuiniujigen, 
daß  eine  Handlung,  die  an  oder  bis  zu  einem  gewissen  Tag 
vorgenommen  sein  mufl,  mit  Wirksamkeit  noch  am  nächst^ 
folgenden  Tag  nachgeholt  werden  kann,  wenn  der  Termin  oder 
letzte  Tag  der  Frist  Feiertag  war.  Auch  diese  Bestiimmnngen 
sind  offenbar  deshalb  getroffen,  um  einer  Person,  die  ohne  die 
Vorschrift  tätig  werden  müßte,  an  solchem  Tag  die  Tätigkeit 
zu  ersparen;  und  es  muß  deshalb  die  Feiertagsordnunj?  der  so 
begünstigten  Person  entscheiden  Von  dieser  Grundlage  aus 
bestimmt  das  BGB  in  §  193:  „Ist  an  einem  bestimmten  Tage 
oder  innerhalb  einer  Frist  eine  Willenserklärung  abzugeben 
oder  eine  Leistung  zu  bewirken,  und  fällt  der  bestimmte  Tag 
oder  der  letzte  Tag  der  Frist  auf  einen .  .  am  ErkUrungs- 
oderLeistnngsorte  staatlich  anerkannten  allgemeinen  Feier- 
tag, so  tritt  an  die  Stelle  des  .  .  Feiertags  der  nächstfolgende 

1)  Blätter  für  Bfekffamomdmmg  LXI  411. 

2)  So  Im  ««Motlidmi  Mch  We^l,  Archiv  für  öffmaiekn  HeeM 


288 


Neomeyer, 


Werktag''.  Der  Mieter  eines  Iiandhanaeg  kann  sich  fOr  die 
Einhaltung  der  Kfindiguugsfrist  nicht  aol  einen  Feiertag  am 
Ort  des  Landhauses  berafen,  wenn  der  Yermieter  in  der  Stadfc 
wohnt;  die  yerspätete  Kohlenliefemng  wird  nicht  dadurch 
entschuldigt,  daß  an  einem  Ort  tmterwegs,  wo  die  Eisenbahn- 
wagen rangiert  werden  mußten,  Feiertag  war.  Ganz  ähnlich 
verweist  Art.  90,  91  des  schweizerischün  Obligationenrechts 
bei  (kr  l^iiiiUung  der  Verträge  auf  einen  ,am  Erfüllungsort 
staatlich  anerkannten  Feiertag",  eine  Vorschrift,  die  schon  bei 
Abfassung  des  Allgemeinen  deutschen  Handelsgesetzbuches  bean- 
tragt war  und  damals  nur  als  selbstverständlich  niclit  aufge- 
nommen vvurde.^)  Kein  Zweifel,  daß  nach  der  deutschen  Wechsel- 
ordnung" auch  bei  Zahlunp:  von  Wechseln  über  den  Stundung 
gewährenden  Festtag  das  Recht  des  Zahlungsortes  entscheidet,-) 
auch  bei  domizilierten  Wechseln.  Und  wenn  die  deutschen 
Prozeßgesetze  eine  solclie  Fristverlängerung  gleichfalls  zulassen, 
wenn  der  letzte  Tag  der  Frist  auf  einen  Keiertag  fallt,  so 
erklärt  auch  hier  die  Literatur  übereinstimmend,  daß  die  Ent- 
scheidung, ob  dies  zutrifft,  den  Gesetzen  des  Gebietes  entnoinmen 
werden  müsse,  in  dem  die  prozessuale  Handlung  vorzunehmen 
ist.^)  Die  Frage  ist  insbesondere  praktisch  geworden  bei  der 
Einlegung  von  Rechtsmitteln:  Reichsgericht,  Keichsversichernngs- 
amt,  der  bayerische  Verwaltnngsgerichtshof  haben  entschieden, 
daß  dem  Beschwerdeffihrer  nur  die  Feiertage  desjenigea  Orts 
za  statten  kommen,  an  dem  das  Rechtsmittel  eingelegt  werden 
mnß>)  Welcher  Ort  das  aber  ist,  ergeben  die  einzelnen  Be- 


^)  Protokolle  der  KoninussioD  zur  Beratang  eines  allgemeinen  deatscben 
Uandels^esützbucbes  (1858)  1866*    Entaprecliend  Siaub,  KommenUc 
HOB*  zu  Art.  329. 

^  V.  Bar,  Theotie  und  Praxis  II  164.  —  Parallele  VorscUriftÖl 
auländiicher  Wecbselgesetse  bei  Diena,  trattato  di  dirUto  eommmiak 
intemoMianale  (1905)  m  147* 

*)  Stenglein,  Strafpr  .z  aordnang»  §43.  Seuffert,  Zivilprozeß- 
ordnung» §  222  No.  2;  vgl.  auch  §  188  No.  1.  Gaupp-Stein,  Zivil- 
prozeßordnung 8  §  222  No.  3.  Birkenbihl ,  freiwillige  Gerichtsbarkeit  §  1 

*)  Reichsgericht,  Entscheidangpn  in  Strafsachen  IV  240:  XXXI  tÜ- 
Amtliche  Nachrichten  des  lieicbsversicheruugsauites,  Inralidit&ts-  und  Aittf^ 
▼etaiclmng  IV  122  No.  868;  untliche  NMhriebteii  XI  248  Hr.  1422  (Ift 
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stümmiiigeii  der  VerfahnoBgesetze.  Es  entscheiden  die  Vor- 
schriften des  judex  a  quo  bei  einer  Bemfosg  oder  Revision 
in  Strafsachen,  die  Bestimmungen  des  judex  ad  quem  bei  einer 
Revision  in  Zivilsachen.  Revisionen  in  Invalidensachen  sind 
wahlweise  beim  Reichsversichcningsaint  oder  „bei  einer  andern 
Behörde**  anzuliringen,  so  daß  damit  auch  die  Feiertagsordnuug 
bcwef^lich  wird,  aber  freilich  nur  iu  dem  Sinn,  daß  die  Ord- 
nung der  tatsächlich  angegangenen  Stelle  ausschliefilich  ent- 
scheidet; wild  das  Bechtsmittel  bei  dem  Beichsrersicherongs- 
amt  eingelegt,  so  kommen  nur  die  in  Berlin  geltraden  Feiertage 
in  Betracht,  wenn  bei  einem  Schiedsgmcht,  nur  die  Fderta^ 
dieser  Stelle.  Handelt  es  sieh  dagegen  um  einen  Einspruch, 
eine  Berofung  in  Zivilsachen,  die  durch  Zustellung  eines  Schrift- 
satzes an  den  Gegner  freiten d  gemacht  werden,  so  fehlt  von 
vornherein  der  feste  Aiispanfrspunkt,  wie  ihn  der  Sitz  einer 
Behörde  bezeichnet.  Zustellungen  können  (§  180)  an  jedem 
Ort  erfolgen,  wo  die  Person,  welcher  zugestellt  werden  soll, 
angetroffen  wird:  der  zufällige  Ort  des  Empfanges  entscheidet, 
ob  ein  Feiertag  die  Frist  yerlängert ; ')  und  in  Fällen,  in  denen 
die  Zustellung  durch  Anigabe  zur  Post  erfolgt  (§  179),  ist  zu 
beachten,  daß  eine  solche  SSosteUmig  am  Absendeort  des  Schrift- 
stücks  vor  sich  geht.  —  8lchließlich  enthält  auch  das  deutsche 
Krankenversicherun^esetz  die  gleichartige  Vorschrift  für 
Fristen,  dcrtni  Ende  auf  einen  all;^emeinen  Feicrtaf^  fällt.  Die 
Yorscliritt  findet  Anwendung  auf  Anz-  i<,n'n,  Beschwerden,  Ge- 
nehmigungen, Einzahlungen,  die  binnen  bestimmter  Frist  erfolgen 
sollen,  und  wiederum  gilt  aucli  hier,  daß  Uber  die  Frage,  ub 
der  letzte  Tag  Feiertag,  daü  Recht  des  Ortes  entscheidet,  an 
dem  die  Handlung  vorzunebmen  ist.") 

«iner  Unf&Uvemcheiaogasache).  Bayr.  VerwaltutigügertcbUlioI,  Sammlang 
ZXIV  481.  TrebeidoiCiiiimcnd  Weyl,  Archiv  für  öffentÜdkM  lUdit  X  371  \ 
Stger-Henle,  KraDkenversicberangagesetz  ^  §78»;  S90€r'Difr9ff, 
tajr.  Verwaltungsgerii-hLs^jL-setz'  Art.  22  No.  20. 

^)  Die  Frist  ist  auch  dann  nicht  versäamt,  wcno  ihr  letzter  Tag  imgeotttzt 
T«ntiiclien  und  am  Wobnilts  des  Bmpf&ogen  Werktag  war,  sofsm  lieb  dkMr 
am  nächsten  Tag  in  einen  Bezirk  begibt,  der  Tags  xttTOf  Feiertag  hatte. 

*)  „An  wckliem  tlie  Handlung  vorzTinchmcn  bezw.  die  Leistung  zu  ge- 
währen ist",  wie  Jieger-Üenle,  Krankenversicfaerongsg^tz  '  §  78a 
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Diese  Lösungen  bergen  freilich  verachiedeotlich  Schwierig- 
keiten in  sich.  Zunächst,  wessen  Festtagsrnhe  sollte  durch  die 
besprochenen  Bestimmungen  geschützt  werden,  der  Sonntags« 
friede  der  Person,  welche  die  Leistung  hätte  vornehmen  sollen, 
oder  die  Feiertagsmaße  des  Empfängers  der  Leistung?  Höld^r^) 
glaubt,  dem  §  193  BGB  entnehmen  zu  können,  daß  er  beiden 
Teilen  dienen  wolle,  demgemäß  auch  die  Feiertage  beider  Teile 
airf  die  Frist  Einfloß  nehmen  könnten.  Doch  scheint  man  bei 
der  Bestimmung  nur  an  das  Interesse  des  Leistenden  gedacht 
za  haben,  ^)  und  bei  den  entsprechenden  Yoischriften  der  Prozeß- 
gesetze ist  kaum  ein  Zweifel  möglich,  daß  sie  der  Sonntagsruhe 
der  Partei,  nicht  des  Gerichts  gewidmet  sind.  Kommt  es  dar^ 
nach  aber  auf  den  Ort  der  aktiv  tätigen  Person  an,  so  erwächst 
nun  erst  die  Frage,  welches  ist  der  Ort  dieser  Person,  der  den 
Feiertag  bezeichnet^  der  Ort,  an  dem  sich  die  Partei  an  dem 
Tag  auf  halt,  an  dem  ihre  Handlung  vorzunehmen  war,  der  Ort, 
an  dem  sie  verspätet  ihre  Tätigkeit  entfaltet,  die  Ware  ab- 
sendet, die  Berufungserklämng  zur  Post  gibt,  oder  dort,  wo 
diese  Tätigkeit  ihren  rechtlichen  Erfolg  hat?  Das  Reichsgericht 
hat  gelegeiitlicli  geschwankt,  ob  bei  einer  Revision  des  An- 
geklagten neben  den  Feiertagen  der  GericUtÄütelle,  wo  da^ 


fonnnUeFeii.  Aber  freilich,  mit  dieser  LOsiing  kommt  man  in  schweres  Ge- 
dr&nge,  wenn  man  mit  JSeger-ffenle  auch  die  Zeitbestimmangeii  der 
SS  6»*»  8r  86  III,  SB  des  Geseties  der  HdglidikeH  einer  Bretceckniig 
dorch  Feiertage  gemäß  §  78  a  antersteUt.    Das  Krankengeld  kann  für  die 

Dauer  von  zwftlf  Monaten  «nlzofjen  werden,  wenn  der  Versichertc  die  Ver- 
sicherung durch  eine  strafbare  Handlung  geschädigt  hat;  Aenderuogeo  in  dtr 
Festsetznog  des  ortetthlichen  Tagelohns  treten  sechs  Monate  nach  der  Ver- 
SSe&kliehung  in  Kraft;  das  Redit  auf  ITateiS^su^  kaan  att  eüie  Kueu> 
seit  bis  sa  sechs  Monatm  geknüpft  werden  —  wo  um  alles  liflt  sidi  eine 
Person  anffiniea»  dtten  SoaAtagsnüie  am  letzten  Tag  des  Zettraiuns  durch 
eine  Vcrlllngerung  geschont  werden  soll,  so  daß  die  fUr  sie  geltenden  Feier- 
tage maßgeben  könnten?  Die  Schwierigkeiten  indessen  sind  gegenstandslos; 
denn  §  7S;i  kann  sich,  wie  sein  Vorbild  §  222  der  ZPO.  nur  auf  Fristen 
fttr  die  Vuruahme  von  Handlungen  beziehen;  vgl.  dort  Seuffert  ZPO' 
S  882  No<  8> 

^)  Der  allgemeiiie  Teil  des  BOB  §  193  Na  8. 

So  insbesondere  Sehtrling,  SeitrOif»  mtr  EriOMtening  du 
deutschen  Rechte  LI  136  f. 
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BechtsmiUel  eingelegt  werden  maßte,  nicht  ancli  die  Feiertage 
am  Wohnsitz  des  Angeklagten  mitzuzählen  hätten.*)  Und  Holder, 
der  zwischen  der  persönlichen  ^Vollziehung"  und  der  juristischen 
„Vollendung"  der  bürgerlichrechtlichen  Erklärungen  und  Lei- 
stungen unterscheidet,  nimmt  an,  daß  zwiir  Feiertage  am  Ort 
der  Vollziehung-  so  gut  wie  diejeni^^-en  am  Ort  der  Vollendung 
Termin  und  Frist  beeinflussen,  daß  aber  freilich  nicht  der  zu- 
fällige Ort  der  Tätigkeit  entscheiden  dürfe,  sondern  nur  ein 
solcher,  der  bei  der  Festlegung  des  Zeitpunktes  als  Ort  der 
Täriirkeit  erwartet  werden  durfte,  eine  nachträgliche  Aenderung 
des  Wuhnortes  oder  gar  des  Aufenthaltsortes  sei  ohne  Bedeutung. 
Verwandte  Fragen  mögen  aber  aucli  für  den  Bereich  der  polizei- 
lichen Feiertagsbeschrank ungen  auftauchen:  auf  mein  Geheiß 
werden  feiertägliche  Arbeiten  im  Inland  vorgenommen,  während 
ich  mich  auf  der  Reise  befinde  —  vermögen  mich  die  polizei- 
lichen F>esrhränkungen  des  Inlands  auch  während  eines  Auf- 
enthaltes im  Ausland  zu  erreichen?  Nun  ist  der  Ort  einer 
rechtlich  bedeutsamen  Handlung  (wenn  von  den  besonderen  Ver- 
hältnissen des  Kriminalstrafrechts  abgesehen  wird)  allgemein  da, 
wo  sie  in  den  Rechtskreis  eingreift,  um  dessentwillen  ihr  recht- 
liche Bedeutung  verliehen  ißt.  Die  Begründung  des  Satzes  muß 
einer  andern  Stelle  vorbehalten  bleiben.  Sein  Ergebnis  aber  ist 
auch  hier,  daß  das  Verhalten  der  maßgebenden  Person  erst  ton 
derjenigen  Rechtsordnung  gewiUrdigt  werden  kann,  in  deren 
Geltungsbereich  dies  Verhalten  rechtliche  Bedeutung  erlangft; 
eine  Berücksichtigung  der  Gesetze  des  Wohnsitzes  oder  des 
Aufenthaltsorts  des  Verpflichteten  wird  damit  unmöglich.  Auch 
bei  polizeilichen  Vorschriften  wird  nicht  ein  Verhalten  um  seiner 
selbst  willen  verlangt  oder  verboten,  ihr  Zweck  ist  der  polizel- 
gemiLße  Znstand,  die  Eingliederung  eines  Verhaltens  in  die 
verwaltungsrechUlche  Ordnung  eines  bestimmten  Gebiets,  und 
es  kann  offenbar  nur  das  Becht  dieses  Gebiets  entscheiden,  ob 
ein  bestimmtes  Verhalten  an  einem  bestimmten  Tag  zulässig  ist. 
Aber  auch  die  Handlungen  des  Zivilrechts  und  Prozeßrechts, 
denen  durch  einen  Feiertag  Fristverlängerung  gewährt  wird. 


Entscheidungen  in  Sirafeachen  IV  240. 
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entbehren  in  ihier  Eigrenschaft  als  körperliche  Tätigkeit  ganz 
regelm&fijg  des  rectitlichen  Interesses;  die  Zustellung  gewinnt 
Bedeutung,  wenn  sie  den  Empfänger  erreicht,  die  Lieferung 
der  Ware,  wenn  sie  dem  Erwerber  oder  seinem  Stellvertreter 
ausgehändigt  wird,  und  es  kann  darum  insoweit^)  —  wiewohl 
den  AoBgangspunkt  solcher  Bestimmungen  die  Sonntagsruhe  des 
Absenders,  nicht  des  Empföngers  bildet  —  über  eine  Frist- 
verlängerung nor  die  Feiertagsordnnng  de^enigen  Ortes  ent- 
scheiden, an  dem  nach  Zivilrecht  oder  Prozeßrecht  die  Tätigkeit 
des  Absenders  im  Hinblick  aof  deren  Empfänger  den  recht- 
lichen AbschlnÖ  findet;  wobei  Erfüllungsort  und  Aufenthaltsort 
des  Empfängers  natürlich  zn  scheiden  sind.  Die  vorbehaltslose 
Einreihnng  dieser  Bestimmungen  in  die  Ordnung  des  Zivilrechts 
oder  Prozefirechts  hat  das  nrsprüngliche  Motiv  des  Gesetzgebezs 
verschüttet. 

3.  Die  accessorlsche  Geltung  des  Feiertagskalenders  findet 
ihre  hellste  Beleuchtung;  in  jenen  besonderen  Fällen,  in  denen 
die  Verbindlichkeit  der  materiellrechtlichen  Feiertagsbesehr&nk- 
ungen  des  Inlands  in  fremde  Bechtsgebiete  hineinragt.  Die 
Sonntagsvorschriften  der  Seegesetze  beanspruchen  roaterieUrecht' 
lieh  ihre  Anwendung  auf  Schüfe  des  Inlands,  auch  wenn  sie 
auf  hober  See  und  in  ausländischen  Gewässern  sich  aufhalten. 
Und  in  Uebereinstimraung  damit  bestimmen  die  nordischen  See- 
gesetzt',  daß  der  Maunscliaft  ^an  den  hier  im  Reich  angeordneten 
Feiertagen"  Gelegenheit  zum  Gottesdienst  gegeben,  nnd  für  uinim- 
gängliche  Sonntagsarbeit  besondere  Vergütung  gewährt  werden 
müsse/^)  lasbesondere  hat  nacli  dieser  Richtung  in  umfassender 
Kasuistik  die  deutsche  Seemannsoidming  Vorsorge  getroffen. 
Auch  §  39  des  Gesetzes  läßt  die  Festtagsor(inung  personal  gelten, 
wenn  sich  das  deutsche  Schiff  auf  hoher  See  oder  im  Aasland 
lu  tiiidet:  die  vorgeschriebene  Sonntagsrulle  nmi'j  gewahrt  werden 
an  den  «Festtagen  des  inländischen  Heimathafens'';  und  da 
deutsche  Öchi^e  einen  Heimathafen  auch  im  Ausland  besitzen 

1)  Vgl  dazu  Planck ,  Kommeaiter  srnn  BQB>  §  193  No.  la. 

^  Norwegbches  Se«g«aets  20.  7.  1898  §§  44,  96;  gleiddanteiid  die  B«- 
ttimmungen  des  schwedischen  und  des  dänischen  SeegeietieB.  Tgl.  Begrfladimg 
BOT  deatechen  SeemaiunordiMiiig  (anten)  119. 
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küüiien,  sollen  die  verbindlichen  Tage  für  solchen  Fall  durch 
den  Reichskanzler  bestimmt  werden.  Liegt  das  Schiff  dagegen 
in  einem  Hafen  oder  auf  einer  Reede  des  Inlands,  so  gelten 
als  Festtage  nunmehr  territorial  „die  von  der  Landesregierung 
des  Liegeorts  bestimmten  Tage"*  —  „nach  dem  (Grundsatz  locus 
reffit  actum^^  wie  die  Begründung  meint.  Und  sogar  auf  die 
Möglichkeit  einer  örtlichen  Verschiedenheit  der  Feiertage  inner- 
halb desselben  Bekenntnisses  ist  Kücksicht  genommen,  wenn  die 
üfannschait  Gelegenheit  zur  Teilnahme  am  Gottesdienst  ihrer 
Konfession  an  Land  beanspnichen  kann,  nnd  es  sollen  dabei 
^als  Festtage  im  Ausland  auch  die  kirchlich  gebotenen  Festtage 
des  Liegeortes "  gelten.^)  Natürlich  bedeutet  eine  solche  Ver- 
weisimg  auf  die  Gesetze  des  ausländischen  Liegeorts  nicht  etwa 
eine  Dimdibrechiiiig  der  accessoriscben  Geltung  der  f^eiertags- 
oidninig,  denn  es  ist  der  Wille  des  dentschen  Bechts,  der  bier 
Qber  den  Feiertag  entscheidet,  und  durch  eine  materiellrechtliche 
Torschrift  des  dentschen  Bechts  die  Mitberttcksichtigang  fremder 
Peiertage  anordnet. 

Eine  schwedische  Yerordnong  Ton  1891  verpflichtet  den 
Kapitän  eines  schwedischen  Schiffes,  sich  binnen  48  Standen 


^)  Diese  Yorachrilten  sind  nicht  ohne  mannigfache  Schwankungen  Gesetz 
geworden.  Der  Entwurf  der  Regierung  hfttte  fllr  den  AnfenÜMlt  Im  biknd 
daa  Reabt  des  Liegeorts,  fttr  den  Aufenthalt  an!  See  und  im  Ausland  das 
Beeilt  des  Heimatlialens  als  maBgefaoid  vorgeschlagen.   Als  dann  bei  der 

ersten  Beratün^  der  Abgeordnete  Semler  darauf  aufmerksam  machte,  daß 
ein  deutsches  Schiff  auch  einen  ausUindischen  Heimathafen  haben  könne,  etwa 
in  China,  uml  daß  ein  solches  Schiff  außerhalb  Deutschlands  in  seiner  Sonn- 
tagsruht* dann  allerwürta  au  die  chiuesischen  Feiertage  gebunden  sei,  ließ  die 
Kommission  die  Anknüpfung  an  den  Heimathafen  ganz  fallen  —  Anträge, 
fttr  deutsche  Schiffe  mit  analKndischem  Heimathafen  die  hanbugisolien  oder 
die  Feiertage  des  dentsdien  R^iisterhafens  gelten  sn  lassen,  worden  abgelehnt 
—  mn  das  Recht  des  Liegeorts  hier  schlechtweg  entscheiden  zu  lassen.  Auf 
Vorstellungen  des  Auswärtigen  Amtes  bin,  welche  die  Unzweckmäßigkeit 
dieser  Lösung  darlegten,  x^tirde  dann  von  der  Kommission  in  zweiter  Lesung 
die  Kepenwärtig  geltende  Fassunk'  angenommen.  Ueber  den  neu  angefügten 
bchiuUsatz  des  ^  3^  gibt  der  ivommissionsbericht  keinen  Aufschluß.  Vgl. 
Sten.  Berichte  des  Beidistags  X  Legislaturperiode  n.  Session,  Anlageband 
1,  42 (Begründung);  Band  1,  168 f  (1.  Beratung);  Anlageband 3^  ISOS  (1.  Le- 
sung der  Kommission)  und  1911  (2.  Lesung  der  Kommission). 
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nacb  seiner  Ankunft  in  fremdem  Hafen  bei  seinem  Konsul  zo 
melden ;  Feiertage  verlängern  die  Frist.  Ein  schwedisches  Schiff 
war  nach  Baßland  gekommen,  der  Kapitän  hatte  die  Anzeige 
mit  Rücksicht  auf  das  heimatliche  Ostern  verzögert,  der  oberste 
Gerichtshof  Stockholm  aber  hat  ihn  wegen  Y^^nmting  der 
Frist  verorteilt,  es  sei  lediglich  der  Festkalender  des  Ortes  der 
Anzeige  zu  beachten,  nach  russischem  Recht  aber  werde  Ostern 
erst  später  gefeiert.*)  Die  Entscheiduu^  muß  wundernehmen. 
Dtus  Konsulat  ist  eine  Behörde  des  Absendestaats,  die  Geschäfte, 
die  bei  ihm  zu  erledipren  sind,  sind  Angelegenheiten  der  heimat- 
lichen Rechtsordnun<r.  und  selbst  wenn  eine  ausdrückliche  Vor- 
schrift bestünde,  dalj  die  Konsulate  als  Beliörden  an  örtlitlun 
Feiertajren  hiilI  nur  an  diesen  zu  schließen  haben,  würde  das 
noch  keine  Verpflichtung  für  die  Partei  bedeuten,  entgegen  den 
heimischen  Ordnungen  an  Feiertagen  des  Heimatstaats  tätig  zu 
werden.  Arlinliche  Erwägungen  lassen  aucli  einen  Satz  be- 
denklich ei-srheinen,  der  zuweilen  für  Zustellungen  im  Ausland 
aufgestellt  wird-):  daß  das  Recht  des  Prozeßgerichts  entscheide, 
ob  eine  Zustellung  im  Ausland  an  einem  Fpstta«r  pültiir  vor- 
genommen werden  könne,  dagegen  das  Recht  des  Zustellungs- 
ortes, ob  der  gewfililfe  Tag  Feiertag  ist.  Der  erste  Teil  dieses 
Satzes  dürfte  nur  dann  zutreffen,  wenn  die  Zustellung  durch 
Vermittlung  des  heimischen  Konsuls  geschah;  denn  wenn  sie 
durch  Inanspruchnahme  der  ausländischen  Behörden  erfolgt  ist, 
so  ist  es  die  Staatsgewalt  des  Auslands,  die  dem  Vorgang  mit 
der  Darbietung  ihres  Annahmezwangs  ^)  Rechtswirksamkeit 
verliehen  hat,  und  die  Gültigkeit  solchen  staatlichen  Handelns 
muß  unter  den  Gesetzen  des  handelnden  Staates  stehen.  Was 
aber  die  Frage  anlangt,  welcher  Staat  den  Feiertag  festsetzt» 
so  scheinen  die  Dinge  hier  umgekehrt  zu  liegen:  ist  die  Zu- 
Stellung  durch  Vermittlung  ausländischer  Rechtshilfe  geschehen, 
80  ist  es  allerdings  das  Ausland,  dessen  Felertagsordnung  dabei 


i)  J.  XXIX  170. 

2^  V.  Bar,  Theurie  und  Fruxis  II  3l>ti  «bei  ErörUrang  der  Zastelluugeo 
durch  Rechtshilfe);  Bohm-JJelius,  Handbuch  de»  RechtahilfeTerfahrens ' 
(190(f)  276. 

s)  Vgl  Ztscb.  IX  456. 
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maßgibt.  Uoi  einer  Zustellung  aber  (hircli  dt'ii  Konsul  düriteii 
auch  hier  primär  die  heimatlichen  (iesctzc  critsrlieiilen.  —  Daß 
voUtTuls  für  Konsuln  im  l)esitz  der  Konsiilar'/ericlirsltai-keit  im 
Zweifel  die  heiniisclie  l'eieriausordnung  muügebend  ist,  wird 
schwerlich  zu  Meinun;^sverscliiedenheiten  Anlaß  gvben.'i 

Endlich  ein  verwiekelter  Fall,  der  die  französischen  Ge- 
richte beschäftigt  hat.  Das  ältere  französische  Seerecht-)  hat 
Forderungen  aus  einem  Scliiffszusammenstoß  nur  dann  zugelassen, 
wenn  der  beschädigte  Teil  (dans  le  Heu  ou  le  capitaifte  a  pu 
agir)  binnen  24  Stunden  eine  Entschädigungsforderung  vor  der 
Behörde  erhoben  und  sie  dem  Schädiger  zugestellt  hat,  wobei 
nach  der  Praxis  wiederum  Feiertage  in  der  Berechnung  der 
Frist  nicht  mitzählten.  Ein  Zusammenstoß  in  türkischen  Ge- 
wässern gibt  dem  Kapitän  nnd  Befrachter  eines  türkischen 
Schiffes  Veranlassung,  gegen  ein  französisches  Schiff  solche  An- 
zeige bei  der  türkischen  Hafenbehörde  zu  erstatten,  die  sie 
ihrerseits  zum  Zweck  der  Zustellung  an  den  französischen 
Konsul  weitergibt;  die  Anzeige  war  verspätet  erfolgt,  doch  be- 
rufen sich  Kapitän  und  Befrachter,  türkische  Staatsangehörige 
griechischen  Bekenntnisses,  darauf,  daß  die  Frist  durch  einen 
dazwischen  fallenden  römisch-katholischen  Feiertag,  Allerheiligen, 
verlängert  worden  sei.  Der  Apiiellhuf  Aix*^)  weist  die  Klage  ab: 
2 war  liabe  die  Znstclluu^,  die  dem  französisclii-n  Konsul  oblag, 
am  lY'iertag  nicht  erfuli^en  kiuinen.  allein  scIkui  die  Anzeige 
sei  verspätet  geschehen,  da  der  fra^^Iidu'  Tag-  w  i'dtT  t  ür  die 
tiirkisclie  Behörde,  bei  der  die  Anzeige  erstattet  werden  mußte, 
noch  für  die  Reschwordeführer  nach  ihrem  Bekenntnis  Feiertag 
war.   Die  iSciiwierigiwciten  des  Falles  beruhen  darauf,  daß  das 

1)  Vgl.  fOr  Deatachland  $  27  des  Konsalftrgericbtsbarkeitßgesetzes.  Fttr 
die  Sonntagagesetze  aivllreclitlichen  und  proze6rechtUclieii  Inhalts  werden 
dabei  gemäß  §  19^  KOG  die  im  Bereidi  des  prcuCischeo  allgemeinen  Land- 
rechts in  Kraft  stehenden  Feiertt^ife  entscheiden,  im  übrigen  aber  best^'ht. 
huviel  ich  sehe,  ein»-  r.flcke;  die  otwaifffn  diirrh  Verwaltiingsverordnunf^  filr 
den  Geschäft s^anu'  «If  i  K<insulati:  festgesetzten  Feiertage  haben  den  Tarteion 
gegenüber  keine  \  crbindiichkeit. 

Code  de  commerce  Art.  43d,  436  bis  «nr  Novelle  von  IHJt,  Parallele 
Voncbriften  anderer  8taaten  bei  Die  na  a.  a.  0.  III  4d3f. 

»;  J.  I  26. 
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franzOsifiche  Recht  —  die  Yoifrage  seiner  Anwendbarkeit  auf 
den  Fall  bejaht  —  hier  von  sich  ans  eine  Handlnng  im  Aus- 
land nnd  vor  ansl&ndischen  Behörden  vorschreibt.  Hatte  die 
ausländische  Behörde  zur  kritischen  Zeit  nach  ihrem  Becht 
Feiertag,  so  befand  sich  der  Eapit&n  offenbar  nicht  an  einem 
Ort,  „wo  er  hat  handeln  können**,  nnd  die  Yerzögerimg  kann 
ihm  nicht  Schaden  bringen.  Bestand  ein  solches  Hindernis  auf 
selten  der  ausländischen  Behörde  aber  nicht,  so  ist  die  Frage 
damit  nicht  gelöst,  sondern  erst  rein  gestellt:  welcher  der  be- 
teiligten Staaten  ist  zuständig,  die  Feiertage  im  Sinn  Jener 
französischen  Yerordnong  entweder  selbst  zu  bestimmen,  oder 
einen  andern  zu  solcher  Bestimmung  berufnen  Verband  zu  be- 
zeichnen? Der  fremde  Staat,  in  dessen  Gebiet  die  Anzeige  er- 
stattet werden  soll,  kann  das  nicht  sein.   Die  Feiertagsordnong- 
ist  —  gerade  liipr  werden  frühere  Erwäfningen  praktisch  — 
für  den  iStaat  nicht  Selbstzweck,  sie  hat  Bedentiinpr  nur  im 
Zu>ammeiiliang  lait  A iiordnung'en,  was  an  einem  Feiertag  gB- 
scheheu  süll.   Für  HaiuUunpren,  die  der  französische  Gesetzgeber 
anordnet,  kann  es  nur  Fraiikitich  sein,  auf  dessen  Willen  die 
Verbindlichkeit  von  Feiertagen  unmittelbar  oder  mittelbar  zurück- 
gelit.    Der  Weg,  eine   niateriellrechtliche  Verweisung  anzu- 
nehmen, die  es  als  Wille  des  französischen  Gesetzgebers  er- 
scheinen ließe,  bei  einer  Anzeig»'  im  Ausland  die  Feiertags- 
ordnung des  dortigen  Staates  anzuweiKleii  —  dürfte  auch  kaum 
gangbar  sein,   l ^nd  so  scheint  hinsichtlich  der  Anzeige  die  Ent- 
scheidung allerdings  davon  alt  hangen  zu  müssen,  wie  das  h'eier- 
tagsreclit  in  l^'rankreich  beschallen  ist  —  das  für  die  bürger- 
lichen Wirkungen  der  Festtage  einen  Unterschied  der  Kon- 
fessionen  nicht  kennt    und  Allerheiligen  anim  „gesetzlichen 
Feiertag"  erhoben  hat.')  Was  aber  die  Zulässigkeit  einer  Zu- 
stellung an  Feiertagen  betrifft,  so  kann  hier  auf  die  voraus- 
gehenden Ausführungen  verwiesen  werden,  nach  denen  es  für 
die  Verbindlichkeit  eines  Feiertags  den  Ausschlag  gibt,  ob  die 


^)  Vgl.  Block,  dicUmuain  dg  PadmiHitiraitan  frenfoiMt  r^di' 
mandkM  0t  fStea. 
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Zustellung  im  Ausland  durch  Vermittlung  der  Konsuln  oder 
durch  luanspruchnahroe  der  örtlichen  Behörden  erfolgt  ist.  ^) 

1)  Anoli  Delopnet,  Jleoue  eritique  de  UgiaUUian  et  de  JuHe^ 

prüde  nee,  noup.  eMe  VUS68ff.  hat  die  besprochene  Frage  behandelt)  mit  dem 
Ergebnis,  daß  es  nur  auf  das  Recht  des  Ortes  der  Anzeige  ankommen  könne. 
Das  folijo  aus  dem  Wortlaut  des  Gesetzes,  das  die  Frist  nur  lanfen  lasse, 
„wenn  der  Kapitän  hat  handeln  können'' ;  und  ebenso  aus  allgemeinen  Grund- 
sätzen: denn  der  Anspruch  müsse  nicht  nur  angezeigt,  sondern  auch  zu- 
gestellt werden,  die  Zustellung  aber  rechtsgiltig  sein,  und  darüber  entacbeide 
naeh  dem  GmndeatoE  loeue  regit  oeium  das  Recht  des  ZmtellnngBoiteB. 
(Und  wenn  alch  der  Adreuat  der  Znstellimg  gar  nicht  im  Znflachtebaten 
befindet ?)  Vgl.  andi  die  Angaben  bei  Vincent  et Pi naud,  dictionnoAre 
de  droit  iMtemoHeeuU  pried  (IfiäS)      abordage  marUime  No.  86. 


Der  Rechtsschutz  österreichischer  Schrift-  und  Kunst- 
werke in  Deutschland. 

Von  Jmtiznt  Dr.  Faid  in  3Uin2. 

Infolge  der  Veischiedenheit  des  deutschen  und  östeiv 
reichiscben  Urheberrechts  und  insbesondere  des  Widerspmcbs 
der  zwischen  den  beiden  Urheberrechtsgesetzen  vom  19.  6.  Ol 
und  vom  9. 1.  07  einerseits,  dem  deatscb-österreichischen  Ver- 
trag vom  30. 12.  99  anderseits  besteht,  ist  die  Frage,  welches 
Becht  fffr  die  Werke  der  österreichischen  Staatsangehörigen  zor 
Anwendung'  za  kommen  hat,  das  des  genannten  yertra<;.s  oder 
das  der  vorgenannten  deutschen  Gesetze,  eine  streitige  geworden. 
Dieselbe  hat  für  das  Gebiet  des  literarischen  Urheberrechts, 
soweit  ersichtlich,  eine  oberstricht^rliclic  Eiitsclu  iduiig  bis  jetzt 
noch  nicht  geiiiiidcii.  War  schon  ihre  aktiu  Hc  Bedeutung  bis- 
her eine  erhebliche  obwohl  es  sich  nur  iiiii  die  Leschränkung 
auf  dt;n  literarischen  L'rheberrechtsschutz  handelte,  so  ist  von 
Inkrafttreten  des  Kunstschutzgesetzes  an  die  praktische  Be- 
(UnUuug  eine  ungleich  höhere,  dies  vor  alltiii  um  deswillen, 
weil,  wie  bekannt,  die  österreiehiselie  Kunst  in  Deutschland 
ein  größeres  Absatzfrehiet  besitzt,  als  die  österreichische  Lite- 
ratur, und  weil  inbtlf»'  der  Ausdehniui^'  des  Knnstschutzes  auf 
das  für  die  österreichische  Kunstindustrie  so  außerunlentlich 
wichtige  Gebiet  des  Kunstjrewerbes  das  Anwendungsgebiet  des 
neuen  (Jesotzes  ein  wesentlich  ausgedehnteres  ist,  als  das  des 
früher  geltenden  Gesetzes  über  das  Urheberrecht  an  Werken 
der  bildenden  Kunst. 

Nacli  §  54  des  Urheberreclitsgesetzes  von  1901  genießen 
d  »n  Schutz  desselben  die  Heichsangehörigen  für  alle  ihre  Werke, 
gleichviel,  ob  sie  erschienen  sind  oder  nicht.  Bezüglich  der 
Nichtreichsangehörigen  bestimmt  $55,  daß  dieselben  den  Schutz 
für  jedes  ihrer  im  Inlande  erschienenen  Werke  genießen,  sofern 
sie  nicht  das  Werk  selbst  oder  eine  Uebersetzung  an  einem 
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irähereD  Tage  im  Auslande  haben  erscheinen  lassen.  Dieselben 
Vorschriften  finden  sich  in  §  51  des  KiinstBchutzg'esetzes. 
Durch  den  Vertrag  zwischen  Deutschland  und  Oesterreich- 
Ungarn  vom  30.  12.  09  wird  bestimmt,  daß  jedes  Werk  der 
Literatur,  Kunst  und  i'hotographie,  welches  in  dem  Gebiete 
eines  der  vertragschließenden  Staaten  einheimisch  ist,  in  dem 
Gtobifite  des  andern  den  dort  durch  die  inländische  Gesetzgebung 
für  Werke  gleicher  Art  jeweils  gew&hrtea  Sehnts  genießt,  so- 
fem  es  nicht  anch  in  dem  Gebiete  des  betreffenden  Staates 
einheimisch  ist.  Der  Begriff  .^einheimisch''  wird  in  Art.  2 
dahin  erläutert,  daß  als  einheimisch  ein  Werk  dann  gilt,  wenn 
auf  dasselbe  verniöjare  seines  Erscheinunpfsortes  die  inländische 
Gcsetzg-ebung  Anwendung  lindet.  An  Händen  dieser  Delinition 
würde  also  an  sicli  sowohl  nach  dem  Literaturschutzgesetz, 
•wie  nach  dem  Kunstschntzgesetz  ein  Werif  in  Deutschland 
dann  eiuheimLiich  aiizuäelien  sein,  wenn  der  österreichische 
Urheber  dasselbe  zuerst  in  DmitscUand  and  erat  dann  in  Oester- 
reich hfttte  erscheinen  lassen.  Wenn  die  beiden  Gesetz- 
gebungen unter  dem  Begriff  des  „Erscheinen*  dassdbe  ver^ 
stSnden,  so  wfirde  die  Anwendang  dieser  Begxiffserl&nterong 
ohne  weitere  Schwierigkeit  möglich  gewesen  sein.  Dies  ist 
aber  nicht  der  Fall.  Es  l)esteht  zwischen  dem  deutschen  und 
Österreichischen  Recht  in  bezug  hierauf  (  in  wpst  ntlicher  Unter- 
schied insoweit,  ah*  nach  österreichischem  Hecht  nicht  nur  das 
verlagsmäßig  erscliienene,  sondern  auch  das  öffentlich 
aufgeführte  Touwerk  oder  Bühnenwerk  als  erschienen  gilt  und 
des  weiteren  bei  den  Weisen  d»  büdenden  Kmist  nnd  der 
Photographie  die  öffentliche  Ansstellnng  mit  dem  Begriff 
des  Brscheineos  identifttiert  wird.  Mit  BQcksicht  hienuif  be- 
stimmt das  SchloßprotokoU  zu  dem  deutsch -östeiTeidiischen 
Vertrage  einmal,  daß  die  in  dem  einen  Gebiete  erschienenen 
Werke  inländischer  Urheber  in  dem  andern  nicht  als  einheiinisc]i 
gelten  und  dieserhalb  nur  den  vertragsmäßigen  Schutz 
daselbst  genießen,  eine  Bestimmung,  die  hier  wesentlich  in  Be- 
tracht kommt.  Sodann  aber  wird  gesagt,  daß  einem  Wulf, 
soweit  dasselbe  durch  die  Gesetzgebung  des  einen  Teils  um 
TermSge  seines  Erscheüieiis  geschützt  wird,  der  vertragsmäßige 
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Schutz  nur  dann  zakommt,  wenn  es  auch  nadi  der  ioliJMliselia 
Gesetzgebung  des  andern  Teils  als  in  dem  Gebiete  des  erstem 
erschienen  gilt.  Wenn  also  das  von  einem  österreichischeD 
Künstler  verferti^-^fo  Cemälde  zuerst  in  Oesterreich  ausgestellt 
wird,  demnäclist  in  Deutschland  aber  zuerst  verlajrsraäßig  er- 
scheint, so  würdo  es  nach  Ziff.  1  des  Schlußprotokolls  nicht  ir» 
Jieutscliiaiui,  sondt^n  in  Oesterreich  als  einheimisch  grlk«. 
hätte  also  trotz  der  aiigeliilirtcn  Bestimmungen  des  Gesetzes; 
von  1907  nur  den  vertragsmäßigen  Schnts  zn  bean- 
spruchen. Wfirde  man  nun  annehmen,  dafi  durch  die  e^ 
vftbnten  Bestimmungen  der  beiden  Beicfasgesetze  die  Vorschriftes 
des  Vertrags  abge&ndert  sind,  so  wfirde  im  gegebenen  Fslle 
der  österreichische  Urheber  trotz  des  Ausstellens  des  Kunst- 
werks in  Oesterreich  den  Schutz  des  Gesetzes  von  1907  be- 
anspruchen können,  weil  ja  das  verlaffsmäßige  Erscheinen  zu- 
erst in  Deutschland  preschehcn  ist,  Die  Frajre  ist  also  davon 
abhängig,  ob  der  internationale  Vertrag,  insbesondere 
in  Ansehung  der  Festlegung  des  Begriffs  Erscheinen*  durch  die 
späteren  Keichsgesetze  eine  Aenderung  erfahren  hat?  Diese 
Frage  mnfi  yemeint  werden.  Das  dentsch-dstnreichische  Ab- 
kommen ist  nach  wie  vor  in  Kraft  und  es  besteht  kein  JM 
anzunehmen,  daß  durch  die  oben  erwähnten  Bestimmungen  m 
§§  54  und  51  die  spezielle  B^lung,  die  auf  einem  Vertrat 
beniht,  hat  außer  Kraft  gesetzt  werden  sollen.  Das  Verhältnis 
zwischen  dem  früheren  Staatsvertra^  und  einem  späteren  Gesetz 
ist  nicht  das  pleiche,  wie  das  Verhältnis  zwischen  einein  früheren 
Gesetz  und  einem  späteren  Gesetz,  sofern  es  sich  nicht  um  ein 
früheres  spezielles  und  ein  späteres  allpremeines  Gesetz  handelt. 
Daher  kann  die  Rechtsregel,  dali  ein  früheres  Gesetz  durch  ein 
sp&teres  Gesetz  aulgiehoben  bezw.  gelindert  wird  —  Lese  panHt 
fior  derogat  priori  — ,  hier  nicht  Platz  greifen,  sondein  » 
l&Bt  sich  nur  die  für  das  Verhältnis  des  filteren  Spezialgeseties 
zu  dem  jUngeren  allgemeinen  Gesetz  anerkannte  RecMsRfd 
zur  Anwendung  bringen,  daß  nämlich  ein  früheres  spezielles 
Gesetz  dnrcli  den  Erlaß  eines  späteren  allgemeinen  Gesttzes 
nicht  beiilliit  wird  —  Lejc  posterior  generalis  non  derogai 
legi  priori  speciali  — .   liieran  muß  im  gegebenen  Falle  oa 
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.so  mehr  festgehalten  werden,  als  der  Vertrag  zwisclien  Deutsch-  . 
land  und  Oesterreich  den  Charakter  eines  G  e  g  e  n  s  e  i  t  i  k  p  i  ts- 
vertrags  hat  und  die  Verschiedenheit  zwischen  den  beiden 
OcaetzgebnDgen  in  dem  Be^iff  des  „Erscliemte''  heute  noch 
ebeoBo  besteht,  wie  sie  bereits  im  Jahre  1899  bestanden  bat. 
Wenn  nun  aber  die  vertragschließenden  Staaten  im  Jahre  1899 
überzeugt  waren,  daß  mit  Rücksicht  an!  die  gedachten  Vei^ 
schiedenheiten  zwischen  ihren  beziip:lichen  Gesetzgebungen  der 
Schutz  für  ein  Werk,  das  in  Deutschland  zuerst  verlagsniiiBig 
erschienen  ist,  in  Oesterreich  zwar  nicht  verlagsmäßig  ziierat 
erschienen  ist,  wohl  aber  nach  dem  in  Oesterreich  maßgeblichen 
Rechte  als  erschienen  gilt,  nur  nach  Maßg^abe  des  Vertrags 
zu  gewäliren  sei,  so  würde  es  hiermit  in  Widerspruch  stehen, 
woUte  man  nngeachtet  der  Fortdan»  des  Unterschied  zwisdioi 
den  beiden  Geseti^bnngen  nicht  den  ?ertraglichen,  sondern 
den  gesetzlichen  Schatz  als  den  maßgeblichen  ansehen.  Hier- 
gegen kann  auch  lEeän  Einwand  daraus  abgeleitet  werden»  daß 
der  Vertrag  ausspricht  für  jedes  Werk,  das  in  dem  Gebiete 
des  einen  Staates  als  einheimisch  gelte,  sollte  in  dem  Gebiete 
des  andern  Staates  die  daselbst  jeweils  geltende  materielle 
Urheberrechtsgesetzgebung  für  Werke  gleiciier  Art  zur  An- 
wendung kommen.  Denn  diese  allgemeine  Bestimmung  des 
Vertrags  hat  durch  das  Schlußprotokoll  wieder  eine  Ein- 
schränkung insofern  erfahren,  als  in  den  in  ZiS.  1  des  Schluß- 
protokoUs  bezeichneten  Fällen  und  unter  den  daselbst  bezeich» 
Beten  Yoraussetzongen  nur  der  vertragsmäßige  Schatz, 
also  nicht  der  gesetzliche,  zor  Anwendung  kommen  soll.  Die 
Willcnsfibereinstinimung  der  beiden  kontrahierenden  Staaten, 
wie  sie  in  dem  Schiaßprotokoll  niedergelegt  ist,  hat  gegenüber 
dem  Art.  1  des  Vertrags  die  Wirkung  einer  Einschränkung  der 
Tragweite  desselben.  Soweit  diese  Einschränkung  nicht  besteht, 
greift  hingegen  Art.  1  des  Vertrags  l'latz,  wonach  die  jeweils 
für  Werke  der  gleichen  Kunstgattung  in  dem  einen  und  anderen 
der  Vertragsstaaten  geltende  Gesetzgebung  für  die  in  dem  andern 
einbeimischen  Werke  maßgebend  sein  solle.  Daraus  ergibt  sich, 
daß  die  materielle  Erweiterung,  welche  das  Kunstschutz- 
gesetz enth&lt,  auch  den  Werken  österreichischer  Ur- 
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heber,  die  in  Oesterreich  eililieiittisch  sind,  zngute  kommt, 
vorai]4ge8etzt,  daß  in  Gem&ßheit  des  Abs.  2  des  Art  1  dai 
betreffende  Werlc  auch  in  Oestemicb  selbst  noch  nnter  Sdniz 
flteht 

Aaf  dem  Boden  dieser  Recbtsausffilining  ist  auch  die  Füge 
ZQ  beantworten,  ob  österreichische  Staatsangehörige  benehtigt 
sind,  dfn  Schutz  de<  21  dos-  Kunstschiitztresetzes  gegen  die 
öffentliche  Ansstellung  eines  RiMnissos  anznnifen?  Die  Fra*:? 
ist  zweifellos  zu  bejahen  nnd  zwar  aus  einem  doppellen  üt- 
sichtspunkte.  Einmal  ist  nach  dem  soeben  Gesagten  der  in 
Deutschland  vom  1.  7.  07  an  geltende  Schutz  für  Bildnisse  aoch 
bei  Werken  gleicher  Art  ohne  weiteres  anwendbar,  welche  der 
Disposition  asteneichischer  Staatsangehöriger  nnterstehen.  So- 
dann aber  handelt  es  sieb  bei  dem  Einspmchsreeht  gegen  die 
öffentliche  Ausstellnng  eines  Bildnisses  nicht  sowohl  um  euNS 
Ausfluß  des  Urheberrechts,  als  vielmehr  um  eine  Wirkung  des 
Pereönlichkeitsrechtes.  Der  Schutz  des  Persönlichkeitsrechts 
steht  aber  den  ausländischen  St4iatsanfreh(>ri<ren  ohiif  \v>'iterei 
zu,  solange  nicht  VergeltunpsTnaßreg:eln  den  Ang-eliinitien  ciüe* 
bestimmten  Staates  gegenüber  angeordnet  worden  sind.  Unter 
diesem  Gesichtspunkte  ist  es  auch  vollständig  gleichgültig,  ob 
der  fisterreichische  Staatsangehörige,  welcher  die  DispositiiOB 
Aber  das  betreffende  Bildnis  besitzti  nicht  berechtigt  wire,  in 
Oestmeich  selbst  der  öffentlichen  Ansstellnng  sein  Vetbot  ent- 
gegenzusetzen. Wie  die  materielle  Tragweite  des  Urheber- 
schutzes für  ein  bestimmtes  Werk  unter  Umständen  in  eine« 
Staate,  in  welchem  dasselbe  nicht  einheimisch  ist.  erheblicher 
sein  kann,  als  in  deni  Staate,  in  dem  dasselbe  einheimisch  ist. 
so  kann  auch  der  Schutz  der  Persrmlichkeit  in  einem  Staat«, 
welcher  nicht  der  Heimatstaat  demjenigen  ist.  der  den  Persou- 
lichkeitsschutz  in  dem  konkreten  Falle  in  Anspruch  uiiumt, 
intensiver  und  weitergehend  sein,  als  der  ihm  in  dem  HeiflWt- 
staat  gewährte. 
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Nach  welchen  Gesichtspunkten  ist  für  Zweclce  des  See- 
beuterechts die  feindliche  oder  neutrale  Eigenschaft  der 

Ware  zu  bestimmen? 

Bis  BefonnToitelilag  toh  ProlMior  MAVfmtmn^  Kiet. 

L  Die  Fragestellüitg. 
1.  Das  Seebeuterecht,  d.  h.  das  Recht  eines  Xiiegffihrenden 

auf  Aneignung  des  dem  Seehandel  dienenden  Privateigentums 
im  Seekrieg  ist  durch  die  Pariser  Deklaration  zugunsten  des 
neutralen  Handels  erheblich  eiii<reschränkt.  Drei  Prijizipien 
standen  sich  bis  dahin  gegenüber;  Das  Prinzip  der  „hostile 
itifection" ,  da.s  des  „Consolato  del  mare^  und  das  hollän- 
dische Prinzip.  >iach  dem  ersten  Prinzip  sind  aiiu  Öchiße 
die  mit f eindliclKm  GqI  beladen  sind,  und  neutrales  Out  anf 
Feindesscbiff  der  Wegnahme  ausgesetzt:  ^robe  d^ennemy  con^ 
fisque  Celle  d*amy.'  ^) 

Dqrch  die  iraniaBiscfaen  Marineordonnanzen  von  1643, 1583, 
1684  und  1081  zur  Geltung  gebracht,  sind  diese  Grundsätze 
von  den  Franzosen  in  der  Ordonnanz  von  1650  und  1744  zu- 
gunsten der  zweiten  Auffassung  aufgefifeben.  Sie  haben  aber 
auch  später  noch  auf  die  Handhabung  einen  Einliuli  ausgeübt. 
Nach  dem  zweiten  Prinzip,  das  die  Engländer  iu  allen  iliren 
Kri^n  bis  zum  ivrimkrieg  angewendet  haben     ist  nur  die 

1)  „Tous  Hatires  qui  s'e  trouceront  chargt^s  (Teff'ets  appartenant 
ä  MOS  ennemis  et  ies  mat  chamlines  de  höh  sujete  au  alltea  (d.  lt.  iu  der 
dMwUgen  Zeit  „neutral")  qui  se  troHveront  dam  un  navire  etMemi 
mmmt  parfUtmamt  de  boitm  prim*,   Ordomtmtc*  4*  immim  Ho.  7, 

abgedruckt  bei  Dalloz,  R<'perti)ire  de  li-gisIatUnt  4»  doUHm  «i  d» 
Juritprudence  tid.  '66,  s.  v.  „trises  marttimea'' . 

^  quelque  nacire  «tUratU  en  course  ou  se  retiratU  ren- 
contrt  quetqu»  navir« . . .  marchande,  mimt  $om  pttoÜlon  ami,  ^  gut  im 
marchandise.s  dont  ce  uaHre  est  chargi,  appartiennemt  ä  Vennemi,  h 
commandant  du  caitseau  .  .  .  peut  eoiUraindr«  U  maftrt  du  ttopire 
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feindliche  Ware  zu  konfiszieren,  aber  g:leichgfiltig,  ob  sie  auf 
feindlichem  oder  nentralem  Schiff  gefunden  wird.  Nach  dem 
letzten  Prinzip  ist  jedes  Gnt  aaf  Feindesschüf,  kein  Gut  auf 
neutralem  Schiff  wegzunehmen;  «unfrei  Schiff,  unfrei  Gut,  frei 
Schiff,  frei  Gut".  Von  den  Holländern  im  Interesse  ihres  fried- 
lichen Handels  aufgebracht,  sind  diese  Grundsätze  von  den 
^Franzosen  in  ihrem  Reglement  von  1778  akzeptiert.^  Das  ge- 
meinsame Vorgehen  Frankreichs  und  Englands  in  dem  Krimkrieg 
nötigte  die  beiden  Staaten  zu  einer  Einigung  über  die  Grenzen 
des  Seebeuterechts.  England  verzichtete  auf  die  Beschlagnahme 
des  feindlichen  Gutes  auf  neutralem  Schiff,  Frank- 
reich auf  das  neutrale  Gut  auf  feindlichem  Schiff,  — 
es  sei  denn,  daß  es  sich  um  Kontrebande  handle,  die  auf  jedem 
Scliiff  der  Beschla^ahm^  unterliegen  sollte  !)  —  Die  g-leichen 
(Jrnndsätze  wurden  dann  durch  die  Pariser  Seerechtsdekiiii  ation 
zum  geltenden  VölkeiTecht  der  Seemächte  erhoben,  und  sind 
auch  im  spanisch -amerikanischen  Krieg  vun  beiden  Krieg- 

ea^iuri  ä  coHäuire  oü  Ü  plaira  au  preitäur  mh  ^ottMem  9t  I99  mar* 
ekanä4999  ennemiet  ehargies  8ur  «oft  ftortf.*  Comoiaio  d$l  mar§t 
Kap.  273  bei  PiatOff  et  Dutterdy,  Traiti  dea  prUm -maritimeg  2  Bde. 
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')  ..F'fft  defense  Sa  Majeste  ä  tous  armateurs  d'arreter  et  de 
conduire  datis  les  porta  du  royaume  lea  navires  des  puissances  neuti  es 
quand  mime  ils  sortiraient  des  porta  ennemis  ou  qu'ils  y  seraient 
deaiinia  .  .  ,  A  Vigarä  äaa  maviraa  daa  Etata  nautrea  qui  aeraiami 
ehargia  da  mardumdiaaa  da  cottir^aHda  daatinäa  ä  Fatmami,  ita 
pourroni  iire  arrfiter  et  les  dites  marchandises  serant  aaiaiaa  et  eoth 
fi.squeea:  frtais  les  bätituoits  et  Ic  surphts  de  lettr  cargaison  aeront 
relüchi's  ä  moius  que  les  dites  marchandisen  de  contrebattde  ne  com- 
posent  les  Irois  quarts  de  valeur  du  charyemeni  uuquel  cos  les  nacites 
et  la  cargaison  seront  confisquis  en  entier.'   Art.  1  Regl.  von  1778  bd 

«)  Vgl.  die  engliflohe  BrUlning  Tom  88.  8. 1854  .  .  .  „Bar  Mßfaaig 

vnll  icaive  tke  right  of  seizing  Ennemy'a  'proper ty  laden  oh  board  a 
zentral  vessel  unless  it  be  cont rabavd  of  war.  It  is  uof  Her  Majesti/$ 
ifiif'nfton  to  Claim  the  confiscation  of  neutral  properl f/  not  being  con- 
trabuiid  of  tcar  found  on  board  Enncmy's  ship."  Abgedruckt  als 
Appendix  II  bei  Holland,  Manual  of  Naaal  Frtm  Law  (ISÜS),  isa 
Inhaltlich  gleiohlMteiul  die  fmuORiiche  ErklSnuig  Tom  89.  MXn  bei  Fiatofa' 
Du9ardiß,  H  468. 
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fiiliiiMiden,  obgleich  sie  der  Deklaration  nicht  beipfetreten  sind, 
zur  Norm  erhoben  worden.'^)  Die  Gruiulsätze  hinten  .Die 
neutrale  Haffcre  deckt  das  feindliche  (iiit  mit  AusuuLime  der 
Kriejiskfuttri  bainle^  r\rt.  2).  ,,Neutraies  (Int  unter  feind- 
licher i'b^iiv  liiit  Ausnahme  der  Kriefr-^kontrehande  darf  niclit 
mit  Beschia'r  beleget  werden"  (Art.  H).  Hiernach  ist  nur  feind- 
liches Gut  auf  feindlichem  Schifif  dem  Seebeuterecht  unterworfen. 

Was  ist  unter  feindlichem  und  neatralem  Gut  zn 
verstehen? 

Ueber  diese  Fragen  haben  sich  die  vertragschließenden 
Staaten  ebensowenig  wie  über  den  Begriff  „Kontrebande*^  ver- 
ständigt, Ja  es  scheint,  als  wenn  bei  den  Verhandlungen  zu  der 
Pariser  Delclaration  nicht  einmal  das  Bedürfnis  fOr  eine  Ver- 
ständigung erkannt  ist.  Und  das  gleiche  Verfahren  war  ffir 
den  Erimiorieg  von  England  und  Frankreich  eingeschlagen 
worden.  Gemftß  dem  von  ihnen  geschlossenen  IJebereinkommen 
vom  10.  5.  1854  sollte  die  Abnrteilnng  über  ein  Schiff  und  seine 
I^adung  der  Jurisdiktion  des  Landes  zustehen,  dem  das 
aufbringende  Schiff  augehöre,  und  falls  die  Aufbringung:  ge- 
meinsam durch  Schiffe  der  Verbündeten  erfolge,  der  .lurisdiktiun 
des  Landes,  dessen  Schiff  die  Oberleitung  bei  der  Aktion  gehabt 
habe.*^)  Die  Grundsätze  aber,  nach  denen  die  Jurisdiktion  er- 
folgen und  feindliches  (Jut  auf  feindlichem  Schiff'  der  I^»eschlag- 
nahme  unterliegen  sollte,  wurden  niclit  angegeben.  Jeder  durfte 
demnach  seim»  bisherigen  Rechtsanschauungen  in  diej^er 
Frage  zur  Anwendung  bringen:  diese  aber  maßen  in  i^nglaud 
und  in  Frankreich  nach  durchaus  verschiedenen  Kriterien.  Aus 
dieser  Vorgeschichte  der  Pariser  Deklaration  ergibt  sich: 


S)  DaB  PmiiIUbgIw  La^dredit  hfttte  henttB  die  Chniodiltie  der  Panier 
Deklantten  vwtreten:  ,  alle  Waren  and  Gttter  feindlicher 

Untertanen,  welche  auf  feindliclien  Sclüffoii  gefunden  werden,  sind  für 
gute  Reute  anzusehen."  „Dagegen  soliden  l'ntertani'n  f  r  e  un  d  1  ic  Ii  e  r  oder 
neutraler  Machte  ihr  auf  f  e  i  a  d  I  i  c  li  e  n  Schiffen  gefundenes 
Eigentum  nicht  vorenthalten  werden*'.  ,,Auch  da»  Eigentum  feind- 
licher Untertanen,  welches  aieb  auf  neutralen  Schiffen  befindet,  ut  frei". 
I  9  8§  81S--214. 

•)  Holland,  Art  I-III,  S.  128,  124, 
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1)  Ihiß  die  tBrtngBchliflßoideii  fltaaleii  an!  Becite  Ter- 
zich t  et  bftben,  die  Urnen  bei  Hkng  Kriegfüiniiig  frOher 
standm.  BIa  Tenleht  ist  aber  etreiif  m  inteipfetienD,  er 
darf  nicht  weiter  ausgelegt  werden,  ab  die  Parteien  ausdrflclc' 
lieh  anerkannt  haben, 

3)  daher  sind  die  Parteien  tn  der  Benrteilang  der 
Fragen  nach  der  feindlichen  oder  nentralen Eigen- 
schaft der  Ware  nicht  gebnnden.^  Sie  sind  Tielmehr  be- 
rechtigt, ihr  bisheriges  Recht  in  PrisengerichtSentscheidnngen 
zur  Anwendung  zu  bringen  oder  durch  neue  Instrolctioneii  andre 
Gnmdsätse  einzuführen,  solange  eine  internationale  Yer- 
ständigung  über  diese  Fragen  fehlt. 

Die  Unbestimmtheit  der  Pariser  Seerecht sdcklaration 
hat  sich  für  die  Rechte  der  Kriegführemlen  und  Neutralen, 
ebenso  aber  auch  für  die  Interessen  der  HandeLsschiffahi  r  als 
ein  scliwerer  31angel  erwiesen.  Es  wird  daher  eine  H.iupt- 
aufgabe  der  2.  Haajrer  Konferenz  sein,  auf  diesem  (i(  biete 
Sicherheit  zu  schaffen  und  die  bisher  offengelasseneu  Fragen 
in  einem  bestimmten  Sinn  zu  entscheiden.  In  welchem 
Sinn  die  Beantwortunfj:  der  vorliegenden  Frage  zu  empfehlen 
ist,  soll  unter  Berücksichtigung  der  biühcrigen  voikerrechtiiciien 
Erfahrungen  untersucht  werden. 

Tl.  Das  geltende  Recht. 

Die  franz.iäische  und  die         1.  Wie  auf  fast  allen  Gebieten  des 
eogiiiicb  an  iicaniseiie      Seekriegsrechts  stehen  sich  anch  hier  die 
Aufwog.  Anffassnng  des  franxdsischen  nnd  die 

des  englisch- amerikanischen  Rechts  gegenfiber.  Die 
französische  Auffassung  betrachtet  als  feindlich  die  Ware»  deren 
Sigentttmer  feindlicher  Staatsangehdrigiceit  ist,  als 
neutral  die  Ware,  die  einem  neutralen  Staatsangehörigen 
gehört.  Die  englisch-amerllcanische  Auffassung  sieht  als  ent- 
scheidend an,  ob  der  fiigentümer  der  Ware  im  Feindes- 
land oder  auf  neutralem  Gebiet  seinen  Wohnsitz  hat 


Dm  glefdM  gilt  Mob  für  di«  Fkig»  der  KontnlMiids^  d«r  QuIMit 
des  Sclüliei»  de«  fi^griffi  und  der  OreSteo  der  KapenL 
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Kriterien  für  die  Be-  Der  Wert  beider  Systeme  ist  zh  be- 

urtcUang:  foraeUe  and      stimmen  nacli  dem  Zweck,  dem  sie  dienen 
naterielk.  sollen.    Den  Vorzug  verdient  diejenige 

Anffassnng,  die  dein  Ziel  des  Seebenterechts  als  eines  indirekten 
Mittels  der  Seeki'ie^sführung  am  besten  g;erecht  wird  vdvr,  wie 
man  genauer  sagen  muß:  deren  prakti>iche  Anwendung  die 
siebersten  Oanntieii  dafOr  bietet^  dftfi  der  Zweek  des  Sedieiit»- 
recbts:  die  Schädigung  des  feindlidieii  Handels,  erfttUt  viid. 
Diese  Ganatiett  sind  einmal  formeller  Natur.  Welches  System 
bietet  der  Anwendung  die  geringsten  Schwierigkeiten,  ermüglicht 
also  ein  schnelles,  tatkräftiges  Haaddn  nnd  zugleich  Ent- 
scheidungen, die  auch  ein  Reklamationsprozeß  nicht  zu  häufig 
umstoßen  kann?  Und  ferner,  welches  System  schützt  den  Krieg- 
führenden pepren  die  stets  mit  allem  Raffinement  versuchten 
Tänscliungen  und  Mittel  des  Handelsverkehrs,  das  Seebeuterecht 
illusorisch  zu  machen:  bei  welchem  sind  solche  Kunstgriffe  am 
sichersten  zu  entlarven?  Auf  der  anderen  Seite  soll  aber  die 
Schftdignng  des  Handels  nur  innerhalb  der  Grenzen  des 
dem  Kriegffthrenden  erlaubten  Seebeuterechts  ge- 
sehehen.  Daher  wird  auch  zu  nntersnehen  sein,  welches  System 
den  Neatralea  gegen  Uebeispannungen  und  unberechtigte  Schi- 
kanen besser  zu  schützen  vermag.  Zweiten«  handelt  es  sich 
um  materielle  Garantien.  Welche  Auffassung  trifft  wirklich 
den  feindlichen  Handel,  d.  h.  diejenigen  Werte  und  Kp<^prven 
des  wirtsciiaftlichen  Verkehrs,  auf  die  es  für  die  DiirclitUhrung 
des  Krieges,  wenn  auch  nur  mittelbar,  ankommt,  deren  Schä- 
digung also  die  Kriegs-  und  Siegschancen  des  Gegners  herunter- 
sodrUclcen  Imstande  ist?  Damit  sind  die  Hauptkriterien  an- 
gegeben, die  bei  der  Daistellung  der  beiden  Anschauungen  in 
den  Tordeigrund  zu  rücken  sind  und  die  zugleich  für  ihre  Be- 
urteilung entscheidende  Bedeutung  haben. 

2.  Die  franzüsische  Auffassung.^ 

Hur  der  staatsan^cehsrige       PeiodUch  kauften  wcdcr  Schiffe  noch 
^       Waren,  mvh:vn  nur  Personen  sein,  feind- 
  liebes  Gut  ist  ein  Gut,  das  dem  Feind 

^  Za  folgendem  ist  namentlich  za  ver^'leioben  de  Boeck,  Dt  la  pi^ 
priete  priväe  enuemie  sous  pavilhn  ennemi  (I882j  öö— 153,  Idö— 816. 
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Liepmann, 


gehört.  Wer  aber  ist  der  Feind?  Das  iraiizosische  System 
ruht  aui  dem  Gruudgedaiiken  des  modernen  Kriegsrechts,  daß 
der  Krieg  nicht  eine  Beziehung  zwischtii  einzelnen,  sondern 
zwischen  Staaten  ist.  Daher  kann  man  zum  Feind  nicht  den- 
jenij^en  rcclinen,  der  »zufällig:'-  in  Feindesland  wohnt  oder  dort 
Handel  treibt,  sondern  nur  denjeniiren,  der  Untertan  des  feind- 
lichen Staates  ist  und  der  somit  —  in  guten  wie  bösen  Tapren 
—  als  Staatsangehöriger  sein  Schicksal  mit  dem  „seines"" 
Staates  verknüpft  hat. 

Dieses  Prinzip  wird  für  die  Eigenschaft  des  Schiffes  ebenso 
wie  die  der  Ware  durchgeführt.  Wie  die  Nationalität  des 
Schiffes,  genauer  das  Recht  zur  Fflhrong  der  Flajrge  eines  neu- 
tralen oder  feindlichen  Staates,^)  so  entscheidet  die  Nationalität 

des  Eigentfimers  der  Waren.  Die 
Begründung  der  franzögi-  ansftthrUche  Begründung  dieses  Satzes 
sehen  Auffassung.  findet  sich  bereits  in  einer  Entscheidung 
Tom  13.  Froctidor  an  IX  (1801)i  die  für  die  ^&tere  französische 
Rechtsprechung  maßgebend  geblieben  ist  Gegen  die  Aus- 
ffihrungen  des  RegienmgBkommissars,  der  den  englischen  Stand- 
punkt als  praktisch  und  berechtigt  zur  Geltung  bringen  wollte, 
entscheidet  der  „C(maeü":  ^La  rSsidetice  en  pays  itranger 
n*empSche  paa  un  inditjidu  d'appartenir  au  pays  qui  Va  m 
naftre:  pour  m  plus  fenir  ä  sa  patrie,  il  faut  qu'il  ait 
volontairemefit  choisi  une  patrie  )ionvelle  et  qu'elle  l'ait 
regulih'ement  adopte;  sans  cette  remiiciation  de  sa  jmrt  ä 
son  ancienne  patrie,  sans  cette  adoption  necessaire,  il  est 
toujonrs  ce  qu'il  ^tait  auparavant,  ami  des  amis,  ennemi 
d^s  enneniis  d^  sa  patrie  na f Ire;  lorsque  cette  patrie  est 
)ieutre,  il  vpste  t^eittre  lui-metne  et  doit  jouir  poiir  sa  per- 
sonne comme  pour  ses  hiens  de  ious  les  avantages  de  la 
neutralUe  .  .  .  parce  qiie  les  hiens  n  'ont  pas  par  eiix- 
memes  d e  caractere  neutre  ou  hostile,  mais  prennent 
toujours  celui  dont  se  trouve  revetu  leur  proprie^ 
taire;  les  ennemis  d'origine  quoique  4tabli8  dans  un 

*)  Art.  10  der  Imtrueti&ns  du  mtnistre  de  la  mariHB  vom  96. 7. 1870 
htiSarbouait  Juritprudtnee  du  ComeÜ  dt9  priws  pettdant  laguerrs 

de  1970/72;  40, 
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pays  )icutre  et  y  faisant  Ic  commerce  soiis  la  pro- 
tection et  le  pavillou  ueutre,  ne  perdant  point  le  ca- 
ractere  entiemi,  il  serait  tont  ä  ia  foia  deloi/al  et  contra- 
dictoire  d  u^similer,  siiivanl  l  occasion  et  /es  chances  vari- 
ables de  Ia  ffiterie,  /es  neutres  dorit^ine  a  de^^  entiemis  aiti- 
quement  parce  qu  i/s  re'sidereraient  et  commerceraieid  en 
pays  ennemi.^  Die  gleirlip  Anschauung:  ist  im  Krimkrieg 
und  dann  namontlich  in  dem  Krieg  von  1<S70  71  von  den  Fran- 
zosen vertreten.  80  in  dem  Falle  ^Johann",  wo  die  Waren 
deutscher  Kaufleute,  die  zwar  in  Britisch-Honduras  wohnten, 
aber  nicht  die  englische  Staatsangehörigkeit  erworben  hatten,^^) 
konfisziert  wurden,  in  dem  Fall  „Nicolaus":  die  Begründung 
eines  Handelshauses  im  Feindesland  schafTo  nur  eine  Prä- 
snmtioBt  keinen  Beweis  für  die  feindliche  Nationalität,^^ 
schliefilich  in  dem  Fall  ,,Laura  Louise":  das  einfache  Faktum 
der  Niederlassung  im  neutralen  Land  begründe  noch  nicht  die 
neutrale  Eigenschaft  der  Ware,  weil  daraus  noch  nicht  not* 
wendig  der  Erwerb  der  neutralen  Staatsangehdrigkeit  hervor- 
gehe. 

A.  Der  Beweis  der  Nationalität. 
Bedenken  gegen  das  Die  Nationalität  der  Wareneigentümer 

^""^'P'  soll  also  den  Ausschlag  geben. 

Damit  ist  ein  Prinzip  aufgestellt,  das  sicli  zwar  durch 
logische  und  juristische  Haltbarkeit  auszeichnet,  in  der  An- 
wendung alter,  wie  es  scheint,  zu  erheblichen  praktischen 
Schwierigkeiten  Anlaß  bietet.   Denn  die  Frage  der  Nationalität 

1")  Fistoye-Duverdy,  1,  321—27  {„Hanly  c.  le  Voltigente")  und 
486-88  (,La  P^ix"). 

Die  Entacliddiiiidr  mgt:  .weil  sie  „denteclieii  Unprangs"  wvreik  und 
siebt  den  Naehweia  erbraehten,  d«A  sie  dtifcb  Matoraliflatton  die 
«Dgüeche  Staataangehörijjkeit  erworben  hatten:  Barboux,  101 — 106. 

^'^)  Barboux,  110  111.  Allerdings  ist  darauf  hiiuiiweiscn.  daß  die 
M;u  ineinstruktionen  den  gerade  ent^egengesetzToM  ^ti!i']y>nnkt  zu  verirtltu 
.st  atinen:  „la  nationalit^  des  maisons  de  connnrnc  dnit  sc  dvte imitier 
d'apria  le  Heu,  oü  elles  sont  ätablies'.  Aber  keine  einzige  Prisen- 
geriehtanittefacidang  hat  den  Wobaiit»  an  Stelle  der  StaatsangehVrigkeit  als 
«oteelieideBd  aageeehen:  Tgl.  de  Boeck  109,  Anm.  3. 

^  Barboux^  120. 
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wird  in  den  Terschiedenen  LSsdern  und  Omtegetmngeii  dmcb- 
SDS  jiicht  einheitlich  geregelt.  Vielmefar  sind  eine  Ffille  spen- 
aliiierter  Bechts^roTBchriften  nnd  eine  Mehrheit  leitender  nnd 
einander  widersprechender  Oedchtaponkte,  nationale  Sonder- 
regeln an  Stelle  gemeinsamer  internationaler  Gmnds&tse  zur  An- 
wendung zu  bringen.  Wie  soll  der  Aufbringende  —  ein  Offizier, 
kein  Jurist  —  ein  Gebiet  beherrschen,  aal  dem  sich  der  eigene 
Staat8angeh5rige  nur  selten  zareditsufinden  pflegt? 
Güter  ftof  feindUchem  Schiff       Die  frauzSslsche  PrisengerißhtBlMHrkeit 
waäm      feindlioh  pii>    schneidet  diese  Bedenken  zunächst  dnrch 
■"""'"^  eine,  jedenfalls   praktische,  Präsumtion 

ab:  Ciüter,  die  sich  auf  feindlichem  Schiff  befinden, 
gelten  als  feindlich,  sofern  nicht  der  Gegenbeweis  durch 
den  Reklamanteu  der  betreffenden  Güter  gciuhrt 
wird. 

Daher  genügt  nicht  einmal  die  Tatsache,  daß  eine  Ware 
von  einem  neutralen  Haien  nach  einem  anderen  neatraien  Be- 
stimmungsort, verschifft  wird. 
Beweiskraft  süUen  nur  die  Nocli  eifie  zweite  Bestimmung  er- 
ürkunden  an  Bord  haben,  leichtert  die  Anwendung  des  Seebeute- 
rechts im  französischen  Recht.  Das  „Reglement  vom  26.  Juli 
inS"",  das  niemals  aushoben  und  daher  nach  unbestrittener 
französischer  Auffassung  jedenfalls  im  70er  Kriege  noch  gültig 
war,  bestimmt  ausdrücklich,  daß  sowohl  hinsichtlich  des  Schiffes, 
wie  der  Eigenschaft  der  Waren  nur  diejenigen  Urkunden 
Beweinknift  haben  sollen,  diesich  an  Bord  anrZeit 
der  Anfbringnng  befunden  haben. 

Entscbeidungeo  „Wilberforce" :  .  Die  Ware  auf  eiuem  feindUcben 
Schis,  die  nicht  reklamiert  wird,  ist  zu  kontisziereo",  „r&al  Aagtute": 
„Die  ottenbue  Bmtlinmnng  des  ieiiidlichee  8<M«t  im  dum  mntrtin.  Hain 
in  eiiMni  neotnlen  Halen  geaflgt  nielift;  notwendig  iit^  dnfi  die  HeVInniMikn 

der  Ware  ihre  neutrale  NetfeneUt&t  und  ihr  wirkUcbee  flägsalam  nachweisen. 
..Wiodc-rkuuft  " :  Die  Ware  ist  zn  konfis/ion  n,  da  nicht  zn  reminten  iit,  dll 
das  luigentum  neutral  sei.    SiimTlit  h  bei  Barboux,  Ul — itö. 

^)  Vtii4i  i>a  MajHüid  que  ätins  aucun  caa  l^s  pidces  qui  jvjurraient 
itrt  rapportäea  apris  la  priae  des  bätimenU  pnisatut  faire  aucunt 
foi  Ml  4tr9  tTaueum  utÜiU  tant  aux  proprUtair9»  Ae  4U9  häHmmiU 
gu'ä  e€ux  des  nutrchondiaee  gui  paurraietU  y  anotr  Hi  ekargie»: 
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Dag-ejrcn  ist  unter  dieser  Voraussetzung  gleichgültig  für 
ihren  Beweiswert,  daß  sie  erst  später  vorprelee^  wurden,  und 
es  darf  auch  ihre  Beweiskraft  vervollständigt  oder  entkräftet 
werden  durch  andere  Beweisurkimdeu  oder  auch  Zeugenan»^ 
sagen. 

Diese  Regel  ist  gerade  für  den  Beweis 

Die  Papiere  an  Bord  werden     ,     i^t  j.-      i'^^t^  j  i. 

der  Regel  ntch  die  K«ti*.    ^  Nationalitöt  durchaus  ungerecht  Dean 

iM]iti.t  dee  EmpOngera  der    ^  Eigentum  an  den  Waren  wird  —  wie 
Ware  nicht  darU^'.  n.      noch  zn  zeigen  ist  —  wenn  nicht  dnrch- 
ZweUei  gegen  dies  Erfor-   gängig,  SO  doch  in  der  ttberwiegenden 
demi«  und  ..in.  praktiacbe    j^j^i       j.|yiß  ^jooenä  der  Ueherfahit 
ü&ndhabuiig.  bereits  an  den  Empfänger  fibergegangea 

sein.  Wie  aber  soll  dieser  einen  Beweis  über  seine  Nationalität  an 
Bord  schicken?  Wenn  er  yon  dem  Angenbliclc  der  Absendung 
unterrichtet  ist  nnd  anch  mit  der  Haglichkeit  der  Aufbringung 
des  Schiffes  schon  rechnen  kann»  weil  der  Krieg  bereits  ans« 
gebrochoi  ist,  oder  —  wie  er  weiß  —  unmittelbar  bevorsteht, 
kann  er  dieser  Pflicht  genügen.  Im  allgemeinen  aber  wird  er 
dazu  niclit  imstande  sein.  Ich  glaube  auch  uiclit.  daß  man  es 
mit  dieser  Forderung  ernst  frenünimun  hat.  Mir  iat  wenigstens 
keine  Entscheidung  bekannt,  in  der  die  Konfiskation  der  Ware 
lediglich  aus  dem  Grunde  ausgesprochen  ist,  weil  der  neutrale 
Eiprentümer  seinen  Nationalitätsbeweis  nicht  durch  Papiere  an 
Boi-d  führen  konnte;  dajjeiren  ist  in  dem  vorhin  zitierten  Fall 
^Nicolaus"  durch  den  iü'gierung^skommissar  ausdrücklich  aus- 
gesjtrochen.  daß  nur  die  Dokumente  für  den  Beweis  des 
Eigentums  an  Bord  sf  In  müssen,  daß  es  da^-epen  j;enügt, 
wenn  die  Nationalität  durch  Urkunden  nach  der  Beschlagnahme 
dargetan  wird.  Freilich  wird  dies  im  vorliegenden  Fall  nur 
damit  gerechtfertigt,  daß  die  Verladung  vor  der  Kriegserklärung 
stattgefunden  habe,  nnd  dafi  es  aus  diesem  Grunde  offenbar 
PBt  rigoros  wäre,  zu  verlangen,  daß  sich  die  Beweise  fflr  die 


vmilnnt  S.  M.  qu'ett  toHfes  occasiarts  Von  tt'ait  dgarä  qu^aur  aeulea 
pieces  troucecs  ä  öord.  Art.  11  dos  Ileglem.  Abdruck  bei  Düllos  und 
Luboc,  Le  droit  de  visiie  1902,  13yff. 

^  Bntscbeidungen  bei  PtatOffB'Duvträy  l  424—445. 

^7)  Barbouw,  110  ud  data  aetaie  Benerkungen  III. 
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Kationalitftt  an  Bord  befinden.  Man  wird  aber  diese  Yer- 
günstignng  nicht  bloß  aal  den  Fall  der  Verladong  vor  Kriegs- 
beginn,  sondern  allgemein  zulassen  können;  denn,  wie  Barboux 
kritisch  zu  dieser  Einschriiikung  bemerkt,  solche  ürknnden 
werden  sich  fast  niemals  an  Bord  befinden,  weil  sie  den  DestinatSr 
der  Waren,  nicht  den  Absender  betreffen,  nnd  ferner  rühren 
jene  Urkunden  von  der  öffentlichen  Antorit&t  des  Landes  her, 
dem  der  Reklamant  angehört,  verdienen  daher  kein  Miß- 
trauen (112). 

Besteht  nach  der  angegebenen  Bezu-Iiiinc-  ein  Kuuflikt 
zwischen  den  nicht  aufjarehobenen  Bestinimungen  von  177«  und 
den  Forderungen  der  Billigkeit,  so  ist  Beweisstrenge  in  einem 
andern  Punkt  durchaus  am  Platz. 

Ein  Schutz  ist  erforderlich  gepen  Um- 
gehung des  Seebeutericlits :  Man  kann 
eine  neutrale  8taat.san{rehörigkeit 
erwerben,  lun  seine  Waren  in 
einem  Seekrieg  vor  K  o  n  f  i  s  k  a  t  i  o  ;i 
zu  b ('  \v  a  Ii r e n ,  und  man  kann  eine 
feindliche  S  t  a  a  t  s  a  n  g-  e  Ii  ö  r  i  p  k  e  i  t , 
d  i  0  f'ineni  infolf^e  des  Seekrieges 
unbei|ueni  werden  könnte,  aus 
demselben  Grund  verbergen  oder  ableg-en.  Die 
Grundsätze  über  Erwerb  und  Verlust  der  Staatsangeliörigkeit 
sind  nicht  derartig,  daß  sie  solche  Manipulationen  ausschließen 
oder  auch  nur  erheblich  erschweren.  Im  Gegenteil:  der  £rwerb 
einer  Staatsangehörigkeit  ist  nach  manchen  Rechten  ohne 
Schwierigkeit  zn  erreichen.  Namentlich  ist  ein  längerer 
Aufenthalt  in  dem  betreffenden  Lande  häufig 
keine  Vorbedingung  für  den  Erwerb  der  Staats- 
angehörigkeit. 

Znm  Beispiel  fordert  das  deutsche  Staatsangehörigkeits- 
gesetz  für  die  Nataralisation  unbescholtenen  Lebenswandel, 
Bispositions-  und  Emährungsfähigkeit,  im  übrigen  aber  nor, 
daß  die  Antragsteller  an  dem  Ort,  wo  sie  sich  niederlassen 
wollen,  eine  eigene  Wohnung  ,  oder  ein  Unterkommen  finden 
(§  8).  Die  preußische  Yerwaltungspraxis  geht  zwar  dahin,  die 


Manipnlationen  zur 
Umgebtiog  des  8taatsange- 

hörigkeitsprinzips.  Die 
MügUchktiteii  dnefl  Er- 
werbes nentnler,  der  Ab- 
legung  einer  feindlichen 
NationaMtät.  Das  geltende 
Recht  der  verschied' rrn 
Staaten  erleichtert  suiche 
ümgehangsversucbe. 
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zuvorige  tatsächliche  Niederlassimg  im  Inland  regelmäßig  zur 
Bedingung  zn  machen;  aber  es  kann  doch  davon  ausnahmsweise 
Abstand  genommen  werden,  und  ein  längerer  Wohnsitz 
wird  jedenfalls  nicht  gefordert. Ebenso  ist  die 
italienische  Naturalisation  an  keine  vorherige  Residenzpflicht 
gebunden:  sie  ist  in  das  diskretionäre  Ermessen  des  Königs 
gestellt,  tri(t  freilich  erst  in  Kraft  6  Monate,  nachdem  das 
Ernennung:sdekret  an  dem  Ort,  wo  der  Fremde  sich  niederlassen 
will  oder  sich  niedergelassen  hat,  ausgestellt  ist. Oester- 
reich verlangt  zwar  regelmiiiiif^  einen  ununterbrochenen  Aufent- 
halt von  10  Jahren;  doch  darf  di  r  Minister  des  Innern  von 
diesem  wie  den  anderen  Erioid  i  iii  sen  Abstand  nehmen.''*^) 
Nach  dem  Recht  der  Vereini^^ten  Staaten,  das  im 
allgemeinen  ebenso  wie  England  einen  Wohnsitz  von  fünf 
Jahren  fordert,  kann  doch  jemand,  der  auf  einem  amerikanischen 
Handelsschiff  drei  Jahre  mit  Ehren  gedient  hat  igleichgültig, 
ob  dies  unmittelbar  vor  dem  Antrag  auf  Naturalisation  ge- 
schehen ist  oder  nicht),  die  amerikanische  Staatsangehörigkeit 
erwerben,  ohne  daß  ihm  eine  ResidenzpHicht  auferlegt  wird.  -^) 
Rußland  gestattet  eine  beliebige  Abkürzung  der  Ver- 
pflichtung zum  Wohnsitz  für  alle  diejenigen  Fremden,  die 
sich  durch  ihre  Talente  oder  die  Rußland  geleisteten 
Dienste  ausgezeichnet  haben.^)  Die  Niederlande  gewähren 
die  gleiche  Vergfinstignng  fOr  Fremde,  die  dem  Staat  erheb- 
liche Dienste  geleistet  haben,  oder  deren  Zu- 
lassung vom  öffentlichen  Interesse  gefordert 
wird.^)  Portugal  gestattet  einen  Dispens  von  dem  sonst 
vorgeschriebenen  einjährigen  Wohnsitz  ganz  oder  zum  Teil, 
wenn  der  Antragsteller  eine  Portugiesin  geheiratet  hat,  oder 

Cahn,  Das  Rcichsgesetz  über  den  Erwerb  uuJ  don  Verlust  der 
Reichs-  und  Staatsangehörigkeit  vom  1.  6.  1870.  2.  Aufl.  81  .No.  13  und  An- 
lage No.  m  (482  Jf.). 

Weiß,  Traü4  thiorique  et  pratique  de  droit  internatUmal 
priv4.  Bd.  I:  De  la  naiianalU^,  641/42. 
»)  Weiß,  624. 

31)  \Veiß„mh  und  636 ff.  (England). 

2J)   Weiß,  6(K 

Weiß,  67ö. 
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einer  seiner  Aszendenten  Portugiese  ww.  Und  Staaten,  sdiliefilicli 
vom  Bange  Teneznela^s,  geben  eine  Natoralisation  Jedem, 
gegen  den  „keine  Bedenken  obwalten*^;  anfik  wenn  er  noch 
nicht  einmal  die  Absicht  hat»  seinen  Wohnsitz  in  dem 
Lande  zu  begründen  und  anfrecht  za  erbaltm.  ^) 

Vielfach  wird  femer  die  Wiedererlangung  einer  Staats- 
angehörigkeit, die  man  verloren  hat,  erheblich .  erleichtert 
Deutschland  erlaubt  die  Wiedererlaugimg  ohne  Niederlassung 
allen,  die  durch  lOjährigen  Auslandsaufenthalt  ihre  deutsche 
Reichsangehörigkeit  verloren  und  keine  andere  Staats- 
aniGrehöriprkeit  erworben  Iwiben  und  erteilt  so^rar  einen 
Rechts  an  Spruch  auf  die  Wiedererlangung:,  sofern  der  betreffende 
in  einem  deutschen  Bundesstaate  sicii  niedergelassen  hat, 
d.  h.  ein  Unterkoramen  besitzt  uud  die  Absicht  erklärt,  seinen 
Aufenthalt  in  der  betreffenden  Gemeinde  zu  nehmen  {§  21)*), 
für  Frankreich  genü0^^  in  dem  gleichen  Fall  ebenfalls  die  blülk 
Bepründu  ng  eines  Wohnsitzes-"^)  und  dasselbe  gilt  für  Belgien, 
Sjianien  und  Portugal.'-^')  Schließlich  verdienen  auch  die  Ge- 
setze Beaclitung",  die  den  im  Inland  geborenen  Kindern  eines 
Ausländers  ( ) p t i o n s r e ch te  für  die  Staatsangehörig- 
keit des  <i  eburtslandes  bewilligen  und  nur  verlangen, 
daß  diise  Erklärung  ein  Jahr  nach  erlangter  Großjährigkeit 
abgegeben  wird,-®) 

Die  mala  firfe  erworbene         -^^^  üedieser  bersicht  ergibt  sich,  daß 
Staatsaugchörij^keit        man  unter  Umständen  sehr  schnell  eine 

wird  von  der  französischen    fremde  Staatsangehörigkeit  erwerben  kann. 

AnllMsnDgnichtwspektiert.  p^j,  franzüsisciie  Seebeuterecht  sucht  sich 
gegen  solche  fraudulosen  Erwerbsarten  zu  scliützen  dadurch, 
daß  es  die  mala  fidc  erworbene  Staatsangehörigkeit 
nicht  respektiert.  In  verschiedenem  Umfang  ist  dies  bis- 
her gescliehen.  Das  Reglement  von  1704  forderte  nur,  daß  die 
Staatsangehörigkeit  vor  der  Kriegserkiäiuag  erworben  würde.  '-^) 

2*)  Weiß,  605  (Portog»!),  Cahn  470  (Veowael»). 

Cahn    183  ff. 
Weiß,  bS2.  MA. 

Weiß,  6t)-4  ^Belgien/,  t>7-l  ^Spanitn*,  t>ü6  ^Portogal). 
^)  ZosammenstcUimg  bei  Cahn,  25—27. 
^)  de  Soeek,  164. 
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IQhiendeo,  obgleich  sie  der  Delclaration  nicht  beigetreten  sind, 
zur  Norm  erhoben  worden.^)  Die  Grondsätze  lauten:  -Die 
neutrale  Flagge  deckt  das  feindliche  Gut  mit  Ausnahme  der 
Kriegskontrebande"  (Art.  2).  ^Neutrales  Gut  unter  feind- 
licher Flagge  mit  Ausnahme  der  Kriegskontrebande  darf  nicht 
mit  Beschlag  tu  legt  werden (Art.  3).  Hiernach  ist  nur  feind- 
liches (  int  auf  feindlichem  Schilf  dem  Seebeuterecht  unterworfen. 

Was  ist  unter  feindlichem  und  neutralem  Gut  zu 
verstehen  ? 

l'eber  diese  Fragen  haben  sich  die  vertrn erschließenden 
Staaten  ebensowenig  wir  über  den  He^rriff  ..Kontrebande"'  ver- 
ständigt, ja  es  *^rheint,  als  wenn  bei  den  VerhüüdlungeTi  zu  der 
Pariser  Deklaration  nicht  einmal  das  Bedürfnis  für  eine  Ver- 
ständigung erkannt  ist.  T^nd  das  gleiche  A^rfaliren  war  für 
den  Krimkrieg  von  England  und  Frankreich  eingeschlagen 
worden.  Gemäß  dem  von  ihnen  geschlossenen  Uebereinkoraraen 
vom  10.  5.  1854  sollte  die  Aburteilung  über  ein  Schiff  und  seine 
Ladung  der  Jurisdiktion  des  Landes  zustehen,  dem  dfts 
aufbringende  Schiff  angehöre,  und  falls  die  Aufbringung  ge- 
meinsftm  durch  Schiffe  der  Verbündeten  erfolge,  der  Jurisdiktion 
des  Landes,  dessen  Schiff  die  Oberleitung  bei  der  Aktion  gehabt 
habe.^)  Die  Grundsätze  aber,  nach  denen  die  Jurisdiktion  er- 
folgen und  feindliches  Gut  auf  feindliciiem  Schiff  der  Beschlag- 
nahme unterliegen  sollte,  wurden  nicht  angegeben.  Jeder  durfte 
demnach  seine  bisherigen  Rechtsanschauungen  in  dieser 
fVage  zur  Anwendung  bringen:  diese  aber  maßen  in  England 
und  in  Frankreich  nach  durchaus  verschiedenen  Kriterien.  Aus 
dieser  Vorgeschichte  der  Pariser  Deklaration  ergibt  sich : 


Du  Pmfliteiie  Laadrecht  hMb  iMreito  die  Chmnda&tM  der  Feriaer 
DekUratlon  vertnten:  „  »Ue  Waran  ond  Oftter  feindlicher 

Untertanen,  welche  auf  feindlichen  Schiffen  gefonden  werden,  sind  für 

gut«' Btiite  anzTisdiL-n."  Dagegen  soliden  Untertanen  frenndlichpr  oder 
neutraler  Machte  ihr  auf  ftiudlichen  Schiffen  gefundenes 
Sigentum  nicht  vorenthalten  werden'.  ,,Auch  das  Eigentum  feind- 
licher Untertanen,  welches  sich  auf  neatralm  Schiffen  befindet^  ist  frei". 
I  9  §§  218— 2U. 

•)  Solland,  Axt  I-III,  8.  182,  124. 
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Staatsangehörigkeit  durch  Papieit-  Ixlegen,  wenn  Deutschland, 
seine  franzosische,  wenn  Frankreich  in  einem  Seekrieg  neutral 
ist.  Und  eine  solche  Person  kann  ferner  die  ihm  unheqneme 
feindliche  Staatsangehörigkeit  durch  Verzicht  oder  Bevir- 
knng  der  Entlassung  in  ganz  kurzer  Zeit  zum  Erlöschen 
zu  bringen.  Prisengerichtsentscheidungen,  in  denen  solche 
Manipulationen  als  ungfiltig  zurückgewiesen  wurden,  sind  mir 
nicht  bekannt.  Aber  es  wäre  gewiß  fibereiltf  daraus  zu 
schließen«  daß  jene  Kunstgriffe  zum  Schutz  des  Eigentums  m 
Kriegszeiten  nicht  yoigekommen  seien  oder  gar,  daß  sie  auch 
in  den  kommenden  Seekriegen  nicht  benutzt  werden  würden. 
Die  Möglichkeit,  das  Seebeuterecht  auf  diesem  Wege  illusorisch 
zu  machen,  ist  Jedenfalls  gegeben,  und  der  Scharfblick  der 
Kaufleute  hat  noch  stets  in  Seekriegen  solche  Mittel  aufgefunden 
und  verwendet.  So  ist  die  Frage,  ob  und  wie  man  diesen 
Gefahren  begegnen  kann,  entscheidend  für  das  Urteil  fiber 
die  Brauchbarkeit  des  Staatsangehörigkeitsprin- 
zips: findet  man  keine  Mittel  und  Wege,  um  solche  Täuschungen 
aufzudecken,  so  ist  das  Nationalitätsprinzip  jedenfalls  de  lege 
ferenda  abzulehnen.  Es  wird  sich  daher  empfehlen,  zunächst 
durch  eine  Uebersiclit  ül)Pr  den  Stand  der  Gese tzge b u n^^en 
darzuh'ii^en,  iu  welchem  L  uiianir  die  Gefahr  einer  mehr- 
fachen Staatsangehürigke it  besteht. 

1.  Die  Staaten  vertreten  heute  bekanntlich  überwiegend 
das  jiis  sanguinis^  d.  h.  den  Standpunkt,  daß  da«  Kind  mit 
der  Geburt  die  Staatsan^rehörigke  it  des  Vaters  (bei 
unehelichen  Kindern  die  Staatsangehörigkeit  der  Mutter;  erwirbt, 
Daneben  aber  bestimmt  sich  die  Staatsangehörigkeit  in  erheb- 
lichem Malje  nach  dem  jus  soll:  d.  h.  das  Kind  erwirbt  die 
Staatsangehörigkeit  des  a  ri  d e s ,  in  dem  p s  zur 
Welt  kommt.  Die  von  den  ausländischen  Eltern  ab- 
stammende Person  kann  also  vom  Ta«re  der  (Jeburt  an  zu^^lcich 
die  Staatsanf^ehörigkeit  ihrer  Abstammung  und  ihres 
Geburtslandes  orwerben.^'^) 

^  Zn  dem  !oIg«9iden  ist  xn  Tergleiehen  von  und  mu  Boämunn, 

Die  Rccbtsverbältnisse  der  sogen,  sujets  utixtes  im  Archiv  für  ö^entlithcs 
Jttcht  XII  2008.  und  in  demBelben  Archiv  Keidel,  Q«bnrt  oad  Aufentlult 


Digitized  by  Google 


Feindliche  od.  neatxale  Eigenschaft  d.  Ware  beim  Seebeuterecht  ?  3x7 

Es  sind  nur  wenige  Staaten,  die  ausschließlich  das 
Recht  der  A bstani  niu n  112:  ohne  Rücksicht  auf  das  Geburt^i- 
land  anerktiiiien:  DtMitschlainl ,  ( )  i'st  erreich-Ungarn, 
Norwegen,  Schweden  nnd  die  dcurschen  Kantone  der 
Schweiz,  und  andererseits  nur  einige  Staaten  mit  ;insschließ- 
licher  Geltung  des  Ju  s  .s  ol  i  :  dies  ii  d  a  m  e  r  i  k  a  n  i  s  c  h  e  u 
Staate  n.  Die  in  den  letzten  Staaten  zur  Welt  kommenden  Kinder 
ausländischer  Eltern,  die  deren  Nationalität  nach  ihrem  Heimats- 
fecht  erben,  sind  also  ausnahmslos  im  Besitz  zweier  Staats- 
aDgehörigkeiten.  Die  große  Mehrzahl  der  Staaten  steht  nun 
zwar  auf  dem  Abstamraungsprinzip,  läßt  aber  daneben  dem  jus 
soli  einen  erheblichen  Einfloß  zu,  und  schafft  dadurch  ebenfalls  die 
Möglichkeit  mehrfocher  Staateangehörigkeit  Hier  sind  mehrere 
Grappen  zu  unterscheiden.  Znerst  Frankreich.  Ist  das 
Kind  eines  Ausländers,  der  in  Frankreich  gehören 
ist,  ebenfalls  dort  znr  Welt  gekommen,  so  wird  es 
dadurch  ipso  Jure  Franzose.  Nor  die  Gebort  entscheidet 
hier:  es  ist  nicht  erforderlich,  daß  der  Vater  in  Frankreich 
domiziliert  war,  noch  daß  das  Kind  daselbst  erzogen  ist.^) 
Die  zweite  Gmppe  von  Staaten  bildet  der  Oranje-Freistaat 
nnd  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Die  hier 
geborenen  Kinder  deutscher  Eltern  werden  zu  Staatsangehörigen 
des  Geburtslandes,  wenn  der  Vater  in  diesem  Land  domiziliert 
ist.  Die  dritte  Gnippe  (Dänemark.  Kolumbien, 
Ecuador)  vertreten  denselben  Grundsatz  nur,  wenn  das  Kind 


als  .\TikniipfnngspuTikt  für  den  Erwerb  der  Staat saiifiehörigkeit  XVI  88  ff. 
Fem  r  r.  Mm  fitz,  Das  R«cbt  der  Staatsangehörigkeit.  Aunalen  des 
Den /sehen  Jieichiy  ÜS78)  793  ff.  nnd  die  Rapports  et  Cornspondences 
den  jReptdsentants  dipiomatiguea  de  Grande  litetaifhe  etc.  im  Becueil 
d§  Traiii9  (1895),  X2UX  514  ff. 

^)  z.  B.:  Der  vob  DeatscheD,  Bnglftndern,  Am^rilraDeni,  FraDSOien  etc. 
Abttammend«,  der  in  Brasilien,  Argentinien,  Venexitela  aar  Welt  konunt: 
Bodmann^  2190. 

*«)  Code  civil  franfaia  Art  6«  daso  Weiß,  194  ff. 
^  BodmanUf  227  ff.  Die  Tragweite  der  amerikaniadien  Aaffaasang 
ist  bestritten,  WeiJS,  243  ff. 

")  Bodmann,  228 ff. 
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seinen  bleibenden  Anlentbalt  in  dem  Geburtsland 
nimmt. 

Die  vierte  Gmppe  von  Staaten  betrachtet  die  anf  ihiem 
Boden  zur  Welt  kommenden  Kinder  anslandiscber  Mtem  bis 
znr  GroßJ&hrigkeit  als  Inl&nder,  nachher,  sofern 
sie  nicht  zugunsten  der  Staatsangehörigkeit  ihrer 
Heimat  verzichten.  Hierzu  rechnen  England,  Por- 
tugal, Italien  und  Bulgarien.  Die  Ausgestaltung  solcher 
Situationen  ist  verschieden  geregelt  In  England  kann  em 
Verzicht  überhaupt  nach  erlangter  Großjährigkeit  aus- 
gesprochen werden,  während  die  anderen  Staaten  ihn  in  dem 
Jahre  nach  erlangter  Großjährigkeit  fordern.  Portugal 
erlaubt  den  Verzicht  auch  schon  vor  der  Erlangung  der 
Großjährigkeit  durch  die  gesetzlichen  Vertreter  der  Kinder.*') 
Die  letzte  Gruppe  von  Fällen  wird  schließlich  durch  die  Staaten 
gebildet,  in  denen  das  Kind  eines  Vaters,  der  gleichzeitig  An- 
geliöriger  zweier  Staaten  ist,  ebenfalls  nach  Abstanimungsprinzip 
die  gleichen  Staatsangehürigkeiten  mit  der  Geburt  empfängt  und 
wenigstens  tlieoretisch  —  /;/  iupnitnm  weiter  vererben  kann!  — 

2.  Keben  diesen  Fallen  nubrtaclier  Staatsangehörigkeit  kraft 
Geburt  gibt  es  nun  ferner  Tatbestände,  in  denen  die  gleiche 
Eigenschaft  durch  Heirat,  Legitimation,  rebernahnie 
eines  Staatsdienstes  und,  was  hier  allein  betrachtet  werden 
soll,  durch  Naturalisation  im  Ausland  erworben  wird.  Aus- 
fresi  hlosseu  sind  solche  Verhältnisse  mehrfacher  Staatsangehörig- 
keit in  Norweg:en,  Württemberg,  Tiübeck,  Luxenil)urg:, 
der  Schweiz  und  st  Domingo.  Diese  Staaten  haben  da.s 
sehr  zur  Nachahmung  /n  enii)felilende  Prinzip,  daß  sie  nur 
solche  Personen  naturalisieren,  die  den  Nachweis  der  Ent- 
lassung aus  ihrer  bisherigen  Staatsangehörigkeit 
erbringen.  Der  gleiche  Grundsatz  ist  in  den  Verträgen 
zwischen  Deutscliland  und  ( lesterreich.  Deutschland  und  derTürkei, 
Deutschland  und  Persien,  Deutscliland  und  Marokko  bei  der 
rebrrnahme  eines  Angehörigen  des  anderen  Vertragschließenden 
vereinbart.^)  Andere  ibtaateu  vertreten  zwar  den  Grundsatz 

37)  Bodmann,  229  ff. 

")  Bodmann,  StOS.,  3318. 
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des  sogen,  französischen  Prinzips:  durch  die  Natu- 
ralisation  im   Ausland  erlischt  die  angestammte 
Staatsangehörigkeit  ipso  Jure.   Hierzu  gehören  weitaus 
die  meisten  europäischen  Länder,-*^)  nämlich  alle  Staaten,  die 
nicht  der  noch  zu  betrachtenden  dritten  Gruppe  angehören. 
Spanien,  die  Vereinigten  Staaten  und  Kolumbien 
verstärken  noch  die  Wirkung  des  französischen  Prinzips  da- 
durch, daß  sie  einen  ausdrücklichen  Verziclit  des  zu  Naturali- 
sierenden «of  seine  bisherige  Natioiuilitilt  zur  Bedingung  der 
Aufnahme  machen.^)    In  solchen  Fällen  sind  die  Konflikte 
zwar  vermindert,  aber  doch  nicht  an^geschlossen.  Denn  der 
Verzicht  hat  ebenso  wie  der  Untergang  der  alten  Staats- 
angehörigkeit infolge  Matoralisation  nnr  eine  Geltung  innerhalb 
der  Uinder,  die  diese  Bestimnningen  treffen,  sie  gelten  also 
lediglich  für  die  Länder,  in  denen  er  unter  den  angegebenen 
Bedingungen  die  neae  Staatsangehörigkeit  erwarb,  und  fOr  sein 
Heinuitland,  sofern  dieses  den  Neuerwerb  als  Erlöschungsgrund 
der  angestammten  Nationalitat  betrachtet.    Der  in  Spanien 
naturalisierte  Franzose  ist  zwar  nicht  mehr  Franzose  nach 
spanischem  oder  französischem  Recht:  nichts  aber  hindert 
ihn,  in  Deutschland,  England,  Amerika  usw.  seine  spanische 
Staatsangehörigkeit  vorzuschtttzen.    Die  dritte  Gruppe  von 
lündexn  endlich  kennt  entweder  überhaupt  keine  Lösung  der 
einheimischen  Staatsangehörigkeit  (heute  gehören  hierzu 
nur  noch  RuBland  und  Venezuela)  oder  jedenfalls  keine 
infolge  der  Naturalisation  im  Ausland  ipso  jure  wir* 
kende  Expatriation:  hierhin  gehören  Deutschland,  die 
Schweiz,  die  Vereinigten  Staaten,  Ungarn,  die  Tür- 
kei.*^)   Innerhalb  der  angegebenen  Grenzen  kann  demnach  das 
betreffende  „sujet  mixte"  im  weiterem  ümfaiig  die  ihm  nütz- 
lich erscheinende  Staatsangehörigkeit  als  Waffe  gegen  das  See- 


Außer  Frankreich  gehören  hierzu  z.  B.  England,  Italien,  Spanien, 
Portngftl,  Bdgloi,  die  Niederlande,  NoiwegeD^Sehweden. 
^  Bodmann,  213  ff.,  331 

41)  Vollständige  Aufzählung  bei  Bodmann,  327  Anm.  4.  Eine  Aua- 
nahme  gilt  für  Deutschland  innerhalb  der  Grenzen  der  Bancroft- Verträge. 
Dazu  V.  Martitz,  831  S. 
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beuterecht  vorschützen  oder  die  EntlasMiiig  aus  der  ihift 
unbequemen,  sei  es  angestammten,  sei  es  erworbenen 
Staatsan^ohöripfkeit  verlaniEren.  \Veiiii  der  Antragsteller 
nicht  niilitiirpliichtig  ist  oder  vctn  dem  betreffenden  Staat  wegen 
eines  Delikts  verfolgt  wird,  ])fl('fjt  die  Entlassung  ohne 
weitere  Schwierigkeiten  erteilt  zu  werden 

3.  Die  unerfreuliche  Liste  solcher  k(»iiii»lizierten  Verhält- 
nisse ist  leider  iiiiiner  noch  nicht  vollständig.  Zu  erwähnen 
sind  nämlich  noch  die  Wirkungen  der  Naturalisation 
auf  die  Kinder.  Auch  hier  gelten  ganz  verschiedene  (Jrund- 
sätze.  Die  minderjährigen  Kinder  eines  Naturalisierten  können 
nachdem  Recht  des  Auf  nahniestaates*j»ÄO  y//r<'  dessen  Staats- 
angehörigkeit erwerben  (so  in  Deutschland,  Schweiz, 
England,  Frankreich,  Italien,  in  den  Niederlanden  und  Ver- 
einigten Staaten),  während  sie  für  die  Auffassung  des 
Heimatstaates  die  alte  Staatsangehörigkeit  behalten, 
(so  z.  B.  in  Belgien,  Portugal,  Luxemburg,  Griechen- 
land, Rußland.)^'-^)  Femer  wird  die  Wirkung  des  Options- 
rechtes zu  berücksichtigen  sein.  Die  auf  französischem 
Boden  Geborenen  können  für  ihr  Geburtsland  nacli 
erlangter  Großjährigkeit  optieren,  ohne  dadurch  nach 
dem  Recht  ihres  Abstammnngsstaates  dessen  Staats- 
angehör i  gokelt  zu  Terlieren. 

£ine  Option  ist  z.  B.  in  Belgien,  Frankreich,^  Italien, 
Griechenland,  Spanien,  den  Niederlanden  gestattet,  aber 
dadurch  hört  der  betreffende  nicht  anf,  Angehöriger  seines 
Abstammnngsstaates  za  sein  in  Deutschland,  Belgien,  Eng- 
land, den  Vereinigten  Staaten,  der  Schweiz  und 
anderen  mehr.^)  Aus  dieser  (keineswegs  vollständigen)  Ueber^ 
sieht  scheint  zunächst  die  völlige  Unbrauchbarkeit  des 


^  Bodman n,  337  ff.  Dentwhhuid  und  die  Schweiz  gestatten  »ber 
einen  Vorbehalt,  dnreh  welchen  Fanülienangehfirigen  eines  Natmallsiertett  die 

heimische  Staatsangehörigkeit  reserviert  wird. 

Für  ilas  auf  franzüsiscbcm  Boden  geborene  Kind  eiin  s  Frfmdeti.  (^cr 
selbst  nicht  in  Frankreich  geboren  ist:  Code  civile  Art.  9  in  der  Fassung 
von  1893. 

Bod mann,  354  ff. 
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t  a  a  t  s  a  n  Ii  ö  r  i  Pf k 0  i  t  s p  r i  n  z  i  p  s  zn  resultieren.  Wie  soll  der 
Aufhrinpremie  oder  das  Prisengericht  feststellen,  ob  der  Eigen- 
tümer der  Ware  nic  ht  nel)en  der  durch  Papiere  dokumentierten  neu- 
tralen Staatsan<reh(>rijrkeit  auch  noch  die  feindliclie  Nationalität 
besitzt,  wie  kann  er  ermitteln,  ob  er  nicht  die  letztere  lediglich 
als  Gegenwehr  gegen  das  Seebeuterecht  abgelegt  hat? 

Es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  eine  Verständigang  über  das 
Seebeuterecht  zu  einer  internationalen  Reform  und  Verein- 
heitlichung des  Staatsangehörigkeitsrecbtes  führen  wird,  daß 
sich  die  Staaten  etwa  darüber  einigten: 

1.  Kor  die  Nationalität  kraft  Abstamnrang  und  die  Natu- 
ralisation anzuerkennen,  und 

2.  für  die  Naturalisation  die  Forderung  der  vorherigen 
Entlassung  aus  dem  bisherigen  Staatsrerband  allgemein  durch- 
zuführen. 

Denn  die  Rechtsvorschriften  über  die  Nationalität  entspringen 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Interessen  der  betreffenden  Länder, 
sie  sind  verschieden  in  Ländern  mit  zunehmender  oder  abneh- 
mender Bevölkerung,  mit  starker  Einwanderung  oder  erheblicher 
Auswanderung.  Bine  Einigung  über  diese  Fragen  ist  daher 
bis  auf  weiteres  unwahrscheinlich.  Das  Seebenterecht  kann 
sich  aber  eigene  Grundsätze  schaffen,  Grundsatze,  die  das 
nationale  Becht  über  Staatsangehörigkeit  im  allgemeinen  nicht 
antasten  und  ihm  die  Anerkennung  lediglich  dort  versagen, 
wo  es  zur  Umgehung  des  Seebenterechts  mißbraucht 
wird.  Kein  Staat  kann,  solange  er  am  Seebeutereeht  festhält, 
solche  Mißbräucbe  dulden,  und  das  französische  Becht  hat  ja 
auch,  wie  oben  gezeigt  ist,  den  allgemeinen  Grundsatz  anerkannt. 
Aber  ohne  Angabe  genauer  Kriterien  besteht  lediglich  Unsicher- 
heit und  damit  die  Gefahr  einer  Willkür  der  Kriegführenden. 
Daher  ist  die  Aufstellung  spezieller,  praktisch  leicht  zu  hand- 
habender Gesichtspunkte  durchaus  notwendig.  Und  zwar  smd 
es  Im  wesentlichen  drei  Gesichtspunkte,  die  hier  zur  Ergänzung 

des  bisherigen  französischen  Seebenterechts 

\  erschleuTungon  der  ^ 
NationaliLät  könneu  durch     VOrZUSChlageU  Slttd: 

eine  Ergänzong  der  fran-  1.  Nicht  bloß  der  kurz  vor  Kriegs- 
aöaiieben  AnlhMsung  an-    beginn  erfolgte  Erwerb  einer  Staats- 
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idiidlich  gemaoht  woden.  angehörigkeit  ist  als  verdächtiges  Indiz 
Drei  Yoraelilftge  Umgehung  des  Seebeuterechts  anzu- 

l9g9  ferenda.  sehen,  sondern  in  demselben  Maße  die 
Ablegung  einer  bisher  besessenen  Nationalität:  sei  es  durch 
Verzicht,  Option  zugunsten  des  Geburtslandes  oder 
durch  Entlassung.  Wie  niuii  das  „kurz  vor  Kriegsbeginn'' 
interpretieren  will,  kann  natürlich  sehr  zweüelhaft  sein.  Jeden- 
falls enipliehlt  es  sich,  die  Grenze  so  zn  ziehen,  daß  man  regel- 
mäßig keinem  Unrecht  tut,  aber  auch  die  vurkoiiimenden  Miß- 
bräuche  in  der  Regel  der  Fälle  fassen  kann.  Für  diesen  Zweck 
ei-scheint  die  Frist  von  3  Monaten  durchaus  angebracht  .sie 
zu  verlängern,  erschiene  rigoros.  Nur  selten  wird  ein  Kauf- 
mann mit  der  Möglichkeit  eines  Krieges  auf  länger  als  drei 
Monate  hinauf  zu  rechnen  Gelegenheit  haben.  Andererseits 
empfiehlt  sich  auch  wohl  kaum  eine  Verkürzung  der  Frist. 
Gerade  der  im  Feindesland  lebende  Kaufmann,  dessen  Güter 
in  erster  Linie  von  dem  Seebeuterecht  zu  leiden  haben  werden, 
wird  unter  Umständen  schon  in  dieser  Zeit  sich  auf  die  Mög^- 
lichkeit  eines  kriegerischen  AuskliDgens  der  bestehenden  Ver- 
wicklung zwischen  zwei  Staaten  einzurichten  verstehen. 

Demgemäß  wäre  als  erster  Grundsatz  zu  empfehlen  eine 
Bestimmung: 

„Der  Erwerb  einer  neutralen  Staatsange- 
*  *^  *  hörigkeit  (durch  Option  oder  Naturalisation), 
sowie  der  Verzicht  auf  eine  feindliche  Staatsangehörige 
keit  (durch  Entlassung,  Verzicht  oder  Option)  kommen 
für  die  Bestimmung  der  Ware  nicht  mehr  in  Betracht,  wenn 
sie  in  den  letzten  drei  Monaten  vor  Kriegsbeginn  erfolgt  sind." 

Da  die  fraglichen  Akte  durch  Urkunden  einer  Staats- 
behorde  bescheinigt  werden,  so  ist  die  Feststellung  des  Datums 
ohne  Schwierigkeiten  zu  ermöglichen. 

2.  Der  im  neutralen  Land  Naturalisierte  kann,  wie  gezeigt 
ist,  in  vielen  Fällen  trotzdem  seine  feindliche  Ab^ 
Stammungsnationalität  behalten  haben.  Der  Auf- 
bringende hat  aber  nur  dann  Grund,  jene  Naturalisation  zu 

^)  Dali  das  Kriterium  der  Kriegserkläraog  (Regl.  tod  1770)  beate 
nleht  branehbtr  Ist»  b^tt  an  dioser  Stelle  keines  Beweises. 
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respektieren,  wenn  das  betreffende  Subjekt  auf  seine  Heimats- 
nationalität verzichtet  hat  (und  zwar  früher  als  drei  Monate 

vor  Kriegsbe^inn).  Solange  es  aiiika'  seiner  neutralen  auch  noch 
die  feindliche  iStaatsaugthungkeit  besitzt,  bleibt  es  Angehöriger 
tijies  feindlichen  Staates;  seine  Güter  sind  dann  mit  Recht 
nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  zu  konfiszieren.  Daraus 
resultiert  die  Bcrechti^mg:  und  Zweckmäßigkeit  der  zweiten 
Bestiiinnuug;  Ergibt  sich  aus  der  Vorlegung 
Yonehlai;  II.  Papiere,  daß  der  Wareneigentümer  dem 

neutralen  Staat  lediglich  durch  Naturalisation  ane:e- 
hört,  so  ist  die  Ware  nur  dann  freizugeben,  wenn  er 
zugleich  beweist,  daß  er  aus  seinem  Heimatstaat  seit 
länger  als  8  iMonaten  vor  Kriegsbeginn  entlassen  ist. 
Dieser  Beweis  darf  nur  durch  Papiere  der  die  Ent- 
lassung aussprechenden  Staatsbeh(')rde  erbracht  wer- 
den, die  Vorlegung  einer  vor  dem  Aufnahmestaat  ab- 
gegebenen Options-  oder  Verzichtserklärung  genügt 
nicht. 

3.  Der  im  Peindesland  Wohnende  kann  seine  an- 
gestammte neutrale  Staatsangehörigkeit  bewahrt 
baben.  Schatz  verdient  er  aber  unter  solcher  Voraussetzung 
nur  dann,  wenn  er  nicht  gleichzeitig  die  Naturalisation 
in  Feindesland  erworben  hat.  Hat  er  das  getan,  so  ist 
damit  sein  Wille,  dem  Staate  seines  Wohnortes  anzugehören, 
so  emsthaft  dokumentiert,  daß  er  dann  auch  die  Konsequenzen 
seines  Verhaltens  tragen  muß.  Die  Heimatsnationalitat  wird 
dann  lediglich  benutzt,  wenn  sie  Vorteile  bietet,  der  Aufbringende 
hat  daher  keinen  Grund,  die  Gttter  dieser  in  Wahrheit  dem 
Feindesstaat  angehörenden  Person  zu  schützen.  Zur  Ver- 
wertung dieses  Gesichtspunktes  ist  daher  die  dritte  Bestimmung 
zu  empfehlen: 

Yocsdii   m  neutrale  Staatsangehörige  seinen 

^  ^  Wohnsitz  im  Feindesland,  so  sind  seine 
Güter  nur  dann  als  neutral  freizugeben,  wenn  er 
durch  Bescheinigung  der  zuständigen  Behörde  seines 
Wohnsitzes  beweist,  daB  er  dessen  Staatsangehörig- 
keit nicht  erworben  hat.  Ist  dieser  Beweis  nicht  erbracht, 
so  gilt  die  Ware  als  feindlich. 
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B.  Dei'  Beweis  des  Eigentums: 
Der  RekiaTiiant  kann  eine  Freiirnbe  doi  besclilapaalniiten 
Güter  narli  der  französischen  Auöassung  nur  piTeichcn.  wenn 
er  seine  neutrale  Staatsangehörigkeit  und  zugleich  ))e\veist,  daß 
er  Eigentümer  der  Ware  zur  Zeit  der  Beschlagnahme 
w  ar 

1.  Zur  Zeit  der  Beschlagnahme: 

Da  nichts  leichter  vSre,  als  solche 
Der  Beweis  de«  Eigentantt  Beweisstücke  nachträgUch  anzufertigen,^) 
sur  Zeit  der  Besehlagnahme.    ^  die  französische  PrUengesetz- 

gebung  von  Jeher,  daß  die  Eigentamsverhältnisse  durch  die 
Papiere  an  Bord  zu  beweisen  sind  (Reglern,  von  1778  Art  II 
und  XI). 

Kann  aber  die  Existenz  solcher  Papiere  zur  Zeit  der  Be- 
schlagnahme bewiesen  werden,  so  ist  auch  ihre  nachtrag- 
liche Vorlegung  gestattet.*')  Ebenso  müssen  die  vorgelegten 
Papiere  zuverlässige  Auskunft  wie  über  den  Charakter  der 
Ware  so  auch  über  den  Absender  und  Empf andrer  geben.  Jede 
Unregelmäßigkeit,  jede  Unklarheit  über  die  Personen 
und  die  Art  des  zugrunde  liegenden  Geschäfts  schafft 
hier  die  Vermutung  einer  Versclileierung:  und  führt  zur  Konfis- 
kation der  Ware.  So  sind  Konnossemente,  die  nur  von  dem 
Kapitän  unterschrieben  sind,  wiederholt  aL>  ungenügend  zum 
Beweise  der  Xeutralit  it  il  «r  Ware  angesehen  wordpii.  Ebenso 
sind  unfrültiij:  Kunnusseniente,  die  keine  bestinimteu  Angaben 
über  die  ]\'rson  des  Absenders  und  namentlich  des  Em- 
pfilng'ers  niaelu'u.  Aus  demselben  Grunde  die  reinen  Ordre- 
konnossemente.      J^^indet  sich  der  Käme  des  die  Güter  rekla- 

^)  Fistoye-Duverdy  I  420  und  442  (PrisengerichtseDtscheidong)- 
Pistoye-Duverdw  1453;  iBardoM«  76  OiTofner")»  80  G^HAgdA- 
Icne"),  125  („Heinrich"). 

Bai  bau X,  115  („Eclips  "). 

*»)  Barboux,  126  („HeiDrich"),  129  („Pfeil") :  Ein  Konnossement,  das 
die  Wuren  lediglich  als  propriiti-  des  suJets  britanniquea  beielelinrte; 
98  Angurte"):  em  Komioeseiiie&t  ledigtiob  „A  ordrt^j  dM  radcm  von 

den  neutralen  Absendern  nicht  erkennt  IftBt,  ob  sie  Eigentümer  der  Ware 
sind  oder  gebandelt  haben  als  ,,simples  conimissionaires  d'ordre  et  pour 
cnmpte  ff' KU  ficrs".  (Die  reinen  OrdrekoDDossemente  bedeuten:  LieiemngaB 
die  Ordre  des  Al)sender8.) 
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mierendeu  Kunnossementinhabers  nicht  auf  Ii m  :in  I^onl  bpfind- 
liclieu  Exemplar,  so  kann  dieser  Rrweis  niclit  t  r^'^aiizt  werden  durcli 
Vorlegung  der  von  den  Beteiligten  selbstgeschriebenen  KtM■llrlUll^^ 
die  ohne  Beweiswert  sei.  weil  sie  nach  der  Beschlagnahme 
angefertigt  äsein  könne  (.Eclips"  114\  Eine  als  „propriete 
americaine'*  von  einer  deutschen  Filiale  in  New-York  an  das 
Hauptgeschäft  in  Bremen  abgesandte  Ware  wurde  konfisziert, 
trotzdem  dem  Konnossement  die  Erklärung  eines  Amerikaners 
vor  der  Zollbehörde  beigefügt  war,  daß  die  Ladung  sein  Eigen- 
tum sei:  mit  Recht  hat  das  Prisengericht  das  als  „Behauptungen, 
nicht  Beweise",  zurückgewiesen  („Magdalene"  80).  Mit  Recht 
hat  es  Waren  konfisziert,  die  ohne* Angabe  des  Eigentümers  an 
Ordre  nach  Hamburg  bestimmt  waren,  obwohl  die  Befrachter 
ihre  Schweizer  Staatsangehörigkeit  durch  den  Schweizer  Konsul 
in  Fernambuco  bestätigen  und  zugleich  bescheinigen  ließen, 
daß  die  Waren  ihr  Eigentum  seien:  Denn  das  konnte  eine 
Erklärung  .ans  Gefälligkeit**  sein,  es  sei  nicht  einmal  be- 
hauptet, daß  ein  Beweis  ihres  Eigentums  vor  dem  Schweizer 
Konsul  geführt  sei  („Elisabeth*  85). 

Durch  diese  Beweisstrenge  ist,  wie  man  sieht,  eine 
T&uschung  durch  Verschleierung  des  Empfängers  oder 
Yerschiebnng  durch  Weitergeben  des  Konnossements 
nach  Antritt  der  Fahrt  mit  Sicherheit  zu  verhindern.  Es 
fragt  sich  nun  aber  weiter,  in  welchem  Augenblick  das  Eigen- 
tum übergegangen  ist?  Zu  diesem  Zweck  ist  znn&chst  erfor- 
derlich, die  privat-  und  handelsrechtlichen  Bestim- 
mungen des  französischen  Rechts  zu  untersuchen,  dann 
zu  prüfen,  ob  und  inwieweit  sie  durch  Gesichtspunkte  des  See- 
beuterechts zu  modifizieren  sind. 

2.  Nach  französischem  Zivilrecht  geht 
Wer  ist  Eigentümer  nach  ^^s  Eigentum  nicht  erst,  wie  im  deutschen 
innzenscbem  Zivil-  und    ...         ,     ,^     ^  u    i  vi        j    u  i 

HftDdclareciht?  bürgerlichen  Gesetzbuch     mit  der  U  e  b  e  r- 

gabe  der  Sache,  sondern  bereits  mit  dem 


^)  RGB  5j  <>29:  ..Zur  rfhprtrai?iinff  des  Eii:>-iitums  an  finf-r  bcweplirhen 
tiachc  ist  erfonierhch,  ilaü  di  r  Ki!,'.  iitiun*»r  die  >^ache  dtun  Hrwriher  übergibt 
und  beide  dardbcr  einig  sind,  duii  das  Eigeiituui  übergehen  »oll." 
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VertragsabschluLi  auf  den  Berechtigten  über. Insbesondere 
ist  denigemüß  das  Bigeutum  auf  den  Käufer  übergegangen, 
sobald  die  Parteien  über  die  Sache  und  den  Preis  einig  geworden 
sind,  auch  wenn  die  Sache  selbst  noch  nicht  übergeben  und 
der  Preis  noch  nicht  bezahlt  ist.  Daraus  folgt  aber  gleich- 
zeitig, daß  die  Parteien  in  der  T^age  sind,  durch  Vereinbarungen 
die  Einigung  hinauszuschieben  bis  zum  Augenblicke  des  Ein- 
gangs der  Ware  bei  dem  Käufer.  In  diesem  Fall  ist  der 
Vertrag  bei  der  Ablieferung  noch  nicht  perfekt,  und  es  bleibt 
dem^t  niäß  der  Verkäufer  Eigentümer  der  Ware  bis  zu  deren 
Uebergabe  an  den  Käuft'r  Für  den  Handelskauf  trifft  dann 
noch  der  code  de  commerce  die  aiicli  für  das  Öeefracht- 
geschäft  gültige  Bestimmung:  „la  marchandise  sortie  du 
magasin  du  vendeur  ou  de  Vexpäditeur  voyage  s'il 
n'y  a  Convention  coutraire,  au  risqite  et  aux  p^rils 
de  celui  ä  qui  eile  appartienne  (Art.  100,  vergl.  auch  107). 
Diese  Bestimmung  legt  die  Gefahr  dem  Eigentümer,  d.  h.  also 
der  Regel  imdi  dem  Käufer  auf,  sobald  die  Ware  aas  dem 
Magazin  des  Absenders  heraus  ist  bis  zu  ilirem  Eintreffen  am 
Bestimmungsort.  Gebt  die  Ware  ia  dieser  Zeit  ohne  Schnld 
des  Verkäufers  (oder  seiner  Vertreter)  zogrondef  so  ist  dieser 
von  seinen  Verpflichtangen  befreit,  w&hrend  der  Käufer  trotz 
nicht  erhaltener  Ware  den  Kaufpreis  zahlen  muß  oder  ihn, 
falls  er  schon  gezahlt  ist,  nicht  zorfickfordem  darf.  Das  ist 
der  Sinn  des  Begriffs  «Gefahrtragung*  für  den  Käufer.  Aber 
wie  die  Eigentumsverhältnisse  bis  zur  Uebergabe  dem  Ver- 
käufer durch  Parteivereinbarung  reserviert  werden  kdnnen,  so 
kann  ihm  auch  durch  den  Willen  der  Kontrahenten  bis  zu 
diesem  Augenblick  die  Gefahr  au|gebflrdet  werden.  In  diesem 


u)  Code  eiva  1138:  „VobligaHon  da  Uormr  la  ekoM  §9i  parfaUs 
par  U  »mtl  censeHtemmi  des  partiea  amtractonUB.   MU  rend  U 

eräancier  proprietairf  et  met  la  chose  ä  ses  risques  de»  rinefamt  eA 
eile  a  da  Sit  e  livrdc  encore  que  la  tradUion  n'en  aU  poM  faite". 

^)  Code  civil  1583:  „Elle-la  vente-est  parfaite  entre  les  parlies 

et  la  propnV'tt^  Pst  acquise  de  droit  u  rncheteur  ä  Vigard  du  rendeur 
des  qu  o»  est  concenu  de  In  chvse  et  du  prix  quoique  la  chose  n'est 
pas  encore  etd  licree  ni  le  pt  ix  pai/e  '. 
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Fall  wird  er  im  Falle  Unteigangs  der  Ware  w&hrend  der 
Reise  voD  seiner  Yerpflichtang  zur  Lielenuig  nicht  befreit 

Aach  im  franzSsischen  Becht  (wie  wohl  in  allen  handels- 
rechtlichen Gesetzgebungen)  ist  der  SchüFer  verpflichtet,  ZOT  Her- 
ausgabe der  Güter  an  den  le^timierten  Konnosseraentinhaber> 
d.  h.  bei  dem  Namenskonnossement  an  den  hier  Bezeichneten, 
bei  dem  ürdrekonnossement  an  den  durch  Indossament  Be- 
rechtigten. ^) 

Der  legitimierte  Besitzer  des  Konnossements  wird  also 
durch  diesen  Besitz  znp:leirh  zur  Verfüprunp:  über  die  Güter 
selbst  befilhif^rt,  und  umgekehrt  kann  der  Absender  durrli  die 
Uebertragung  des  Konnossements  über  die  Güter  ver- 
fügen lind  also  durch  dessen  TTinc^  ibe  die  Herausgabe  der  Güter 
an  den  ursprünglich  als  Empfänger  bestimmten  oder  andere 
Personen  bewirken.") 
Der seiitE»!« Absender kun  '^'^^^^^'••'^icbt  erpibt  sich  zu- 

jneh  nach  französiacBem  «iicbst  eine  für  die  Zwecke  des  Seebeute- 
Privatmht  das  Eif^entom  rechts  höchst  unsichere  Situation, 
bis  Tur  Ankunft  an  den  Im  allgemeinen  ist  zwar  der  Käufer 
Feind  vorbehalten    Solche  g^jj^n  wahrend  der  Reise 

^t:^'Ä"'^';;Z  ^  Uebergabe,  ab 

altgeacUoseeii,  aonet  aber  Eigentümer  anzusehen.  Es  steht  aber 
gelten  sie  auch  in  Kriegs»  den  Vertragschließenden  frei,  dem  Ab- 
selten nach  französiBoben    Sender  diese  Eigentumsrechte  während  der 

Reise  vorzubehalten.  Ist  also  der  Käufer 
neutral,  so  gilt  er,  wenn  keine  entgegenstehende  Verabredung 
getroffen  wird,  ipso  Jure  nach  französischem  Becht  aU  £igen- 
tttmer,  auch  wenn  der  Absender  die  feindliche  Staatsangehörigkeit 
besitzt.  Gehört  dagegen  der  Käufer  dem  feindlichen  Staate  an, 
so  kann  die  an  ihn  abgesandte  und  ffir  ihn  bestimmte  Ware 


^  Die  nneh  dem  feaasOsischen  Qesetx  auch  nooh  solisslgett  reioen 
InhiAerkonnosscmente  (.,au  porteur")  kommen  praktisch  kaum  vor. 

'^i  7nr  Lelire  dt-s  Knnno!5Spments  nach  franzrisischem  R(*cht  ist  za  ver- 
gleichen Lyon-Caen-Henault,  Tratte  de  druit  couimercini .  H.  ed. 
(1901)  Bd.  5  No.  695  ff.,  namentlich  No.  7U1  und  713.  Den  Hinweis  auf  die 
fnnsBsisclie  vnd  englische  Haadelaveehtslitmttir  Teidniike  ieb  der  Fremd- 
Hchkdt  ven  Profenor  Papp^nheim^liM» 
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doch  die  neutrale  Staatsangehörigkeit  auf  See  behalten,  wenn 
das  Eigentum  durch  Parteiabiede  dem  Verki.nfer  bis  znr  Ueber^ 
gäbe  an  den  Käufer  vorbehalten  wird. 

Solche  Abrede  kann  das  französische  Frisenrecht  als  un- 
gültig ansehen,  wenn  sie  erst  nach  Antritt  der  Fahrt  abgeschlossen 
und  also  nicht  aus  den  an  Bord  befindlichen  Papieren 
zn  ersehen  ist.  Ist  sie  aber  vor  Antritt  der  Beise  abge- 
schlossen, und  in  den  Papieren  an  Bord  zum  deutlichen  Ausdruck 
gebracht,  so  fehlt  eine  Handhabe  zu  ihrer  Zurückweisung.  Es 
sind  daher  auch  keine  Prisengerichtsentscheidungen  namhaft  zu 
machen,  die  solche  Abreden  ohne  weiteres  als  Umgehung  des 
Seebeuterechts  ignorieren:  eine  Entscheidung  aus  dem  70er 
Krieg  betont  vielmehr  ausdrücklich,  daß  der  Beweis  des  Eigen- 
tums weder  allein  aus  der  Qualit&t  des  Befrachters, 
noch  der  des  Empfängers  (consignataire)  mit  Sicher- 
heit zu  deduzieren  sei.'^)  Wenn  die  Parteien  überein- 
kommen, —  so  heißt  es  bei  de  Boecke  einem  der  besten  Kenner 
des  franzfisischen  Prisenrechts  —  daß  die  Ware  das  Eigentum 
des  neutralen  Absenders  bis  zu  ihrer  Ankunft  am  Bestimmungs- 
ort bleiben  soll,  um  erst  im  Augenblick  iler  üebergabe  das 
Eigentum  des  feindlichen  Empfängers  zu  wt  rden,  so  betrachtet 
die  französische  Jurisprudenz  keineswegs  wie  diu  englische, 
eine  solche  Abrede  als  nicht  geschehen;  sie  wird  lediglich 
untersuchen,  wem  diese  Waren  während  der  Reise  gehören  und 
wird  sie  nur  dann  vernrtfilen,  wenn  sie  einem  feindlichen 
Eigentümer  gehört:  so  daß  also  die  an  einen  feindlichen  Em- 
pfänger bestimmte  Ware  der  Konfiskation  entgehen  wird,  wenn 
vereinbart  ist,  dnli  das  Eigentum  bis  zur  Ankunft  der  Ware 
bei  dem  Absender  bleiben  soll.  >Mit  einem  Wort,  die  französische 
Jurisprudenz  liält  sich  aucli  in  Kriegszeiteu  an  die  für  Friedens- 
zeiten anwendbaren  Kt  ;:eln.  immer  unter  Vorbehalt  des  Grund- 
satzes „fraus  omnia  corritmpii" .  Den  französischen  Prisen- 
richtern ist  es  niemals  in  den  Sinn  gekommen,  daß  es  anders 
sein  könnte:  Daher  sind  wir  auch  nicht  in  der  Lage,  irgend 
eine  Entscheidung  anzuffihren,  die  ausdrücklich  diese  französische 


^)  BarboMX,  120  („Lanra  Louise*'). 
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Doktrin  konstatiert."*  ^'"t    In  demselben   Sinne  iinßert  Calvo, 

daß  für  die  Eigentumsverhältnisse  lediglich  die  Artt.  100  und 

107  des  französischen  Handelsgesetzbuches  maßgebend  seien, 

und   behauptet,    daß   die   Prisengerichte    diese  Anschauung 

namentlich  auch  im  Krimkriege  zum  Ausdruck  gebracht 

hätten:  nähere  Angaben  über  diese  Entscheidungen  macht  er 

freilieh  niclit.     Daß  eine  solche  wohlwollende  Berücksichtigung 

den  Zwecken  des  Seebeuterechts  keineswegs  entspricht,  bedarf 

nach  den  bisherigen  Ausführungen  keines  Wortes  mehr 

_  ü  •  u        Strenger  geht  das  französisclie  Recht 

Dagegen  ist  die  franiSnidie  ♦  ,  „     ,     ,  ^ 

Anffasrang  itraig  in  der    v«^^»  wenn  es  sich  um  die  durch  Ver- 
BenrtdlQog  des  Konnosse-    Wertung  der  Konnossemente  ermöglichte 
menta  nnd  seiner  Weiter-    Yeränderong  des   Empfängers  handelt. 
^s^'  Aus  diesem  Grunde  hat  es  die  reinen 

Qrdrekonnossemente  nicht  anerkannt^  hat  Uebertragung  der 
Waren,  die  mit  Hilfe  des  Konnossements  an  neutrale  Kaufleute 
voigenommen  waren,  zurückgewiesen,  weil  sie  erst  nach  der 
Beschlagnahme  voigenommen  waren  und  zwar  selbst  dann,  wenn 
diese  Zession  gültig,  d.  h.  nach  Zivilrechtsgrundsätzen  zu  halten 
sein  sollte.^  Schließlich  hat  es  die  Herausgabe  der  Ware 
an  den  durch  Indossament  berechtigten  neutralen  Konnossement- 
inhaber verweigert,  weil  das  Indossament  nicht  die  wesent- 
lichen Gesichtspunkte  (les  mentiom  subsianHeUes)  einer 
üebertragnng  des  Eigentums  und  speziell  nicht  den  Namen 
des  Käufers,  zum  Ausdruck  bringe.^ 
Die  Rechte  aui  Gruud  des  letztere  Entscheidung  enthält  einen 

Konnosaements  ttaid  nickt  sehr  wichtigen  und,  SO  viel  ich  sehen 
notwendig Eigentnmsteclite.  kann,  in  der  bisherigen  Literatur  nicht 
Aus  dem  Konnossement  und  beachteten  Gedanken  zur  Sicherung  des 
der  Aussage  (es  Feu  ers    geebeutcrechts.   Der  legitimierte  Inhaber 

18t  iluht  zu  ericennen,  ob 

der  Konuossementsinhaber  KonnOSSCmeiltS  !st  ZwaT  Uach  Intef^ 

Eigentümer  der  Ware  ist.    national-rechtlicher  Auffassung  zur  Em- 
Vorlegung  des  OriginaWer-    pfangnahme  der  Güter  berechtigt,  der 
trag«  dnher  notwendig.     Schifier  verpflichtet  zur  Uebergabe  au  ihn, 

^;  de  Boeck,  166. 

^  Catvo,  Le  droit  iiUematUmal  Bd.  3,  §  1997  (a.  E). 
^  Barboux,  62/63  („OMrardine"). 
>•)  Barboux,  64  (,»L«dwjg"). 
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aber  daraus  folgt  noch  keineswegs,  daß  er  Eigentümer  der 
Ware  werden  sollte  oder  geworden  ist.    Hierfür  sind 
lediglich  die  BeBtimmnngeit  des  Vertrages  zwischen  dem  Ab> 
Sender  und  dem  Konnossementsinhsher  maßgebend,  d.  h.  der 
Sinn,  der  nach  der  Parteiabrede  mit  der  Uebeigabe  des  Eonnosse* 
ments  verbunden  sein  sollte.    Das  kann  Eigentums  Über- 
tragung auf  Grund  eines  Kaufes  oder  anderen  Rechts- 
geschäfts seiUf  das  Konnossement  kann  aber  auch  fibergeben 
werden,  um  dem  Empfänger  ein  Pfandrecht  zur  Sicherung 
etwa  fGr  ein  von  ihm  dem  Absender  gegebenes  Darlehen  zu 
ftbertragen,  oder  um  ihm  lediglich  das  Recht  zur  Aufbewahrung 
für  den  Eigentttmer  oder  schließlich  um  ihm  die  weitere  Be- 
förderung der  Qfiter  an  den  Käufer  (auf  dem  Landweg)  zur 
Pflicht  zu  machen.    In  diesen  Fällen  ist  er  natfirlich  nur 
Besitzer,  nicht  Eigentttmer  der  Ware.  Das  Konnossement 
enthält  aber  tatsächlich  und  nach  den  Anforderungen  des  Ge- 
setzes keine  Aufklärung  über  die  zugrunde  liegenden  inneren 
Rechtsverhältnisse.  Es  ist  lediglich  eine  Empfangsbescheinigung, 
die  der  Schilfer  (oder  sein  Vertreter)  dem  Absender  Qbor  die 
ihm  zur  Beförderung  übergebenen  Güter  ausstellt,  und  die 
Verpflichtung,  sie  dem  Benannten,  Beorderten  oder  bloßen 
Inhaber  des  Konnossements  auszuliefern.    Über  das 
Reclitsgeschäft,  das  zwischen  diesem  Inhaber  und  dem  Ab- 
sender abgeschlossen  ist,  auf  (irund  dessen  also  die  Heraus- 
gabe erfolgen  soll,  fehlen  daher  die  Angaben.®*^)    Ob  also  der 
zur  Emitfaiigiialime  Berechtigte  Eigentümer  der  G üter  werden 
sollte  (oder  bereits  geworden  ist),  darüber  läßt  sich  ein  Tileü 
nur  auf  Grund  einer  Kenntnis  des  zwisclien  Absender  uiui 
Koiinosseinentsiiiliaber    abgeschlossenen   Vertrages,  niemals 
aus  dem   Konnossement   selbst,   erkennen.    Die  oben 

Ciidi'  de  commerce,  Art.  2Ö1 :  /-#  connainsement  doit  exprimcr 
hl  na { Uli'  et  la  quaiitiU  ainsi  que  les  espdccs  ou  quafites  des  objeclii 
ä  transporter.  Ii  indique  le  nmn  du  chargeur,  te  num  ei  l  culresse  de 
celui  ä  fni  VeaepidiaiM  Mi  foü»t  U  mm  ei  U  efomieUe  du  eapUaim, 
le  f$om  ei  le  immtge  «Ui  navfre,  le  lieu  4»  4^»ari  ei  eeltti  de  eä  dt»' 
tinatüm.  II  ettouce  le  prix  du  frei.  II  präeemte  e»  marge  lee  marques 
et  num4ro8  des  objects  ä  transporter.  Le  connaieeemeui  peui  itrg  i 
ordre  ou  au  porteur  ou  ä  pereonne  dinommie". 
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angeführt«  EiitsclieiUuiijr  hatte  sich  lediglich  auf  den  Fall  eines 
durch  ludossamerit  des  Absenders  übertragenen  reinen  Ordre- 
konnossements  bezogen  und  wäre  natürlich  ebenso  für  den 
selteuen  Fall  eines  reinen  Inliaberkonnossements  inu  porteiir) 
anzuwenden.  Aber  <;elbst  bei  dem  reinen  Namens-  und  dem  an 
düe  Ordre  eines  benannten  hhnptangers  gerichteten  Konnosse- 
ment ist  die  Sachlage  genau  die  gleiche,  wie  wir  gesehen 
haben.  Die  bloße  Benennung  läßt  uns  völlig  im  Dunkeln  dar- 
über, ob  der  legitimierte  Inhaber  des  Konnossements  auf  Grund 
des  ursprünglichen  Vertrages  Käufer  und  damit  Eigentümer  der 
Ware  oder  ob  er  infolge  einer  damals  (oder  erst  später)  ge- 
schlossenen Vereinbarung  lediglich  Pfandbesitzerf  Lagerhalter, 
Spediteur  und  ähnlicties  hinsichtlicli  der  Waren  werden  sollte. 

Auch  die  OrigiBalürininden  ^^^^^  ^^^^  ^^"^  Folgerung,  die 

können  cur  ürngdrang  des        "»er  Verschärfung  der  Beweis- 
Seebeaterechts  verfllicht     frage    atlcll    in    bezug    ani  das 
werden.  Eigentum  der  Waren  drängt:  nie- 

mals kann  da^;  Konnossement,  oder  die  Aussage  des 
Schiffers,  den  Beweis  der  Eigentumsübertragung  an 
den  Smpfänger  beweisen.  Nur  die  Originalurkunden 
des  Tor  der  Abfahrt  abgeschlossenen  Vertrages  können 
einen  solchen  Beweis  liefern.  Aber  auch  hier  sind  Be- 
trügereien nach  zwei  Bichtungen  denkbar:  einmal  eine  Vor- 
datierung einer  in  Wahrheit  erst  nach  der  Abfahrt  zum 
Schutz  gegen  das  Seebeuterecht  vorgenommenen  Uebertragung 
des  Eigentums  an  einen  neutralen  Kontrahenten,  der  nicht  der 
wirkliche  EigentQmer  ist  und  zweitens  die  Einkleidung 
eines  Rechtsgeschäfts,  das  in  Wirklichkeit  lediglich 
Besitz  zur  Aufbewahrung,  Beförderung  oder  Verpfändung 
übertragen  will,  in  den  Wortlaut  eines  Kaufvertrages: 
eine  solche  Verschleierung  erscheint  naturlich  überall  da  opportun 
im  Handelsinteresse,  wo  der  Eigentümer  feindlicher,  der  bloß 
zum  Besitz  Berechtigte  aber  neutraler  Staatsangehörigkeit  ist. 

Ob  und  innerhalb  welcher  Grenzen  der  Kriegführende  sich 
gegen  solche  Manipulationen  schützen  kann,  wird  noch  zu  unter- 
suchen sein.  Die  französische  Frisengerichtsbarkeit  und  Gesetz- 
gebung enthält  keine  tHrektiven  nach  dieser  Bichtnng. 

ZeiUchrift  f.  Intern.  Privat-  u.  ÖfTentl.  Reobt.  XVll.  22 
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m.  Die  englisch-amerikanisclie  Auffassang. 

A.  Die  feindliche  oder  neutrale  Eigenschaft  der  Ware. 
Nach  der  englischen  Anttassung:,  der  die  Amerikaner  ge- 
fol^  sind,  entscheidet  lür  das  Kriterium  der  feindlichen  oder 
neutralen  Eigenschaft  der  Ware  nicht  die  Nationalital,  sondern 
der  Wohnsitz  des  Wareneigentümers. 

Die  Rechtfertigung  für  diese  Auf fassung 
Die  Bedeuken  gegen  das  ist  in  praktischen  und  speziell  w irt- 
NOioiMlit&tapiiinlp.  Die  schaftlichen  Gesichtspunkten  zu 
""TSÄSr*  Der  Charakter  des  Schiffes  sei 

zwar  durch  d ie  N  a  1 1 0  n  a  1  i  t  ä  t  der  Flagge 
za  bestimmen,  weil  die  iStaatsautorität  sich  hierfür  verbürge 
—  bei  Piütern  fehle  eine  solche  Abhängigkeit  von  der  Staats- 
autorität, daher  sei  hier  eine  andere  Betrachtung  an- 
gebracht. In  anderen  Entscheidungen  wird  darauf  hin- 
gewiesen, daß  sich  ein  Wechsel  der  Nationalität  schnell  und 
rein  nominell  vollziehen  hssp,  oft  zu  erreichen  sei  lediglich 
durch  eine  „Ausgabe  von  wenigen  Dollars.'' 

Das  Nationalitätsprinzip  wird  ferner  aus  dem  Grunde 
abgewiesen,  weil  es  den  Prisenrichter  zu  einer  Untersuchung 
der  verschiedenen  Rechtsgrundsätze  fremder  Staaten  und 
also  zn  einer  Untersuchimg  nötige,  für  die  ihm  die  Kompetenz 


*t)  Zur  ürieutierung  hierüber  sind  vor  allem  di« 
dnngen  luzwunxtefaeD.  Ich  xitiwe  im  folgenden  Xobinson,  Report» 
€0868  dßUrmimd  tf»  ike  MIgk  Oowrt  0/  Aämiralti/  eomnuncing  witk 
iki  judgments  of  thc  Rt.  Bm.  Sir  William  Scott  (6  vol.)  1799  -1808 
und  Spinks,  Bejm/  ts  of  cases  decided  during  thc  present  war  in  the 
Admiralty  Prize  Court  ntid  the  Court  of  Appeal.  1855/06.  Für  das 
amerikanische  Prisenrecht,  das  nicht  dargestellt  ist,  vei^l.  Wharto», 
A  Digest  of  the  Iniematim^i  La»  of  ike  Untied  State»,  (3  voL) 
Vol.  3  S  348. 

«)  Bohineon,  5,  6»  cyneda  Soholtys")  ,^eome  cmmMoe  harn  ta»* 
eo  far  ae  to  make  the  flag  and  pass  of  the  ship  conclusive  on  the 
cargo,  but  this  country  hos  never  carried  the  principlc  to  fhat  extent. 
It  holds  the  ship  bmtnd  by  the  catutcler  imposed  upon  it  bff  the 
authority  of  the  G^overnment  frum  which  all  the  documenta  iseue.  But 
goods  ufkidk  kaoe  no  etteh  depenäence  upm  ike  Mttkoritif  of  ike  Stete 
mmif  be  dtfferently  coneideredf, 

«3}  Spinks,  267  („Battio»")»  317  G,B«ii«Aiet<0. 
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eines  gründliclitn  Verständnisses  fehle. ^)  Im  Gegensatz  dazu 
sei  das  Domizilprinzip  innerlich  berechtigt.  Wer  im 
Feindesland  wohnt  und  mit  dem  Feind  Handel  treibt,  gilt  aller 
Welt  als  ein  Kaufmann  dieses  Landes:®^)  sein  Verdienst 
kommt  diesem  Lande  zu  Gute,  dem  er  Steuern  und  Ahuaiicn 
zu  zahlen  hat,  nirlit  seinem  Heimatland,  dessen  Staatsangeliörig- 
keit.  er  sich  bewahrt  hat.  „ün  sujet  de  Vennemi  —  so  be- 
gründet Dupuis^  diese  Auffassunpr  —  fix^  en  pays  tieutre, 
y  ex^cant  son  indusirk  oit  rivanl  de  ses  revfes  ne  met 
nulle  force  au  service  de  l'Etat  dont  il  gar  de  la  natiorialiti, 
son  iravail  et  ses  de'penses  ff'enrichissent  que  Vetat  ou  il  vit; 
c'est  aux  caisses  de  cet  Etat  quil  verse  ses  contrünUkme ; 
c'est  le  budget  de  cet  Etat  qui  proßte,  par  contre-amp,  de 
sea  gokia  ou  de  sa  fortune.  Pourquoi  VEUU  en  guerre 
avec  sa  patrie  le  Hendrait  —  ü  pour  un  emtemi  alors  qu'ü 
n'eat  d*aucun  seeonra  ä  ceUe<i?  Mais,  par  contre,  le  enfet 
netiire  e'iahU  en  paffs  enmmi  est,  pour  ce  demier,  U99e 
source  de  ferne,  uns  sccasion  de  profit.  Les  imp&is  qu*ü 
paie,  les  rickesses  q»*ü  cree,  les  revenus  qu'ü  d^pense  aug- 
mentetft  les  ressources  de  VEtat  et  la  puissance  fina9teiire 
de  la  naütm,  Qu'ü  le  veuiüe  ou  non,  kuUireetememt  tout 
au  moims,  •  ü  ctmtribue  ä  seutenir  VEtat,  ä  Vaiäer  dans  la 
Mte,  Le  minager  c'est  ^pargaer  Vehnemi;  le  frapper,  c*est 
aUsMre  rennemi,*' 

Von  -  diesem  Prinzip  macht  die  englische  Anfiassiuig  auch 
keine  Ansnahme,  wenn  es  sich  nm  einen  englischen  Staats- 
angehörigen handelt:  «Jl  would  he  a  stränge  act  of  infHaUce, 
ifuikUst  um  are  candemmitig  att  noHons  resident  in  BbUand, 
we  toere  to  reatore  the  goods  of  nathe  British  subi^ects 
resident  iMere.   An  EngUskman  reaiding  and  trading  in 


«)  Spinks,  318  („Benedi9t"). 

*)  „MO  potüim  U  mor0  ntabUtheä  ikam  tiüd  if  a  persom  goet 
imio  em^r  eotuUry  tmd  «ftgagta  4»  tr^d^  and  fWidea  th^n,  k9  is 
be  the  lato  of  uations  to  he  considered  as  a  merchant  of  that  country". 

Mobinaon,  3,  18  („The  Indian  Chief  ),  Spinks,  16  f.  The  Johanna  Bmilie"). 

*•)  DuputH,  /y<?  droit  de  la  guerre  maritime  d  apres  les  doctrines 
ungluis  c<mtemporaines,  ^o.  103. 

22* 


Digitized  by  Google 


334 


LieptuauD, 


Holla  tut  is  just  as  much  a  Duich  merclmni  as  a  Sweäf  or 
a  Dane  uouhl  he  "  ®^  —  Und  ebensowenig  weicht  sie  von 
ilireni  Gnind^edankcn  ab  bei  dem  Handelskonsiil  einer 
neutralen  Nation,  der  im  Feindesland  Handel  treibt.  Noch 
im  Krimkrieg  hat  das  lYisengericbt  es  als  ,//  point  beyofid 
coJitrorers//'  bezeichnet,  daß  eine  sf>lclie  Person  als  Feiml 
anzuseht  n  sei,  und  nicht  als  Neutraler  seine  Ware  reklamieren 
könne. 

Welche  Kriterien  begründen  aber  den 
Dto  Eri1ien«ii  d«s  Wohn-     Wohnsitz  einer  Pei^on?  „For  bellifferent 

purposes  a  persou  ntatf  be  said  to  be 
domiciled  in  a  country  when  he  lives  there  ander  cirrttm- 
stai/rrs  which  ffive  rise  to  a  reasonable  p?'esumption 
thfit  he  itih'^ds  to  make  it  Iiis  so/e  or  principal place 
of  resfdence  during  an  u ul i  uiited  time".^^) 

Anf  zwei  Gesichti>pnnkte  ist  diese  Präsumption  zu  p:riin<li  n: 
Die  Dauer  und  den  Zweck  des  Aufenthalts.  Im  allfn  immen 
wird  die  Zeit  den  wesentlichen  Faktor  bilden :  in  den  meisten 
Fällen  wird  sie  preradezu  ausschlaggebend  sein.  ''^)  „Ein  Mann 
kommt  in  ein  I.üud  eines  Prozesses  wegen;  —  heißt  es  in 
einem  viel  zitierten  rrteil  Sir  W.  Scotts'^)  —  es  kann  aber 
vorkommen,  daß  der  Prozeß  ebensolange  dauert,  wie  er  selbst t 
(it  majf  last  as  long  as  himself).  Dann  verbinden  sich 
allmiililich  mit  der  einen  Angelegenheit,  die  ihn  in  das  Land 
führte,  andere,  die  ihm  allmälilich  den  Charakter  des  Landes, 
in  dem  er  weilt,  aufdrücken."  Dagegen  kommt  der  Zweck 
des  Aufentlialts  dann  in  Betracht,  wenn  es  sich  um  einen 
kurzen  Zeitraum  handelt,  der  allein  zur  Entscheidung  der 
Frage  nicht  ausreicht  So  in  dem  berüchtigten  Fall  von 
WhitehiU,  der  erst  ein  oder  zwei  Tage  in  St.  l&astatins  aa- 

•'l  Sobinspn,  3,  41  («The  Gitto")- 

*}  Spink»,  10  („Alna")'  Von  frfllieKn  Bntaeh«Uttiig«n  Sobinson, 

3,  27,  („The  Indian  Chief  ). 

So  bei  Hall,  .1  Tieafist^  oti  Tulcrmitional  Law  (.o.  Aufl.)  497/98, 
der  danur  ilie  allgemeine  engiisch-amerikaoische  Aullassaup:  wierlcnribt 

Jioöinson,  2,  324  (.„Harmonj") :  ,,tiitu  is  tbe  gratiä  iHgredtent 
in  constituting  thmicil". 

Die  Bntsctieidatig  »tammt  ans  dem  Jahre  1800. 
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gekommen  war,  da  er  aber  dorthin  reiste,  „um  sich  zu  etablieren** 
nahm  das  Gericht  an,  daß  er  bereits  einen  Wohnsitz  begründet 

hatte. '^^1    In  diesem  und  anderen  Fällen 
Unsicherbeitun-iWiiik-irbd  Willkür  und  Unsicherheit 

der  praktischen  ilandhabunt;       .  ^         j     ^1  •  l  n  •  1 

der  Wohnrititbeork.  außerordentlich  großer  Spiel- 

raum gelassen.  Die  für  Verurteilung 
oder  Rückgabe  der  Güter  maßgebenden  Schlüsse  werden  nicht 
auf  objelctiT  greifbare,  sinnenfällige  Tatsachen  gestfitzt, 
sondern  die  Entscheidung  hängt  ab  von  der  Interpretation 
der  Absichten  und  Willensrichtung  der  betreffenden 
Kaufleute,  davon,  ob  ihnen  der  ^animua  manendi"  inne- 
wohnt oder  nicht.  Und  dasselbe  gilt  für  die  Frage  der  Auf- 
gabt eines  Wohnsitzes.  Wer  aus  dem  feindlichen  Land 
verzieht,  verliert  nur  dann  seine  feindliche  Qualität,  wenn  er 
das  Feindesland  definitiv  ^sine  animo  revetiendi*'  verlassen 
hat^  Ffir  beide  Vorgänge  können  zwar  äußere  tatsächliche 
Momente  zur  Unterstützung  herangezogen  werden,  wie  z.  B. 
die  Beziehung  einer  Wohnung,  die  Begründung  eines  Kontors, 
die  Abwicklung  einzelner  spezialisierter  Geschäfte  oder  der 
Betrieb  eines  Handelsunternehmens  überhaupt,  die  Ueber- 
Siedlung  mit  der  Familie  oder  ihre  Zurflcklassung  an  dem 
alten  Wohnsitz.  Aber  diese  faktischen  Momente  sind  nicht 
gegebene  und  sichere  Größen,  auf  die  sich  .der  betreffende 
Reklamant  mit  zuverlässiger  Aussicht  auf  Erfolg  berufen  kann, 
die  der  Bichter  als  feststehendes  Material  zu  benutzen  hat. 
Vielmehr  handelt  es  sich  um  Indizien,  die  mit  freier  Beweis- 
wfirdig^ng  zu  werten  sind.  Das  Prisengericht  kann  ihnen  den 
Glauben  versagen,  weil  sie  nicht  genügend  bewiesen  sind, 
weil  die  Papiere  oder  Personen,  die  von  ihnen  Kunde  ablegen, 
un^renau  oder  unzuverlässig  erscheinen,  es  kann  annehmen,  daß 
jene  Absiclit  der  Wohnungsveränderun^  nur  mit  Rücksicht 
auf  den  Krieg  d.  h.  nicht  bona  fide  betätigt  sei  und 
daher  vor  dem  Gericht  keine  Berücksichtigini^ 
verdiene.  Durchaus  berechtigt  ist,  daß  jede  Verlegung  des 
Wohnsitzes  bei  einem  unmittelbar  bevorstehenden  oder 

Robinson ,  5.  6()  (..The  Diana"V  hier  wird  jener  Fall  zitiert. 
73)  Mobinson,  3,  12  („Tlio  Indian  Chief  s,  Sj}inks,  207  ^„liftlticÄ"). 
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bereits  ansgetrochenen  Krieg  mit  ioBenten  lüBtratten 
angesehen  und  so  gut,  wie  nie,  von  englischen  Gerichten 

respektiert  wird.  Und  ebenso  berechtigt  ist  der  Spott,  mit 
dem  die  Gerichte  die  Behauptung  der  Wohnsitzverlegung  dann 
zurückweisen,  wenn  in  wenigm  Taffen  im  neutralen  Ausland 
der  Antrag  auf  Erlangung  des  Uürgenechts  gestellt,  der 
Bürgerbrief  erteilt  und  der  Bürgereid  abgeleistet  wurde. '^*) 
Aber  auch  sonst  wird  den  Behauptungen  und  Beweisen  der 
Reklamanten  erhebliche  Skepsis  entcregenffpsetzt.  Die  Tatsache, 
daß  ein  Kaufmann  im  Feindt.sliiinl  kiiii  Knitur  habe,  gilt 
nicht  als  Beweis,  daß  er  kein  Duiiiizil  begründet  habe:  denn 
„wie  viele  großp  ftpsrhäfte  werden  im  Kafieehause  abire- 
schlossen."  '^^)  Di«  iiebauptung,  .nur  einige  Geschäfte  im  Feindes- 
lande 7A\  erledigen",  wird  für  den  gleichen  Zweck  als  nicht 
genügend  angesehen,  weil  darunter  „alle  zukünftigen  Ver- 
anstaltungen gemeint  sein  könnten Kurz,  wenn  die  Ge- 
richte „vollsten  Beweis''  über  die  Absicht  verlangen  '^'^)  und 
nur  ein  „solides  Faktum""  nicht  bloße  Intentionen  zulassen,  so 
lassen  sie  doch  völlig  im  Dunklen,  worin  diese  „soliden  Fakta" 
erblickt  werden  können.  Ueberall  da,  wo  nicht  die  Länge 
eines  Aufenthalts  jeden  ZweÜel  ausscliließt,  kann  man  höchstens 
ein  greifbares  Prinzip  ans  allen  diesen  Urteilssprüchen  heraus- 
lesen: das  Prinzip  sehr  starken  Mißtranens  gegen  jedes  an- 
geblich definitive  Verlassen  des  Feindeslandes  nnd 
gegen  jede  Behauptung  einer  Wohnsitzverlegung 
in  neutrales  Gebiet.  Freilich  enthalten  die  Bntscheidimgen 
so  viel  an  praktischem  ,fi(m  aeni",  so  viel  an  gelfioterter 
Menschenbeuiteflung  und  Kenntnissen  des  wirtschaftlichen  Lebens, 
daß  vielleicht  trotz  der  mangelhaften  Begründung  meist  das 
Richtige  getroffen  sein  mag. 


Spink;  102  ijbxkr)  nad  ebenda  109  CSegtede*«):  „o»  of  a 
mtddm  kä  Ui  trttmfarmed'  Mo  a  DanUth  mbjtet  mtd  «II      cue»  *i 

ttoo  or  three  daya  a  petition,  certificate,  burghei^§  bHäf  «Mtf  otrilh  9f 

alUginnce  is  out-all  done  in  tico  or  three  doys", 
'•M  Robinson,  d,  2^9  („The  Jon^e  Kkssina"). 
''^)  EobinsoH,  5,  66  („The  Diana  ). 
")  Xobinson,  5,  280  (,,The  President"). 
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Aber  die  Unsicherheit  des  Prinzips 

licbkeirf^  d^Ne^«*   Talbestitode  bertehen,  seine  Branchbarkeit 

steht  nnd  f&llt  mit  hervorragenden  Prisen- 
richten).  Sie  haben  die  Entscheidung  selbst  zu  treffen,  ihre 
eigene  Erfahrung^  und  Beurteilung:  gibt  allein  den  Ausschlag, 
sie  haben  alle  Fragen  selbständig  zu  lösen,  und  ilire  Auf- 
gabe wird  nicht,  wie  bei  dem  Staatsangehürigkeitspriuzip, 
dadurch  erleiclitert,  daß  eine  Reihe  von  Inzidentpunkten  ])ereits 
durch  unanfechtbare  staatliche  Urkunden  beantwortet  sind. 
Gerade  dieser  letztere  Gesicht^spunkt  erweckt  starke  Zweifel 
gegen  die  Praktikabilität  der  ganzen  Anscliauung,  zumal,  wenn 
es  sich  darum  handelt,  sie  zum  Gejiieingut  völkerreclitliclier 
Beurteilung  zu  erheben.  Heute  gehören  Kriege  gluckliclierweise 
zu  den  Ausnahmevorgängen  im  staatlichen  Leben  :  Man  kann 
daher  nicht  mit  Prisenrichtern  rechnen,  die  durch  regelmäßige 
Erfahrungen  zur  sicheren  Lösung  aueli  komplizierter  Tatbestände 
stets  die  erforderliche  Befähigunp  mitbringen.  Sind  sie  aber 
dieser  Aufgabe  nicht  vollkommen  gewaclisen,  so  sind  Ueber- 
spannungen  und  Willkürentscheidungen,  auch  wenn  man  von 
bewußten  Rechtsbeugungen  in  majorem  reipublicae  gloriam 
absieht,  gerade  bei  dieser  Wohnsitztheorie  zu  befürchten. 
Staaten,  die  damit  rechnen  können,  öfter  neutral  als  kriegführend 
ZQ  sein,  werden  sich  daher  die  Zostimmnng  zu  ihr  doppelt  ernst 
fiberlegen  müssen. 

B.  Das  Eigentum  an  der  Ware. 

1.  Die  handelsrechtlichen  Bestimmungen 
Die  Eigentumskage  nach         Engländer  beruhen  auf  dem  Gnmd- 
engUschem  Handelsrecht.      ^^^^^^^^         ^^^^^  ^^^^ 

1893,  wonach  mit  der  Uebergabe  der  Ware  zur  Verfrachtung 
oder  Verschiffung  das  Eigentum  auf  den  Käufer  übergegangen 
ist,  sofern  sich  nicht  der  Verkäufer  das  Verfügungsrecht  bis 
zur  AnlEunft  vorbehält.      Dieses  Verffigungsrecht  kann  er  sich 

Sect.  18,  5,  3).  Und  zn  der  ganzen  Materie  Carver,  A  Trent  ine 
0»  the  Lmo  relating  to  the  carriage  of  guods  by  sea.  4.  Aull.  1905; 
8cct«  498  if. 
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durch  besondere  Vertragsabrede  reservieren  ^bis  bestimmte 
Bedingungen  erfüllt  sind''  oder  er  kann  es  tatsächlich  hand- 
haben durch  Verwendung  des  Konnossements  Cfbill  ofUuUng"),  * 
Da  auch  nach  englischem  Becht  dies  Konnossement  ein  „Sjnnbol 
für  die  Güter**  ^)  darstellt,  seine  Uebertragung  also  als  Ueber- 
tragung  der  Güter  selbst  anzusehen  ist,  so  ist  der  Efgentümer 
der  Waren  in  der  Lage,  durch  das  Konnossement  (seine 
Zurückbehaltung  oder  Uebergabe)  über  die  Ware  selbst  zu 
verfügen.  Insbesondere  wird  nach  englischem  Becht  die  Aus- 
stellung eines  Konnossements  an  eigne  Ordre  („to  his  atcn 
order^^)  prima  facie  so  angefaßt,  als  wenn  der  Vorläufer 
sich  dadurch  das  Verffigungsrecht  über  die  Güter  vorbehalten 
wollte.^*)  Es  handelt  sich  aber  auch  bei  solchen  Konnosse- 
menten stets  um  die  Interpretation  der  Parteiabsichten, 
die  Form  der  bill  of  lading  allein  entscheidet  nicht.  Es  kann 
sein,  daß  der  Verkäufer  auch  bei  den  Konnossementen  an  eigne 
Ordre  lediglich  als  Agent  des  Käufers  handeln  sollte: 
kann  der  Käufer  diesen  Be^s^'is  fülireii,  so  hat  er  das  Ver- 
füp:imgsrecht,  nicht  der  Verkäufer.  Und  andererseits  kann 
vielleicht  der  Verkäufer  nachweisen,  daß  er  nicht  das  Ei^ejitum 
übertragen  wollte,  obwohl  das  Konnossement  lediglieh  von  d6r 
Uebergabe  der  Güter  an  den  Käufer  spricht.  Ist  da^  der  Fall, 
so  behält  der  Verkäufer  das  Verfügungsrecht.  Denn  das 
Konnossement  repräsentiert,  wie  Carver  es  ausdrückt,  nur  die 
Güter,  nicht  das  Recht  an  ihnen,  und  sein  Besitz 
ist  nur  A  c  ij  u  i  v  a  1  e  n  t  für  den  physi  sollen  Besitz  an 
den  G  ütern.'^-j  Ob  es  überhauitt  Rechte  ül)erträg't,  ob  es  Eig:en- 
tnin  oder  bloße  Besitzrechte  schafft,  hängt  von  den  zugrunde 
liegenden  Vertragsabreden  und  deren  Gültigkeit  ab.^ 

^)  Act.  Sect.  19'  Act. 

Carver,  Sect.  486:  ,Jt  is  a  ftcij  rcht'ch  in  the  hands  of  n 
rigJUful  otcner  is  intended  to  unlock  the  door  of  the  warehoune, 
floating  or  fixed,  in  which  the  ffooäs  may  ckance  to  be** 

Act  19,  2:  „tcJiere  goods  aic  shipped  an  the  bill  of  lading  the 
goods  are  dplircieä  to  the  order  of  Ihc  s eller  or  his  agent,  the 
»eller  in  prima  facie  dvemed  to  reserve  the  right  of  dispoaal"» 
^Carver,  Sect.  492,  497. 

^)  Ueber  das  amerikaniache  Becht,  das  im  weeenUioben  die  gleichen 

Grundsätze  vertritt :  Kent,  Commentariea  on  American  Lato  (11.  Aufl.) 
2,  Part.  V.  Sect.  39,  7  ff. 
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•2.  In  der  Prüfung  der  Eigentumsfra^e 
Die  e  nglische  Prüfung  der    j^r  Zwecke  des  Seebeutercchts  sind  die 

Beweisfragc  im  Priscnver-     -raiuj  a 

fabrenTsduffspapiere.  Engländer  erheblich  Strenger  und,  wje 

PiiTAtbEiefe,  etdiidie  Yei^  sagen  darf,  zielbewußter  als  die 

BebmnBg,  speittUsieite  Be-  Franzosen.  Und  zwar  nach  zwei  Rich- 

fngnng  Uber  die  Rechts-  tnngen.  Biniual  hinsichtlich  der  Beweis- 

YerbältDisse  von  Schifl  and  fp^ge          englische  Prisengericht  be- 

gntigt  sich  nicht  mit  einer  Einsicht  der 
an  Bord  befindlichen  Schiffspapiere  nnd  Prlyatkorrespon- 
denzen.^)  Vielmehr  fordert  die  fw  regulaUng  Naval 
Prixe  of  war"  von  1864,  die  darin  nur  eine  feste  englische 
Tradition  bestätigte,  eine  Vernehmung  von  3  oder  4  Haupt- 
personen der  Schiffsbesatzung  oder  von  Personen,  die  zu  diesem 
Zweck  z.  B.  von  den  Reklamanten  als  BevoUm&chtigte  autorisiert 
sind,  vor  dem  Gericht.  Und  diese  Personen  weiden,  der 
Regel  nach  eidlich,  in  der  ^[»eziaUsiertesten  Form  Aber  die 
Rechtsverhältnisse  von  Schiff  und  Ladung  befragt.^)  Erst 
dadurch  wird  dem  Gericht  ein  Urteil  ermöglicht,  ob  die  vor- 
gelegten Papiere  echt  oder  „only  cokmrabJe^'  sind,  ob  die  in 

**>  Gerade  die  Privatkorrespondenzrn  worden  in  den  englischen  Ent- 
tJt'ht'iiluiigen  st-hr  oft  herangezogen,  nni  festzustellen,  welchen  Zweck  die 
Parteien  mit  liiri^n  Anurdnungen  verfolgt  haben,  nameutlicb  um  „TransaktioDeu" 
snr  Tttnscbimg  der  Kriegfflbrenden  anbiideekeii. 

»)  Die  Act  tat  ala  Appendix  VI  bei  Holland  sbgedrackt,  8.  128, 
TergL  namentlich  IT,  19. 

Bei  Holland .  110  ff.  sind  die  für  den  Krimkrieg  von  der  enj^lisrhen 
Regierung  vorgeschlagenen  „Inferrftffnforfes"  abgedruckt,  die  für  die  Kenntnis 
des  materiellen  Prisenrechts  der  Engländer  sehr  instruktiv  sind.  Ich  führe 
daraus  die  für  die  Eigenschaft  der  Ladung  maßgebenden  Fragen  an :  „  WJtat 
are  the  names  of  tke  rotpeciiw  ladero  or  oumert  or  comigneos  ofthe 
Said  goodsf  What  eimntrymen  are  tkep?  Whore  do  tkey  mno  livo 
and  carrtf  on  Iheir  businesti  or  trade}  Hotc  long  have  they  resided 
there  ?  Where  did  they  reside  before,  tu  flu'  hest  nf  j/our  knoichdye  .* 
And  tchere  uerc  the  said  ffoods  t»  he  dcl/rcrcd  and  für  whoise  real 
accouni,  risk  or  bencfit  ?  Jlave  any  of  the  said  consignees  or  ladern 
any  and  tekai  interest  in  the  said,  ßoodsf  Jf  yea,  wkereon  do  you 
found  ffour  belief  ihat  they  have  auch  interest?^  Can  you  take  upon 
ffoureelf  to  ewear  that  yen  betieve  that  at  the  iime  of  the  lading  the 
cargo  and  at  the  preaent  time  and  also  if  the  mid  goods  shall  be 
restored  and  unladen  at  the  destined  porta  the  gooda  did  do  and  will 
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Betnusht  kommenden  Beehtsverhiltnisfle  In  wirkUchen  Handek- 
Interessen  oder  lediglich  zur  T&Qsdning  der  Eaptoren  be- 
mündet  sind. 

^         ,     „.    ,  Zweitens  ergibt  sicli  sgIiob  ans  dieser 

Prüfung    des    Eigentums-  ,  ,  «  «. 

rechta  nach  Empfang  der  prozessualen  Strenge,  daß  die  engliscbe 
Ware.  Der  Vorbehalt  des  Ftiseiigerichtsbarkeit  anch  die  Fragen  des 
Blgwtniiw  bdm  Abwnto  materiellen  Beefats:  Bigentnm  an  der 
wird  für  das  Seebentaieolit  yiajce  and  Bigentumsübergang  wesentlich 
nicht  ««ipektiArk  skeptischer  beurteilt  als  das  französische 
Recht.  So  vor  allem  in  der  Zurückweisung  aller  Parteiabreden, 
die,  für  den  Friedensverkehr  gültig,  zu  einer  Umgehung  des 
Prisenrechts  fuhren  koiuiten.  Nicht  anerkannt  werden  Ueber- 
tragungen  der  Ware  „in  transitu"  an  andere,  als  die  in  den 
Schiffspapieren  bezeichneten  Personen  ®^  —  der  Beweis,  daß  tiu 
neutraler  „bona  ^^^"-Kigentum  an  den  Waren  erworben  habe, 
genügt  nicht,  wenn  nicht  das  Eigentum  schon  zur  Zeit  der 
Verschiffung  erworben  war. ^)  Aber  auch  die  in  diesem  Zeit- 
punkt vereinbarten  Bestiimnungcn  können  durch  die  stärkeren 
Regeln  des  Seebeuterechts  entkräftet  werden.  Der  Absender 
kann  sich  das  Eigentumsrecht  bis  zur  Ablieferung 
vorbehalten.  Ist  eine  solche  Vereinbarung  im  Frieden  ab- 
geschlossen, so  behält  er  Verfiigungs-  und  Eigentumsrecht.  Ist 
sie  aber  in  Kriegszeiten  abgeschlossen,  oder  „fkißrante  hello'', 
d.  h.  zu  einer  Zeit,  in  der  der  Handel  schon  mit  dem  Ausbruch 
eines  Krieges  rechnen  konnte,  so  wird  sie  im  Prisenrecht  nicht 
lespektieit  .  Im  Krieg  kommt  es  nur  darauf  an,  was  mit  der 
Ware  nach  ihrer  Ankanft  geschehen  sollte.  Wenn  sie  hier 


belang  to  thc  savie  persans  and  to  nune  ofhers".  Man  beachte,  daß 
diese  Fragen  von  dem  Schiffer  gar  nicht,  sondern  nur  ?on 
dem  Absender  und  dem  Empfänger  beant.irortet  werden 
kSnnen,  tob  dem  letitgenaniiteB  aber  aneh  nur,  wean  er  der 
wirklich  Interessierte  an  dem  Warunempfang  ist! 

«7)  Robinson  1,  338  („The  Vrow  Margaretha"):  Jhe  property  is 
alwatfs  consid^rtd  in  the  same  ckaracter  in  tehieh  U  wu  aJUppeä  tili 
the  delivery". 

»)  Spinka,  42 ff.  („Abo")- 

^  Jiobinson,  2,  134  („The  Packet  de  Bilboa"),  Spinks,  41, 
(„Ffdentla");  45f.  („Abo«*}. 
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an  einen  Feind  znm  Eigentum  fll)ertragen  werden  sollte,  so  bat 
der  EriegfSbrende  auch  schon  vShrend  der  Fahrt  ein  Anrecht 
auf  sie;  denn  die  Wegnahme  trete  in  solchen  F&Uen  an  die 
Stelle  der  Uebergabe  nnd  schaffe  also  die  gleichen  Rechte  wie 
diese. ^  Diese  Ii t gel  ist  von  den  Buglftndeni  stets  eingehalten. 
Schon  1666  macht  Sir  Jenkins  an!  den  Ennstgriff  der  Ham- 
burger aufmerksam,  welche  schwören,  dafi  die  Güter,  welche 
nach  England  für  Eechnnng  englischer  Kauflente  verschiüt 
werden,  ihr,  der  Hamburger,  Eigentum  seien.  Sie  könnten 
diesen  Eid  leisten,  weil  sie  in  ihrer  Korrespondenz  das  Risiko 
der  Güter  auf  sich  nehmen,  solange  sie  auf  See  und  in  Feindes 
Gefahr  wären.  Aber  dieses  Kisiko  sei  so  beschränkt,  daß 
es  iiui  die  letztere  Gefahr  betreffe,  sie  wären  dadurch  gebunden, 
eine  Reklamation  (claim)  im  Fall  der  Wegnahme  der  Ware 
zu  erheben,  der  Verlust  der  Ware  treffe  aber  die  Engländer. 
Jenkins  macht  hierauf  aufmerksan,  weil  die  Hamburger  eine 
ähnliche  Unterstützung  des  Handels  wohl  auch  den  Holländern 
und  Franzosen  gewähren  \s  in  den. -'-j  Bei  der  Darstellung:  der 
Bigenturasfragen  nach  franzosischem  Recht  wurde  darauf  hin- 
gewiesen, daß  aus  dem  Konnossement  seihst,  aber  auch  aus 
den  ihm  zugnmde  lipfrenden  Vm  l  uji'^^en,  der  wirkliche 
EiiLrciitiiiiK  r  sehr  häutig  nicht  zu  erkennen  sein  werde;  daß  der 
Konnossementinhaber  oder  der  in  der  Chartrepartie  bezeichnete 
Empfänger  nach  dem  Vertrag  als  Kommissionär,  Spediteur  oder 
Pfand^länbiger  zwar  Besitz,  aber  keineswegs  Eigentum  an  der 
tiiache  erlanjrpn  sollte. 

Die  englischen  PrisengerK  htsentscheidung:en  nrhnirn  zu 
diesem  Mang:el  in  der  Weise  Stellung,  daß  sie  nur  den  wirk- 
lichen Eigentümer,  nicht  aber  sonstige  Bechte  an  der  Ware 


„Property  going  to  be  delicered  in  the  ennemy's  immediatelff 
f>H  arrival,  if  taken  in  transitu,  ia  to  be  consifferpfj  am  ennenty  pro- 
peity  ....  capture  is  considered  as  deli  ve  t  ey" :  Robinson,  8, 
301,  Anm.  („SaUy  OrÜfitfa'O.  ebeoda  3,  299  ff.  („Atlas' j,  4,  109  S.  („The 
Ahm  Oitlittiiia"). 

**)  J^nktnt  lügt  hinra  „€mA  for  ta  äoing,  theff  httve  90  nmch 

*)  Jenkina  AmfAbmogeD  Bind  «tiert  bei  MohinaoHt  4,  114  Abiil 
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berflcksichtigen.  Daher  haben  sie  die  „aecret  lie$is^,  die  ein 
Kaolmaim  an  einem  Schiff  als  Sicherheit  für  ein  gegebenes 
Darlehen  oder  aus  anderen  Grfinden  hat,  niemals  berücksichtigt, 
wenn  daraus  Neutrale  Ansprüche  auf  die  Heransgabe  des 
feindlichen  Schiffes  herleiten  wollten.^)  Und  dieselben  Grund- 
sätze sind  für  die  Beziehungen  der  Reklamanten  zur 
Ware  maßgebend.  Es  genügt  nicht,  da0  ein  Neutraler 
legitimierter  Konnossementinhaher  ist,  daß  er  Ansprüche  auf  die 
Herausgabe  und  auf  den  Gewahrsam  an  der  Sache  bona  fide 
aus  dem  Vertrag  erworben  hat,  sofern  er  die  Ware  nur  zur 
Sicherung  für  ein  vorgeschossenes  Darlehen  er- 
halten  sollte.  Ans  diesem  Grunde  wurde  im  Krimkriege  die 
Reklamation  einer  Hamburger  Firma  zurückgewiesen.  ISn 
mssisches  Schiff  war  mit  Kaffee  von  Brasilien  nach  einem 
finnischen  Hafen  gefahren:  Der  Kaffee  sollte  für  Ordre  des 
Hamburger  Hauses^)  nach  Helsingfors  gehen.  Dieseiii  war  die 
Ware  „consignicrt"  als  Sicherheit  fiii'  ein  dem  Absender  gegebenes 
und  bisher  nicht  znrückgezaliltes  Darlehen.  Der  Einwand,  dal) 
die  Hamburger  Firma  den  Kaffee  gekauft  und  Eigentum  au 
ihm  erworben  habe,  daß,  solange  sie  nicht  für  ilire  Forderung 
befriedigt  werde,  ^niemand  im  russischen  Reich  einen  Anspnich 
auf  Kigentum~  hieran  geltend  machi  n  kriime,  wurde  von  dem 
englischen  Krrirlit  zurüel<ge wiesen.  Denn  der  Hamburger  Firma 
sei  das  Ivoiüius.'iement  nur  zur  Sicherheit  übertragen,  wäre 
die  Ware  unterwegs  zugrunde  gegangen,  so  hätte  nicht  sie, 
sondern  der  Absender  den  Verlust  tragen  müssen,  sie  selbst 
hatte  ihre  P'orderung  auf  Rückzahlung  des  Darlehens  natürlich 
behalten.   Für  die  Frage,  ob  jemand  Eigentümer  der  Ware 


Robinson .  n,  221  (..Tobago"):  nur  ein  jus  in  ro.  Tiicht  ein  jiM 
in  rem  sei  zu  beachUni,  ti,  26  („Marianna  ),  Spinks,  8  f[.     Ama  ->. 

Ohne  Nennung  bestimmter  iVraunen.  In  einem  vum  Kapitun  unter* 
sduiebenen  KoDnowement  waren  aber  «im  üntersoliied  von  dam  Bzemplar, 
das  die  Hamburger  Finna  vorl^^te^  die  Namen  einer  Firma  in  Edtingfaii 
angegeben. 


„Das  Intereate  am  Eingang 
der  Ware  Mi  entBcheidend^ 


geworden  sei,  müsse  aber  in  Kriegszeiten 
als  entscheidend  angesehen  werden,  wer 
die  Transportgefahr  trage,  nur  der 
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sei  wirklicher  Eigentümer,  im  Sinne  des  Seebenterechts,  auf 
den  der  Verlust  der  Wafe  durch  Unterfrang  falle.'''')  Das  war 
nicht  bl<tli  eine  vereinzelte  Entscheidung,  sondern  schon  der 
^Rlght  Hon.  Sir  William  Scott'',  dessen  Entscheidmjj*  n 
für  enprlische  Priest  richte  ja  ein  fast  kanonisclies  Anseiieii 
haben,  hatte  als  allgemeinen  Grundsatz  ausgesprochen:  Jhe 
itUimate  loss  is  the  true  test  of  owtiership  in  Üie  Court  of 

Denselben  Gedanken  beherrscht  ferner  eine  andere  Ent- 
scheidung dieses  Richters,  die  Beachtung  verdient,  weil  liier 
der  Absender  trotz  d er  Absicht  der  definitiven  Ent- 
äußerung als  Eigentümer  im  Sinne  des  Seebeuterechts  an- 
gesehen wurde.  Ein  Amerikaner  hatte  ein  Schiff  an  einen 
Spanier  verkauft,  dieser  hatte  nur  einen  Teil  des  Kaufpreises 
bezahlt  und  für  den  Rest  dem  Verkäufer  Waren  zur  Verfügung 
gestellt,  die  in  England  an  den  Vertreter  des  amerikanischen 
Hauses  abgeliefert  werden  sollten.  Obgleich  hier  dem  Amerikaner 
das  Konnossement  zugeschickt  war,  und  auch  die  Schiffspapiere 
diesen  Tatbestand  offen  erkennen  ließen,  wurde  doch  der  An- 
spruch des  (neutralen)  Amerikaners  und  seiner  englischen  Ver- 
treter  abgewiesen.  Die  Uebertragong  des  Konnossements  hätte 
nur  dann  dem  amerikanischen  Kaufmann  das  Eigentum  ver- 
schaffen können»  wenn  ihm  gleichzeitig  das  volle  Risiko  an 
den  Gütern  übertragen  worden  wäre.  Das  sei  aber  nicht 
geschehen  und  hätte  anch  nach  den  zugrunde  liegenden  Hechts- 
Verhältnissen  gar  nicht  geschehen  können.  Wäre  die  Ware 
nnterwegB  zugrunde  gegangen,  so  hätte  natürlich  nicht  der 
Amerikaner,  sondern  der  (feindliche)  Spanier  den  Verlust  tragen 
müssen:  da  er  ja  dem  Amerikaner  eine  Summe  schuldete  und 
also  in  diesem  Falle  noch  einmal  in  Geld  oder  Waren  hätte 
zahlen  müssen.  „Even  if  hüls  of  lading  are  delivered,  that 
circumslance  v>m  not  be  sufficimt  unless  accompanied  unth 
an  understanding  that  he  who  holds  the  bill  of  lading 
is  to  bear  the  risk  of  thegoods  as  to  the  voyage  and 
as  to  the  market  to  which  they  are  cousigned; 

^■')  ü'pinks  (,.Iiia-l.  26  ff. 

Jtobinaon,  2,  135  („The  Packet  of  Bilboa")- 
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Liepmano, 


otherwise,  thought  the  aecuritiß  may  avail  pro  tanto, 
it  cannot  be  Held  to  work  any  ekange  in  tkt 

Daher  galt  die  Ware  als  feindliches,  spanisches  Eigentum.  ^ 

Die  ans  diesem  Material  zu  erkennende 
ZttiMttmenfassung  der  eng-    Rechtsanffassnng  läßt  sich  nonmehr  in 

Ei^'etlsterlZb^^^^       ^«  folgenden  Sätze  zosammenfossen: 
das  seebettterecht.  1-  Ware  von  einem  neutralen 

Eigentftmer  an  einen  im  Feindesland 
domizilierten  Empfänger  abgesandt,  so  gilt  sie  als  dessen 

Eigentum,  auch  wenn  sich  der  Absender  Risiko  und  Eigentum 
bis  zur  Ankunft  vorbehält. 

2.  Abgesehen  von  diesem  Fall  ist  als  Eigentümer  stets 
nur  derjenige  anzusehen,  der  während  der  Ueberfaiirt  die  (ie- 
fahr  des  Verlustes  tränrt,  also  nicht  der  neutrale  P^nipiaii^ai. 
der  die  Ware  nur  zu  seiner  Sicherheit  für  ein  vom  teindlicheD 
Absender  ihm  pfeschuldetes  Darlehen  bekommen  soll,  oder  die 
Ware  für  einen  feindlichen  Käufer  besitzt  oder  an  ihn  trans- 
portieren soll. 

4.  Kritik  und  Ergebnisse. 

1.  Die  Darstellung  der  französischen  und  englischen  Auf- 
fassong  hat  bereits  deren  Voizfige  und  Mängel  nach  ver- 
schiedenen Bichtungen  aufgedeckt,  so  daß  nunmehr  leicht  ein 
Urteil  darQber  zu  gewinnen  ist,  welcher  Standpunkt  für  eine 
internationale  Yereinbarnng  de  lege  ferenda  Annahme  verdient.  ^] 
Dabei  sind  voneinander  zu  trennen  die  Frage,  ob  Staats- 
angehörigkeit oder  Domizil  entscheiden  soll,  von  der  Unter- 
suchung nach  welchem  Gesichtspunkt  die  Eigentumsfrage  zu 
beurteilen  ist. 


97)  j^obin.soH,  G.  2  (  („The  Marianna'O*  Ib  dem  IUI  »^d»*' (Am. 
wird  aasdrUcklicb  auf  diise  Entscheidung  Bezug  genommen. 

*^)  Es  wird  zu  Ijcik  hten  sein,  daß  fiir  Deutschland  bis  zu  einer  neuen 
Regelung  uoch  heute  die  BeüiimmungeD  des  Preußischen  Landrecbtä 
maßgebend  sind.  Dieses  bat  nach  der  oben  Anm.  ö  angeführten  Bestimmung 
I,  9,  §  21,  S:  „alle  Wann  and  OSter  feiiulliclier  UmertaiMai'*  das  fnatOiifehe 
Priniip.  Denwlben  Sta&dpimkt  hat  du  PnoBiaebe  Pllaeiuvgleneat  ▼<» 
20.  6.  1864  eingenomiDMi.  Sa  redet  im  §  2  von  SdiUieii,  weldw  dem  feiad- 
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A.  Domizil  oder  Stastsangehdrigkeit? 

Die  juristischen  Vorzüge  des  Staats- 
l^^lb^^^*'    angehörigkeitKprinzips  liegen  auf  der  Hand. 

^Flagge""  lind  TiGuf^  werden  nicht  nur  von 
der  Pariser  Deklaration  in  demselben  Zusammenhange  geliraucht, 
80  dali  die  verschiedene  l^pliandlun^r  df-r  letzteren  Frage  wider- 
spruchsvoll wäre  und  besonderer  Kechtit  i  tig-nng  bedürfte.  Dazu 
kommt,  daß  auch  in  anderen  Fragen  des  Kriegsrechts  die  Staats- 
angehörigkeit, nicht  das  Domizil,  den  Charakter  des  Feindlichen 
oder  Neutralen  bestimmt.  Die  Deutsche  Reichs  Verfassung  ver- 
bürgt ferner  „dem  Ausland  gegenüber"  allen  Deutschen  „gleich- 
mäßigen An.spruch  auf  den  Schutz  des  Keiohs'^  (Art.  ;i  letzter  • 
Abs.).  Diese  Bestimmung  gilt  unbestritten  zugunsten  deutscher 
Staatsangehöriger.  Soll  das  Deutsche  Reich  ihnen  den  sonst 
gewährten  Schutz  versagen,  wenn  sie  im  feindlichen  Ausland 
wohnen,  und  ihr  Handel  infolgedessen  nach  der  Domiziltheorie 
den  Zugriffen  des  Seebeuterechts  ausgesetzt  wäre?  Zu  diesen 
juristischen  Vorzügen  gesellen  sich  aber  zugleich  praktische 
Yorteile.  Die  Fragen  der  Staatsangehörigkeit  können  daioh 
staatliche  und  zwar  von  „höheren  Verwaltungsbehörden'^  aus- 
gestellte Urkunden  entschieden  werden,  auf  die  sich  der  Auf- 
bringende abgesehen  von  den  noch  zu  behandelnden  Ausnahmen 
verlassen  kann,  die  ihm  also  eine  Reihe  recht  schwieriger 
Bechtsfragen  abnehmen.  Die  Entscheidung  über  das  Domizil 
nibt  allein  in  den  Händen  des  Prisengerichts :  sie  erfordert  eine 
Benrteilang  oft  sehr  nnznverlissiger  nnd  unbestimmter,  rein 
privater  Aussagen  von  interessierten  nnd  also  leicht  parteiischen 
Zengen,  sie  wird  b&nfig  nicht  durch  objektiv  greifbare  Tatsachen 
gestützt  werden.  Der  Maßstab  des  Domizilprinzips  ilBt  ein  rein 


lidMn  8tMt  odw  denen  Untcftait  gdiSten.  $  7  ofUirt  datui  für  gut«  Fkiae 
«Die  fieiDdlichen  Schiffe  nebst  deren  Ladung".  Es  ist  demnach  anzn- 
nehmen,  daß  die  TJntertanfneigcnscbaft  auch  für  die  Waren  maßgebend  sein 
soll.  Hif  Bestimmuntien  des  Preußischen  Landrechls  sind  durch  das  Bürger- 
liche liesetzbuch  für  Deutschland,  soweit  sie  „öffentliches  Kecht"  betreffen, 
nicht  angehoben  (Aasfühmugsgesetz  z.  BQB  Art.  Und  diese  Bestimmungen 
gelten  nidit  bloS  fiti  PveoSen,  eoadeni  far  Dentediknd,  des  jn  in  «tten  ?01ker- 
feditUfllien  Fragen  eis  ReehtSttHiMglger  Preoaens  anzusehen  ist. 
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quantitativer  (Längte  der  Zeit)  und  mechaiiisctier.  Er  ist  for 
die  Kriegführenden  unter  Umständen  eine  sehr  brauchbare  Waffe 
zor  Uebeispannung  des  Seebeaterechts.  Die  Neutralen  werden 
im  allgemeinen  von  der  Domiziltheorie  größere  Belästigung  und 
Einbußen  zu  erleiden  haben.  Da  Deutschland  in  Seekriegen 
häu^r  neutral  als  kriegführend  sein  wird,  so  liegt  eine  Be- 
rücksichtigung der  neutralen  Interessen  in  seinem  eigenen  Vor-* 
teil.  Es  würde  nur  dann  zur  Domiziltheorie  zu  greifen  gendtigt 
sein,  wenn  sie  allein  ihm  die  Handhabung  des  Seebeuterechts 
in  Kriegszeiten  ermöglichte.  Das  ist  aber  keineswegs  der  Fall. 
Auch  der  Domizilstandpunkt  ermöglicht  Täuschungen  aller  Art. 
Einen  entscheidenden  Wert  kann  das  Seebeuterecht  nur  bei 
Waren  im  Oroßhaiidelsbetrieb  hiibcu.  Ein  Kaufmann  aber,  bei 
dem  wirklich  gi  niie  Summen  auf  dem  Spiel  ständen,  wird  leicht 
gegen  entsprechende  Vergütungr  A^renten  im  neutralen  Ausland 
gewinnen  können,  die  wälu'end  des  Krieges  seine  Gesciiaite 
gesichert  vdinitteln  können. 

Beseitig-t  man  daher  die  bereits  ciiarakterisierten  Mangel 
des  Staatisan^^ehörigkeitsprinzips,  so  ist  ihm  aus  den  angeführten 
Gründen  der  Vorzug  zu  geben.  Trotz  der  in  uiierrräglicher 
Weise  international  zersplitterten  ( Jesetzgebun^^  über  das  Recht 
der  Xationalitiit  läßt  sich  aber  eine  vcrpinfaclite  und  Täuschungen 
im  allgemeinen  gewachsene  Art  der  l^egelung  vorschlagen,  wenn 
die  oben  begründeten  Kechtsgrundsiitze  akzeptiert  werden. 


angehörigen. 

2.  Der  Erwerb  einer  neutralen  Staatsangehörigkeit,  sowie 
der  Verzicht  auf  eine  feindliche  Staatsangehörigkeit  schützen 
nicht  gegen  die  Wegnahme,  wenn  die  hierfür  maßgebenden 
Handlungen  (Antrag  auf  Naturalisation  oder  Entlassung,  Option 
und  Verzicht)  in  den  letzten  3  Monaten  vor  Eriegsbeginn  vor* 
genommen  sind. 

3.  Ergibt  sich  aus  der  Vorlegung  der  Papiere,  dafi  die 
neutrale  Staatsangehörigkeit  einer  dem  Feindesland  durch  Ab- 


Yoiscblägc  zur 
Yerbenenuig  des  Staats* 
aDgebttrigkeitsprinzips. 


Icli  fasse  sie  noch  einmal  zusammen: 
1.  Feindliches  Gut  ist  das  Gut  eines 
feindlichen  Staatsangehörigen ,  neutrales 
Gut  das  Gut  eines  neutralen  Staats- 
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stummuiig  angehörigen  Person  durch  Naturalisation  erworben 
ist,  so  ist  die  dieser  Persuii  geliörende  Ware  nur  dann  als  neutral 
Ireizugeben,  wenn  der  Beweis  pfefülirt  wird,  daß  der  Betreffende 
bereits  seit  länger  als  3  ^^()llaltn  vor  Kriegsbeginu  aus  seinem 
lleimatstaate  entlassen  ist.  Dieser  Beweis  darf  nur  durrb  die 
ra]dere  der  die  Entlassung  aussprechenden  Ötaat^behörden 
erbracht  werden. 

4.  Hat  der  neutrale  Staat^iangehörige  seinen  Wolmsitz  in 
Feindesland,  so  sin  l  seine  Güter  nur  dann  freizugeben,  wenn 
er  durch  Bescheinigung  der  zuständigen  Beliürde  seines  Wohn- 
sitzstaates beweist,  daß  er  dessen  Staatsangehörigkeit  nicht 
erwoiben  hat.  Ist  dieser  Beweis  nicht  erbracht,  so  gilt  seine  ' 
Ware  als  feindlich. 

Tn   diesen  VorscliUigen   ist   nur  in 

der  8t!^4^däg1ceit       einzelnen  Beziehungen  zu  der  Frage  des 

Beweises  der  Staatsangehörigkeit  Stellung 
genommen.  Ks  bedarf  aber  noch  der  allgemeinen  Untersuchung 
dieser  praktisch  ülieraus  wichtigen  Frage.  Die  Forderung,  daß  die 
Nationalität  durch  Staatsurkunden,  die  sich  an  Bord  befinden, 
zn  beweisen  ist,  kann  nicht  gestellt  werden.  Der  Empfänger 
ist  es,  auf  den  es  ankommt,  wie  noch  gezeigt  werden  soll.  Wie 
soll  er  die  fraglichen  Papiere  an  Bord  des  Schiffes  senden? 
Daher  wird  man  einen  nachträglichen  Beweis  zulassen  müssen, 
zumal  die  Aufstellung  der  3 -Monatsfrist  Täuschungen  durch 
nachträgliche  Nationalitätsveränderungen  regelmäßig  ausschließt. 
Dagegen  fragt  es  sich,  ob  die  französische  Auffassung,  daß  das 
Gut  auf  feindlichem  Schiff  als  feindlich  zu  präsumieren  ist, 
beibehalten  werden  soll*  Zweifellos  ist  diese  Präsumtion  eine 
Nachwirkung  der  im  übrigen  überwundenen  Theorie,  von  der 
JtosHU  infecHan^i  sie  ist  daher  aus  juristischen  Gründen  nicht 
mehr  zu  rechtfertigen.  Praktische  Bedürfnisse  fordern  sie  aber 
auch  heute  noch.  Das  Seebenterecht  ist  durch  die  Pariser  See- 
recbtsdeklaration  ganz  erbeblich  zugunsten  der  Neutralen  ein- 
geschränkt,  ein  Schritt  weiter  auf  diesem  Wege,  und  es  bietet 
dem  Kriegführenden  überhaupt  keine  Vorteile  mehr.  Bedenkt 
man  das,  so  erscheint  die  Forderung  der  Präsumtion  begreiflich, 
ja  vom  Standpunkt  der  praktischen  Handhabung  des  Seebeute- 

Zaitodirtft  f.  Intern.  PriTftt- «.  ÖA»««.  B«obt.  XVII.  8d 
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rechts  unentlH  lirlich.  Upnn  der  Aiif)iriiig:endp  wird  —  von 
Ausnahmetaiieii  abgesehen  —  niclit  in  der  Lage  sein,  das  auf 
feindlichem  Schiff  befindliche  flut,  selbst  wenn  er  seine  neutrale 
Eigenschaft  aus  den  Schiltspapieren  vermuten  kann,  an  seinen 
Bestimmungsort  zu  senden:  die  Situation  wird  ihn  also  nötigen, 
das  Schill  zunächst  mit  allen  seinen  Waren  in  den  Hafen  des 
Prlsengericht.s  zu  schaffen.  l^Ycilich  laßt  sich  nicht  verkennen, 
daß  schon  dadurch  eine  erhebliche  Störung  des  neutralen  Handels 
eintritt,  die  das  Privileg  der  ünverletzlichkeit  neutralen  Gutes 
auf  femcUicbeiii  Schiff  wewnUich  in  geinem  Wert  herabsetzt. 

Soll  dieses  Verfahren  aber  auch  dann 

Das  Beweisvtrfahren  im     j^^ig  ^  ^enn  die  ZerstöruDg 

Falle  der  Zerstörung  der  *«^»  wcuu  ui«  c^oxo^v^u«« 

Pjiae.  der  Prise  durch  den  Notfall  ge- 

rechtfertigt wird?  Die  Frage  wird 
zn  verneinen  sein.  Die  Zerstömng  selbst  ist  n&Tcnneidlich  fftr 
alle  Staaten,  namentlich  aber  solche,  denen  es  an  den  erforder* 
liehen  Häfen  und  Stützpunkten  zur  Aburteilung  ihrer  Prisen 
fehlt.  Die  Vernichtung  ist  aber  nach  allgemein  anerkannten 
Grundsätzen  nur  in  solchen  Fällen  zulässig,  in  denen  der  Auf- 
bringende berechtigte  Gründe  zu  der  Annahme  hat, 
daß  auch  d as  Prisengericht  zu  einer  verurteilenden 
Entscheiduug  kommen  würde.**^) 

Aus  diesem  Gesichtspunkt  wird  eine  Entecheidung  der 
Frage  zu  treffen  sein.  Das  auf  feindlichem  Schiff  befindliche 
Gut  ist  im  Fall  der  Schiffszerstöruug  der  Prise  aufzubewahren, 
wenn  sich  aus  den  Schiffspapieren  der  Beweis 
ergibt,  daß  es  neutrales  Gut  enthält.  Auch  in  diesem 
Fall  aber  maß  eine  Zerstörung  vom  Standpunkt  des 
Angarienrechts  gestattet  werden,  nur  ist  dann  der  Kriegs- 
führende zur  Entschädigung  verpflichtet.^^) 


Das  iMt  snr  ZaMänag  von  Fitat  nad  dte  Bwtimmang  aiiMr 

GrauMD  ist  im  Rahmen  dieser  Arbeit  nicht  su  rniteranolNn.  Der  amerikaalwhB 
Naval  War  Code  Art.  50  gibt  die  in  Betracht  kommenden  Oesicbtspuiktie 

■einee  Erachten»  richtig  &n. 

^)  lieber  das  Angarienre(At  Tgl.  meine  Schrift  „Der  Kieler  Hafen  ist 
ä«ekmg*S  8]f. 
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B.  Bigentumsfrage. 

Die  Ei  tntumsfr  e  nach  ^"»««1       Welchem  Augenblick 

'  deut's^herR^bt.''  lügeiitaiiiBfibeigwig  TOllrieht,  igt, 

wie  die  bisheiige  Daistellimg  gezeigt  hat, 
mächst  eine  zivil-  «ml  handelsrechtliche.  Die  deutsche 
Rechtsavffassnng  weicht  Y<m  der  fraiisösischen  und  engUsehen 
insofeni  ah,  als  fOr  sie  das  Sigentam  nicht  schon  mit  der 
▼ertragsmftfligen  Einigung  der  Parteien,  sondern  eist  mit  der 
Uehergahe  der  Waren  za  Bigentamsrechten  übertragen  wiid.^^) 
Die  Untenscheidnng  ist  aber  fOr  die  hier  in  Betracht  kommenden 
Fälle  ohne  Bedeutong,  da  'die  üebergabe  des  Konnossements 
(und  ebenso  des  Ladescheines)  „für  den  Brweib  Ton  Rechten 
an  Gfitern'  dieselbe  Wirkung  hat,  „wie  die  Üebergabe  der 
Gfiter".  ^  Daians  folgt  nicht  etwa,  daß  die  üebei^abe  des 
Konnossements  schlechthin  Eigentum  an  dem  Gut  überträgt, 
sondern  dies  geschieht  nur,  wcDn  der  Veräußernde  Eigentum 
übertragen,  der  Empfänger  Eigentum  erwerben  wollte  (und 
beide  dazu  rechtlich  imstande  waren).  Ob  dies  die  Absicht 
der  Parteien,  war  oder  ob  bloß  Besitz-,  Pfand-  und  ähnliche 
Rechte  an  dem  Gut  dem  Koniiosseinentsinhaber  übertragnen  werden 
sollten,  läßt  sich  aucii  imcti  deutschem  Recht  iiichL  aus  dem 
Konnossement,  sondern  nur  aus  dem  zugi'undc  liegenden  Vertrag 
erkennen.  Die  Uebertragbarkeit  der  Güter  wird  dadurch  er- 
leichtert, daß  das  Konnossement  sowohl  an  die  Ordre  des 
Empfängers,  oder  lediglich  an  Ordre,  d.  h.  die  Ordi'e  des  Ab- 
laders oder  sogar  auf  den  Naiueii  des  Schifters  als  Empfänger 
ausgestellt  werden  kann  —  und  daß  zur  Empfangnahme  hier- 
nach derjenige  legitimiert  ist,  an  welchen  die  Güter  nach  dem 
Konnossement  abgeliefert  werden  sollten  oder  an  welchen  das 
Konnossement,  wenn  es  au  Ordre  lautet,  durch  Indossament  über- 
tragen ist.^*^  ')  Unabhängig  von  der  Kifrentumsfrajre  regelt  das  Bürg. 
Gesetzbuch  die  Frage  des  Gefahrüberga  n  «res  für  den  V<'r- 
seuduugskauf  in  dem  Siunty  daß  der  Käufer  die  Gefahr  trägt, 

^)  BGB  980. 

HOB  ^  ()47.  llinsichtlich  des  Ladescheines  ebenda  400. 
HOB  G44.  645.  Vgl.  lii«csa  Coaack,  Lehrbach  de«  Handaliieebts, 
0.  Aufl..  1903,  427  fi. 
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«sobald  der  Käufer  die  Sacho  dem  Spediteur,  dem  Fraclitführer 
oder  der  sonst  zur  Ausführung:  der  Versf  iKlmi^-  bestimmten 
Person  oder  Anstalt  aus^'-eliitVrt  liat''.  {\MIV>  1 47,  1.)  Dieser 
Satz  gilt  aber  nur,  wvnn  die  l^arteien  ni(  ht  das  Entgegen- 
gesetzte vereinbart  haben:  z.  B.  bedeutet  die  Verabredung  der 
Klausel  bei  Versendungsiiiiufen  _al)  dort"  daß  die  Gefahr  bis 
zur  Ablieferung  bei  dem  Verliäufer  bleiben  soll.  ^'**)  Aber  auch 
dann,  wenn  der  Käufer  die  Gefahr  trägt,  wird  er  dadurch  noch 
nicht  Eigentümer,  s(»ndern  erst,  wenn  ihm  das  (lut  oder  das 
dieses  rejiräsentierende  i'apier  vom  Verkäufer  übergel  eTi  wird. 

Das  eine  solche  Vertragsfreiheit  für  das  Seebeutereclit 
nicht  anerkannt  werden  kann,  ist  aus  der  bisherigen  Darstellang 
und  der  Hervorhebung  der  verschiedenen  Möglichkeiten  einer 
Täuschung  ersichtlich.  Der  Kriegführende  hat  keinen  Grund, 
die  vorbehaltenen  Ei<.^  ntumsrechte  des  neutralen  Verkäufers 
anzuerkennen,  wenn'dic  Ware  nach  glücklich  bestandener  See- 
reise in  das  fiigentam  des  feindlichen  Käufers  übergehen  soll, 
denn  dieser,  nicht  jener,  ist  an  dem  Eintreffen  der  Ware 
interessiert,  er  wird  geschädigt,  wenn  die  Ware,  die'  er  bestellt 
hat,  nicht  eintrifft.  Gibt  man  sie  aber  frei,  weil  der  neutrale 
Verkäufer  Eigentumsrechte  sich  reserviert  hatte,  so  fällt  der 
Nntzen^dem^feindlichen  Empfänger  zu  Gute.  Da  das  Seebeute- 
recht eine  Schädigung  des  feindlichen  Handels  bezweckt,  der 
neutrale  Verkäufer  aber  jederzeit  die  Gefahr  und  damit  einen 
Schaden  der  Beschlagnahme  von  sich  auf  den  Käufer  abwälzen 
kann,  so  wfirde  die  Freilassung  lediglich  beiden  Vertragsteilen 
Nutzen  bringen,  das  Seebeuterecht  aber  illusorisch  machen.  So 
empfiehlt  sich  im  AnschluB  an  die  englische  Auffassung  aber 
unter  Uebernahme  des  Staatsangehörigkeitsprinzips  der  Salz: 

Für  Zwecke  des  Seebeutereclits 
VonK*lag«iir.Beg»lttDgder  Kigentümer  der  Waren  der- 

SigentimefnLge.  jenige,  an  den  das  Eigentum  nach 

Beendigung  der  Fahrt  übergehen  soll,  auch  wenn  der 
Absender  sich  das  Eigentum  durch  Yertragsabrede  bis 


*W)  So  in  den  Dauziger  HanJelsg»  briiuchcn  (Gutachten  des  Vorsteherwat» 
der  Kaafmannschaft),  1901  No.  90  ansdracklich  ausgesprochen. 
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ZQ  dieser  Zeit  vorbehalten  bat.  Eigentumsübertra- 
gungen,  die  erst  nach  der  Verschiffung  (in  transitu) 
erfolgen,  sind  als  ungültig  anzusehen. 

Eine  solche  Regelung  würde  allerdings  den  Export  aus 
d«m  Feindesland  erleichtern.  Der  englische  Kaufmann 
w&!de  im  Falle  eines  Krieges  zwischen  England  und  Deutschland 
seine  Ware  unbehindert  an  nentrale  —  freilich  nur  an  diese  — 
Staatsangehdrige  senden  können,  nnd  nnr  die  an  ihn  abgesandten 
Waren  würden  dem  Zugriff  der  Kriegfuhrenden  unterliegen. 
Kine  solche  Unterscheidung  läge  aber  durchaus  im  Interesse 
des  Seebenterechts,  denn  dieses  bezweckt,  «als  indirektes  Mittel 
des  Seekrieges  eine  Schwächung  des  Feindes,  die  ihm  die 
Fortsetzung  der  Kriegführung  erschwert.  Dies  geschieht  aber 
nicht  dadurch,  daß  die  Exporteure  eines  Landes  Bestellungen 
elnbOßen,  weil  die  von  ihnen  abgesandten  Waren  der  Beschlag- 
nahme unterliegen  können,  sondern  nur  wenn  dem  Land  der 
Import  abgeschnitten  wird,  und  ihm  also  diejenigen  Waren 
entzogen  werden,  die  es  zur  Befriedigung  seiner  Lebensbedürf- 
nisse notwendig  gebraucht.  Die  Bedürfnisse  des  Landes  aber 
sind  nach  dem  zu  messen,  was  ihre  Bewohner  für  Ernährung, 
Kleidung  usw.  gebrauchen,  nach  der  Zufuhr,  nicht  der  Ausfuhr. 
Auch  bei  der  Blockade  ist  die  Abschneidung  des  Imports  die 
eigentlich  wirksame  Maßregel:  die  Aushungernng  des  Landes, 
wie  man  die  schärfste  und  erfolgreichste  Ausgestaltung  dieser 
Maßregel  nennen  kann.  Und  in  der  gleichen  Richtung  soll  das 
Kontrebanderecht  wirken:  die  für  den  Feind  bestimmten  (J egen- 
stände soUeü  ihm  iiitzogen  werden,  soweit  sie  seinen  niilitäri- 
schtn  Bedürfnissen  zu  dienen  bestimmt  sind.  Das  Seebeutcrecht 
ist  dazu  da,  diese  Wirkun<ri'n  zu  verstärken  oder  zu  ersetzen. 
Es  will  nicht  bloß  die  Fiefriediprunn:  der  iiiilitarischen,  jjoiidern 
auch  die  der  wirtschattliehen  Bedürfnisse  des  Gegners  erschweren. 
Es  ist  zweifellos  das  erlaubte  Surroqrat  für  die  —  rechts- 
ungültigen —  niehti'ffektiven  Bloekaden,  wenigstens  so- 
weit es  sich  um  feindliche  Schifte  lumdelt,  di<'  den  Verkehr 
in  Kriegszeiten  mit  dem  feindli«  Iii  n  Kaufmann  unterhalten 
sollen.  Das  Aktions<:ehipt  des  SedH  utcrechts  liefet  filsn  in  der 
Abschneidung  des  Importe.   Kaim  man  es  durch  UecUtsregelu 
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in  dieser  Bicfatnog  konzentriefen,  so  ist  die  dadurch  ermöglichte 
Erleichterung  des  Exportes  ans  dem  FeiiideslaDdo  für  dei 
Kriegsfülirenden  ohne  wesentliche  Bedeutung.  Die  Sicbenm; 
des  Seebeatefechts  verliagt  aber  noch  woiteie  BmodkaJbea  gegen 
TäuscboBgeB. 

Die  Vmchlelerung  der  ^  Feindesland  befindUchen  ne«- 

Bigentmnsfng«,  vm  dem    *3»len  StoateaagelLörigen  sollen  keine  Ein- 
Secbeatmcbt  sn  «tgahn.    bofie  erleidfln.   Waren,  die  sie  gekanfl 
Sobatamafiregein  gegen      Laben,  bleiben  yon  der  Wegnahne  befireit. 

die«  Oefabr.  i^^^  ^  Answeg  eritfiiet,  vm 

durch  diese  neutralen  Eanflente  aoch  Waren  für  feindliche 
KauQente  einznschnraggeln.  Der  neutrale  Eanfaman,  der  in 
den  Schü^apieren  als  Empfinger  bezeichnet  wird,  soll  sie  in 
Wahrheit  nur  empfangen,  um  sie  an  den  fdadlichen  Kan&nano 
weiterzobefdrdem.  Ich  glanbe  nicht,  da6  sich  ein  unfehlbans 
Mittel  gegen  solche  Verschleierung  wird  auffinden  lassen. 
Stimmen  die  Konnossemente  nicht  miteinaader  fibevein,  weisen 
Frivatkorrespondenzen,  die  sich  an  Bord  befinden,  sotf  das  sn- 
gründe  liegende  Becht8?erhilltnis  hin,  oder  lassen  wesigsleBB 
auf  Unregelmäßigkeiten  schließen,  so  wird  man  mit  Bedit  Ms 
der  neutralen  Eigensehalt  des  Empfängers  zur  Beschlagnahme 
greifen  können  mit  der  Begrfindong,  daß  der  Eigentumsbeweis 
mißlungen  sei.  Für  einzelne  Fälle  wird  auch  wohl  die  eng- 
lische rriisuiution  helfen,  dulj  mir  der  als  Eigentümer  der  Ware 
anzuseilen  ist,  der  das  volle  Risiko  des  Transports  zu  trafen 
hat.  Denn  der  Spediteur,  XCr wahrer,  Pfandbprerhtijrte  wird 
sich  hüten,  eine  solche  (ietalirtr.ijrunfr  zu  übernehiuen.  Wohl 
ahi'r  kann  er  dies  in  den  vorgefundenen  Papieren  tun. 
Hier  kauft  er  die  Ware,  hier  wird  ihm  da.s  volle  Risiko  ül)er- 
tragen.  IJriefe  «»der  Telegramme  aber,  die  der  Absender  an 
den  ivauler  gesandt  hat  und  die  dem  Kajttor  nicht  zu  üesicbt 
konmien,  legen  die  wirkliclie  Rerhfs]a<re  fest.  Oder  der 
empfan«rende  Spediteur  verhandelt  mit  dem  .wirklichen"  iujj^en- 
tümer  im  Feindesland  über  das  zwi^rheu  ihnen  abgeschlossene 
Rechtsverhältnis.  In  solchen  Füllen  wird  es  dem  Aufbringenden 
ebenso  wie  dem  i^risengericht  nicht  immer  möglich  sein,  die 
Beschlagnahme  aufrecht  zn  erhalten«  Immerhin  gibt  es  Mittel 


Digitized  by  Google 


FeteilklM  *ä.mattübmgemAUt  d.  Wwe  Mm  Seeheittmclit?  353 


und  Wege,  um  solche  Manipolationen  wenigstens  zu  erschweren, 
indem  nun  Überall  da,  wo  der  neutrale  Empfänger  der  Waren 
im  Femdeslaiid  wohnt,  den  Beweis  seines  Eigentunis  an  der 
Ware  an  besonders  stKsoge  Voraussetzimgen  knüpft.  Da.s  Wi^ 
tränen  des  Prisengerichts  wird  n-imentlich  waclizubleiben  haben, 
1.  wenn  die  BescbaSenfaeit  der  Ware  aoßerbalb  des  Ge5u;häfts- 
betriebs  des  Empf&ngers  liegt:  ein  neutraler  Bankier  erhält 
Bohprodnkte,  ein  neutraler  Detaillist  EngrossenduDgen; 

2.  wenn  das  Gewerbe  des  neutralen  Empfängers  in  der 

Versendung  oder  Beförderung  von  Gütersendungen  besteht, 
z.  B.  er  ist  Spediteur; 

3.  wenn  der  aus  den  SchifFspapiercn  zu  orkenncnde  Kauf- 
preis die  Vermutung  hervorruft,  daß  ein  wirltlicher  Kauf  nicht 
stattgefunden  habe.  Daß  die  hervorgehobenen  Fülle  die  mög- 
lichen Verschleierungen  erschöpfen,  ist  nicht  anzunehmen. 
Jedenfalls  würde  aber  schon  ein  wesentliclHT  Fortst  hritt  erreicht 
werden,  wenn  man  wenigstens  die  genannten  TatbesUlnde,  denen 
durch  eine  clausula  generalis  analnpre  Fälln  zur  Seite  zu 
stellen  wären,  aufklären  könnte.  Ich  glaube,  daß  einmal  die 
Ton  dem  Prisengericht  zu  fordernde  Vorlegung  der  Origi^ 
nalbandelsbttcher  sowohl  des  Absenders  wie  des 
Empfängers  manche  Täuschung  aufdecken  würde.  Ist  hier 
das  abgeschlossene  Geschäft  überhaupt  nicht  erwähnt,  oder  be- 
stehen Difierenzen  zwischen  den  Aufzeichnungen  der  Parteien 
oder  den  dem  Kapitän  fibergegebenen  Papieren,  so  ist  die  Ware 
als  feindlich  anzusehen. 

Und  zweitens  würde  dem  Empfänger  von  dem  Prisengericht 
der  Eid  aufzuleg-en  sein,  darüber,  daß  er  die  Waren  niciit 
an  einen  feindliclien  Kaufmann  zu  befördern,  Tündern  sie 
lüdiglicli  für  eigene  Zwecke  gekauft  habe.  Der  Gewissenszw  ang, 
die  Nötigung  außerdem,  sich  in  Person  an  den  Ort  des  Piisen- 
gerichts  zu  begeben,  werden  hier  manche  Agent»  ii  und  Spediteure 
verhindern.  Geschäfte  solcher  Art  abzuschließen,  udtT  weniirstcns 
die  lieklaiiiation  pregen  die  Beschlagnnahme  durclizufüluvn. 
Die  rrwii hüten  Uesichtspunkte  lassen  sicli  in  die  folgende  Be- 
stimmung zusammenfassen : 
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Besteht  nach  der  Beschaffen- 
Voncbla«  zu  Bebudlung    1,^^^         Ware,  dem  Gewerbe  des 
der 

„.    .       ir    M  •  Reklamantt  n ,  den  in  den  Schiffs- 

papiereu  dokuiuentierteu  Ver- 
tra frsbed iiig  ungen  oder  aus  anderen  Gründen  dor 
Verdacht  ,  daß  der  im  Feindesland  domizil  ierie 
neutrale  Keklamant  nicht  der  wirkliclie  Eii^n n- 
t  Ii  m  e  r  der  Ware  ist,  so  ^  i  It  die  Ware  bis  zur  F  ü  Ii  - 
run<x  eines  Gegenbeweises  als  feindlich.  Ditscr 
Verdaclit  kann  nur  durcii  die  Vo  rlejJiung'  der  (»ri- 
^inalhandelsbüelier  des  Absenders  und  Eni p f ii ii ;^ers 
entkräftet  werden.  Ist  das  l'r i s e n itr e r i c Ii t  nach  ge- 
nauer Prüfung  d i c s e  1-  Bücher  zweifelhaft,  so  kann 
es  dem  Empfänger  die  Verpflichtung  auferlegen, 
vor  dem  Gericht  in  Person  eidlich  auszusagen,  dalj 
er  die  Ware  nicht  an  einen  feindlichen  Kaufmann 
bi  iürdern,  sondern  sie  lediglich  für  den  eigenen 
Bedarf  gekauft  habe. 
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Das  Staatsbürgerrecht  im  internationalen  Verkehr, 
8eine  Erwerbung  und  Verlust 

Von  Dr.  Iiltdor  ScbirartB»  Begierangskonzipist  in  Sarigevo. 

Unter  dem  obigen  Titel  hat  Dr.  J,  Sieher,  Professor  an 
der  Universität  in  Bern,  yor  kurzer  Zeit  (1907  Bern  bei  Stämpfti 
et  de.)  ein  zweibändiges  Werk  veröffentlicht,  welches  im  ersten 
Bande  eine  systematische  Darstellung  der  Materie  enthält, 
während  der  zweite  Band  die  ani  die  Materie  beztIgUchen 
Gesetze  nnd  Staatsvertriige  nahezu  aller  Staaten  des  Erdenrundes 
zum  größten  Teik  in  deutscher  Uebersetzung  umlaBt^).  Der 
Verfasser  gibt  im  Vorworte  selbst  zu,  daß,  falls  die  Arbeit 
lediglich  einen  theoretisch-wissenschaftlichen  Zweck  im  Auge 
liätte.  eine  mehr  ins  einzelne  gehende  Systematisierung  am  Platze 
v\  tSL'n  wäre.  Kr  bemerkt  aber,  daß  die  Arbeit  vor  allem 
auch  der  Praxis  dionen  und  iu  allen  wiclitigfen  das  Staatsbürger- 
reciit  betreffenden  l^ragen  eine  leichte  und  schnelle  Orientierung 
ermöglichen  will.  Ob  und  inwieweit  der  Verfasser  dieses  Ziel 
erreicht  hat,  kann  ieli  hier  im  fernen  Oriente  mangels  der  er- 
forderlichen wissenschaftlichen  Behelfe  nicht  beurteilen.  Was 

1)  Bemerkt  sei,  d«fi  der  Verfasser  ohne  Angabe  der  Quelle  die  sehr 

BCblechte  amtliche  deutsche  Uebersetzung  des  angarischen  Gesetzes  über  den 
Erwerb  und  den  Verlust  der  Staatsliüriierschaft  (GA  L  1879'  abj^oilruckt  hat. 
Die  korrekte  Uebersetzung  lindet  der  Lestr  in  dem  Werke  von  Dr.  .4.  Bcrimyi 
und  Dr.  F.  Tarjdn  „Der  Erwerb  und  der  Verlust  der  ungarischen  Staats- 
bürgerschaft" Leipzig  IIKX)  (Dumker  <t  Humblol).  Ferner  sei  bemerkt, 
dafi  in  Ungarn  die  Gesetze  ofAslell  weder  mit  dem  Datum  der  Sanktion, 
nodi  aneh  mit  dem  Datum  der  Knndmaohiing  müert  werden,  wie  dies  der 
Vorfasser  S.  IDO  letzter  Absatz  und  S.  102  Note  3  tut.  sondern  nach  der 
Jabres/abl  und  nach  der  fortlaufenden  Zahl  ihrer  Knndmacbancr  in  dem  be- 
treffenden Jahrgange  des  „Oiszdgos  Törvenytdr"  (Corpm  Juris). 
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aber  Oesterreich  und  LIngarn  anbelangt,  so  bedarf  die  Daxstellmig 
gewisser  Einschräiikuiigeii  und  Berichtigungen. 

Sowolil  Oesterreich  als  auch  Ungarn  haben  ganz  solbstündi^re 
(Jcsetzc  über  don  Erwerb  und  den  Verlust  der  Staatsbüi'ger- 
siliaft.  Es  ist  diilu  r  nicht  abzusehen,  weshalb  der  Verfasser 
in  .seiner  Darstellung  beide  Staaten  unter  „Oesterreich-Ungarn" 
zusfiTuiiieuzufassen  für  gut  befunden  hat^j.  Aus  der  Scll)st- 
stiiudigkeit  der  <  iesetzgebung  beider  Staaten  in  dieser  Materit- 
folgt  v(Mi  sell)st.  «laß  der  Ungai'  in  Oesterreich  als  Ausländer  zu 
behandeln  ist,  wenn  der  Erwerb  eines  Rechtes  oder  die  Aus- 
übung einer  staatisbürgeriiehen  Pflicht  durch  die  üstorreichische 
Gesetzgebung  von  der  Tatsache  der  österreicliischen  Staats- 
bürgerschaft abhängig  ist^).  (ianz  dasselbe  gilt  i>ice  versa  in 
der  erwähnten  Beziehung  von  dem  Uesterreiclier  in  Ungarn.  Die 
Behauptung  des  Verfassers  (1.  Bd.,  S.  99\  daß  in  denjenigen 
Angelegenheiten  dagegen,  welche  durch  die  Verfassungsgesetz- 
gebnng  zu  gemeinsamen  des  Gesamtstaates  erklärt  sind,  Oester* 
reicher  und  Ungarn  völlig  gleichgestellt  sind,  ist  zwar  richtig, 
aber  auch  selbstverständlich.  Der  Verfasser  würde  aber  vielleicht 
in  Verlegenheit  geraten,  wenn  er  die  Verfassnngsgesctzgebung 
produzieren  mäßte,  welche  den  Oesamtstaat  geschaffen  hat. 
Dieser  Gesamtstaat  hat  keine  Verfassung  und  keine  Gresetze. 
Er  ist  nicht  infolge  Drängens  der  Ungarn,  wie  Sieber  meiot, 
sondern  infolge  der  Katastrophe  anf  den  Schlachtfeldern  tod 
Sadowa  unter  dem  Donner  der  preußischen  Geschütze  yerschieden 
und  führt  seit  Jener  2eit  nur  in  einigen  Handbüchern  des 
Österreichischen  Staatsrechtes  seine  Scheinezistenz.  Dies  wird 
durch  die  Tatsache  bewiesen,  daß  internationale  VertrSge  von 
den  Parlamenten  Oesterreichs  und  Ungarns  genehmigt  weiden 

^)  Im  zweiteu  Bande  bat  er  aber  ganz  korrekt  Oesteneich  von  UngarD 
getrennt  und  als  soaveränes  Rccht8gebiet  behandelt 

*)  Dieae  am  der  Natur  des  Btaatomditlidieii  YwhUtiiifMi  beider  StMten 
der  Homurchie  folgende  These  hatte  der  Terfaecer  durch  die  S.  99  Note  1 

zitierte  Note  des  österreichischen  Ministeriums  zn  beweisen  nicht  nötig  gebebtt 
Dil  Note  ist  tlbrijjons  in  solcher  Weise  reproduziert,  daß  sio  kaum  zur 
i  irientierunq:  des  unkundigen  Lesers  beitragen  dürfte.  Nur  nebLnbci  sti  be- 
merkt, daü  die  österreichischen  Ministerien  offiziell  den  Titel  .KaiserUcb- 
Köuiglioh'^  fuhren. 
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nlisseii,  falls  sie  für  das  Gebiet  beider  Staaten  Geltung  haben 
soUeDy  weil  der  Gesamtstaat  Siebers  und  seiner  österreichischen 
GewiliTSinfilmer  keine  Legislative  hat.  Ans  diesem  Grunde  ist 
auch  nnriebtlg  die  in  dem  Ostenreichischen  JnstizministerialerUsse 
Tom  28. 1. 1877  Nr.  966  ^)  enthaltene  Behauptung,  daß  bei  dem  Um- 
stände, als  die  (toteneicliische  nnd  nngarisehe  Staatsbfligerschaft, 
entsprechend  der  internationalen  einheitlichen  Stellang  der  oster- 
reichiscb-nngarischen  Monarchie,  wie  solche  durch  das  Gesetz 
vom  21. 12. 1867  Nr.  167  RGB.  betreffend  die  allen  Ländern 
der  Monarchie  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  namentlich 
durch  dessen  §  1  Lit.  a  gegeben  ist,  im  Verkehre  mit  dem  Aus- 
lände als  eine  einheitliche  Staatsangehdrigkeit  au&ufassen  sind^), 
Angehörige  der  ungarischen  Beicluh&lfte,  welche  außerhalb  der 
asterreichisch-ungarischen  Monarchie  eine  strafbare  Handlung 
begangen  haben  und  im  Gebiete  der  im  Beichsrate  vertretenen 
liänder  betreten  werden,  niemals  an  das  Ausland  aoogeliefert 
werden  können.  Diese  Frage  hat  mit  der  internationalen  ein- 
heitlichen SteUung  der  Monarchie  gar  nichts  zu  tun.  Wenn 
Oestemich  ungarische  und  umgekehrt  Ungarn  österreichische 
Terbrecher  an  das  Anduid  ausliefeni  wollten,  so  könnten  sie 
es  ohne  weiteres  tun,  weil  sie  auf  dem  Gebiet  der  Strafrechts- 
pflege Tollständig  souverän  sind.  Wenn  sie  es  nicht  tun,  so 
liat  dies  seinen  Grund  in  der  übereinstimmenden  Vereinbarung 
beider  Staaten,  daß  diese  Auslieferung  der  beiderseitigen 
delinquierenden  Staatsangehörigen  an  das  Ausland  nicht  zu  er- 
folgen habe. 

Was  in  Ansehung  (h  r  Staatsbürgerschaft  das  Recbtsver- 
hältuis  der  Angehurigtii  Bosniens  und  der  H(Tzeg(nviiia  zu 
Oesterreich-Üngarn  anbelangt,  so  ist  die  Beliaiiptini«r  Sicbcrs 
(S.  100)  wahr,  daij  die  Angehörigen  Bosniens  und  drr  Herze- 
gowina, um  österreichische  oder  ungarische  Staatsluir^'^cr  zu 
werden,  die  in  Oe.sterreicli  oder  Ungarn  für  die  Ansliiiuler  vor- 
geschriebenen ordcntUcheu  Einbürgerungsbediugungen  zu  erfüUen 

^)  Mayrhofer^  Handhnch  für  den  poUtiflchen  Venraltimgtdienat» 

I.  Bd.  5.  Aufl.,  Wien  I  Wtfi  S.  951  Not«  1. 

2)  Dks  ist  eine  Fiktion  irgend  eines  Bareaakratm  ans  dw  leDfcrv 
hsiischen  Schule. 

24* 
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li^Lben.  Er  scheint  es  aber  niclit  zu  wissen,  daß  bosnisch« 
herzefrowinischen  Landesangehörigen  die  Entlassung  aus  dem 
Verbände  der  bosniscli-herzegowinischen  Landesangehörigkeit 
die  Landesregierung  für  Bosnien  und  die  Herzegowina  in  Sara- 
jevo erteilt,  welche  eine  Regierung  Sr.  Majestät  des  Kaisers 
von  Oesterreich  und  des  Königs  von  Ungarn  ist.  Die  Landes- 
regieruDg  in  Sarajevo  verleibt  auch  die  bosniscb-heizegowinische 
Landesangehörigkeit  solchen  österreichischen  oder  ungarischen 
Staatsbürgern  oder  anderen  Ausländem,  welche  die  Zasicherang 
•der  Aufiiahme  in  den  Verband  einer  bosniscfa-heizegowimscheD 
Oemeinde  und  den  Nachweis  der  Entlassung  aus  dem  Staats- 
verbande Oesterreichs  oder  Ungarns  oder  eines  anderen  aus* 
ländischen  Staates  beibringen.  Hieraus  erhellt,  daß  die  Souve- 
ränität des  osmanischen  Reiches  nur  ein  nudum  jm  prcprieUiUs 
ist.')  Zu  erwähnen  ist  noch,  daß  als  Genieindeangehörige, 
welche  in  der  Gemeinde  heimatberechtigt  sind,  nach  §  6  Zahl  1 
des  Gesetzes  über  die  Verwaltung  der  I>orfgemeinden  in  Bosnien 
und  der  Herzegowina^  zu  betrachten  sind: 

a)  durch  die  Geburt:  die  ehelichen  Kinder  eines  Gemeinde- 
angehörigen (Heimatberechtigten)  und  die  unehelichen  Kinder 
einer  gemeindeangehörigen  Mutter; 

b)  durch  Einheirat:  die  Gattinnen  der  Gemeindeangehörigen 
und  die  etwa  in  eine  gemeindeangehörige  Familie  eingeheiiateteD 
männlichen  Individuen  (äomeMeU)  bosnischoherzegowinischer 
Landesangehörigkeit ; 

c)  durch  landesöbliche  Adoption  (posinovljenje):  die  von 
einem  Gemeindeangehörigen  an  Sohnesstatt  angenommenen  männ- 
lichen lamlesangehörigen  Individuen  (posinci): 

d)  durch  ücineiinlebevschlulj:  PiTsonen.  wulclie  vdii  der  Ge- 
meindevertretung ausdriicklicli  in  den  llcimaiverljand  aiifire- 
nommen  wurden,  vorau.sj^^esetzt.  da  Ii  sie  die  Laudesaugeliurigkeit 
besitzen,  beziehungsweise  erwürben  haben. 

1)  Fr  an»  von  Liest,  „Völkerrecht",  2,  Aufl.,  Berlm  1902,  8. 9i^- 
^  Genehmigt  mit  allerhfichater  BntBcIdießting  Tom  8. 2. 1907,  pabüflert 

mit  Erlaß  der  Landesregierung  für  Bosnien  und  die  Herzegowina  vom  18>3.19(y7 
Kr.  34051  1  Gesetz-  und  VerordnongBblatt  für  Bosnien  und  die  Hersagowint 
Jahrgang  1907  Ht.  13). 
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Sieber  sagt  (S.  101),  daß  ungeachtet  §  28  des  öster- 
reichischen BGB  zwischen  ehelichen  und  unehelichen  Kindern 
keinen  Unterschied  mache,  die  Fassung  des  §  28  nicht  etwa 
dahin  zn  deuten  sei,  dafi  das  Bürgerrecht  auch  dem  von  einer 
Ausländerin  geborenen  unehelichen  Kinde  eines  österreichischen 
Staatsbürgers  zukommt.  Hierzu  ist  zn  bemerken,  daß  §  28  in 
der  österreichischen  Literatur  noch  niemals  so  gedeutet  wurde, 
weil  es  keinem  Zweifel  unterliegt,  daß  §  28  sich  nur  auf  ehe- 
liche Kinder  eines  österreichischen  Staatsbürgers  bezieht^).  Daß 
aber  das  uneheliche  Kind  einer  österreichischen  Staatsbliigerin 
die  (teterreichische  Staatsbfirgerschaft  erlangt,  folgt  aus  dem 
allgemeinen  Bechtsgnmdsatze,  daß  nach  (teterreicbisdiem  Rechte 
das  nnehelicbe  Kind  nicht  einmal  zur  Familie  der  Mutter  ge- 
hört, sondern  nur  der  Mutter  gegenüber  Rechte  besitzt.  Es 
führt  den  Gescblecbtsnamen  der  Mutter  (§  165  BGB),  es  hat 
nur  in  Rücksicht  auf  die  Mutter  bei  der  gesetzlichen  Erbfolge 
in  das  frei  vererbliche  Vermögen  gleiche  Rechte  mit  den  ehe- 
lichen (§  754  BOB)  und  umgekehrt  gebührt  in  dem  Vermögen 
eines  unehelich  gebliebenen  Kindes  nur  der  Mutter  die  Erbfolge 
(§  756  BGB).  Eine  uneheliche  Tochter  kann  nur  von  ihrer 
Mutter  ein  Heiratsgut  verlangen  (§  1220  BGB).  Die  unehe- 
lichen Kinder  folgen  dem  allgemeinen  Gerichtsstande  der  Mutter 
und  behalten  diesen  Gerichtsstand  trotz  des  Todes  der  Mutter 
solange  fort,  als  sie  das  Recht  zur  freien  Vermögensverwaltung 
nicht  erlangt  haben  (§  72  der  Jurisdiktionsnorm).  Endlich  sind 
nach  §  6  des  Heimatgesetzes  vom  3.  12.  1863  Nr.  105  BGB 
uneheliche  Kinder  in  jener  Gemeinde  heimatberechtigt,  in  welcher 
ihrer  Mutter  zur  Zeit  der  Bntbmdung  das  Heimatrecbt  zusteht. 
Rehus  sie  skmt&ma  steht  der  Grundsatz  fest,  daß  tueheliche 
Kinder  einer  österreichischen  Staatsbürgerin  die  österreichische 
Staatsangehörigkeit  durch  die  Geburt  erlangen.  Dieser  Grund- 
satz wurde  in  dem  Erlasse  des  Ministeriums  des  Innern  vom 
6.  12.  1850  Nr.  25418  (kundgemacht  mit  Erlaß  der  nieder- 
österreichischen Statthalterei  vom  14.  2.  1801  LGB  Nr.  42)  aus- 
drücklich als  zutreffend  bezeichnet'-;. 

1)  ^fayl  hüfcr  .i  a.  0.  8.  921. 

Mutjrhvfer  a.  a.  Ü.  S.  U2l  ^ote  .S. 
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Ferner  meint  Sieher  (a.  a.  0.),  daß  die  Frage  nach  dem 
Staatsbürgerrecht  legitimer  Kinder  von  Eltern  verBchiedener 
Nationalität  —  wie  sie  anderwärts  za  stellen  war  —  für  das 
österreichische  Recht  deshalb  unpraktisch  ist,  weil  die  Fraa 
stets  das  Bürgerrecht  ihres  Gatten  teilt.    Diese  Motivierung 
ist  ganz  verfehlt.    Denn  wird  einem  Ausländer  das  öster- 
reichische Bäigerrecht  verliehen,  so  erstreckt  sich  wohl  die 
Verleibimg  stets  aach  auf  die  in  ehelicher  Gemeinschaft  lebende 
Ehelran  and  auch  anl  die  mit  derselben  erzeugten  minder- 
jährigen  ehelichen  Kinder,  falls  denselben  nicht  die  fremde 
Staatsbürgerschaft  vorbehalten  wird  bezw.  kraft  bestehender 
StaatBvertrSge  vorbehalten  bleiben  maß').  Die  Ssteireicfalsche 
Staatsbürgerschaft  erstreckt  sich  aber  nicht  auf  Jene  Kinder, 
welche  nar  Kinder  der  Ehefrau  sind  (z.  B.  ans  einer  früheren 
Ehe).  Aus  diesem  Grunde  ist  die  Frage  nach  dem  Staats- 
büigerrecht  legitimer  Kinder  von  Eltern  verschiedener  Nationalität 
ftlr  das  Österreichische  Recht  unpraktisch^. 

Auf  S.  102  sagt  Sieher:  „Da  das  (österreichische) 
Heimatgesetz  (vom  3.  12.  1863  Nr.  105  BGB)  die  Pindlinge 
und  Heimatlosen  nach  gewissen  Anhaltspunkten  einer  Gemeinde 
zuweist,  ihre  Heimatgenössigkeit  daselbst  präsumierend,  so  liegt 
es  besonders  nahe,  noch  einen  Schritt  weiter  zu  gehen  und  auch 
die  Staatsbürgerschaft  dieser  Leute  zu  präsumieren**.  Auch 
diese  Behauptung  ist  nicht  ganz  richtig.  Wohl  ist  es  wahr, 
daß  Findelkinder,  nämlich  solche,  deren  Eltern  unbekannt  sind, 
wenn  sii'  auf  ü.sk'ireichiscliein  Boden  geboren  wurden^),  die 
Vermutung  der  Eigenschaft  österreichischer  btaiitsbürger  für 
sich  haben  (arg.  tj  19  Abs.  3  des  obzitierten  Heiraatgesetzes^. 
Diese  Rechtsvermutung  erstreckt  sich  jedoch  keines\ve<rs  aut 
andere  Heimatlose,  deren  Staatsbürgerschalt  nicht  erweislich  ist, 

Mayrhofer  a.  a.  0.  S.  930—931. 

-j  Ebenso  erwerben  die  Kinder  einer  Ausländerin,  wenn  dieselbe  einen 
Oesterrcicher  ehelicht,  die  österreichische  Staatsbürgerschaft  nicht,  falls  si^ 
nur  ilfe  Kinder  Btaid  (s.  B.  wenn  eine  analändiache  Witwe,  welche  Kinder 
«08  erster  Ehe  hat,  sich  mit  einem  Oeetenrndier  wieder  ToelieiiditX  ^Kl- 
Mayrhofer  n.  n.  0.  S.  931  und  aneh  Sieber  8.  106  Abs.  2. 

3)  Nicht  wenn  sie  aufgefunden  wurden,  wie  Sieber  inig  annimmt, 
TgL  Mayrhofer  a.  a.  0. 
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denn  der  Zuweisung  eines  Heimatlosen  zu  einer  Gemeinde  muß 
die  Eonstatierong  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft  des 
Zu2uweisaiden  Torausgehen,  falls  dieselbe  nicht  von  Anfang  an 
anfier  Zweifd  steht 

Wenn  ferner  Sieber  fS.  103)  lehrt,  daß  es  bestritten  sei, 
ob  nach  österreidnschcin  Recht  auch  die  Legitimation  zu  thiii 
Krwerbsgründen  de.s  [jiirprerrecht.s  zn  zählen  sei.  so  binvcist  er 
nur  wieder,  daß  iliin  das  üsterreicliische  Recht  fcrnt  iiicoijuila  ist. 
Die  Fra^rr  ist,  so  wie  er  sie  stellt,  nirht  zu  beantworten,  weil 
das  üsterr.  B(jB  vier  Kategorien  der  LegitiTnatinn  l<ennt.  Es 
muß  daher  untersucht  werden,  wa.s  in  jedem  einzelnen  Falle 
Kechtens  ist.  Die  vier  erwälinten  ^'älle  der  Legitimation  un- 
ehelicher Kinder  sind  aber  nach  österreichischem  ßechte  die 
folgenden : 

1.  Die  aus  einer  ungültigen  Ehe  erzeugten  Kinder  sind  als 
eheliche  anzusehen,  wenn  die  Konvalidation  der  Ehe  durch  die 
Nachsicht  von  dem  bei  Schließung  der  Ehe  bestandenen  Ehe- 
bindemisse  erfolgt  ist  (§  160  BGB).  In  diesem  Falle,  welcher 
der  dispensntio  in  radice  matrimonii  des  kanonischen  Rechtes 
entspricht,  sind  die  Kinder,  wie  bereits  erwähnt,  den  ehelichen 
gänzlich  gleichgestellt,  weil  die  Ehe  in  diesem  Falle  so  zu  be- 
trachten ist,  als  wäre  sie  orsprOnglich  gültig  geschlossen  worden 
(§  88  BGB).  Die  Kinder  aus  diesen  Ehen  folgen  daher  der 
Staatsbürgerschaft  des  Vaters. 

2.  Wenn  die  Ehe  ungültig  ist,  aber  wenigstens  einem  Kup- 
torienten  die  schuldlose  Unwissenheit  des  Ehehindemisses  zu- 
statten kommt  (der  Fall  der  sogenannten  Putativehe),  so  sind 
die  Kinder  als  eheliche  anzusehen  (§  160  BGB).  Sie  folgen 
daher  der  Staatsbüigerschaft  des  Yateis.  Die  Frau,  falls  sie 
Tor  der  Eheschließung  Ausl&nderin  gewesen  ist,  erlangt  aber 
nur  dann  die  Osterreichische  Staatsbüigerschaft  des  Mannes, 
wenn  sie  in  bona  fide  gewesen  ist,  d.  h.  sich  in  Unkenntnis 
des  Ehehindemisses  befunden  hat.  Dies  folgt  aus  dem  all- 
gemeinen Rechtsgnmdsatze,  daß  die  mala  fides  keinen  Anspruch 


')  Mayrhofer  a.  a.  0.  Ö.  ^21  Kote  4  und  ö.  lUüTi  I»Jote  2. 
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Schwartz, 


auf  rechtUcbeD  Schutz  erheben  und  um  so  weniger  die  gUltige 
Grundlage  für  einen  Becbtserwerb  abgeben  kannO- 

3.  Das  minder] ihrige  nnehelicbe  Kind  einer  Ansländeriii 
und  eines  teteireicbischen  Staatsbürgers,  wenn  es  dnrcb  nach- 
folgende Ehe  (8$tbaequett8  matHmonium)  seiner  Eltern  legiti- 
miert wird  (§  161  BGB),  erwirbt  die  österreichische  Staats- 
bürgerschaft^. Dies  folgt  unzweifelhaft  ans  §  6  Abs.  3  des 
obzitierten  Heimatgesetzes,  aus  welchem  durch  argummhim 
a  contrario  naturgemäß  folgt,  daß  das  eigenberechtigte  un- 
eheliche Kind  einer  Auslfioderin  und  eines  Östeireichisclien 
Staatsbürgers  die  österreichische  Staatsbüigerschaft  per  sub- 
sequens  moMmomum  seiner  Eltern  nicht  erwirbt^. 

4.  Dtßperrescripiumprinc^is  legltiniierte  minderjährige 
uneheliche  Kind  einer  Ausländerin  und  eines  österreichischen 
Staatsbürgers  erwirbt  die  österreichische  Staatsbürgerschaft*}. 
Zweifelhaft  ist  aber,  ob  auch  das  uneheliche  eigenberechtigle 
Kiiid  einer  Ausländerin  und  eines  österreichischen  Staatsbürgers 
die  österreichische  Staati^bürgerschaft  erwirbt,  falls  dasselbe  mit 
seiner  Einwilligung  per  rescriptum  principis  legitimiert  wird 
(ohne  solche  Einwilligung  ist  diese  Art  der  Legitimation  nicht  i 
möglich,  vgl.  263—265  des  kais.  Patentes  vom  !».  8.  1854 
Nr.  20H  Kd  B).  Angesichts  des  allgemeinen  Wortlautes  des  0 
Abs  des  obzitierten  Heiinatgesetzrs,  w  elclies  von  legitimierten 
Kindern  ohne  F^nterscheidung  der  Xategorien  spricht,  müßte 
die  Frage  verneint  werden. 

Ebenso  verhält  sich  die  Sache  nach  ungarischem  Rechte,  wovon  aber 
Sieber  auch  nichts  weiß,  Tgl.  das  in  JNote  1  zitierte  Werk  von  Bereu tfi 
und  Ta  rjdn  S.  19. 

^  Die  uui'helicbe  Vaterschaft  des  Oesterreichers  muß  aber  auBer  Zweilei 
stehoi.  Nach  dem  Tode  des  nadwlicbeii  Vaten  eifolgt  die  Feitgtellaiig 
denelben  im  aoSezstieitigen  YerfalirMi  (vgl.  Art.  XVI  des  B6  zu  Jnru* 
diktiooflnorm). 

^  Mayrhofer  a.  a.  0.  S.  981  Note  2.  Anders  nach  ungarische 
Reclitf.  vcf]  rkliti>r  Sieber  S.  104  letzter  Absatz  and  das  zitierte  Werk 
von  Be  i  i-  n  >i  i  -  Tu  r  jä  n  20. 

^)  Gtgen  die  Auuahme  Slubenrauvhs  (Kommentar  zum  Österreichi-» 
sdMB  BOB  8.  Aufl.  I  Bd.  8.  77  snb  A),  daß  dies  noi  dann  der  FUl  «ei. 
wenn  die  Legitimation  belmb  Erlangtmg  der  Standesronflge  (%  168  BOB) 
erfolgt  ist,  vgl.  Mayrhofer  8.  931  Note  2. 
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Was  den  Erwerb  der  östeireichischen  Staatsbuiigerschaft 
durch  Naturalisation  eines  AnslSndeis  anbelangt,  so  lehrt 
Sieber  (8.  272—273),  daß  ein  Unterschied  zwischen  der  Auf- 
nahme in  das  Bfirgerrecht  minderjähriger  Personen  und 
deijenigen  Voiy&hriger  nur  darin  bestehe,  daß  jene  yon  der 
Leistung  des  Untertaneneides,  der  ffbr  ToUj&hrige  Ausländer 
obligatorisch,  entbunden,  sind  und  auch  die  yoigeschriebene  Vor- 
haltung der  Untertanenpflichten  bei  ihnen  entfällt  Ueber  diese 
Unwissenheit  eines  Schriftstellers,  welcher  für  ein  internatio- 
nales Pnblilnim  schreibt,  kann  man  sich  nicht  genug  wundern. 
Sieber  muß  das  von  ihm  zitierte  Hofkanzleidekret  vom 
31.  3.  1831  '  )  nicht  gelesen  haben.  Dasselbe  .sagt,  daß  einem 
Unmündigen,  d.h.  einem  Kinde,  welches  das  14.  Lebensjahr 
noch  nicht  znrückgclti^^  hat  (vgl.  §  21  BGB),  entweder  der 
Dispens  von  der  Ablegung  des  Untertaneneides  erteilt  oder 
dessen  Able^'un<r  zur  Erreichung  des  erforderlichen  Alters 
verschoben  werden  kann-).  Ebenso  irrig  ist  die  Behauptung 
Siebers  (S.  279),  daß  die  Kompetenz  der  Landesstellen  zur 
Verleihung  der  Staatsbüi^erschaft  keine  endliche  ist,  sondern 
ihre  Ent<;cheidp  der  Weiterziehung  an  das  Ministerium  des 
•  Tnneiii  unterliegen.  Dies  ist  nur  dann  der  Fall,  wenn  es  sich 
um  die  Naturalisation  politi.seli  bedenklicher  Ausiiinder  handelt''). 
Wa.s  die  Modifikation  des  §  29  des  BGB  durch  da.s  llnfkanzlei- 
dekret  vom  1.  3.  IHH3  (Polit.  GS  Bil.  61  Nr.  28  be/iehnnfrs- 
weise  Justizhofdekret  vom  12.  4.  1<S33  Nr.  2597  .KJSi  an- 
belangt, so  genügt  es  die  Leser  auf  die  Ai'beit  von  üftter 
„Die  Entstehung  des  .lustizhofdekrets  vom  12.  4.  18:}3  Nr.  2597 
(Wiener  „Juristi.srhe  Blätter*'  Nr.  13  und  14  in  1905)  und  auf 
den  Artikel  „Ueber  die  Ersitzung  der  Staatsbürgerschaft''  (a.a.O. 


1)  Vgl.  dasstlliL  l.ti  Mayrhofer  a.  a.  0.  S.  !)28  Note  2. 

-)  Merkwürdig  ist.  ihiß  Sicher  fS.  280)  lehrt:  .Unmündig-^  Pii.'^onen 
sind  von  der  Eidesleistung  disixiibit-rt Auch  diese  Bebanptnni,'  ist  nur  zur 
Hälfte  richtig,  wie  das  im  Texte  mitgeteilte  Uoftcanzleidekret  beweist,  nach 
dem  doch  auch  eis  Aafachnb  der  Bidesleistnng  stftttliaft  ist.  Richtig  ist  es. 
dftS  auch  bei  FTMenspersonen  tob  der  AbDshme  des  Staatabfl^eieides  ab- 
geeeben  werden  kann  (vgl.  Ma^rhofBr  a.  a.  0.  S.  928  Note  9). 
Mayrhofer  a.  a.  0.  S.  927  Note  3. 
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1905  Nr.  28  sub  „Korrespondenz'')  zu  verweisen  Eine  wesent- 
liche Aendemng  ist  durch  die  Novelle  zum  Heimatgesetze  Tom 
ö.  12. 1896  Nr.  222  BGB  nicht  eingetreten.  §  6  der  Novelle 
bestimmt:  «Ausländer  und  Personen,  deren  Staatsbürgerschaft 
nicht  nachweisbar  ist,  erlangen  unter  den  im  §  2  festgesetzten 
Bedingungen  den  Anspruch  auf  Zusicherung  der  Aufhabme  in. 
den  Heimatverband  einer  österreichischen  Gemeinde;  die  Auf- 
nahme wird  jedoch  erst  dann  wirksam,  wenn  die  Betreffenden 
das  österreichische  Staatsbürgerrecht  erlangt  haben/  Die  Ge- 
setzesstelle beweist,  daß  der  durch  das  letztzitierte  Hofdekret 
gescljaffeue  Kecbtszustaiid  nicht  alteriert  wurde.  Es  p:ibt  also 
keine  Ersitzung  des  österreichischen  Staatsbürgerrechts.  Wird 
aber  dem  Auslämit  r,  welcher  nach  erlangter  Eigenberechtigung 
durch  zehn  der  Bewerbung  um  ilas  Staatsbiirgerrecht  voraus- 
gehende Jahre  sich  freiwillig  und  ununterltrochen  in  einer  öster- 
reichischen Gemeinde  aufgehalten  und  auf  Grund  des  §  ö  der 
zitierten  Novelle  die  Zusicherung  der  Aufnahme  in  den  Heimat- 
Verband  jener  östtrreichischeu  Gemeinde  erlangt  liat,  die  uster- 
reirhische  Staatsbürgerschaft  verliehen,  so  hat  der  Bewerber 
mit  der  Verleihung  des  Staatsliürgerrechtes  das  Heimatrecht  in 
der  lietrefTcnden  Gemeinde  zwar*  nicht  ohne  weiteres  erworben, 
sondern  muß,  wie  Sieber  (8.  275 — 276)  riclitig  bemerkt,  subald 
er  naturalisiert  ist,  jene  Gemeinde  nochmals  begrülien  und  von 
ihr  die  definitive  Aufnahme  in  das  Heimatrecht  verlangen. 
Sieber  scheint  aber  nicht  zu  wissen,  daß  die  einem  fremden 
Staatsangehörigen  unter  der  Bedingung  seiner  Entlassung  aus 
dem  bisherigen  Staatsverbande  erteilte  Zusicherung  der  Auf- 
nahme in  den  Heimatverband,  von  der  betreffenden  Gemeinde 
nicht  beliebig  widerrufen  werden  kann'-').  Insofern  begründet 
also  schon  die  Zusicherung  der  Aufnahme  in  den  Heimatverband 
für  den  Ausländer  ein  Jus  quaeaUum*  Ja  im  Falle  des  §  5 


Siebet  zitiert  sii;  iiichi.    V^l.  amli  Ma  h  rUnfcr  a.a.O.  S.  922. 

May r ho f er  a.a.O.  S.  926  Note  2  Ab  .  2  m  /in.  Sonst  würde 
man  mit  8  8  dei  Heimatgesetaet  in  Wldenprucli  gtiatcn  (Jeder  StMtsbflrger 
8oU  in  einer  Gemeinde  heimAtbereclitigt  «ein"). 
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der  zitierten  Novelle  hat  er  einen  Ansprach  auf  diese  Zu- 
sichernng,  welchen  ihm  die  Gemeinde  nicht  entziehen  kann*). 

Die  Annahme  Siebers  (S.  279),  daß  die  Fassung  des 
Art.  1  Abs.  2  des  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  einerseits  und  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn 
andererseits  geschlossenen  Natnralisationsvertrages^  vom 
20.  9. 1870  das  Unionbfirgerrecht  der  in  Oesterreich  oder  Ungarn 
zu  natoralisierenden  Nordsanerikaner  unberührt  laßt,  ist  mit 
dem  Texte  des  Vertrages  schlechterdings  unvereinbar.  Es  gibt 
keine  internationale  Vereinbarungen  mit  reservctUo  mentalis. 
Daß  der  Vertrag  geschlossen  wurde,  um  Konflikten  vorzubeugen, 
welche  aus  dem  Doppelbürgerrecht  entstehen  könnten,  ist  selbst^- 
verstfindlich.  Aber  man  kann  doch  nicht  in  conflidu  einem 
Staate  und  extra  au^ictum  dem  anderen  Staate  angehören. 

Auch  die  Naturalisation  nach  ungarischem  Rechte  behandelt 
Sieber  nicht  ganz  zutreffend.  Er  weiß  es  nicht  (S.  283),  daß 
die  Grenz-Landesverwaltung  för  die  Militäigrenze  schon  seit 
längst  nicht  mehr  besteht,  die  Naturalisation  mit  königlichem 
Diplom  (§  17  GA  L  1879)  nennt  er  Ehrenstaatsbürgerrecht, 
welche  Terminologie  dem  GA  L  1879  ganz  fremd  ist;  von  der 
sogenannten  stillschwiiprenden  Naturalisation'^)  weiß  er  nichts 
und  giiiiz  in  der  Luft  stehend  ist  die  Auffassung  (S.  284 
bis  285),  als  wenn  12  GA  L  1879  in  Ansehung  der  minder- 
jährigen Kinder  de^  Xaturulisicrten  eine  Ausnahme  von  der 
Regel  des  7  desselben  Gesetzes  ziüassen  w  in  le.  Die  unter 
der  väterlichen  Gewalt  des  Naturalisierten  b(  iiiidlichen  minder- 
jährigen Kinder  erwerben  von  Gesetzes  wehren  die  un|j:arische 
Staatsbürgerschaft*)  und  im  §  12  GA  L  187'J  ist  nichts  Anderes 
als  eine  Ordnungsvorschrift  enthalten,  indem  verlangt  wird, 
daß  in  dem  Naturalisatiousdokumente  die  Namen  derjenigen 

>)  Vtrl.  Sichrr  P.  275. 

^  Derselbe  ist  abgedruckt  bei  Si«öer,  Bd.  II  ö.  353— 355  und  bei 
Bereiiyi-TarJÜH  6.  161 — 165. 

^)  Beränyi'TarJdn,  8.  68—78. 

^)  Der  dmIi  dstenreichiicheiii  Redite  snUssige  Vorbdialt  der  fcemden 
StMtoblifgeraehaft  (Mayrhofer^  S.  930  Note  4  und  931  Note  1)  itt  nach 
ungarischem  Rechte  nnetattbaft.  Auf  Seite  497  Idirt  ttbrigens  Sieber  die 
richtige  Ansicht. 
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Kinder  des  NaturalisierteD,  welche  die  ungarische  Staatsbür«rer- 
scbaft  erworben  haben,  angeführt  werden  sollen.  Za  bemerken 
ist  aber,  worüber  Sieber  schweigt,  daß  auch  nach  ungarischem 
Rechte  Mindeijährige  selbständig  die  ungarische  Staatsbürger- 
schaft erwerben  können,  obzwar  ihre  Eltern  ihre  fremde  Staats- 
angehörigkeit auch  weiter  beibehalten  haben  ^}  und  daß  die 
Ehegattin  des  Naturalisierten  die  ungarische  Staatsbürgerschaft 
nur  dann  erwirbt,  wenn  die  Ehe  nicht  gerichtlich  von  Tisch 
und  Bett  getrennt  oder  geschieden  ist^).  In  letzterem  Falle 
kann  die  Auslfinderin  die  Naturalisation  auch  allein  verlangen'). 

Zu  dem  Abschnitte  „Verlust  des  Staatsbüigeirechtes"  ist 
vorerst  zu  bemerken,  daß  die  diplomatische  und  kommerzielle 
Vertretung  Oesterreichs  und  Ungarns  dem  Auslande  gegenüber 
eine  gemeinsame  Angelegenheit  beider  Staaten  ist.  Die  Ge- 
sandtschaften und  Konsalate  sind  daher  k.  und  k.  Behörden 
(nicht  aber  k.  k.,  wie  bei  Sieber,  S.  993  zu  lesen  ist).  Daß 
unter  Se.  Majestät  im  §  25  des  GA  L  1879  der  König  von 
rnparn  zu  verstehen  ist,  ist  ilocli  wohl  selbstverstiindlich. 
Niclitüdcstüweniger  sagt  Sieber  S.  4^f():  ^In  Kriegszeiten 
kann  die  Entlassung  eines  Ungarn  aus  .seinem  Staatsbürger- 
reclii  nur  durch  den  Kaiser  (sie!)  auf  Vortrag  des  Kriegs- 
ministers bewilligt  werden".  Vt  rfclilt  ist  ferner,  wenn  Sieber 
'S.  4'.i;{  lehrt,  daß  der  ohne  Bewilligung  auswandernde  wehr- 
ptlichtifre  Uf.sierreicher  .unbefugt  auswandert".  Derselbe  macht 
sich  nur  des  Dawiderliandelns  gegen  die  Wehrvurschriften 
schuldig,  nicht  aber  auch  einer  Uebertretung  der  Auswaiidernngs- 
vorschriften.  Unter  nnbefnfrter  Aitswandeninfr  versteht  maii 
aber  eine  Uebertretung  der  Auswanderungsvorschriften.  Eine 
solche  UebeiiTPtiing  kann  aber  der  auswandernde  Oesterreichcr 
nicht  begehen,  weil  der  in  dem  Auswanderungspatente  vom 
lM.  3.  1832  Nr.  2557  JOS  (Hofkanzleidekret  vom  2.  \.  ]s:L\ 
Pol.      Bd.  60,  ^'r.  34  S.  71)  statuierte  Begriff  der  unbefugten 

1)  Bereit  yt-Ta  i  jä  n,  S.  2U  -30,  ebenso  nach  österreichischem  Recht«. 
May I  ho f er,  S.  925  JNute  2. 

S)  B^rinyi'Tarjan,  8.28^89,  ebenso  nach  «stendcbisdiem  Reelite. 
Mayrhofer,  S.  990  Note  a 

^)  Beränyi-TarJdH,  a.  a.  0. 
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Auswanderung:  (ÜPbortretimg  der  Answandoninfjfsvorschritten) 
durch  Art.  4  des  Staatsgrundgesetzes  vom  21.  12.  1867  Nr.  142 
RGR  aufgehoben  wurde*).  Ferner  sei  erwähnt,  daß  Sieber 
als  konkludente  Handlungen  für  den  animus  emiffrandi  die  im 
§  7  Lit.  a,  c,  d  (S.  488—489)  und  die  in  Lit.  e  (S,  494)  des 
zitierten  Auswandemngspatentes  aufgezätilten  Fälle  anführt, 
ohne  zu  wissen,  daß  es  nicht  unbestritten  ist,  nb  diese  Akte 
anch  nach  heutigem  Rechte  den  Verlust  der  österreicbischen 
Staatsangehörigkeit  bedingen^.  Wenn  man  aber  auch  mit 
Sieb  er  den  zitierten  §  7  als  noch  zu  Recht  bestehend  erachtet, 
80  ist  es  nicht  einzusehen,  weshalb  Sieber  gerade  die  Lit.  h 
des  zitierten  §  7  eximierf).  Diese  üt.  b  erkl&rt  als  Hand- 
lungen, welche  den  Vorsatz  der  Auswanderung  zu  erkennen 
geben:  »der  Eintritt  in  ein  ausländisches  religiöses  Institut 
oder  in  was  immer  f fir  eine  aufier  der  Monarchie  bestehende 
Versammlung,  welche  die  persönliche  Anwesenheit  erfordert*^. 
Unter  Eintritt  in  ein  religiöses  Institut  ist  erst  die  Ablegung 
der  Profeß,  nicht  schon  das  Noviziat  zu  verstehen^). 

Auf  Seite  590  führt  Sieber  jene  Fälle  an,  in  welchen 
demjenigen  ungarischen  Staatsangehörigen,  welcher  die  unga- 
rische Staatsangehörigkeit  verloren  hat,  ein  Rechtsanspruch 
eingeräumt  ist,  wieder  in  den  Staatsverband  aufgenommen 
(renaturalisiert)  zu  werden.  Dabei  gibt  Sieber  unter  Lit.  b 
den  Inhalt  des  geltenden  Rechtes  so  wieder:  „Frauen,  die 
infolge  Entlassung  oder  Abwesenheit  des  Gatten,  oder  in- 
folge Klieschließung  mit  einem  Ausländer  ihr  Bürgerrecht 
verloren  haben,  falls  ilii-e  Ehe  durch  Scheidung  oder  Tod  des 
Gatten  aufgelöst  wird  und  sie  das  Heimatrecht  einer  uiiguj  ischen 
«Jeuieinde  erworben  oder  zugesichert  erhalten  haben".  Ver- 
gleicht man  mit  dieser  seiner  l^>rniiilu  lun^'  den  Text  des  Ge- 
setzes'') so  sieht  man,  daü  die  bezogene  Gesetzesstelle  von 


1)  May r hofer,  6.  932  und  93U. 

^  Uayrhofer,  a.  *.  0.  999  vttd  Note  4. 

Dm  sitierte  AnflWftndenuigqiateiit  ist  abgedruckt  bei  Sieber, 

M.  u,  a  a06-aio. 

«)  May r ho f er,  a.  a.  0.  S.  !)39  Note  4. 
§  41  GA  L  im  (fid.  U,  S.  3üa). 
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S(  lipidunp:,  Aiifli'sunr^  der  Ehr  und  Tod  des  Mannen  spriiiil. 
lieber  erwUliut  aber  uur  die  SrhHdungr  und  den  Tod  d^s 
Mannes.  Die  Auflösung  der  FAiv  hat  er  anscheinend  übersehen 
oder  nicht  g-ewußt,  was  damit  penu-int  sei.  Anj.r^'sicht^  der 
schlechten  offiziellen  l  ebersetzung,  welche  iSiebcr  benutzt  hat, 
ist  dies  nicht  zu  verwundem.  In  Wahrheit  erwähnt  der  unga- 
rische Ori^nnaltext  des  §  41  des  GA  L  1879  die  Trennung  von 
Tisch  und  Bett,  die  Scheidung  (diese  ist  unter  Auflösung  der 
Ehe  gemeint)  und  den  Tod  des  Mannes*).  Schließlich  ist  zu 
Lit.  c  auf  Seite  590  zu  bemerken,  daß  das  Cresetz  (§  42  des 
r,  A  L  1879)  ausdrücklich  hervorhebt:  „nach  erreichter  Groü- 
jährigkeit  im  Sinne  der  Gesetze  seines  Benen  Vaterlandes'' 
nnd  daß  zu  dem  Ansacben  des  Petenten,  wenn  er  mindeijähiig 
ist,  die  Zustimmung  des  Vormundes  erforderMcb  ist 

^)  Beriuyi-TarJdH,  a.  a.  0.  S.  61-62. 
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Person  wegen  einer  andern  Straftat  als  derjenigen, 
wegen  welcher  die  Auslieferung  erfolgt  ist,  zur  Verant- 
wortung gezogen  werden?  —  Recht  der  Vereinigten 

Staaten  von  Nordamerika. 

Von  II.  Wflttmamek«  Reicbsgerichtsnt  a.  D. 

Dil'  Fra<j:t\  oh  eine  Pursou,  die  wepren  einer  bestimmten  straf- 
liaren  Handlung  von  einem  fremden  Staate  ausgeliefert  worden 
ist,  in  dem  Staate,  an  welchen  die  Auslieferung  erfolgt  ist, 
auch  wegen  einer  anderen  strafbaren  Handlung,  welche  vor  der 
Aoslieferung  begangen  ist,  in  Untersuchung  gezogen  und  bestraft 
werden  kann,  ha^  früher  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  zu  Zweifeln  Anlal3  gegeben  und  eine  ver- 
schiedene Beantwoitung  erfahren.  Namentlich  bei  Angeklagten, 
welche  von  £iigland  ausgeliefert  waren,  ist  die  Frage  zur 
Erörterung  gekommen.  Zwischen  den  Verein i^^t  ii  Staaten  und 
England  ist  im  Jahre  1842  ein  Vertrag  geschlossen,  welcher 
n.  a.  eine  Bestimmung  über  die  Auslieferung  fluchtiger  Ver- 
brecher enthält.  Der  Vertrag  zählt  einige  straibare  Handlungen 
auf,  wegen  deren  die  Ausliefening  verlangt  werden  kann. 
Darfiber,  ob  eine  ausgelieferte  Person  auch  wegen  anderer 
strafbarer  Handlungen  als  derjenigen,  wegen  deren  die  Aus- 
lieferung gewährt  worden  ist,  verfolgt  werden  kann,  findet  sich 
keine  Bestimmung  in  dem  Vertrage*  Die  Frage,  ob  eine  Be- 
strafung wegen  solcher  anderer  strafbaren  Handlungen  zulSssig 
sei,  war  bis  zum  Jahre  1886  nur  bei  den  untergeordneten 
Bundesgerichtshöfen  und  bei  den  Gerichtshöfen  der  einzelnen 
Staaten  zur  Entscheidung  gekommen.  Diese  Entscheidungen 
waren  verschieden  ausgefallen.  Für  die  ZulSasigkeit  einer' 
Verfolgung  wegen  anderer  Straftaten  wurde  namentlich  geltend 
gemacht,  daß  die  Gerichtsbarkeit  auch  wegen  dieser  anderen 
strafbaren  Handlungen  begründet  sei,  und  daß  der  Angeklagte 
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aus  dem  Staatsvertrage  keine  Rechte  herleiten  könne.  Eiiie 
Kongreßakte  von  1869,  welche  in  §  5275  der  revidierten 
Gesetze  der  Vereinigten  Staaten  aufgenommen  ist,  schreibt 
vor,  daß  der  Präsident  für  die  Sicherheit  einer  ausge- 
lieferten Person  zu  sorgen  habe  bis  zum  Ablauf  einer  ange- 
messem  n  Zeit  nach  Beendigunji  des  Verfahrens  und  der  Haft 
derjenigen  Straftat,  für  welche  die  Auslieferung  erfolgt 
ist.  Die  Gerichtsliöfe,  welche  die  Verfolgung  wegen  anderer 
Straftaten  für  zulässig  erklärten,  hielten  diese  Vorschrift  gegen- 
über ilem  Vertrage,  der  nach  der  Konstitution  als  ein  Gesetz 
anzusehen  sei,  für  unerheblich. 

Im  Jahre  issi;  kam  die  Frage  vor  dem  höchsten  Gerichts- 
hof der  Vereinigten  Staaten  zur  Entscheidung.  Der  Fall  war 
folgender:  Ein  gewisser  I\a uscher,  welcher  Steuermann  auf 
einem  nordanierikaniseiien  SeiiilYe  gewesen  war,  war  angeklagt, 
einen  ^latrosen  auf  diesem  Scliiffe  ermordet  zu  haben.  Wegen 
dieser  Besclmldigung  wurde  er  auf  ({rund  des  Vertrages  von 
1842  von  England  an  die  Vereinigten  Staaten  ausgeliefert.  Die 
Anklage  wegen  Mordes  ließ  sich  nicht  aufrecht  erhalten  und 
es  entstand  nun  die  Frage,  ob  er  für  dieselbe  Tat  wegen  grau- 
samer und  ungewöhnliclier  Bestrafung  eines  Matrosen  auf 
(irund  einer  eine  solche  Handlung  unter  Strafe  stellenden 
Gesetzesvorschrift  bestraft  werden  könne.  Ein  Verbrechen  der 
lotzten  Art  gehört  nicht  zu  denjenigen,  wegen  deren  nacli  dem 
Vertrage  von  1842  eine  Auslieferung  erfolgt.  Die  Richter  der 
unteren  Instanz  waren  verschiedener  Ansicht.  Für  die  Zn- 
lässigkeit  der  Bestrafung  auf  Grund  des  anderen  Strafgesetzes 
wurde  insbesondere  angeführt,  daß  es  sich  um  denselben  tat- 
sächlichen Vorgang,  wegen  dessen  die  Auslieferung  erfolgt  sei, 
handele  und  nur  ein  erschwerendes  Moment  in  Wegfall  komme. 
Die  Sache  wurde  dem  höchsten  Gerichtshof  zur  Entscheidung  vor- 
gelegt Das  Urteil  dieses  Gerichtshofes  vom  6. 12. 1886^)  führt 
folgendes  aus:  Wie  in  der  Völkerrechtsliteratur  anerkannt, 
dürfe,  wenn  die  Auslieferung  eines  Flüchtlings,  ohne  daß  ehi 
Auslieferungsvertrag  vorliege,  wegen  einer  bestimmten  strafbaren 
Handlung  erfolge,  ein  Strafverfahren  wegen  einer  anderen 

•)  United  States  Bepoi  ts  119,  407  ff. 
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Strafbaren  HaDdlung  gegen  die  ausgelieferte  Person  nicht  ein- 
geleitet werden.  Man  könne  nicht  annehmen,  daß  ein  Staat, 
welcher  eine  Person  wegren  eines  Schweren  Verbrechens  aus- 
geliefert habe,  derselben  auch  wegen  einer  leichteren  Straftat 
oder  wegen  eines  politischen  Verbrechens  das  Asyl  habe  ver- 
sagen wollen.  Der  Vertrag  yon  1842  enthalte  keine  Bestim- 
mong,  ans  der  man  entnehmen  könne,  daß  man  yon  dieser 
Regel  habe  abgehen  wollen.  Vielmehr  ergebe  sich  aas  dem 
Inhalt  desselben  das  Gegenteil.  Ans  der  Anffflhrang  bestimmter 
strafbarer  Handinngen,  wegen  deren  die  Anslieferung  erfolgen 
solle,  sei  zu  entnehmen,  dafi  eine  Ansliefemng  wegen  anderer 
strafbarer  Handlungen  nicht  stattfinde.  Der  Ausliefemngsantrag 
könne  anch  nicht  allgemein  daran!  gestfitzt  werden,  daß  der 
PlnchtUng  sich  strafbar  gemacht  habe,  sondern  müsse  die  be- 
stimmte strafbare  Handlung  und  die  Beweise  für  dieselbe 
angeben.  Man  habe  allerdings  geltend  gemacht,  daß,  wenn  ein 
flüchtiger  Verbrecher  durch  Anslieferang  oder  auf  andere  Weise 
in  die  Gewalt  des  Staates,  in  welchem  die  strafbaren  Hand- 
lungen begangen  seien,  komme,  die  Jurisdiktion  dieses  Staates 
keinen  Beschränkungen  unterliege.  Diese  Ansicht  stehe  aber 
mit  dem  Vertrage,  wie  solcher  nach  den  Grnndsätzen  von  Treu 
und  Glauben  ansgelegrt  werden  müsse,  in  Widerspruch.  Wenn 
in  dieser  Beziehung-  ein  Zweifel  bestehen  bleiben  sollte,  so 
werde  derselbe  durch  die  Gesetzgebung  der  Yen- inigten  Staaten 
gehoben.  Der  §  b212  der  revidierten  Gesetze  der  Vereinigten 
Staaten  ermächtige  den  Staatssekretär  nur  zur  Auslieferung  für 
die  strafbare  Handlunier,  we<ren  di  ren  der  Flüchtling  anjreklagt 
st'i  und  die  Auslit  ttruiip  crtol^en  solle.  Nacli  vj  ^)21^>  der 
revidit  rU  ii  (iesetze  dürh;  ein  Uürhtiger  Verbrecher,  welcher  an 
die  Vereinigten  Sta  itcn  aiisjreliefert  sei,  wegen  einer  anderen 
strafbaren  Il:iinliuii^^  als  derjeniiren.  wofren  deren  die  Aus- 
lieferung erfolgt  sei.  niclit  vcili.Uut  'mIci-  verfolirt  werden,  so 
lange  ihm  nicht  eiiif  aiigeiat  sseae  Zeit  zur  Rückkehr  nach  dem 
Lande,  von  wi  Ii  In m  w  ausgeliefert  sei.  zur  Verfii«!:ung  gestanden 
habe.  In  diesen  «^M  setzlioluMi  Vorschriften  lie«re  eine  Auslegung 
der  Auslieftniiif^sverträge  >eitt ns  des  Konfrressev.  .ledenfülLs 
seien  die  Gerichte  hieran  gtbnnilen.    Danach  dürfe  ein  Vur- 

Zcitochrift  f.  Intern.  Privac<  u.  Öffenü.  Becht.  XVII.  25 
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breclicr,  welcher  anf  (4rund  eines  Vertxag^'s  von  einoni  fremden 
Staate  an  die  Ver*  in i^^ten  Staaten  ausgelielei t  sei,  v^ej^ea  einer 
vor  der  Auslieferung  begangenen  strafbaren  Handlung  nicht 
eher  verfolsrt  werden,  als  bis  ihm  nach  Beendigung  des  Ver- 
fahrens angemessene  Zeit  und  Gelegenheit  zur  Rückkehr  in 
das  Land,  aus  dessen  Asyl  er  in  die  Vereinigten  Staaten  ge- 
bracht sei,  gewälirt  worden  sei.    Diese  Ansicht  beseitige  einen 
Übelstand,  welcher  in  den  Vereinigten  Staaten  in  dem  Ver- 
hältnisse der  Bundesregierung  zu  den  Regierungen  der  einzelnen 
Staaten  und  zu  den  Gerichtshöfen  liege.    Wenn  der  Staats- 
vertrag  als  ein  Akt  der  Gesetzgebung  behandelt  werde,  so 
kdnne  der  Angeklagte  sich  durch   Anrufen   der  Gerichte, 
nOtigenlalls  des  höchsten  Bundesgerichteliofs,  von  der  Yerfoigong 
wegen  anderer  strafbarer  Handlungen  als  derjenigen,  wegen 
deren  er  ansgeliefert  sei,  freimachen.    Was  1  n  f'.nind  für 
die  enligegengesetzte  Ansicht  anlange,  daß  der  britischen  Be> 
hörde,  welche  die  Ansliefemng  angeordnet  habe,  das  Beweis- 
material  vorgelegen  habe,  welche  auch  die  Yerhängnng  einer 
gransamen  nnd  nngewöhnliehen  Strafe  seitens  des  Angeklagten 
nachweise,  so  lasse  sich  wohl  annehmen,  daß  die  ansHefeinde 
Behörde  anch  die  letastere  strafbare  Handlang  ebenso  wie  den 
Mord  für  genügend  glaubhaft  angesehen  habe.   Da  aber  der 
Vertrag  nur  wegen  Mordes  nnd  nicht  wegen  des  erwähnten 
geringeren  Yeigehens  eine  Ansliefemng  gestatte,  so  fehle  es  an 
einem  Gmnde  für  die  Annahme,  daß  auch  wegen  dieses  Ver- 
gehens die  Ansliefemng  erfolgt  wäre.    Nach  der  entgegen- 
gesetzten Ansicht  könnten  die  Bestimmungen  des  Staatsvertrages 
umgangen  werden.   Man  könne  tatsächlich  eine  Auslieferung 
wegen  einer  minderen  strafbaren  Handlung,  die  zu  den  im  Ver> 
trage  aufgeführten  Verbrechen  nicht  gehöre,  dadnrch  erwirken, 
daß  man  den  Flüchtling  wegen  eines  der  im  Vertrage  erwähnten 
Verbrechen  anklage  and  ihn  dann,  wenn  er  von  dieser  Anklage 
freigesprochen  werde,  wegen  der  anderen  strafbaren  Handlung 
znr  Verantwortung  ziehen. 

Das  Urteil  des  höchsten  Gerichtshofs  wurde  nicht  ein- 
stimmig beschlossen.  In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika wie  in  England  geben  auch  die  von  der  Majorität 
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dissentierenden  Mitglieder  eines  Gerichtshofs  die  Gründe  für 
ihi(  Ansicht  in  dem  Urteil  an.  Ein  Mitglied  des  Gerichtshofs, 
welches  im  Resultat  der  MRjnritiit  beitrat  stürzte  sein  Votum 
nnr  auf  §  5275  der  revidierten  Gesetze.  Die  all^^ememere  Frage, 
ob  ohne  piric  solche  gesetzliche  Vorschrift  und  ohne  eine  aus- 
drücklklie  emschräiikende  Bestimmung  in  dem  Staatsvertrage 
eine  ausgeli»  fertp  TNtsoti  wp^ren  einer  andern  vor  der  Aus- 
lieferung begangenen  strafbari'n  l^andlnnr'-  als  derjenigen,  wegen 
deren  die  Auslieferung  erfolf.'^t  sei,  zur  Verantwortung  gezogen 
werden  könne,  ließ  der  Richter  dahingestellt,  da  er  zweifelhaft 
sei,  ob  es  sich  insoweit  um  eine  zur  Zuständigkeit  der  Gerichte 
gehörende  Rechtsfrage  oder  um  eine  im  diplomatischen  Verkehr 
za  erledigende  völkerrechtliche  Frage  handle. 

In  der  Sache  dissentierte  nur  ein  Mitglied  des  Gerichtshof 
ans  folgenden  Gründen:  Der  Staatsvertrag  von  1842  enthalte 
nicht  die  Beschränkung,  daß  die  ausgelieferte  Person  nur  wegen 
des  in  den  Ausliefeningsverhandlnngen  erwähnten  Verbrechens 
bestraft  werden  dürfe.  Der  Vertrag  gewähre  dem  Angeklagten 
keine  Imroonit&t,  und  er  könne  ans  demselben  nicht  das  Recht 
ableiten,  daß  er  wegen  anderer  strafbarer  Handlungen  nicht 
eher  verfolgt  werden  dürfe,  als  bis  ihm  eine  angemessene  Zelt 
zur  Rückkehr  in  das  Land,  von  welchem  er  ausgeliefert  sei, 
gew&hrt  worden  sei.  Das  Bedenken,  daß  die  Bestimmungen 
des  Staatsrertrages  durch  unrichtiges  Yoigeben  eines  schweren, 
die  Auslieferung  begründenden  Terbrechens  umgangen  werden 
könnten,  berühre  nur  das  ausw&rtige  Amt  und  den  diplomatischen 
Verkehr.  Es  sei  femer  nicht  anzuerkennen,  daß  der  §  5275 
an  dem  Staatsvertrage  von  1842  etwa«  geludert  habe. 

In  Nordamerika  wie  in  England  haben  die  gerichtlichen 
Urteile  eine  Art  Gesetzeskraft.  Die  Gerichte  in  den  Vereinigten 
Staaten  sind  an  die  yon  dem  höchsten  Bundesgerichtshof  in 
seinen  Urteilen  aufgestellten  Grundsätze  gebunden.  Auch  darf 
dieser  Gerichtshof  selbst  künftighin  nicht  wieder  davon  abgehen. 
Die  Frage,  ob  eine  wegen  einer  bestimmten  strafbaren  Hand- 
lung ausgelieferte  Person  auch  wegen  einer  anderen  vor  der 
Auslieferung  begangenen  Handlung  zur  Verantwortung  gezogen 
werden  dürfe,  bevor  ihr  hinreichende  Zeit  und  Gelegenheit  zur 
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Rückkehr  zu  Gebote  gestanden  habe,  war  danach  durch  das 
erwähnte  Urteil  fOr  die  Vereinigten  Staaten  definitiv  in  ver* 

neinendeni  Sinne  entschieden.  Der  Fall,  welcher  damals  zu 
entscheiden  war,  maclite  allerdinirs  eine  allgemeine  Erörterung 
der  Frage  nicht  triorderlich ;  t's  handelte  sicli  nur  darum,  ob 
eine  ansfrelieferte  Person  wegen  einer  anderen  Anschuldigung 
auch  (I  i!ii  zur  Verantwortung  gezogen  werden  könne,  wtinn  es 
sich  bei  dieser  neuen  Anschuldigung  um  eine  Straftat  handele, 
wegen  deren  eine  Auslieferung  nach  dem  Staatsvertrage  nicht 
verlangt  werden  kann.  Der  ( ierieliisliof  hat  sich  indessen  nicht 
auf  die  Entscheidung  dieser  speziellen  Frage  beschränkt,  sondern 
in  seinen  Ausführungen  die  Frage  allgemein  entschieden.^) 

Tn  diesem  Siune  ist  das  Urteil  des  höchsten  Gerichtshofs 
auch  in  England  aufgefaßt. 

§  ;i  Abs.  2  der  englischen  Auslieferungsakte  von  1870 
schreibt  vor,  dal]  ein  Angeschuldigter  an  einen  fremden  Staat 
nicht  ausgeliefert  werden  darf,  wenn  nicht  durch  eine  gesetz- 
liche Vorschrift  dieses  Staats  oder  durch  eine  Vertragsbestimmung 
Siclierheit  dafür  gewährt  ist,  daß  der  Flüchtling  nicht,  bevor 

1)  Im  Jahn  1878  wurde  ose  Perm»,  die  auf  Omod  dee  Vertngei  too 
1871  Ton  Itmlien  wegen  UrknndenlUeduuig  ansgeliefart  war,  ▼«»  einen 
pienßiscben  Schworgericbt  nicht  wegen  Urkundenfälschung,   sondere  nur 

wofjpn  Betnip'S  vprnrtcüt  Dlt  Einwand  des  Angeklagten,  daß  or  wegen 
lii  tniLa-ei  nicht  bestraft  werden  dürfe,  da  nach  dem  Anslicfmingsvertrai;'  "'«t 
Italien  die  Auslieferung  wegen  Betrugs  nur  dann  erfolge,  wenn  der  Wert 
des  Gegenstandes  1000  Franken  abersteige,  und  diese  Yonassetzung  nicbt 
▼orbaiideii  sei,  wurde  von  dem  Chnichtsbof  Tcrworfen,  indem  dieser  unabn, 
d«fi  die  V^olgung  nur  wegen  anderer  Straftatm  aJs  deijenigm,  weldie  sitr 
Auslieferung  Veranlassung  gegeben  habe,  ausgeschlossen  sei.  Tn  An!al3  einer 
diplonKitisrlion  Int.ervention  kam  die  Sache  zur  Frörtemng  ]>n  dem  Justiz- 
iiiinibtt  riniii.  Das  Apppllai  innsg- rieht  schloß  sich  in  ili  iii  vun  ihm  einsri'- 
xogent>n  Bi'ru  hte  dieser  Ansicht  nicht  an,  sondern  sprach  2>ich  dahin  aus,  üuä 
nach  dem  AnsUeferongsvertrage  nidit  nur  die  Verfolgung  wegen  einer  andeiMi 
Straftat,  als  wegen  deren  die  AutUeierang  erfolgte,  sondern  scUeehtw^  die 
Verfolgung  w^en  eines  in  jenem  Vertrage  nicbt  vorgesdieneii  Verbrecfaeoi 
und  Vergehens  m  i  r  ti^t  sei,  einerlei,  ob  dasselbe  durch  eine  andere  oder 
durch  die  näinli«  Ii«,  beim  Ausli^^fening^vf^rtrairf  jedoch  in  andtrtr  Weise 
qualifizierte  Straftat  verübt  sem  sullt^v  Di  r  lleif  h^kuiizlor  nnd  der  Justiz- 
miniäter  traten  der  Ansicht  bei.  Es  wurde  im  ünaiicnwege  von  der  Straf- 
Tollstaredntng  Abstand  genommen,  unter  dem  Vorbehalt,  daß  der  Verorteitte 
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er  nach  England  zturfickgebraeltt  oder  ihm  genügende  Gelegen- 
heit gegeben  ist,  dorthin  zarftckzukehren,  wegen  einer  anderen, 
vor  der  Anslieferung  begangenen  strafbaren  Handlung  als  der- 
jenigen, wegen  welcher  die  Auslieferung  erfolgt  ist,  verhaftet 
oder  in  Untersuchungshaft  gezognen  werden  darf. 

Im  Jahre  1888  war  auf  Antrag  der  Regit'iuii<r  der  Ver- 
einigten Staaten  von  der  zuständigen  englischtn  Behörde  die 
Auslieferung  einer  Person  an  die  Vereinigten  Staaten  ver- 
fügt. Dil-  iingesc huldigte  Person  focht  diese  Veriüuuiiy;  bei  der 
Qffeen  s  ßcnch  Division  an,  indem  sie  sich  auf  die  eben  er- 
wähnte Bestimmung  der  Auslieferungakte  berief  und  anführte, 
daß  die  hierin  verlangte  (Jarantie  in  den  Veieinigten  Staaten 
nicht  vorhanden  sei.  Der  (lericlitshof  wies  di(>  Ik'schwerde 
znriuk.')  Er  fiUirte  aus.  daß  die  Entscheidung  des  leKlislen 
(»iiieiit.sliois  (\vv  \\'Yvm\\i\v\\  Staaten  in  dem  Falle  ntAuscher, 
da  selhitre  für  alle  Biindr.s-  und  Staatsgericlitsli<df  buidtnd  sei, 
einer  gesetzlichen  Vorselirift.  wie  sie  in  dem  §  3  der  Akte  von 
1870  verlangt  werde,  gleichstehe. -^j 

•idi  nieht  dnteh  Verbleiben  im  Inlande  oder  darcb  sp&tere  Rflckkebr  In 
daeselbe  in  eine  Lage  yersetsei  in  wetchw  anch  wegen  anderer  Straftaten  die 

Verfolgung  nacb  dem  Vertrage  gestattet  sei  (Pr.  JMßl  1878  S.  137  f.). 
W»  nn  hiernach  angonommen  za  sein  8ch<  inf,  daß  die  Strafverfolgun?  wpsfen 
aniierrr  Handlungen  als  (Icrjonicren,  wept-n  lU  ren  die  Auslieferang  erfolgt  ist, 
zulässig  bfi.  falb  diese  anderen  Handlungen  sich  als  solche  Straftuten 
qaalüiüeren,  wegen  deren  die  Analiefenn^  naeb  dem  Vtttrage  rerlangt 
werden  kann,  ao  wird  dieses  daranf  bemhen,  daB  man  in  den  iKsonderen 
BesÜmmnngen  des  Vertrages  mit  Italien  eine  solcbe  ErmSehtignng  gefand^ 
hat.  Man  darf  nicht  annehmen,  da6  man  es  allgemein  fOr  zalässig  gehalten 
hat,  die  Strafverfolgung  auf  andere  Straftatrn  aus/ndi'hnpn.  anrh  w«'nn 
dieses  nirlit  besonders  in  dem  Vcrtra.r<  irt  starii  t  boin  sollte.  Vergl.  KG5t  Xll 
381  ff.:  XXX  440 ff.;  XXXI  428  ff.;  XXXI I  42511. 
>)  Reports  XVI  478  IT. 

Der  Art.  VII  des  deatsch-engliscben  AnsUeferongsTertrages  von  1872 
entlillt  bei  der  fiestimmong,  wodoreb  es  untersagt  wird,  eine  aosgelieterte 
Person  wegen  einer  anderen  Handlung  als  derjenipen,  derentwegen  die  Aus- 
lieferung erfolgt  ist,  zn  vpifnlirrn,  kleinen  Vorbehalt,  wif»  ein  solcher  in  der 
englischen  Auslieferungj>akit  skIi  lindet.  für  den  Fali,  dai]  der  Flüchtling 
(Jclegenheit  gehabt  habe,  nach  dem  Staate,  von  welchem  er  ausgeliefert  sei, 
znrflcksnk^ren.  Das  Reicbsgericbt  hat  in  einem  Urteil  Tom  13. 11. 1899 
(RGSt  XXXn  425  ff.)  ansgesprocben,  daß  nacb  dieser  Bestimmung  des  Aas- 
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Die  Frage  kam  unter  veränderten  Umständen  im  Jahre  1907 
abermals  \  or  dem  höchsten  Gerichtshof  der  Vereinigten  Staaten 
zur  Entscheidung. 

Im  Jahre  1889  wurde  zwischen  Knglaüd  und  den  Vereinigten 
Staaten  ein  Zusatzvertrag  zu  der  im  Jahre  1842  über  die  Aus- 
lieferung flüchtiger  Verbrecher  getroffenen  Vereinbarung  ge- 
schlossen. Die  Zalil  der  strafbaren  Handlungen,  wegen  deren 
die  Auslieferung  erfolgen  süUte,  wurde  hierin  vermehrt.  Weiler 

liefemngBTertngw  eine  tob  England  anagelieferte  Pexaon  naeh  Brledignng 
des  Yerlelmiu  wegen  dee  AosUeienuigtTerbieoiiMw  mcHi  dann  nicht  wegen 
einer  anderen,  vor  der  Aasliefening  begangenen  strafbaren  Handlang  zor 

Verantwortung  gezogen  werden  dürfe,  wenn  sie  im  Tnlande  Terbleibe  nnd  die 
Gelegenheit  zur  Rückkehr  nach  England  nicht  h-  riuLze.  Mir  scheint  dieses 
nicht  richtig  zu  sein.  Es  ist  eine  allgemein  anerkannte  Hegel,  dat»  eine 
Mugelieferte  Person  wegen  anderer,  vor  der  Aniliefenng  begangener  atfaf- 
barer  Ihndlnngoi  in  Unteranehnng  gesegen  nsd  bestraft  werden  kann,  weuB 
sie  freiwillig  längere  Zeit  im  Gebiete  des  Staats,  an  welchen  die  AnsUefamag 
erfolgt  ist,  verbleibt.  Die  Znlässigkeit  des  Strafverfahrens  nnter  dieser 
VoranssetzTing  folgt  aus  dem  praktischen  Bedürfnis.  Man  kann  jemanden, 
welcher  «ich  virllrirbt  in  srhwertT  Weise  gegen  die  St i  ifi^' .setze  vergangen 
hat,  uxciii  uugtäLrait  im  inlando  lassen.  Das  Aiuikuuiumittel  der  Aui>- 
weiining  Tersagt,  wenn  der  Ai^geüelerte  Inttnder  ist  In  dem  Falle,  aal 
weidien  lidi  das  reich^;ericlit1idie  Urteil  beiielit,  war  der  Anagdieforte 
deataeher  Staatsangehöriger.  Man  kam  damals  über  die  Sdliwieiiglceit  hinweg, 
indem  man  darauf  Gewicht  legte,  daß  der  Angeklagte  erkl&rt  habe,  die  Ab- 
sicht der  Rückkehr  nach  England  aufgegeben  ru  haben  und  ah  d'-ntsrher 
Staatt^ant/ehfirisrer  im  Inlande  verbleiben  zu  ^^  ■Jll■  Tl.    Alu  r  ili  i-  An^e- 

klagte  Ulm  trklart,  er  wisüe  noch  nicht,  ob  er  dauernd  uu  iniaude  vL-rbltibea 
oder  nach  England  snrllAltkeliten  werde?  Die  engliseiie  AnaUefemngsakta 
enfeiiilt,  wie  bemerlEtt  keine  Beeohrünknng  dea  Stantea,  an  weldmi  die  Avs^ 
liefemng  erfolgt  ist,  hinsiditUeli  d^  Strafverfo^ping,  wenn  die  ausgeliefert« 
Person  in  dem  Gebiet  des  ersuchenden  Staates  verbleibt,  obgleich  ihr  hin- 
reichende Gelegenheit  ?.nr  Hiirkkphr  nach  England  zu  Gebote  ef'*itanden  hat. 
Es  fehlt  jediT  (irund  fui  du-  Aniialune.  dali  der  in  Anlaß  des  Aiisln  f  ruitgs- 
gü4>et2es  abgeitchlossene  Vertrag  von  Lt»~t2  eine  derartige  Beüchraxikung.  wie 
das  Beiehsgefieiht  annimmt»  die  mit  einer  allgemein  »nerkannten  Regel  in 
Widerapmdi  steht  nnd  für  beide  Teile  ^eieh  nnbeqnem  werden  kann,  habe 
festsetzen  wollen.  Das  Reichsgericht  legt  anf  den  von  dem  engUschen  Gesetie 
abweichenden  Wortlaut  des  Vertrages  Gewicht.  Man  muß  aber  aus  dem 
erwähnten  Grunde  unn-dmicn,  daß  der  Wortlaut  des  Vertrages  hier  ungpnau 
ist.  Die  Fassung  ritr  A  isHeferungsvertrage  ist  eine  ganz  verschiedene,  ohne 
daü  ein  innerer  Grund  tur  die  Verächiedenheit  ersichtlich  i&U 
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wurde  bestimmt,  daß  die  Ausliofernn;^  nitht  stattfinde,  wenn 
es  sich  um  eine  strafbare  Handlung  politischen  Charakters 
handle,  oder  wenn  der  Flüchtling  beweise,  daß  seine  Ausliefe- 
ning  in  Wirklirlikeit  verlanp-t  werde,  um  ihn  wegen  einer 
solchen  strafbaren  Handlung  in  Untersuchung-  zu  ziehen  oder 
zu  bestrafen.  Keine  ausgelieferte  Person  dürfe  wegen  eines 
politischen  Verbrechens,  welches  vor  der  Auslieferung  begangen 
sei,  in  Untersuchung  gezogen  oder  bestraft  werden.  Dann  heißt 
es,  daß  keine  ausgelieferte  Person  wegen  einer  anderen,  vor  der 
Auslieferung  begangenen  Handlung  als  derjenigen,  wegen  deren 
er  ausgeliefert  worden  sei,  in  Untersuchung  gezogen  werden 
dürfe,  bevor  sie  Gelegenheit  gehabt  habe,  nach  dem  anderen 
Staate  zurückzukehren.  Hierin  fehlt  die  ausdrückliche  Be- 
stimmong,  daß  auch  eine  Bestrafung  wegen  einer  solchen  Hand- 
lung nicht  stattfinden  dürfe.  Dieser  Umstan  d  ^Mb  zu  Zweifeln 
Anlaß.  .  £iQ  gewisser  Browne  war  in  New  York  rechtskräftig 
XU  einer  Gefiiiignisstrafe  verurteilt.  Er  war  nach  Canada  ge- 
flohen. Seine  Anslielemng  wegen  dieser  strafbaren  Handlung 
wurde  abgelehnt,  da  nach  der  Ansicht  des  canaiUschen  Gerichts 
das  Yeigehen  nicht  zn  den  in  dem  Ansliefemngsyertrage  er- 
wähnten strafbaren  Handinngen  geborte.  Br.  war  außerdem 
in  New  York  wegen  eines  andern  Yeigehens  angeschnldigt.  Es 
wurde  ans  diesem  Gmnde  die  Anslieferang  von  der  canadischen 
Regierung  verlangt  nnd  bewilligt.  In  Kew  York  glaubte  man 
non,  die  vor  der  Auslieferung  erkannte  Gefängnisstrafe  voll- 
strecken zu  dürfen,  indem  angeführt  wurde,  der  Yertrag  von 
1B89,  ebenso  wie  der  von  1842,  beziehe  sich  nur  auf  strafbare 
Handlungen,  welche  noch  nicht  abgeurteilt  seien,  dagegen  nicht 
auf  die  YoUstrecknng  bereits  rechtskräftig  erkannter  Strafen. 
Der  höchste  Gerichtshof  fahrte  in  einem  Urteil  vom  8.  4.  07^) 
folgendes  aus:  Wenn  die  Kechtslage  dieselbe  wäre,  wie  zur  Zeit 
des  Urteils  in  dem  FaUe  Rauscher^  so  könne  die  Sache  keinem 
Bedenken  unterliegen.  £s  kämen  dann  die  in  diesem  Urteil 
ausgesprochenen  Grundsätze  zur  Anwendung.  Der  Vertrag  be- 
schränke nach  seinem  ganzen  Zweck  und  Inhalt  die  Zulässig- 
keit  einer  Verhaftung  der  ausgelieferten  Person  wie  die  einer 

United  States  Reports  205,  m  ff. 
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rntcrsuchung  g:egeii  dicsi  lbc  ;inf  die  strafl»art'  Handlung,  derent- 
A\  ('•!:en  die  Auslieferung  gewährt  sei.  Nun  sei  allerdinirs  in  (h  r 
hier  in  lietrarlit  kommenden  Bestimmung  des  Vertrages  von 
188U  nicht  ausdrücklich  erwähnt,  daß  auch  eine  Bestrafung 
wegen  einer  anderen  Handlang  als  derjenigen,  wegen  deren  drr 
Angeklagte  ausgeliefert  sei,  nicht  erfolgen  dürfe.  Trotz  des 
Manfrt  Is  einer  dahingehenden  ausdrücklichen  Bestimmung  müsse 
man  aber  nach  dem  Zweck  und  dem  ganzen  Inhalt  der  Verträge 
von  1842  und  1889  annehmen,  daß  sowohl  die  VoUstieclraDg 
einer  Strafe  wie  die  Einleitung  einer  Untersuchnng  wegen  einer 
solchen  anderen  Straftat  habe  ausgeschlossen  werden  soUeii. 
Außerdem  stehe  der  §  5275  noch  in  Kraft.  Zwar  werde  an- 
geführt, dafi  diese  Vorschrift  durch  den  Vertrag  tod  1889  auf- 
gehoben sei;  man  müsse  aber  vorsichtig  sein  bei  der  Annahme, 
daß  ein  Gesets  durch  ein  anderes  aufgehoben  sei.  Solches  gelte 
insbesondere,  wenn  es  sich  um  die  Aufhebung  eines  Gesetzes 
durch  einen  Vertrag  mit  einem  anderen  Staate  handle.  In  diesem 
Falle  dürfe  die  Aufhebung  nur  aus  einem  zwingenden  Grunde 
angenommen  werden.  Ein  solcher  Grund  kdnne  allein  in  dem 
Umstände,  daß  in  dem  Vertrage  von  1889  nicht  ausdrücklich 
erw&hnt  sei,  es  dürfe  auch  eine  Bestrafung  wegen  einer  früheren 
Handlung  nicht  stattfinden,  nicht  gefunden  werden.  AllerdingB 
sei  in  anderen  ähnlichen  Staatsverträgen  ausdrücklich  bestimmt, 
daß  auch  eine  Bestrafung  wegen  anderer  strafbarer  Handlangen 
als  des  Auslieferungsverbrechens  ausgeschlossen  sei,  allein  diese 
Verschiedenheit  des  Ausdrucks  beiK  htijrc  iiii  lit  zu  dem  Schlüsse, 
dal'i  litT  Vertrag  von  1S81)  in  der  traglii  lien  Bezidiung  einen 
anderen  Sinn  habe.  W(»hin  die  entgegengesetzte  Ansicht  führe, 
zeige  der  vorliegende  Fall.  Ihv  pnnadische  Regierung  habe  die 
Aii^lit'tViuiig  wegen  des  Vergehen^«,  \N  t'j:eii  dessen  die  Bestrafuug 
statttiiiden  solle,  v«  t  wci^i  rr.  Man  halH>  nun  auf  Grund  einer 
aiidfr^n  strafl»nrf*n  liandlung  dif  Au.slitderung  erwirkt,  und  jetzt 
Wdllc  man  die  Strafe  we^-fii  des  Vcrgehpiis  vollsticcKi'U,  wegen 
dessen  die  canadisclie  Kt  «^i^  ruiig  die  Au^lit  tci  nng  fiir  unzulässig 
erklärt  halie.  Idr.s  sltdie  mit  der  Kegel  in  Widersi^ruch,  dali 
di'^  \'rdkerrechtlichen  Verträge  nach  deij  Grundsätzen  von  Trea 
und  Glauben  auszulegen  seien. 
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Von  II.  Wittmaaek,  Beichsgerichtscmt  a.  D. 

Das  englische  Recht  gestattet  der  Hegierung  nicht,  tlüclitigc 
Verbrecher  an  einen  fremden  Staat  auszuliefern,  wenn  nicht 
eine  Verpflichtung  hierzu  durch  einen  Staatsvertrag  begründet 
ist.*)  Die  englische  Regierung  nimmt  zwar  auch  in  Fällen,  in 
denen  ein  Ausliefernngsvertrag  nicht  geschlossen  ist,  oder  in 
welchen  der  Vertrag  sich  nicht  auf  eine  solche  strafbare 
Handlung  bezieht,  wie  sie  in  Frage  steht,  die  Auslieferung  von 
oinem  fremden  Staate  an:  sie  ist  aber  nicht  in  der  La^re. 
diesem  Staate  iii  einem  gleiciiaitigen  Falle  ebenso  williiilirig 
zu  sein. 

Vor  dem  .iahi-c  ISTO  iimbte  jeder  einzelne  Auslielei-imgs- 
vertrag  dem  Parlamente  zur  Beschlußfassung  vorgeh'gt  werden. 
Durch  ein  fJesetz  vom  9.  8.  1870  (die  F^rtnidilioif  Act)  wurde 
die  Krone  eiiiiiiclitigt,  bezüglich  der  in  einer  Anlage  zu  dem 
(lesetze  auljrenilirteii  strafbaren  Haiidliuisren  AiislieftTungs- 
\ertr;i;;e  mit  l'reiiuleii  Staaten  zu  schlielkii  luiter  deiii  Vorliehalt 
filier  Kündigunpsliist  von  einem  Jahr.  Ausgescldu.s.sfn  von  der 
Auslitderun«:  sind  solche  Personen,  weicht'  w»*gen  eim^'  Straf- 
tat von  politischem  Charaktei-  verfol;:t  werden.  Wird  die  Aus- 
liefening  wegen  einer  anderen  Strallat  verlfUff^t,  so  ist  sie  zu 
versagen,  wenn  der  Verfolgte  nachweist,  daß  es  in  Wiiklichkeit 

Auch  darf  der  Priiident  der  Yeieinigten  Staaten  tob  Nordaaierika 
niemanden  an  eine  fremde  Begiemng  analiefem,  wenn  nicht  htenv  eine  Vcr- 

pflicbtang  auf  (trund  eines  Gesetzes  oder  eines  völkerrechtlichen  Vertrages 
besteht.  Dif  FruL'c,  ob  auch  der  Präsidrnt  eines  Ihiionsstautes-  eine  Aus- 
liefeninir  Vi  rilit.^  ii  kann,  scheint  noch  nii  lit  definitiv  ausgetragen  zu  sein. 
Der  höchste  iJundesgerichtshof  hat  sich  dahin  ausgeäpruchen,  daß  sie  zu  vei- 
neincD  sei  {United  State«  Eeporta  119.  414). 
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darauf  abgesehen  ist,  ihn  wegen  einer  Straftat  von  politLicheHi 
Charakter  in  Untersuchung  zu  ziehen  oder  zu  bestrafen. 

Die  strafbaren  Handbingen,  wegen  welcher  nach  der  Akte 
von  1H70  die  Auslieferang  in  einem  Staats  vertrage  zugesichert 
werden  kann,  sind  solche,  welche  unter  den  Begriff  folgender 
Verbrechen  und  Vergehen  im  Sinne  des  englischen  Rechts  fallen: 

Murder  and  (Utemjpt  and  conspiracif  to  nrnrder. 

Manslaughter. 

Counterfeiting  atid  aUeriMff  monBy  a$id  utUrimg  counter- 
feit  or  altered  moneij. 

Forgery,  counterfeiting ^  and  altering,  an4  uttering 
«  forged  or  counterfeited  or  altered, 

Embesslement  and  larceny. 

Obtaining  money  or  goods  by  falsc  pretences. 

Crimee  by  bankrupts  agamst  bankruptcy  law. 

Fraud  hy  a  haUee,  banker,  agent,  fai^,  tmetee,  er 
.  director,  or  member,  or  public  offker  of  any  Company  made 
crimmal  by  any  Act  for  Üie  time  being  in  force. 

Eape. 

Äbduction. 

ChUd  steaHng. 

Burglary  and  kouse^reaking, 
Araon, 

Jtobbery  wifft  violence, 

Ikreate  by  letter  or  otherwiee  wiUi  intent  to  esetorL 
Piracy  by  law  of  mUions, 

Sinking  or  destroying  a  veesel  at  oea,  or  attempHng,  or 
conspiring  to  do  so. 

Asaaulta  on  board  a  ship  on  ihe  high  seas  wtth  kUent 
to  destroy  lifo  or  to  do  gHewms  bodüy  Harm, 

EevoU  or  conspiracy  to  revolt  by  two  or  more  persans 
on  board  a  ship  on  the  high  seas  against  Ute  au&umty  of 
the  master. 

Ein  Gesetz  vom  5.  8.  187;J  erklärte  die  Aosliefenuigsakte 

auch  auf  solclie  Straftaten  für  anwendbar,  die  vor  Erlaß  der 
Auslieferungsakte  begangen  waren.  Es  beseitigte  ferner  den 
Zweifel,  w'cleher  hervorgetreten  wai',  ob  die  Auslieferung  auch 
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wegen  Anstiftung,  Teilnahme  oder  Begünstigung  bezüglich  der 
in  der  Akte  erwähnten  Straftaten,  sofern  jene  Handlungen  nach 
englischem  Recht  strafbar  seien,  bewilligt  w  ( nlen  dürfe,  indem 
es  diese  Frage  bejahte.  Dann  d(  hiite  es  die  Zahl  der  Straf- 
taten, wegen  welcher  die  Auslit  fLi  ting  erfolgen  darf,  aus.  Zu 
den  im  Gesetze  von  lb70  auigeiübrten  wurden  folgende  hinzu- 
gefügt : 

Kidnapping  and  false  imprisonmetit. 

Per  Jury,  and  subomation  of  per  Jury,  wbether  under 
common  or  Statute  law. 

Äny  indictable  offmce  under  the  Larceny  Act,  1861,  or 
any  Act  amending  or  suhstihdpd  for  the  same,  tohich  is  not 
mduded  in  the  first  schedule  to  the  principal  Act, 

Any  indtctahle  offence  under  the  Act  of  the  Session  of 
the  twenty-fourth  and  ttventy-fifth  ffears  of  ihereign  of  Her 
preseiit  Majesty,  chapter  ninety-seven,  „To  consolülatc  and 
amend  the  Statute  law  of  England  and  Ireland  relating  to 
malidous  injuries  to  property'*  or  any  Act  amending  or 
substituted  for  the  same,  which  is  not  included  in  the  first 
schedule  to  the  principal  Act, 

Anp  imUctable  offenes  under  the  Act  of  the  sesskm  of 
the  twent^fourlh  and  *iwentjf-fifth  ffears  of  the  reign  ofHer 
present  Majesty,  chapter  ninety-eight,  „To  consolidate  and 
amend  the  Statute  law  of  England  and  Ireland,  relatinff  to 
indictdUe  offences  by  forgery",  or  any  Act  ameuding  or 
suMOuted  for  the  same,  which  is  not  included  in  the  first 
schedide  to  the  principal  Act 

Any  indictable  offence  under  the  Act  of  the  Session  of 
the  twenty-fourth  and  twenty-fifth  years  of  the  reign  of  Her 
present  Majesty,  chapter  ninety-nine,  „To  consolidate  and 
amend  the  Statute  law  of  the  United  Kingdom  against  offences 
relating  to  the  coin"  or  any  Act  amending  or  substituted 
for  the  same,  which  is  not  included  in  the  first  schedule  to 
the  principal  Act. 

Any  indictable  offence  under  the  Act  of  the  Session  of 
the  twenty-fourth  and  twenty-fifth  years  of  Her  present 
Majesty,  chapter  one  hundred,  „To  consolidate  and  amend 
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thc  sl'ihffe  law  of  England  and  IrrJand  rrlniuiff  io  offoncpa 
afiaiiisl  Ute  j}ersofi".  or  anif  Act  iiniemling  or  snh.sid/tled 
for  iho  satne,  u  hich  Is  not  includeU  in  the  first  schedule  to 
the  principal  Act. 

Any  indictable  offener  nnder  the  Jaus  for  thc  tinic  hriiiQ 
in  force  in  reJatfon  to  tmnh  ruptcy,  ichich  is  twt  ifwluded  m 
tlie  jirst  schedule  to  the  principal  Act. 

Eiü  anclorf's'  (besetz  von  JH73  gestattet,  dio  Anslicfcnmo^ 
wegen  Übertretung  der  Gesetze  wider  den  Sklavenhandel  zu 
bewilligen. 

Durch  ein  (iesetz  vom  4.  8.  06  ist  schließlich  ^bribery'' 
unter  die  strafbaj%n  UandlungeD  aufgenoininen,  wegen  deren 
eine  Auslieferung  erfolgen  darf.  Den  Anlaß  zu  diesem  Clt  setz 
bot  ein  Vertrag  mit  den  Vereinigften  Staaten  von  Nordamerika, 
in  welchem  die  Auslieferung  wegen  hrtbery  festgesetzt  war. 
£in  solcher  Vertrag  konnte  nach  dem  englischen  Recht  nur  in 
Kraft  treten,  wenn  die  Liste  der  in  den  Auslieferungsgesetzen 
aufgeführten  Delikte  durch  Hinzufügung  des  Delikts  bribery 
verroUstSrndigt  wurde.  Es  scheint  in  den  Beziehungen  dieser 
beiden  Staaten  das  Bedürfnis  hervorgetreten  zu  sein,  auch  die 
wegen  hribary  verfolgten  oder  bestraften  Personen  auszuliefern. 
Brtbery  entspricht  im  wesentlichen  unserem  Begriffe  der  Be- 
stechung (§§  331—334  StGB). 

Das  Deutsche  Heich  hat  unterm  14.  4.  1872  einen  Ans- 
lieferungsvertrair  mit  England  geschlossen.  Dieser  konnte  sich 
nur  auf  die  in  der  Akte  von  1870,  nicht  auf  die  in  der  NoveUa 
von  1873  erwähnten  strafbaren  Handlungen  beziehen.  Von  den 
in  jener  Akte  benannten  Verbrechen  und  Vergehen  sind  in  den 
Vertrag  nicht  aufgenommen  r  conspiracy  to  mw^äer,  piracy  by 
law  of  nations  und  conspiring  to  sink  or  destroy  a  vessel  ai 
sea.  Diese  Verbrechen  sind  uusgL'lassen,  weil  sie  im  Deutschen 
Kecht  niclit  als  besondere  strafbare  Handhinp:t  ii  mit  Straft  be- 
droht sind.  Die  Ausli^  ii  iini^^  setzt  voraus,  dalj  die  Handlung, 
wciii  ii  welcher  sie  erfolgen  sull  nach  den  Uesetzen  beider  in 
Betraclit  koninanden  Staaten  strafbar  ist.  Im  übrigen  \vei(  heii 
die  im  Vertragfe  aufgeführten  strafbaren  Handlungen  in  folgen- 
de tu  von  deu  in  der  Akte  von  1870  benannten  ab.  In  der  Aktt 
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heißt  es:  counterfeiting  nr  altering  money  and  uUeHng 
amnterfeit  or  aHered  tnanejf,  in  dem  Vertrage  sind  diesem 
Passus  die  Worte  or  bringing  into  circulaHon  hinzugefügt. 
Dieses  ist  gesch^en,  iiia  eine  Obminstimmnng  mit  §  147  StGB 
herheiznftthren  (vgl.  DenkBchiilt  in  Drucks,  d.  deutschen  Reichs- 
tags, 1872,  3.  Session  fid.  II  Nr.  98).  Den  Worten  in  der 
Akte  forgery,  counterfeiHng,  and  aUering,  and  uUering  what 
is  forged  or  counterfeUed  or  aitered  ist  in  dem  Vertrage  hinzu- 
gefOgt  c&mprehending  Gte  crimea  designated  in  the  German 
Pencd  Öfde  as  caunierfeiHng  or  falaiflcation  of  paper-money, 
banknotes  or  ofher  seeuriHeSj  f orger y  or  faisiflcoHon  of  ofher 
pMic  or  pHvate  documents,  Ukewise  ihe  uUering  or  bringing 
into  circuiation  or  teüfuUy  using  such  counterfeited,  forged 
orfalsified  papers.  Weiter  ist  dem  F^ubsos  cHtnes  by  bankrupts 
against bankruptcy  law  folgendes  hinzugesetzt:  comprehending 
ike  crimes  designated  in  ^  German  Fenal  Code  as  bank- 
ruptcy liable  to  prosecuHon.^) 

iJaiiadi  iiiidet  zufolge  des  deutschen  Textes  des  Vertrages 
die  Auslieferung  für  folgende  strafbare  Handlungen  statt: 
Mord,  Mordversuch. 
Totschlag. 

Nachmarhen  oder  Verfälschen  von  Metallgeld,  Verausgabung 
oder  luverkelirbringen  nachgemachten  oder  verfälschten  Metall- 
geldes. 

Nachmachen  oder  Verfälschen  von  P.ipierfreld,  Banknoten 
oder  anderen  Wertpapieren,  Fiilschung  oder  Verlalsrhunfr  anderer 
öffentlicher  oder  Privatnrknndeii,  ingleichen  VeraUvSgabung  oder 
Tn verkeil rhrin^ren  oder  wiHseutliches  Gebrauchen  solcher  nach- 
gemachten oder  gefälseliten  Papiere. 

i")iel)stahl  und  rntei'sclila^iniz-. 

Erlan<^nug  von  Geld  oder  anderen  Sachen  durch  falsche 
Vorspietrelniigen. 

Strafbarer  Bankerott,  unter  welchen  Begriff  alle  diejenigen 
strafbaren  Handlungen  fallen,  die  nach  den  bezüglichen  Be- 


h  Der  Ausdrnck  Act  ist  einmnl  diTrch  l«m  ersetzt,  wohl  weil  tmeere 
Qeeetse  nicht  als  Act  beseichnet  werden. 
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stimmmigeii  des  deutschen  Strafgesetzbuchs  gerichtlich  geahndet 
werden. 

Untreue  seitens  eines  Verwalters  und  Beauftragten,  Bankiers, 
Agenten,  Prokuristen,  Vormundes  oder  Kurators,  Vorstandes, 
Mitgliedes  oder  Beamten  irgend  einer  Gesellschaft,  soweit 
dieselbe  nach  den  bestehenden  Gesetzen  mit  Strafe  bedroht  ist. 

Notzucht. 

Entführung. 

Kinderraub. 

Einbrechen  und  Bindringen  in  ein  Wohnhaus  oder  dant 
gehöriges  Nebengebäude  mit  der  Absicht,  ein  Verbrechen  zu 
begehen,  zur  Tages-  (h&iu^reaki$tff)  oder  Nachtzeit  (burgtarff)- 

Vors&tzliche  Brandstiftung. 

Raub  mit  Gewalttätigkeiten. 

Erpressung. 

Vorsätzliche  Versenkung  oder  Zerstörung  eines  Schiffes 
zur  See  oder  Versuch  dieses  Verbrechens. 

Angriffe  auf  Vmomn  an  Bord  eines  Schiffes  auf  hoher 
See  in  der  Absicht  zu  töten  oder  eine  schwere  Körperverletzung 
zu  verüben.  • 

Widerstand  mit  Tätlichkeiten  (revolf)  gegen  den  Scliiffs- 
führer  an  Bord  eines  Schiffi's  auf  hoher  See,  wenn  dieser  von 
zwei  oder  mehreren  Personen  verübt  wird,  oder  Verschwörung 
zu  einem  solelien  Widerstande. 

Eine  Vervollständigung  des  Vertrages  unter  Berücksichti- 
gung der  später  in  England  crf()l|?ten  Ausdehnung-  der  Zahl 
der  strafbaren  Handl!ino;en,  wegen  deren  die  An^lit  ferung 
erfol<2feii  kfum,  hat  nicht  stattgefunden.  I)<t  Vertrag-  schreibt 
die  Auslieiening  wegen  Teilnahme  (participatton)  an  den  darin 
angegebenen  strat'liarcn  liandlungen  vor,  vorausgesetzt,  daß  die 
Teilnahme  nach  den  Ivecliteu  beider  T.ünder  strafbar  ist.  Wenn 
die  englische  Gesetzgeltung  im  Jahre  1878  den  Zweifel  be- 
seitigte, ob  auch  wehren  Teilnahme  die  Auslieferung  erfolgen 
dürfe,  so  war  dieses  für  das  Vertragsverhältnis  zwischen  dem 
Deutschen  Reich  und  England  unerlieblich.  Durch  Vertrag 
vom  5.  o.  1894  ist  der  Vertrag  von  1872  auf  die  deutschen 
Schutzgebiete  ausgedehnt.    £iae  Erweiterung  der  Zahl  der 
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strafbaren  Handlangen,  wegen  welcher  die  Ausliefemng  erfolgt, 
bat  dabei  nicht  stattgefunden.  Man  darf  wohl  annehmen,  daß 
ein  Bedfirfnis  nadi  einer  solchen  Erweiterong  nicht  hervor- 
getreten  ist.  Zwischen  Oesterreich-Ungarn  und  Großbritanniea 
ist  ein  Ansliefenmgsyertrag  am  3.  12.  1873,  also  nach  der 
Novelle  von  1878,  geschlossen.  Von  den  in  dkser  Novelle 
an^efOtarten  strafbaren  Handinngen  sind  in  den  Yertrsg  avf- 
l^onimen:  kidna^aping  and  false  fn^Hsonmmt  (Menschen- 
raub nnd  nnbeiogte  Einscbrftnknng  der  persönlichen  Freiheit 
eines  Menschen),  femer  perjursf  er  suborttatian  of  jpeirjwry 
(falsche  eidliche  Aussage  oder  YerleitDng  zn  derselben)  nnd 
moMcfoitf  ißdjury  to  propertjf,  if  cffence  be  indktaJbie 
(boshafte  BeschSdignng  fremden  Eigentums,  sofern  sie  nicht 
blos  als  Übertretong  strafbar  ist). 

Mit  den  englischen  Anschamingen  steht  es  nicht  in  Wider- 
Spruch,   einheimische   Staatsangehörige   an   eine  auswftrtige 

Kegiei  ting  auszuliefern.  Die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  lehnte  frülier  die  Abschließnng  eines  Aus- 
liefe iiinpsvertrages  ab,  wenn  der  andere  Teil  die  eigenen  T^nter- 
tanen  von  der  Ausliefemng  ausnehmen  wollte.  Erst  im  .Jahre 
1852  hat  sie  sich  nach  längeren  Verhandlungen  Uazu  verstanden, 
mit  Preußen  und  im  Jahre  1853  mit  Bayern  Auslieferungs- 
veiträge  zu  scliließen,  in  welche  der  Vorbehalt  aufgenommen 
wurde,  daß  eigene  Untertanen  nicht  ausgeliefert  werden  sollten. 
Die  englische  Regierung  hat  Staatsvertrage  geschlossen,  in 
denen  sich  beide  kontrahierenden  Teile  zur  Aualieferung  ver- 
prtit  litrii,  ohne  Unterschied,  ob  die  auszuliefernde  Person  In- 
länder ist  oder  nicht. In  anderen  Verträgen  ver])Hiclitet  sich 
die  englische  Kegierung  unbeschränkt  zur  Auslieferung,  wahrend 
der  andere  Teil  von  der  Verpflichtung  die  eigenen  rntertanen 
aujinimmt.'^)    In  einer  dritten  Art  von  Verträgen  reservieren 


^)  So  in  den  Vertrftgen  mit  jScaador  nnd  den  Vereinigten  StMten  von 

Ji^ordamerika. 

^)  So  in  den  YertiHgen  mit  Luxeiubarg,  der  Schweiz  und  Spanien. 
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sich  beide  Teile  die  Befugnis,  die  Aiudiefeniiig  eigenen 
Untertanen  zu  bewilligen  oder  zu  verweigern.*) 

In  dem  deatsch-engiischen  Vertrage  ist  bestimmt,  daß  kein 
Deutscher  von  der  dentschen  und  kein  Engländer  von  der 
englischen  Regierang  an  den  anderen  Staat  an^geliefert  wird.^ 

§  9  StGB  untersagt  die  Auslief enuig  von  Deutschen  an  eine 
fremde  Regierung.  Die  Vaiscbnft  ist  mcbt  neu  eingefSkrt, 
sondern  entspricht  den  hergebrachten  Anschauungen.  Die 
schledenheit  der  im  Deutschen  Reich  und  in  dem  englisch- 
amerikanischen  Rechtsgebiete  vorhandene^  Anschauungen  besäg- 
lich der  Zulässigkeit  der  Auslieferung  eigener  Staatsangehöriger 
steht  mit  den  Rechtsvorschriften  über  den  Geltungsbereich  der 
Stra%esetze  in  Beziehung.  Nach  §  3  Nr.  3  StGB  wird  ein 
Deutscher  auch  wegen  eines  im  Auslände  begangenen  Verbrechens 
und  Vergehens  bestraft,  wenn  die  Handlung  auch  nach  den  Ge- 
setzen des  Ortes,  an  welchem  sie  begangen  ist,  mit  Strafe  be- 
droht ist  In  England  und  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  dagegen  unterliegen  Handinngen,  welche  außerhalb 
des  Territoriums  begangen  werden,  nicht  der  Straf gerichtsbarkeit, 
mag  der  Täter  auch  ein  eigrener  Untertan  sein.  Ein  Engiii nder 
oder  Nordamerikaner,  welclier  im  Auslände  eine  strafbare  Hand- 
lung begangen  hat,  würtle  also  straflos  bleiben,  wenn  es  ihm 
gelänge,  sich  in  seine  Heimat  zu  iUiehten  und  sein  Heimatstaat 
nicht  durch  einen  Staats vertrajj;  verptlicht^t  ist,  ihn  auszuliefern, 
mag  er  sich  auch  eines  noch  su  s(  hweren  Verbrechens  s<  luiliiig 
gemacht  haben.  Da  im  alliiemeini  n  einem  Staate  nicht  damit 
gedient  ist,  daii  ein  Verbrecher  ungestraft  in  seinem  Territorinni 
bleibt,  mag  er  auch  Inländer  sein  und  das  Verbrechen  im  Aus- 
lände begangen  haben,  so  ist  c-  erklärlich,  dal.»  luigland  auch 
Auslieferungsverträge  gest  ljlos>en  hat,  in  denen  die  Auslieferung 
eigener  Untertanen  ohne  Gegenseitigkeit  zugestanden  wird.  Aber 

'  »  So  iu  den  V(  rtr,igt  n  mit  Argentinien.  Bolivia,  (  hil«-.  Columbia, 
jyibena,  Mexiko,  iMunalio,  den  Niederlanden,  Kumänien,  Kulilund,  ban 
Marino,  Penien. 

^  Eine  Umliche  BeBtimmnng  findet  sieb  in  den  Vwtrtgen  Shi^aiida 
mit  Belgien,  Brasilien,  Dänemark.  Frankreicb,  Gnatentala,  Haiti,  Italien» 
Oesterreich-Ungani,  Portugal,  Salvador,  Scliweden  nnd  Nonregen  und  Umgii«y> 
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auch  für  Staaten,  in  denen  der  Inländer  auch  wegren  einer  im 
Auslände  begangenen  Straftat  zur  Verantwortung  gezogen  wird, 
empfiehlt  es  sich  nicht,  die  Anslieferang  eigener  Staatsange- 
höriger in  den  AuslieferungsvertrSgen  von  der  Verpflichtung 
zur  Auslieferung  auszunehmen.  Wenngleich  der  Uebelstand,  daß 
ein  Verbrecher  straflos  im  Lande  bleibt,  hier  nicht  eintreten 
kann,  so  ist  doch  nicht  außer  acht  zu  lassen,  daß  die  Unter- 
suchung wegen  einer  strafbaren  Handlung  regelm&ßig  weit 
zweckmäßiger  im  farutn  delicH  commissi  stattfindet  als  in 
einem  fremden  Staat.  Sie  ist  dort  regelmäßig  zuverlässiger, 
weniger  weitläufig  und  langwierig  und  weniger  kostspielig.  Der 
Verbrecher  andererseits  kann,  auch  wenn  er  Inländer  ist,  sich 
nicht  mit  Fug  Uber  die  Ausllefemng  an  den  fremden  Staat  be- 
schweren, dessen  Gerichtsbarkeit  er  anheim  gefallen  wäre,  wenn 
ihm  nicht  die  Flucht  gelungen  wäre.  Voraussetzung  dabei  ist 
allerdings,  daß  der  fremde  Staat  durch  seine  Gesetze  und  Ein- 
richtungen die  erforderliche  Gewähr  für  eine  unparteiische,  den 
zivilisiirtin  Anschauungen  entsprechende  Strafrechtspttege  bicttt. 
Daß  diese  Voraussetzung  bei  l  iitcin  fremden  Staate  vorhanden 
ist,  wird  aber  durch  Abschlieliung  eines  AusUufeniii^'"svei'trages 
mit  demselben  anerkannt.  Ungerechtfertigt  ist  es  insbesondere, 
auch  diejenigen  Staatsangehörigen,  welche  die  Sta;its;iii^ehörig- 
keit  erst  nach  begangener  Tat  erworben  haben,  von  der  Aus- 
liefernrig  auszunehmen  und  dadurch  cineni  Verbrecher  die  .Mög- 
lichkeit zu  tTüffnen,  sich  der  gegen  ihn  In  gründeten  ^trafgericlits- 
l)arkeit  eines  Staats,  durcli  Erwerbung  der  Staatsangehörigkeit 
in  einem  andf»ren  Staate  zu  entziehen. 

Das  Jtialitiit  ilr  droit  tnteni<itio)uil  hat  sich  im  Jahre 
1ft80  mit  d«'r  Anslitfciiin^^sfrage  befaßt  und  u.  a.  folgende 
Kt'Sdlution  an^;i  riiinirnen :  j>ie  Auslicfci-uii*:  (ler  eiirenen  Staats- 
an^^i-hörigen  sicbere  ein«»  '„rntc  Strafrechtsptk^ge,  weil  es  wünschens- 
wti  t  sei.  da  Ii  soweit  uutglich,  die  Aburteilung  der  sti  albai  eii 
Haudluriiren  im  forum  delicti  commissi  erfolge.  Aber  auch 
wenn  man  sicli  auf  den  jetzt  in  der  Praxis  vorherrschenden 
Standpunkt,  daß  die  Auslieferung  der  eigenen  Staatsangehörigen 
unzulässig  sei,  .stelle,  so  dürfe  nuin  doch  nicht  auf  eine  solche 
Staatsangehörigkeit  Kücksicht  nehmen,  welche  erst  nach  Be- 

Z«itedirift  f.  iBtaro.  PriTaU  o.  Uffentl.  Recht.  ZVn.  26 
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gehang  der  Tat,  wegen  deren  die  Auslief erong  verlangt  werde, 
erworben  sei  (Annuaire  de  draii  intematknuü  1881—82 
8.  127  f.).») 

^'  In  don  von  England  geächlossenen  AuslieienmicrKverträgen  mit  Bra- 
silien, Italien  und  Portutral  sind  pij^cne  Untertanen  von  der  Anslipferunsf 
ausgcnouimen.  Die  Auslieferung  rindet  indessen  statt,  wenn  die  öuai«- 
angehsrigkeit  dnroh  IfatnraUMtioii  nach  Begdrang  der  Tat,  wegen  derai  dk 
AmsllefeniDg  VMlangt  witd,  erworben  iit.  —  Nach  Zeitiuigsiiadirichtcii  kat 
Bich  eine  Russin,  die  in  Rußland  wegen  eines  Verbrechens  verfolgt  warde 
und  ihre  Zuflucht  nach  Osterreich  genommen  hatte»  der  Attsliefming  dadnrcii 
entzogen,  daß  sie  einen  Österreicher  heiratete. 
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Von  der  Redaktion. 

A,  Die  deutsche  Denkschrift. 

Die  Anregang  zu  einer  zweiten  internatianalen  Friedens- 
konferenz  im  Haag  ist  im  Jahre  1904  von  dem  Heim  F^i- 
denten  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ausgegangen. 
Im  Jahre  1905  hat  Seine  Majest&t  der  Kaiser  von  Bnßland 
diese  Anregung  aufgenommen  und  Einladungen  zu  einer  solchen 
Konferenz  ergehen  lassen,  nach  deren  Annahme  Ihre  Majestät 
die  Königin  der  Niederlande  die  Konferenz  auf  Mitte  Juni  1907 
einherufen  hat.  Die  Konferenz  ist  daraufhin  am  15.  Juni  1907 
im  Haag  zusammengetreten  und  hat  bis  zum  18.  Oktober  getagt. 
Beteiligt  waren  fast  sämtliche  Staaten  Europas,  Asiens  und 
Amerikas,  zusammen  44  Staaten,  während  auf  der  Ersten 
Haager  Friedenskonferenz  von  1899,  wo  Mittel-  und  SQd- 
amerika  fehlten,  nur  26  Staaten  vertreten  waren.  Den  Konferenz- 
beratungen lag  im  wesentlichen  das  von  der  Russischen  Re- 
gierung aufgestellte  Programm  zu  Gmnde,  das  in  französischem 
Texte  und  in  deutsclier  Uebersetzung  beigefügt  ist-).  Danach 
sollte  sich  die  Konferenz  mit  der  Verbesserung  und  Ergänzung 


^)  Die  dem  dcuUcben  Reichst.iti  soibcu  —  Dezember  19()7  —  vorjrt'lo^te 
Denkschrift  hat  eine  über  ihre  nächätf  Bestimmung  hinausreicbende  Be* 
deatang.  Sie  bildet  ein  Dokument  der  Geschiebte  des  Völkerrechts  und 
einen  Beitrag  fflr  die  Aaslegung  1907  im  Haag  iMochloesenen  KonTcii- 
tionen.  Sie  wird  danun  hier  dem  Abdruck  der  Haager  Dekwnttite  (S.  416  II.) 
als  Einleitung  vorangeschickt. 

>)  3.  unten  S.  41». 
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der  auf  der  Bisten  Friedenskonferenz  getroffenen  Abkommen 
Uber  die  Scbiedssprechung,  über  das  Landkriegsrecbt  und  über 
die  Anwendung  der  Genfer  Konvention  auf  den  Seekrieg  sowie 
femer  mit  der  Ausarbeitung  eines  Abkommens  über  Fragen 
des  Seekriegsrecbts  befassen.  Dieser  Stoff  wurde  unter  Tier 
von  der  Konferenz  gebildete  Kommissionen  in  der  Weise  ve^ 
teilt,  daß  sich  die  erste  mit  der  Scbiedssprechung  und  der 
damit  zusammenhängenden  Einrichtung  einer  internationalen 
Prisengerichtsbarkeit,  die  zweite  mit  dem  Landkriegsrechte, 
die  dritte  und  vierte  mit  dem  Seekriegsrecht,  unter  Einschluß 
der  Anwendung;  der  Genfer  Konvention  auf  dtn  Seekrieg, 
bescliüttigten.  Die  Konferenz  hat  in  ihren  Vollversaniiiiiuii}:pn, 
Kommissionen  und  Ausschüssen  gegen  200  Sitzungen  iibge- 
halten.  i)d.s  Ergelmis  ist  in  der  in  französischem  Texte  und 
in  deutscher  Uebersetzung  anliegenden  Selilußakte  \i  zusamiatü- 
ge'faljt.  Danach  hat  die  Konferenz  14  \  ereinbarungen  über  die 
vorstehend  aufgeführten  Gegenstände  fertiggestellt  und  außerdem 
, verschiedene  Erklärungen  und  Anregungen  besclilnsseu.  Die 
Vereinbarungen  sind  gleichfalls  in  fi-anzrisisclieni  Texte-  und 
in  deutscher  Uebersetzun^'  anp:esclil(issen.  elienso  ein  weiterer 
der  Schlußakte  beigefügter  Vertragsentwurf,  den  die  Konferenz 
den  Mächten  zur  Annahme  empfohlen  hat. 

Von  den  14  Vereinbarungen  beziehen  sich  zwei  (Xo.  I,  II 
des  Veizeii  bnisses  der  Schlußakte)  auf  die  Sebiedssprechaogt' 
zwei  (No.  III,  XIV;  auf  die  Kriegführung  im  allgemeinen,  zwei 
(No.  ly,  Y)  auf  das  Landkriegsrecht  und  die  übrigen  seht 
(No.  VI  bis  xni)  auf  das  Seekriegsrecht  Durch  die  Aus- 
arbeitung dieser  Vereinbarungen  ist  das  russische  Programm') 
zum  größten  Teile  erledigt  worden;  insbesondere  hat  die 
Konferenz  die  bestehenden  Haager  Abkommen  von  1899  is 
wesentlichen  Punkten  verbessert  und  durch  neue  Bestimmungen, 
teilweise  auch  durch  neue  Abkommen  ergänzt.  Auf  dem 
Gebiete  des  Seekriegsrechts  hat  das  Programm  allerdings  nicht 


^)  Siehe  unten  S.  416. 
>)  Siehe  unten  S.  48711, 
^  Siehe  nnten  S.  415. 


Digitized  by  Google 


Die  deutacbe  D^lcadifift. 


391 


erschöpft  wrrdon  können,  weil  die  Rechtsanff:i^^unp:en  und  die 
Intere^n  der  beteiligten  Mächte  nicht  überall  in  Einklang 
zn  bringen  waren.  Immerhin  sind  auf  diesem  Gebiete  wichtige 
Fragen  geregelt  worden;  auch  berechtig^  die  Errichtung  eines 
internationalen  Prisenhofs  zu  der  Hoffnung:  auf  eine  sachgemäße 
Weiterbildung  des  Seekriegsrechts.  Die  Konferenz  selbst  hat 
mit  dem  in  der  Schlußakte  niedergelegten  vierten  Wunsche 
(unten  S.  427)  angeregt,  die  Ausarbeitung  einer  vollständigen 
JSeekriegsordnung  in  das  Programm  der  nächsten  Konferenz 
auizanebmen  und  bis  dahin  auf  den  Seekrieg  soweit  wie  möglich 
die  Grundsätze  der  Landkriegsordnung  anzuwenden. 

Von  den  sonstigen  in  der  Schlußakte  gegebenen  Anregungen 
ist  besonders  hervorzuheben  der  Beschluß  über  die  Beschiiüikung 
der  Militärlasten  (unten  S,  427),  der  in  Bestätigung  des  gleichen 
Beschlusses  der  Ersten  Friedenskonferenz  den  Vertragsmachten 
das  emstliche  Studium  dieser  Frage  empfiehlt.  Der  neue 
Beschluß,  der  von  der  Konferenz  ohne  weitere  Erörterung  ein- 
stimmig angenommen  worden  ist,  entspricht  der  Stellung,  die 
Deutschland  in  der  Frage  von  vornherein  eingenommen  hat. 
Denn  die  Reichsverwaltung,  die  dieses  schwerwiegende  Problem 
bereits  vor  der  Konferenz  einer  eingehenden  Prüfung  unterzogen 
hatte,  kann  nur  wünschen,  daß  die  Frage  bei  allen  beteiligten 
Mächten  den  Geprenstand  einer  weiteren  ernsten  Prüfung  bilden 
möge.  Sie  winl  iiiclit  vertVIilru.  dvivn  iiruktiselu.'  Ergebnisse 
in  Verbindung  mit  dt  n  Krgt  hiiisst  ii  ihrer  eigenen  l*rüfung 
seinerzeit' in  sorgfältig»'  und  ginvisscniiaitL'  Erwaguiij^"  zu  in'liinen. 

Zu  dvn  einzelneu  von  (Irr  KoiitVn'UZ  angenounneuen  Ver- 
einbarungen und  den  damit  zusammeuliängenden  Anregungen 
ist  nachstehendes  zu  bemerken. 

I.  Abkommen  zur  f  r  i  itll  ichen  Erledigung 
internationaler  Streitfall  v. 

Durch  dieses  Abkommen,  das  an  die  Sti  Ik«  des  bestehenden 
Haager  Srhiedsnlikouimens  treten  soll,  sind  dessen  P>f'stim- 
mungen  erliei»lich  verbessert  worden.  Insbesondere  luit  eine 
Ausgestaltung  des  dritten  Titels  über  die  internationalen  Unter- 
sachongskommissionen  stattgefunden,    wobei  auch   die  Er- 
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falirimn;en  der  ans  Anlali  dos  lIiilhT  Stroitfalls  eing^esf-tztt n 
Untorsiifhiuig'sk(>iiiniissi(»n  berücksichtigt  wonloii  sind.  Ferner 
sind  weseiitlirhe  Lücken  in  dem  Verfahren  vor  dem  Haager 
Schiedsgericht  ausgetüllt  worden,  so  namentlich  durch  die  im 
Art.  4r>  (früher  24)  ontiialtenen  Bestimmungen  über  die  Zu- 
saiiiiiioiisotzung  des  Gerichts  und  dnrcii  die  in  den  Artt.  53, 
Ö4  neu  getroffenen  Bestimmungen  über  das  Zustandf-koinmon 
des  in  jedem  einzelnen  Falle  abzuschließenden  Schirdsvertrai»^. 
Endlich  ist  im  vierten  Titel  ein  viertes  Kapitel  hinzugefügt, 
wodurch  ein  abgekürztes  Schiedsverfahren  neu  eingeführt  wird. 

Dagegen  haben  auf  der  Konferenz  zwei  im  Zusammenhantre 
mit  dem  llaager  Schiedsabkommen  behandelte  (Gegenstände  nicht 
zum  Abschlüsse  gebracht  werden  können,  nämlich  die  Errichtung 
eines  ständigen  internationalen  Schiedsgerichtshofe  und  die  Ein- 
führung der  obligatorischen  Schiedssprechung. 

Internationaler  Schiedsgericbtshol 
Die  Errichtung  eines  solchen  Schiedsgerichtshofs  war  von 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  auf  der  Konferenz  an- 
geregt worden.  Die  Anregung  bezweckte  die  möglichste  Er- 
leichterung der  Schiedssprechung,  indem  ein  ständiger,  in  be- 
stimmter Weise  zusammengesetzter  Weltgerichtshof  jährlich  im 
Haag  zusammentreten  sollte,  um  alle  ihm  von  den  Yertrags- 
mächten  unterbreiteten  Streitigkeiten  kostenlos  zu  entscheiden. 
Eine  solche  Einrichtung  erschien  als  ein  durchaus  zweckm&Biger 
Schritt,  der  auch  den  von  Deutschland  angestrebten  Zielen 
entsprach.  Die  Deutsche  Delegation  hat  daher  diese  Anregung 
lebhaft  unterstützt  und  eine  entsprechende  Vorlage  gemeinflam 
mit  der  Amerikanischen  und  der  Britischen  Delegation  aas- 
gearbeitet  und  eingebracht.  Zum  Abschluß  eines  Vertrags  hat 
die  Vorlage  auf  der  Konferenz  nicht  geführt,  weil  man  sich 
dort  über  die  Zusammensetzunp-  dos  (Herichtshofs  nicht  einigen 
konnte.  Die  Konferonz  liat  abor  mit  dem  in  der  Schlußakte 
von  ihr  <;c:uißerten  ersten  Wiinsclic  (unten  S.  4201  don  Machten 
eni[)Iülilen,  den  auf  der  erwähnten  Vorlage  beruhenden  Entwurf 
anzunehmen,  sobald  eine  Verständigung  über  eine  geeignete 
Organisation  herbeigeführt  sein  wiirdo.  Deutscliland  ist  gern 
bereit,  seine  Mitwirkung  hierzu  eintreten  zu  lassen. 
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Obligatorische  Schiedssprechung. 

Wegen  Einffihnuig  der  obligatorischen  Schiedssprechung, 
die  fibrigens  nicht  an!  dem  rassischen  Programme  stand,  lagen 
verschiedene  Anträge  vor.  Diese  liefen  im  wesentlichen  daran! 
hinaus,  alle  streitigen  Bechtsfragen,  insbesondere  solche  über 
die  Anwendung  und  Auslegung  internationaler  YertrSge,  der 
Schiedssprechung  zu  unterstellen,  unter  der  Voraussetzung,  daß 
weder  die  Lebensioteressen  noch  die  Unabhängigkeit  oder  die 
Ehre  einer  der  streitenden  Parteien  entgegenständen;  die  An- 
rufung dieser  sogenannten  Ehrenklausel  sollte  indes  bei  ver- 
scliit'denen  G^.genständen,  namentlich  bei  Verträgen  bestimmten 
Inhalts,  nicht  stuttliait  sein.  Ein  solcher  Weltschiedsvertrag 
erschien  der  Deutschen  Delegation  nicht  annehmbar,  da  nach 
dem  Ergebnisse  der  auf  der  Konferenz  gepllogenen  Verhand- 
lungen sowohl  seine  Begrenzung  wie  seine  Ausführung  wie  auch 
seine  Wirkungen  zu  den  ji^rößten  Schwierigkeiten  geführt  hätten. 

Was  zunächst  die  liegrenziinpf  des  Vertrags  betrifft,  so  be- 
stand auf  der  Konferenz  darülier  Einverständnis,  daß  der 
obligatorischen  Schiedssprechung  die  Intere.ssenfra<?en  als  Fragen 
l)olitischer  Natur  nicht  unterstellt  werden  sollten,  da  solche 
Fragen  dem  Gebiet^  der  >rediati(in  flri'j'^liriren.  Die  Konferenz 
hat  aber  keine  Formel  linden  können,  die  geeignet  war,  die 
Interessen frap^en  von  den  bloßen  Ivechtsfraiien  in  klarer  Weise 
zu  trennen;  hierauf  mußte  schon  deslialb  besonderer  Wert  gelegt 
werden,  weil  der  Be^n-iÜ"  der  Kecbtsfrafre  in  den  einzelnen 
Ländern  einer  verseil  iedenen  Deutung"  Iah  ig  ist.  Eine  weitere 
Schwierigki'it  in  der  Hegrenzunj^  bestand  darin,  daß  die  vor-  • 
gesciilagenen  Formulierungen  nicht  die  Streitigkeiten  unter- 
geordneter Bedeutung  auszuscheiden  vermochten,  obwohl  sich 
solche  für  eine  Schiedssprechung  schon  im  Hinblick  auf  den 
damit  verbundenen  erheblichen  Zeit-  und  Kostenaufwand  im 
allgemeinen  nicht  eignen. 

Sodann  erschien  die  Ausführung  des  Weltschiedsvertrags 
nicht  als  liinreicliend  gesichelt.  Einerseits  stellte  die  erwähnte 
Ehrenklausel  die  Ausführung  des  Vertrags  in  das  freie  Ermessen 
der  ^fäclite,  zumal  da  jede  Partei  sie  mit  durchgreifender 
Wirkung  hätte  anrufen  können.   Andererseits  war  keine  ge- 
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nügeDde  Vorsorge  getroffen,  um  in  jedem  einzelnen  Falle  da« 
Zustandekommen  des  zor  Begeliing:  der  Fragestellung  und  der 

sonstigen  Bedin^nin^en  des  Verfahrens  erforderlichen  besonderen 
Schiedsvertragrs  (Art.  52  des  neuen  Schiedsabkommens)  zu  sichern, 
da  die  Artt.  53,  54  hierzu  nicht  ausreichtin  und  die  weiter- 
^*  henden  dentscht  ii  Antrage  ali^relehnt  wurden.  Dazu  kam,  daß 
iiacli  der  Verfassunof  verschiedener  Länder  zum  Altschlu;sse  des 
besonderen  SchiedsvLrtra^  in  jedem  einzelm  n  Falle  die  Ge- 
nehmifTung:  der  pfesetzjrpl'emlcn  Körperschaften  eriurderlich  wart', 
so  daß  sich  für  die  einzelnen  Länder  eine  verschiedene  .\rt  der 
rtM  litliclii  n  i;iiiiliui^-  ergeben  liätte.  Alh-  diese  Vorbtdialte  waren 
«reci^riif-t.  (lern  \Veltschiedsvertra{?e  seinen  oldigatorischeu  Charak- 
ter zu  nelimrn  und  ihn  damit  illnsdriscli  zn  maclien. 

Kiidlicl)  Iicnsclite  auf  der  Konti-n  nz  keine  Einifrkeit  über 
die  W  irkungen  der  Schiedsspreciiung.  Vor  allem  bestand 
Meinungsverscliiedenheit  darüber,  in  welchem  Verhältnisse  die 
Sprüche  der  Schiedsgerichte  zu  den  Urteilen  der  nationalen 
Cierichte  stehen,  insbe^sondcn»  ob  sie  die  Kraft  haben  sollten, 
die  bereits  »  rgangenen  Urtidle  eines  solchen  Gerichts  umzu- 
stoßen oder  dieses  wenigstens  für  die  Zukunft  au  die  von  dem 
Scliiedsgerichte  gegebene  Auslegung  der  Reclitsf^rage  ZU  binden. 
Sodann  war  eine  befriedigende  Regelung  nicht  zu  erzielen  für 
den  Fall,  wo  eine  Macht  durch  Schiedsspruch  verpflichtet  wird, 
zur  Ausführung  eines  internationalen  Vertrags  ihre  Gesetzgebung 
in  gewissem  Sinne  zu  ändern,  die  gesetzgebenden  Köi^rscbaften 
sich  aber  weigern,  die  erforderlichen  Aenderungen  zu  beschließen. 
Außerdem  bestand  in  Ansehung  der  Verträge,  an  denen  mehr 
als  zwei  Mächte  beteiligt  sind,  das  Bedenken,  daß  Über  dieselbe 
Frage  einander  widersprechende  Schiedssprüche  eingehen  könnten, 
die  zu  einer  ganz  verschiedenen  Handhabung  des  Vertrags 
führen  würden. 

Bei  dieser  Sachlage  konnte  von  dem  in  Aussicht  genommenen 
Weltschiedsvertrag  eine  Forderung  des  Scbiedsgerichtsgedankens 
nicht  erwartet  werden.  Vielmehr  bestand  die  begründete  Be- 
sorgnis, daß  über  die  Anwendung  und  Auslegung  eines  solchen 
Vertrags  ernste  Streitigkeiten  entstehen  könnten,  die  der  Sache 
des  Friedens  nicht  dienlich  sein  würden.  Die  Delegation  des 


Digitized  by  Google 


Die  deutsche  Denl^hiift. 


395 


Keicbs  liat  daher  den  toii  der  Mehrheit  der  Kdiifrit  iiz  aufirt'- 
stellteii  VniNchlägen  üImt  die  oblig^atorisrlio  Scltit  [..sjueciiunt^ 
Tiirlit  ziiziistmiineii  vi-naoclit;  derselbe  Staudiiunki  ist  einer 
Kcihe  aiiden  r  Machte,  darunter  von  mehreren  <  ii  nijin.'ichten, 
vertreten  worden.  Mit  Kücksiclit  hierauf  hat  sich  die  Konferenz 
mit  der  in  der  Schhiiiakte  entiiaitenen  Krkliininjr  (Seite  42()) 
begnügt,  daß  sie  grundsätzlich  in  der  Anerkennung  der  obli- 
gatorischen Scliiedssprechung  einig  sei  und  daß  sich  für  die 
vorbehaltlose  Durchfühnmg  dieses  Grundsatzes  insbesondei'e 
Streitigkeiten  über  die  Anwendung  und  Auslegung  internationaler 
Vertragsabreden  eignen. 

Dieser  Ji^klärung  konnte  die  Deutsche  Delegation  unbe- 
denklich zustimmen.  Denn  Deutscliland  bat  bereits  obligatorische 
Schiedsverträge  mit  (iroßbritannien  und  mit  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  vereinbart,  von  denen  der  erstere  sofort 
in  Kraft  getreten  ist;  auch  sind  in  die  neuen  deutschen  Handels- 
verträge Schiedsklauseln  aufgenommen  worden,  wonach  alle 
Streitigkeiten  Uber  Tariffragen  besonderen  Schiedsgerichten 
unterbreitet  werden  sollen.  Auf  diesem  Wege  des  Abschlusses 
von  Sinzelverträgen  beabsichtigt  die  Kaiserliche  Regierung, 
soweit  es  den  deutschen  Interessen  entspricht,  weiter  fortzu- 
schreiten. Denn  die  Bedenken,  die  gegen  einen  Weltscbieds- 
vertrag  sprechen,  erledigen  sich  zum  großen  Teile,  wenn  es 
sich  um  Schiedsabreden  zwischen  einzelnen  Staaten,  deren 
gegenseitige  Beziehungen  sich  übersehen  lassen,  oder  um  die 
Einrfickung  der  Schiedsklausel  in  einzelne  bestimmte  Verträge 
handelt.  Hier  kann  auf  begrenztem  Gebiete  von  der  Schieds^ 
sprechung  eine  gute  Wirkung  erwartet  werden. 

II.  Abkommeui  betreffend  die  Beschränkung 
der  Anwendung  von  Gewalt  bei  der  Eintreibung 

von  Vertragsschulden. 

Dieses  Abkoniiiit  n  bezieht  sich  uiil  ( a  Idfin  dcrungen  jeder 
Art,  die  den  Angthörigen  eines  Staat»  >  uui  («rund  eines  Ver- 
tragsverhältnisses gegen  einen  fnuiden  Staat  zustehen.  Der 
Art.  1  bestiimiit.  daß  dn-  Staat.  d<*in  der  ( !I;iiilii«if'r  sniirehört, 
zur  Eintreibung  von  F  orderungen  keine  Waüengewalt  anwenden 
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darf,  es  sei  denn,  daß  der  Schnldnerstaat  das  Anerbieten  des 

Gläubigerstaats,  den  Streitfall  einem  Schiedsfrerichte  vorzulegen, 
ablehnt  oder  unbeantwortet  läßt  oder  die  Durchfülirung  des 
Verfahrens  böswillig:  vereitelt  oder  ikiii  Schiedssprüche  nicht 
nachkommt.  Der  Art.  2  schreibt  vor.  dali  wenn  das  Anerbieten 
schiedsgerichtlicher  luiedigung  angeiiüninit  n  wird,  das  Verfahren 
sich  nach  dt  ii  lirstimnnui^ri'n  des  Titel  IV  Kapitel  3  des  neuen 
Haager  SrliirdsabkninnnMis  richtet.  Dabei  ist  hervorzuiit-lipn,  thiß 
alsdann  nach  Art.  AIls.  2  Xo,  2  in  Ermangehin^  riuer  ander- 
weitigen Vereinbarung  die  Feststellung  des  die  Kiiiztdheiten  der 
SchiedssjircrhiiTifr  rojrehiden  Schiedsvt^rtrags  aiil  (  inseitigen  An- 
trag des  ülüul'ip'i-staats  durch  dt-n  SiiindiiztMi  Scliictlsiiuf  ci'f'tlsrt. 

Die  vorstehenden  Bestinnnunircn  dürften  geeignet  >eii», 
einen  billigen  .\usgleich  zwischen  den  Intt^ressen  der  Schuldner- 
staiiten  und  der  Giäubigei'staaten  herbeizuführen.  Denn  einerseits 
wird  durch  das  Abkommen  der  Anwendung  von  Waffengewalt 
zur  Dorcbführung  unberechtigter  Foi-derungen  in  wirksamer 
Weise  vorgebeugt;  anden»seits  läßt  das  Abkommen  volle 
Freiheit  des  Handelns  gegenüber  dem  böswilligen  Schuldner- 
staate, der  eine  friedliche  Erledigung  auf  dem  Wege  der 
Schiedssprechungr  verweigert  oder  vereitelt. 

ni.  Abkommen  über  den  Beginn  der  Feindseligkeiten. 

Dieses  Abkommen,  das  sowohl  auf  den  Landkrieg  wie  aal 
den  Seekrieg  Anwendung  findet,  enthält  Bestimmungen  fir  das 
Verhalten  der  Kriegführenden  gegeneinander  und  für  ihr  Ver- 
hältnis zu  den  neutralen  Mächten. 

Nach  Art.  1  soll  dem  Beginne  der  Feindseligkeiten  eine 
unzweideutige  Benachrichtigung  des  Gegners  vorausgehen,  die 
entweder  in  einer  nnbedingten  Kriegserklärung  oder  in  einem 
Ultimatum  mit  bedingter  Kriegserklärung  bestehen  kann.  Die 
Kri(>gserklärung  soU  mit  Gründen  versehen  sein,  damit  der 
Allgemeinheit  die  Möglichkeit  gegeben  wird,  sich  über  den 
Streitfall  ein  Urteil  zu  bilden.  Biner  entsprechenden  Vorsdiiift 
bedurfte  es  für  das  Ultimatum  nicht,  da  hier  der  Krieg  ans 
der  Verweigerung  der  geforderten  Genugtuung  folgt  und  die 
Gründe  sich  aus  der  gestellten  Forderung  oline  weiteres  ergeben. 
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Was  das  Verhältnis  zu  den  neutralen  Miiclitcn  Ix-trilYt,  sr> 
geht  (Ut  Art.  2  davon  niis.  daß  die  mit  der  Xt  utralitiit  ver- 
biindeneü  Priichten  erst  ('iitsteht  ri  können,  wenn  lit  r  Meiitrale 
von  dem  Anshrnrhe  des  Krieges  sichere  Kunde  erlialten  hat. 
Er  schreibt  deshalb  vor,  dali  den  Neutralen  \(»n  dem  Kriegs- 
zustand unverzüglich  Mitteilung  zu  machen  ist.  Doch  kann 
sich  eine  neutrale  Macht  auf  den  Mangel  der  Henachrichtisiinjr 
nicht  berufen,  wenn  auf  anderem  Wege  der  Kriegszustaud 
unzweifelhaft  zu  ihrer  Kenntnis  gekommen  ist. 

Das  Abkommen  stellt  sich  als  ein  nicht  unerheblicher 
Fortschritt  auf  dem  Gebiete  des  Kriegsrechts  dar;  es  schließt 
den  völkerrechtlich  bisher  zugelassenen  Ueberfall  aus  und 
schafft  die  im  Interesse  des  internationalen  Verkehrs  dringend 
wünschenswerte  Klarheit  über  den  Beginn  des  Kriegszustandes. 

IV.  Abkommen,  betreffend  die  Gesetze  und  Gebräuche 

des  Landkriegs. 

Das  Landkriegsabkommen  von  1899  enthält  im  wesentlichen 
nur  die  Yorschrift,  daß  für  den  Fall  eines  Krieges  zwischen 
Yertragsmächten  den  Landheeren  Verhaltungsmaßregeln  im 
Sinne  der  als  Anlage  beigefügten  Ordnung  der  Gesetze  und 
Gebi&ttche  des  Landkriegs  zu  geben  sind.  In  das  an  seine 
Stelle  tretende  neue  Landkriegsabkommen  ist  daneben  eine  von 
Deutschland  vorgeschlagene  Bestimmung  aufgenommen  worden, 
die  dem  völkerrechtlichen  Grundsatz  Ausdruck  gibt,  daß  jeder 
Verstoß  gegen  die  bezeichnete  Ordnung  zum  Schadensersatze 
verpflichtet  und  daß  die  Yertragsmächte  in  dieser  Hinsicht  für 
die  Handlungen  aUer  zu  ihrer  bewaffneten  Macht  gehörenden 
Personen  einzustehen  haben. 

In  der  dem  neuen  Abkommen  beigefügten  Landkriegs- 
ordnung ist  der  In  der  alten  Ordnung  enthaltene  vierte  Ab- 
schnitt, der  die  bei  Neutralen  untergebrachten  Angehörigen 
einer  Kriegsmacht  und  in  Pflege  befindlichen  Verwundeten 
betrüTt,  ausj^elassen  worden,  weil  er  seinem  Inhalte  nach  besser 
in  das  neu  abgeschlossene  Abkommen  über  die  Hechte  und 
Pflichten  der  neutralen  Mächte  und  Personen  im  Falle  eines 
Landkiiegs  palit. 
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Im  übrijren  ist  die  Latulkriejrsordniinpr  der  Hauptsache 
nach  iiiiverändirt  ^cliliclK-ii  mid  nur  in  Einzelheiten  ei'K'änzt 
und  verbessert  wordeu.  Die  wesentlichen  Aendeiungen  sind 
folgende : 

Nach  Art.  2  soll  dif  l'.rv.dkemnqr  eines  aiclit  besetzten 
Gebiets,  die  beim  Herannahen  drs  l'cindi  s  aus  eigenem  Antriebe 
zu  den  Waffen  pfreift.  ohne  sidi  j^'-uiüli  Art.  1  zu  l^Yeikorps 
organisii-ren  zu  kitniifii.  die  I^rclite  und  I'tlicliten  der  Kriesr- 
fülirendt-n  Ijabfii.  sofern  sie  die  (a\>etze  und  Gehriiuclie  des 
Landkriejrs  beiil»aelitet.  Auf  deutschen  Antrag  ist  die  weitere 
1>editi;:^nn<^'  hinzugefügt  worden,  daß  sie  die  Waffen  offen 
führen  muß. 

Der  Art.  23  hat  gleiclifalls  auf  deutschen  Antrag  zwei 
wichtige  Zusätze  erhalten.  Durch  den  ersten  wird  der  Grund- 
satz der  ünverletzlichkeit  des  Privateigentums  auf  dem  Gebiete 
der  Forderungsrechte  anerkannt.  Nach  der  Gesetzgebung  ein- 
zelner Staaten  soll  nämlich  der  Krieg  die  Folge  haben,  daß 
die  Schuldverbindlichkeiteii  des  Staates  oder  seiner  Angehörigen 
gcfien  Angehörige  des  Feindes  aufgelioben  oder  zeitweilig  außer 
Kraft  gesetzt  oder  wenigstens  von  der  Elagbarkeit  ausgeschlossen 
werden.  Solche  Vorschriften  werden  nnnmehr  durch  den  Art.  23 
Abs.  1  unter  h  für  unzulässig  erklärt.  Der  andere  Zusatz,  der 
den  Abs.  2  des  Artikels  bildet,  untersagt  den  Eriegffibremden 
allgemein,  Angehörige  des  Feindes,  selbst  wenn  sie  yor  dem 
Kriege  von  ihnen  angeworben  waren,  zur  Teilnahme  an  den 
Kriegsuntemehmnngen  gegen  ihr  eigenes  Land  zu  zwingen, 
während  die  alte  Landkriegsordnung  im  Art  44  eine  ent- 
sprechende Vorschrift  nur  zu  Gunsten  der  Bevölkerung  besetzter 
Gebiete  enthält 

Der  Art.  25,  der  die  Beschießung  unverteidigter  Pl&tze 
untersagt,  hat  in  seiner  neuen  Fassung  den  Zusatz  erhalten: 
„mit  welchen  Mitteln  es  auch  sei".  Die^ser  Zusatz  soll  klar- 
stellen, daß  sich  das  Verbot  auch  auf  eine  solche  Beschießung 
erstreckt,  die  aus  Luftschiffen  oder  auf  sonstigen  neuen  Wegen 
erfolgen  könnte. 

Der  neue  Art.  44  untersajrt  den  Krie;rtührehden,  die  Be- 
wohuer  eines  besetzten  Gebietes  zur  Erteilung  von  Auskünften 
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über  das  Heer  oder  die  Verteidi^ungfsmittel  ihres  Landes  zu 

zwingen.  Diese  Bestimmung,  die  aus  den  AnwendungsfäUen 
des  im  Art.  23  Abs.  2  enthaltenen  Grundsatze-s  in  unerwünschter 
Weise  Einzelheiten  herausgreift,  wird  voraussichtlich  verschie- 
denen ( iroßmächten,  darunter  auch  Deutöchlantl,  Anlaii  zu  einem 
Vorbehalte  geben. 

Die  Vorschrift  des  bisherigen  Art.  54  über  ila.s  aus  neutralen 
Stauten  stammende  Eiscnlialirnnaterial  ist  in  den  Art..  19  des 
Abkommens  über  die  Hechte  uml  Ptlicliten  der  neutralen  Milchte 
und  Personen  im  Kalle  eines  Landkriegs  übergegangen.  An 
ihre  Stelle  ist  eine  nvne  Vorschrift  getreten,  wonacli  unter- 
seeische Kabel,  die  ein  besetztes  Gebiet  mit  einem  neutralen 
Lande  verbinden,  nur  im  Falle  unbedingter  Notwendigkeit  be- 
schlagnahmt oder  zerstört  werden  dürfen  und  beim  l'riedens- 
schluß  unter  Regelung  der  Entschädigungsfrage  zurückgegeben 
werden  müssen. 

V.  Abkommen,  !)e treffend  die  Rechte  und  Pflichten 
der  neutralen  Mächte  und  Personen  im  Falle  eines 

Lan  d  k  riegs. 

Einem  von  der  Ersten  Friedenskonferenz  ausgesprochenen 
Wunsche  zufolge  hat  sich  die  Konferenz  mit  der  Feststellung 
der  Rechte  und  Pflichten  der  Neutralen  beschäftigt.  Das  vor- 
liegende Abkommen  regelt  diesen  Gegenstand  für  den  Landkrieg, 
wobei  es  einmal  die  Bechtsstellung  der  neutralen  Staaten  selbst 
und  ferner  die  Rechtsstellung  yon  Angehörigen  solcher  Staaten 
behandelt.  Mit  Fragen  der  ersten  Art  befassen  sich  die 
Kapitel  I  und  II,  mit  Fragen  der  letzten  Art  das  Kapitel  III, 
während  das  Kapitel  IV  die  Frage  des  neutralen  Eisenbahn* 
materials  ordnet.  Das  Bestreben  der  Konferenz  war,  in  dem 
Abkommen  einen  billigen  Ausgleich'  zwischen  den  Interessen 
der  Kriegführenden  und  der  Neutralen,  insbesondere  auf  dem 
Gebiete  des  Verkehrs  zu  schaffen. 

Das  erste  Kapitel  umfaßt  die  Rechte  und  Pflichten  der 
neutralen  Staaten  Im  allgemeinen.  Der  Art.  1  enthält  den 
obersten  Onmdsatz  der  Neutralität,  nämlich  die  ünverletzlich- 
keit  des  neutralen  Gebiets,  die  nach  Art.  10  von  der  neutralen 
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Macht  auch  mit  Waffengewalt  Terteidigt  werden  darf.  In  den 
Artt.  2  bis  4  finden  sich  Bestimmungen  über  einzelne  Pflichten 
der  Kriegführenden,  die  sich  aus  diesem  Grundsatz  eichen, 
80  das  Verbot  des  Durchmarsches,  der  Errichtung  funken- 
telegraphischer  Anlagen  und  der  Bildung  von  Kombattanten- 
korps. Umgekehrt  dürfen  die  neutralen  Machte  nach  Art.  5 
auf  ihrem  Gebiete  keine  dieser  Handlungen  dulden,  wogegen 
sie  für  Handlungen  ihrer  Angehörigen  außerhalb  dieses  Gebiets 
nicht  verantwortlich  sind.  Die  Artt.  6  bis  8  fuhren  femer 
eine  Reihe  von  Handlungen  anf,  deren  Duldung  durch  eine 
neutrale  Macht  nicht  als  Neutralitätsvexletzung  anzusehen  ist, 
80  die  üeberschreitnng  der  Grenze  durch  einzelne  zum  Heere 
eines  Kriegführenden  sich  begebende  Leute,  der  Konterbande- 
handel von  Privatpersonen  und  die  Benutzung  von  Telegraphen- 
oder Fernsprechk'itungen  durch  die  KriLfcführiiuk  n.  Der  Art.  9 
schreibt  sodann  vor,  dnß  nWv  von  einer  neutralen  Macht  ein- 
geführten Verkehrsbeschränkuügen  auf  beide  Kriegführenden 
gleichmäßig  anzuwenden  sind. 

Das  zweite  Kapitel,  das  die  bei  Neutralen  nntergel »rächten 
Angehörigen  einer  Kriegsmacht  und  in  Pt1»"cre  beündlichen 
Verwundeten  behandelt,  gibt  den  vierten  Al»sehnitt  der  be- 
stehenden Landkriegsonlnung  wn  tler.  Neu  ist  nur  der  Art.  LS, 
wonach  die  auf  neutrale.»;  (iebiet  entwichenen  oder  von  einer 
dorthin  übertretenden  Truppe  mitgeführten  Kriegsgefangenen 
olme  weiteres  frei  sind. 

Das  dritte  Kapitel  betrifft  die  neutralen  Personen.  Es 
bestimmt  im  Art.  16  deren  Begriff  und  enthält  femer  in  den 
Artt.  17,  18  Vorschriften  darüber,  welche  Verstöße  den  Verln.<t 
der  Eigenschaft  als  Neutraler  und  infolgedessen  die  Gleich- 
stellung mit  den  Angehörigen  des  Feindes  zur  Folge  haben 
können.  Von  deutscher  Seite  war  der  Konferenz  eine  Vorlage 
zur  vollständigen  Regelung  der  KechtssteUung  neutraler  Personen 
gemacht  worden ;  diese  ging  von  dem  Gedanken  aus,  daß  solche 
Personen,  selbst  wenn  sie  in  dem  Gebiete  der  Kriegführenden 
wohnen,  den  Feindseligkeiten  völlig  fem  zu  bleiben  haben  und 
demgemäß  auch  von  den  Wirkungen  des  Krieges  soweit  irgend 
möglich  verschont  werden  sollen.   Im  Gegensatze  hierzu  wurde 
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von  anderer  Seite  der  Standpunkt  vertreten,  daB  die  neutralen 
Personen  in  dem  Gebiete  der  Kriegführenden  den  Landes- 
angehörigen gleichzustellen  sind.  Ein  Ausgleich  zwischen 
diesen  Auffassungen  ist  nicht  gelungen.  Die  Konferenz  hat 
sich  daher  be^^nügen  müssen,  mit  dem  in  der  Schlußakte  ge- 
änderten  dritten  Wunsche  (unten  S.  427)  anzuregen,  daß  die  Frage 
der  Behandlung  von  Fremden  in  Ansehung  der  Kriegslasten 
durch  besondere  Abkommen  gei'egelt  werde. 

Das  vierte  Kapitel  }^il)t  in  weiterer  Ausi^cstultiiiijr  des  von 
ihm  ülicnioinmenen  Ait.  54  der  bestclinulrn  J.anilkrirfjs- 
ordniing  Vorschriften  über  das  aus  neutrah-m  liobiftc  stam- 
mende Kist'iilniliniiuitt  rial.  Solches  Material  soll  von  den  Krieg- 
führenden nur  in  dringenden^  Notfällen  und  nur  gegen  Ent- 
schädigunc:  benutzt  werden;  auch  darf  der  Neutrale  alsdann 
im  BtMlüi  liH.sfaHe  das  in  seinen  Händen  belindiiche  Eisenbahn- 
innterial  des  Kriegfiilirenden  in  ents|)verhendem  Umfange  zurück- 
liuiten.  IJei  Tlelegenheit  der  Beratungen  über  diesen  Gegenstand 
ist  die  allgemeine  Frage  der  Aufrecliterhaltung  des  Verkehre 
zwischen  der  Bevölkerung  der  kriegführenden  und  der  neutralen 
Staaten  des  nälu  ren  erörtert  worden.  Das  Ergebnis  ist  in  dem 
zweiten  Wunsche  der  Konferenz  (unten  S.  427)  niedergelegt,  wo- 
nach im  Kriegsfall  alle  Behörden  es  sich  zur  besonderen  Pflicht 
machen  sollen,  den  Fortbestand  des  friedlichen  Verlcehrs  nach 
Möglichlteit  zu  sichern  und  zu  schützen. 

VI.  Abkommen  über  die  lU  band  hing  von  feindlichen 

Kauffahrteischiffen 
beim  Ausbruche  der  Feindseligkeiten. 

Nach  einem  seit  dem  Krimkriege 'geübten  Brauche  gestatten 
die  Kriegführenden  den  Kauffahrteischiffen  des  Gegners,  die 
vom  Ausbruche  des  Krieges  in  einem  ihrer  Häfen  überrascht 
werden  oder  einen  solchen  ohne  Kenntnis  der  Feindseligkeiten 
anlaufen,  innerhalb  bestimmter  Fristen  den  Hafen  zu  Terlassen 
und  ihre  Reise  unbehelligt  fortzusetzen.  Der  auch  von  Deutsch- 
land unterstützte  Antrag,  dieser  Uebung,  die  eine  der  größten 
Hfiiten  des  Seebeuterechts  beseitigt,  den  Charakter  einer  Rechts- 
legel  zu  geben,  fand  allerdings  auf  der  Konferenz  keine  An- 
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nähme.  Doch  bat  das  Torliegende  Abkommen  im  Axt.  1  die 
Beobachtimg  der  Uebirag  empfohlen.  Auch  enthält  der  Art  2 
eine  Mildemng  des  bisherigen  Recbtsznstandes,  indem  er  yor- 
schreibt,  dafi  feindliche  Kauffahrteischiffe,  denen  die  Erlaubnis 
znm  Verlassen  des  Hafens  verweigert  wird,  nicht  wie  nach 
bisherigem  Bechte  der  Wegnahme  onterliegen,  sondern  nnr  bis 
znm  finde  des  Krieges  mit  Beschlag  belegt  oder  aber  gegen 
Entschädigung  angefordert  werden  dürfen.  Das  (Jleiche  gilt 
nach  Art.  4  Abs.  1  von  den  an  Bord  befindlichen  Gütern,  die 
feindliches  Eigentum  sind  und  als  solches  an  sich  (regenstand 
des  Seebeuterechts  sein  würden.  Diese  Bestimmungen  sollen 
sich  jedoch  nach  Art.  5  nicht  auf  Schiffe  bezifhon.  deren  Bau 
ersehen  läßt,  daß  sie  zu  Hilfskreuzern  bestimmt  sind. 

Der  hiernach  für  die  Kauffahrteischiffe  beim  Reginn  eines 
Krieges  gescliaffene  Zustand  stellt  einen  Fnrtscliritt  dar,  der 
gegebenen  Falles  allen  seefahrenden  Nationen  ^loichniälÜü  ziiCTite 
kommt.  Dagegen  trifft  letzteres  nicht  zu  bei  (K-n  Ilcstiiiinniiiirt'ii 
des  Art.  3  und  des  Art.  4  Abs.  2.  wonacl»  auch  die  beim  Aus- 
bruche des  Krit'CTHs  auf  See  befindlichen  feimllirben  Kauffahrtei- 
schiffe nebst  ihnt  Ladung  entsprechende  Vergünstigungen  er- 
halten sollen.  Denn  dir  Beschlagnahme  oder  die  Anforderung 
solcher  Scliiffe  wird  nur  den  Nationen  zugute  kommen,  die  zur 
Futerbringung  der  Schiffe  Stützpunkte  in  den  verschiedenen 
Teilen  der  Weh  besitzen,  während  Nationen  .ohne  derartige 
Stützpunkte  von  der  in  Rede  stehenden  Befugnis  keinen  rechten 
Gebrauch  machen  können.  Auch  das  weiter  eingeräumte  Becht, 
die  Prisen  zu  zerstören,  reicht  hier  nicht  aus,  wenn,  wif'  ini 
Art.  3  Abs.  1  bestimmt  ist»  für  eine  solche  Zerstörung  Ent- 
schädigung gewährt  werden  muß.  Im  Hinblick  auf  diese  Un- 
gleichheit bat  die  Deutsche  Delegation  in  Ansehung  des  Art.  3 
und  des  Art.  4  Abs.  2  einen  Vorbehalt  gemacht. 

TTT.  Abkommen  über  die  Fni Wandlung 
von  Kauffahrteischiffen  in  Kriegsschiffe. 

Dieses  Abkommen  stellt  fest,  welche  Voraussetzungen 
erfOllen  sind,  um  einem  unter  der  Handelsflagge  fahrenden 
Schiffe  die  rechtliche  Stellung  eines  Kriegsschiffs  zu  geben.  Di^ 
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Bestimmnngen  verfolgen  einen  doppelten  Zweck*  £inmal  soll 
eine  Gewähr  dafür  gegeben  werden,  daß  die  in  die  Kriegsflotte 
eingereihten  Kanffahrteischiffe  die  militärische  Ordnung  nnd 
Disziplin  beachten;  sodann  soll  die  Tatsache  einer  solchen 
Einielhung  äußerlich  ersichtlich  sein  und  in  bestimmter  Form 
znr  allgemeinen  Kenntnis  gebracht  werden.  Die  Frage,  an 
welchen  Orten  die  Umwandlung  vorgenommen  werden  darf, 
wird  in  dem  Abkommen  nicht  berührt,  da  Hierflber  eine  Yei^ 
ständignng  nicht  zu  erzielen  war. 

VIII.  AbkoiiiiiKMi  ühcv  die  Lef2:unp:  von  u n t urseeisclien 

selbsttätigen  Koiitaktminen. 

Dieses  Abkommen  füllt  eine  Lücke  im  Völkerrecht  aus, 
die  sich  namentlich  im  russisch-japanischen  Kriege  fühlbar 
gemacht  hat.  Es  versucht,  bei  gebührender  Berücksichtigung 
der  Zwecke  des  Krieprcs,  die  friedliche  Schiffalirt  vor  den  Ge- 
fahren zu  schützen,  die  ihr  aus  der  Leganig  von  Minen  erwachsen. 

Der  Art.  1  kennzeichnet  die  verschiedenen  Arten  von 
Hinen,  die  nicht  zur  Verwendung  gelangen  dürfen.  Diese  Be- 
stimmungen verfolgen  vor  allem  den  Zweck,  dem  Uebelstande 
vorzubeugen,  daß  unbeaufsichtigt  auf  dem  Weltmeere  schwim- 
mende Minen  der  Schiffahrt  der  Neutralen  gefährlich  werden. 
Nach  Art.  2  soll  die  Legung  von  Minen  zu  dem  alleinigen 
Zwecke  einer  Unterbindung  der  Handelsschiffahrt  untersagt 
sein;  gegen  diese  Bestimmung  ist  von  deutscher  Seite  ein  Vor- 
behalt gemacht  worden,  da  der  Kriegführende  nur  einen  anderen 
Zweck  anzugeben  braucht,  um  die  Anwendung  der  Bestimmung 
illusorisch  zu  machen.  Der  Art.  3  verlangt  Vorsichtsmaßregeln 
im  Interesse  der  Medlichen  Schiffahrt,  insbesondere  deren 
rechtzeitige  Benachrichtigung,  während  der  Art.  5  die  Be- 
seitigung der  Minen  nach  Beendigung  des  Krieges  vorschreibt. 
Der  Art.  4  verpflichtet  auch  die  Neutralen,  falls  sie  Minen 
legen,  entsprechende  Regeln  zu  beobachten. 

IX.  Abkommen,  betreffend  d U'  Beschießung  durch 

Seestreitkräfte  in  Kriegs  Zeiten. 

DieBehaiidlungderBeschießungdurch Seestreitkräfte  entsprach 
einem  von  der  Ersten  Friedenskonferenz  ausgedrückten  Wunsche. 

Z«ttsolirift  fUrintwn.PrlTAt'n.dffona.Baoht.  ZVn.  27 
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Das  erste  Kapitel  des  v(>r]ipp:enden  Abkommens  dehnt  im 
Art.  1  Abs.  1  das  Verbot  der  Beschießung  unverteidigter  Plätze, 
das  für  die  Landbeere  im  Artikel  25  der  alten  wie  der  neuen 
Landkrit  frsordnung  ausgesprochen  ist,  auf  die  Seestreitkräfte 
ans.   Wenn  im  Abs.  2  bestimmt  wird,  daß  ein  Platz,  Tor 
dessen  Hafen  Minen  gelegt  sind,  nicht  schon  nm  deswillen 
beschossen  werden  darf,  so  haben  hiei^fegen  eine  Beihe  ron 
Großmächten,  damnter  anch  Deutschland,  Vorbehalte  gemacht, 
da  sich  schon  ds«  Legen  von  Minen  als  eine  Yerteidignngs- 
maßregel  darstellt.  Mit  Bäcksicht  auf  die  Verschiedenheit  der 
Verhältnisse  werden  in  den  Artt.  2,  3  von  dem  Verbote  der 
Beschießung  zwei  Ausnahmen  zugelassen.   Während  nämlich 
das  Landheer  in  der  Lage  ist,  in  den  unverteidigten  Platz 
einzurlltoken  und  die  aus  militärischen  Gründen  gebotene  Zer- 
störung eines  Gebäudes  oder  einer  Vorrichtung  oder  die  An- 
forderung von  Naturalleistungen  auf  anderem  Wege  als  durch 
Besdiießung  durchzusetzen,  wird  einer  Seestreitmacht,  die  an 
der  Landung  verhindert  ist,  zur  Erreichung  solcher  Zwecke 
regelmäßig  nur  die  Beschießung  zur  Verfügung  stehen.  Mit 
Rücksicht  hierauf  bestimmt  Art.  2,  daß  militärische  Anstalten 
und  Kiiinchtuii^iMi  nWw  Art,  die  für  die  Bedürfnisse  von  Heer 
oder  Flotte  dienlich  sind,  sowie  die  etwa  im  Hafen  lieg:enden 
feindlichen  Kriegsschiffe  äußersten  Falles  durch  Geschützfeuer 
zerstört  werden  dürfen.    Ferner  darf  nach  Art.  3  zur  Be- 
schieljiui^''  pfschritteu  werden,  um  die  Lieferung  von  Lebeus- 
mitti  In  nnd  \  urriifen  für  das  au^renblickliche  Bedürfnis  der 
ei^Tnen  tStreitiuaeiit  zu  erzwin;j:i'n :  dajr^^j^en  soll  nach  Art.  4 
die  Beschießung  als  Zwangsmittel  zur  Eintreibuiig  von  Ueid- 
auHafren  nicht  gestattet  sein. 

l)as  zweite  Kapit(  1  enthält  allgemeine  V(trseiiriften.  die  bei 
der  Beschießung  verteidiiitei-  wie  unvertt  idi^ter  Plätze  durcli 
Seestreitkräfte  Anwendung  timlen  sollen  uiui  im  wesentlidieu 
den  Artt.  26  bis»  28  der  Laudkriegsordnung  entsprechen. 

X.  Abkommen,  betreffend  die  Anwendung 
derGrundsätze  desOenfer  Abkommensfürden  Seekrieg. 

Das  vorliegende  Alikdinmen,  das  an  die  Stelle  des  be- 
stehenden Haager  Abkommens  gleichen  Inhalts  treten  soll,  hat 
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dessen  Bestimmongen  mit  dem  neuen  Genfer  Abkommen  vom 
6.  JnU  1906  (BGBl  1907  S.  279)  in  £inklaiig  gebracht  ond 
sie  im  Anschluß  an  dieses .  vervollständigt.  Den  Beratungen 
lag  ein  dentseher  Entwurf  zu  Grunde,  der  im  wesentlichen  zur 
Annahme  gelangt  ist. 

Die  Bestimmungen  des  bestehenden  Haager  Abkommens 
sind  zumeist  unverändert  in  das  neue  Abkommen  flbemommen 
worden.  Eine  Aenderung  von  grundsätzlicher  Bedeutung  besteht 
darin,  daß  nach  dem  neuen  Abkommen  die  von  nentralen 
Privatpersonen  und  Gesellschaften  ausgerüsteten  Hospitalschiffe 
sich  fortan  i-inem  der  Kriegführenden  anzuschließt'n  und  dessen 
Leitung  zu  unterstellen  Iniben,  (ibenso  wie  dies  dun  h  das  neue 
Genfer  Abkommen  uu  Landkriege  den  von  neutralen  (Jesell- 
scliaften  ausgerüsteten  Sanitätsformationen  vorgeschrieben  ist. 
Die  Unterstellung  der  neutralen  Hdsp itaisch iffe  unter  die 
Leitung  einer  Kriegspartei  erschien  aus  (  irünch  n  der  militärischen 
Ordnung  geboten ;  sie  kommt  äußerlich  dadurch  zum  Ausdrucke, 
daß  die  Schiffe  gemiiß  Art.  5  Abs.  4  am  liauptiuaste  die 
Nationalllagge  dieser  Krieg^partei  zu  hissen  haben.  Eine 
wichtige  Ergänzung  der  alten  Bestimmungen  tindet  sich  im 
Art.  5  Abs.  6,  wonach  sicii  die  Hospitalschiffe  des  Nachts  als 
solche  kenntlich  zu  machen  haben,  um  den  ihnen  gebührenden 
Schutz  zu  genießen. 

Nach  Art.  12  kann  jedes  Kriegsschiff  einer  Kriegspartei 
die  Herausgabe  der  Verwundeten,  Kranken  oder  Schiffbrücliigen 
verlangen,  die  sich  an  Bord  von  Hospitalschiffen  oder  Kauf- 
fahiteischiffen  irgendwelcher  Nationalität  befinden.  Diese  Be- 
stimmung stellt  sich  als  Folgerung  aus  dem  Art.  9  des  alten 
Abkommens  (Art.  14  des  neuen  Abkommens)  dar,  wonach  Ver- 
wundete, Kranke  oder  Schifibrücbige,  die  in  die  (Gewalt  des 
Gegners  fallen,  kriegsgefangen  werden.  Der  Art.  M  regelt 
den  Fall,  daß  ein  neutrales  Kriegsschiff  Verwundete,  Kranke 
oder  Schiffbrüchige  an  Bord  genommen  hat.  Entsprechend  den 
Vorschriften,  die  im  Landkriege  für  den  Uebertritt  i  iuer  Truppe 
auf  neutrales  CJeibiet  gelten,  soll  auch  hier  der  Neutrale,  soweit 
es  nach  Lage  der  Umstände  möglich  ist,  dafür  sorgen,  da& 
diese  Personen  nicht  mehr  am  Kriege  teilnehmen  können. 
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Der  Art.  15  erneuert  die  Bestimmimg  des  seinerzeit  weg- 
gefallenen Art.  10  des  alten  Abkommens,  wonach  die  in  elDem 
neutralen  Hafen  ausgescliift'ten  Venvundeten,  Kranken  oder 
Scliiffbrücliigen  durch  dm  nt  iitialen  Staat  bewacht  werden 
sollten.  Die  Dcdeuken,  dif  damals  von  verscliirdciicn  Seiten 
gegen  diese  Bestimmung  erliuben  wurden,  sind  jetzt  lulltü 
gelassen  weiden. 

Dir  üliripren  neuen  Besliiiivmiiifren  sind  mit  den  diircli  die 
Verschiedenheit  der  Verhältnisse  bedingten  Aenderungen  aus 
äem  neuen  Genier  Abkommen  entnommen. 

XI.  Abküiumen  über  gewisse  Beschränkungen  in  der 
Ausübunp;  des  Beute  rechts  im  Seekriefr. 

Die  Abschaffung  des  Seebeuterechts  hat  auf  der  Konferenz 
wf'Rcii  des  Widerstandes  mehrerer  großen  Seemächte  nicht 
durchgesetzt  werden  können.  Dagegen  sind  verschiedene  Be- 
schränkungen dieses  Rechtes  eingeführt  worden,  die  in  dem 
vorliegenden  Abkommen  zusammengefaßt  sind  und  die  Behand- 
lung der  Post  auf  See,  di(  ?><  freiung  gewisser  Fahrzeuge  von 
der  Wegnahme  sowie  die  ßehandlunp:  der  Besatzung  weg- 
genommener feindlicher  Kauffahrteischiffe  betreffen. 

Die  Bestimmungen  des  ersten  Kapitels  über  die  Post 
entsprechen  einem  deutschen  Antrage.  Sie  bemhen  auf  dem 
Gedanken,  daß  die  Vorteile,  die  der  Kriegführende  von  der 
Ueberwachung  des  Postverkehrs  seines  Gegners  erwarten  kum, 
zu  den  damit  verbundenen  Belästigungen  des  friedlichen  Ve^ 
kehrs  in  keinem  Verhältnisse  stehen.  Die  Briefpostsendongeii 
sollen  deshalb  auf  See  unverletzlich  sein  ohne  Unterschied,  ob 
sie  auf  neutralen  oder  feindlichen  Schiffen  befördert  werden, 
ob  sie  amtlicher  oder  privater  Natur  sind  und  *ob  es  sich  am 
Briefschaften  von  Neutralen  oder  von  Kriegfuhrenden  handelt 
Auch  soll,  falls  das  die  Post  befördernde  Schiff  aus  Griindeo 
des  Seekriegsrechts  beschlagnahmt  wird,  die  Post  selbst  1nive^ 
zQglich  weiterbefördert  werden.  Abgesehen  von  der  ÜiiTer* 
letzlichkeit  der  Post  unterliegen  die  Postdampfer  den  ^ 
Kauffahrteischiffe  im  allgemeinen  geltenden  Vorschriften.  Nor 
erhalten  neutrale  Postdampfer  insofern  eine  bevorzugte  StelluQg> 
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als  ihre  Durclisucliiiii'r  durch  die  Kreuzer  dir  Kriegführenden 
nur  in  driii|jfenden  Fällen  und  alsdiinn  mit  niöp^lichster  Sclionimg 
und  Beschleunigung"  Vürgeiiouinu-n  werden  sull. 

Das  zweite  Kapitel  bestimmt,  entsprechend  einem  bisher 
rejrrlmäßig'  giMibten  Brauche,  daß  Falnzeuge,  die  ausschlieijlich 
dl  r  1\  nstentisrherei  dienen,  deui  Seeheuterechte  niclit  unterliegen  ; 
dieser  Schutz  ist  auf  rahrzeuge,  die  ausschlielilicii  iür  die 
kleine  L<Aal>chiffahrt  bestimmt  sind,  ausgedehnt  worden.  Die 
Bt'günstiL''ung  kommt  in  Weulall.  sobald  sich  die  Kalirzeuge  in 
il^end  einer  Weise  an  den  i-Vindsdigkeiteii  lii'teiligen.  Endlich 
sollen  aucli  JSchitte,  die  mit  reli;ri<»sen,  >\  is'^MKsicluiftlichen  oder 
menschenfreundlichen  Aufgaben  betraut  ;>iiid,  vum  beebeuterechte 
nicht  ergriffen  werden. 

Das  dritte  Kapitel  schreibt  vor,  daß  bei  Wegnalime  feind- 
licher Kauffahrteischiffe,  die  nicht  an  den  Feindseligkeiten  teil- 
genommen haben,  die  unter  der  Besatzung  befindlichen  neutralen 
Staatsangehörigen  frei  zu  lassen  sind,  und  zwar  die  Mannschaften 
ahne  weiteres,  der  Kapitän  und  die  Offiziere  gegen  das  sciirilt- 
liche  Versprechen,  während  der  Dauer  des  Krieges  auf  keinem 
feindlichen  SchiJle  Dienste  zu  nehmen.  Die  feindlichen  Staats- 
angehörigen, und  zwar  Kapitän,  Offiziere  und  Mannschaften, 
sind  entlassen,  wenn  sie  das  schriftliche  Versprechen  abgeben, 
während  der  Dauer  des  Krieges  keinen  Dienst  zu  übernehmen, 
der  mit  den  Kriegsunternehmungen  im  Zusammenhange  steht 
Die  Namen  der  durch  solche  Versprechen  gebundenen  Personen 
werden  von  dem  Nehmestaate  der  Gegenpartei  mitgeteilt,  die 
ihrerseits  verpflichtet  ist,  sie  wissentlich  nicht  in  ihrem  Dienste 
zu  yerwenden.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  sind  neu,  da 
nach  geltendem  Völkenechte  die  Besatzung  weggenommener 
Schiffe  der  Gefangennahme  unterliegt;  sie  stellen  sich  als  ein 
wertvoller  Fortschritt  imSinne  einer  humaneren  Kriegführung  dar. 

XII.  Abkommen  über  die  Errichtung  eines 
Internationalen  Prisenhofs. 

Dieses  Abkommen  gehört  zu  den  wichtigsten  Vereinbarungen, 
die  auf  der  Konferenz  zustande  gekommen  sind.  Es  beruht 
auf  zwei  von  der  Deutschen  und  der  Britischen  Delegation 
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vorgelegten  EntwClTfen,  die  unter  Beteiligung  der  Delegationen 
Frankreichs  und  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  zu  einem 
gemeinsamen  Entwürfe  dieser  vier  Delegationen  versclimolzi  ii 
worden  sind. 

Die  Krrichtung  eines  internationalen  Prisenliofs  pntsprirht 
einem  (Jedaiiken,  der  schon  seit  Jahrzehnten  die  Yolkerrechts- 
literatur  und  die  iiftcntliche  .Meinung'  beschäftigt  hat.  Diesen 
(iedaiiken  verwirklicht  das  vorliegende  Altkuiiinien.  iiideiii  es 
einen  ständigen  (Terichtshof  im  Haag  schallt,  dem  die  Piisen- 
gerichtsbarkeit  aUer  I. linder  in  letzter  Instanz  anvertraut  ^verdeQ 
soll.  Eine  solche  ICinrichtnng  l)edeutet  einen  \vichti<ren  J^'ort- 
sehritt  nach  dojijtelter  Ixiclitung.  Einmal  sichert  sie  im  Falle 
eines  Seekriegs  die  p-olien,  mit  der  Rchiffahrt  verbundenen 
Privatinteressen  ge^cn  nnliercrhti^te  IJeeintniclitignnp:  dnrch  die 
Kriegtührenden ;  denn  sie  gewäiirleistet  eine  unpaiteiische  Recht- 
sprechung, während  die  nationalen  Prisengerichte,  die  über  die 
Bechtmäßigkeit  der  von  ihrer  eigenen  Staatsgewalt  bewirkten 
Wegnahmen  zu  urteilen  haben,  bis  zu.  einem  gewissen  Grade 
in  eigener  Sache  Kecbt  sprechen  und  somit  nicht  als  vöUig 
unbefangen  gelten  können.  Sodann  beseitigt  sie  eine  Reihe 
völkerrechtlicher  Streitigkeiten,  die  aus  Anlaß  eines  Seekriegs 
zwischen  Neutralen  nnd  Kriegführenden  über  die  Ausübung  des 
Wegnahmerechts  auszubrechen  pflegen  und  bisher  vielfach  keine 
befriedigende  Erledigung  fanden,  während  sie  künftig  im  Wege 
eines  geordneten  internationalen  Verfahrens  zum  Austrage 
kommen.  Da  derartige  Streitigkeiten  b&uflg  einen  schwer- 
wiegenden Charakter  annehmen  und  selbst  die  Erhaltung  des 
Frl^ens  zu  gefährden  vermögen,  hat  die  Konferenz  mit  der 
Errichtung  des  Internationalen  Frisenhofs  ein  bedeutsames 
Friedenswerk  geleistet. 

Das  Abkommen  enthält  im  ersten  Titel  allgemeine  Be- 
stimmungen, ordnet  im  zweiten  die  Verfassung  des  Prisenhofs, 
im  dritten  das  Verfahren  und  trifft  im  vierten  Schhißbestim- 
mnngen. 

Unter  den  allgemeinen  Bestimmungen  flnden  sich  zunächst 

in  den  Artt.  1.  2  einige  Vorschriften  über  die  Ausübung  der 
nationalen  Prisengerichtsbarkeit,  die  insbesondere  den  Völker 
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rechtlich  bestehenden  Satz  wiedergeben,  daß  über  jede  neutrale 
oder  feindliche  Prise  ein  Urteil  ergehen  muß.  Der  Art.  3  regelt 
die  Zuständigkeit  des  Internationalen  Prisenhofs,  und  zwar  in 
der  Wriso,  dati  dvm  Ivekurs  an  diesen  (Jericlit^iliof  du-  nationalen 
Entscheiduß<iX'n  iiht  r  neutrale  Prisen  stets,  über  tiiudliche  in 
bestimmten  Fällen  unterliegen;  der  weitergehende  deutsche  An- 
trag, wonach  auch  die  feindlichen  Prisen  der  lutLriiationalen 
Gerichtsbarkeit  stets  unterstellt  werden  sollten,  ist  nicht  zur 
Annahme  gelangt.  Fn  den  Artt.  4,  5  wird  die  Partei-  und 
Prozcßfaliigkoit  (hT  Beteiligten  behandelt.  Dabei  ist  auf  deiitsclien 
Antrag  der  (iruiidsatz  ausgesprochen,  daß  auch  die  lietroffenen 
Privatpersonen  zur  Einlegung  des  Rekurses  bereciitigt  sind.  Der 
Art..  6  enthält  die  wichtige  Bestimmung,  daß  d^s  nationale 
Prisenverfahren  höchstens  zwei  Instanzen  lial)en  darf  und  jeden- 
falls in  zwei  Jahren  beendet  sein  uuiIj:  ein  deutsclier  Antrag, 
der  dieses  Verfahrt  ii  auf  eine  Instanz  beschränken  wollte,  ist 
nicht  angenommen  worden.  Vorschriften  über  das  von  dem 
Prisenhof  anzuwendende  Recht  sind  im  Art.  7  gegeben ;  danach 
entscheiden  in  erster  Iimie  die  internationalen  Verträge,  in 
zweiter  Linie  die  allgemein  anerkannten  Kegeln  des  Völker- 
rechts und  in  dritter  Linie  die  allgemeinen  Grundsätze  der 
Oerechtigkeit  und  der  Billigkeit.  Dem  Prisenhof  ist  hierdurch 
die  weittragende  Befugnis  erwachsen,  durch  seine  Rechtsprechung 
das  l^isenrecht  nnd  damit  einen  erheblichen  Teil  de.s  Seekriegs- 
rechts nach  humanen  Grundsätzen  weiterzuentwickeln.  Der 
Art.  8  regelt  die  Wirlningen  der  Sprüche  des  Prisenhofs,  die 
yon  den  Vertragsm&chten  gemäß  Art.  9  nach  Treu  nnd  Glanben 
'luisznffihren  sind. 

Was  die  Verfassung  des  Internationalen  Prisenhofs  betrifft^ 
so  ist  diesem  der  Charakter  einer  ständigen  Einrichtung  gegeben, 
so  dafi  er  im  Falle  eines  Seekriegs  ohne  weiteres  in  Tätigkeit 
treten  kann.  Er  soll  ans  Bichtem  und  Hilfsrii^htern  von  an- 
erkannter Sachkunde  in  Fragen  des  internationalen  Seerechts 
bestehen,  die  von  den  Yertragsmächten  fär  einen  Zeitraum  von 
sechs  Jahren  ernannt  werden  (Artt.  10}  11),  im  Range  einander 
gleich  sind  (Art.  12)  und  während  der  Ausübung  ihres  Amtes 
ebenso  wie  die  Mitglieder  des  Ständigen  Schiedshofs  die  diplo- 
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matischen  Vorrechte  genieBen  (Art.  13).  Da  eine  Besetzung  des 
Gerichtshofs  mit  sämtlichen  Bichtem  eine  praktische  Betätigung 
nnmGglich  machen  wGrde,  ist  die  Zahl  der  in  Tätigkeit  tretenden 
Richter  anf  ffln&ehn  beschrankt  worden  (Art.  14),  deren  Aos- 
wabl  in  der  Weise  erfolgt,  daß  die  Bichter  der  acht  größten 
Handels-  nnd  Seemächte  ständig,  die  der  übrigen  VeTtniga- 
mächte  in  bestimmter  wechselnder  Reihenfolge  zu  einem  Sitze 
berufen  sind  (Art.  15).  Dabei  ist  jedoch  ans  Billigkeitsrfick- 
sichten  dafür  Sorge  getragen,  daß  die  kriegführenden  Jfächte 
im  Prisenhofe  stets  vertreten  sind  (Art.  16).    Anf  deatschen 
Antrag  bestimmt  der  Art.  18,  daß  die  beteiligten  Mächte  höhere 
Marineoffiziere  als  Beisitzer  mit  beratender  Stimme  hestelkn 
können,  da  diTeii  Kilahruiig  für  eine  sachgenuiik'  Entscheidung 
erfortlüriich   erschien.    Die   übrigen  Bestiiuiuimgen  über  die 
Veriassung  des  Prisenhofs  betreffen  die  Wulil  dt  s  I 'räsidenten 
(Art.  ID),  die  den  Richtern  zukouimenden  (jebühniisse,  die  auf 
Reisckösten  und  Tagegelder  beschrankt  sind  (  Art.  20),  den  Sitz 
des  rrisenhofs  (Art.  21).  seine  Rezieliiingj'n  zu  dem  Vcrwaltuiigs- 
rat  nnd  dem  Internationalen  Piurcuu  de.s  Ständigen  Scliiedsliofs 
(Artt.  22,  23),  die  iu  dem  Verfahren  anzuwendenden  Sprachen 
(Art.  24),  die  Vertretung  der  als  Parteien  beteiligten  Mächte 
und  l'rivatpersonen  (Art.  2."),  2(i)  sowie  die  Rechtshilfe  (Art.  27). 

Die  Vorschriften  über  das  Verfahren  vor  dem  Internationalen 
Prisenhofe  sind  im  wesentlichen  dem  deutschen  Kntwurf  ent- 
nommen. Die  Einlegung  des  Rekurses,  die  entweder  bei  dem 
erkennenden  nationalen  Gericht  oder  bei  dem  Internationalen 
Bureau  des  Ständigen  Schiedshofs  erfolgen  kann,  ist  in  den 
Artt.  28  bis  33  geordnet,  nnd  zwar  in  dem  Sinne,  daß  der 
Zugang  zu  dem  Prisenhofe  tunlichst  erleichtert  werden  soll. 
Das  weitere  Verfahren  zerfällt,  eben.^io  wie  das  vor  dem  Stitt- 
digen  Schiedshof,  in  ein  schriftliches  Vorverfahren  und  eine 
mündliche  Verhandlung  (Art.  34).  Aach  sonst  finden  auf  das 
Verfahren  vielfach  ähnliche  Bestimmnngen  Anwendung  wie  die 
für  den  Ständigen  Schiedshof  erlassenen.  Das  Bestreben  bei 
Begelang  des  Verfahrens  ging  dahin,  dem  Prisenhofe  mSglicbs!» 
Bewegungsfreiheit  zu  lassen  (Art.  35)  nnd  ihn  insbesondere  in 
der  Beweiswfirdigang  in  keiner  Weise  zu  beschicken  (Art  12). 
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Für  die  Kostt  ii  dt  s  I'ris^nhofs  haben  die  Vertra^smUchte  auf- 
zukommen; doch  werden  zu  diesen  Kosten  auch  die  Parteien 
berangezogen,  so  daß  den  als  solche  nicht  beteiligrten  Mächten 
Aufwendungen  kaum  erwachsen  werden  (Artt.  46,  47).  Mit 
Bücksicht  auf  die  Schwierigkeiten,  die  durch  die  Abwesenheit 
der  Mitglieder  des  Gerichtshofs  von  dessen  Sitze  entstehen,  ist 
mit  der  Wahrnehmung  einzelner  prozeßleitender  Yerfögangen 
eine  Delegation  von  drei  Mitgliedern  betrant  (Art.  48).  Endlich 
ist  dem  Frisenhof  in  den  Artt.  49,  dO  die  Befugnis  eingeräumt 
worden,  seine  Geschäftsordnung  selbst  festzustellen  und  Vor- 
schläge wegen  Abänderung  der  Bestimmungen  über  das  Yer- 
labren  zu  machen. 

Xm.  Abkommen,  betreffend  die  Rechte  und  Pflichten 
der  Neutralen  im  Falle  eines  Seekriegs. 

Dieses  Abkommen  regelt  die  Bechtsstellung  der  neutralen 
Staaten  für  den  Seekrieg  und  bildet  insofern  eine  Ergänzung 
zu  dem  Abkommen,  betreffend  die  Bechte  und  Pflichten  der 
neutralen  Mächte  und  Personen  Im  Falle  eines  Landkriegs.  Der 
Stoflf  ist  in  der  Weise  gegliedert,  daß  in  den  ersten  fünf  Artikeln 
das  Verhalten  der  Kriegführenden  in  neutralen  Häfen  und  Ge- 
wässern «reordnet  wird,  während  die  Artt.  6 — 25  das  Verhalten 
der  ncutrulen  Staaten  gegenüber  den  Kricfz^führenden  behandeln 
und  die  Artt.  26—33  allgemeine  Vorschriften  und  Schluß- 
bestimnninfjcn  enthalten. 

Wiis  zunächst  das  Verhalten  der  Kriep^führenden  in  neu- 
tralen Hilfen  und  üewüssern  betrifft,  s(»  st»'llt  der  Art.  1  die 
allgemeine  Regel  auf,  daß  die  Krie^^fiihrentlen  die  Hoiieitsrt'chte 
der  neutralen  Staaten  zu  achten  und  sich  Jeder  Handluu},^  zu 
enthalten  halien,  deren  Diildunj;  seitens  dieser  Staaten  eine  Ver- 
letzung ihrer  Xi'utraütät  hedeuti'n  würde.  Tn  Anwendun<r  dieses 
Grundsatzes  ist  nntersjigt  die  Begehung  irgendwelcher  Feind- 
seligkeiten in  neutralen  fiewässern,  insbesondere  die  Ausübung 
des  Wegnahme-  und  des  Durclisuchungsrechts  (Artt.  2,  8)  und  die 
Bildung  von  Prisengerichten  im  neutralen  Holieitsbereich  (  Art.  4); 
ebensowenig  dürfen  Kriegführende  neutrale  Häfen  oder  Gewässer 
als  Stützpunkte  für  Kriegsunternehmungen  benutzen  (Art.  5). 
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Die  Ptlirhten  der  Neutralen  gc^t  iiiiher  den  Krie^fülin  iulf  n 
Im'ZIi  Im  1!  ich  aul  drii  Handel  mit  Krie-^^skonti^rbando,  auf  die 
JU'hanilliin;»'-  von  Krieg"sschiffen  der  Kriegführenden  während 
ihres  Aufriithalfs  im  neutralen  Holieitsitcreiclie  sowie  auf  die 
Zulassung^  von  Prisen  in  neutralen  Häfen. 

In  Anseliung:  der  Kriegskonterbande  bestimmen  die  Artt. 
6—8,  daß  der  neutrale  Staat  Kriegschiffe,  Munition  oder  son- 
stiges Kriegsmaterial  einem  Kriegführenden  nicht  liefern  darf, 
aüch  in  seinem  Hoheitsbereiche  die  Ausrüstung  oder  Bewaffnung 
von  Schiften  für  die  Kriegfüiirenden  sowie  das  Auslaufen  der 
dort  zu  Kriegszwecken  hergerichteten  Schiffe  verhindern  muß; 
dagegen  ist  er  im  iil>rigen  nicht  verpflichtet,  seinen  Angehörigen 
den  Handel  mit  Kriegskonterbande  zu  untersagen. 

Die  Kegeln  für  den  Aufenthalt  von  Kriegsschifften  der  Krieg- 
Ififarenden  in  neutralen  Häfen  und  Gewässern  sind  in  den  Aitt. 
9 — 20  enthalten.  Aus  dem  Wesen  der  Neutralität  folgt  zunächst 
der  im  Art.  9  aufgestellte  Satz,  daß  alle  für  einen  solchen 
•Aufenthalt  von  einer  neutralen  Machf  getroffenen  AnordnungeB 
auf  beide  Kriegführende  gleichmäßig  anzuwenden  sind.  Nach 
Art.  10  stellt  sich  die  bloße  Durchfahrt  durch  neutrale  G«wä88er 
nicht  als  eine  Beeinträchtigung  der  Neutralität  dar.  Auch  soll 
es  nach  Art.  11  einer  neutralen  Macht  freistehen,  den  Krieg- 
führenden die  Benutzung  der  von  ihr  bestallten  Lotsen  zu  ge- 
statten; da  diese  Bestimmung  indes  unter  Umständen  zu  einer 
tatsächlichen  Neutralitatsverletzung  führen  kann,  erscheint  hier 
ein  Vorbehalt  angezeigt.  Die  Dauer  des  Aufenthalts  der  Kriegs- 
schiffe in  neutralen  Häfen  und  Gewässern  ist  im  allgemeinen 
in  den  Artt..  12,  13  geordnet,  und  zwar  in  der  Weise,  daß  an 
sich  jede  Madit  für  ihre  Häfen  und  Gewässer  in  der  Regelung 
(licsL's  lii'genstandes  freie  Hand  liat.  daß  aber  in  Ermangelung 
derartiger  Vorschriften  der  Aufenthalt  der  Scliiffe  nicht  über 
24  Stunden  uusgidehnt  wer*leu  daif.  Diese  wenn  auch  nur 
aushilfsweise  aufgestellte  sogenannte  24-Stnn(hm-Regel  entspricht 
niclit  der  bi.slit  rigen  L'ebung  des  euroiulischeu  Kontinents  und 
erscheint  in  soh  her  Allgeuicinheit  sachlich  nicht  hinreidit  nil 
begründet  ;  die  Dtufsehe  Delegation  hat  daher  gegen  die  er- 
wälmten  Artikel  einen  Vorbehalt  gemacht.  Ein  längerer  Auleat- 
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halt  als  der  dort  vorgesehene  kann  den  Kriegsschiffen  gestattet 
werden  wegen  Besch ädifningen  des  Schiffes  oder  we^en  un- 
günstiger See  (Art.  14),  wegen  des  Zusammentreffens  von  Kriegs- 
schiffen beider  Kriegsparteien  (Art.  16)  sowie  wegen  der  Ein- 
nahme von  Lebensmitteln  and  Feuerungsmaterial  (Art.  11)). 
Schiffsschäden  dürfen  nur  zur  Herstellung  der  Seefähigkeit, 
nicht  aber  zur  V(  rmehrung  der  Gefechtsstärke  ausgebessert 
werden  (Art  17).  Ebensowenig  darf  die  (jefechtsstärke  durch 
Erneuerung  der  militari.schen  Vorräte  oder  der  Armierung  sowie 
durch  Ergänzuno-  der  Besatzung  vergrößert  werden  (Art.  18); 
dagegen  ist  die  Einnahme  von  Lebensmitteln  und  Feuerungs- 
material  in  den  Grenzen  des  Art.  19  gestattet  Die  Begel  des 
Art.  20,  welche  die  wiederholte  Erneuerung  des  Feumrungs- 
materials  in  einem  Hafen  derselben  Macht  erst  nach  drei  Monaten 
gestattet,  ist  weder  im  geltenden  Rechte  noch  in  den  tatsäch- 
lichen Verhältnissen  begründet;  von  der  Deutschen  Delegation 
ist  daher  hiergegen  ein  Vorbehalt  gemacht  worden. 

Vorschriften  über  die  Einbringung  von  Prisen  in  neutrale 
Häfen  fmden  sieb  in  den  Artt.  21—23.  Die  Regel  ist,  daß 
eine  Prise  nur  wegen  Seeuntfichtigkeit,  wegen  ungünstiger  See 
sowie  wegen  Mangels  an  Feuemngsmaterial  und  Vorräten  ein- 
gebracht werden  darf.  Um  indes  die  Zerstörung  von  Prisen 
.  möglichst  za  verhüten,  kann  außerdem  die  Zulassung  von  Prisen 
zum  Zwecke  der  Verwahrung  bis  zum  Urteile  des  nationalen 
Prisengerichts  gestattet  werden. 

Die  Ueberschreitung  der  in  den  neutralen  Häfen  gestatteten 
JAufentbaltsdauer  hat  nach  Art.  24  die  Entwaffnung  des  Schiffes 
und  die  Festhaltung  der  Besatzung  zur  Folge.  Der  Art.  25 
endlich  verpflichtet  die  neutralen  Mächte,  jede  Verletzung  der 
-vereinbarten  Bestimmungen  durch  gehörige  Ueberwachung  nach 
Möglichkeit  zu  verhindern. 

Das  vorliegende  Abkommen  hat,  soweit  es  nicht  zu  den 
en^^ähnten  Vorbehalten  Anlaß  gibt,  für  eine  Reihe  bisher  zweifel- 
hafter Fragen  Lösungen  gefuii<kn.  die  einen  billigen  Ausgleich 
zwisclien  dt  ii  Interessen  der  ^futralni  niui  der  Kiicgführenden 
darstellen.  Diese  Lösungen  sind  geeignet,  scliwerw  it  gxiuk  u 
ötreitigkeitcu  vorzubeugen,  die  sich  erfahrungsgemäß  aus  solchen 
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Fragen  in  jedeiu  Seekrieg  ergeben;  sie  sind  daher  als  Fort- 
schritt in  der  Entwickelung  des  Völkerrechts  zu  begrüßen. 

XIV.  Erklärung,  betreffend  das  Verbot  des  Werfens 
von  Geschossen  und  Sprengstoffen  aus  Luftschiffen, 

Durch  diese  Erklärung  wird  die  aaf  der  Ersten  Friedens- 
konferenz vereinbarte  und  inzwischen  abgelaufene  Erklärung 
über  denselben  Gegenstand  erneuert.  Die  neue  Vereinbarung 
deckt  sich  fast  wörtlich  mit  der  &fiheren.  Der  einzige  Untere 
schied  besteht  darin,  daß  die  frühere  Vereinbarung  für  einen 
Zeitraum  von  fünf  Jahren  geschlossen  war,  während  die  neue 
bis  zum  Schlüsse  der  Britten  Friedenskonferenz  gelten  soll. 

Deutschland  hatte  der  Vereinbarung  auf  der  Konferenz 
unter  der  Bedingung  zugestimmt,  daß  alle  großen  Militärmächte 
denselben  Standpunkt  einnehmen  würden.  Da  verschiedene 
dieser  Mächte  die  Erneuerung  abgelehnt  haben,  wird  auch 
Deutschland  ihr  nicht  beitreten  können. 

Die  vorstehend  anlief übrten  Vereinbarungen  sind  am  Schlüsse 
der  Konferenz  mit  dem  Datum  des  18.  Oktober  1907  von  den 
Vertretern  der  Mehrzahl  der  Machte  unterzeichnet  worden.  Die 
deutschen  Bevollmächtigten  haben  namentlich  mit  Rücksicht 
darauf,  daß  die  Bevollmächtigten  anderer  Großmächte  die  Ve^ 
einbarungen  nicht  sofort  unterzeichneten,  von  deren  alsbaLdigen 
Zeichnung  gleichfalls  abgesehen.  Deutschland  ist  aber  durchaas 
geneigt,  die  sämtlichen  Vereinbarungen  mit  Ausnahme  der  Er- 
klärung über  die  Luftschüfe  demnächst  zu  unterzeichnen,  wobei 
nur  die  wenigen  oben  erwähnten  Vorbehalte  zu  machen  sein 
werden.  Nach  den  Bestimmungen  der  Schlußakte  wird  diese 
Zeichnung  so  angesehen,  als  ob  sie  am  Tage  des  Schlusses  der 
Konferenz  erfolgt  wäre. 

Die  Konferenz  hat  endlich  in  der  Schlußakte  den  Mächten 
empfohlen,  nach  Ablauf  eines  Zeitraums,  der  etwa  dem  seit 
der  vori;:eu  Kunferenz  verstriclicnen  entspricht,  eine  dritte 
Friedenskonferenz  zu  veranstalten.  DeutHchland  wii'd,  suweit 
sich  zur  Zeit  übersehen  läßt,  gern  bereit  sein,  dieser  Anregung 
Folge  zu  geben. 
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B.  Das  ritöblsicüe  Frogramiu.'} 

1.  AmöUorations  u  apporter  anx  dispositioiia  de  la  ConTentioii  relative 
aa  ri  glemcnt  paciti«iuo  dos  conflits  internationaux  cn  cc  qni  rogarde  la  Cour 
d'arbitxage  et  lee  Oommissions  intematioDales  d'enqu^te. 

8.  Gompl<?meDts  c\  apporter  aox  dispoflitions  de  la  ConreDtion  de  1899 

relative  aux  lois  et  ronturnes  de  la  t^nerro  siir  terre.  ontre  autres  concernant 
ToiiYiTture  des  hostiliics,  ies  droits  des  miitres  sur  terre,  etc.  .  .  D6clara- 
tions  de  18!)l).  L  üne  d  entre  elles  <5tant  p6rim6e,  qucstion  de  son  renonvellement. 

3.  :^:)laboration  d'une  Convention  relative  anx  lois  et  osages  de  U  guerro 
maritime,  coiicetiiant: 

Ics  op<^rations  speciales  de  la  gaerre  maritime  tcllcs  que  Ic  bombardcment 
des  ports,  villes  et  villages  par  one  force  navale,  pose  de  torpillee  ete.  .  . 

la  traniformation  des  b&timentB  de  commerce  en  bAtimeDts  de  gnene, 

la  propritt^  priv(^c  des  bdlig^rantB  8Qr  mer, 

le  d^Iai  de  faveur  ti  accorder  aux  batim(;nts  de  commerce  pour  qnitter 
les  ports  Tipntros  oti  cvnx  dp  IVnnprai  aprts  Tonverrnre  des  bostilitOs, 

Ies  droits  et  devuirs  des  iiciitres  siir  tner,  euire  aatres  questions  de  la 
contrebande,  rdgime  auquel  seraient  souiniä  les  bAtimeuts  des  belligdrants 
dana  lee  porta  neatree,  destmetion  poor  foree  majeure  des  bfttiments  de 
oommerce  neatres  arrttto  comme  priaee. 

Dana  ladite  oonventioii  k  ^laborer  seraient  introduitcs  les  dispofliUons 
relatives  k  la  goerre  gut  terre  qui  seraient  applicablee  ^alement  k  la  gaene 
maritime. 

4.  Compl/ments  k  apporter  k  la  Convention  de  1809  pour  l  atlaptatioil 
k  la  gnerre  maritime  des  prineipee  de  la  Convention  de  Qenäve  de  lti64. 


G.  Die  Schlafiakte.^) 

La  Denxtöme  Gonfdrettce  Intonationale  de  la  Paix,  propost^  d'aboid 
par  Uonaienr  le  President  des  £tat8>Unis  d'Am^riqne,  ayant  dt6,  snr 
rinvitation  il<  Majest6  l  Empereur  de  Toutes  les  Russies,  convoquee  par 
Sa  Majest^  la  Keine  rtrs  Pays-Bas,  n'v^t  r6anie  le  15  juiii  1!>07  k  La  Haje, 
dans  la  ISalle  tlfs  (  lievaliers,  avec  la  mission  de  donuer  un  dtvelopppment 
noaveau  aux  principe»  bumanitaires  qui  ont  servi  de  baäe  ä  Toeuvrc  de  la 
Ikeuifife  (kmiftrence  de  1899. 

Lee  PuisBances,  dont  Ti^num^iation  snit,  ont  pris  part  k  la  Confärenoe, 
pour  laquelle  Elles  avaient  d^sign^  Ies  Däl^gn^e  nommis  ci-aprto: 


>)  Siebe  oben  S.  389. 
^  Siehe  oben  8.  390. 
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L'Allomat^ne: 

fcjon  Exc.  le  Baron  Marschali  de  Bieberstein,  Miristrc  d'fiut,  Ambas- 
Bodeux  Impt^Tial  k  ConstAntinople,  Premier  Di-lugu6  Plcnipotentiaire; 

M.  Kriege,  Envoyä  Imperial  en  HiHdea  eitraordinaire  &  1*  pveante 
Conference,  Conseiller  Intime  de  L6s«tion  et  JuriBoonmlte  an  BöpartemeBt 
des  Affaires  ]^M;raiigtees,  Membre  de  la  Goar  permanente  d* Arbitrage,  Seoonil 
Däl^giir  Ph'nipotentitiire ; 

.M.  k  Coiitrf  -Ämiral  Siegel,  Attachö  NaTal  k  rAmbasaade  Impäiale 
&  Paris,  l)i](igü(-  de  la  Marine ; 

M.  le  Major-U(in6ral  d£  Gündell^  Qoartier-JUaitre  Supöricur  du  (iraud 
£tat-major  de  l'Armte  lU^to  de  Fiuise,  Dilögtt6  nitttaire; 

H.  ZwrHt  Professenr  k  la  Facnit«  de  Droit  de  rüniTersit«  de  Bonn. 
Conseiller  Intime  de  Javtice,  Membre  de  la  Chambte  des  Seigaenis  de  Fnuie 
et  S3rndic  de  la  Couronne,  D^l^gu^  scientifique; 

M  Göpperf,  Conseiller  de  L^gation  et  Conseiller  adjoint  an  Döparte* 
uent  des  Affaires  Etrangürps.  D6l6gue  adjoiot; 

}L  Mctzmami,  Capitaiue-Lieatenant  de  rEtat-major  g<^r&l  de  b 
Marine,  Däl«gn6  adjoint  de  la  Marine. 

Lea  j^tats-Unis  d'Ameriqae: 
Son  Exc.  M.  Joseph  H.  Choate,  ancien  Ambassadeor  ik  Londres,  Ambu- 
sadeni  eztraoidinaize,  D^^gnA  Fläüpotentiaire ; 

Son  Exo.  M.  Horae»  Porter^  ancien  Ambassadeur  k  Paris,  Ambassadeur 

eztraordinaire,  D^l^gu^  Pl^nipotentiaire . 

Son  Exc.  M.  Uriah  Jf.  Mow,  Ambasaadenr  extraordinaixe,  D^UgoA 

Pl^potentiairc ; 

Son  Exc.  M.  JJacid  Jayne  Hill,  aucieu  8ous-t>ecr6taire  d'Etat  des 
Affaires  ^trangöres,  Envoyö  eztraordiuairo  et  Miaistre  pläoipotentiaire  k  La 
Haye,  D^l<^a<^  Plänipotentlaixe ; 

M.  le  Ccmtre-Asyral  CharUt  S.  Sperry^  ancien  FMsident  de  l'äoole 
de  Onerre  maritime,  Ministre  pl^nipotentiaire,  Del^gn^^  Pleoipotentiaire ; 

M.  le  G^nöral  de  Brigade  George  B.  Davis,  Chef  de  la  Justice  militairp 
de  l'Armße  dt  s  Etats-Unis,  Ministre  pU^nipotcnji  iin  .  DelCgue  Pl^nipotentiaire; 

M.  William  1.  Buchanan,  ancien  Miniötit  k  Buenos- Ayres,  ancien 
Ministre  aa  Panama,  Miniatre  pl^potentiaire,  Di^k'guö  Pl(^potentiairei 

M.  Jamea  Brown  Scott,  Jnrisconsnlte  dn  Departement  d*£tat  da 
Afoires  ^trangdreSf  Delegat  tecbniqae; 

M.  Charles  Henry  Butler,  Bapportenr  de  la  Cour  Saprftme,  H^kgA 
teclmiqne. 

L  i  H  *•  p  II  h  I  i  q  u  e  .\  r  g  e  n  t  i  n  e : 

öon  Exc.  M.  Jioquc  Saem  Pena,  ancien  Ministre  des  Affaires  Etran- 
g^res,  Envoyä  extraordinaire  et  Ministre  plenipotentiaire  k  Rome,  ManlMe 
de  la  Cour  permanente  d' Arbitrage,  Dölegnd  Plenipotentiaire ; 

Son  Exc.  M.  Luis  M.  Drago^  ancien  Ministre  des  Affaires  txnafg^ 
Depnte,  Membre  de  la  Cour  permanente  d* Arbitrage,  Deiegne  PienipotMttiaire; 
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Son  Exr  M.  Carlos  Rodrigucz  I.atn  td,  an(  i<  n  Ministre  des  Affaires 
^traD^tres.  Membre  de  I&  Cour  permanente  d'Arbitrage,  D^leiguö  Fl^ni- 
potentiaire; 

H.  le  CWnäral  FrameUco  lUynoU^t  Attadi«  miUtafare  k  Berlin,  IMl^« 
tedmiqtie ; 

M.  le  Capitainc  de  vaisseaa  Juan  A.  Martin^  ancien  Ministre  de  la 
Marine,  Attacbö  naTal  b.  Londres.  Di>k>gu^  t«rhniqae. 

L'Autricbe-Hongrie: 

Son  Exc.  M.  Gaetan  Märey  de  Kapos-Mcre,  Conseiller  intime  de  Sa. 
MajflflM  Imperiale. et  Royale  Apootoliiiuc,  Ambassadeor  eztiaordinalie  et 
pMnipotentiaire,  Premier  Flinipotratiure; 

Son  Exe.  le  Batoii  CharUs  d»  Macchio,  Emoyi  extraordinalre  et 
JOnietre  pl6nipotentiaire  h  Äthanes,  Second  D6Uga6  Pl<^nipotentiaire ; 

M.  I/f>f!r  i  Lammasch,  Profefiseur  h  l'Univcrsitt'  ile  Vienne,  Conseiller 
saliqae,  Membrü  do  la  Chambre  des  Seigueurä  du  Heicbsrath  autrichien, 
Ifembre  de  la  Goar  permanente  d'Arbitiage,  D61<^^  ücieutifiqae ; 

Ü.  Aniotme  BauSf  Goatre-Amiral,  D^UguA  naval; 

H.  le  Baron  Wladimir  OM  de  GU»UnffM$,  Uajor^dral,  Pl^ni- 
potentiaire  militaire  ä  TAmbassade  Imperiale  et  Royale  k  Conetantinople  et 
k  la  L^gatioD  Imperiale  et  Royale  ä,  Äthanes,  D^lögud  militaire ; 

M.  le  Chevalier  Othun  de  Wcfl.  rnnseüler  aiiHqnt»  et  rninistöriel  au 
Miiiistöro  de  la  Maison  Imperiale  et  Kuyale  et  des  Affaires  Jbltrangisres, 
Dclegue , 

M.  JmIm  SxOasay  de  Siiilaa  et  IHlie,  ConseiUer  de  Lotion,  Dcl<^gu<; ; 
]f ,  Mmile  Konek  de  NorteaU,  Lieutenant  de  Vaiesean  dn  piemiere 
daese,  Döl^god  adjoint. 

La  B e  1  ü; i  (j  n  e : 

Öon  Exc.  M.  A.  Beet  naert,  Ministre  d  Etat,  Membre  de  la  Chambre  des 
Bcpr6sentants,  Membre  de  Tlnstitat  de  France  et  des  Acadämies  Hoyales  de 
Belgiqne  et  de  Ronnianie,  Hembre  d'honnenr  de  TlnsÜtat  de  Droit  inter- 
national,  Hembre  de  la  Goar  permanente  d^Arbitrage,  D6lögn6  Pl^nipotentiaire ; 

Son  Exc.  M.  J.  Van  den  Eeutfel,  Minietre  d'£tat,  anden  Minictre  de 
la  Jnstit  c.  D('>l(^gu<r  Pl«5nipotcntiair«' : 

Holl  Exc.  M.  le  Buron  Guiilaume,  Eiivo^-c  extraordin.iirr  rt  ]\[iiiii5tie 
pl6nipotentiaire  k  La  Ilaye,  Membre  de  rAcad<imie  Royaie  de  Koumanie, 
D^l^^  Pl^nipotentiaire. 

La  Bolivie: 

Son  Exc  M.  Clauili'i  Pinilhi,  Ministre  des  Affaires  ^^trangizes,  Membre 
de  la  (>>nr  pprmsnpnti  li  Arlütrage,  Dwlegae  Pl6njpot«ntiaire ; 

Soll  Mvc.  M.  I'trHtuidu  E.  Guachalla,  Ministre  pl^uipotentiaire  k 
Londres,  Dcleguc  l'ltnipütcntiairc. 

Le  Brisil: 

Son  Bxc.  M.  Ruff  Barboea,  Ambaesadeitr  extraordinaire  et  pldnipoten- 
tiaire,  Vice-Pr<'si(l(  rit  du  S^nat,  Membre  de  la  Cour  permanente  d^Arbitrage, 
D61ögn6  Pl^nipotentiaire ; 
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Son  Exc.  M.  Eduaitht  F.  S.  Dos  Santos  Lisböit.  f  nvovr  oxtraordinaire 
et  Ministre  pltSnipotcutiaire  it  La  Uaye,  D^ltgu«>  Pleniputeiitiaire ; 

IL  le  Golonel  RoberUt  Trovipotcitky  Leitäo  de  AlmeidOf  Attadi6 
militaire  &  La  Haye^  D^t^ö  teehniqne; 

M.  Ic  Capitaine  de  Fr6gate  Taner^  JSurlamaqui  de  Mmra, 
Döl^gnö  teehniqne. 

a  Biilgarie: 

M.  le  G«''nfral-Major  dt  1  Htat-Major  Vrban  Vinaroff,  ü^adiaX  k  1a 
Suite,  i'r«mier  Dcleguö  Pl^nipotenüaire ; 

IL  ItMtu  Karandjouloff,  Proenreor  GMn&al  de  la  Goar  de  Caasation, 
fiecond  IMltign^  Pl£nipotentiaire ; 

H.  le  Capitaine  de  Frtgate  S,  Dimitrüffj  Cbei  de  l'^tat-Hajer  de  ta 
Flottille  Bnlgace,  Däl£gn6. 

Le  Chili: 

Son  Exc  M.  Domingo  Gana,  Envoy^  cxtraocdinaiTe  et  JCinifltre  pUioi- 
potcntiaire  ü  Londres.  D#l^go6  Pl6nipotentiaire ; 

Son  Exc.  M.  Augusto  Matte,  Envoy6  extraordinairc  et  Ministre  pläd» 
potentiaire  k  Berlin,  DClägaä  Pl^nipotentiaire ; 

Son  Bzc.  M.  Carlos  Coneha,  anci«i  Ministie  de  la  Gnene,  aaden 
PktMdent  de  la  Ghambie  des  D6pnt6s,  anden  SnToyö  extcaozdinaüe  et 
Hinistre  pl^nipotoitiaire  &  Bnenoa>Af  res,  D61^6  Pltoipotentiaire. 

La  Chine: 

Son  E\c  M.  Loh  Taeng-Taiaug,  Amhassadeur  extraordinaire,  B&igai 

Pl6nipotcntiairo ; 

Son  Rxr.  Tlu'  HonoTiraMe  Johtt  W.  Foster,  ancien  Secrftaire  d'Etat 
au  D(']nirt('m(  iit  Ucs»  Afiaires  J^tr&Dgcres  des  ^Itats-Uoie  d'Am^rique,  D^16ga6 
Pl^nipotentiaire ; 

Son  Bxc.  M.  THett-SuH,  Envoyö  extraordinaiie  et  Hinistre  pläiipoteB- 
tiaire  &  La  Haye,  D^Ugn«  Fl6nipotentiaire; 

H.  le  Colonel  W.  S.  Y.  Tinge,  Chef  du  Buean  de  Jnstiee  militaire  an 
Uinistöre  de  la  Guerre,  D^lc^gut!-  militaire; 

M.  Tfhtrntj  Tch triff  T(>nß.  Sem'tairo      L»' Ration,  Döl6gu6  adjoint; 
M.  Tchdo-lIi-Tdiinti.  um  ii-ii  Sot^r«  taire  de  la  Mission  et  delaL^aüoD 
Imperiale  de  Cliiiie  ä  Paris  et  a  Kuine.  Dek'guö  adjoint* 

(^ol  u  mbie: 

M.  le  üCnC'ral  Jorge  Hol  gut  h,  Delögu»-  Pl(5nipotentiaire ; 
M.  Santiago  I^rez  Triana,  D(tlC%\x6  Plönipotentiaire ; 
Son  Exc.  le  (HntttA  U,  Vargas,  BnToyä  extraoidinaiie  et  Miniatie 
pl«nipotentiaiie  ä  Paris,  D^t^gu^  Pl^nipotentiaire. 

La  Rdpnbliqne  de  Cnba: 
M.  AnioMio  Sanche»  de  Suetamante,  ProfeBsenr  de  Droit  Intenatiopil 
ä  IXnivcrsit«  de  la  Havane,  Sönateur  de  la  lUpnbliqne,  D£l«gD£  FMaipo- 
tentiaire; 
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Son  Exc.  M.  Gonzalo  de  Quesada  y  Aröstegui.  Eiivot»^  extraordinaiw 
et  Miniatre  plenipotentiaire  \  Washington,  Dölögu^  l'lt'nipotontiaire ; 

M.  Manuel  Sanffttily,  anrieii  Directeur  de  llnstitut  d'enseigncnifnt 
Becundaire  de  la  ilavane,  ^euatcur  de  la  KOpuhlique,  Di\ig\n&  FlenipoteDtiaire. 

Le  Dauemurk: 

Sem  Bze.  H.  C  Brum,  BnvoyA  exlmotdiiiain  et  Hiiiiatte  pl^nipoten- 
tiaize  4  Wudiiiigton,  Premfer  IMUgv«  PUnipotentiaire; 

M.  le  Contro-Amiral  C.  F.  Scheller,  Deuxi^rae  D<^l^gn<i  FlÖnipotentiaire ; 
M.  .1.   Vedel,  Chambellan,  Chef  de  section  au  Ministtoe  Boyal  dea 
Afiairea  ^trang^s,  Troisi^e  D6l6gu6  Plenipotentiaire. 

La  R^pnblique  Dom inicaine: 

M.  Francisco  Henriquez  T  Carrajal,  ancien  Ministir-  ij-'s  Affaires 
Ktrangäres,  Mcmbre  de  la  Cour  pemanente  d'Arbitrage,  Delegat  plenipo- 
tentiaire ; 

IL  ApoHnar  Tegera,  'Bectenr  de  rinaütnt  Professionael  de  Sahit 
Dommgae^  Membre  de  la  Cwu  pezmaneDte  d^Arbitiage,  tWl^giiö  PlAiipotentiaiie. 

La  B^pvbliqiie  de  r£q«atevr: 
Seil  Bxe.  M.  Victor  Smdön,  BiiToyä  eztraofdinain  et  JOnistre  pltel- 

potentiaize  k  Pazis  et  k  Madrid,  DtflägoA  Plönipotentiaize; 

M.  Smique  Dom  y  do  AMUt,  Chargö  d'AflaiEca,  Dtfldgu«  Pl^nipo- 

tentiaire. 

L'Espagne: 

äon  Exc.  M.  TT.  J?.  De  Villa- Urrutia,  S^nateor,  ancien  Uiniatre  des 
Alfaiiea  ^trang^res,  AmtMumdenr  extnundinain  et  pUnipetcnlilBin  k  Londiee, 
Piemier  D^igui  n^aipotentiaire ; 

Son  Exc  IL  Josä  de  la  Hico  y  Oalt>o,  EnToyö  eztraordinaire  et 
Mioistre  plenipotentiaire     La  Haye,  Delegat  Plenipotentiaire; 

M.  Gabriel  Mama  ij  QamoMo,  Comte  de  la  Mortera,  Döpatd  avx 
Cort^S,  Deiegnt-  Ph  nipotcutiaire; 

M.  J.  Jofi  e  Montojo^  Colonel  d  iltat  Alajur,  Aide  de  Canjp  du  Ministre 
de  la  Qaem,  DöldgnA  a^Joint  militaiie; 

M.  le  Capitaine  de  YaiMeau  Frandaeo  ChacoH,  DHUgoA  adloint  naTal. 

La  Frauee: 

Son  8zc  II.  Lion  Bourgeois^  Ambaasadenr  eztiaordlnaire,  SönateuTy 
ancien  Prteident  du  Geneetl,  ancien  IQniatre  dea  Affaires  ^ttangizes,  Membre 
de  la  Conr  permanente  d'Arbitrage,  Deiegue,  premier  Plenipotentiaire ; 

M.  le  Raron  d' Fsfout  nelJes  de  Consfnrit,  Si'natour.  Minrstre  pleni- 
potentiaire de  premiere  Ulasäe,  Mtiabre  de  la  Cour  permanente  d'Arbitrage, 
Deiegoe,  deuxi^me  Plenipotentiaire ; 

M.  XotiM  Jtenaultf  Profeneor  k  la  Facnlt^  de  Droit  de  Parto,  Minielare 
pUttipotentiaire  honoraire,  Jnrisconralte  dn  Ministre  dea  ASaitea  ^trang^rea, 
Membre  de  l'Institut,  Membre  de  la  Goar  permanente  d'Arbitrage,  D^ligai, 
troiaitaie  Fl^nipoteutiaite; 

ZeftMhrifl  Matern.  Privat- tt.üiraatl.Beobi.  ZTU.  28 
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Son  Exc.  M.  MarceUin  Pellet,  Envoy^  extraordinairc  et  MinifltK  pltm- 
potentiaire  ä  La  Haye,  Delegue,  qiiatritme  Plönipotpntiaire : 

M.  Ic  General  de  Division  Amottrel,  Dölögu^  miiitaire; 

M.  Ic  Coutre- Amirai  Arago,  D(!'legn(i  de  la  Marine; 

M.  Fromageoi,  Arocat  i  U  Cour  d'Appel  de  Paris,  Döldga^  techniiiiie; 

M.  le  Capitaine  de  VaiaBean  Zucöm,  densdöme  D6l6ga6  de  la  Mazii»; 

M.  le  Licutenant-ColoDel  Sibm,  Attache  miiitaire  k  Bntzelles  et  4  La 
Haye,  denxi^me  döl^gu^  miiitaire. 

La  Grande-Bretagne: 

iSon  Exc.  The  Ripht  HonouraMr  Sir  Edir/ifl  Fry,  G.  B..  Menibro 
du  Oonseil  privi';,  Aiubu^sadcur  exitaurdinaire,  Mviubie  de  la  Cour  permanente 
d  Arbitrage,  DClegue  Plenipotentiaire ; 

Son  Exc  Tbe  Right  Hononrable  Sir  Emeet  Muten  Sattnc,  O*  C.  M.  0^ 
Membre  du  Goneeil  priv«,  Hembre  de  la  Cenr  permanente  d'Arbitxage, 

Döl^guc  Pl(')iiiu)t*  iit  i.virr  : 

Son  Exc.  Tht  Pju'lit  Honourable  Lr,,.!  Reay,  G.  C.  S.  I.,  G.  C.  L  E  . 
Membre  du  Conscil  priv<-,  aocieii  President  de  TlDStitttt  de  Droit  intemaiioDal, 
Dök'gu^  Pknipotentiiiire ; 

Son  Exc.  Sir  Henry  Howard,  K.  C.  M.  G.,  C.  B.,  Envoy^  extraordi- 
naire  et  Ministre  plenipotentiaire  k  La  Haye,  Dfi1^ga6  FlönipotMitiaire; 

H.  le  G4n6ral  de  Division  Sir  Edmond  Jt.  Elles,  Q.  G.  I.  B.,  K.  0.  E, 
IMl^gu(''  miiitaire  ; 

M.  Ic  Capit&ine  de  Vaiuean  C.  X.  Otileif,  M.  Y.  0..  R.  A.  C, 
Del^u^  naval : 

M.  Kffre  Crouc,  ConseiUer  d'Amb&ssade,  D(^lt-gu6  tedmit^ue,  premier 
Secrätaire  de  la  Delegation; 

K.  CeeÜ  tiursi,  GonsdUer  d'Ambassade,  Dölögn^  techniqne,  Conseiller 
Idgal  de  la  Döli^gatlon ; 

M.   Ic  Lieutenant-Colonel,  The  Honourable  Henry  Yarde-BulUtf 

D.  S.  0.,  Attache  miiitaire  ä  La  Haye,  D6l6gn6  technique; 

M.  le  Capitaine  de  frtjjate  J.  R  Segracc,  R.  N.,  D^U'guc  techni  iut' . 

M.  Ic  (Kommandant  George  K.  (Jocketill^  Cliel  de  section  1  Ktat- 
Major  de  TArmee,  DelegutS  technique. 

La  Csxi^ca: 

8on  Bxc.  H.  Clitm  MUo  Rangabc,  Envoy6  extraordinaiie  et  Ministie 
pl^potentiaire  h,  B^in,  premier  D614ga4  Pl^ipotentiaire; 

M.  Qet>>  ;/rs  S'!i  (  il.  Professeitr  de  Droit  international  k  FUniversItt 
d  Ath  ni's,  Membre  de  ia  Conr  permanente  d'Arbitiage,  seoond  IMl^go^ 

Pliaipotentiaire : 

M.  le  (,  (»ioiit-l  d  artillcric  C.  SapouiUzakia,  Chef  de  1  Etat- Major  ü^6ral, 
DeleguC  technique. 

Le  Guatemala: 
M.  Josi  Tihle  Machado,  Charg«  d' Affaires  4  La  Haye  et  k  Londitf, 
Membre  de  la  Conr  permanente  d'Arbitrage,  Däl6ga^  Plenipotentiaire; 
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M  Enrique  Oomen  Cärrilio,  Chaig^  d'Afbünw  4  Berlin,  IMtegtt^ 
Plinipotentiaire. 

L  a  R  <!'  p  u  b  1  i  q  u  e  d '  U  a  i  t  i : 

Sun  Exo.  M.  Jean  Josrph  Dfdbi'mar,  Envoye  extraordinaire  et  Minifitre 
pl6nipot«iitiairt>  ;i  Paris,  Drlegu«!»  Pleiiipoteiitiairc ; 

Son  Exc.  ükl.  J^.  .\.  JJger,  Envoy«^  extraordiuaire  et  Ministre  pleuipo- 
tentiaiie    Wubington,  D^lögaö  Fl4Siiipotenti«ire ; 

M.  JPiforrtf  HudUumrt,  anden  profciMor  de  Droit  Intematioiial  PobUOi 
ATocat  dn  Barreau  de  Port-aa-Priiice,  Döl^go^  Fl^potentiaire. 

L'Italle: 

Son  Bze.  le  Comte  Joseph  TomUUi  SrmaU  di  Vergam,  Sönatenr 
da  Boyanme,  Ainljassadeiir  de  6a  MaJesM  le  Bei  Ii  Parie,  Membre  de  la 
Coar  permanente  d'ArUtrage,  Prtiident  de  la  DdMgaÜon  Italienne,  IMl^gnö 

Pl^nipottntiaire : 

.Si>ii  Kxc.  M.  Guido  Pomp/lJ,  Di'put«'  an  P;irlcment,  Fous-Spcrdtaire 
d  Etat  au  Mmibtere  Royal  des  Affaires  Ktraiigeres,  D(^l£gu^  Pleuipoteutiaire ; 

M.  Guido  Fusinato,  Conseiller  d'Etat,  Döpatä  au  Farlement,  anden 
Hinistre  de  rinstinciioD,  Döldga6  Pl^nipotentiaiie ; 

IL  Marius  Kieolia  de  BoUlani,  QtiML  de  Brigade,  IMMgn6  teobniqne; 

M.  FranfoiB  CasHgiia,  Capitaine  de  Vaiseean,  D6Mgii6  teotaniqoe» 

Le  Japon: 

Son  Exc  U.  KeirokH  Taudeuki,  AmbaBsadenr  extraofdinaire  et  plAni« 
potttitiaiie,  premier  D6Mga6  Plänipotentialre; 

Son  Exc  M.  Aimaro  Sato,  Envoy6  extraordinaire  et  Miniatre  pldnipo- 
tentiaiire  k  La  Haye,  second  Döl^gnt'  Pli^^nipottnfiairc : 

M.  H^nry  Willard  Denisott,  JunacousiulLe  du  Miiiist(Tc  Imperial  des 
ASairc.^  Etrangt-res,  Membre  de  la  Cour  permanente  d  Arbitrage,  Dcluguö 
tedinique ; 

Ü.  le  MaJor^MnM  Yoehifitru  Akiffoma,  Inapectenr  de  la  Cavalerie^ 
DfljgnA  tednii^tM; 

M.  le  Contra- Amirai  Ifayao  Shimamura,  Pc^iident  de  Vl^ßtA»  de  bk 
Harine  4  lltajima,  D61^gu6  tedmi^oe. 

Le  Lnzembonrg: 

Son  Exc.  M  Eyschen,  Ministre  d*]ßtat,  Pröddent  da  GoüTeinement 

Orand-Ducal,  D<?U'>gu6  Plenipotentiaire ; 

M.  le  Comte  De  Viliera,  Uhargö  d'Afiaires  k  Berlin,  Dölägaö  Pl^nipo- 
tentiaire. 

L  e  M  e  X  i  (1  u  e : 

Sou  Exc.  M.  Goitsfilo  A.  Esteva,  Envoyt''  pxtrnoidinaire  et  Ministre 
plC'OipoteQtiaire  ii  Rouie,  premier  Deleguc  Pleiiipolenliaire; 

Son  Exc.  IL  SebaaiiaH  B.  de  Mier,  Bnvoyd  extraordinaire  et  lOnistre 
pUaüpotentiaire  &  Paria,  deuxi^e  Döl^gaö  Pl^nipotentiaire; 

28» 
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Son  Exr.  M.  Franctsco  L.  de  la  Barm,  Envovf^  f xtraor<iinaire 
Mniistre  pleuipotentiaire  ä  Bnixelles  et  &  La  Uajej  txoisi^me  D^l^ä  f  lioi- 
.potentiure. 

Le  Mont^nögro: 
Son  Bze.  M.  Nelidow,  GonaeUler  PtIt«  Aefcnel,  AmbMsndenr  de  Burie 

h  Paris,  D61ägQ£  Pl^nipotcntiaire ; 

Fori  Exc.  M.  de  Martens,  Conseiller  Priv6,  Membre  permanent  da 
Cuns«  il  du  Ministöre  Impöri«!  des  Afiatres  fStraag^ee  de  Roesie,  Däl^ 

i'icuipoU>uLiaire ; 

Son  Exc.  M.  Tcharykow,  Conseiller  d'^tat  Actuel,  Chambellan,  Envoj^ 
extmordinnire  e(  Miniitfe  plinipotentialre  de  Rniaie  k  La  Haye,  D^^l^c- 
PUnipotentiaire. 

Le  Nicaragna: 
Son  Exc.  M   Cri.sfnito  Medina,  Envoy^  exteaoniuiaice  et  IGnistie 
pleuipotentiaire  k  Paris,  D^l^ga^  Plönipotentiaire. 

iSon  Exc.  M.  FKincis  Hagerup,  ancieu  Präsident  du  Conseil,  ancien 
Professear  de  Droit,  Membre  de  la  Cour  permanente  d'Äibiträg.  .  Enmf 
eztraotdinaire  et  Ministre  pleuipotentiaire  k  La  Haje  et  ä  iJopeuiiagiie, 
D^Mgn«  Flönipotentinire; 

M.  JoacMm  Griefff  Annateor  et  Mpatt,  D61^6  teehnlqne; 

H.  Christian  Lous  Lange,  Secrötaiie  du  Comitd  Nobel  dn  Stortiiig 
Norr^en,  J>61^6  teclini^ne. 

Le  Panama: 
M.  Belisario  JPorras,  T)6\ign&  P16nipotentiaire. 

Le  Paraguay: 

Son  Exc.  M.  Euscbio  Machnitt,  Envüy«^  extnordinaiie  et  MinisUs 
pleuipotentiaire  k  Paris,  Dei^gue  Plönipotentiaire. 

Les  Pays-Ras: 

M.  W.  n.  De  Beau/'urt,  ancien  Ministre  des  Affaires  fitrangferw, 
Membre  de  la  Seconde  Cbambre  des  Etats- Gän^ratu,  Del^gnö  Plönipotentiaiie; 

Son  Exc.  H.  T.  M,  C,  Asser,  Ministre  d'^t,  Memln«  dn  Cornea 
d'£tnt,  Membre  de  la  Conr  permanente  d* Arbitrage  Dölögnö  P14aipotentiaiie; 

Son  Exc  le  Jonkbeer  «/*.  C.  C.  Den  Beer  Poortugael,  Lieutenant^ 
GKn^ral  en  retraite,  ancien  Ministre  de  la  Qoerre,  Membre  da  Coneeil  d^&alt 
DÄlC'fii'  Pli'iiipotentiaire : 

6on  E.\c.  Ic  Jonkbeer  J.  A.  Röell,  Aide  de  i'arnp  di-  Sa  ^füjest^  la 
Beine  en  Service  extraordiuaire,  Yice-Amiral  en  retraite,  aucien  Mmiätre  de 
la  Marine,  Ddl^4  Pl^potentiaire ; 

M.  J.  A.  h^ftt  ancien  Ministre  de  la  Jnstiee,  Membre  de  la  Seconde 
Gbainbro  des  i^tats-G^ndranx,  I>41^^  Plöniputentiaire ; 

M.  //.  Van  Oordf,  Lii  utonant-Colonel  de  P^tot-Mi^or,  Ptofesseu  k 
r^cole  supörienre  militaire,  Deieguö  techniqne; 
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M.  Itt  JonUieer  W,  J.  If.  Vtm  Eysinga,  Chef  de  la  Direction  poUtiqae 
A«  lünisttee  des  Affaires  ^trangtoes,  D6I6gii6  adjoint; 

IL  te  Jonkbeer  H.  A.  Vau  Karnebeek,  Qentilhoinme  de  1«  Cbambie, 
Sona-Chef  de  Division  au  Minist«  r(  des  Colonies,  Dölögoö  adjoint; 

M.  ß.  Q.  Surüt,  Lieateuaut  de  Vaisseaa  de  pfemüre  dasse,  Döl^guö 
teduüqae. 

Le  P^rou; 

Pon  Exc.  M.  Carlos  G.  Candatno,  Ewfoy6  extraorüinaire  et  Ministre 
pl^nipotentiaire  4  Paria  et  Loadnss,  Htmka»  de  la  Cour  penuaente 
d' Arbitrage,  Ddl^6  Flönlpotentiaixtt ; 

H.  QMBiaoo  de  la  lUeHte,  Fkemier  8eoi4taize  de  Ldgatioii  k  Faris, 
TMtUgai  adjoint 

La  Perse: 

Son  Exc.  Samad  KJiav  Mnmfn^-Es-Saltattch.  Envoy»''  nxtraordinaire 
et  Ministre  pl^nipuientiairt  ä  l'aris.  Mtmbre  de  la  Cour  permaaente  d'Ar- 
bitrage,  D^l^gu^,  premier  Pltjuipuientiaire ; 

Son  Szc.  Mirmt  Ahmed  Khan  Sadig  Ul  Mtdk,  EnToy6  eztraoidinaife 
et  Minittfe  ptenipotentiaire  k  La  Haye,  D41^6  FMnipotentiaixe; 

M.  Hettn^ieq^  JnriMoiuialte  dti  UfniBtftre  des  Affaiies  £tnuigtoes  4 
T6fa6raii,  D61«ga6  teehniqoe. 

Le  Portugal: 

8oD  Bae.  le  Haiqnis  de  Sowral,  Conseiller  d*£tat,  Pftir  dn  Rojanme, 

ancicn  Ministre  des  Affaires  Ktrangdres,  Envoy^  extraordinaire  et  Ministre 
pl<^nipot«ntiaire  k  Londres,  Ambassadeur  extraordinaire  et  piönipotentiaire, 
D^l6gu6  Pl^nipot^'ntiaire ; 

äon  Exc.  le  Comte  de  Selir,  Envoy6  extraordinaire  et  Ministre  pl^- 
potentialitt  i  La  Hagre,  IMUgn«  Plönipotentiaire ; 

Son  Exc.  H.  Alberto  dOliveira,  Envoy«  extraordinaire  et  Ministre 
plMpotentiaire  k  Bern,  D^Mgnö  PUnlpoteatiaife ; 

M.  le  Lieut«nant«ColoDel  d'^tat^Msjor  Thema»  Anionio  GarHa 
^osado,  l)vU'"^u(-  t.'fhuique; 

M.  Guilheime  Ivens  Ferra»,  Capitaine-lieutenant  de  la  Marine, 
Dtl^ad  tedmiqae. 

La  Boamanie: 

Son  Exc.  M.  Alexandre  Beldiman^  Envoy^  extraordinaire  et  Ministre 
pldnipotoitiaire  k  Berlin,  premier  I>6l4ga6  PlMpotentiatre; 

Son  Exc«  H.  Edgard  Maerocordato,  Enroy^  extraordinaire  et  lOnlstre 

pltolpotentiaire  ä  La  Uaye,  second  DtJlegue  PlC'nipotf  nti;iiri' . 

M   le  Capitaine  Alexmuire  Sturdea^  da  Grand  iltatrMajor,  DilögoA 

tcchniq^uß. 

La  1 1  u  s  s  i  e : 

Suu  Exc.  M.  Xßlidow,  Conseiller  l'rivö  Actuel,  Ambassadeur  de  Russie 
h  Paris,  Dtlt^guC'  Pl^nipotentialre; 
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Snn  E\(.  ^I.  de  .V/rrfenjf,  rnnsiillcr  Priv6,  Membre  pt^rmaut'ui  da 
Conscil  du  Miiiibicre  Iiuptrial  deü  Atlaires  Etrang^rcs,  Membre  de  la  Cour 
pemaaeiite  d'Arbitrage,  D6l6gii6  Pl^poteDtbkinj 

Son  Exe.  H.  TekarykoWf  Gonieiller  d'£tat  Acfenel,  ChunbellMi,  Enr«?« 

txtraordiiiaire  et  Ministre  pMnipotentiaire  ii  La  Haj  e,  DtJK-gn^  P16nipoU*ntiairt' ; 
M.  Prozor,  Cunsoiller  d  Etat  Actnel,  ChambeUui,  Miiii»ti«  de  Rnasie  4 

Bio-Janciro,  Delt-crn«''  tofliniqni  : 

M.  le  Major-U6u6rai  Yermoloic,  Attach6  militaire  k  Londree,  D£l<5gue 
tecLuKiuc; 

M.  le  Oelonel  MichelB<m^  Attaeh«  militaire  &  Berlin,  DdMga6  tedmiqiui 
M.  le  Capitftine  de  VaiMean  Behr,  Attache  naval  k  Londres,  IMl^gv« 

technique ; 

M.  le  Colonel  de  l  Amiraut«'  OctchinHikow,  Prufeflseor  de  Droit  iater» 
national  4  rAcadömie  de  la  Marine.  Del^gu«^  techniqae. 

L    S  a  1  V  a  rl  o  r : 

AI.  Feäio  J.  Matheu,  C-liHigi-  d  Afiaires  ä  Paus,  Meuibre  de  iü  Cour 
permanente  d'Arbitrage,  Döl^gn«  P14nipotentiaire ; 

H.  Sanfiago  Farmt  Triana,  Charge  d'ASairei  h  Londres,  Membre  de 
la  Gonr  permanent«  d' Arbitrage,  Di^l^'gnö  Pldnipotwtiaire. 

La  Serbie: 

Snn  Exr.  Ic  ft'n'ral  Sava  arouUck,  Prösident  da  Oonaeü  dKtat, 

D6ltgue  l'li'uiiiotoTitiaire ; 

Son  Exc.  M.  Miiovnn  Milotatiovitch,  Envojti  extraordiiiaire  et  Ministre 
pl^nipotentiaire  &  Rome,  Membre  de  la  Conr  permanente  d' Arbitrage,  Ti&iigA 
Fl^nipotentiaire; 

8on  Exc.  M.  Michel  Militckevitch,  Envoy^  extraordinaire  et  Minlftct 
pltoipotenUaire  k  Iiondrea  et  k  La  Haye,  Döl^gnö  Pl^nipotentiaire. 

Le  Siam : 

M.  !<  >!  v<.i-n.'Tn'r:il  Mom  Chatidcj  Vdom,  D^l6ga6  Pl<?nipotcTit!airp; 
M  CviKigiuni  d'Otelli,  Conseiller  de  Lögation  k  Parts,  D6l6guO  Fl^ni- 
poteitlmire; 

M.  le  Capitaiae  Luung  Bhummarth  NarUbal,  D<-Iögii«  Flättlpotemjaite. 

La  Su&de: 

Son  Bz€.  M.  Knut  £(faimar  Leonard  de  HammurekJÖld,  EDT«jt0 
extraordinaire  et  Miairtre  pl6nipotratlalre  k  Copenhagve,  ancien  Ministre  de 
la  Justice,  Membre  de  la  Conr  permanente  d'Arbitrage»  premier  DdMgud 

Pl6nipotcnti:iin> : 

M.  Johannen  JJellner,  aii«  ifii  ^UIÜ8tre  saus  Porttfouille,  ancien  Mtuibre 
de  la  Cour  SuprCmc  de  Su^de,  Membre  de  la  Cour  permanente  d'Arbitrage, 
second  D6Ugn4  Fl^nipotentiaire ; 

M.  le  Colonel  Dapid  Hedengren,  Chef  d'on  i^giment  d*artillciie^ 
D61£gn«  technique; 

M.  Gustaf  de  Klint,  Capitainc  de  Fr^te,  Chef  de  Section  4  l'Ütrt- 
Hajor  de  la  Marine  Royale,  Döl£ga6  technique. 
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Lft  Snisae: 

8oa  Bxc.  M.  Oaaton  Carlin,  exteaordinaire  et  Ministre  pUni- 

potentiure  k  Londras  et  &  La  Haye,  IMl£ga6  Flönipotentiaire ; 

M.  Eugene  Borel,  Coloncl  d'Etat-Major  Qön^ral,  Professear  &  rDoirer^ 

ait6  de  Gem'  ve,  Di'lf'wu^  Plenipotrntiaire : 

M.  Max  II  über,  Professeur  de  Droit  4  lUairersit^  de  Zürich,  D6lägu6 
Pl6nipoU;utiairc. 

La  Tnrquie: 

Son  Bzc.  Tmickan  Fm^,  AmbasBadenr  extraoidinaire,  Ministra  de 

TETkaf,  premit  r  Drit'gne  Pl<5nipotentiaire  ; 

i^on  E\c.  ßäckid  Bey,  Ambaaaadear  de  Tnrqaie  k  Rome,  D6l6ffi6 

Pl6nipotentiaire ; 

Son  Exc.  le  Vice-Amiral  Mehemmed  Facha,  Dt  liigm-  PltuipoUntiaire ; 
Ra'if  Bey,  Conscilkr  It-gist«  de  la  Liste  Civilc,  Dölega»i  adjoint; 
Le  Colonel  d'^tat-Hajor  Mehemmed  Said  Bey,  H^Xtgud  adjoint. 

L*Uragaay: 

M.  Joei  BaiUe  p  Ordern»,  ancien  Präsident  de  la  Bfipabliqne,  Membre 

de  la  Cour  permanente  d'Aihitrage,  preraier  Dclegue  Pli*nipot«ntiaire ; 

Son  Exc.  M.  Juan  P.  Castro,  ancien  President  du  S^nat,  Envoyi'  t  xtra- 
ordinairf  <>t  Ministre  PK'nipotentiaire  h  Paris,  Membre  de  la  Cour  pcnaa- 
nente  d  Arbitrage,  Delegue  Pleniputenliaire; 

H.  le  Colonel  Sebastian  Buquet,  Premier  Cbef  de  r^giment  d^artillerie 
de  eampagne,  Bölögoö  tedmiqtie. 

Lea  ^tatS'Unis  du  V^nösn^la: 
M.  Joei  CHI  Fm-toul,  Cbarg6  d' AiTaifefl  k  Berlin,  D616gtt«  Pl^nipoteiitiaiie. 

Dans  une  s6rie  de  rf^anions,  tenucs  du  15  juin  au  18  octobre  1907,  ob 
les  Dt'lt'gu^s  prC'citi's  ont  iit<!  constammpnt  anrmi'-s  dn  d(^f?ir  t1«^  ri^'alis»pr,  dann 
l;i  plus  lar^'e  niesuri  possible,  les  vuea  g^o^reuses  de  1  Auguste  Initiateur  de 
la  Cuiifureucu  et  les  intentions  de  lears  Gouvernements,  la  Conference  a 
uret^,  poor  Mte  uiunia  k  la  «IgBatare  dei  KAiipotentbins,  lo  texte  des 
Gimrentions  et  de  la  IMelaration  tonmftrtes  d-aprie  et  aaaezäeo  an  prisent  Aete : 
I.  Convention  poor  le  rfeglement  padÄque  des  conflits  intemationaiiz. 
IL  ConTention  concernant  la  limitation  de  l'emploi  de  la  force  ponr 

le  reronvrement  de  dettes  contractuclles. 
III.  Convention  n-lativo  h  l'onvertnro  des  ho.stiIit<'.s. 
lY.  Cuuveutiuu  cuuceiuaut  lt-8  luiü  et  cuutiuues  de  ia  guerrc  sur  terre. 
V.  Gonvoitton  eonoeraaiit  les  droits  et  les  dercdrs  des  Poissances  et 

des  personnes  nentres  en  cas  de  gueire  sor  terre. 
TL  ConTention  relative  au  regime  des  navires  de  comnmce  ennonis 

au  d^but  des  hostilit^s. 
VII.  Convention  relative  k  la  trausfoimation  des  naviree  de  commerce 

en  bfitiuieatä  guerre. 
VIII.  Convention  relative  a  la  pose  de  mines  sous-marines  autumatiiiucs 
de  eontact. 
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IX.  OonYcutiou  conccrnant  Ic  boiubardcment  par  des  forces  navales  ea 
temps  de  gnerre. 

X.  ConTeQtioii  ponr  radaptatioa  4  U  goerre  maritime  des  princip« 

de  Ift  Convention  de  O^ni^ve. 

XI.  Convention  relative  h  certainei;  prrscriptioiiB  k  Tezercioe  da  droit 

de  capture  dans  la  guerro  maritime. 
XII.  Convention  relative  ii  l^tablisscment  d'ane  Coar  iütematioiiale 
des  prises. 

Xm.  Convention  coneernant  les  droits  et  les  devoirs  des  Pnisstwffs 

nentres  en  cas  de  gnene  maritime. 
XtV.  Dtelaration  relative  h  l  interdiction  de  laocer  des  projectfles  et 

des  explosüs  du  baut  de  ballons. 

Ces  Conventions  et  cette  DOclaration  forraeront  autant  d"act«s  s^pan^s. 
Ces  artes  porteront  If»  rlate  de  cc  joiir  «"»t  pourmnt  ^trc  sign<^s  jnsqii  ;ni 
'M)  juin  i;«is  ä  La  Haye  par  les  Pl^nipot^ntiairea  des  Puissances  rcpr^sent^es 
ä  la  Deuxieme  Coufiirence  de  ia  Paix. 

La  Cenfärence,  se  oonformant  h  I'esprit  d^entcmte  et  de  conoeesiona 
rteiproqnes  qni  est  I'esprit  m^e  de  scs  d^UMmtions,  a  arrM«  la  d4elax»tieii 
suivante  qui,  toat  en  r^nrant  k  chacnne  des  Puissances  repr^sent^es  le 
b^n^fice  de  ses  votes,  leur  permet  u  toutes  d'affirmer  les  principes  qa'EUes 
Gonsidörent  comme  unaoimement  reconnos: 
Elle  est  unanime. 

1  ^'  A  ri'couuattre  le  principe  de  l'arbitragc  obligaiuire ; 
8^  A  dtelam  qne  certains  «ülMrends,  et  notamment  eenx  retatüs  h 
Tinterpr^tation  et  k  Fapplication  des  stipnlatlons  cmventionellei 
itttemationaleBi  sont  sosoeptibles  d*6tie  sonnis  k  rarbitrage  obli- 
gatoite  Sans  ancone  restrietion. 
Elle  est  unanime  eiifin  de  proclamiNf  qu^  s'il  n'a  pas  M  donn*'  de 
conclure  dös  maintenant  nno  Convention  cn  ce  scns.  les  divergences  d'opinion 
qui  se  sont  manifesules  n  ont  pas  dt^passt'-   los   liinites  d'nne  runtroviTsc 
juridique,  et  qfl.'en  travaillant  ici  ensembU  pdulunt  quatre  mois,  toutes  les 
Pniasaaoes  da  monde,  oen  senlmnent  ont  appi  is  k  le  eomprradie  et  le 
lapprocher  davantage,  mala  ont  sa  d^gager,  aa  coors  de  cette  longae  coUa- 
boiation,  an  sentimeot  txto  ^levö  da  bien  common  de  rhnmanit^. 

En  untre,  la  Conference  a  adopt«-  k  l'unanimit^  la  lU^solution  suivante: 
La  Deuxi^me  ('onf^renre  de  la  Paix  confirnu  la  Resolution  adoptee  par 
la  Conference  de  1891>  h,  l  egard  de  In  limitatimi  di  s  charges  militaires,  ct^ 
vu  que  les  charges  militaires  se  sont  considerablcment  accrues  dans  presque 
toQB  les  pays  depois  ladite  annte,  la  Conf^renoe  d^elattt  qn'il  est  hantement 
d^Ssirable  de  voir  les  QoaTemements  leprendre  Tötade  a^rieose  de  cette 
qaeation. 

EUe  a,  de  plus,  «mis  les  Yoenz  soivants: 

1<*  La  ( 'nnf''rt'nee  recommande  mr  Pnissanees  sicTiataires  Tadoption 
du  prujet  ci-annex^  de  Conventiun  pour  l  etablisscmeut  d  une  Cour 
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de  Justice  arliitralc.  et  sa  misp  cn  vijjiipnr  d<^«?  qn'iin  arrnrd  sera 
intt'rvenu  sur  le  cliuix  des  juges  et  la  constitutiun  de  la  Cour. 
2^  La  Conference  ^mct  le  v<jDa  qa'en  cas  de  guerre,  les  antohtes 
compätentes,  dTitei  et  militaires,  se  fassent  au  devoir  tont  spteial 
d'Msnrer  et  de  protiger  le  maintieB  des  tappotts  padfigues  et 
Dotamment  des  relations  commeiciales  et  induBlrielles  entre  lee 
popnlations  des  6tats  bellig^rants  et  les  pays  ncutres. 
3"^  La  Conference  ^met  1p  vfrii  qne  les  Piiissances  r^^^lent,  par  des 
Conventions  iiartinüit-res,  la  situiition.  :iu  point  de  vue  des  charges 
milit&ires,  des  uirangers  <3tablis  bur  leurs  territoires. 
La  Conf^nce  6met  le  xmt  qju  r^laboration  d^mi  iftglement 
rdatif  anz  lois  et  contumeB  de  la  gnerre  maritJme  fignte  aa 
Programme  de  la  pruchaine  Goiif^ranoe  et  qne,  dans  tone  les  oas, 
les  Puissances  appliqnent,  antant  qnc  possible,  ä  la  guerre  sur 
mer,  les  principes  de  la  ConTention  relative  aux  lois  et  contume* 
de  la  guerre  sur  terre. 
Enfin,  la  Conference  recummande  aux  l'uiüsanceä  la  reuniou  d  une 
tzoitiime  Conffinaoe  de  la  Palx  qni  ponnait  avoir  Uea,  dana  ime  pteiode 
Mialogne  4  oelle  qni  s*esfc  ^alfo  dq|»iijf  la  prActfdente  Conföfoioe,  k  ime  date 
k  fixer  d'on  commun  accord  entre  les  PuiMancea,  et  eile  appelle  leiur  attwtion 
sur  la  näcessitö  de  pr^parer  les  travaux  de  cette  troisii'mc  (^oTif»*rence  assez 
longtemps  ä  ravance  pour  qnc  sea  deliböration»  se  poursuiveut  avec  Taatoritö 
et  la  rapidite  indispensables. 

Pomr  «ttdndre  k  ce  bat,  la  Conference  ^time  qu'il  serait  tr^  desirable 
qoe,  environ  denz  ana  avant  T^poqae  probable  de  la  liaiiioii,  an  Gomitö 
pi^paiatoire  fAt  charg6  par  les  OoiiTem«nentB  de  recaeillir  les  diverses 
propositiou  k  sonmettre  ä  la  Conference,  de  rechercher  ka  matÜres  soscep- 
tiblt's  d'un  procbain  r^glement  international  i  t  do  prt'parer  un  protrramme 
que  les  Gouvernements  arrfteraient  assez  tot  pour  qu  il  püt  etre  serifuscnieiit 
«Studie  dans  chaque  pays.  Ce  Comite  serait,  en  outre,  Charge  de  proposer  un 
mode  d^erganiaatios  et  de  prooödore  pour  la  ConKrence  die-m£me. 

En  fcn  de  qaol,  les  FMnipotentiaires  ont  signd  le  präsent  acte  et  j  ont 
Appose  leurs  cacbets. 

Fait  k  La  Uaye,  le  dix-bait  octobre  mil  neuf  cent  sept,  en  un  seul 
cxcrnplairc  qui  sera  d»^pos<^  dans  les  archives  du  Gouverneuient  des  Pays- 
Ka8  et  dont  lef?  copies,  ceitint'es  ronfornies,  seront  deiivrees  k  toutes  les 
i'ui:isauces  reprijäeutecs     la  Couiereucc. 

(Signaturee) 
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1).  Die  Konventionen. 
I.  Ck>nvention  pour  le  Reglement  paciüque  des  conüits 

internationanx. 

Sa  Majestö  l  EmptTeur  d'AUcmagne,  Roi  de  Prusse;  le  President  des 
^tats-Unis  d  Amt^rique ;  le  President  de  la  Röpubli(iae  Argentine;  Sa  Majest^ 
rBmperenr  d^Antriche,  Roi  de  Bohine,  etc.,  et  Boi  »postoliqiie  de  Hoogrie; 
Sa  MajeftM  le  Roi  des  Beiges;  le  President  de  la  RSpobliqne  de  Botiri«;  le 
PrfiBident  de  la  Reimblique  des  fitats-ünis  du  Brasil ;  Son  Altoss«  Royale  le 
Prince  de  lUilgarie ;  le  President  de  la  R^publique  de  Chili ;  Sa  Majest^ 
rEmpcrenr  «lo  <'liinc;  le  I'n'^idfnt  de  la  Republiqne  de  Colomliir;  le  Goa- 
verneur  proviauire  de  la  R«'puitHquc  de  Cnba:  Sa  Majest^  le  Roi  de  Däne- 
mark; le  President  de  la  Republiquc  Doiiunicaiiie ,  k-  i'resideut  de  la  Rtpu- 
blique  de  rEiiiiateur;  Sa  Majestö  leRoi  d'Bspagne;  le  PrMdent  de  laB^ii' 
bliqae  F^an^lse ;  Sa  Majest(  le  Roi  da  Royanme-UDi  de  Orande-Bretagne  et 
d^Irlande  et  des  Territoir  s  P>rit:iiini<iue3  au  del^  des  iners,  Emperenr  de« 
Indes;  Sa  Majeste  le  Roi  des  nelU>nes;  le  President  de  la  Ri'publique  de 
nuat(^mala;  le  President  de  la  RepiiMiqno  d'Haiti ;  Sa  Majeste  le  Roi  d  italie; 
Sa  Majeste  l  Einpereur  du  Japon ;  >(in  Alt<\s.se  Royale  I»'  Orrunl-Diic  de 
Luxcmbourg,  Duc  de  Nassau;  l'rtsideiit  des  Etats- LI  1110  Mexicaiiis,  Son 
Altesse  Royale  le  Prince  de  Mont<;n(^gro ;  le  President  de  la  Rßpublique  de 
Nicaragva;  Sa  Majestö  le  Roi  de  Norr^ge;  le  President  de  la  Röpubliqne  de 
Panama ;  It  Pi  i'sident  de  la  Republique  du  Paraguay ;  Sa  MajestC-  la  Reiiie 
des  Pays-Bas ;  le  President  de  la  R(3publiquc  du  Perou ;  Sa  Majeste  Iniptiriale 
le  Schah  de  Perse ;  Sa  Majeste  le  Roi  de  Portugal  et  dr  s  Algarves,  et'*. : 
Majeste  le  Roi  de  Roumanie;  Sa  MajesW  l'Empereur  de  toutes  les  Russies; 
le  Pr«^sidcnt  de  la  Republique  du  Salvador;  Sa  MajcsUl  le  Roi  de  Serbie; 
Sa  Majcstö  le  Roi  de  Siam;  Sa  Majeste  le  Roi  de  Saide;  le  Gonaeil  FMenü 
Snisse;  Sa  HajeaM  rSmperear  des  Ottonans;  le  Präsident  de  la  Ripobllqie 
Orientale  de  riTniguay;  le  Pr.'sident  des  ßtatS-Unis  de  V^n^zn^a: 

Aniinc's  de  la  fernie  volonte  de  concourir  au  niaintien  de  la  paix  g^n<5rale; 

Rt'soln«;  h  fivoriser  de  toas  lears  eSorts  le  röglement  aoüable  des  cod- 
flits  interna tinn;iii  \  : 

Reconnaiääant  la  uolidaril^}  qui  uiut  les  membres  de  la.  soci^t^  des  uations 
ciTilinfeB; 

Voolant  ötendre  rempiie  da  droit  et  fortlfier  le  sentiment  de  la  jostieo 

Internationale ; 

Convaincus  que  Tinstitution  permanent«  d'une  juridiction  arbitralc 
accessibli^  h  tons.  an  sein  des  Paissances  indäpendantes,  pent  oontribeer 
efiicaceiuent  ä  ce  ri'sultat  ; 

Consideraiil  leb  avantages  d  une  Organisation  g<^u6rale  et  r^oli^  de 
la  proc^ore  arbitfole; 

Estimant  avee  TAagaste  Initiatear  de  la  Ck>nl«i«nce  internatieiMle  de 
la  Paix  qu'il  importe  de  consacrer  dans  nn  accord  international  les  prmcipea 
dY-quit^  et  de  droit  snr  lesqaels  reposent  la  räcaritä  des  £tat8  et  le  bwa* 
^tre  des  peaples; 
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Deöireux,  dans  cc  bat,  de  mieux  assarer  le  functionnement  pratiqac  des 
CommissioDs  d'enquöte  et  des  tribanaux  d*arbitnge  et  4«  bdUter  la  reconrs 
h  la  justice  arbitnle  lofsgall  s'agit  de  liüges  de  natnre  couporter  nne 
]iTocädttTe  eonunairo; 

Ont  jug<-  rit^cesHairc  de  rcviser  Sur  certains  points  et  de  complMer 
IVtivtp  la  l'ii  inii  rc  Conf(^reiice  de  la  Paix  ponx  le  räglement  padfiqiie 
des  cotitlits  intcruationaux; 

Lea  HaattiS  Parties  coutractantes  ont  resolu  de  concloxe  ane  nouvello 
Convention  4  eet  effdi  et  ont  nontm4  ponr  Lews  FläiipetentaireSi  savoir : 

Siebe  oben  8.  41611. 

Lesqaels,  aprts  avoir  d£poB6  lenrs  pleins  ponvoin,  tronväs  en  bonna 
et  dne  forme,  sont  convenns  de  qni  soit: 

Titre  I. 
Du  maintien  de  la  Fnix  g^n^rale. 

Art.  Premier.  —  En  vne  de  pr^venir  autant  que  possiMo  le  rcronrs 
ä  la  forci'  dans  Ics  rapjjorLs  i'iitr*  li-s  Etats,  les  Paissaiiccs  contraotantes 
convieuDent  d  emplojer  toas  lears  efforts  pour  assarer  le  rtglcment  pacitiiiue 
des  difiereuds  internationanx. 

Titre  II. 
Des  boos  Offices  et  de  la  nMSdiation. 
Art  2.  —  En  eas  de  dissentinent  grave  on  de  coniüt,  arant  d*eB  appeler 

anx  armes,  les  I'uissancea  contra rtantes  mnviennent  d'avoir  reronrs.  en  tant 
qoe  ies  circonstances  Ic  permettront.  aax  bous  odices  ou  &  la  m6diatiou  d  une 
ou  de  piussieurs  amiea. 

Ast  3.  Lid^pendaaunent  de  ee  iccenis,  les  Paisssnoes  centractantes 
Jngwt  ntüe  et  ddsiiable  qn^one  on  plnsienrs  Paisssnoes  ötraagöres  an  conflit 
oibent  de  lenr  propre  initiative,  en  tant  qne  les  oireonstanoes  s^y  pt6t<NBtk 
lenrs  bons  ofüces  ou  Icur  m^iation  aax  Ktafs  en  conflit» 

Le  droit  d'offrir  les  bons  nffircs  ou  la  m^diation  appartient  anx  Pois- 
sanceä  etrangcreü  au  conllit,  lueme  pendant  le  cours  des  hostilit^s. 

L  exercice  de  ce  droit  ne  peut  jamais  £tre  consid^rC*  par  1  ane  oa  Taatre 
des  Purties  en  litigc  conune  nn  acte  pen  asiilca]. 

Art  4.  »  Le  r61e  dn  mfidlatenr  oonsiste  &  concilier  les  prötentions 
oppostes  et  k  apsissr  les  ressentiments  qni  penvent  s*ttre  piodnits  entre  les 
£tatB  en  conflit. 

Art.  5.  Los  fonctiona  du  m'diatcur  ressent  dn  moment  ofi  il  est 
con.stat*'.  soit,  jiar  1  uue  des  Tarties  en  litiir^'  soit  par  le  iiu'-diateur  luimöme, 
quti  leü  uuyeu»  de  conciliation  prupotteü  par  lui  ne  »ont  pas  acceptös. 

Art.  6.  —  Les  bons  Offices  et  la  midiation,  s(dt  sor  le  reooors  des 
Parties  en  conflit,  soit  sor  Tinitiative  des  Pnissances  ätrangtees  an  eonflit^ 
ont  exolusivement  le  caract^re  de  conseil  et  n^ont  Jamals  foroe  obUgatoire. 

Art.  7.  —  L'acceptation  de  la  nn5diation  ne  peat  avoir  poar  effet,  sanf 
conTcntion  contraire,  d'interrompre.  de  retarder  Ott  d'entraver  la  mobilisatioD 
et  aatres  mesures  pr^paratoires  u  la  guerre. 
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Si  eile  intervient  apres  l  ouverture  des  hostilit^s,  flle  n  int^rrompt  pas, 
MUf  couTention  contraire,  les  op^^rations  rnUitaires  en  cours. 

Alt.  8.  —  Les  Puiasances  contractamtes  eont  d'aocord  ponr  reconmMMler 
Taf^pltcatioB,  du»  les  oiroonstanoee  qni  le  permett^t,  d*iuie  mtdiation  font 
la  forme  snivante: 

En  cas  de  diff^rend  grave  compromettant  la  paix,  les  Etats  en  conllil 
choisissent  rrspoctivrmrnt  une  Puissance  ä  laquelle  ils  confii^nt  la  mission 
d'entrer  en  rappoit  dirtct  arec  la  Pnissance  chosie  d'aatre  part,  ü  Tefiet  de 
pr^renir  la  ruptare  des  rclations  pacifiques. 

Pedant  la  dnr6e  de  oe  mandat  dont  le  termei  sanf  stipnlatiMi  coa- 
train,  ne  pent  ezc^er  trente  jonzs,  les  £tata  en  litige  eeaeent  tont  rmn^rt 
dUrect  an  mijet  du  conflit,  leqnel  est  consid^rö  comme  d4f6r4  exelnsiv  i  ^ 
am  Piiissances  m^diatrices.  Gelles-ci  doivent  appliqaw  tons  lenrs  eSorte  & 
rC'gler  Ic  difförend. 

En  cas  de  rupture  effective  des  rtlations  paciäques,  ces  Pnissnnces  de- 
meurent  charg^es  de  la  lui&iiou  commane  de  proüter  de  touui  oixu^ion  poor 
xdtablir  la  paiz. 

Titre  DL 
Des  commtsBions  mtemationales  d'enqnfite. 

Art  9.  —  Dans  les  litiges  d'ordre  international  n^en^igeant  ni  riionnear 

ni  dw  intördte  essentieU  et  provenant  d*one  diTergence  d^apprteutioD  nur 
des  points  de  fait,  les  PuiBsances  contractantes  jogent  utile  et  d^sirable  qne 
les  Parties  qni  n'auraient  pa  se  mcttre  d'accord  par  les  voies  diplomatiqaes 
instituent,  en  tant  que  les  circonstances  Ip  permettront.  une  Comraission 
internationale  d'enqu6te  chargöe  de  faciliter  la  solation  de  ces  litiges  eo 
^clairoissant»  par  mi  ezamen  Impartial  et  ewisoiendeux,  les  qaestions  de  liii 

Art.  10.  —  lies  Commissions  internationales  d'enqjalte  sont  oonstitnlM 
par  conTention  spteiale  entre  les  Parties  en  litige. 

La  Convention  denquötc  prteise  les  faits  k  ezaminer;  eile  dötcrmine 
le  inode  et  le  d^lai  de  fomiation  de  la  Conunission  et  l'ötendne  des  poa?oin 
des  commissaires. 

Elle  d^termine  egaiement,  s'il  y  a  lieu,  le  siöge  de  la  Commission  et  U 
facaltö  de  se  d6placer,  la  langne  dont  la  Gommission  Ina  nsage  et  eeUes 
dont  rcmpltn  sera  amtorii6  dövaat  die,  ainsi  qne  la  dato  A  laqnelle  ohaqos 
Partie  devra  däposer  son  ezpoeö  des  faits,  et  g^nöralement  tontes  les  eoD» 

ditions  dont  Ir.s  Parties  sont  convenaes. 

Si  les  I'artii  s  jupfcnt  lu^cfssaire  de  nommer  dos  assesseiirg,  la  Convention 
d'enquöte  dötermine  K-  nwdr  de  leur  <U'si£»iiatiun  et  1  t'ti^inlue  de  leurs  ponvoirs. 

Art,  11.  —  la  Convention  d  enquete  n  a  pas  dC'sign6  le  fliege  de  U 
Conunission,  celle-ci  sidgera  &  La  Haye. 

Le  Stege  nne  fois  fizö  ne  psnt  6tre  chang«  par  la  Gommission  qn*av«s 
rassentiment  des  Parties. 

Si  la  Convention  d'enqut^tc  n'a  pas  ddterminö  les  langnes  k  employer,  il 
en  eatt  d6cid6  par  la  (Jommiision. 
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Art  12.  -  Sauf  stipulation  rontraire,  Ics  Commissions  dVnqnfttc  sont 
furiu^es  de  la  muni^re  d6termiji6c  pur  les  artides  45  et  57  de  la  prtaente 
Convention. 

Art.  13.  —  Es  eas  de  döcös,  de  dömiasion  ou  d'empöcbcment,  poor 
qndqiM  cause  que  oe  soit»  de  run  des  cemmissairM,  oa  örentaeUement  de 
ran  des  tMeeiewi»  il  eet  ponrra  k  son  templaoement  «don  le  mode  fizd  ponr 
M  nominatioii. 

Art,  14.  —  Ti'  s  Parties  ont  le  droit  de  nommer  anpn'j.s  de  la  Commis- 
sion  d'enqurte  des  agents  sp^iaux  avec  la  miäsiuu  de  Lea  repröeenter  et  de 
eervir  d  interm^diaires  entre  Elles  et  la  Conuaission. 

Blies  sont,  en  oatre,  aatoris^  k  diai^er  des  conseiU  ou  avocat« 
aomiBä  par  elleiir  d'ezpoaer  et  de  soutenir  leu»  inttrtts  devant  la  Comniiseioii. 

Art  1&  —  Le  Btueait  Interaattenal  de  la  Cour  permaBente  d'arUtrage 
sert  de  greife  aox  Gommisaions  qoi  siögent  &  La  Haje,  et  mettra  see  locaoz 
et  son  Organisation  h  la  disposition  des  Poisaanoes  oontractaates  ponr  le 
lonctionnemcnt  de  la  Uummisäiün  d  enquetc. 

Art.  16.  —  Si  la  Commission  si6ge  aillears  qu  ä  La  Haye,  eile  nomme 
an  iSecr6taire-G6n^ral  dont  le  bareaa  lui  sert  de  greife 

Le  greie  est  chargft,  soiis  Taatoiitö  du  FrAddent,  de  roiganisation 
matdiieUe  des  stenoes  de  la  Gontnüaston»  de  la  r6dacfcioii  des  procterarbaiiz 
et,  pendant  le  temps  de  renqtu'to.  de  la  garde  des  aiehlres  qoi  seront  easiiite 
Tenges  an  Burean  International  de  La  Haye. 

Art.  17  —  En  vue  de  faciliter  I  institntion  et  le  fonctionnement  des 
Commissions  d'enqu^te,  les  Pnissances  contractantes  recommandent  les  r^gles 
suivantes  qui  seront  applicables  k  la  proo6dare  d'enquCte  en  tant  qne  les 
Parties  n'adopteront  pas  d'antres  r^les. 

Art.  18.  —  La  Comiaiflsioii  rtglera  les  ddtails  de  la  pffooädue  non 
pi^Ttis  datis  la  Convention  spddale  d'en^Me  oa  dans  la  präsente  ccmTsntion, 
et  proccdera  ä  toutos  lei^  forma1it(^s  qne  romporte  l'admiliiatiation  des  pfeoves. 

Art.  1!».  —  L'enqu^te  a  Heu  euntradictoirement. 

Aux  dates  pr6vues,  chaqiie  Partie  cammnniqne  ä  la  Coinini-ssioii  et  k, 
l'aatre  Partie  les  cxposds  de  faitä,  a'il  y  a  Ueu,  et,  duiis  tuus  les  cas,  les 
aotes,  pidoes  et  doeanaents  qu'Elle  jage  ntiles  la  ddoooTerte  de  la  Tdrit6, 
alnsi  qne  la  liste  des  t^moins  et  des  eiperts  qa'eUe  dösire  faire  entendte. 

Art.  20.  —  La  Gommissien  a  la  facoltö,  aveo  rassenthnent  des  Parties, 
de  se  tnosporter  monwBtan^ment  sur  les  li^ix  ot  eile  jnge  utile  de  leoouir 
ä  ce  moyen  d'information  oa  d"y  d^l^gner  un  oa  plnsitnirs  de  ses  membres. 
L'antori.satiun  de  TKtat  sar  le  terhtoire  doquel  il  doit  £tre  proc^dä  k  cette 
informatiou  devra  ^'trc  ubtenue. 

Art.  21.  —  Tout<^a  constatations  mattSrielles,  et  touies  visites  des  lieox 
doivent  6tre  faites  en  prdsence  des  agenta  et  eoBseüs  des  Parties  ou  euz 
düment  appeUs. 

Art.  22.  —  La  Commissioii  a  le  droit  de  soUidter  de  l'nne  on  Tantre 
Partie  telles  ezplications  ou  infonnations  qu*elle  jnge  utiles. 
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Art.  23.  ~  Lea  Parties  B'engagent  h  foarnir  ä  la  Commission  d'enqotte, 
dans  la  plus  large  mcsare  qu'Elles  jncreront  pns!ii!)U'.  tom  !»  s  moyens  et 
toutes  Irs  fnrilitt's  ii^ressaires  pour  la  connaissjuicc^couipl^te  et  rapprödation 
exacte  des  faits  eii  qiiestion. 

Elles  s'engagent  &  aser  des  moyeDs  doot  Elles  disposent  d'aprte  leiir 
l^slation  intärienre,  povr  assnrer  la^^comparation  des  t^moins  oa  des  experts 
ee  tronvant  sor  lenr  territoire  et  cltäi  devant  la  Commission. 

Si  ccu.v-d  ne  peuvent  cumparaitrc  dcvant  la  Commission  Blies  tawt 
proo6der  &  lenr  andition  devant  lears  aatorit^s  comp^tentes. 

Art.  24.  l'f>ur  tontes  Ics  notifications  que  la  Commission  aurait  i 
faire  siir  lo  tinitoire  d  une  tierce  Puissance  cnntrnctanto,  la  rommission 
s'adressera  directement  au  Gouvernement  de  cettc  Tuissance.  11  eu  sera  de 
mAme  8'il  s'agit  de  faire  proc<^der  sur  place  iX  I  ctablissemeDt  de  toos  Dioyeos 
de  prtUTC. 

Leg  lequMes  adresstes  k  oet  effet  seront  ez^cntdes  snlTant  les  moyeas 
doDt  la  Puissance  reqnise  dispoae  d'apräs  Sa  l(?i;itilation  intöriente.  Elles  ne 
peuvent  ^tre  refasees  (lue  si  cctte  Puissance  les  jage  de  natnre  k  poitcr 
atteinte  A  8a  80uverainct<5  on  ;"i  Sa  st'rurit*^ 

La  ro!nmJs«inn  aura  niis?,i  tunjiuiis  la  fa(  ult<^  de  rt  i  oiirir  ä  rinteriöt*- 
diaire  de  la  l'uis.sanc«'  sur  Ic  territoire  de  kuiuellc  eile  a  son  siege. 

Art.  25.  —  Les  temoins  et  les  experts  sont  appeltjs  ü  la  reqafite  des 
Parties  on  d*offtoe  par  la  CommiasloQ,  et,  dans  toos  les  cas,  par  Tintennäliain 
da  GouTemement  de  r£tat  sur  le  tenitoire  dnqael  ils  se  tronvent. 

Les  tömoins  sont  entendus,  snccessiTement  et  söpar^ment,  en  pr6seiws 
des  agents  et  des  consells  et  dans  an  ordre  k  fixer  par  la  Conuniwioo. 

Art  26.  —  L  iiit<  rropitüire  des  t^moins  est  condoit  par  le  President. 

Les  membres  de  la  Coinmission  peuvent  nOanmoins  poser  h  diaqae 
t^'moin  les  (incstinns  qn'ils  croient  couvenables  pour  ^claircir  ou  cojuplt't«r 
sa  dcpusiLiui»,  ou  pour  se  renseigner  sur  tout  c€  qui  conceme  le  temoifi  dans 
Ica  limites  necessaires  k  la  mauifestatioo  de  la  v6nt6. 

Les  agents  et  les  conseils  des  Ptkrües  ne  peavent  intenompre  le  tfiDois 
dans  sa  d^position,  ni  lai  faire  aucnne  interpdlatlon  directe,  mais  peaveot 
dcmander  au  Prt^sident  de  poser  aa  tänoin  telles  qaestions  compl^meiitstrcs 
qu'ils  jugent  utile», 

Art.  27.  —  Le  t^moin  doit  deposcr  eans  qu  il  lui  soit  permis  de  ürf 
aacun  ))r(tjf  t  <*rrit.  Tnntirlois,  il  p+nt  f'tre  autorib^  par  le  l*n^sident  ü  saider 
de  noiih  Olk  tiücumeiits      la  Tratiuf  ilvs  faits  rapportes  en  neccssite  Icmplfi 

Art.  28.  —  l^roc«  s-verbal  la  depo-sition  du  t«'mojn  est  cirps?«'  s^ance 
tenante  et  Iccture  en  est  dunnee  au  temoiü.  Le  t^moiu  peut  y  lairc  wto 
ehangementa  et  additions  qae  bon  lai  aemble  et  qoi  seront  eonsignfg  ^  ^ 
snite  de  sa  döposition» 

Lectttre  faite  aa  tömoin  de  rensemble  de  sa  dfposition,  le  tömoii^  ^ 
xeqais  de  signer. 
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Art.  29.  —  Les  agents  sont  aatoris^,  an  coars  Ott  &  la  fin  de  l'enqu^te, 

k  pr<*sentcr  par  ('crit  h  la  Comini«Rinn  et  k  Vaiitro  Partie  tels  (lires,  ri'qui- 
Bitions  ou  rosuniüs  de  fait,  qu       juiii  iit  utiles  ii  In  dtcouverte  de  la  v.  ritt . 

Art.  30.  —  Les  d»5Ub6ratioiJs  de  la  Commission  ont  lieu  k  huis  dos  et 
ventent  secrttes» 

Tonte  dfeielon  est  priie  k  U  majoritö  des  raembree  de  la  GommUdon. 
Le  xefoB  d^nn  m^lire  de  prendre  pari  an  rote  doit  etse  conitatö  dans 
le  proc6a*TerbaL 

Art.  31  —  Les  söanros  de  la  Comnüssion  ne  sont  pabliqaes  et  les 
procts-verltaux  et  documentä  de  1  euqutluj  iie  sont  rendus  publica  qu  en  vertu 
d'nnc  d<^cision  de  la  Commission,  prise  avec  rabseutiment  des  Parties. 

Att.  98.  —  Lee  Paities  ayant  prteeat«  tone  lee  telaircisnments  et 
pmTes,  tone  lee  tömoins  ayant  616  entendns,  le  Prösident  pronenee  la 
cHAtoie  de  Tenqu^te  et  la  Commiieion  e'ajonme  ponr  d6lib6ffer  et  i6diger  fon 
snpport. 

Art.  H3.  —  Le  rapport  est  .si^ni'  par  tous  les  menibrü«?  df  la  (  ommiüäiuu. 

Si  un  des  membrcs  refiue  de  sigucr,  mcntiou  en  est  faite;  le  rapport 
reste  nöanmoins  ralable. 

Art.  34.  —  Le  ra]^rt  de  la  GommleBlon  est  In  en  86auGe  pnbliqne^ 
les  agent»  et  lee  eonseile  des  Parties  pi6eents  oq  dümenl  appelAs. 

Ün  exemplaire  da  rapport  est  remis  k  chaqne  Partie. 

Art.  B5.  —  Le  rapport  de  la  Commission,  limit^-  ii  la  constatAtioii  des 
£aits,  n  a  nulienient  le  caractere  d  une  sentence  arbitrale.  11  laisse  aux  Parties 
«ne  enti^re  libcrt^  pour  la  suite  k  douuer  k  cette  coustatation. 

Art.  36.  —  Chaqne  Partie  snpperle  ses  propres  frais  et  nne  part  6gale 
des  frais  de  la  Commission. 

Titre  IV. 
De  Tarbitrage  intwnational. 
Cbapitre  I. 

De  la  Justice  arbitrale. 

Art.  'M.  L'arhitrage  international  a  pour  objot  Ic  rc^lement  de  litiires 
entre  les  litars  i^ir  drs  jngos  de  Itur  i  hoix  rt  «nr  In  basc  du  rcspcct  du  druit. 

Le  rorours  a  l  arbitragc  implique  reDgagemeiit  de  sc  sourntttre  de  bonne 
f ei  Ii  la  sentence. 

Art  38.  —  Dans  les  questions  d'ordie  jnridiqne,  et  en  premier  lien, 
dans  Ich  ({ucstioQs  dHnterprOtation  ou  d'application  des  Conventions  inter- 
nationales, l  arbitragc  est  roconnu  par  les  Puissances  contractantcs  commc  le 
moyen  le  plus  i  flic  acf  et  L-n  nn"nie  tciiips  le  plus  cquitable  de  regier  les  Utiges 
qoi  n  ont  jias  *'ti'  n'solu.s  par  les  voics  dij)Iomatinu<»s. 

En  coiihtqucucc,  il  scrait  dtöirable  quc,  dans  los  litigcs  sur  les  questions 
ntsmentlonn6e8,  ks  Pnissances  contractantes  cnssent,  le  cas  ^ch6ant»  reconrt 
k  Farbitrage,  en  tant  qoe  les  circonstanccs  le  permettraicnt^ 

Art.  39.  —  La  Convention  d'arbitraf/c  est  conclne  ponr  des  contestations 
d6j&  n6es  on  ponr  des  contestations  ^vcntneUes. 
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Elle  pcut  cuucerner  toat  litige  uu  seuleiucut  h&  liiigeä  d  uoe  ctticgorie 

Alt.  40.  —  iDd^pendttnmmit  des  Traitte  fg6u6nax  on  particidien  qoi 
dpulent  actaellement  Toliligatioii  da  reootus  i  Tarbitrage  poor  les  PniaBaiioei 

contractantes,  ccs  Piiissances  sc  röservent  de  conclnre  des  accords  nouveauj, 
^('■n«'rati\'  on  partirnliers,  en  vne  dV^tondre  ^urbitn^se  obligatoiie  k  tOOS  kt 
cas  qu'eUes  jugeront  possiblc  de  lui  soumeitre. 

Ctiapitre  II. 
De  la  Cour  permanente  d'arbitrape. 
Art.  41.  —  Dans  le  but  de  iaciliter  le  recours  immediat  ä  i  arbitrage 
ponr  les  difförends  intemationaax  qoi  n'ont  pa  dtre  r6gl6s  par  la  Toie  dipith 
matkiae,  les  Paissancca  eontraetaates  s'engagent  4  maintonir,  teile  qa'elle  a 
At6  stabile  par  la  Premiere  Goolöreiioe  de  la  Pkix,  la  Cour  pamaiieDte  d'si^ 
bitrage,  accessiMe  en  tout  temps  et  fonctionnant,  sauf  stipalation  contrair« 
des  Parties,  confoimäinent  anz  z^les  de  procödoie  insörees  dans  la  präsente 
ConTention. 

Art.  42.  —  La  Cour  permanente  est  comp^tente  ponr  tous  les  cas  d  ar* 
bitrage,  ii  moins  qn'il  n'y  ait  entente  entre  les  Parties  puur  retabluseBMnt 
d'nne  Jwidictioii  ^teiale. 

Art  4d.  —  La  CSonr  permanente  a  son  sl^e  k  La  Haje. 

Un  Borean  international  sert  de  greffc  a  la  Cour;  il  est  rintennödiiire 
d^  Communications  rcIatlTPS  anx  rt'tiniuns  d(>  ccHe-ci;  il  a  la  garde  des  ST' 
cbives  et  la  gestion  de  tuutes  les  affaires  adiiunibitrativis. 

Les  Puissances  contractantes  s'engagent  a  comuiuoiquer  ao  Barea% 
anssitöt  qae  possible,  unc  copie  certifi^  confonne  de  toute  stipulation  d'W' 
bitrage  interrenve  entre  elles  et  de  toute  sentenee  arbitrale  les  oonoensit 
et  rendne  par  des  jnridicCions  spöoiales. 

Elles  s^engagent  communiqner  de  m£me  au  Bureau  les  loi^  r^Iement« 
et  dnrnments  constatant  öTentoellement  TexAcntion  des  sentencee  lendoes  psi 
la  Cour. 

Art.  44.  —  Chaque  PuissaDce  contractaute  d^signe  qnatre  personnes  aa 
plus,  d*ane  compötence  reconnne  dans  les  questions  de  droit  intnnaHonalT 
joniasant  de  la  plos  hante  eonsidöration  raorale  et  diqiostea  4  aeoepter  bs 
fonetimti  d*arbitre. 

Lee  persoDnes  ainsi  d«^sign^es  sont  inscrites,  au  titre  de  aembres  de  la 
Cour,  sur  uno  liste  qui  seia  notifite  &  toatea  les  Pnissanoei  contractantes 
par  les  soins  du  iiurcan. 

Toute  moditicatioQ  ä  la  liste  des  arbitres  est  port^e,  par  les  noiüa  da 
Borean,  k  la  connaissance  des  Puissances  contractantes. 

Benz  on  plnsieors  Puissances  pwiTent  s'entendre  ponr  la  dttignatioii 
en  commnn  d'nn  on  de  plnsienrs  membres. 

La  mfime  personne  peut  etrc  designt-e  par  des  Pnissances  diff£reites. 

Les  mcrnbrcs  de  lu  t'our  sont  nomm^  ponr  an  terme  de  sii  ans.  Lear 
mandat  peut  etre  renouvelä. 
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En  ras  de  d6c^8  oa  de  retraite  d  im  inembre  de  la  (Joar,  il  est  iioumi 
&  son  remplacemcDt  selon  le  mode  lixc*  pour  sa  oomination,  et  poor  une 
novTdle  p6riod«  de  elx  «ne. 

Art.  4&  —  Lorsque  les  Paissances  contractantes  veulent  s'adresscr  h 
U  Gevr  pennaneate  penr  le  rfeglement  A*vn  dUKrend  svnreira  entre  ellei»  le 
«hoix  des  erbitres  apipeMe  k  foimer  le  Tribnnal  eempöteot  ponr  itotoer  va 
ee  dÜMmid,  doit  Mce  feit  dane  la  liste  gönörale  dee  membies  de  la  Cour. 

A  däfaut  de  constitntion  du  Tribunal  arbitral  par  Vaecord  des  Parttea, 

il  eat  proc^d»'  (1*^  l:i  iiKinirrf'  suivante: 

Chaqne  Partie  nomine  deux  arbities.  dont  nn  senloment  petit  ötre  son 
national  uu  cboisi  paruii  ctiux  qai  ont  it6  d^sigturä  par  eilt;  cuuime  membres 
de  la  Cour  permanente.    Ces  arbltres  choisissent  ensemble  un  surarbitre. 

£n  caä  de  partage  des  Yoix.  le  choix  du  surarbitre  est  conüe  k  one 
Puiesance  tieroe,  d<^sigiife  de  commmi  accord  par  les  Parties. 

Si  l'accord  ne  8*4tabUt  pas  4  ce  snjet,  diaqne  Partie  d^iigne  une 
Fiiissance  differente  et  le  cboiz  da  snrarbitre  est  fait  de  oonoert  par  les 
Paissances  alnsi  d<^sign6es. 

Si,  dans  an  d<''lai  de  deux  mois,  ces  denx'  Tuissances  n  ont  pu  tomber 
d'accord.  rhacnne  d'elles  pr»'sento  dcux  t';in(lidats  pris  sur  la  liste  des  membres 
de  la  Cour  peruianente,  eo  debors  de»  meoibres  düsigues  par  les  Tarties  et 
]k*6taBt  les  nationaox  d^anonne  d*dles.  Le  sort  dötwnüne  lequel  des  caadidats 
aiiuri  ift^aetMB  saa  le  «oiarbitre, 

Art  46.  —  Dis  que  le  Tribonal  est  oomposö,  les  Parties  notlfient  a« 
Boreau  leor  dieision  de  s'adresMr  k  la  Cow»  le  texte  de  leur  oompromiB,  et 

lc8  ikoms  des  arbitres. 

Le  Burean  roinunuiiqne  Rans  d<^lai  k  cbaqae  arbitre  le  compromis  et 
les  nums  des  antres  membres  du  Tribnnal. 

Le  Tribunal  se  reunit  ä  la  date  üxce  par  les  Fartiett.  Le  Bureau 
poorroit  k  son  Installation. 

Les  membres  da  Tribnnal,  dans  rexereice  de  lenrs  ionctiens  et  en  dehors 
de  leor  pays,  jonissent  des  priTil^ges  et  immnnitis  diplomatiqaes. 

Art.  47.  —  Le  Borean  est  aatorisö  k  niettre  ses  locaoz  et  wm  orKani- 
sation  h  la  dlsposltion  des  Paissances  contraetantes  penr  le  fonctionnemoit 

de  tonte  juridiction  sp^^ciale  d'arbitrajife. 

La  juridiction  de  la  Coar  permanente  peut  ttre  eten<lue,  dans  les  con- 
ditions  prescrites  par  les  rijglements,  aox  Utiges  existant  entre  des  Paissances 
oon  oontraetaates  oo  entre  des  Paissances  contraetantes  des  Paissances 
non  contractantes,  si  les  Parties  sont  convennes  de  reoonrir  k  oette  jaridiotimi. 

Art.  48.  —  Les  Paissances  contractantes  considirent  conime  nn  doTolr, 
dans  le  Gas  od  an  conllit  aiga  menac^ait  d^^olabur  Mitre  deax  oa  plasienrs 
d'entre  eUes,  de  rappeler  k  celles-ci  qae  la  Goar  permanente  leor  est  oaTerte. 

En  cons^qaence,  eile»  d^clarent  qae  le  fait  de  rappeler  aux  Parties  en 
conflit  les  dispositions  de  la  pr^nte  Convention,  et  le  conseil  donnö,  dans 
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rinterct  sap^riear  de  la  paix,  de  s'adresser  ä  la  Cour  permaDente,  ne  peutent 
Mn  confliddrte  qne  oomme  Mtw  de  bons  dfleee. 

En  cas  de  conflit  entre  deax  PoiatanoM,  Tone  d'elles  ponna  tonjwu» 
adniser  an  Bureau  international  une  hote  oontenaat  la  dtelaiation  qn'dle 
Mfait  disposäe  k  sournettre  le  diff<^Tend  ä  nn  arbitragc. 

Le  Bureau  devra  perter  anuitAt  la  dtelaraüon  a  la  eonnaissanoe  d» 
Tautrc  Puissance. 

Art.  49.  —  Le  Conseil  admuüstxatil  permanent,  compuse  des  Kepreses- 
tants  diplomatiqnes  des  FaiBsanoes  ooatraetanteB  aoeiäditte  k  La  Haje  ei  di 
JCniatre  dea  ASalrea  £trang6na  dea  Fays-Baa,  qui  lemplit  lea  fonctions  de 
FMaident^  a  la  dizection  et  le  cootrOle  da  Borean  international. 

Le  ConwU  aci^te  son  i^ement  d'ordre  aiusi  qne  tovs  antres  i^teneat» 
ndoes-saircs. 

II  d^cide  toutes  les  qncstions  admimstratives  qoi  poorraient  sorgir 
tonchant  le  ionctionnemeut  de  la  Cour. 

n  a  tont  peavoir  qnant  h  la  nomination,  la  Suspension  ob  la  rtroeation 
des  fonotionnaires  et  empl<qr^  dn  Boreau. 

n  fixe  les  traitements  et  salaires,  et  coutrOle  la  d^penee  g^n^rale. 

La  präsence  de  nenf  membres  dans  les  r^unions  ddment  couvoqa^es 
suftit  \imn  permettre  au  Conseil  de  döUb^rer  valablement.  Les  d^cisioi» 
Bont  prises  ä  la  majurite  iles  voix. 

Le  Conseil  communique  »anii  dt^lai  aux  Fuissances  cuutractautes  ica 
rtglenunts  adopted  par  hiL  H  lenr  prteente  cbaqne  annfo  nn  rapport  snr 
lea  trayattx  de  la  Conr,  rar  le  f<aicÜonnement  des  aerrioes  administiatib  «t 
aar  les  d^ipensea.  Le  rapport  coatient  ^galenent  nn  r^somA  dn  conteoft 
essentiel  des  documents  commaniqnte  an  Bnxean  par  les  Painaoeea  en  Terta 
de  Ta-ti^^lf«  18  alhu'as  3  i't  4. 

An.  .ju.  —  Les  frais  du  Bureau  seront  suppuiU'S  par  If^s  Puissancö 
oontraotautes  d&üa  la  propurtion  cUiblie  pour  le  Bureau  international  de 
rünion  poatale  nnivenelle. 

Les  traia  ä  la  Charge  des  Puissanoea  adhfifentes  anont  comptte  k  psidr 
da  Joor  ob  lenr  adh^on  prodnit  ses  effeta. 

Chapitre  III. 
De  la  procödure  arbitrale. 
Art.  51.  —  En  vue  de  favoriser  le  döveloppement  de  l'arbitrage,  le« 

Pnissanres  rontrartantfs  ont  arr«'*!^  Ips  regles  suivantes  qui  sont  applicables 
ä  la  proccdure  arbitraie,  en  tant  que  les  Parties  ne  sont  paa  conveoaes 
d'autres  regles. 

Art  62.  ^  Pniasanoes  qnt  roconient  k  rarbitnge  aigaent  in 
compromia  daas  leqnel  sont  d^tennin^s  4*objet  dn  Utige,  le  ddlai  de  maA- 
nation  des  arbitres,  la  forme,  Tordre  et  les  dC'lais  dans  lesquels  la  comnoni- 
cation  vis6e  par  l'article  (>3  dcvra  .  f  ro  faite.  et  le  montant  de  laaonuae  4*« 
chaqoe  Partie  anra  k  d^poser  ä,  titre  d  avance  pour  les  frais. 
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Le  compromia  d^termioe  ögalemsiit,  s'il  y  a  Ueu,  le  mode  de  nominfttion 
des  arbitna,  tons  ponvoin  BpfoUox  ^rentoels  du  Tribunal,  ton  liftge,  la 
langne  dont  il  fera  naage  et  cdks  dont  Temploi  aera  aatorisA  devant  Ini,  et 
g^ndnlement  tonten  les  conditiona  dont  les  Partiee  aont  conrenneB. 

Art.  58.  —  La  Conr  permanente  est  compötente  pour  r^ublisflament  da 

CMnpromis,  ai  U-s  Partif^s  sont  d'acconl  pnar  sVn  remettre  a  eile. 

Elle  est  egalement  corap^tenk-,  mrino  si  la  dtiiKiri<li'  est  faite  seulement 
par  1  uuti  des  Parties,  apr^s  qu'un  accurd  par  la  voiu  diplomatique  a  4t6 
vainemcnt  essayö,  quaud  il  s'agit; 

10  d'on  difftoend  lentrant  dans  on'TraitA  d'arbitiage  g<^n6ral  eoncln  on 
lenoaveld  aprto  la  miae  en  Tigoenr  de  cette  GooTention  et  qni  piöToit  ponr 
diaqne  diSf^rend  nn  compromis  et  n'ezdnt  ponr  l'^tablissement  de  ce  dernier 
ni  explicitement  ni  iinplicitement  la  compdtenrp  de  la  Cour.  Tontefois,  le 
recooTB  ä  la  Cour  n  a  pas  lieu  si  1  aiitre  Partie  d^clare  qu'i  son  avis  le 
difförend  n  appartient  pas  ä  la  categuriü  des  diff^rends  k  soumeltrc  a  an 
arbitri^e  obligatoire,  &  moins  quo  le  Trait<^  d'arbitrage  nc  conf^re  an  Tri- 
boital  arbitcal  le  ponroir  de  dteider  eetto  qneation  prtelable; 

2^  d'on  diSixeod  proTeoant  de  dettea  contractaellea  r^amto  h  luie 
Pnissance  par  iine  aiitre  Puissanoe  comme  dnes  ä  ses  nationaux,  et  ponr  la 
Solution  tluquel  lOflre  d'arbitrage  a  6U  accept^e.  Cette  disposition  n'est 
p;is  Tiy^plicable,  si  Tacceptation  a  6i6  subordoon^  ä,  la  conditioQ  qae  le 
tumprümis  soit  6tabli  selun  un  aiitrc  mode. 

Art.  54.  —  Dans  le.s  ras  ijriviid  par  Tarticle  pruceihnt,  le  eompromis 
sera  etabli  par  Uiie  üütuiuisöiun  couiposte  de-  ciuq  uitiiubres  deiiigQeä  de  ia 
naoitee  prtTne  4  rartide  46  alinöaa  3  4  6. 

'  Le  oinqnitoe  membre  eat  de  droit  FMaident  de  la  oommiaaion. 

Art  66.  —  Lea  tonetiooa  arbitralea  penTonfi  eonttutea  k  nn  arUtre 
naiqiie  Ott  k  plnaienra  arbitres  d<i8ign<;s  par  Ica  Parties  ä  lenr  grö,  on  choiais 
par  eUea  panni  lea  memlwea  de  la  Cour  permanente  d'arbitrage  ttaUie  par 

la  pr^'sent*  Convention. 

Au  iK'fiint  de  constitntiun  du  Tribunal  par  l'acoord  des  Parties,  il  est 
proc^dö  de      üüuiiere  indiipiee  ä  rarticle  45  aliuvaö  3  ä  ü. 

Art.  öü.  —  Lorsqu  uu  öouvcrairi  ou  un  Che!  d  £ltat  est  choisi  poor 
arbitre,  la  prooödttre  arbitrale  eat  rvgiee  par  Lni. 

Art.  67.  —  Le  surarbitre  est  de  droit  President  du  Tribunal. 
Loraqne  le  Tribunal  ne  oompraid  paa  de  anrarbitre,  il  nomme  Inlmlnift 
aon  PMdent. 

Art.  68.  —  Bn  caa  d*ötabliaaenient  da  compronüa  par  nne  commiaaionr 

teile  qu'elle  est  vis^e  b,  Tarticle  54,  et  sauf  atlpnlation  contraire,  la  oonL" 

miaaion  elle-mCme  formera  Ic  Tribunal  d'arbitrage. 

Art.  59.  —  En  cas  de  docos,  de  d^mission  ou  d'emp^ychement,  pour 
qiiplqne  cause  quc  cc  m\^.  de  l'nn  des  arbitres,  ii  est  poorra  4  son  remplace^ 
lueut  Selon  le  mode  fix6  puur  sa  nomiuation. 

29* 
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Art.  eo.  —  k  Ühnt  de  dteignation  pw  I««  PirtiM,  1«  Tribnxukl  flU^;^ 

4  La  Haje. 

Le  Tribunal  nc  pcut  si^ger  snr  le  temtoiie  d*iiiw  tieroe  PniniBn 
qn'avec  Vassentiment  de  cellf-ri. 

Le  si^ge  une  fois  tixi*  HC  peut  ^tre  chaogö  par  le  Tribunal  4a&Tec 
rskssontiment  des  l'ariit  s. 

Art.  61.  —  iSi  Ic  compromis  n  a  pas  dt't«rmiii£  les  langues  ä  empiojer, 
il  eo  est  döcidt^  par  le  Tribonal. 

Art.  62.  —  Les  Parties  ont  Ic  droit  de  nommcr  aupr6s  du  TnboiiBl 
des  agents  sp^anx,  avec  la  mission  de  aenrir  d'intennMialres  eDtre  dies  et 
le  Triboiial. 

Elles  sont  en  outre  autoris<^efl  k  ehaiger  de  la  defense  de  leors  droits 
et  interrts  devant  le  Tribonal,  des  conseils  oa  avocats  nommfis  par  eUes  4 

cet  effct. 

Les  nieuibres  de  la  Cour  permanente  ne  peuvent  exercer  les  fonctioM 
d'ageuts.  conseils  üu  avocats,  qu'un  faveur  de  la  Fuissance  qui  les  a  DommlS 
moBbres  de  la  Cour. 

Art  63.  La  proo^dttre  arbltrale  comprend  en  r^gle  g6ii^rale  deu 
phases  disünetes:  rinstnieUon  toite  et  les  d^bate. 

Llnstraction  ecrite  cunsiste  dans  la  coiimiunication  fait  par  les  ageots 
rcspcctifs,  aux  mcmbres  du  Tribunal  et  j\  la  Partie  adverse,  des  m<'moires, 
des  n>ntr. -iiit.'moire8  et,  an  besniii,  dt  s  rf'pliqnes;  les  Parties  y  joigneiit  t  MiN-a 
p^^(•(•s  et  ilooiinierits  invoijin'.s  dmis  l;i  ( ausf.  ('»  ttc  communication  aura 
lieu,  direct«ment  ou  par  i  luti'riut-iliuire  du  Bureuu  iuteruatiunal,  dans  l  orln 
et  dans  les  d^lais  dfitemüii^  par  le  compromis. 

Les  d^lais  fixte  par  le  compromiB  povrront  ^tre  prolongds  de  oominini 
accord  par  les  Parties,  ou  par  le  Tribunal  qttand  il  le  jnge  nAcessaiie  pov 
arriver  ä  une  d^^cision  justc. 

Les  drbats  consistent  dans  le  döveloppement  oral  des  moyens  des 
l'artii  s  (1(  v  illi  1«  Tribunal. 

Art.  Iii.  Toutc  picce  produiio  p;ir  I  uik  dis  Parties  doit  6tre  com- 
maniqu(!^e,  cu  cupie  certifi^-e  conforme,  a.  1  auir»  Partio. 

Art.  ü5.  —  A  moins  de  circonstauces  sptl^cialcs,  le  Tribunal  ne  se  r^ailtt 
qa^apr^  la  clöture  de  rinstmction. 

Art.  66.  —  Les  dubats  sont  dirigcs  par  le  President. 

Hb  ne  sont  pablics  qu*en  vertu  d'ane  dteislon  du  Tribunal,  ptfse  afes 
l'assentiment  des  Parties. 

Hs  sont  consigiu^s  dans  des  procf-sverbaux  kMI^'s  par  des  secrt'tairiä 
qne  nomuie  le  Pn'sideiit.  Ces  proef-sverbaux  «ont  sii^nn  s  par  le  Pr^sideBt  et 
par  un  des  sern'tairt  s: :  ils  ont  seuls  rarartcre  autln  iit  i  juc. 

Art.  ü7.  -  L  Instruction  «"'tant  dos»-,  le  Tribunal  a  droit  d  w-i^rter 
du  debat  tous  actes  uu  docunieni»  noiiveaux  qu  une  des  Parties  voudrait  W 
boumcttre  Sans  Ic  coiisentcmeut  de  l  autre. 
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Art.  68.  —  Le  Trlbuiial  demenre  librc  do  prendre  en  consid^ration  les 
Mtes  oa  docamentü  nouveaax  snr  lesqnele  les  «genta  on  coitBeUs  des  Parties 
^ppell^raicnt  son  attention. 

Kn  CO  cas,  Ip  Trihimal  a  le  droit  dti  rcqat-rir  la  piuduction  de  ces 
actes  uu  üocuuii^hth,  muii  l  ubUgation  d  en  donner  connaissance  la  Partie 
ftdTeree. 

Art  69.  —  LeTribanal  peat,  en  ontre,  reqaörir  des  agents  desPuties 
1»  prodnetien  de  tons  aetes  et  demander  toates  ezplioations  n^Bsaires.  En 
oaa  de  refus,  le  Tribnnal  en  prend  acte. 

Art  70.  —  Les  afents  et  les  conseils  des  Parties  sont  avtoiisfo  i 
präsenter  oialenient  an  Tribnnal  tons  les  moyens  qn'ils  jngent  ntiles  &  la 
defense  de  lenr  cause. 

Art.  71.  '  Iis  unt  le  droit  de  soulever  des  exceptions  et  des  incidonts. 
Les  dd-cisions  du  Tribanal  sur  ces  points  sont  definitives  et  ne  penvent  dooner 

Üeu  ä  aacune  discQsaion  ult<!>neure. 

Art.  72.  —  Los  mombres  du  Tribunal  ont  le  droit  de  poser  des  qucstions 
aus  agentä  et  aux  i  oiisi  Iis  des  Parties  et  de  leur  demander  des  ^claircisae" 
ments  sur  les  points  duut«ux. 

Ni  les  «nesüons  postes,  ni  les  obserrations  faltes  par  les  mendires  ds 
Tribunal  peodant  le  oonxs  des  d^bats  ne  penvent  Ctre  regardtfes  oomme 
rezpression  des  opinions  da  Tribanal  «i  gtodrsl  oa  de  ses  membres  e& 
particoliA. 

Art  73.  —  Le  Tribnnal  est  antoris^  k  d^termincr  sa  corop^tence  en 
int^rpr<^tant  le  coniproniis  ainsi  que  los  auf  res  Trait^s  qui  peuvent  4tre 
invoqa^s  dans  la  matiere,  et  en  appliquant  les  principes  du  droit 

Art.  74.  —  Le  Tribunal  a  le  droit  de  rendre  des  ordoimancps  de  proc^- 
dure  pour  la  diroctiun  du  proc^-s,  do  determincr  les  formes.  1  urdre  et  les 
dt-hiis  dans  lesquels  cbaque  Partie  devra  prendre  ses  conclusions  tliialos,  et 
de  proc<5der  i  toutes  les  formalitt's  que  coraporte  Tadministration  dt  s  prcuvi-s. 

Art..  75.  —  Les  Parties  s  cngaf^ent  h  fournir  au  Tribunal,  dans  la  plus 
large  mesure  qu'cUes  jugerunt  possible,  tuas  lea  moyens  nticessaires  pour  la 
dteilioB  da  Utige. 

Art  7A.  —  Ponr  toutes  les  notifications  qne  le  Tribnnal  anrait  k  faire 
sor  le  territolre  d'one  tierce  Pnissanoe  oontraetaate,  le  Tribnnol  s'adresaera 
dfreclement  aa  GoaTemement  de  cette  Pnissanee.  II  en  sera  de  mtaie  eil 
s^agit  de  isirs  proc^der  sur  place  a  Tätablissement  de  tous  moyens  de  pieave. 

Les  reqn^tfs  adressöes  h  cet  effet  seront  exi^cutets  suivant  les  mo^'ens 
dont  la  Puissance  requise  dispose  d'aprAs  sa  l/n^isiaf Ion  interieure,  Elles  ne 
peavent  £tre  refns^-es  que  si  cette  l^ui^sance  les  jage  de  nature  ä  porter 
«tteinte  k  sa  BouTerainct^  ou  ä  sa  s(^curit<^. 

Le  Tribnnal  anra  ansai  toajoors  la  lacnltö  de  recoorir  k  rinterm^dialre 
de  la  Poisaance  sur  le  territoire  de  laqnelle  11  a  son  slige. 
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Art.  77.  —  Us  agents  €t  let  ooiueils  des  PMtiai  ayant  pr^lsent«  tou 
Ifs  (' iairrissf^monts  et  preiiTWi  k  l'appiü  de  lenr  caiue,  1«  Pcteident  pranoKi 

la  clöture  des  döbnts. 

Art.  78.  —  Lea  <lciib<3rÄtions  du  Tribunal  ont  üeu  ä  hmn  clos  et  restent 
•ccrfetei. 

Toate  d^cfanoB  est  priae  k  la  majoritö  de  aee  membres. 

Art.  79.  —  La  lentenee  arbitrale  eet  mody^e.  Elle  mentioime  Ic» 
Boms  des  arbitres ;  r lle  est  sign^c  par  le  Präsident  et  par  le  gidfier  on  le 
eecr^taire  faisant  fonctioiis  (Ic  irrrffipr. 

Art.  ^i.  —  La  scnt*?ii( f  fst  lue  f-n  s^aoce  publique,  les  agente  et  Ics 
coosciis  des  Parties  präsents  ou  düraent  appel^s. 

Art  81.  —  La  aentenoe,  dflment  prononote  et  notiflte  ans  ageota  dea 
PurUea,  d^dde  d^finitiTement  et  aaiiB  appel  1»  conteaUtioo. 

Art.  82.  —  Toat  dillörend  qpii  poturait  eiugir  entte  lea  ParÜes,  concer- 
nant  rinterpr^tation  et  rext^ctifiun  de  la  sentence,  sera,  aanf  stipnlatioB 
Contraire,  soumis  au  jugenient  du  Tribunal  qiii  l  a  rcndue. 

Art.  83.  —  L»»H  Partii  s  peuvent  se  reserver  daiiB  le  compromis  de 
demander  la  n^vision  de  ia  »eutence  arbitrale. 

Dana  ce  caa,  et  aaaf  atipalaüon  centraire,  la  demande  doit  6tre  adrsaate 
an  Tribunal  qoi  a  lendn  la  sentence.  Elle  ne  peat  (tie  motiTte  qne  par 
la  ddconTorte  d*nn  fait  nonvean  qoi  eüt  6i&  de  natnre  k  exercer  nne  inflneooe 
d^oiaive  aar  la  sentence  et  qui,  lors  de  la  clfitnre  des  d6bats,  4tait  inooona 
dn  Tribunal  lui-m'^mp  et  de  la  Partie  qm  a  demrtndö  la  r^vision. 

La  proc^dure  dt  rövision  ne  pent  rtre  ouvertc  que  par  une  dC'cisi  u  du 
Tribunal  constatant  express^ment  rexii>tt.'oce  du  fait  nouveau,  lui  recoanau»saiit 
lea  caracttiea  priToa  par  le  paragraphc  pr^cM^t  et  ddolanot  4  ce  titie  la 
demande  receTable. 

Le  compromia  ddtermine  le  d^lai  dana  leqael  la  demande  de  röTirion 
doit  6tre  forni<Se. 

Art.  84.  —  La  sentence  arbitrale  n'est  obligatoire  qne  ponr  lea  Partiei 

en  litigr. 

Luraqu  il  1$  agit  de  1  interpreUt  iun  d  une  Convention  4  laquelle  ont  par- 
ticip6  d'antrea  Poiasanoea  qne  lea  ParÜM  en  lltige,  celiea^d  arertiBaent  ea 
t«npa  ntUe  tontea  lea  Pttisaattcea  signatairea.  Ghaenne  de  oea  Pniaasneea  a 
le  droit  d'intervenir  an  prooöa.  Si  nne  on  ptnaienra  d^entie  ellea  ont  profitä 
de  cette  faculte,  l'interprötation  oontenoe  dana  la  sentence  est  ägalemenl 
obligatoire  ii  leur  igard. 

Art.  85.  —  T'hfKjue  Partie  Supporte  ßcs  propres  frais  et  une  part  ögalö 
des  fruib  du  Tribunal. 

Chapitre  IV. 

De  la  proc<5duro  soniniaire  d  arbitrage. 
Art.  86.  —  En  vne  de  facilitcr  le  fonctionnement  de  la  justice  arbitrale, 
loraqn'il  8*agit  de  litiges  de  natnre  k  comporter  nne  proc^dnre  sommaire,  les 
Pniaaancea  oontractantea  arr^tent  lea  r&glea  cl^apria  qoi  aeront  aniTlea  «b 
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Tabsence  de  stipulations  diff^reotes,  et  sous  r^senre,  le  cas  ^heaiit,  de 
I  appiicatioii  d«0  dispoBitiolUi  da  cbapitxe  III  qm.  ue  seraient  pas  contraires. 

Art  87.  —  Ohaenne  des  Fartiea  en  litige  nomine  vn  arbitie.  Lee  denx 
arbitsee  ainsi  d&ignös  dtoiaisaent  du  snrarbitre.  S*i]s  ne  tombent  pae  d*acooid 

ii  ce  sajet,  cbacun  pr^ente  deux  candidats  pris  sar  la  liste  g^närale  des 
mcmbres  dt'  la  Goar  permanente,  en  dchors  des  memTircs  indiijnf^s  par  rhncune 
des  Parties  elles-mömes  et  n  ('taut  les  nationaux  d  aucuiu-  d  clles;  le  sort 
d^terminc  lequel  des  candidat«  ainsi  präsentes  sera  le  surarbitre. 

Le  socarUtra  pröaide  1«  Triban«],  qni  xend  eei  dtiddone  k  1a  majoritd 

dW  TQUE. 

Art.  88.  —  A  d^faut  d'accord  pr^alable,  Ic  Tribunal  fixe^  dte  qa'il  est 
constitu^,  le  d^hii  dans  leqoel  les  deox  Parties  derxont  Ini  loamettre  lenis 

jnämoires  respectifs. 

Art.  89.  —  Cbaquo  Partie  est  rt  prrsi  iit*'*'  d*  vant  le  Tribunal  par  un 
agent  qui  scrt  d'intermOdiaire  entre  le  Tribunal  et  le  üouvernement  qui  l  a 
d6sign4> 

Alt.  90.  —  1«  procMore  a  Uen  ezelttsivement  par  icnt.  Tentefois, 
cbaqne  Partie  a  le  droit  de  demander  la  comparutiun  de  tämoins  et  d'experts. 

Le  Tribunal  a.  de  son  cfAv.  la  faculte  de  demander  des  explirations  orales 
aujc  agents  des  lieux  Parties,  ainsi  qa'aaz  experts  et  aux  t^oins  dout  il 
jage  la  comparution  utile. 

Titre  V. 
Dispositioiiä  linales. 
Art.  91.  —  La  präsente  Convention  düment  ratifi^e  remplacera,  dau3 
les  rapports  mtre  les  Puissanoea  o<mtractantes,  la  ConTontion  pour  le  r^gle- 
flwnt  padflqne  des  conflits  intemationaaz  da  89  jnillet  1899. 

Art  92.  —  La  prtoente  Conyention  sera  ratifiöe  aaaBit6t  qne  posdblek 
Les  ratifications  seront  dßposees  ii  La  Haye. 

Le  prcmirr  (lt'i»Mt  de  ratifications  sera  constat/'  par  un  proci*s-verbal 
signö  par  les  represeutants  des  Pnissauce^  qui  y  prenoent  p&rt  et  par  le 
Kinistxo  des  Alhires  ^trangöres  des  Fays-Bas. 

Les  döpöts  nftärienrs  de  ratifications  so  foont  an  mojen  d'nne  noti- 
fication  terite,  adressfe  an  GooTemenient  des  Pays>Bas  et  aooompagnto  de 
riotroment  de  ratification. 

Copie  certifit'e  coiifonne  du  proc^s-verbal  rt  latif  au  premier  di'pAt  de 
ratiücatiouä.  des  notiiications  mentionn^es  h  Talinea  precedtiit,  ain.si  des 
instraments  de  ratüication,  sera  immC'diatement  remisc,  par  les  üuius  du 
OottTemement  des  Pays^Bas  et  par  la  voie  diplomatiqae,  aax  Foissances 
oonTMes  k  la  Deoziäme  Confärence  de  la  Paix,  ainsi  qa'aox  antres  Paissanoes 
qui  auront  adb6r6  ä  la  Ckinvention.  Dans  les  cas  tis^  par  Talinda  pt6oöd«it, 
ledit  Gouvernement  lear  fera  eonnattre  en  mdme  tmps  la  date  k  laqneUe  Ü 
a  re^u  la  notification. 

Art,  9H.  —  Les  Pais^'aiires  ndii  si^rnataires  qui  oiit  OLe  convi<?e8  la 
Deuiieme  Cunfßrencc  de  la  I'aix  puurront  adiiOrer  ä  la  prC'sente  Convention. 
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La  Puissance  qui  d<!'8ire  adhtfrcr  notifie  par  6crit  son  intf  ntion  aa  Gou- 
vernenu  nt  des  Pays-Bus  en  lui  t ransmetUult  l'acte  d'adb^sion  <iai  5era  d^po«^ 
dans  Ics  ardiivts  dudit  (luuvernment. 

Ce  üüüvemempnt  transmettra  imm^diat^mont  h  toiitos  k»  autres  Pois- 
sances  conviees  ji  la  Deuxiifme  CuiifOrence  de  1»  Paix  copie  certifi6e  confonue 
de  la  notification  ainsi  qae  de*  Taote  d*adh£aion,  en  indiqnant  la  date  *»• 
quelle  il  a  reca  la  notification. 

Art.  i)4.  —  Lea  conditions  aaxquelles  les  ruisö^uc^it»  qui  u  ont  pas  tti- 
conviees  a  la  Dcuxicme  Conference  de  la  Paix,  pourront  adh^rer  üi  la  präsente 
GcniTenti«»,  formeront  Tobjet  d'uae  entente  ult^eare  entre  les  Fniaeaiioe» 
oontraetantee. 

Art.  95.  —  La  präsente  Convention  produira  e£fet,  poar  les  l'uissances 
qoi  anront  parüdp^  an  piemier  d^pöt  de  latiflcatioat,  eoixante  joncs  aprto 
la  date  da  procte-Yerbal  de  oe  döpdt  et,  ponr  les  PnisBaocee  qvl  ratifieront 
nlt^rienrement  on  qui  adli^reroüt,  aoizante  jottrs  aprte  qne  la  notification  de 
leor  ratiflcation  on  de  lenr  adk^sion  anra  4M  regne  par  le  GonTemement  de» 
Fays-Bas. 

Art  96.  —  8'U  arrirait  qn*nne  des  Pniieanoes  oontraetantee  Tonlftt 

d^noncer  la  präsente  Convention,  la  d<^nonciation  sera  notifite  par  telit  an 

Gouvornoinent  des  Pays-Bas,  qui  communiquera  iminödiatement  copie  certifite 
confiirmc       la  notitication  i\  tontos  les  antree  Poiasancee  en  leor  faisut 

savoir  la  date  ä  hKiudle  il  l  a  riM^ue. 

La  d<^nonciation  iie  pradnira  st  s  t  ffits  (|u  ä  l  egard  de  la  Puissance  qui 
i  aura  nutiti6e  et  nn  an  apr^s  que  la  notification  en  sera  parvenue  an  G«a- 
venement  dee  Pays-Bae. 

Art.  97.  -  ün  registre  tenii  pur  If  Miiiist<'re  df-s  Affaires  Ktran^frfS 
des  Pays-Bai>  inUiquera  la  date  du  dtpOt  de  raLiücaliuuä  eSectue  en  vertu 
de  Tarticle  Ü2  aliu^as  3  et  4,  ainsi  que  la  date  k  laqaelle  aniont  et^  re^oM 
lee  notificatione  d*adhMon  (article  d3  alin^a  2}  on  de  dtoonciation  (atücle  9ß 
alinda  1). 

Chaqne  PniMance  contractante  est  admiee  k  proidre  oonnaiBMnee  de  ce 
ngietre  et  ä  en  demander  des  extiaits  oertifite  oonfonnee. 

8n  foi  de  qnoi,  lee  PMnipoteatlaires  ont  rerAtn  la  prfieente  GooTentioB 
de  knrs  signatores. 

Fait  h  La  Hayc.  ]•   dix-huit  octobie  mit  neuf  cent  sept,  en  un  seol 

exeniplair«  restera  dc'post*  dans  les  archivos  dn  Oonvemement  des  Pays- 
Bas  ilonf  (!♦  s  ropifR  r«*rtiti>^e3  conformeg,  Betont  remises  par  la  voie  diplo- 
matique aux  Puissanc«s  contractantes. 

(Signatnres) 
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n.  Convention  concemant  la  limitation  de  l'emploi  de  la 
force  poor  le  reoouvrement  de  dettes  contractuelles. 

Sa  Majest«:-  TEmpcrcar  d'Allenuign«,  Boi  de  Praue;  le  Prtudent  des 
^tats-Unis  d'ATn«'riqnf»  etc  : 

D<^siroux  d  rviter  entre  les  nations  des  contlits  armt's  d  uiie  origine  p^- 
cuniairy,  provonant  de  dettes  coutractuelles,  rßclamtes  au  Guuvernemeut  d  uu 
pays  par  le  OottTernement  d^nti  Mtre  pays  comme  daei  k  ses  uationanx, 

Ont  rdsola  de  oonclnra  vne  Convention  &  eet  effet  et  ont  nomm6  potur 
Leun  PI^nipotcntiAifes,  savoir^): 

Lcsqnels.  apn^s  nvoir  ilrptJh.«'  lenrs  pleins  poavoirs  troav^S  en  bonne  et 
dae  forme,  «ont  convcnus  (i*'.s  dispositions  suivantcs: 

Art.  preoiier.  —  Lea  Puissances  contractantes  sunt  cunvenues  de  ne  pas 
•Toir  rccours  a  la  force  armC'c  pour  le  recouvrcmeat  de  dettes  contractuelles 
rtelam^  aa  GouverneniMit  d'an  pays  par  le  Qoavernement  d'nn  »atre  pays 
oomme  dnes  ä  ses  natimanz. 

Toutcfois,  cette  Btipnlation  ne  ponrra  <^trc  appli^u^e  qoiiid  t*iitat  d4- 
bitear  rofiisc  oti  laiase  sans  W-ponse  nne  uffrL'  d'urbitrage,  ou,  en  cas  d'accep- 
tatiuii,  rend  iuipossihle  ]V>tnb1i<<!;(>nient  du  cumpromis,  oa,  apr^s  rarbitrage, 
manqoe  de  se  conformer  k  la  sentence  rendue. 

Art.  2.  —  n  est  de  plns  convenn  qae  Tarbitrage,  mentionnö  dans 
Valin^a  2  de  rarticle  prgoödent«  aera  aoumis  k  la  prec6dttre  pröme  par  le 
titre  lY  chapitre  3  de  la  Convention  de  La  Haye  ponr  le  r^lement  pacifiqiie 
des  conflits  intf  rriationati.v.  Le  jugemeot  arbitral  dcHcrmine,  sauf  les  arran- 
^ements  particulicrs  dt-s  Parties,  le  bienfondt-  de  la  läclamation,  le  montant 
de  la  dette,  le  temps  it  le  mode  de  ])aiimfnt. 

Art.  3.  —  La  presente  ConventiuQ  sera  ratifide  auäsitöt  que  possible. 

Les  ratifications  seront  dipoodes  k  La  llaye. 

Le  Premier  d6p6t  de  ratifleations  sera  eonstat6  par  nn  procis-verlMil 

sign^  par  les  repri^sentants  des  riiissarues  qni  y  prennwit  part  e  par  le 
Ministre  des  ASairt  ä  ^trang^rea  des  Pays-Bas. 

Les  d^pöts  ultdrieurs  de  ratifications  se  feront  au  moyen  d'nne  iintift- 
cation  6crite,  ftdrf!8s<'e  au  Gouveroemcnt  des  Pays-Bas  et  accompagnte  de 
rinstrument  de  ratification. 

Gopie  certifite  conforme  du  procte-verbat  relati!  an  premier  d^pftt  de 
latificationSi  des  notilBcations  mentlonnfes  k  Talin^a  prteödent,  ainsi  qne  des 
iostnunents  de  ratifiration,  sera  immödiatement  lemise,  par  les  soins  da 
Gouvernement  des  I'ays-Bas  et  par  la  roie  diplomatique,  aux  Pnissanres 
conrit-es  i  la  Deuxieme  Conference  de  la  Pai.x,  ainsi  qu'aux  aotre»  l'nibsances 
qui  auront  adb^rä  ä  la  Convention.  Dans  les  cas  viscs  par  l'alinCa  prctf  dent, 
ledit  QoaTemement  lear  lera  connaitre  en  m^me  temps  la  date  ük  laquelle 
il  a  re^a  la  notification. 

»)  Siehe  oben  S.  427. 
3)  Siebe  oben  S.  416  S. 
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Art.  4.  —  L(;s  PoiMances  non  aignataires  soat  admiaes  k  adbörer  k  I* 
pröseuto  ( 'Diivt^ntiiui. 

La  i'uiciäuiu-c  qui  desire  adb<Srer  notifie  par  ^crit  &on  iatentioD  m 
Gonvemeinent  des  Paya-Bas  eo  lui  tranfliBettaitt  Taete  d*ad]i6idoii  qoi  Mn 
d^poB^  dans  les  avchlTes  dndit  Oonvenieinent. 

Ce  Qoavememeitt  transmettra  immödiatement  k  taatw  les  antnt 
Puissanfps  ronvi^'es  ü  la  Deuxi^mc  ConftTcnce  de  la  Paix  copie  certifi<5e  cos- 
forme  de  la  notiticution  ainsi  que  de  Tacte  d'adhöaion,  indi^aant  la  date 
k  laquelle  il  a  re(;u  la  notiAcation. 

Art.  ö.  —  La  präsente  Convention  produira  eÖet,  pour  les  Paissances 
qui  snront  participö  an  premier  d6p6t  de  tatÜeatioBe,  tt^jouite  joun  apfii 
la  date  da  proote-yerbal  de  oe  d6p6t,  ponr  lee  PoiMances  qui  latifienmt 
nltörieiirement  ou  qni  adlitreront,  soiza&te  joats  aprts  qne  la  notificatien  de 
leur  ratißcation  on  de  lenr  adhösion  anra  6U  regne  par  le  OoaTtfnenieiit 
des  Pays-R.i«. 

Art.  ii.  —  8'il  arriviiit  (jn'nnr  drs  l-'iiissaDctij  contractimt^s  voiililt  d--- 
noDccr  la  prescnte  Conventiuu,  la  deiionciation  ücra  notiii^c  par  öcrit  au 
GonTememeiit  des  Fays-Bas,  qui  commimiqttera  immädiatenunit  oopie  certiftfe 
confrarme  de  la  notification  k  toates  les  aatres  Poissanoes  an  leor  faiMnt 
savoir  la  date  k  laquelle  il  l'a  re^ae. 

La  d^noDciatlon  ne  produira  ses  effcts  qu'k  Vdgard  de  la  Poissance  qui 
Taura  natlMv  et  un  an  aprte  qne  la  notification  m  sera  parrenne  aa  tioa> 
Ternement  des  Pays-Bas 

Art.  7.  —  ün  registre  teuu  par  le  Jllinistcre  des  Affaires  Lirangire» 
des  Ftiys-Bas  indiquera  la  date  dn  d£p6t  de  tati£catioiiB  eieetn6  en  veita 
de  rartide  3  atinias  3  et  4,  ainsi  que  la  date  k  laquelle  anront  6t6  regncs 
les  notifications  d'adhöaion  (art  4  alin^a  2)  on  de  dönondatien  (art  6  alin^a  \\ 

Cbaquc  Puissance  contractaiite  est  admisc  k  prendre  oonnaissaiioe  de  ce 
registre  et  ä  en  denmnder  des  extraita  certitit'S  conformes. 

En  foi  de  quoi,  les  Pl^nipotentiaires  out  revöttt  la  präsente  ConTention 
de  Icur»  »iguatures. 

Fait  k  La  Hayc,  le  dix«luiit  oetobre  mil  neuf  t&ät  sept^  en  im  moI 
«acNiipIaiTe  qni  restera  ddpesd  dans  les  archires  dn  GoiiT«neiiieDt  des  Pk7>* 
Bas  et  doDt  des  copies  oertififies  conformes  aeront  zemises  par  la  roie  dtple- 
amtiqne  anx  Pniasanoes  coniractantes. 

(Signatores) 

HL  Convention  relative  ä  rouvertnre  des  hostilitte. 

Sa  Majestä  rSoiperenr  d*Alleraagne,  Roi  de  Prasse;  le  Prteidait  des 

Ätats-Unis  d'Ann'riqiie  etc. : 

PoTi'si.-lf^rant  qxir\  ponr  l:i  si'rnritö  des  reliitions  pacifiqncs,  il  imporM 
que  les  ho&tilitC-s  ne  commcnccut  pas  sans  un  avcrtisscmcnt  pr^alable; 

h  Siehe  olien  S.  427. 
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Ont  jng6  n^cessaire  de  compk-ter  et  de  pr^ciser  sur  certains  points 
Toeuvre  de  la  Prcmi^rp  Conference  de  la  Paix  qui,  «'inspirant,  h  la  suite  de 
1a  Conference  de  Bruxellos  de  1H74.  de  ces  id^ea  recomiiKindrt  s  par  nne  sage 
et  g^örease  pr^^voyance,  a  adopte  des  disposition»  ayant  pour  ubjet  de  di^finir 
et  de  rtgler  lea  usagcs  de  la  gneire  bot  terre. 

Selon  lei  raet  des  Hautet  Fartiee  contraetantee,  ces  dispoeitiooe,  dont 
la  i^daction  a  €U  liupirfe  par  le  dösir  de  dindnoer  lee  mauz  de  la  guene, 
aatant  qne  les  n^cessitös  nülitaires  le  pennettcnt,  sont  destin^cs  h  serrir  de 
r^glf"  {;6j\6T5ih  de  conduite  anx  belligöranta,  dans  leun  rapports  entre  euz  et 
a?ec  les  pnpulations. 

II  n  a  pas  6t6  possible  toutefois  de  concerter  dds  maintenant  des  stipu- 
lations  8*4tenduit  ä  tontes  les  circonstances  qui  se  pi^sentent  dans  la  pratique; 

D*sntre  part,  11  ne  pouvait  entrer  dans  les  intentions  des  Hautes  Parties 
contiactantes  que  les  cas  non  pröTus  fnsaent,  faute  de  stipulation  dcrite, 
laiss^es  k  rappr^ciation  arbltraire  de  cenx  qui  dirisrent  loa  arm^es. 

aftcndant  qn'nn  Code  plus  romplot  de  lois  de  la  ^lerre  pnissc  f'tre 
edicte,  les  Hautes  Parties  cuiitruotanteä  jugeiit  opportun  de  constattT  ijue, 
dans  les  cas  non  compris  dans  lea  dispositions  liiglementaircs  adoptees  par 
elles,  les  popolations  et  les  belligdrants  restent  sons  la  sanvegarde  et  sous 
r«npire  des  piindpes  du  dr^t  de«  gens,  tels  qu'ils  rtsultent  des  usages 
^tablis  entre  natioDS  ciYilisÖes,  des  lois  de  I*hninsnitA  et  des  ezigences  de  la 
eonscience  pnlilifiuc 

Elles  d^clarent  qne  c'est  dans  ce  sens  que  doivent  s'entendre  notamment 
les  articles  1  et  2  dn  Reglement  adoptr. 

Les  Uantes  Parties  contractantes,  desirant  conclure  une  nouvelle  Con- 
vention 4  oet  eilet,  ont  nommtf  poor  Leun  FMnipotentiaires,  saToir^): 

Lesqneb,  apris  aToir  «Mposö  leurs  pleins  pouToiis,  trouT^s  en  bonne  et 
doe  forsM,  sont  conv^us  de  ee  qui  snit: 

Article  Premier.  —  Les  Puissanoes  contractantes  donneront  h.  lenrs 
forces  arm(^es  de  terre  des  instructiuns  qni  seront  conformes  an  Reglement 
coDcemant  ies  lois  et  contomes  de  la  guerre  sur  terre,  annejc6  i  la  präsente 
Convention. 

Art.  2.  —  Les  dispositions  contenues  dans  le  Reglement  vis^  ä  l'article 
l«r  ainsi  qne  dans  la  präsente  Convention,  ne  sont  applicables  qu'entre  les 
Piussanees  eontraetantes  et  seulement  ü  les  bdligörants  sont  tous  parties  k 
1»  CoBTention. 

Art  3.  —  La  Fuüe  belligirante  qui  -riolerait  les  dispositions  dudit 
B^lement  sera  tcnue  ii  indemnite.  s'il  y  a  lieu.  Elle  sera  reponsable  de 
tous  actes  commis  par  les  pcrsonncs  faisant  partie  de  sa  force  arm^e. 

Art.  4.  La  iin'sentc  Convention  dAment  ratifi^e  remplarera,  dans  les 
rapports  entre  les  Puissances  contractantes,  la  Convention  du  29  juillet  1000 
concernant  les  lois  et  coutumes  de  la  guerre  sur  terre. 

1)  Siehe  oben  B.  614  fr. 
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La  (  onvoinioii  lic  1899  roste  en  vi^enr  dans  les  rapports  cntr--  leji 
Puissaiiccs  qui  l  unt  bigiit't;  et  qui  iie  rütilieraiciit  pats  egaleiueul  la  pr^aeute 

Art.  &  —  La  prteento' Convention  eera  ratiflte  amsitM  qne  pomUe. 

Lea  ratifications  seront  d^pos^s  &  Iia  Hayo. 

Le  Premier  d6pöt  de  ratifications  sera  constat^  par  un  proc^rs-verbal 
B\i(n6  par  les  repr^sentants  dos  T*uissances  qai  J  prennent  part  et  pu  1« 
Ministre  dos  Affilirts  Ktniiigrrfs  dos  Pays-Bas. 

Leä  deputfi  uitei'it'urs  de  raliticaliuuü  tui  furoul  au  muyen  d  uno  QotiQ- 
cation  terite  adreuöe  an  GonTernfiDient  des  FajA-Bas  et  aecompagn^ 
rinvtnunent  de  ratUloatioii. 

Copie  certifite  conforme  da  procös-verbal  relati!  an  premier  d^p^^t  de 
ratifications,  des  notifications  meutionnt^es  ^  l'alinäa  pr6o6dent  ainsi  qae  iea 
instraments  de  ratification,  scra  imm^diatement  remise,  par  les  soins  da 
(roovemement  dos  Pays-Bas  oi  par  !a  voie  diplüinati<iuo.  aux  I'iiissanceS 
coDvi^eä  ä  la  Deuxieuie  Confäreuce  de  la  l'aix,  ainsi  qu  aux  autres  Tuissances 
qoi  aoront  adlidi6  k  la  Convoition.  Dans  les  cas  Tiste  par  Valinda  ftM- 
dent|  ledit  QooTenieaMiit  levr  ieia  connaltie  en  mdne  temps  la  date  k  la* 
quelle  il  a  ie(n  la  notlflcation. 

Art  6.  —  Les  Piüssanoes  non  Signatains  sont  admises  4  adMier  k  la 

INCteente  Convention. 

Tjfi  PuissuTicp  qoi  d^sirc  adhi^ror  notifie  par  <^rrit  son  intention  an  Goa- 
verneiutnt  dos  Pays-Bas  en  lui  trausmettant  i'acte  d'adhöäion  qoi  sera  d^pos^ 
dans  les  archives  dadit  QouTernement. 

Oe  QouTanemeot  tranemettra  immAdiatemept  k  toatet  les  antns  Fsit^ 
sanoes  oopie  oertifite  eonlonie  de  la  notifieation  ainai  quo  de  Paete  d'adheiifli^ 
Ml  indiqnaat  la  date  4  laqnelle  il  a  re^a  la  notification. 

Art.  7.  —  La  ptteente  Convention  piodnix»  eiet»  ponr  les  PniHsimi 

qai  anront  particip^  an  promicr  (\(-\)P>t  de  ratifications,  soiiante  jonrs  apr^ 
1)  du  proc^s- verbal  de  ce  d^pöt  et,  pomr  les  Puissanccs  qui  ratifieront 
ulU  rioiiroinent  on  qni  adh<^rcront,  soixante  jours  apr^s  qnc  la  notifiration  de 
leur  ratilicatiou  uu  de  leur  adheäiuu  aura  6t6  re^ue  par  le  (iouvememeQl  <ie« 
Faja-Bas. 

Art  8.  —  8'il  arzivait  qn'nne  des  PnJsMUUies  oonttactantes  tooIII 
dönoiww  la  prteente  Convention,  la  d4nonoaation  sera  notifite  par  icrit  m 

Gonvemement  des  Pays-Bas,  qui  communiquera  immödiateSMIt  copie  certifi^e 
conforme  de  la  notiücatiun  toutcs  les  aatree  Ptiissances  en  lear  biitnt 
8&Toir  la  date  k  laqnfüo  i!  l'a  re<,ue. 

La  dcnunciatiun  ne  produira  ses  effets  qu  u  T^gard  de  la  Puiäsaace  qoi 
Tanra  notifi^e  et  an  an  apr&s  qne  la  notification  en  sera  parrenne  an 
Gottvem«nent  des  Pajs-Bas. 

Art  9.  —  ün  r^stre  tenu  par  le  ICinistdre  des  Aiaires  ftrasg^ 
des  Pays-Bas  indiqncra  la  date  du  dopöt  de  ratifications  effectu6  en  vertu  de 
Tarticle  ö  alinöas  3  et  4  ainsi  qne  la  date  k  laqaelle  aoront  öt6  zecoee  1«* 
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Dotitications  d'adhösion  (artide  6  alin^a  2)  oa  de  dtoonciation  (arücle  9 
alin^a  1). 

Cbaqoe  PnisBaiioe  contractaute  est  adnüse  k  prendre  connaissauce  de  ce 
regUtre  et    en  demander  des  extraite  eertifi£a  coniomteB. 

En  foi  de  qaoi,  les  PUiiipoteiitjaireB  ont  xeHta  la  prteente  CoDTeotieik 

de  leurs  signatares. 

Fait  A  La  Haye,  le  dix-huit  octobre  mil  neuf  ccnt  sept.  en  un  seul 
exemplain;  qui  restera  d^pos^  dans  les  archives  ilu  Gouvernement  des  }*ayB- 
Bas  et  dont  des  copies,  certifi^s  conformes,  seront  remises  par  la  voie  diplo- 
nwtiqne  anz  Fniasanoes  qiii  ont  it6  oonvi^  k  la  Deiudtoie  Gonföieiifie  de 
la  Faiz. 

(Sigaatoree) 

Annexe  h  la  Convention.  , 

S^lemeut  concornaut  les  loi««  et  cootnmeg  de  la  gikerrt»  aar  terre. 

Öection  I. 
Des  betligirante. 
Cliapitre  L 
De  la  qualit4S  de  belligörant. 
Art  Premier.  —  Les  lois,  les  droits  et  les  devoirs  de  la  f^ierre  ne 
s'appliqueDt  pas  senlemcnt  ii  Tarm^e,  inuis  incore  aax  milices  et  aiu  coipa 
de  Tolontaires  r^nnissant  les  conditions  suiv&ntes: 

10  d'avoir  k  leur  t£tc  unc  personne  responsable  pour  ses  subordounös ; 
8^  d^avolr  im  eigne  distincüf  fixe  et  teconnaieBable  k  dietanee; 
3^  de  porter  lee  armee  oiiTerteiiient  et 

4<>  de  ee  eonfonner  dans  leort  opteationa  au  lois  et  eontnmes  de  la 

<rnerre. 

Dans  les  pays  uii  les  milices  ou  des  corp.s  de  volontaires  eonstituent 
rarm<-e  oa  en  font  partie,  iU  sont  compris  sous  la  dänuuünatiuu  d  armee. 

Art.  2.  —  La  popnlaticHi  d*im  tmitoire  non  occQp(3  qvd,  &  l'approohe 
de  TemiMii,  ]neod  ^ntan^ment  les  armes  poor  eombattre  lee  tronpes  d'iu- 
Tanen  saiü  aroir  en  le  tempe  de  eVganiiw  confwn^inMit  k  Tartiele  premier, 
sera  consid^rC^e  commc  bellig^rante,  si  etle  porte  les  armes  oavertement  et  al 
eile  sespecte  les  lois  1 1  coutumes  de  la  guerre. 

Art.  3.  —  Les  forces  armfes  des  parties  belligerantes  peavent  se  com- 
poser  de  combattants  et  de  uun-combattants.  En  cas  de  capture  par  rennemi, 
lee  QM  et  les  witKS  ont  droit  an  traltement  des  pcisoniiieffB  de  gwarte. 

Chapitre  IL 
Des  prisonniers  de  guerre. 
Art  4.  —  Les  prieonnien  de  guerre  sont  an  ponvoir  dn  GoQTemement 
ennemi,  mala  non  des  indiTidns  on  des  corps  qni  lea  ont  captur^a. 
Iis  dolTOnt  Ctre  traitös  avec  btimanit6. 

Tont  re  (|ni  lonr  nppartient  personnellement,  exceptä  les  armes,  les 
cbevaax  et  les  papiers  militaires,  reste  leur  propriet6. 
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Art.  5.  —  Les  prissonniers  dp  srnerre  penvf»nt  Atre  aasnjpttis  k  Tinter- 
uemeut  dans  une  villc.  fort^^rcsse.  camp  ou  localitt*  qurU  MI14UC,  avec  Obligation 
de  ne  pas  s'en  ^loigner  au  dt  lä  de  certaines  limit^s  determin^s ;  mais  ila  ne 
penvent  dtre  enfem^s  (ine  par  mesure  de  süret^  indispensable,  et  aealement 
pendftnt  la  durte  des  cicoonBtanoes  qni  n^oeasltent  oetle  mesnra. 

Art  6.  —  L'^tat  peut  employer,  comme  travailleiirs,  lea  priaoniiien  de 
goerre,  aelon  lenr  grade  et  lenrs  aptitndes,  4  rezoeptioa  de«  offideis.  Cm 
travaui  ne  aerout  pu  exoesaifa  et  n'aiiront  ancon  rapport  avec  lee  op^ratioiti 
de  la  guorr*» 

Les  prisoniiiors  pcuvent  Mre  autoris^s  h  travailler  ponr  Ip  compte 
d'administratioDS  publitjiu  s  ou  de  particuliers,  ou  piuir  lour  propre  compi«. 

Les  travaux  faits  pour  I'^'tat  sont  pay«^s  ti  apros  Ks  tarifs  en  vigueor 
pour  leö  militaires  de  l  armie  natiunale  extcutant  ieü  iiiüiues  travaax,  oa, 
a*il  n*en  exiate  pas,  d  aprt^s  vn  tarif  en  rapport  avec  lea  travanz  extoitä«. 

Loraqae  lea  travaux  ont  liea  pour  le  compte  d^antnsa  adminiitratioM 
pnbliqnea  ou  ponr  dea  particnliera»  lea  condittona  m  aont  vögleea  d'aeoeid 
avec  Tautoriy  miUtaire. 

Le  aalaire  des  prisonniers  contribuera  k  adoacir  leur  position,  et  le 
snrplus  leiir  sera  comptö  aa  moment  de  iear  liböration,  aaiif  döfalcatton  dea 
fraia  d  entrctien. 

Art.  7.  —  Le  Gfiuvernement  au  pouvoir  duquel  se  trouvent  les  pri- 
sonniers de  guerre  est  charg^  de  leur  entretieo. 

A  d^fant  d*ane  entente  ap^ale  entre  let  belUgfiranta»  lea  prlaonnie» 
de  gnme  aeront  traitto  ponr  la  nonnitiire,  le  eoaehage  et  rhabUlement,  mr 
le  mtene  pied  qua  lea  tronpea  da  GonTemanent  qni  lea  aora  entarte. 

Art.  8.  —  Lea  prisonniera  de  gnerre  aeront  aonmls  aax  loia,  rAglenwBta 

et  ordres  en  vignpnr  dans  Tarm^e  de  l'liltat  an  poilTolr  duquel  Ua  ae  tnw- 
vent  Tout  acte  d  inaubordination  aatonae,  h.  Iear  tigaid,  lea  Buanrea  da 
rigueur  n^cessaires. 

Les  prisonniers  <!>vad^s,  qui  seraient  repris  avant  d'avoir  pu  rejoio<ire 
leur  armte  oa  avant  de  quitter  le  territoire  occupö  par  l'annöe  qoi  lea  aaia 
captaräa,  aont  paeaiblea  de  pdnea  diadpllBidrea. 

Lea  priaonnierB  qoi,  aprto  aToir  HwA  k  s'^Tader^  aont  de  oeaTeaa 
faita  piiaonniera^  ne  aont  pasaiblea  d'ancnne  peine  ponr  la  faite  aatiriania. 

Art.  9.  —  Chaqae  prisonnier  de  gnerre  est  tenu  de  (l.'clarer,  s'il  «at 
intcrrog«5  i\  ce  sujet,  ses  vfritables  noms  et  grade  et,  dans  le  cas  ofi  il  en- 
frcindrait  rptte  r^gle,  il  s'exposerait  it,  une  reatriction  dea  avantages  accvrd^ 
aox  prisonniers  de  gnerre  de  sa  rat/'6forie. 

Art.  10.  —  Les  prisonniers  de  gufrri-  jKuvtiit  .'tro  niis  en  libertv  sar 
parole,  si  les  lois  de  leur  paya  les  y  autorisent,  et,  en  pareil  ca^,  ils  S<Mrt 
obl  igt'  s,  sons  la  garantie  de  lenr  honnenr  personnel,  de  rempUr  acmpnleoM- 
ment,  tant  via^ä-Tia  de  Iear  pr<^re  GooTemement  qne  Tia^i^via  de  oelui  vd 
les  a  faito  priaonniera^  lea  engagementa  qalla  anraient  centractöa. 
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Dans  mfime  cMi  leiir  propre  Goayeinene&t  est  tenn  de  n*exiger  ni 
aco^ter  d'enx  aacun  sernoe  contraire  &  la  panle  domite. 

Art.  11.  —  Un  prisonnier  de  guerre  ne  peat  6tre  contraint  d'aocepter 
sa  libert*'*  snr  parolc;  de  mCme  le  0()iiv<'rnf'mf'nt  cnnemi  n'est  pas  oblig^- 
d'aoc^der  ä  )a  demande  dn  prisonnier  n'cluiiiaut  sa  mise  en  libertr  sur  parok. 

Art.  12.  —  Tout  prisonnier  du  guerre,  liWr<5  sur  parole  et  rejiris  portant 
lefi  armes  contre  le  Gouvernement  envers  leqael  il  s'^tait  engag<ä  d'bonneor, 
on  ctmtn  lee  «lUds  de  cdni-d,  peid  le  droit  an  traitement  des  pzisoonien 
de  gnctfe  et  pcnt  ttre  tndoit  deTiat  les  tribmiaiix. 

Art.  13.  —  Les  indifidus  qoi  suiirent  one  arm^  sans  en  Mro  directe- 
ment  peiti^  tela  qae  les  oonespondants  et  les  f^ttns  de  Jooraau^  les 
TiYandiera,  lee  fmumiieeiin,  qoi  teoibent  an  pouToir  de  rennemi  et  qoe  celid- 

ei  jage  utile  de  d^t«nir,  ont  droit  au  traitement  des  prisonniers  de  guerre. 
ü  rnnditioii  qnlls  goient  mnnis  d'me  l^gitimation  de  Taiitoiitö  militaire  de 

l'atriut-c      ila  accompagtiaient. 

Art.  14.  -  II  t'st  constitue,  des  le  dd'but  dts  hustilit<''S,  dans  cbacun 
des  Etats  bellig^rants,  et,  le  cas  £clu3ant,  dans  les  pays  neutrcii  qui  aoront 
teeiieilli  dee  Mligdrante  siiz  lenr  teriitoire,  im  bnieav  de  lenseignemoite  sw 
lee  piisoiiiiien  de  gonxe.  Oe  bniean,  Charge  de  ripondre  k  tontes  les  de- 
mandes  qiii  les  a>noenieBt,  refoit  des  divers  Services  cempdtens  tontes  les 
indications  relatives  anx  intemements  et  anx  matations,  aox  mises  en  libertd 
sur  parole,  anx  <^chan<^es,  aiix  <^va?5ions.  aus  entr<?e8  dans  Irs  bnpitaiix,  aux 
d^c^s.  ainsi  (lue  les  autrts  reuseigueim  iits  n<^res?aires  jiotir  ctablir  et  tenir 
a  joir  aue  ticbe  individuelle  pour  cbaque  priäonoier  de  guerre.  Le  burcau 
dem  portflK  snr  cette  fiche  le  niim^  mattietile,  les  nom  et  pränom,  rage, 
le  liea  d^origiiie,  le  giade,  le  ooips  de  tronpe,  les  blessiues,  la  date  et  le  Uen 
de  la  capture,  de  l  inteniement,  des  blessures  et  de  la  mofft,  ainfli  qite  toates 
les  observations  particulicres.  La  liehe  individuelle  sera  remise  all  Gonver- 
nement  de  l  autre  bellig^rant  apr^  la  roru  lusion  de  la  paix. 

Le  bnrean  de  renseignemcnts  est  »'falemeui  charg^  de  recneiliir  et  de 
centraiiäer  tous  les  objets  d  un  uäagt  pcrsonnci,  valeurs,  lettres,  etc.,  qui 
seront  troavte  snr  les  champs  de  IwtaiUe  on  d^laissös  par  des  prisonniffirs 
libtots  BOT  parol^  langte,  ^adte  ou  dans  lee  bApitanx  et  ambn- 

lanees,  et  de  les  traoamettre  aox  int6i«ss£s. 

Art.  16.  —  Les  sociHöB  de  seeonrs  penr  les  pxisoniiieTB  de  gonre, 

r^gnliörement  constitu^es  selon  ia  loi  de  lenr  pays  et  ayant  pour  objet  d'6tre 
les  interm^diaires  d(  l'action  cbaritable,  rccevront,  de  la  part  des  bellig^rants, 
pour  elles  et  pour  leurs  agents  dftmcnt  accr6dit^s.  tonte  facilit<},  dans  les 
limites  trar^es  par  les  n^ccssit^s  niiliuireä  et  les  reglt-s  administratives,  pour 
accomplir  eflicaceuieut  leur  t&cbe  d'bumanitC-.  Les  d^l<igu<^s  de  ces  soci^tt^s 
peozfont  etxe  admis  b  distriboer  des  seeonrs  dans  les  d«p4ts  d'intemement, 
ainsi  qn'anz  lienx  d'^pe  des  prisonniers  rapatti^  moyemiaat  nne  pennissioii 
penemidle  d^livr^  par  rantotitö  militaire,  et  en  pioiaDt  rengageniMit  par 
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toit  de  Bft  sonmettce  h  tontes  les  nwBiires  d'ordre  et  de  polioe  qne  cdM 

prescrirait. 

Art.  IG.  —  Lt  s  bureaux  de  rensoipnemcnts  jonissfnt  ilc  la  franchisc  de 
port.  Les  Icttrt.'S,  mamlats  es  article.s  il  ar^tMit.  ainsi  qiK*  U^f  roH*  postaux 
destin^  aox  prisounier»  de  guerre  ou  expcdied  par  eux.  »<-ruui  aörauchis  de 
toates  tot  tucea  poitelee,  aiuwi  biea  daa»  les  pays  d'origine  et  de  dcatinfttioii 
qne  dix»  lee  pajs  intarmMIairee. 

Les  dens  et  eeoonni  m  natue  deatinds  mix  piisemiien  de  giiem  aanmt 
admis  en  innchise  de  toas  droits  d'enträe  et  antres,  ainsi  qne  des  taam  de 
transport  sar  les  chemins  de  fer  exploitd'S  par  l'Ätat. 

Axt.  17.  -  Lob  ofticiers  prisonniers  recevront  la  solde  ä  laqaelle  oDt 
droit  les  officiers  de  meme  grade  da  pays  oü  ils  sont  reteniu,  4  cbarge  de 
remboonement  par  lenr  QoaTemement. 

Art.  18.  ~  Tente  latitade  est  laisste  anz  piisoDoien  de  gurre  poer 
rezercice  de  lenr  religien,  j  cempcis  TassiataBce  anx  offioes  de  leer  caltei 
h  la  senle  conditioo  de  se  conformer  auz  mesnres  d'ordre  et  de  pelice  pre- 
Mxit('s  pir  1  uatorit45  militairc. 

Art  11».  —  Les  testaments  des  prisoniiicrs  de  pnprre  sont  ri\^us  ou 
dress^s  daiia  les  taemcs  conditionä  que  poar  leä  inilitaires>  de  l  armue  uationale. 

On  saivra  ögalement  les  mömes  rSgles  en  cc  qtü  conceme  les  pi^ 
rdatiTes  k  la  oonstatation  des  ddoto,  ainsi  qne  ponr  riii]iiiinatte&  des  pn- 
somiicfs  de  gaene,  en  tenaat  ceaipte  de  lenr  grade  et  de  lenr  rang. 

Art  20.  —  Apr^s  la  conclosion  de  la  paix,  Ic  rapatriement  des  prisoBBicct 
de  gaetre  s'eSectaera  daas  le  plus  bref  d6lai  posaible. 

Cbapltre  IIL 

Des  malades  et  des  bleasds, 
Art.  21.  —  Les  obligations  des  bellig^rants  concemant  le  serrioe  dei 
maladca  et  des  bleseös  sont  r6gies  par  la  Convention  de  QenÖTe. 

Seetiea  n. 
Des  bostlllt«e. 

Chapi  t  r  e  I. 

Dus  moyeus  de  nuirc  ä  i  euiiemi,  des  sitgcs  et  des  bombardemcnts. 

Art.  22.  —  Leä  bellig^rants  n'ont  pas  an  droit  illinut^  qnant  an  cboii 
des  moyens  de  nuire  ä  l'ennemi. 

Alt  83.  —  Oatre  les  proidbitloiis  dtablies  psx  des  cenTeotions  aQidaki» 
il  est  notaaunent  interdit: 

a)  d'employer  du  poison  es  des  armes  empoisuDiiC>«s ; 

b)  de  tncT  ou  de  blesscr  par  trahison  des  indtTidos  appartenaat  i  la 

iiatioo  ou  ä  rannte  ennemie  ; 

c)  de  tuer  ou  de  blesser  un  enneiiii  qui,  ayant  mis  hub  kb  annta 
n'aysmt  plas  les  moyeaä  de  se  defendre,  s'est  reudu  ä.  discretioü; 

d)  de  döclarer  qn'O  oe  sera  pas  falt  de  quartier; 
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d'employci  deä  aruiei»,  daa  projeclileä  ou  dtsa  maUurct»  prupres  ä  caaser 
des  nunz  raperflos; 
I)  deiner  indflment  da  pavillon  parlMneDtaire,  da  pavilloii  nftUonal  on 

d«s  insignes  militaires  et  de  raniforme  dd  TMiiiflnii,  aind  4|oe  dw 

signes  distinctifs  de  la  Convent  ion  de  Genftve : 
g)  de  d6trnirH  ou  de  snisir  des  proprit't/'s  ennemies,  sauf  les  cas  ofi  res 

destrnctiouä  uu  ces  saisirs  seraient  imp6rieusemeut  oommandöes  par 

leü  n^cessit^s  de  la  guerre ; 
b)  dtt  dtelanr  Meinte,  susp^doa  oa  non  neerablM  en  justice,  lea  droito 

et  «otions  de«  aationsox  de  la  Fertie  adTerw. 

II  est  ^galement  interdit  k  an  belli^^rant  de  foioer  les  nation»a:i  de  1» 

Partie  adverse  ü  prendre  pari  aux  Operations  de  ^acrre  dirlg(^es  contre  lear 
pays,  m^mc  dans  le  cas  oü  ils  aaraient  6t&  &  son  Service  avant  le  commen- 
cemeDt  de  la  guerre. 

Art.  24.  —  Les  ruües  de  guerre  et.  l'emploi  des  mojreaä  uecessaires  puur 
se  piocnxer  des  renwignementfl  ntr  Tennemi  et  mr  te  temin  tont  ooneidArts 
oomme  Udtes. 

Alt  25.  —  II  est  inteidit  d'attaqnor  ou  de  bombarder,  par  qnelqne 
moyen  que  ce  8oit>  des  Tilles,  Tillages,  habitationa  oa  bAtioienta  qai  ne  Bont 

pae  d^fendas. 

Art..  26.  —  Lo  coinmanilant  dos  tronpcs  assaillantcs,  avant  li'cntrependre 
le  bombardement,  et  sauf  le  cas  d  ataque  de  vive  force,  devra  faire  tout  ce 
qoi  ddpend  de  loi  poar  en  avertir  les  aotoiit^ 

Alt  27.  —  Dane  les  ai^ges  et  bombardements,  toatea  les  meearea 
nteeaaaiiea  delTent  6tre  priaea  poor  4pa^er,  antant  que  possible,  les  ^dificea 
consacr^s  atix  cultes,  anx  arts,  aux  sciences  et  ä  la  biLnfaisance,  les  monn- 
ments  hi'^tnriqnes,  les  höpitaux  et  les  lieux  des  rassemblement  de  malades  et 
de  blesstä.  a  condiUon  qa'ils  ne  soient  pas  employös  en  m£me  temps  k  im 
but  militaire. 

Le  deroir  des  asaiägäa  eat  de  d^algner  cea  Mifloea  oa  lieaz  de  raa- 
aeotibleoient  par  des  aignea  Tiaiblea  ap^anx  qm  aenmt  notifite  d'aTance 
k  raasi^geant. 

Art.  28.  —  II  eat  intadit  de  Uner  «a  i^age  one  vüle  oa  localit6 
m^me  prise  d'aasant 

C  h  a  p  i  t  r  e  II. 

Des  espiüiis. 

Art.  29.  —  Ne  peut  t'tre  cunsid^ru  comme  espion  que  Tindivida  qui. 
agissant  clandestinement  uu  soos  de  faux  pr^textes,  recaeiUe  on  cherche  k 
recaeiUir  des  informationa  dana  la  sOne  d'op^ratio]»  d'an  belligönnt,  avec 
Vintenttott  de  les  commnniqaer  k  la  Partie  adrene. 

Ainsl  les  ulUtains  non  d^gaiate  qal  ont  pta^rt  dana  In  sAne  d'ope* 
latiiNis  de  ranoAe  cnnemie,  k  I'efFet  de  iwnellllr  des  Mormations,  ne  sont 
pas  consid^r^s  comme  espions.  De  m(^me,  ne  sont  pas  coDsid^rös  comme 
eqpions:  les  militaires  et  les  non  militaireSi  accompUssant  ouvert«meut  leur 
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miBsion,  cbarg^s  de  tranamettre  des  döp^cbes  destin^es,  soit  ik  leur  propre 
«rm^  8oit  rMmte  emumte.  A  cette  caK^gorie  appartkuMot  6gale]mt 
lea  indivldiis  eoToyte  en  ba&en  pour  tnmmettre  lea  ddftdbmt  et,  en  gMil, 
.  povr  entietMiir  les  cemmnnications  en^  lee  divenet  paitiM  d*naib  timte 
on  d*im  tenitoiie. 

Art.  80.  ^  L^espion  piis  snr  le  Mt  ne  ponnra  etre  pnni  saiiB  jugement 
pr^alable. 

Art.  31.  —  L'espion  qoi,  ayant  rejoint  rannte  ä  laqaelle  il  apparüeat, 
est  eaptar^  plus  toid  par  l'eiuiemif  est  txtiU  oommc  prisomiittr  de  gaem  «t 
B*encoiirt  aneiuie  responsaUlitÖ  pour  aes  Mtes  d'esptonnafe  aaUiiettn. 

Cbapitre  III. 
Des  parlementaires. 

Art.  32.  —  Est  considM  oamme  parlementaiie  TindiTldit  antoiM  pu 
l'vn  dea  bellig^nuitB  &  entrer  en  pomparlen  avec  rantie  et  ae  pxCaeDtaiit 

avec  le  drapeau  blanc.   II  a  droit  k  l'iiiTioIabilitA  ainsi  qae  le  trompette^ 

clairon  ou  tAmboar.  le  porte-drapeaii  rt  rintcrpr^tc  qni  l  accompa^eraiprit. 

Art.  .33.  —  Le  cbef  auquel  un  parlementaire  est  expödi^  n'^  pas 
obligö  de  le  recevoir  en  toates  circonstances. 

II  peut  pendrc  toutes  les  mcsorcs  nöcessaires  afin  d'empßcber  le  parle- 
mentaiTe  de  ptofiter  de  sa  miasion  ponr  ae  miaeigiier. 

II  a  le  droit,  on  cas  d^abna  de  tetenir  temperairaik^  le  pariementaiit 

Art.  84.  ~  Le  parlemeutaiie  perd  scs  droit«  d'inTiolabilitÖ,  Sil  «t 
prouv^.  d'une  manii-rc  positire  et  irrtViisaltlo.  i|u"il  u  profit^  de  Sa  pOlitioB 
priTÜ^^e  poai  pxoToqaei  oa  commettrc  an  acte  de  traliifioa. 

Cbapitre  IV. 
Des  capitalatiow> 

Art.  B.5.  —  Lfs  capitulations  arr^^tt'^es  entre  les  partiea  contractSBUe 
doivcnt  tenir  compte  des  rb^fs  de  Ibooneur  müitaire. 

Une  fuis  fix^ea,  elics  doivcnt  Ctre  scrupukusement  obserröes  par  ies 
deiu  parties. 

Cbapitre  Y. 
De  ramüstice. 

Alt.  36.  —  L'armistloe  snspe&d  les  Operations  de  gnene  par  nn  soconl 
mntnel  des  parties  belligdraates.  Si  la  dur^e  n'en  est  pas  d^tenniii^  les 

parties  belligCrantcs  peuvent  roprendrf^  m  tuut  t«  inps  Ics  optrutions,  ponrrfl 
tnntrfois  qne  Tennemi  seit  averti  en  temps  convenu,  confonu«Sment  aiu 
conditions  de  l  armisticc. 

Art.  37.  —  L  armisticc  peut  (tre  giSniral  ou  local.  Le  prenüer  suspend 
partont  les  (qpärations  de  gnetre  des  £tats  belUgärants;  le  seeond,  lealenMSt 
entie  certaines  firactions  des  annöes  belligörantes  et  dans  nn  rayon  d^raiiiij. 

Art.  38.  —  L^arniistice  doit  ttre  notifti  ofiiciellement  et  en  temps  utile 
aux  antorit^s  compcHentcs  et  aux  tr<>ttp«>9.  Lr<^  hostiUtdS  sont  SDSpeildsei 
jmm<idiatement  apr^s  la  notilication  ou  au  terme  &x6. 
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Art.  39.  —  n  d^lieul  dci  putlce  contractantes  de  fixer,  dans  les  claases 
de  Vannistice,  les  rapports  «lui  pourraient  aYoir  Uen,  mir  le  tliöAtre  de  U 

ga^re,  avec  les  popalations  et  ontre  olles. 

Art.  40.  —  Toute  violation  grave  de  l  armistice,  par  1  ane  iles  partiea 
doiine  &  Taatre  Ic  droit  de  le  d^noncer  et  mCme,  en  cas  d  orgence,  de  re- 
prendre  imm^diatement  les  hostilit^s. 

Art.  41.  ~  La  violatiun  des  Claudes  de  i  armiätico,  par  des  particuUers 
agianuit  de  lenr  prupre  initlatiTe,  donne  droit  acnlement  k  rtelaner  la 
l^nition  des  eonpablee  ^  s'il  y  a  lieo,  nne  IndemidtÖ  ponr  les  pertes 
tproiiTtfee. 

Section  III. 

De  raatoritö  militaire  aar  le  territoire  de  rlifcat  ennemi. 

Art.  42.  -  Un  territoire  est  consid^r^  comme  oocap^  lonqa'il  86  troave 
plac6  de  fait  soas  Tantoriti'  de  l'annee  cnnemie. 

L'occnpation  no  s  i'tünd  (^u  aux  territoires  uü  cette  autoriU;  est  6tabUe 
et  en  mesare  de  s  uxener. 

Art.  43.  —  L'autorite  du  poavoir  l^al  ayant  pass^  de  fait  entre  les 
waaba»  de  roocopuit,  celui-ci  praodra  tontee  les  mesnres  qoi  d^pedent  de  Ini 
en  Toe  de  rttablir  et  d^asBorer,  amtant  qn'U  est  posaible,  Tordre  et  la  vie 
pnblioe  en  reipeetant,  sauf  empdehement  alwoln,  le  loie  en  vignenr  dans 
le  pays. 

Art  41  II  est  intordit  :\  un  lielligt'rant  Je  furccr  la  population 
d'un  ternt^nre  occuyx'  k  donner  des  reuseignements  SOT  l'armiäe  de  Taatre 
bellig^-rant  ou  sur  st  s  in  ivens  de  liefense. 

Art.  4d.  —  11  est  mttirdit  de  cuutraindre  la  population  d'an  territoire 
eoQopÖ  k  prMer  eerment  k  la  Poissance  ennemie. 

Art.  46.  —  L'honnear  et  les  droits  de  la  famiUe,  la  vie  des  individus  et 
la  pwpd6t6  priTte,  aiad  qiie  lee  oonrictions  reUgleuMS  et  Pexeroioe  des 
«altes,  deivent  ttce  leepeotäa. 

La  proprit  tt'  privöe  ne  peat  pas  6tre  confisqnte. 

Art.  47.  —  Le  pillafje  est  formellement  intcrdit. 

Art.  48.  —  iji  l  occupant  pnMi^ve.  dans  le  territoire  occap6,  les  impots, 
droits  et  p^ages  ^itablis  aa  protit  lU;  I  Ktat,  II  \v  fera,  autant  que  possible, 
d'apres  les  r^les  de  l'assiettc  et  de  ia  r^partitiuii  eii  vigueor,  et  il  en  rösul- 
tei»  ponr  Ini  Fobligation  de  poorroir  anx  frais  de  Vadministration  do  territoin 
oocapt  dans  la  mesoze  od  le  OoaTenemMt  l^gal  j  <tait  tenn. 

Art  49.  —  Si,  en  dehors  des  impdte  viste  k  l'artfele  pr^cddent,  Toccapant 
pr^l^ve  d'antrcs  contribiitions  en  argent  dans  le  territoire  ucriipe,  ce  ne 
pourra  HtQ  qw  ponr  les  besoins  de  l'armöe  oa  de  Tadministration  de  ce 
territoire. 

Art.  ÖO.  —  Aucnne  peine  collectire,  pecuoiaire  ou  autre,  ne  poorra  £tre 
Mictte  oontie  les  popalations  k  raison  de  iaits  indtvidaels  dont  elles  ne 
poarraient  6tre  oonsid«x^  comme  aolidairement  responsablee. 
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Alt.  61.  —  Ancnne  contiibaüoii  ne  am  pergae  qii'eii  Tertn  d'nik  otdn 
terit  et  BOOS  la  nsponsftbilitft  d*im  gMrsl  en  eli«f. 

U  ne  sera  proc^dä,  autant  que  possible,  k  cette  pexo^tion  qne  d'aptte 
Iw  rtglM  de  Vassiette  et  de  1*  i^pertitien  de«  impdts  en  vigaenr. 

Poü  tonte  contrilmtioD,  nn  xega  sent  axtni  anx  contribnnbleB. 

Art.  62.  —  Dw  rtqnintion«  en  nataze  et  des  eerrkee  ne  ponitont  ttie 
r6clam4s  des  communea  on  des  habltnnta,  que  iwor  les  besoins  de  rannte 

d'nrnipation  Iis  seront  f»n  rapport  avec  les  ressoorces  du  pars  ot  de  tdle 
nature  ({u  ils  n  impliqucnt  pas  poar  Ips  poptilations  robligation  de  prendre 
part  aux  Operations  de  lu.  gucrrc  contrc  h  ur  i)ut<rie. 

Ces  fj^qnisitions  et  ces  Services  ne  seront  rC-clam^  qu'avec  1  aatorisation 

du  cominandant  dans  la  iocalite  oi  cuii^e. 

Lau  prebtatious  en  nature  äeroul,  uulaut  i^u  pussible,  pu^eeä  au  comp- 
tant;  slBon,  dies  aeront  eonatatöea  par  dee  re^us,  et  le  paiment  des  midiim 
dnee  sera  effecta^  le  plna  ttit  poanble. 

Art.  63.  —  L'arm^e  qoi  occnpe  an  teiritoiie  Be  ponna  aaiait  qne  le 
nnm^raire,  les  fonda  et  lea  Talenra  ezigiblea  appartmant  prepce  i  ll&tat, 
lea  ddpftta  d^anaea,  moyena  de  traiupert,  magaaina  et  ^pptoTiaionneaMiita  du 
cn  g^n^ral,  toute  piopri6t6  mobiliöte  de  l'^t  de  nature  k  aenrir  au 
opöraUona  de  la  goerre. 

Tons  lea  moyena  affectöa  aux  terre,  aar  mer  et  dans  les  aiia  k  U  trans- 

mission  des  nouvollcs,  an  transport  des  porsonncs  on  dt^s  clioses,  en  debors 
d(  s  <  as  rfgis  par  le  droit  maritima,  Ips  dt'pöt.s  d'armee  et.  en  gi'n^ral.  tonte 
esptce  de  mnnitions  de  ffuerre.  i)oiiv(  iit  tHre  suisis.  mPmt  s  ils  app&rtienncnt 
k  des  personnes  priv^es,  uiaiti  devrout  ttre  restitues  et  les  indenimt<Se  aeroot 
r^l^  k  la  paiz. 

Art.  54.  —  Les  cdbles  sou!$-marins  reliant  an  tcrritoire  occup^  &  QQ 
territoire  nentre  ne  aeront  aaiala  ou  d^traita  que  daaa  le  cas  d'nne  nfeearibi 
abaolne.  Ha  devront  ^galement  (tre  reatitn^a  et  lea  Indenuiitte  aeront  vf^M 
k  la  paiz. 

Art.  66.  —  L'£tat  oocnpant  ne  ae  oonaid^rera  qne  comme  adminiatratav 
et  nanimitier  dea  ^dificca  publica,  immenblea,  formte  et  exploitatiena  agriooks 
appartenant  h  l'Etat  ennoni  et  ae  tronvant  dans  le  paya  occup6.  II  dem 
sauvegarder  U  funda  de  cea  propri^t^a  et  lea  adminiatrer  conformöment  «ox 
rögles  de  ruaoiruit. 

Art.  56.  —  Les  biens  des  conimnnes,  ceux  des  «'•tablissements  consacrrt 
anx  fultes.  ä  la  Charit^  et  k  l  instruction,  aux  arts  et  anx  «^ciencea,  m*"»* 
appartenant  :\  I  I-'tat,  seront  trait(!-s  conimc  la  piupiii  t*:  privi  c. 

Toute  saisie.  destruction  ou  d<!gradati(in  iiitt  iitiuiinelle  de  seniblatble« 
C'tablissemenU,  de  monumenta  bitoriqucs,  d  a>uvres  d  art  et  de  science,  eat 
HitiHrdite  et  doit  (tre  ponraaiTie. 
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V.  Convention  concernant  les  droits  et  les  devoirs  des 
Puissauces  et  des  personnes  neutres  en  cas  de  guerre 

sur  terre. 

Öa  Majosu  1  Einpcrtuir  d'Allemagne,  fioi  de  Prusaei  le  Pr^dent  des 
Et&ts-Unis  d'Auierique  etc.  : 

Bn  Tae  mieax  prC'ciser  les  droits  et  les  devoirs  des  Pimsances  neutres 
en  cas  de  guerre  anr  terre  et  de  regier  la  Situation  des  beUigteants  röfugite 
en  teniteiie  neatie; 

Dösirant  (Sgalement  difinir  la  qiiulit/;  de  nentre  en  attendant  qn*U  Boit 
possiblc  de  rr^ler  dans  son  enscmbie  la  Situation  des  parlicuUers  neutres 
dans  leurs  rapports  avcc  les  bellig^rants: 

Out  r^sola  de  conclare  unc  Convention  ä  cet  eSet  et  ont,  en  cons^qaence, 
nomna^  ponr  Leurs  Pl^mpotentiaires  savoir"): 

Les^uels»  aprte  avoir  d^pos^  leo»  pleios  poUYOirs  troUTte  en  bonne  et 
dne  forme,  sont  oonvenns  des  di^ositions  sniTantes: 

Ckapitre  I. 

Des  droits  et  des  devoirs  des  Piuasapces  neutres. 

Art.  preniier.  -    Lo  territoire  des  Tuissanccs  neutres  est  inviolable. 

Art.  2  -  Tl  est  iiiterdit  aux  belli^<^rants  de  faire  passer  ä  travers  le  terri- 
toire d  uuti  Puii>äa.tK-e  iteutrc  des  troupes  ou  des  convois,  soit  de  munitions, 
soit  d'approviäionnemcnts. 

Art  3.  —  n  est  «galement  interdit  aux  belligfirants: 

a)  d*instal]er  sur  le  territoire  d*nne  Puissance  neutre  une  Station  radio- 
t^l^graphiqne  on  tont  appareil  destinö  k  serrir  comme  moyea  de  com- 
munication  avec  des  forrcs  belllg^rantes  sur  terre  ou  sur  mcr  ; 

b)  d'iitiliser  toute  installation  de  cc  genre  6tablic  par  eux  avant  la 
guerre  sur  le  territoire  de  la  l'uissance  neutre  dans  un  but  exclusivp- 
ment  militaire,  et  qui  n'a  pas  6t6  ouverte  au  service  de  la  correspuu- 
dance  publique. 

Art  4.  —  Des  corps  de  oombattants  ne  peuvMkt  fttre  formte,  ni  des 
Imreaux  d'enrdlement  ouTorts,  sur  le  territoire  d*nne  Puiasance  neutre  au 
Profit  des  belligörants. 

Art  5.  —  üne  Fuisi^anre  neutre  ne  doit  toUrer  aar  son  territoire  aucou 
des  acti'S  vi^s  par  ha  articles  2^4. 

Elle  n'est  tenue  de  punir  des  actes  contraires  üi  la  neutralit^  que  si  ces 
actes  ont  6tt  conunis  sur  son  propre  tenitoire. 

Art  6.  —  La  responsabtlitö  d*nne  Fuisaanoe  nentre  n*est  pas  mgagte 
par  le  fait  que  des  individus  passent  isoManent  la  frontitoe  ponr  se  mettre 
au  Service  de  l'nn  des  belli^^rants. 

Art.  7.  —  Une  Puissance  ntiitre  n  est  pas  t«iue  d  i  inpAcher  l  exportation 
Ott  le  transit.  pour  le  compte  de  1  un  ou  de  1  autre  des  bellig^rants,  d'armes, 

1)  Siehe  oben  S.  428. 

2)  Siehe  oben  S.  416  ff. 
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de  mnidtioiis,  et,  en  g^iinl,  de  toat  oe  qvi  peat  Mre  ntOe  4  use  «nnte  oa 
k  mie  flotte. 

Art.  8.  —  Une  Puieiaiice  neutre  n'est  pas  tenno  d'interdire  ou  de 
restreindrc  1  nsape,  pour  !es  bclligt'rants,  tUs  cftbles  Wl6graphiques  ou  t6l^- 
pboniques,  ainsi  que  des  appareils  de  t^legraphie  Sans  fil,  qui  sont,  soit  sa 
propri6tö,  soit  celle  de  compaj^nies  ou  de  particaliers. 

Art.  9.  —  Toutes  uiesures  restrictives  ou  prohibitives  prües  par  une 
Puissancc  neutre  ä  Tögard  des  matii:res  vis^s  par  les  articles  7  et  8  devnnt 
tbte  nnifoniitaient  appliquöes  par  die  aoi  belligirante. 

La  PaisiaDoe  nentre  veilleia  an  mpeet  de  la  mAoae  Obligation  par  Im 
oompagnies  ou  particnliers  propri<^taires  de  cAbles  tdl^grapUqnes  oa  tätipbo- 
niques  ou  d'appareils  de  t6ligr»phie  sans  fil. 

Art.  10.  Ne  peut  Hro  consid6r6  comme  nn  actr  hostilc  lo  fait.  par 
une  Puissance  neutre,  de  repoosscr,  mdme  par  la  force,  les  atteintes  k  s* 
neutralit^. 

Ohapitre  II. 

Des  bellig^rants  internus  et  des  bleasös  soigDÖs  chez  les  nentres. 

Art.  11  —  La  Puissance  neutre  qui  re^oit  sar  S'm  tf  rritüire  des  troapes 
appartenant  au  s  arm^es  beilig^iantes,  leo  internera,  autaut  que  poaaible,  ioio 
du  tb^Atre  de  guerre. 

Elle  pourra  les  garder  dans  des  camps,  et  m£me  les  enfermer  dans  des 
fortereMee  on  dana  doa  lieiuc  ^propriöa  h  oet  eilet. 

SUe  d^ddeia  d  les  offieierB  peavent  6tre  laistfo  lilneB  en  pienaiit 
Tengagement  snr  parole  de  ne  pae  quitter  le  territolre  aeatre  aai» 
aatorisation. 

Art.  12.  -  A  dCfaut  de  Convention  speciale,  la  Puissancc  neutre  foumira 
anx  internus  les  vivres,  les  babillements  et  les  secours  commaDd^  par 
rbumanit^. 

Bonification  «m  faite,  k  la  paiz,  des  frais  oocasomite  par  l^intemmeDt. 
AiL  13.  —  La  Pdlsaance  neutre  qni  xegoit  des  pcisonnlera  de  gaem 
dvadte  les  laissera  «i  libert^.  Si  eile  toläw  lenr  söjoor  mr  sob  tMittelie, 

eile  peut  lenr  assipncr  nnc  rt'.sidencc. 

La  mi^me  di-spositiun  est  applicable  aux  prisonniers  de  ^erre  ameoes 
par  des  troupes  sc  r^fugiant  sur  te  terriiuire  de  la  Puissance  neutre. 

Art.  14.  —  Une  Puissance  neatre  pourra  autoriser  le  passage  snr  flon 
teriitoiie  des  blessös  on  malades  aroartenant  avx  armtes  bdligteantes,  sona 
la  Tteerre  qae  les  ttains  qni  les  atnön^nt  ne  transpoiteront  ni  petaenDd, 
tti  mat^riel  de  guerre.  En  pareil  cas,  la  Fnissance  neutre  est  teme  de 
prendre  les  mesures  do  süret^  et  de  controle  nt'coäsaires  ix  cet  efTet. 

Les  hlessAs  ou  niala'l«.s  ameii^ä  dans  ces  ronrlitions  sur  h-  territoirc 
neutre  par  uu  d<;ä  bellig^rants,  et  qui  appartieudraint  ik  la  partie  adverse. 
deftont  Mre  gard^s  par  la  Puissance  nentre  de  maniüre  qulLs  ne  puiaMiit 
de  nouTean  prendre  part  anz  opfeations  de  la  gnene.  Getto  PoiBsanoe  avia 
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los  mfnu»  devoin  quant  «az  blMtda  on  nuihideB  de  raatn  unte  qui  loi 

Axt.  15.  —  hk  Convention  de  CtaoftT»  t^feppUtne  vax  maladM  et  anx 
bleute  intente  snr  territoire  neotre. 

Chapitre  III. 

Des  personnes  neutres. 
Art.  16  —  Sollt  considöi^s  comme  neatree  lee  netionaux  d'an  £tat  qat 
ne  prend  pas  part  k  la  ^ncru\ 

Art.  17.  —  Un  neutre  m  peut  pm  se  prevaluir  dt»  sa  ueutralitö: 
•)  eil  oommet  det  Mtee  hostUee  eontre  ob  belUgteuit; 
b)  eil  eominet  dee  eetee  en  Unfva  ihm  beUlgtfmit,  notemmetit  eil  piend 
volontairement  da  eerrloe  deoB  lee  xeoga  de  la  fofce  «nnte  de  l*iine 
des  Parties. 

En  pareil  cas,  le  neutre  ne  sera  pas  trait<5  plus  riK«>iir('Us«'m*'nt  par  le 
bellig^rant  eontre  leqael  II  s'est  d<^parti  tlo  la  neutralito  quc  poorrait 
r^tre,  ä  raiüon  du  lu^oie  fait,  uu  national  1  autre  Etat  belligeraut. 

Art  18.  —  Ne  eeront  pee  conildlfto  oonne  eetee  eoninÜB  en  bveiir 
d*vn  dee  bdlig^nnta,  dene  le  aeiie  de  rartiele  17,  lettve  b: 

a)  lee  founitaree  faites  oa  lee  emprunts  consentis  k  Tun  des  belIig<irantB, 
ponrvu  qne  Ic  fonmisscnr  on  le  prdtenr  n'habite  ni  le  t«rrit<jirc  de 
Tautre  Partie,  ni  U-  trrritoire  uccupö  pat  eUOi  et  que  les  foarmtores  &e 
provienneot  paa  de  ct-s  ic-rritüires ; 

b)  Ics  Services  rendub  en  matiere  de  police  ou  d  adiuinistration  civile. 

i;hapitre  IV. 
Du  mat^ricl  des  chemins  de  fer. 

Art.  l^.  —  Le  matöriel  des  chemins  de  fer  provenant  du  territoire  de 
PDleeanow  neatres,  qn'il  appartdeoBe  ft  eet  Poieeaiioee  oa  4  des  eoeifitte  oa 
pecBoniieB  piiftee,  et  leconnaiaeable  oemme  tel,  ne  poarra  ttie  röqoieitlonoA 
e(  vüSM  par  an  beUigörant  qae  daaa  le  eaa  et  la  meeure,  oH  Tezige  ane 
irnpärieoee  nteeesitd.  11  eeca  leaToyÖ  aoesit&t  qne  poeeible  daiie  le  paye 
d'origine. 

La  Pnissance  neutre  puurra  de  mdme,  en  ras  de  n^ressit^,  retenir  et 
utiiiser,  juäqu  ä  due  concorrence,  le  mat6riel  provenant  du  territoire  de  la 
Pnieaanoe  bdligdrante. 

(Tne  mAamnitA  aeia  pajto  de  part  et  d'aatxe,  en  proportloii  da  mat^riet 
tttflia«  et  de  lo  daz«e  de  rntlUaaÜen. 

Gbapitre  Y. 
DiepeeiÜona  finalea. 
Art  20.  —  Les  dispoaitions  de  la  präsente  Convention  ne  sont  appU* 
cahl^'s  f|u'entre  les  Puissanrc^  rontrtMstantea  et  aeolement  ei  lee  beUig^rante 
sont  tous  parties  ä  la  Cunvention. 

Art  21.  —  La  preseute  Convention  ätra  ratiti^e  ausaitöt  qae  possible. 
Les  ratifications  seront  döposi^es  iik  La  Haje. 
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Le  ptemicf  ätfiöt  de  ntitcatioi»  ra»  constet^  put  im  ptobbhwtM 
nga^  pw  les  repi^sentuito'  des  FbiMaooei  qni  y  prenneiit  pert  ^  per  1« 
Minietn  des  Atairee  ^tnuag^rea  dea  Pftye-Bas. 

Les  d<^p6t8  ultC'rieujra  de  ratificaüons  sc  f»  r nt  au  moyen  d'une  notifi- 
cation  (cTito,  aitresst^e  an  QoQTenieineiit  des  Pajs-Bas  et  «ooompegnte  de 
l'inßtrament  de  raüticütiuii. 

Copie  certiti^e  conforme  du  proc^vcrbal  rclatif  au  premier  d^t  de 
ratifiMtloiii,  des  iiotilki«tioiis  meBtiooikdea  k  l'idiaäa  pcte£daii%  linsi  ip»  des 

remiss^  par  les  soiiis  da 
GottTerneinent  des  Fsys-Bas  et  p&r  la  yoie  diplomatique,  anx  Pntsnnnr 
coBTites  k  la  Deaxi^me  Conference  de  la  Paix,  ainsi  qa'aax  autres  FbIsssimm 
qui  auront  adbdrö  &  la  Convention.  Dans  les  cas  vis^s  par  l  alin^a  pr^^pnt. 
ledit  Gonvernement  leur  fera  couuaitre  en  m£me  tempe  la  date  4  laquelle  il 
a  rei^u  la  noüfic&tion. 

Art.  22.  —  LcB  Puissances  non  signataires  sout  adtuises  k  adh^r  k  h 
präsente  CoBYention. 

La  Pnissanee  qni  ddsire  adhöier  notlfie  par  terit  son  inteDtion  an  Gm« 
Ternement  des  I^ys-Bss  en  liii  tnastaettant  r«cte  d*adh6sioii  qni  seca  d^p«i 

dans  les  archives  dodit  Gouvernement. 

Ce  Gonvernemetit  transmottra  imin(''diatomt'nt  ä  tmites  les  antrcs  Fuis- 
sances  ropie  certifi^^e  conforme  de  lu  notiticatinn  ain.si  que  de  l'acte  d'adbision, 
en  indiquant  la  date  k  laquelle  il  a  re<,u  la  noti^cation. 

Art  -  T.a  pr^sento  Convention  prodiiira  effot,  pour  les  Puissances 
(\ui  anrollt  iiartici])!'-  au  prcinicr  (irpöt  de  ratitu  ations,  soixaiJtf  jours  aprcs 
la  datr  du  procci»- verbal  de  ce  deput  et,  pour  lea  Puissances  qui  ratiferont 
nlt^rieurement  oa  qni  adhCreiont»  soizante  Jonis  aprts  qne  la  notiieation  de 
leur  ratification  on  de  lenr  adliteion  anra  6t6  regne  par  le  GonTemeBOit 
des  Pays-Bas. 

Art.  24.  ^  Sil  arrivait  qn'nne  des  Pnissa&oes  eoutiactantes  Tsnlfil 
d^noncer  la  pr^smte  ConTention,  la  dtoimciation  sera  noüflte  par  <crit  aa 
GottTememeDt  dos  Pays-Bas,  qui  communiquera  immödiatemeiit  ooiNle  certifi^ 
conforme  de  la  notiiication  k  toutcs  les  antres  Pnissanoes,  en  lenr  fauast 
eavoir  la  date  X  laquelle  il  l  a  rc(,ue. 

La  d^nonciation  ne  prodaij«  ses  effets  qu  a  l'^ard  de  la  Puissana-  qut 
Tanra  notiite  et  an  an  aprts  qne  la  notificaUon  en  sera  panrenae  w 
GonTeraement  des  Pays>Bas. 

Art,  25.  —  Un  registre  tenu  par  le  MiniätCrc  des  Affaires  iltrang^ 
des  Pays-Bas  indiqnera  la  date  dn  d^pftt  des  ratifications  eHeetnd  ea  vertu 
de  rarticle  2t  alin^  3  et  4,  ainsi  qne  la  date  k  laquelle  anront  iti  retnci 
les  notifications  d'adli^aion  (article  22  alin^a  8)  on  de  d^nondation  (aiticleSi 

alln^a  1). 

Chaque  Piiissan'^e  contractantc  est  adinis«;  a  prendre  connaissanoe  de« 
registre  et  k  en  dcmander  des  cxtraits  certitius  conformes. 
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En  foi  de  qnoi,  las  PMn^potentiaiKB  ont  reTfttii  la  präsente  Convoition 
leim  sigmitiires. 

Fait  k  La  Haye,  1e  dix  hiüt  octobre  niil  neuf  ccnt  sept,  en  un  seal 

rxpTnplnire  (ini  restera  d6pos<5  dans  les  archives  An  Gonvprnomcnt  des  Pays- 
Bas  et  dont  des  ropies,  certifi^es  confornies,  seront  n  mi.si  s  par  la  voii 
dipiomatiqae  aiLx  Paissances  qui  ont  convi^es  iL  la  Dcuxieme  Conference 
^e  1»  Paix. 

(SignAtares) 

VL  Conventioii  relative  au  regime  des  navires  de  commerce 
mmemiB  au  döbut  des  hoetiliMe. 

Sa  Hajcft^  VEmpexeor  d'Alleniagiie,  Bot  de  Pmaae;  le  Frteident  des 
£tat8-üiii8  d'Amtfriqne  etc  ^ 

D^siroiix  de  garantir  hi  st'curif('  du  commerce  intcmaf ioniil  (-(»ntrc  les 
sarprises  de  la  !.nicrre  et  voulant,  cunfonnt-incTit  ii  ia  pratiquc  moderne, 
prot^ger  autaut  que  possible,  les  opäratiuua  eugag6c8  de  bonne  foi  et  en 
coors  d'ex^ution  avant  le  debut  des  hostilitds; 

Ont  fäeoln  de  conelnve  ime  GonventieB  k  cet  effet  et  ont  nomine  pottr 
Leon  PltoipotentiaireSf  eavoir*): 

Les^vela»  apite  aroir  d^pos^  leurs  pleins  pouroln  trotiTte  en  bonne 
et  due  forme,  sont  convcnns  de«  dispusitions  suivantc»; 

Art.  Premier.  —  Lorsqa'on  navire  de  commerce  relevant  d  une  des 
Poissances  bellig^rantes  se  trouvc»  au  d6bat  des  hostilit^s,  dans  un  port 
«nnemi,  il  «ri»  dAdiaUe  qpül  Ini  soit  permli  de  lortit  UlneBMiit»  inunddiate- 
ment  on  aprte  nn  ddai  de  foTenr  nffiaaDt,  et  de  gagner  diiectementi  aprte 
aToir  €t6  mnni  d'nn  laisRex-paaser,  eon  pect  de  destination  ou  tcl  antie  pott 
qvi  lui  aera  d^signd. 

II  en  est  de  mfme  dn  navire  ayaiit  quittö  son  dcrnier  port  de  d^part 
avant  le  ( ninmerK  emcnt  de  la  guerre  et  entrant  dans  un  port  eunemi  sans 
connaitre  les  bütttiUtes. 

Art  2.  Le  navixe  de  commerce  qoi,  par  snite  de  droonetancee  de 
foree  majeure,  n'aorait  pn  qnitter  le  port  ennemi  pendant  le  d41al  Tis6  i 
Varticle  pr<^c4^deQt^  oo  anqnel  la  Bortie  n^anrait  pae  4M  accordte,  ne  peut 
£tre  confisqnC'. 

Le  bellif^^'rant  petit  senlement  le  saisir  moyennant  robli{:^ation  de  le 
resUtuer  aprCiS  ia  guerre  sans  iadcmnite,  ou  le  ri;quisitionner  moyennant 
indemnit6. 

Art  3.  —  Les  naTires  de  commerce  «inemis,  qoi  ont  qnitti  leor  dcrnier 
port  de  dfipart  arant  le  oommencemimt  de  la  guerre  et  qni  sont  rencontrte 

en  mer  iguorants  des  hostilit^,  ne  peuTont  etre  confisques.  Iis  sont  seule- 
ment  snjets  ä  ßtre  saüis,  moyennant  Tobligation  de  les  restituer  aprös  la 

Siehe  oben  S.  428. 
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goene  saus  indanaiM,  on  k  4tn  niqiiintioiiiiAi,  <m  mftme  ttre  ditaniita,  k 
Charge  d  indenuiitö  et  Boos  robligation  de  pourvoir  k  la  iteDtit6  de*  peffsonse» 
ainai  qn'.\  la  ronservation  des  papicrs  de  bord. 

Apres  avoir  tottchä  ü  un  port  de  leur  pays  ou  ä  un  port  neatre,  ces 
naTires  sont  souuüs  atu  lois  et  coatames  de  U  guerre  mantuue. 

Art  4.  —  Las  matdniidtaet  fmnfTnhw  ae  tronvaat  k  bord  des  lUTire» 
Tiste  avx  articles  1  et  2  sont  ^galement  sojettes  k  6tre  saisua  et  lestitiites 
aptto  la  gneti«  aaaui  IndenmitA»  an  &  etre  rtqnMtiomites  moyennant  inton- 
nit6,  conjointemf  nt  avec  le  oavire  oa  aöparöment. 

II  en  est  de  m6me  des  in*w.hmMdiaM  ae  trouTant  k  botd  des  naTiies 
Tiste  ä  r  article  3. 

Art.  5.  —  La  präsente  Convention  ne  vise  pas  leä  navireü  de  commerce 
dornt  la  efHutractloii  inditaa  qn'lls  aont  deatii^  k  #tre  tranrfonnAi  an  bftti- 
oMiita  de  gnerre. 

Art  6.  —  Lc8  diqKiflitioiia  de  la  prteente  Gonnnition  ne  sont  appli- 
cables qu'entre  les  Paissances  contractantea  et  seolement  ai  lea  beUigänats 

sont  tous  parties  k  la  ronvention. 

Art.  7.  —  L;i  |»r*  sente  ( ■oiivention  svvn  ratiü^e  aossitdt  que  possible. 
Les  ratiiicatiutts  äeroot  deposees  ä  La  llayc. 

Le  piemier  dfipöt  de  latificatioaa  aaia  conatatö  par  un  prooia-Tarbil 
aignö  par  lea  reprdaentaats  dea  Pojaaanoea  qni  y  prouieBt  pari  et  par  le 

Uinistre  des  Affaires  ^trangites  des  Paya-Baa. 

Ll's  dcpots  nltC'rieurs  de  ratiücations  se  feront  au  moycn  d'une  noti- 
firation  ecritt.  adressdc  au  (ioavemement  dea  Fays-Baa  et  accompaguöe  de 
iinstruinent  (k-  ratification. 

Cupie  certiti^e  conforiue  du  prü<X'S-verbal  relatif  aa  premier  d^pOt  de 
ratificationa,  dae  notlfioationB  mentkiDiito  k  UaUnte  prteMleiit»  ainai  qve  dea 
inatramenta  de  ratJficatioiia,  aera  Inun^diatement  temiae,  par  lea  aofiis  da 
Goaycrni'iiKnt  drs  Pays-Bas  et  par  la  voic  diplomatique,  ans  Paisaanoea 
fonviiH's  a  la  Dt-uxienie  Conförence  de  la  Paix,  ainsi  qo'anx  antres  Puissances 
qui  auront  adh6r6  ä  la  Oonvention.  Das  les  cas  vis6s  par  l  alin^a  pr6c6dent, 
ledit  üouvernement  lear  fera  connaitre  en  m£me  tempa  la  date  k  laqaelle  U 
a  re^n  la  notification. 

Art.  8.  —  Leä  Tuläsances  nun  siguataires  äund  admises  ä  adhcrer  ii  U 
pvgaant«  CooTentioii. 

La  Puiaaaiwe  qiii  d^aire  adMrer  notifie  par  4orlt  aon  intention  aa 
OouTernement  dea  Pays-Bas  en  Ini  tranamettant  Tacte  d'adbMan  qvi  aera 

d6po8<^  dans  les  archives  iludit  Gonvornement 

Ce  Gouvernement  transmettra  immrdiatcmpnt  h  tontos  les  aiitros  Pnis- 
sances  copie  certifi6e  conforme  de  la  notiiication  uiiisi  i[üv  de  l  act«  d  adh^oQ. 
en  indiquant  la  date  h  laquelle  il  a  re^u  la  notification. 

Art.  ü.  —  La  prtiseiite  CoMveutiou  produira  effet,  poor  les  Paissances 
qni  auront  partieipö  an  premier  d^6t  de  ratificationa,  aoixaata  icwa  aprts 
la  date  da  proota^vabal  de  ee  d6f0t  et,  ponr  lea  Paisaanoea  qal  laüfierent 
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ulUtieiurenieDt  o«  qvi  adhöieront»  aoixa&te  Joun  «prts  qne  la  notiftcfttioii  de 
leur  ratigoation  oa  de  lenr  adliidoii  ani»  legne  par  le  Oonvenieineiit  des 
Pajrs-Bas. 

Art.  10.  —  S'il  arrivait  qu'nne  des  Pnissances  contractantes  roulftt 
d^noncer  la  präsente  Convention,  la  dj-nomiation  sera  notifiee  par  6crit  au 
Ooavemement  des  Pays-Bas,  qoi  communiquera  imm6diatemeut  copie  certifi^e 
«onforme  de  la  »otifieallMi  ä  tontes  les  aatree  PuiflnnceB  «b  km  taiMBt 
«aToir  la  date  k  laquelle  il  Ta  le^e. 

La  d^noneiation  ne  produixa  ses  dfets  qn*k  T^gaid  de  la  Pulasance  qui 
Tanra  notifi^e  et  an  an  a|irts  qne  la  notifieation  en  eera  patremie  aa  Qou- 
▼ernemcnt  des  Pays-Bas. 

Art.  11.  —  Un  registre  tenu  par  le  Ministt  re  das  Affaires  Ktrarigeres 
ücB  Pays-Bas  indiqacra  la  date  du  üopüi  de  ratilicationH  eflectue  eu  verta 
•de  Tartlele  7  aliates  3  et  4,  aiml  qne  la  date  k  laquelle  anront  6t6  reines 
les  notillcation  d'adlMlnoD  (article  8  aliote  S)  on  de  ddnoociation  (artide  10 
alin^a  1). 

Chaqne  Puissancc  contractanto  est  adrnise  k  prcndre  connaiHanoe  de  oe 
registre  at  h,  en  demander  des  extraits  certities  conformes. 

En  fni  liv.  quui,  les  PltSuipotentiaires  ont  revCta  la  prösentc  Couventiou 
de  leurs  signatures. 

Fait  k  La  B»je,  le  dix-lmit  octebre  mfl  neni  oent  sept,  en  an 
aeol  exempkue  qoi  raeten  d<|ioa6  dans  lee  arcJüves  da  GonTemement  dee 
Paya^Bae  et  dont  des  copiee,  oertifi^  conlormes,  seront  rcmises  par  la  Toie 
diplomatique  ans  Poiasancee  qni  ont  iti  conridee  k  la  Deaziöme  Conl^renoe 
4e  la  Paix. 

(Signatnres) 

7n.  Convention  relatiYO  k  la  tranaformation  des  navires 

de  commerce  en  bätiments  de  guerre. 

Sa  Maje8t6  rEiapercur  d  Allemagne,  Koi  de  Prasse;  le  Prßsident  des 
^tate-Unia  d'Ain^riqne  etc.  i): 

Gonsidtouit  qa*en  Tue  de  rinoorporation  en  tempe  de  gnene  de  naviiet 
de  la  marine  marcbande  dans  les  flottee  de  combat,  il  est  d^sirable  de  d^finlr 
les  coaditions  dans  Icsquelles  cette  Operation  poarra  6tre  effectnte; 

Que,  tontefois,  les  Pnissances  contractantes  n'ayant  p«  se  mettre 
d  accord  sur  la  question  de  savoir  si  la  transfurmation  d  un  navire  de 
commerce  en  biltimcnt  de  guerre  pent  avoir  lieu  en  pleine  mer,  il  est  cntendu 
qne  la  qnestion  da  liea  de  tiansfonnatlon  reste  liora  de  cause  et  n'est 
nnllement  Tiste  par  les  xtgles  d-dessoas; 

Dösirant  conclure  nne  ConTontion  k  cet  effet,  ont  nommi  pour  Lenrs 
Pl^nipotentiares,  saToir  ^: 

>j  Siehe  oben  S.  428. 
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Lesqueis,  aprös  avoir  d^poti  lenrs  pleins  ponToftt,  trotiv^t  «n  bouw 
et  dae  form«,  aont  eonTeniis  des  dispositioiui  soiTantes: 

Art.  promior.      Aucnn  navire  de  commerce  transformö  en  bätiment  de 

fTuerrc  ne  pcut  avoir  ies  droits  et  les  obligations  attach^s  ä  crtto  qnalit^ 
b'U  n'i-st  ])hii-e  suus  l  autorit^  directc,  lu  couirdle  immödiat  et  la  responsabi- 
litö  de  la  l'uissunce  duiit  il  portc  le  pavillon. 

Art.  2.  —  LcH  navires  de  commerce  translomi&s  en  bätiments  de  guerre 
deivent  porter  les  signea  exttrknrs  disÜneUfs  des  Htineots  de  gnene  de 
lenr  nationatitö. 

Art.  8.  —  Le  commandaiit  doit  (tre  an  senrice  de  VituA  et  dAment 
commissfaniDtf  par  les  aatoritös  eomp6tentes.  Sen  nom  doit  figaier  rar  la 
liste  des  officiers  de  la  flotte  militaire. 

Art.  4.  —  L'öqnipage  doit  £tre  soamia  aax  röglee  de  la  discipline 

«ülitairi- 

Art.  ö.  —  Tout  navirc  de  cummerce  trausformö  en  biltiment  de  gnerrc 
est  tenn  d'obserrer,  dans  ses  opöratioos*  les  lois  et  contnines  de  la  guerre. 

Art.  6.  —  Le  bdligörant,  qui  transforme  nn  navire  de  oommeree  en 
bfttiment  de  gaene,  doit,  le  plus  tdt  possible,  meotioniier  cette  transformation 
sur  la  liste  des  bfttinients  de  sa  flotte  milittdre. 

Alt  7.  —  Les  dispositions  de  la  präsente  Convention  ne  sont  applkables 
qa*Mitre  les  Pnissances  contractaates  et  seafoment  ^  les  bdligtouits  seot 
teos  parties  &  la  Convention. 

Art.  8.  —  La  präsente  Convention  sera  ratiflle  -anssitAt  qne  poasibfe. 

Les  ratifications  serou  d^post't  s  ä  La  Haye. 

Le  Premier  d6pöt  de  ratifiealiuDü  aera  constat^  par  uu  proc^s-verbal 
siguti  par  les  repr^sentants  des  Foissances  qui  y  prennent  part  et  par  le 
Kfnistee  des  Aflhires  ifttraogtees  des  Fays-Bas. 

Les  däpMs  nltMenrs  de  rattflcations  se  toont  an  moyen  d'nne  nofaficsr 
tion  ('crito,  adress^e  au  Goavwnemeiit  des  Pays-Bas  et  aocompagnte  de 
rinstrunienl  de  ratification. 

Copie  certüi^e  conforme  du  proc^is- verbal  rclatif  au  premier  depöt  de 
ratifications,  des  notifications  mentionnäes  h  TaUn^a  präc^dent,  ainsi  qae  des 
instnunents  de  ratiioation,  sera  immödiatement  remise,  par  les  soias  ds 
Oonvwnemuit  des  Pays-Bas  et  par  la  voie  diplomatique,  aox  Pidsssaees 
convi^es  h  la  Deuzitaie  Conference  de  la  Pwz,  ainsl  qn*aiix  aatres  Fois- 
sances qui  auront  adb&6  k  la  OMiventio«.  Dans  les  cas  visös  par  Talin^a 
pr^c^nh-nt.  ledit  Gonvernement  lenr  fsra  oonnattre  en  M6mA  temps  la  date  i 
loquelle  il  a  rerii  la  nutilicatioo. 

Art  9.  —  Les  Foissances  non  signataires  sont  admises  &  adb^rer  k  U 
präsente  Convention. 

La  Pnissance  qni  dösire  adb^rer  noUfie  par  terit  aon  intention  ss 
Gonvememeat  des  Pays-Bas  en  lai  traasmettant  Tacte  d'adbteiott  qoi  seta 
d^posö  dans  les  arcbives  dndit  GonveinenkMit. 
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Oe  QöiiTenieineDt  transmcttn  inintdwtement  h  toates  les  autret 
Puissances  copie  ccrtili^e  conforme  de  la  notification  ainsi  qae  de  Tttcte 
d'adh^sioD,  en  indiiiuant  la  date  i\  laquoll«-  II  a  rccn  la  notiücation. 

Art.  10.  —  La  präsente  ('oiivfiiuoii  proihiira  effet,  pour  les  Pnissanccii 
qui  auroDl  participu  au  preiuier  dcpOt  du  ratilicatiauti,  suixante  jourä  apres 
1*  date  da  prooÖB-Terbal  de  ce  döpöt  et,  pour  les  Poissances  qni  ntifieioiit 
vltinMaenient  oa  qni  adhöraront»  aaixanto  jonn  tprts  qoe  la  notification  do 
Irar  fatification  on  do  knr  adhfiaion  anra  iU  xegne  par  le  OonTornemeBt  des 
Paj»-Bas. 

Art.  11.  —  S'il  arrivait  qu'nne  des  Puissances  contractantos  voalOt 
UeuoQcor  la  prcsentt*  r-oiivciition,  la  ih'noiiciatioii  sera  notitiee  par  6crit  aa 
Goarerneiueut  deä  Payt>-Baä,  (lui  cuuiuiuiii<(aera  iiaiuediatement  copie  certifi^ 
ooaforaie  de  la  notification  4  toates  les  aatiea  Polaiancee  en  leor  faieant 
■sToir  la  dato  h  laqpeUe  il  Ta  re^ae. 

La  d^nondation  ne  produira  ae»  eSets  qvL'h,  V6gud  de  la  PniBsanoe 
qni  Vanra  noUfiöe  et  un  an  apiie  quo  la  notUlcation  en  eera  parronoo  an 
GoarernemeDt  des  Pays-Bas. 

Art.  12.  —  ün  ret^istre  tenu  par  k«  Mini-sUro  des  Allaires  Etran^rres 
des  Pais-Bas  iudiquera  la  date  du  deput  de  ratiUcationä  vflectue  eu  vertu  de 
ractide  8  alindas  8  et  4,  ainat  qae  la  date  4  laqoello  anxont  6t6  xocoes  lea 
notificationB  d^adhdeioB  (articlo  9  allnfo  8}  oa  do  d^nondation  (artiolo  11 
alin^a  1). 

Chaque  Paissance  contractante  est  admise  k  prendre  connaiManoe  do 
00  fegistre  et  V  en  dcmander  des  extraits  certifißs  conformcs. 

En  foi  de  quoi,  les  Pl<iQtpotentiaires  ont  revStu  la  präsente  Convention 
de  leUTä  «iguatureä. 

Fkit  k  La  Hagre,  lo  dix-hoit  octobre  mil  neu!  cent  aept,  on  an  aent 
«rnnplain  qni  restera  d4poB6  dans  l«o  arduTOS  da  GoaTonienient  des  Fajs- 
Bas,  et  dont  des  copiea»  oertifiöes  conformos,  seront  remises  par  la  yoIo 
diplomatiqae  aaz  Paissances  qai  ont  M  oonntes  h  la  Dooxi^mo  Conference 
de  la  Faiz. 

(Signatnres) 

Vm.  Convention  relative  ä  la  pose  de  mines  sous-marines 

automatiqueö  do  contacfc. 

Sa  Hajestö  TEmperear  d'Allemagne,  Roi  de  Prasse;  le  Pr^ident  dea 
litats-Ums  d'Am^qne  etc.^): 

Slnapinuit  da  prindpo  de  la  WmM  des  toIos  maritimfiSi  oavortflo  k  toates 
Ist  natloBs; 

Gondd^rant  quo,  si  dans  Pötat  actnel  des  choses,  on  ne  pent  interdin 

l'emploi  de  mines  sons-marine«?  automatlques  de  contact,  il  impnrto  d'pn  limiter 
et  rfiglemonter  l'osage,  aän  de  restceindre  les  ligaems  de  la  gaerre  et  de 

1)  Sidie  oben  S.  488. 
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donner,  antaat  qu  faire  ee  pent,  k  la  naTigation  padfiqne  la  atauitf  1»- 
qndle  die  a  dmit  de  prt  Utidre,  malgrö  l'existence  d*ime  guerre; 

En  attendaiit  (^u  il  soit  possible  de  regier  ]a  matidre  d'une  fa^OO  qiii 
donne  aux  int^^rets  cngagtJs  toutes  les  garanties  dt^sirables; 

Ont  r^soio  de  conclarc  nne  Convention  a  cet  efiet  et  out  nomme  pour 
Leors  Fl^n^teiitiaizes,  saTOlr^): 

Leaqnets,  apris  aroir  d^poad  lears  i^teins  pouToiiB,  tKonvte  eo  bomie  et 
dne  fonne,  sont  conTemia  dea  diapodttona  aoivaates: 

Art.  Premier.  —  H  ast  intcrdit: 

1^  de  p]acer  des  mines  antomatiques  de  contact  non  amarröes.  h  moins 
qu'elles  iie  goient  construit-fts  de  niani»'rp  h  devenir  inoffcnsives  nne 
hcore  au  maximum  apres  que  celui  qui  les  a  placäes  en  aura  perdn 
le  contröle; 

8®  de  placer  dea  iniiiea  antoinatiiiiiea  de  eontaet  amarrtoa»  qid  iie  le- 

Tiennent  paa  iooffenaivce       qn'ellea  amoiit  rompa  leurs  amarcgt; 
30  d'employcr  des  torpilles.  qni  ne  deriameiit  paa  ineffeiiaiTea  lonqa'elles 

aoroDt  manqn^  lonr  but. 
Art.  2.  —  II  ist  inkrdit  de  placer  dea  nunes  antomatiques  de  eontaet 
dcTant  les  cötes  et  les  ports  de  Tadversaire,  dans  le  aeol  bnt  d'intcrcepter  la 
uaflgatioii  de  oommercai 

Art  8.  —  Loraqae  dea  minea  aitto&iatiqMi  de  «Mitaet  amantea  iMt 
enploytea,  tontea  lea  prteantiona  poaaiblea  doivoit  Mie  loiaea  ponr  la  afcoiitf 
de  la  nvigatiloD  paoifiqiie. 

Lea  bellig^ranta  a^engagent  &  povrroir,  dans  la  mesnre  da  possible.  i  ce 

qne  ces  minc^s  doripTinent  inoffensives  apr^s  un  laps  de  temps  liniit«^  et  dans 
le  cas  oü  flies  cesseraient  d'ötre  surveill^es,  i  signaJer  les  r^^ffions  d  ru  r  uscs, 
aossitöt  que  ies  exigences  militaires  le  permettront,  par  un  avis  n  la  navi- 
gaUoD,  qai  dem  Itre  anid  eMiiiiniiiIqii6  ani:  OmnrfiEiiemeBts  par  la  Toie 
diplomatiqiie. 

Art  i.  —  Tonte  Polaaaiioe  neatre  qni  plaoa  dea  ndnea  antomatiqaea  de 
eontaet  «torant  aea  cOtea,  doit  olwwrer  ka  mtmea  riglea  et  pceodre  lea  mtaiM 

pr^ciiiitions  que  callea  qni  aont  imposöes  aux  bellig^rants. 

La  Puissancc  neutre  doit  faire  connaltre  i  la  navigation,  par  un  »vis 

prcalablc,  ks  R'|.'ions  ofi  seront  mouill<^cs  des  mines  antomatiques  de  rontatt. 
Cet  avis  devra  (>tre  communique  d  argence  aux  Qouvememeiits  par  voie 
diplomatiqne. 

Art.  5.  —  A  la  fin  de  la  guerre,  lea  Poissancea  ooutractantea  a'engageot 
k  faire  tont  ce  qni  dipend  d'ellea  ponr  enleyer,  diacime  de  aon  cftt^  lea  mim« 
qn'ellea  ont  placAea. 

Quant  aux  mines  antomatiques  de  contact  amarr^es,  que  Tun  des  bei- 
ligdrants  aurait  posdes  \v  loiitj  des  ctdes  de  l'autrc,  Templacement  en  ^er» 
Dotifi^  &  l'aotre  partie  par  la  Puissancc  qui  les  &  pos^  et  cbaque  PoissaDce 
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derift  pcooMer  daaa  le  plu  bnf  dtiai  k  raiIdT«iiuiit  d«s  miiies  qni  ae  tron- 
Tflut  daoB  868  eanx. 

Art.  6.  —  Lea  Pnissances  contractAnt^s,  (}ui  ne  disposcnt  pas  encore  de 
Bunes  perfectionn<^PS  tt^llcs  qu'elles  sont  prt-vues  dans  la  präsente  (Convention, 
«t  qni,  par  coQS(6qaent,  ne  sanraieot  actueilemeot  se  conformer  aux  rtgles 
stabiles  dans  les  articles  1  et  3,  s'engagent  k  tranaformer,  aossitdt  que  possible, 
leor  oMttriel  de  mioe8|  afia  qn^fl  riponde  ant  pneoriptiona  snBBientloaii^ 

Art  7.  —  Lm  d^ositioiui  de  U  ^rdsente  CoiiTeDtion  ne  aont  applicables 
qa'entre  les  Poiasancee  eontractantes  et  sealement  ei  les  belUgfoants  aont  tone 
paitles  h  la  Convention. 

Art.  8.    -  La  präsente  Convention  s^ra  ratifi6e  aussitdt  qne  poadble. 

Les  ratitications  seront  d^posöes  ä  La  Üaye. 

Le  Premier  d^t  de  ratifications  sera  constat^  par  an  proc^s- verbal 
sign^  par  les  reprtsentants  des  Pulssanceg  qui  y  preimeiit  part  et  par  le 
Ministve  des  Affaires  titrang^  des  Pays-Bas. 

Les  ddp6ts  nltdrüenx«  de  latiBcations  se  feront  an  moyen  d'nne  noti- 
ücation  ^crite,  adressäe  au  GoiiTeniMDeiit  des  Fays-Bas  et  accompagnte  de 
l'instniment  de  ratifiration 

Copie  certitit'e  conforine  du  proc^-verbal  relatif  au  pirmifr  dt'prit  de 
raülicatiuQs,  des  uutiücaiiuuä  mentionn^es  k  Talin^a  präc<^dent,  a,mai  que  des 
instnunents  de  ratillcatioii,  sera  inunödiatesient  remise,  par  les  soins  dn  Qon- 
▼emenittit  des  Fkys-Bas  et  par  la  veie  diplomatiqae,  aux  Poiesanoes  convtees 
k  la  Deudöme  Conterenee  de  la  Paiz,  ainsl  qn'aux  autres  Pnissances  qoi 
anront  adh^-rt-  ä  la  Convention.  Dans  les  cas  visös  par  Talin^a  pr^oSdent, 
ledit  Gouveraement  leur  fera  connaitre  en  m6me  temps  la  date  k  laqaelle  il 
a  re^a  la  notification. 

Art.  9.  —  Les  Pnissances  non  signataircs  sont  admisus  ü  adb6rer  la 
psteente  Ctonvention. 

La  Paissaiioe  qni  ddsiie  adbtfrer  notifiöe  par  «crit  sod  Intention  an  Qou- 
▼eniemcnt  des  Pays-Bas  en  loi  tranBme|ta&t  Vaete  d'adbisieii  qni  stta  d^^tesA 
dans  les  arcbivos  dudit  Gouvernement. 

Ce  Gonveruement  transmettra  imiufcdiatyuu  in  ä  touti  s  les  antres  Puis- 
sances  copie  certifi6e  confonne  de  la  notification  aiiisi  qae  de  1  acte  d'adb^ion 
SD  indiqnant  la  date  k  laqnelle  il  a  re^n  la  noUfication. 

Art.  10.  —  La  pr^nte  Convention  prodoira  effet,  pour  les  Poiaeances 
qni  anront  partieip6  an  premier  d4p4t  de  ratifioations,  soizaate  joors  aprto 
1*  date  dn  proota>Terbal  de  ee  d6p6t  et,  ponr  les  Pnissances  qni  latifieront 
nltdriearement  on  qoi  adbäreront,  scdzante  joors  apcfis  que  la  aotttfisllsn  de 
lenr  ratification  on  de  lenr  adhtision  anra  6tA  refne  par  le  Qoamnsmeiit  den 
PajB-Bas. 

Art.  11.  —  La  präsente  Convention  aura  une  dur<}c  de  sept  ans  a  partir 
dn  soiisatiftme  jour  aprte  la  data  dn  prsmier  däpdt  de  ratificatioBB. 

Sanf  ddnonciation,  eile  continnera  d^^tre  en  vigneor  aprto  r«qnratio& 
de  oe  ddbd. 
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Lü  denonciation  scra  notifide  par  ecrit  au  Gouvernement  des  Pays-Bas, 
((Iii  rcimmuniquera  immrdiatcraent  ropir  certifiOe  conforme  de  la  notifiration 
^  tuutes  les  Pniss&nces,  en  leur  faisaiil  savoir  la  date  ä  laqnelle  il  1  u,  re(^ae. 

La  deQonciatiuii  ne  produira  Bes  eSets  qu  ä  l^gard  de  la  Poissance  q;ai 
Tanm  notUMe  et  lU  mds  apite  qne  la  notificatioB  en  eera  parreiiM  an 
OouTarnemant  dea  Paya-Baa. 

Art.  12.  —  Les  PuissaiiMe  contvaetantcs  s'engagent  k  r«prendre  la 
qoestion  de  l'emploi  des  mines  antomatiqnes  de  contact  siz  mois  avant  l'cx- 
piration  da  terme  pr6vu  par  l'alin^  premier  de  i  article  prt^c^dent,  au  cas  oä 
eile  u  aurait  pas  ^t^  reprise  et  r^olae  ^  one  date  antörieare  par  la  Troisidme 
Conference  de  la  Paix. 

8i  les  Paiesaiices  contcactantee  condneitt  tu»  aoiiTeUe  ConTeatifliD  le- 
lative  ä  l'emploi  dea  aaiiiei,  dte  ton  oitfte  m  vignenr,  la  prteente  GonTentka 
ceaaera  d*6tre  applieaUe. 

Art.  13.  —  ün  rcgistre  tenn  par  le  Ministtre  des  Affaires  Ktrangeres 
des  Pays-Bas  indiqacra  I  i  iatp  du  dt^pot  de  ratitications  effectue  en  vertQ  de 
Tarticlc  8  alinöas  3  et  4,  amsi  que  la  date  ä  laqnelle  anront  ^t^  reines  les 
notifications  d'adh6sion  (article  9  alin^a  2)  on  de  d^nondation  (article  11 
alinte  3). 

Chaqae  PaiaaaoAe  conttactaate  est  admise  i  prandre  ooimaiisaiioe  de  ee 

registre  et  k  en  demandcr  des  extraite  certifi^a  conformes. 

i:r\  foi  de  (luei,  les  Pl^nipoteotiaiies  ont  lerMn  prtsente  GoDTaittflii  de 

leurs  signatures. 

Pait  a  La  Uaye,  le  dix-liuit  octobre  mil  neuf  cent  sept,  en  an  seul 
excmplsiirc  qni  restera  d^posö  dans  les  archives  da  GouTemement  dea  Fajl- 
Baa  et  dont  des  copies,  owtiflties  conformes,  seront  remiaes  par  la  voie  diplO' 
matiqae  anz  FaiaaanceB  qoi  ont  eti  convi^ea  la  Deoz^me  Conf^reitte  de 
la  Paiz. 

(Signatores) 

IX.  Convention  concemant  le  bombardenient  par  des  iorces 
navales  en  temps  de  guerre. 

Sa  Majeste  l'Emperoir  d'Allemagne,  Roi  de  Prasse;  le  President  des 
Etatö-Uuis  d  AuKrique  etc.*): 

Animös  du  dösir  de  räaliser  le  vocn  exprimö  par  la  Premiere  Conference 
de  ]a  Pftiz,  eoneemaat  le  bamlMudement,  par  dea  imea  natales,  de  porls, 
fillea  et  TÜlagea,  non  dAfendos: 

Oonaiddrant  qall  importe  de  soomettre  les  bombardements  par  des  foroei 
navales  k  des  dispositions  gön^rale?  qni  garantissent  les  droits  des  babitonte 
et  as«?iir(nt  la  ronservation  des  principaux  ediftces,  en  6tendant  k  cettc  opäni- 
tiuu  de  L^u*  rr( .  dans  la  mesure  dn  possible,  les  principe«  du  R^lemeni  de 
aar  les  lois  et  coutumes  de  la  guerre  sur  terre; 
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Slnspirant  ainsi  du  desir  de  scrvir  Ics  int^rAta  de  rimiiiailitö  et  de  dU 
minaer  les  rigueurs  et  h»  d^saatrcs  de  la  guerre; 

Ont  rösola  de  conclure  une  Couveutioa  k  oet  eSet  et  ont,  en  conaöqueiice, 
nomm^  pour  Lenrs  Pldnipotentiairea,  savoir^): 

Lesqnels,  aprts  vnit  ddpoeft  lenra  pleins  povTein)  tnHifte  «b  bonne  et 
dne  Uam»t  eont  couTeniis  des  diqiatitioiis  muTttttes: 

C  h  a  p  i  t  r  e  1. 

Da  tiombardement  des  porta,  viiies,  vUlages,  luibitations  ou  bätimentä  Don 

d^fcodtie. 

Art.  piemier.  —  D  est  interdit  de  bombarder,  par  des  forces  naTales, 
des  ports,  Tilka,  viHagea,  liabltatioiis  on  bfttbneiits  «Di  ne  aont  pu  dtitodns. 

üne  localitö  ne  pent  pM  £tre  bombaidfe  k  nüwm  dit  eeiil  jait  qne, 
dev&nt  son  port>  se  trourent  moniUto  des  miiies  aou-niMines  antomuiticiiieB 

de  oontact. 

Art.  2.  —  Toutefois,  ne  sont  pas  compris  dans  cette  interdiction  les 
onvrages  milit&ires,  Etablissements  müitaircs  ou  navals,  depots  d'annos  ou  de 
mat^iel  de  gaerre,  atelters  et  intiUiiations  propres  &  6tre  utiliäcs  pour  les 
iMsoins  de  1a  flotte  ou  de  Vwxmtt  eanemlt,  et  let  Bavim  de  guerre  ae 
trooTUit  dam  le  port  Le  cemmaadaiit  d'nne  foroe  navale  ponm,  aprta 
•OBBfttioii  ftvec  dölai  raisonnable,  lea  dötniire  par  le  oaaon,  A  toat  antie 
moyen  est  impossible  et  lorsque  les  aatoiitto  looales  n'MfOllt  pas  piOCddd  i 
cette  destmction  dan«  1p  d'-ki  ti\(' 

n  n'encourt  aucunc  rospouaabilite  dans  ce  cas  pour  It-s  doiniuagw  iü- 
voloDtaires,  qui  pourraient  £tre  uccaiduuneti  par  le  bombardement. 

Si  des  ii«0B8Bit^  militairee,  exigeaat  uae  actton  imnMiftte,  ne  pei^ 
nettMent  pas  d*aocorder  de  d^lai,  U  teste  entradn  qae  rinterdietfott  de 
bombarder  la  Tille  non  döfendne  sabeiste  comme  dans  le  c«8  toonod  dans 
TaliiK^a  1  et  qne  le  commandant  prendra  toutes  Itä  dispositions  Toolliss  pour 
^a'il  en  reaulte  pour  oette  Tille  le  moins  d'inconTönients  possible. 

Art.  8.  ■  -  II  peut,  aprds  notification  pxpressp,  Hrf,  proc^de  au  bom- 
bardement  des  ports.  vrlles.  villapes,  habitatioiis  ou  batiments  non  defendus, 
si  les  aatoriteü  locales,  mises  eu  demeure  par  uue  ttotumatioD  formelle,  refusent 
d'oMempAfer  k  des  r^quisitiens  de  vivres  oa  d'^pprovisionnements  aöeeMwins 
MM  bescin  pt^aent  de  U  foroe  nsTale  qiii  se  tioiiTe  derant  la  locatitd. 

Oes  riquisitions  scront  cn  rapport  avec  les  resaaufces  de  la  localitö. 
Elles  DP  spfont  rt'rlam^'es  qti'aver  l'auturisation  du  commandant  de  ladite 
force  navale  et  elles  serunt.  autant  qao  possiblo,  payöes  au  comptant;  sinon 
elles  soront  constatet^s  par  des  rpcns. 

Art.  4.  —  Est  interdit  le  buinhardement,  pour  le  non  paitinent  des 
contributions  en  argent,  des  ports,  villes,  villi^eä,  babitutioiis  ou  bätiments, 
non  d6isDdiiB. 
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Cbapitr«  IL 
DtqKWitioiw  gteteilet. 

Art.  h.  —  Dana  1«  bomWdemeiit  par  des  foiccs  iwTalei,  tontet  \m 
mesarea  mteessaires  doireot  6tie  prtoee  par  le  oomaumiant  povr  fpargner. 

siutant  que  poBsible,  Ics  Mifices  consafi^s  anx  cnltes,  am  arts,  &uk  srifnces 
et  k  la  bienfaisance,  les  monnments  historiijues,  les  böpitaux  et  les  lieai  A- 
rassemblement  de  malade»  oa  des  blessäs  4  condition  qn'ils  ne  soient  pas 
emplojrte  ea  anftiie  tnapi  4  im  but  militair». 

Le  devoir  dei  babitants  est  de  d^signer  oes  mooiiiiittitfl,  oea  ^difices 
on  lienx  de  faeeembleineiit,  par  des  signes,  Tisibles,  qni  eonristeroiit  en  giands 
panneaax  rci  tangulaires  rigides,  partag^s,  snivant  une  des  diagonales,  ea 
deuz  trian^Ieä  de  conlear,  noire  cn  haut  et  blanche  cn  bas. 

Art.  6.  —  Satif  le  ras  oh  les  exi^encrs  militaircs  ne  le  permettraienl 
pas,  le  commaTulant  de  la  forcc  navales  aiiauiliantc  (l«it  uvant  d'entreprendre 
le  bombardemcnt,  laire  tont  ce  qai  dopend  de  lui  puur  avertir  les  aatorit^s 

Art.  7.  II  est  interdit  de  livrer  an  pillage  une  TÜle  ou  locaiite 
mCme  prise  d'assaut. 

Chapitre  IIL 
DispodtionB  finales. 

Art  8.  —  Les  dispositioiii  de  U  pr^soite  GeiiTNition  ne  sont  applicaliks 
qa'entre  les  Poissaiiees  oontiactantos  et  seolement  si  les  bslligdraats  seilt 
toos  parties  k  la  OdiiT«ition. 

Art  9.  —  La  iwtorote  GoaventioB  sera  ratifide  anssitM  qne  possHile. 
Les  ratlficatioDs  seront  d^posäes  k  La  Haje. 

Lo  prcmtpr  dc'pöt  de  ratitirations  sera  constat^  par  un  prorAs-vfrl>al 
signe  par  It  s  n  ])rt:äentantä  iles  Fuissances  qoi  y  prennent  part  et  par  ie 
Ministre  des  Affaires  Etrangeres  des  Pays-fias. 

Les  ddpAts  vHdrienrs  de  latifioations  se  ienmt  an  moysii  d^nie  ao- 
tification  derite,  adMSs6e  an  OonTemement  des  Pajs-Bas  et  accompagn^e  de 
rinstnunent  de  rattlication. 

Gopie  certiü<^e  conforme  dn  procös-verbal  relatif  au  premier  d^t 
ratifications,  des  notitications  montionnf'os  a  ralinöa  pr^c^^c'nt.  ainsi  qoe  des 
instroments  de  ratification.  sora  iiniut^diatement  rtuiise,  par  les  soins  da 
GktnTemement  des  Pays-Bas  et  par  la  Toie  diplumatique,  aox  Poissances 
convides  k  la  Denzitaie  ConMrenoe  de  la  Paix,  ainsi  qn'anz  antms  Pnissaneai 
qoi  ftoroat  adbdfd  4  la  OonTentioB.  Dans  les  cas  visde  par  Taliiida  prtcAkal^ 
ledit  QonTefiMHnent  lenr  fern  eonnattre  en  ndme  temps  la  date  4  laqnelle  fl 
a  ref  Q  la  notificatioa. 

Art.  10.  —  Les  Pnissanoes  non  signataiies  sont  admisss  4  adMnr  k 

la  pr<^sente  Cunvt-ntiuu. 

La  Puissance  qui  desire  adb^^rer  iiotiüe  par  6crit  sou  int<  ntion  *A 
Guuvememeut  des  Pays-Bas  en  Ini  transmettant  l'acte  d'adb^on  qiu  ten 
d^posö  das  les  arcbives  dadit  Gonvemement 
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Ce  GoaT«ni«iii«nt  tmmMttrm  immMlateikient  k  toatM  Im  vatnt  Fui»- 
«ABoes  oopie  oertiflte  oonfonne  de  1»  notification  aini  qve  de  Taete  d*ad- 
hMoB,  en  indiqiunt  la  date  4  laqvelle  U  a  re^a  la  notifioatian. 

Art  11.  —  La  putaente  GonTention  prodnira  äffet,  pour  les  PniswnoeB 

qni  auront  particip^  aa  premier  d<^pdt  de  ratifications.  soixante  jours  apr^s 
la  date  du  proci^-s-yerbal  de  ce  d(?pc"»t  et,  powr  les  ruissanccs  qni  ratifieront 
ult^rieurerncnf  ou  (jui  adhereront,  soixante  jours  apn's  {[uv  la  notilication  de 
leor  ratitication  oa  de  lear  adhösion  aara  <äte  rei-ue  par  Ic  GoaTeniumeut 
des  Pays-Baa. 

Alt.  18.  —  8*11  aniralt  qu'noe  des  Pnisgancefl  eoBtraetaDtea  Tonldt 
dönonoer  la  pfteente  ConrentioB,  la  dtaoadation  seia  notifite  par  terit  au 
GottTenieBieiit  des  Pays-Bas,  qul  commaoiqiiera  imm^ateBient  copie  oertilMe 
conformc  de  la  notitication  ä  toutee  lea  antrea  PoiManoes  «a  leor  büaa&t 
aaToir  la  date  k  laqnelle  il  Vn  r<'<  ue 

La  d^nonciation  ne  pniduira  ^es  cffets  qu  a  I  t-gard  de  la  Pnissance  (jui 
I  aura  DOtiü^e  et  no  au  apreö  que  la  nutilicaiiou  eu  »era  parveiiue  au  Guu- 
yemement  des  Paya-Bu. 

Art.  13.  —  ÜB  registie  tenn  par  le  WaMUa»  des  Alhirea  titrangtoee 
des  Pa^Bas  iBdiqaera  la  date  du  d^t  de  ratUications  effectnö  en  vertu 

de  rarticle  9  alin(?as  3  et  4,  ainsi  que  la  date  a  Ia(iuelle  auront  itft  reines 
les  notificaüona  d'adh4aion  (arücle  10  aliute  2)  ou  de  d^ociation  (arUde  12 
alin^a  1). 

Chaque  l'uissance  contrartante  est  admise  h  prendre  cunnaissance  de 
ce  r^isiie  et  k  eu  detuamler  des  extraits  certiiies  cunfuniies. 

En  fol  de  qool,  les  PUnipotentiairea  ont  lerötn  la  priemte  GonTeDtion 
de  leius  signatniee. 

Fait  u  La  Haje,  le  dix-buit  octobrc  mil  neuf  cent  aept,  en  un  seal 
exemplairc  qtii  restcra  d^pos6  dans  les  archives  du  Gouvernement  des  Pays- 

Bas  et  dont  des  cupies,  certifi»'>es  conforme?.  seront  remises  par  la  voie 
diplomatique  aujc  Puissances  qui  ont  6U  convi^es  i\  la  Deuxiöme  Cunlerence 
de  la  Paix. 

(Signatnres) 

X.  Conyeiitioii  pour  l'adaptation  h  la  guerre  maritime  dm 

principes  de  la  Convention  de  Gen^ve. 

8a  Majesti'  l  Empereur  d'AUemagne,  Koi  de  Pnuwei  le  President  des 
i^tats-önis  d'Auienque  etc.^): 

tgaAemeat  auiju6s  da  dösir  de  dimmuer,  autaut  qo'il  dopend  d'eax, 
lea  manz  ins^parablea  de  la  gaerre; 

Bt  Toolaoti  dans  oe  bat,  adi^ter  k  la  gaerre  maritime  les  piinclpes 
de  la  Convention  de  Oenive  dn  6  joillet  1906 ; 

Siehe  oben  S.  428. 
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Ont  iteola  de  oondoie  nm  GonTention  h  Tdlet  de  idvlaer  la  GaiiTeiitlMi 
da  29  joillet  1889  ftUtive  k  1»  mtaie  rnfttltee  et  oat  nommtf  poor  Lein 

Fldnipotentiaires,  savoir^): 

Fjesqnels,  apr6s  avoir  d^pos^  lears  pleins  ponvoin,  trotiT^  cn  bome 
et  due  lurme,  bunt  convenas  des  dispoaitions  suivantes: 

Art.  Premier.  —  Lea  bätiment8>h6pitaujc  militaires,  c'est-ji-dire  ies 
Mtiuents  ccMirtRiita  oii  am^nag^s  par  lee  £tote  sp^cialement  et  mu^uement 
m  Toe  de  porker  seooua  au  bleeeiti,  maladea  et  lurafngte,  et  dont  lee  wntt 
anient  &A  oommiiiiiqiite,  &  ronTerkare  on  aa  confa  de»  lioetilität,  ea  tont 
cas  aTant  tonte  misc  en  usage,  anx  Poissances  bclIig^ranteB,  eont  leepectts 
et  ne  peuvent  6tre  captnr^s  pendant  la  dur<^e  des  hostilit^s. 

Ces  b&timents  ne  sont  pas  nun  plus  assimil^s  aux  oa vires  de  gtterte 
au  yoint  de  vue  de  leor  s^jour  dans  un  port  neutre. 

Art  8»  ^  Lee  Mtimeiite  baepitaliers,  ^quipus  eu  totalit^  on  cn  partie 
aox  frais  des  paiticaliexs  on  des  8oei6t6s  de  seconn  officiellemeat  ie««naa, 
wnt  Clement  respeet^s  et  ezempts  de  oaptnre,  si  1a  Paiastaoe  beUigäiaate 
doat  Us  d<:pendcnt,  lenr  a  donn6  oae  commiasion  offideUe  et  cn  a  notifi^  Ics 
mmn  k  1a  Puissance  adverse  ronrertvie  oa  an  001U8  des  bostUit^  ea 
tont  cas  avant  toutc  lais*'  cu  usagp. 

Ccs  navires  doivent  ötre  porteurs  d  un  document  de  Tautorit^  comp^ 
tents  dödarant  qa'ils  oat  iU  scHimls  k  scm  eontrftle  pendant  lenr  armeniMit 
et  k  lernt  d^part  final. 

Axt  8.  —  Les  b&timents  hospitalieiB,  4qnip^  en  totalitö  <m  en  partie 
aux  fiais  des  particuliers  uu  des  sociötäs  officiellement  reconnncs  de  psjn 
nentres.  sont  re8pect<5s  et  exenipts  de  napture,  ä  condition  qu'ils  se  soient 
mis  BOUS  la  dircction  de  Tun  des  belligurants,  aver  rassentimcnt  pr^alable 
de  leor  propre  GouTernement  et  avec  l'autorisation  du  bellig^rant  loi-mtoe 
et  que  ce  deinfer  en  ait  aotlfid  le  nem  k  soa  adTerssiie  dte  roQTertaue  oa 
dans  le  oours  des  bostUit^  en  tont  cas,  arant  tont  emploi. 

Art  4.  —  Les  bAtiments  qoi  sont  mentionn^  dans  les  articke  1,  2  et 
3,  porteront  secours  et  assistancc  aux  bless^  malades  et  naobagifis  des 
belligurants  sans  distinction  de  nationalit^. 

Les  Gouvernements  s'eugagent  ä  u'utiliser  ces  b&timents  pour  aacun 
bat  militaire. 

Ces  bAtimeiits  m  devront  g^ner  en  awmne  naajtoe  les  monTements 
des  cembattsats. 

Pendant  et  aprts  le  combat)  Us  aguont  k  Isars  risqaes  et  p<Mls. 

Les  bclligdrants  anront  snr  enx  le  droit  de  contrOIe  et  de  visite;  il> 
pourront  refuser  kur  concours,  leur  enjoindre  de  s'6loigner,  lenr  impos^r  ano 
dirf(  tiun  (IrtprmiQi^c  et  inettre  h  bord  an  commiasaire,  mßme  les  d<itenir,  si 
la  gruvite  des  circonstances  l'cxigeait. 

Aotant  que  possible,  les  belligurants  Inseriront  snr  le  joomal  de  bord 
des  batiments  hospitalieis  les  ordres  qn*ils  lenr  donueront. 

^)  Siebe  oben  S.  416  S. 
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Alt.  6.  —  Lm  bMimenta-höpitaox  nuUtaireB  seront  distiaguäs  par  ane 
peiatan  «xlteieim  blandie  »tm  uae  bftnde  horiimtale  ?erfce  A*na  mMre  et 
dem!  de  Uurgenr  eaTiioD. 

Les  bAtbiMiDta  •  qvi  aont  mentionnös  dam  lei  Arüclos  2  et  B,  seront 
di.stiTiLni^s  par  nnc  peintnrc  ext^rieure  blanche  ftreo  SM  bände  boricontale 
roage  d  un  metre  et  demi  de  largeiir  environ. 

Les  embarcationB  des  bAtimenta  qui  viennent  d'ßtre  mentionn^s,  cumme 
lee  petita  bAtimente  qae  poorront  £tre  alfeotte  an  serrice  hospitalier,  se 
dietingacfont  par  nne  peintme  «Mlegne. 

Tem  lee  UttinMOte  hoepitaUere  m  fexont  leeeanattie  en  biaeuit,  avee 
lenr  pavillon  national,  le  pavillon  blaoc  h  croix-ron^e  prövu  par  la  Conven- 
tioii  de  Uentve  et,  en  ontre,  s'ils  resaortissent  a  un  Ktat  iiputrc,  arborant 
an  grand  mAt  le  paviUon  national  da  belüg^ant  soos  la  direction  duqnel 
il8  se  8ont  plac^s. 

Lm  liUiiBiiite  Impltelieit  qoi,  dans  les  temes  de  l'artSele  4,  aont 
dMenu  pftt  rennemi,  MUNHit  h  leDtrer  le  pftTillon  natloiial  do  MUglmiit 
doDt  ili  ntorent 

Lee  b&timenta  et  embarcations  cidessas  mentioiuMfe,  qai  vealent  s'as- 
snrcr  la  nnit  1p  respwt  auquol  ils  mt  droit,  ont,  avec  l'assfintiment  da 
bellig^rant  qa'ils  acconipa^nent,  ä  prcndre  les  mesures  n^ccasaires  poor  qae 
la  peinture  qai  les  caracteriso  soit  sufliaanuncnt  apperente. 

Axt  d.  —  Lee  dgnw  dietineüb  fitem  ä  Tarticle  6  ne  poonent  Mie 
emplojdB,  mit  en  temps  de  p«iz,  soit  en  temps  de  gaene,  qne  pow  pfoMfw 
on  dtftigiier  lee  Utimenta  qoi  y  Sfuit  mentioim^e. 

Art  7.  —  Dans  le  caa  d'un  cumbät  .\  bord  d'an  vaisseau  de  gaerre, 
lee  infirmeries  seront  respect^es  et  menagees  autaiit  (jue  faire  se  ponrra 

C«s  infirinpries  et  leur  mat/riel  demeareut  soumis  aux  lois  de  la  guerre, 
tuais  ne  poarruut  etre  deturnes  de  leur  emploi,  taut  qa'ila  aeront  n^cessaiiea 
aux  bleaite  et  meledea. 

Toateioii,  le  oommandaiit  qni  lee  »  en  ton  pouToir,  a  la  faenltd  d'en 
digpeeer,  en  cee  de  nöcessit^  mUitalie  importeate,  en  assoiaat  an  prtelable 
le  sott  des  bleaste  et  malades  qnl  s'y  troavent. 

Art  8.  —  La  ptotection  dne  anz  bAtiments  bospitaliers  et  anx  infir- 
merien  <h^H  vaineanz  ceeee,  ai  l'on  en  ose  poor  commettre  dea  aotea  nniaible 
4  renM''iiii 

IS  est  paa  conaid^rC*  oomme  etant  de  nature  a  juatüier  le  retrait  de  la 
proteelieii  le  lilt  qme  le  paeaonnel  de  eas  bAtiinciits  et  Inflinunlea  est  enifi 
poor  le  malntlNi  de  Vordfe  et  ponr  la  defense  des  bleeste  on  mslades,  tämi 
qne  le  iait  de  la  prfiaence  k  bord  d'nne  Installation  redlotölägraphlqne. 

Art.  9.  -~  Las  beltig^rants  ponrront  faire  appel  an  s6le  eharltable  des 
eommaadants'  bfttiments  de  contraerce,  yachts  ou  embarcations  nentiea, 
ponr  prendre  ä  bord  rt  '^oi.^nrT  des  blcsses  ou  drs  malades. 

TjCs  bätiments  qui  aurutit  rC-pondu  A  cet  appel  ainsi  qne  cenx  (|ui  spon- 
tan^ment  aaront  recueilli  des  blesaös,  des  malades  oa  des  naufragi^s,  jouiront 
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d*iiM  protedioii  qpteiile  et  de  oerUiBee  imi»mi«t^  Bn  waoam  ca«,  iis  wt 
ponnoBt  £tre  captnrC-s  pour  le  fait  d'an  tel  transport;  maia,  mf  les  pro- 
messes  qni  lenr  anraiont  t'tt  faites.  iis  restent  expos^s  4  U  C^ptue  pov  kl 
Tiolations  de  neutralitc  «ju'ils  puurraient  aToir  commi^«. 

Art.  10.  —  Le  pentonnel  reUgieox,  mödical  et  hospitalier  de  tout  bAü- 
ment  captor^  est  inviolable  et  De  peut  £tre  fait  pnsonnier  de  gaene.  II 
empörte,  en  qaittant  1«  ttfiiB,  let  objels  el  Im  itütnMit»  de  cUmgie 
qni  Mut  aa  jmpäHbt  particBÜfere. 

Ce  penooiMl  continQcn  4  xenplir  ms  fonfittoia  taut  iine  od»  een  o^- 
ccMdi»  et  il  ponm  ensaite  ae  letiier,  lonqne  le  coamudiiit  en  dwi  k 
jogera  possibl«. 

Lea  lielligeranU  doivent  a^burer  ä  ce  pcrsoniiel  totulx'  entr-  n  ars 
maiiu,  les  mömes  allocations  et  la  mfime  solde  qa'au  persoimel  des  memes 
grate  de  lenr  propre  naiiiie. 

Art  11.  —  IieB  maiins  et  les  mllitaires  embaiqpidB  et  les  avtRS  per- 
semies  ofiddlement  attaelkies  ans  maiines  ea  au  amteai  Uessis  ea  maladM. 
k  qnelque  natton  qa'ils  appartienneiit,  swont  rapedte  et  seignte  per  Ict 
captears. 

Art.  12.  —  Tout  vaiiäseau  de  iruerrc  d  une  Parii»-  l  i'llig^'rante  peot 
r^clamer  la  remise  des  bless^s,  malades  ou  uaufrages,  qui  sont  ä  bord  d« 
bAtineats-litaitanx  nilitainB.  de  bttiaieDts  hosDitaiieis  de  lecttM  da  swooi 
en  de  partlenlien}  de  naTtcee  de  eommeie^  yaebts  et  embafcationa,  qvdie 
qoe  seit  la  natloralitd  de  oes  bAtÜDents. 

Art.  13.  —  6i  des  bles8«s,  malades  en  nanfragte  soiit  lecneOlis  4  boid 

d'fin  vaisseau  de  gnerre  neutr«'*,  11  devm  etre  ponrvn,  dani  la  meeare  da 
possible.  ä,  ce  qa'ils  ne  poiseent  pas  de  nonyeaa  prendie  part  anz  opiiatüm 

de  la  guerre. 

Art.  14.  —  buut  prisonniers  de  gaerre  les  naafrag^,  bless^s  oa  malade«, 
d'OB  beliigt  rant  qui  tombent  an  ponveir  de  l'antie.  D  appartient  b  odsNi 
de  dtcider,  sniraDt  les  ciroonstaiices,  B*il  oonTient  de  les  gaider,  de  les  dixiger 
rar  OB  port  de  sa  natlon,  sor  nn  port  nentie  on  mCtne  snr  nn  port  de  Vvi' 
Tersaife.  Dans  cc  d emier  cas.  les  prisonniers  ainsi  reodns  b  lenr  pajs  vt 
poorront  senrir  pendant  la  dun^c  de  la  guerre. 

Art  .  15.  —  Les  uaulragd's,  bless^s  ou  malades,  qui  sont  d^barquts  daii.^ 
un  püit  neatre,  da  consentemcnt  de  Taatoritö  locale,  devront,  ä  moios  d  an 
arraogement  contraire  de  l*£tat  nentre  avee  les  £tats  beUig^caDti}  ^ 
gardte  par  l'ifitat  nentie  de  mani^  qnlls  ne  pnissent  pas  de  nenvean  piesdie 
part  anz  op&rations  de  la  gnerre. 

Les  frais  d'bospitalisation  et  dlnterncmcnt  seront  snpportte  par 
doot  relfcvent  les  nau frapi'-s,  bles.si^s  on  malades. 

Art.  If».  —  Apr^s  cliaiiue  combat,  It  s  dt  ux  Parties  bclligijrantes,  tu 
taui  que  ies  int^r^ts  militaires  le  comportent,  prendront  des  mesoiM  pov 
teeberdwr  les  nanftragto,  les  blesals  et  les  malades  et  pour  les  fsire  profefger, 
ainsi  qne  les  morts,  cootre  le  piüage  et  les  mauTais  traitsments. 
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Elles  veilleront  ä  ce  qae  rinhamation,  rimmersion  ou  riiiciii^ration  des 
motu  Mit  pvMdte  dHu  examen  attanttl  de  Imm  oadaTiea. 

Art  17.  —  GhMiiie  boUig^tBiit  «nviiiai  dto  qa*il  wen,  powibl«,  «nx 
•ntoiitös  de  lear  pays,  de  lenr  marin«  on  de  leor  wm4e,  los  marqaes  oa 
ptöces  militaires  d'identit^  troaväes  sw  let  morto  et  l'^t  nomiiukti!  des 
blees^s  on  malades  rcnn'illis  par  Ini. 

IjCS  belligtiants  se  tiendronl  reciprüiiucment  au  rourant  (los  iuterne- 
mentä  et  des  mutatiuus,  aiusi  que  des  entr^es  dans  les  höpiuiux  et  des 
dtote  anrreiuit  pumi  les  blessiB  et  UAbdei  en  l«ir  poQToir.  ÜB  xeeneille- 
TOBt  tone  les  objets  d'nn  wage  penonnel,  Talenn,  lettree,  etc.  qiii  aeront 
troav^s  dana  les  vai»eMz  captorta,  oo  d^laiaate  par  les  blesate  <m  malade» 
d^c^d^s  dans  les  hdpitanz,  ponr  les  feire  traaamettie  anx  intöienfo  par  les 
•aatorit^s  de  lear  pays. 

Art.  18.  —  Les  dispositionb  de  la  präsente  Convention  ne  sont  appli- 
cables qu'entre  les  Puisüauceä  contractaoteä  et  seulement  ni  les  beUigerants 
«>iit  tone  parties  k  la  CouTention. 

Art  19.  —  Les  commandaiita  en  chef  des  flottes  des  belUgÖrants  aaront 
A  poorroir  aux  d^tails  d'ex^cation  des  articles  pr<3c^deDt8,  ainsi  qu'anz  eas 
non  pr^vus,  d'aprös  les  Instructions  de  lears  Qonvernements  teq^eetUs  et 
confonu^ment  anx  principes  g^^n^^raux  de  la  pr^ente  Convention. 

Art.  90,  —  Les  Pnissances  signataires  prendront  les  mesnres  nt-cossaires 
puur  iustruire  leurs  uiariues,  et  tspecialement  le  persuiinel  protege,  des  dis- 
positions  de  la  prteSDte  Oeinrartioii  et  ponr  les  porter  k  la  eonnaissanoe  des 
popnlations. 

Art.  21.  —  Les  Poissanees  signataires  s'engagent  ^galement  h  prendre 
on  k  proposer  h  lears  lögislatures,  en  cas  d'insufRsance  de  lenrs  lois  pönales, 
les  mesnres  n^ccssaires  pour  r^primer  en  temps  de  gtierre,  los  actes  individuels 
flc  pillaiire  et  de  mauvais  traiternent.s  eiivers  des  hlessi's  et  malades  des  marines, 
aiusi  que  pour  ponir,  comme  Usurpation  d  iuäigucs  militaires,  1  usage  abusif 
^es  signes  distinctib  ddslgn^s  k  Tarticle  6  par  des  b&timents  noa  pvotdgto 
par  la  prteeDte  Gonveiition. 

Iis  se  communiqueront,  par  rintermMiaire  dn  Goavernement  des  Pays- 
Bas,  les  dispositions  relatives  a  cettc  ru-pression,  an  plns  tard  dans  les  cinq 
ans  de  la  ratification  de  la  präsente  Cunvention. 

Art.  22.  —  En  cas  d  »»pcratiuiis  de  iciierre  entre  les  forctb  de  terre  et 
du  mcr  des  bellig«3rant8,  les  dispobitioiiü  de  la  presente  Convention  ne  seront 
ap^icables  qn'anx  tnrees  embaniatok 

Art  83.  —  La  prteente  GoBTention  seta  raüfiie  ansiltdt  qne  possible. 

Les- ratiflcations  seront  d^posöes  k  La  Haje. 

Le  Premier  d^p6t  de  ratiücations  sera  constat»^  par  nn  proc^s-verba! 
sipm«^  par  les  reprt^sentants  des  Puiäsanccs  qui  y  prcnueut  pari  et  par  le 
Ministre  des  Affaires  fitrang«'*res  des  Pays-Bas. 

Les  depüts  ult^rieors  de  ratiiicatiuns  sc  feront  au  moyen  d'une  noti- 
fication  «eilte,  adreasöe  an  GonTemement  des  Pays-Bas  et  accompagn^e  de 
rinstroDient  de  ratification. 
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Copie  oertifite  eoafaimw  da  pvoete-Terbat  idaiUf  «i  pfeniar  ddpM  de 
Mtilicatioi»,  dM  notifleations  mentioniifei  i  raUnte  pvteMent^  aingi  qne  de» 

instnunents  de  ratification,  sera  imm^diatement  remise,  par  les  soins  da  Goa> 
Temement  des  Payp-Has  ft  par  la  voio  diplomatique,  aus  Ptiissancp«  c'>nvi<^e» 
k  la  Deaxiöme  ConiL-rcnc«;  de  la  Paix.  ainsi  qu'aux  autn-s  Piiis-anctis  i\ni 
anront  adhör6  k  la  Convention.  Dans  ies  caa  viaes  par  i  airni^  pnkieJ^t. 
ledit  GonTtcBement  lear  fem  ooimattn  oi  mtaie  tempi  1»  date  k  laquDe  il 
a  n^n  la  notilicatioii. 

Alt  24.  ^  Lea  Fninanoes  non  aigiiataiiei  qnl  anront  aeoqpt^  la  Ooa- 
Tention  de  GenAve  d«  6  jnttlet  1906,  Boot  adnÜMB  h  adböier  k  la  prtaente 

Convention. 

La  Puissanco  qni  dt^sirr  adh<^rcr,  notifie  par  6crit  son  intention  an 
Oonvprnement  des  Pciy.s  Bas  en  lui  transmettant  Tacte  d'adhösion,  qae  sera 
dC'pose  dans  les  arcliives  dudit  Gouvernement. 

C«  Gonvemement  tnuumettn  iininAdiataiieiit  k  tontei  les  antica  Vmh 
sanceo  copie  certifiAe  oonforme  de  la  notiflcatloit  aiasi  qne  de  Taele  d'ad- 
bCaiOB,  en  indiqnaiit  la  date  k  laqnelle  11  a     a  la  notifioation. 

Art.  26.  —  La  präsente  GonTentton«  düiaent  ratifiöe,  remplaoefa  du» 
les  rapports  entfe  lea  Poiaianoea  contiaclaDtea,  la  CoiiTentioii  da  S9  joillet 
1899  pour  radapfeation  k  la  gaene  maritime  des  ptindpes  de  ta  Go&Tention 

de  Genove. 

La  l'onvention  de  iSUi)  reste  en  vifjoenr  dans  les  rapports  tntiv  les 
Puissaiices  qni  Tont  signäe  et  qoi  ne  ratiüeraient  pas  ^galement  la  presente 
Convention. 

Art.  26.  —  La  preseute  Cunveiition  produira  effet,  pour  les  Puissances 
qai  aaroat  partlclpö  aa  premier  ddp^t  de  latllleations,  aoiiante  jours  aprvs 
la  date  da  proete-Terbal  de  oe  ddpOt  et»  poor  les  Paisaancea  qoi  ratifierait 
alt£riearement  ou  qui  adhöreront,  soizante  joofs  aprta  qne  la  notifie«ti«i 
de  letir  rntiiicatioa  oa  de  lear  adbösion  anra  dtd  re$ae  par  le  Qoayememeiit 
des  Pays-Bas. 

Art.  27.  —  S'il  rtrrivait  qu'nne  des  Pnissances  wntractantcs  vonh^t 
dt'nuncer  la  präsente  Couvuntion,  la  d^nonciation  sera  notiriiH^  par  tcrit 
•     Gouvernement  des  Pays-£as,  qui  communiquera  iiuiuediatement  copie  certiti^e 
confonne  de  k  aotificatloii  k  tootes  tos  mtces  Polnaiioes  »  Isar  MüBt 
saTOir  la  date  k  laqaelle  il  Ta  re^ae. 

La  ddnonciatioii  ne  prodaiia  ses  etfets  qu'ä  T^gaid  de  la  Poissuwe 
qoi  l'anra  notifit'e  et  un  an  aprds  qae  la  notificatioo  a  sera  pamaiae  aa 
OoUTeniement  des  Paye-Baa. 

Art.  28.  —  Un  registre  tenu  par  le  Minist^re  des  Affaires  ^trang^rcs 

des  Pays-Bas  indiquera  la  date  du  d^pot  dts  ratifications  tffcctut-  en  v  rtri 
de  l  ariick'  2H  alinöas  3  et  4,  ainsi  que  la  date  ü  laqncllc  anront  6te  rnm* 
les  notiticatioDs  d'adh*esion  t,article  24  alinea  2)  ou  de  dilnonciation  (artide 
27  alin^'a  1). 
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Chaqne  Puissanoe  cantractante  est  admis«  ü  prendre  connaissaac«  de 
u  registre  et  ä  ea  deniuier  dM  «Unit»  eartlite  ooDfonnM. 

Bn  !oi  d«  quol,  les  FMnipotentiaiiM  out  mtMh  1»  pfitaaiitö  OoBTantiott 
de  lentt  ilgiiAtiivee. 

Fait  4  La  Haje,  le  dix-hoit  octobre  mil  neaf  cent  8ept,  en  an  seitl 
exemplaire  qui  reflt<>ra  dt'pos^«  dans  les  archives  du  OonvcrnorTK  iit  des  Pays- 
Bats  et  dont  des  copics,  cortih^es  conformes,  seront  remises  par  la  vuie 
diplomatique  aux  Puiijäanceü  qtii  ont  coavi6es  u  la  DeuxiSme  Cuaf^rencc 
de  U  Pkis. 

(SigMtOIM) 

XL  ConTentioii  relative  k  oertames  restrietaone  k  Tezerciee 
du  droit  de  eaptnre  dans  la  guerre  maritime. 

8»  Hi^ectd  rEinpeniir  d'AllMugiie,  Roi  de  Pnine;  le  FMsIdeiit  dee 
£teta-üiils  d'AmOrlqne  elc. 

Reconnaissant  la  n^ssit^  de  nrieiix  MBuer  qne  par  le  pass^  TafipU- 
ration  i  qnitable  dm  droit  «ax  lelattom  nuoitiiiiea  intematioiialeB  en  (empi 

de  gaem ; 

Estioiaot  que,  pour  y  parvenir,  il  convii-iit.  «-n  abcnidunnant  «m  fii 
conciUant  Ic  cas  ^ch^ant  dam  un  interöt  comuiun  c^rtaineti  pratiques»  diver- 
gentee  andtiuieB,  d'entreprendxe  de  oodifier  daas  dee  rtglee  cominimes  lee 
gftnuitieB  daee  m  eommeroe  padfiqne  et  an  traf»il  inoffensif,  minti  qne  la 
eonduite  des  hostilit<^s  snr  mer;  qu'il  Importe  de  fixer  dans  des  engagements 
rnntnels  öcrits  les  principes  demeur^s  jusqn'ici  dans  le  domaioe  inoeitatli  de 
la  controvcrse  ou  laissOs  i  rarbitrairc  des  Gouveruciin  iits 

Qae  d^s  ä  present,  un  certain  numbre  de  r^gles  peuvent  ötre  poätiei» 
saos  qu'il  seit  port6  attainte  au  droit  actucUcment  en  vigueur  concernant 
les  matitree  qui  n'y  sont  pas  prtTiiea; 

Ont  nomine  pour  Leon  Pl^oipotentiairee,  aavoir  ^: 

Leeqnelfl,  aprte  aToir  d^pos^  lettre  pleins  pouvoin,  troavte  en  bonne  et 
doe  iotme,  aont  conTemis  des  diapositioiiB  niivantes : 

Cbapitre  L  ^ 
De  la  ooxteflpondaiice  poetale. 
Art  Premier.  —  La  correepondanoe  portale  des  nentree  ou  des  belli* 
gtautB,  qael  qne  seit  son  caract6re  officiel  ou  privcS  trouvde  en  mer  mr  an 
navire  nentre  on  ennemi,  est  inviolable.    S  il  y  a  saisie  da  navire^  eile  est 
tap^di^e  avcc  le  moins  de  retard  possiMo  par  1<-  captcnr 

Les  dispositions  de  I'alintia  precedetit  nc  s  appliqueot  pas,  ea  ca^  de 
violation  de  blocos,  h,  la  correspondence  qui  est  ä  destination  ou  en  prove- 
nanee  dn  port  bIoqii4. 

-)  Siehe  oben  S.  4160. 
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Art  2.  —  L*i]iTio1abUiM  de  1»  ooixMpondaaiee  poatale  ne  aonrtnut 
les  pftgnebotsposte  neatres  anz  loia  et  eootumes  de  1a  gucrre  sor  mer  concer- 
nant  les  navires  de  commerce  neutres  en  gön^ral.    Toutefois,  la  visite  n'en 
doit  ötTG  cffeotn<'i-  qii'en  cas  de  nöoessit^  &Tec  toiis  les  m^oagemento  et 
toute  la  c^iähte  poiuubles. 

Chapitre  IL 
De  rexcmption  de  captore  pour  certains  bateanx. 

Art.  3.  —  Les  liät«aux  exrlusivcmcnt  affectts  k  la  p^che  colit  re  ou  h 
des  serviees  de  petite  navigation  locale  hont  exemptä  de  captore,  ainsi  qae 
leors  enginä,  agrös,  apparanx  et  chargement. 

Cette  exemption  cesse  de  leur  £tre  applicable  dto  qjBCÜa  partidpcnt 
d'nne  facon  qaelceofiie  «vz  hosülitto, 

Lee  PuiaSBiieet  oontracUntes  slnterdisent  de  proftter  da  caiMtiie 
oilenflif  (lesdiu  bataanz  ponr  les  employ»  dans  ob  bat  militaire  cn  kw 
conservant  leur  apparence  pacifiqne. 

Art.  4  —  Sont  6galement  exempts  de  q  tnrc  les  navires  chargi»  de 
nissions  reUgieasee,  scientifiques  uu  philauthrupKiuus. 

Cbapitre  III. 

Da  regime  des  eqaipages  des  navires  de  commerce  ennemis  captorte  par 

un  belli{?^rant.. 

Art.  ö.  —  Lorsqn'on  navire  de  counnercc  ennemi  est  captore  par  un 
belligörant,  les  hommes  de  son  Equipage,  nationaux  d'on  £tat  ncotre,  ite 
soDt  pas  hita  prlsomiien  de  game. 

n  en  est  de  mtlme  da  capitaine  et  des  efficieni  ^gateoent  natieoanx 
d*on  £tat  neotre,  s'ils  promettent  formellemeat  par  tetit  de  ne  pas  secrir 
aar  un  navire  ennemi  pendant  la  dur6e  de  la  guerre. 

Art.  6.  —  Lc  capitaine.  Ks  officiers  t-t  les  mcmbres  de  T^quipage, 
nati^maiix  de  TEtat  eunemi.  nv  sunt  pas  faitö  priiiouniers  de  guerre,  &  con- 
dition  qu  iiü  s  engagent,  sous  la  fui  d  une  promesse  formelle  <^te,  ä  M 
prendre»  pendant  la  dorde  des  bostilltte,  aacnn  serviee  ayant  rappMt  avee 
les  opöraüons  de  la  goerre. 

Art.  7.  —  Los  noms  des  individus  laisaäs  libres  daas  1^  conditioas 
Visses  ä  Tarticle  5  alin^a  2  et  ;i  l  article  6,  sont  notiß6s  par  le  beUig^Fttlt 
captcur  k  Tautre  beUigörant.  11  est  interdit  4  ce  demier  d'employer  scieoieot 
lesdits  individns 

Art.  8.  —  Lcsj  dii>poäitiuub  des  trois  articles  pr6cödent8  nc  sappliqueol 
pas  anz  navires  qui  prennent  part  anx  bostilitte. 

Cbapitre  IV. 
Dispnsitions  finales. 

Art.  9.  —  Leb  dispositions  de  la  präsente  Lonvention  ne  sont  appli- 
cables qii  cntre  les  Puissances  coutractantes  et  seulemeut  si  les  belligärants 
sont  tous  parties  A  la  Convention. 
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Art.  10.  —  La  präsente  Convention  sera  ratiüee  aussitöt  que  possible. 
Lea  lAtiflcations  seront  däpoiöes  k  La  Haye. 

Ld  iweniier  de  ntiAcatioiM  im  ooDitotd  p»  vn  pfooäf*TMbftt 
aiga6  par  les  nepiteeiitaiitfl  des  PnisMOCM  Qiii  y  preniuiit  part  et  |«r  le 

Mmistrc  des  Affaires  ^Itrang&res  des  Pays-Bas. 

T^s  d^p6ts  ult^rieurs  dr  ratittcitions  se  fcront  au  moyen  d  une  notili- 
caiioii  Werlte  adrcss^c  au  UouverntiiaeDt  des  Pays-Bas  et  accompagnöe  de 
rinstrament  de  ratidcatiou. 

Oopie  oertififo  conlacme  da  psoote-verlMl  idatif  aa  pranier  d6p6t  de 
ratUeationa)  des  aotüieatioitt  mentieimdes  h  TaliiiAa  prteddeiit  ainai  qne  dee 
instmnente  de  ratification,  sera  imm6diatenient  romise,  par  lee  fledns  du 
Gonvernement  des  Pays-Bas  et  par  la  voie  diplomatique,  anx  Pnissances 
ronvi^es  ä  la  Denxi^me  Conference  de  la  Paix,  ainsi  qu'aux  autres  Puissances 
qui  auront  adhtre  a  la  Convention.  Dans  les  cas  vist's  par  l  alin^a  pr6c^- 
dent,  ledit  Goavernement  leur  fera  connaitre  en  mäme  teuips  la  date  ä  la- 
qoelle  fl  a  re?a  la  BotifioatJon. 

Art.  11.  —  Les  Pnissances  non  signataires  sont  admiseü  u  adh^rer  ä 
la  prtieiite  Gomreiitiini. 

La  Pidasaiioe  qni  iMn  adb^fer  nollfie  par  terit  «on  intento  an 
QemTenieiiieiit  des  Fltjs-BsB  en  Ini  tiaasmettaiit  Vaote  d'adbAnen  qni  Stta 
ddpos6  dsu  ks  aiddTes  dtulit  Gouvernement. 

Ce  Gouvernement  transmettra  immödiatement  i  toutes  les  autres  Puis- 
sances ropie  certifi^e  conforme  de  la  notification  ainsi  que  de  Tacte  d'adh^oo, 
en  indiquauL  la  date  ä  iaquelle  11  a  re^u  la  notification. 

AÄ  18.  —  La  prtssnte  dmiwitieii  prsdttiia  eBet,  poar  les  Fnlsssaees 
qiii  auoBt  partieip6  aa  premier  ddp6t  de  zatlfications,  soizaate  jeara  sprte 
la  date  da  pfoo^verbal  de  oe  döpAt  et,  pov  les  Pnissanaef  qui  ratifieront 
ult^rieurement  on  qui  adhöreront,  soizante  joofs  i^Hrta  qoe  la  notification  de 
leur  ratification  on  de  lear  adJitoion  aoia  dtd  re^ne  par  le  GoaTemeoieQt  des 
Pays-Bas. 

Art  13.  —  S"il  arrivait  qu  une  des  Puissanrcs  contractantcs  vonlflt 
d^noncer  la  präsente  Convention,  In  Irnonciation  sera  notili^e  par  tcrit  au 
Gouvernement  des  Pays-Bas,  qui  comninniquera  imm^diatement  copie  cerüliüe 
confonne  de  la  notification  k  toutes  les  autres  Puissances  en  leur  faisant 
ssToir  la  date  k  laqaelle  Ii  l'a  le^ne. 

La  ddDoneiatioii  ne  ptodnira  ses  eflets  l'^gard  de  la  Fnissanoe 
qoi  Fama  notifite  et  an  an  aprte  qne  la  notification  en  Hm  parrenne  an 
GonTonienieat  des  Pays-Bas. 

Art  14.  —  Üb  r^ptatn  tena  par  le  JUnistire  des  Affüres  £trao06res 
des  Fsjs-Bss  iadiqnua  la  date  dn  ddp6t  des  ratifieations  eBectnö  en  Tstta 

ilc  Tarticle  10  alin^as  3  et  4,  ainsi  qne  la  date  4  Iaquelle  auront  6U  reines 
les  notifications  d'adhösion  (article  11  alinte  3)  on  de  d^nciation  (artide 
18  alin^  1). 
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Chaquc  Puiäsanco  contractante  est  admise  &  prendie  coniulanaoe  de 
ce  regibtre  et  ä  en  domandcr  des  cxtrait?  rortifies  conforaes. 

En  foi  de  quoi,  les  Plönipotentiaires  oQt  revfita  U  präsente  CooTeatioo 
de  leun  signatures. 

Fkit  ä  La  Haje,  le  dix-lmit  ootolwe  mil  oenf  «Mut  sept  en  «a  eevl 
exeiBfleiie  qnl  mten  d€poi6  dun  lee  ivobifee  du  Oonranienieiit  des  Pej»« 
Bu  el  deot  des  copiee,  eertlflAee  MBfonnes»  wtont  temiiei  la  m 
diplomatique  mx  Pdaeances  qni  ont  HA  cemlteB  4  la  Demitaie  GonitaeMe 
de  la  Fmx. 

(Siguaturcüj 

JIL  ColiTMition  relAtiTe  4  r^bliaMmant  dime  Cour  intw^ 

nfttimiale  des  inriMS. 

Sa  Ifajesti  rEmperear  d'AUemagne,  Hoi  de  Prasse;  le  FrtaideBt  des 
iltata-ünis  d'Antfiiqiie  etG.>); 

Animte  da  d^sir  de  liglttr  d'nne  mani^re  dqnitaUe  le«  diWrende  fei 
e'dUfenty  parfois,  en  cas  de  gnene  maritima     propos  des  dddelcaw  des 

tribnufinv  des  prises  nafinnanv: 

Ksiimant  qu«',  si  ces  tribuiiaux  doiyent  continuer  ä  statucr  suivant  les 
formes  prescrites  par  leur  l^gislation,  il  importe  qixb,  dans  des  cas  däter- 
min^  an  recoars  paiese  6tre  formö  soas  dee  conditions  qui  concilient,  dm» 
la  meeoM  du  poeaible,  lea  iatdrfite  pobUcs  et  let  iotärtta  ptM»  engagte  dmi 
tonte  aAtire  de  prieei; 

CoDsid^raot,  d'aittn  pari,  qae  rinstitution  d'niie  Cooi  intematiopile, 
dont  In  rnmp«'>t(  tirp  et  la  proc(!:dure  aeiaient  eoigneueiiient  röglteii  a  panile 
meilliiur  uioyen  dattcindre  ce  bat; 

Persuad^s,  eiihn,  que  de  cette  fa^on  les  cons^quences  rigooreoses  d'aoe 
gaene  maritime  poorront  6tre  atttontes;  quo  notamment  lee  bona  lapporto 
«ntie  les  belligtouitB  et  les  ncatres  anriMit  phu  de  ebaDoe  d'Ctte  maintemi 
et  qa^ainsi  la  conserration  de  la  paiz  sera  mienx  asenrfe; 

Dösirant  conclnre  une  oooTOitfon  k  oet  eHet,  ont  nomm^  poor  Lem 
PWnipotentiairf s.  savoir :  2) 

Lesqiielfl,  apres  avoir  d«'pusA  lenrg  plpins  ponvoirs,  troUTÖs  en  bonne  et 
due  fonne,  sout  convenus  des  diäpuäitiunä  soivantes: 

Türe  I. 
Dispositions  gän6rales. 
Alt.  Premier.  --  La  validitc  de  la  capture  d'un  navire  de  couueroe 
«n  de  aa  cargaison  est^  s'il  a*agit  de  propri^tte  neatres  on  en&emiee,  ^blle 
devent  nne  jnridietion  des  piieea  conloimtoent  ä  la  pfteente  Gonventiop. 

Art.  2.  ~  La  juridiction  dee  prises  est  ezerote  d'abofd  par  les  tiibsmnx 
de  prises  da  belligöiant  captenr. 

^)  Siebe  oben  8.  438. 
^  Siebe  oben  S.  41611. 
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Les  drciäiuns  (It>  ces  tribnnanx  sont  prononc^  en  fläUM  pnUiqiie  OQ 
QOtifiöes  d'office  aox  parties  ueutres  ou  eonemies. 

Art.  3.  —-  Les  d^sions  des  tribonaax  do  prises  nationrax  penTont  dtre 
Tobjet  d'un  reconrs  devant  la  Cour  internationale  des  prises: 

P  lorsqne  !a  d*Vj8jon  des  tribuuaux  nationaux  conceme  les  proprIAtte 

d'ujie  Tuiäsaucc  ou  d  uu  parÜculier  neutres; 
2^  lonqu«  Imdlte  dMston  conceme  des  propri^s  ennemlc»  et  qn'ü 
e*egH: 

a)  de  marchandieee  cbaig^  mir  vn  DftTife  nentxe, 

b)  d'an  navire  ennemi,  qui  aurait  6i6  captorö  dans  les  eaux  terri« 
toriales  d'unc  Puissancc  nentre.  dans  1p  cas  oö  ccttc  Paissance 
n'anrait  pas  fait  de  cette  capture  l'objet  d'une  r^clamation  diplo> 

matique, 

c)  dtuie  ftelftauktien  fondee  nur  rellögfttioii  qne  la  eaptote  avnlt  €b6 
elfeotnto  en  Tiolation,  loit  d'une  diqioiition  eonventionnelle  en 
Tignear  entre  les  Pnissances  belUgtfnntee,  seit  d'mie  diepoiition 

I^ale  ödict<Se  par  le  bellig6rant  raptcur. 
Lc  reroTirs  contre  la  d^cision  des  tribunaux  nationaux  p»nt  »'tre  fond^ 
svr      que  cett«  däcision  ne  seratt  pas  justifi^,  soit  en  fait,  soit  en  droit 

Art.  4.  —  Le  recours  peut  Mre  exercö: 

V*  par  one  Paissance  neutre,  si  la  döcision  des  tribunaux  nationaux  a 
port6  atteinte  «w  propriöt*«  en  k  Celles  de  see  resKurtfananta  (article 
3—1^  en  s'il  est  a1Mga4  qne  la  capture  d*iu  naTire  ennemi  a  en  Uen 
dans  les  eaux  tenitodales  de  cette  Fnissance  (article  3— S^'b); 

2^  par  an  particalier  nentre,  si  la  d<icision  des  tribunaux  nationaux  a 
portc  attointe  ä  ses  propri«'t(^s  (article  3 — 1*^>,  soas  rf^scrve  tontpfnis 
du  droit  de  la  Puissaucü  dunt  il  rel^ve,  de  lui  intcrdire  Tacc^  de  la 
Cour  ou  d'y  agir  elle-m&me  en  ses  iieu  et  place; 

3^  par  nn  partienlier  relevant  de  la  Paissanoe  ennemie,  bI  la  ddeUen 
des  tribonaax  nationanx  a  port6  atteinte  ft  ses  propri^tfis  dans  les 
conditions  via^  i  rarticle  3 — ^2^,  k  Texoeption  du  cas  prtTU  par 
ralütte  b. 

Art.  5.  —  Le  reconrs  pent  anssi  6tre  exero6,  dans  les  mtaies  conditions 
ilfL%  Tartlcle  iw^dcnt,  par  les  aj'ants-droit,  neutres  en  enncrais,  du  particulier 
anquel  le  rccours  est  accord^,  et  qui  sont  intervenus  devant  la  juridjction 
nationale.  Ces  ayantK-droit  peovent  exercer  individocUement  le  recours  dana 
la  mesure  de  ieur  lutcrßt. 

II  en  est  de  roöme  des  ayants-droit,  neutres  ou  enncnüs,  de  la  Paissanoe 
nentre  dont  la  propri4t6  est  en  canse. 

Art.  6.  —  Lorsquc,  conformi-ment  h  1  article  3  ci-dessuä,  la  Cour  inter- 
nstionale  est  compätente,  le  droit  de  jnridiction  des  tribnnanx  nationanx  ne 
^t  toe  exere«  k  plns  de  denx  degrÄs.  II  appartient  k  la  l^gislation  dn 
keUlg^iant  oaptear  de  dteider  si  le  leeonrs  est  onvert  aprte  la  dteision 
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leniliie  en  premier  fenort  on  eedeineiit  »pito  la  dteiaioB  rauloe  eii  tgudoi 

en  Cassation. 

Faut«  par  les  tribananx  natioDaox  d'avoir  renda  une  dteision  dt^tioitiTe 
dans  \es  deux  ans  ü.  compter  du  joor  de  la  captore,  la  Cour  peut  Ctre  saisi« 
diiectement. 

Alt  7.  —  Si]m  qneittoii  de  droit  h  rteondre  est  pr^rve  par  une  Coa- 
fentioii  en  Tignenr  entre  le  belUg^rNit  captenr  et  la  Pniaianoe  qni  est  elle- 
m£me  partie  au  litip:e  on  dont  le  ressortissant  est  pertie  Iw  litigB,  la  Goar 

se  Cütifortnp  aux  stipulatiuns  de  laditc  Convention. 

A  defttut  (io  Ti'Ues  stipulatiooB,  la  Goar  appliqae  ks  r*^les  ilti  droit 
international.  Öi  des  rdgles  g^n<^ralement  rcconnues  n'existent  pa^,  la  Cour 
•tatoe  d'aprto  les  pdncipes  g^näranz  de  la  jnatice  et  de  r£qait6. 

Lee  diepoflitlons  d-dessna  wnt  ^alement  applicables  en  ce  qni  coneeme 
Vordre  des  prettToa  ainsi  qne  les  moyens  qoi  penvent  6tre  employ^s. 

Si,  conform^mcnt  ik  Tarticle  3— 2*'c,  le  recours  est  fund6  sur  la  violation 
d'ano  i1ispo>.ition  Legale  ödictöe  par  le  bellig^rant  captear,  la  Cour  appUqoe 
cettf  (linposiLion. 

La  Cour  peut  ne  pas  tenir  compte  dea  d^ch^nces  de  proc^dore  ^ct^ 
par  la  lögialation  dn  lidllgAraiit  capteur,  dans  les  eas  od  eile  estime  qoe 
Im  cons^nences  en  sont  oontraires  4  la  jnstioe  et  k  T^oitä. 

Art.  8.  —  81  la  Gonr  prononce  la  Talidit^  de  la  captore  dn  navire  oa 
de  la  cargaison,  fl  en  sera  disposö  oonfotmADent  anx  lois  da  belligtemt 
captear. 

Si  la  nullitc  de  la  capture  est  prononct'"e,  !a  Cour  ordonne  la  rcstitntion 
du  navire  ou  de  la  cargaison  et  hxc,  äi\  y  a  lic-u,  le  montaut  des  dommages- 
int^ts.  ^  le  navire  ou  la  cargaison  ont  rendns  on  d^tmits,  la  Goar 
d^temine  rindemmti  &  acoordw  de  ob  clief  an  propri^ti^. 

Si  la  nnlUti  de  la  captnre  avait  M  prononc^c  par  la  jnridtctioB  na- 
tionale, la  Conr  n*est  appelte  h  statner  qne  snr  les  dommages  et  intMts. 

Art.  9.  —  Lee  Fnissances  contractantes  s'engagent  &  se  soomettrc  de 
bonne  foi  aax  d^trisions  di  la  Goar  internationale  des  pnses  et  4  les  ex^coter 
dans  le  plus  bref  dölai  possible. 

Titre  IL 

Organisation  de  la  Conr  internationale  des  ptises. 

«Art  10.  —  La  Conr  internationale  des  prises  se  eompose  de  jnges  et 

de  jnges  sappl^ants,  nonun^s  par  les  Puissances  contractantes  et  qoi  toos 

dpvront  rtrc  des  jurisconsnltes  d'nne  comp^tencc  reconnne  dans  les  qnestiou» 
d(  droit  international  nuuritime  et  jooissant  de  la  plus  baute  consid^ration 
morale. 

La  nominatlon  de  cee  juges  et  jnges  supplteots  sera  bite  dans  ks  äx 
rneis  qni  suivront  la  ratification  de  la  prteente  GonTention. 

Axt  11.  —  Les  jnges  et  jnges  snppitents  sont  nonunfis  penr  sae 
pMode  de  six  ans,  k  compter  de  la  dato  olt  la  notUlcation  de  lenr  nosii- 
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Bation  aara  ät6  regue  par  le  Gufisetl  adminütratii  mstitu^  par  la  CoaTeotion 
ftm  h  itghBMBit  pftcifiqoe  im  oMülili  iatecMitUMlUE  *i  19  JaÜlel  ISW. 

Bi  eM  cto  Mi  M  4t  itmtmim  d  nn  jvg^  va  raA  |ige  inppi^aiit, 

i!  r»st  |jonmi  k  son  remplacemrnt  selon  le  mode  f\x(;  potir  sa  nottiination. 
Dans  ce  cas,  la  nomination  est  faite  pour  une  noitveüe  p<6ricMle  de  si.x  ans. 

Art.  12.  -  Lfs  pifjos  de  Ta  Tonr  intornational«'  d*^?"  prises  sont  öffHUx 
entro  eux  et  prennent  rang  d  apres  \a  datc  oü  la  nolilitÄtiori  de  leur  uoiui- 
naUon  aura  6Us  reyae  (artide  11  aliii^a  1;,  et,  s  ils  si^gent  a  tour  de  röle 
{MMb  n  «liateS),  d*«F«te  b  d«te  ^  hu  «  iMettoas.  I«  pnirtMW 
«ppwtient  M  plm       m  cm  oü  la  date  est  1»  mame. 

Lw  |«gM  ■ofplöanu  Bont,  dam  l'eaflrcioe  de  loiin  fonetioH,  «Minitfe 
»IX  jOfW  titnUires.   Toatefois  ils  {irttiuient  rang  apr^s  cenx-ci. 

Art.  13.  —  Le«  jufes  jottinent  des  priTil^es  et  immimit^  diflonatüiaM 
dans  Texercice  de  leurs  fonctions  et  en  dAhors  do  Irnr  yiays 

A?aflt  de  prpndrp  p<>R«fH"iH)!i  de  leur  5i<Ve  Ics  lu^'rs  doisnit,  df^vant  le 
C'oilBeii  admitiistratii,  preti^r  äcrniefit  uu  tairn  imc  ailirmaliun  suietmeiie 
d'«rarflv  tevt  fflnetfan»  avee  impaitiallM  «t  «■  tenl»  eJMriiimi 

Art  14.  K*  Osttr  faodiotilK  M  MiiM»  de  4iliMe  jagcs ;  ne«!  juges 
consdiiiHit  le  qnonitt  Moeasaif«. 

L«  jfefi  ifcnnl  Ml  waplpk^j  «et  f«M|ilirtl  par  le  inff Iteot. 

Art.  19.  —  Let  J«gea  Moide  pa»  Itt  ^ntteaMM  cotitMctlttm  dortt 

les  noms  snivent:  rAHemagne,  les  ßtat^  rnis  d'Amäriqae,  l'Aatrkhe-Hwigiiei 
la  France,  la  Oraade-Bretagae,  ritelia,  k  JaiXMi  et  la  iUisis  seat  toojoncs 

appelt'S  ä  sicher. 

Les  juge«  et  les  jngea  stt^l^a&ta  nomm^  par  les  autres  Puiasaucea 
contractantes  siitgent  k  toor  de  lAle  d*apiAe  le  tablea«  aaaeid  la  ptdiarte 
Ceaveation;  leari  foaetloas  peaTeat  Htn  eittetee  euoeeaaivoMDt  par  la 
Bitaie  penoaae.  Le  mdme  jage  pcat  ttre  nanun^  par  ptmieirs  deedites 
Paiüeaeee. 

Art.  16.  —  Si  nne  Pulssance  belHg^rante  n'a  pas,  d'apito  le  tear  de 

röle,  an  jiij?e  sit^ireoiit  d  ins  la  üoir.  eile  ptMit  dt  nuinder  qae  le  jage  nomm^ 
par  eile  preniie  part  an  jagement  de  toutes  ks  affaires  pr()v<>iiant  dt'  la 
gaerre.  Dans  ca£,  h  sort  dötefmüit;  lei^uel  des  jugm  si^eaut  tm  vertu 
da  tour  de  röle  doit  s'aiMtenir.  Cette  ejcdiuion  ne  aaurait  s'appUqtter  aa 
jage  Domm^  par  l'aatre  bellifffeaat. 

Art.  17.  —  peut  si^ger  le  Jage  qui,  un  Litre  queloooque,  aura 
eoaeMua  &  la  dieielaa  dee  trflMaaaz  aatloaitt  aa  aaia  fignr«  daae  lUataace 
coBiaie  eonBell  oo  aTooil  d*aae  patllBw 

AneiB  jage»  titalalre  et  aappldaat,  ne  peut  iaiarfeair  ooauae  ageat  oa 
conme  avoeat  deraat  la  Goar  iatemationale  des  priaee  ni  y  agir  ponr  nne 
parUe  ea  fael^  qaalil6  ifßt  oe  aeit,  peadaat  tonte  la  dncte  de  lee 
Soanctions. 
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•  Art  18.  —  Le  bellig^iuit  capteor  »  le  droit  de  dMgner  an  officier  de 
mMxisM  d*im  grade  q«i  iMgtn  cn  qnaliM  d'MMflsenr  aveo  Tobc  cott- 
foltatiTe.  La  m«me  fakult«  apparttont  k  la  PoisBance  nentz«,  qoi  «t  dl»- 

mtoie  Partie  an  litige,  ou  k  la  Pnissnncc  dont  To  ressortissant  est  partie  ai 
litige;  s'il  y  a,  par  application  de  rette  (icrnic  rc  disposition.  plusiours  P';i^- 
sances  int^ress^es,  eUes  doiveut  se  concerter,  an  besoin  par  le  sort,  sor 
Tofficier  ä  d^signer. 

Art.  19.  —  La  Cour  61it  son  President  et  son  Vice-Prtsidenr  i  k 
majoritä  absolae  des  soSrages  cxprim^s.  Aprös  deox  toors  de  scrutiD, 
r^lectioii  le  hit  k  la  najoclt6  ralatiTe  et»  en  caa  de  partage  des  Totz,  le 
sort  dteide* 

Alt  90.  —  Lee  jngoe  de  la  Ooitr  intmationale  des  prisea  toiidieDt 
ane  indemnit^  de  voyage  fixte  d'^r^s  les  ri^glements  de  lenr  pays  et  re^iveiit» 
pn  ontre,  pendaiit  la  sestiion  pendant  Texerrirf  de  fonctioiw  OonfftrAeS  pSt 
la  Cour,  une  summe  de  ceut  Hohns  ni'crlandais  par  jour. 

Oes  allocatious,  comprises  dans  Itü  irais  g^n^ranx  de  la  Cour  pn^ms 
par  l'arlicle  47,  sont  versöes  par  Tentremise  du  Bnreau  interaational  insiitue 
par  la  CoBTeatloii  du  89  jnillet  1899. 

Les  jngea  ne  peavent  reoeToir  de  lenr  propre  QoQTememe&t  ou  de  odni 
d'nne  antve  Poissanoe  aneone  HaxvaAtBtiou  conune  neolires  de  la  Cour. 

Art  81.  —  La  Conr  intematioiiale  des  priaes  a  son  attge  k  La  Haye 
et  ne  pent,  san!  lo  cas  de  forcc  majeore,  le  tränierter  ailleon  qa'avec 
l'aesentiment  des  Parties  belligärautes. 

Art.  22.  —  Le  Conseil  administratif.  duns  lequel  ne  fignrent  que  le« 
repräsentants  des  Puissunces  contractantes,  remplit,  ü  l"6gard  de  la  Coor 
internationales  des  prises,  les  fouctions  qa'il  remplit  ä  l'^gard  du  la  Cour 
permaneiite  d^arUtrage. 

Art  23.  —  Le  Bnreau  international  eert  de  greffe  k  la  Goar  inter* 
nationale  des  piises  et  doit  mettre  sea  loeanz  et  son  organiantion  4  la 
disposition  de  la  Conr.  H  a  la  gaide  des  arduTes  et  la  gestion  des  afairei 
adniniitratiTeB. 

Le  seerfitaire  g6n6ral  da  Bnreaa  international  remplit  les  fonctioiii  de 

greftier. 

Les  secr^taires  adjumts  au  greflier,  les  traducteors  et  les  Stenographen 
n^cessaires  sont  d^signös  et  assermentös  par  la  Conr. 

Art.  24.  —  La  Conr  d^de  dn  cboix  de  la  langne  dont  eile  ferausage 
et  des  langnes  dont  Temploi  sera  antoris6  derant  eile» 

Dans  tooa  les  caS|  la  langne  offidelle  des  tritananz  nationanz,  qni  ont 
eonnn  de  TaSaire,  pent  6tre  empbyte  derant  la  Conr. 

Art  85.  —  Les  Pnissances  interessöes  ont  le  droit  de  nottmer  des  agenU 
spöcianz  ayant  mission  de  servir  d'interm^diaircs  entre  elles  et  la  Conr. 
Flies  sont,  en  outre,  antoris<^o<;  ik  cbarger  des  conseils  oa  avocats  de  la 
dtiense  de  leurs  droits  et  int<;r6ts. 
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Art.  26.  —  Le  particulier  intöresse  sera  rcpr^scntv  devant  la  Gour  par 
tm  mandataire  qni  doit  6ire  aoit  an  avocat  ftntorisi  &  plaider  derant  tue 
Goar  d'appel  ov  vne  Cour  mprtme  de  run  des  Paya  contractante,  seit  nn 
atoii6  ner^aiit  sa  ptoiessioii  anprds  d'ane  teile  Covr,  seit  enfin  nn  profeasenr 
de  droit  k  nne  ^colo  d'cnseignement  sop^riear  d*aii  de  cee  pays. 

Art  27.  —  Ti)ur  toutes  les  notifications  faire,  notammfint  aux  parties, 
aux  ttmoins  et  aux  experts,  la  Cour  peut  s'adresser  dirtctLinent  au  (Joiiver- 
nement  de  la  Pnissance  sur  le  territoire  de  laqaelle  la  notilication  duit  etre 
eHeofeate.  H  en  eet  de  möme  e'il  s'agit  de  faire  pmctfder  i  retablisaement 
de  tont  mojren  de  pcesve. 

Les  reqii6tes  adrooedeo  k  oet  tiet  «cont  eaiteiitdes  müTwt  les  mojens  dost 
la  Pnissance  reqoise  diepoee  d'apr^s  sa  14gial»tio&  int£rieare.  Elles  ne 
penvent  t*tr(»  rr^fus^es  que  si  cette  Puissance  les  juge  de  nature  a  porter 
atteinte  ä  sa  souverainetd*  on  ;\  sa  s^arit^.  S  il  est  donn^  saite  ü  la 
reqafite,  frais  ne  comprennent  que  les  d<ipenses  d'ex<lcution  r^llement 
4|fectn6e8. 

La  Gonr  n  ^alemoit  la  facultö  de  recouiii  k  Vint^rm^aire  de  la 
Puasanoe  aar  le  tenitoire  de  laqnelle  eile  a  son  si^ge. 

Les  iiotifieations  h  faire  aux  parties  dana  le  Uen  oü  ai6ge  la  Com  peuvent 
ttre  eitenttes  par  ie  Bnrean  intematioiial. 

Titre  III. 

Prof^dnri'  tl«  vant  la  Cour  internationale  des  prises. 

Art.  28.  —  Le  recours  devant  la  Cour  iDternatiunale  des  priscs  est 
furme  au  moyen  d'une  d^claration  C'crite,  faitc  devant  le  tribuiial  national 
qnt «  Statut,  on  adreesfie  an  Bnrean  iatematiaiiAl;  oelni-ci  peut  6tre  saisl 
mfime  -par  tAlCgtamme. 

Le  d61ai  du  reconrs  est  ßxe  u  cent  vingt  jours  k  dater  du  Jonr  oh  U 

dficision  a  ('f<'  prononcOc  nti  notift'e  i'article  2  alin6a  2). 

Art.  29.  —  Si  la  dtclaratiun  de  reconrs  est  faite  devant  le  tribunal 
national,  celni-ci,  saa^  exauiiner  ni  le  d^lai  a  et^  observ^,  fait,  duiiä  les 
sept  jours  qoi  suirent,  cxpddicr  le  dossier  de  Taffaire  au  Bureau  inter- 
national. 

Si  la  dddaration  de  leconxs  est  adreastfo  an  Bnrean  international, 
celni<i  en  prc'vient  directement  le  tribunal  natlMial,  par  t^l^gtamme  s'il 
est  possible.  Le  tribunal  trannnettra  le  dossier  conme  U  est  dit  &  l'alinto 
pi^dent. 

Lorsqne  le  recoors  est  forme  par  un  particulier  neutre,  le  Bureau 
miemational  en  avise  imm^di&temcnt  par  t<316gramme  la  PuissajQce  dont 
relive  Ic  particttlier,  ponr  permettre  k  oette  Fnissanoe  de  faire  Tsloir  le  droit 
qne  Ini  reeonnatt  Tarticle  4—2"* 

Art  30.  —  Dans  le  cas  pr4vu  Tarticle  6  alinC-a  2,  le  recours  ne  peut 
^tre  adress6  qu'au  Bureau  international.  II  doit  i'tre  introdnit  dans  les 
trente  jours  qni  snivent  l'expiratioa  du  dölai  de  deox  ans. 

32* 
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Art.  81.  —  Faute  d  avoir  lom€  aoo  recouTä  ü&ns  le  del&i  flx^  & 

tlMIflfMB»  II  «He  juMMe  d'lh  «Mp^dnoMit  4«  fotre  najeure  et  ai  eHe 
a  form^  bod  l^obrt  dans  l^s  soixant»  Joiin  qui  ont  saivi  ia  Cassation  d«  oet 
cmitr-fUcm^^nt.  f>ll(>  ^»fnt  rtrr>  rc1^v^  ie  ift  4£«Miiiee  eacoiunie,  la  faitie 

*dvfT«<*  aj-ant  i-ti'  dünunt  eiU^^ndnc. 

Art.  Hä.  —  Bi  ie  r«cours  a  6tö  ft^rine  en  temys  «üit:,  la  Cuur  aoCilie 

«I  Mas  d^ai  h  1*  putb  «dfcne  ttne  cogte  ofertlife  «oiloma  ie  h 
döelantioa. 

An.  86.  —  61,      M«tt  dca  parties  qui  se  iMt  f— nw  Aevant  1» 

Vbxit,  fl  y  a  d'aatffs  irtt^reefe^  nyant  Ic  droit  d'wmrr  !p  reroors.  otl  si 
dans  Ic  caa  ppßvn  a  r«rtic1e  t9  alin^a  3.  la  Pnissancc  (jiii  a  t't<'*  avig^p,  nt 
pas  fiiit  connattn-  sa  r<M  lutiun,  la  Tour  attend,  pour  se  saisir  dr  l'afiain, 
quc  les  delais  prövus  .t  1  article  28  (*u  a  1  article  30  soient  expin-s. 

Art.  34.  —  La  procöduie  devant  la  Coar  internationale  coniprend  dem 
Itliitea  difttiiictea:  l'lnsinielloii  teilte  et  tea  dCbaia  «ttvx. 

L'instniction  «ciita  mtiiMe  diuis  Ie  i«pM  et  IMaii^  fl'tafroail,  dt 
ttnitfte«expoaes  et>  ati  beaoiü,  de  i^pliqties  dnht  Tordre  et     deiAia  srat  fix«« 
par  la  Cour.   Lea  partiea  j  joigneni  tontea  jiüttä  et  docoltattli  dMt 
eomptent  se  senrir. 

Tout€  piece.  piMnluitc  par  niu-  partie.  doit  «'-tre  ( (iiiiiiiuiiiqufe  en  copie 
certiti<5e  conforme  &  1  autre  partie  par  l  intcmaediairc  dv  la  C^out. 

Ali.  36.  —  L'iaatnetioii  «crite  ^tait  tamiiide,  il  y  a  Uea  ä  «ne  aidicim 
poMlqiM,  daat  1«  jeor  eat  1x6  fmt  la  Cavr. 

Dans  eette  audfeooe,  lea  partiea  expeaent  ViUZ  de  raHaive  en  fait  «t 
en  droit. 

La  Conr  peut.  en  tcut  «"tat  de  cause,  siispi  iuirf  lc8  plaidoiries,  soit  ä  1» 
(li  Tiiaiido  (i  un(  des  parties,  soit  d'ofüce,  ponr  procädec  4  iine  infonuatiea 
coHiplemeutaire. 

Art.  86.  La  Goar  tetaraadwa]«  pant  ocdonner  f  oe  Tüifennatlen  o«m> 
pUMQtam  ania  lie«,  lolt  ooiifacaidaMnt  au  dtapaaltiona  de  ractida  27,  Mit 

diicctement  devant  eile  oo  derant  tin  ou  plnaieon  de  ses  membtea  ca  taat 

4|ae  cela  pcut  sc  fairx?  sans  muyen  coerciUf  ou  comminatoire. 

Si  des  mesnrt'f«  d'information  dnivent  Atre  priscs  par  des  mcinbrfs  de  !a 
Cour  m  debors  du  tt  rritnire  oü  eile  a  son  ai^e,  1  aeseutiment  du  Gouveruemeiit 

^trangur  doit  ötrc  oljtviiu. 

Art.  37.  —  J>n)  parttes  sont  appet6es  k  aasister  ä  tuwtes  aiesurca 
dliiatnRMaft.  Kitea  MttilVM^  vne  oepie  oKtttie  caMtoma  dea  piaafei'Veriawu 

Artt8.~Lto««Ma8oiit  dlffg«8  pw  Ie  Pk4RMei«  an  leTlaa-PlMMt 
et,  cn  cas  d'abaenoe  oa  d'empecbement  de  Tan  et  de  l'antte,  pas  la  plai 
iMcien  des  jni^s  präsent». 

Le  jage  noaiDie  par  ane  Partie  betttgeraale  ne  peut  aMger  eoauM 
Pr^dent. 
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Alt  aa.  —  Lea  d^bata  «op|  pvItUe«  Maf  le  droll  pQnr  mm  |lii|aaiice 

en  litige  de  demandcr  i|u'il  y  soit  proc^dö  ii  hui»  clos. 

i|£  soQt  dans  des  pruc^-s-verbaux,  t^e  sigfk^t  le  Pr69i(lcnt  et 

la  grefiier  et  qai  seul^  um  c^tracUTe  autbtoituiue. 

Art.  <ll>.  —  Bn  cas  de  noQ-compaEiiliou  d'uo«  des  parties.  bien  qae 
regulieremcnft  citte,  m  faate  par  eile  d'agir  cUuis  les  d^laü  fix6ä  par  la  Guar, 
ü  psl  praaftU  tMf  illt  M  1%  C<w  4Milt  Im  mimtä  i1'9j)pf«<4atloii 
qn'elle    &  sa  diqH>iition. 

Azt.  41.  ^  La  Ooar  sotiie  i'ottM  mu  p«rtiM  tiwtM  Mtes  os 

oidoimaDces  piiset  vn  Um  absence. 

Art  42.  —  La  Cow  aipiMe  likiMiipt  Veiiwbk  de«  aolMy  pieiires 

^  d^ksaÜQDi  cinües. 

Art,  48.  —  Lea  ddUMiallraB  de  U  Cow  oQt  Iii«  ik  Iniia  cIm  «fe 

Toute  deciäiun  est  priso  ;i  la  majuriU*  des  juge»  preaents.  äi  la  C(>^r 
Büge  Ol  oomlm  pair  et  11  y  ait  partoge  des  reix,  la  toIx  du  dernier 
de«  jngea  dans  Tordn  de  prtflöanee  €tabll  d'aprte  Tartiele  18  alinöa  1  n'eit 
paa  compMe. 

Art  44.  —  L'arrtt  de  la  Cour  dolt  ttre  notir^.   II  nentioniie  lee 

Horns  dee  jtiges  qiii  y  ont  particip^,  ainsi  que  les  noms  des  aameieow,  8*11  y 
a  tteo;  il  est  slgnö  par  le  Fiiteideiit  et  par  le  gre!fier. 

Art.  45.  —  L'arrf  t  est  pronono^  en  s^aQce  publique,  lea  parties  prAaentes 
<m  dü^nent  a^peK-es :  il  egt  qotifi^  d'office  aux  partie«. 

Ce^p  notificatiup  une  fois  faite,  la  Goar  fait  parvenir  aa  trlbanal 
national  dee  pifeea  le  dossier  de  TaSaire  en  y  joignast  nne  exj^d^tion  de? 
«tivenea  dteitfon  iBtarT^nitM  ainai  qu^nne  eopie  dea  prooia-Tar1ia|ix  de 
r||iq(ni^on. 

Art  46.  —  Ckaqne  9fkfti«  anyvozta  |aa  Iraia  occaaioiin^  p«r  ^  piopit 

La  partie  ql^  succombe  supporte,  cn  outiL'.  ks  fr.iiü  causOs  par  1% 
ftWütdmt.  Elle  doit,  de  plu-^  verst  r  un  centitme  do  la  valenr  de  l'objet 
UtigieQx  ä  titre  de  coptributiu(i  aux  fraiü  gcuerau^  h  Cuur  iiitccoatipa^^e. 
Lß  mo|)^nt  4^  ceg  verseq^ents  es^  iitfif\ai^&  par  l'ar^öt  de  la  Cu^r. 

8i  Ifi  raooni«  est  (»ero6  par      |»articii]ier,  celnf-ci  fonimit  as  Boie^i^ 
inteniatioiial  an  cautloiuienient  dont  le  qpiitaiit  eat  ixi  par  la  Conr  et 
est  destii^  ^  garantir  Tex^cutloil  ^fentucllc  des  deux  obligatiuns  mentionn^s 
dana  Talin^a  pr^cödent    La  Cour  p^ut  wborduauer  VQnvertocf»  de  la  pio<c4- 
dure  aa  vefsement  du  cautionnpmcnt. 

Art,  47.  —  Les  frais  gtneraux  de  la  ('üiir  intt-rnaf iouale  des  prises  sont 
aapp^rt^ü  par  1^  Puiääauctä  coptracUntes  dunb  la  proport^uu  de  lear  parti- 
cipation  aa  {oacUoan^ment  de  la  Coijr  lelle  qu  elle  est  pr^vue  par  Tartlcle  15 
fit  Biv  le  ttlriMMi  y  ainei^.  La  däaigaatiqn  4aa  jnges  &uppu^ta  aa  demie 
pM  Hav  4  ooirtrilNiftieii. 
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Le  Conseil  administratif  s'adresse  anx  Faiasanoes  ponr  obtenk  Ics  fonds 
n^ssaires  au  fonctionncmcnt  de  la  Gour. 

Art.  48.  —  Qtiand  la  Cour  nVst  pas  in  Session,  les  fonctions  qui  !ui 
öout  conldr^es  par  1  article  32,  l'aiticle  H4  alinöas  2  et  3,  l'article  3ö  alinta 
1  «t  raztide  46  aliiiäa  3,  mnt  ezeioAw  |iar  ane  DäUgatkn  de  trois  jugea 
dteignfe  par  la  Conr.  Gette  0614gation  dteide  k  la  majoritd  des  veiz. 

Art.  49.  —  La  Conr  fait  elle-ratoie  son  rfigleanent  d*ordie  InMrieiur  qni 
doit  etre  6oin]iiiiiiiqa4  anx  Pttiasancea  eontnctantea. 

Dans  rannte  de  la  ratifieation  de  la  prteente  Conrentioii  eile  ae  itaniia 
ponr  ölaborer  ce  r^glement. 

Art.  50.  —  La  Cour  peut  proposer  des  modifications  h  apporter  anx 
dispositions  de  la  präsente  Conv<^^nti(>ii  qui  cuncernent  la  proc^dare.  Oes 
propositioDs  soht  commaniqu^es,  par  l  interm^iaire  du  GoaYernement  des 
Fays-Bajs,  wax  Poissances  contractantes  qni  se  conoertefont  snr  la  saife 
it  7  donner. 

Titre  IV. 
Dispositions  tinales. 

Art.  r>l.  —  La  präsente  Convention  nc  s  applique  de  plt  in  droit  qae  si 
les  Puiss&nces  bellig^rantes  sont  toutcs  parties  ü  la  Cunveniiou. 

n  est  entendu,  en  oatre,  que  le  recouis  devaiit  la  Goar  intem&tioiul« 
des  pilses  ne  pent  6tre  exeroö  qiie  par  ane  Puiasance  contractante  en  k 
nesortissaiit  d'ime  Pnlssance  contractante. 

Dans  les  cas  de  Tarticlc  ä,  le  recoms  n'est  admis  que  si  le  propfitftaite 
i't  ravunt-didit  sont  ^galcnient  des  Pniflflanoes  oontractantM  oa  des  rcwor- 
tiflsants  de  Paiasaiu es  rnntractantes. 

Art.  52.  —  La  presente  Convention  sera  ratifi^e  et  les  ratifications  ea 
«eront  d^poedes  k  Haye  d&s  qoe  toates  les  Poissances  d<^signäes  k  Tartiele 
15  et  dans  aon  anneze  seront  en  mmre  de  le  faire. 

Le  d4p0t  des  ratifications  aoia  liea  en  tont  cas,  le  90  Jnln  1909^  sl  les 
Fniasanees  prftes  k  ratilier  peuvent  lournir  k  la  Cour  nenf  jnges  et  neaf 
jages  siipplt'ants,  aptes  k  sißger  offortivcraent.  Darif*  lo  cas  contralre,  led4pAt 
sera  ajoiiriu-  jusqa'au  moment  oü  cette  condition  sera  reniplie. 

II  sera  dresse  du  düpOt  des  ratifications  un  proces- verbal  dont  ose 
copie,  oortüfe  conforme^  sera  remise,  par  la  Toie  diplomatique,  ä  chacnne  des 
Pnlssanoes  d6sign4es  k  Talinfa  premier. 

Art  68.  —  Les  Fnissances  d4sign4es  k  Tartide  15  et  dans  son  anneie 
sont  admises  ä  signer  la  präsente  Convention  jasqn'an  d4p6t  des  ratifieation 
prÖTti  par  Talinr^a  2  de  l'article  pr«'*c«'(it  nt. 

Aprils  ce  dt'j'öt,  olles  seront  tonjours  admises  ä  y  adherer,  purement  et 
simplement  La  Paisi$ance  qui  desire  adb^rer  notilie  par  ^crit  son  intenüoa 
an  OonTememeDt  des  Pajrs-Bas  en  Ini  transmettant,  en  m6nie  temps,  Tacte 
d'adh^sion  qui  sera  d£pos4  dans  les  arcbiTes  dndit  GonTemement.  Cslni-d 
enTetra,  par  la  Toie  diploroatiqne,  nne  copie  certifite  oonforme  de  la  notffi> 
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cation  et  de  l  acte  d  adhtsidii  :\  tüutes  les  Pnissances  ddsignöes  ä  Taliiida 
px^dent,  en  lear  faijsant  savoir  la  date  oü  il  a  re<;u  la  notitication. 

Art.  54.  —  La  pr^'scntp  Convention  cntrera  en  vignenr  six  mois  ä  partir 
4o  döp^t  des  ratilications  prevu  par  1  article  52  alin^as  1  et  2. 

Iteä  adhcsioiii)  pruüuiroDt  eßet  soixantc  jotm  aprds  que  la  notification 
en  «Ufa  ibi  re^ne  par  le  QmivvcnmBat  det  Payi-BM  et,  an  plus  tAt,  k  Tex- 
pinttion  da  d^la^  pi6Tn  par  Tallitte  prfiefident. 

Tontefois,  la  Cour  internationale  ania  ^nalit^  poir  Jäger  les  aSairee 
de  prises  döddto  par  la  jnridiction  nationale  &  partir  dn  ddpOt  dee  latificationi 

on  de  la  rdception  de  la  notification  des  adbMoai»  Pour  rr-s  di^cislons,  le 
d^lai  fix^  ii  rarticlc  28  alin<!'a  2,  nc  scra  compt^  que  de  la  date  de  la  miae 
en  vigueur  de  la  Convention  pour  les  Pnissances  ayant  ratitk-  uu  adlien''. 

Art.  55.  —  La  präsente  Convention  aura  unc  dun  e  de  doiizc  ans  h 
partir  de  sa  mise  eu  vigueur,  teile  qa  eile  est  deteriiiincti  pur  1  article  04 
alinöa  1,  mCme  pour  les  Puiäsanceä  ayant  adherä  post^rieorement. 

Elle  aera  xenonvel^e  tacitenunit  de  dx  ans  en  six  ans  sanf  dtoondation. 

La  d&Mneiation  devra  fttre«  an  moins  nn  an  avant  l'eipisatioii  de 
chacanc  des  p^riodes  prt'vues  par  les  deax  aUntes  pr6o6dents,  notifide  par 
^crit  au  Gonvorncment  des  Pays-BaSt  Q«)  en  donnera  connaissance  k  toates 
les  autres  Parties  contractantcs. 

La  d(inonciatiou  ne  produira  ses  t  fFets  <iu'ä  l'dgard,  de  la  Fuissance 
qai  1  aura  notifi^e.  La  (Convention  bubbistera  pour  les  autres  Puissanci  s 
contractant^b.  pouivu  que  leiir  participation  k  la  d^signation  des  jugcä  soii 
sniBsante  ponr  permettre  le  lonctionnement  de  la  Coor  avcc  nenf  juges  et 
neoi  jnges  sappltents. 

Art.  56.  ~  Dans  le  cos  ob  la  präsente  Convention  n'^  pas  en  vignenr 
ponr  toutes  los  Puissances  d(}signäos  dans  Tarfcicle  16  et  le  tablean  qni  s*7 

rattachc,  le  Conscil  administratif  dresse,  conformöment  aax  dispositions  de  cet 
article  et  de  ce  tableau,  la  liste  des  jupes  et  des  juires  Supplikants  i^tur  lesquels 
les  Pnissances  contractantes  participeut  au  fonctioniicnK  iii  de  la  Cour.  Les  juges 
appeles  a  si^er  ä  tour  de  röle  seront,  pour  le  ivmpn  qui  leur  est  attribue 
par  le  tablean  sosmentionntS  repartis  entre  les  dilArentes  annto  de  la  pdriode 
de  six  ans,  de  manitee  que,  dans  la  mesnie  da  possible,  la  Conr  fonctionne 
chaque  annte  en  ncnnbre  ^gaL  8i  le  nombre  des  jnges  supplöants  d^passe 
celui  des  juges,  le  nombre  de  oes  derniers  pourra  ^tre  coniplät6  par  des  jages 
snytp]>^pjits  li^sign^s  par  le  sort  parmi  ceUes  des  Pnissances  qui  ne  nomment 
pas  de  juge  titulaire. 

La  liste  ainsi  dressi'e  par  le  (  ouseil  administratif  sera  notifi<5e  aux 
Poissances  contractantes.  Elle  sera  revis^e  quaud  le  nombre  de  celles-ci  scra 
modifi4  par  snite  d'adbösions  on  de  d^lnonciations. 

Le  cbangcmcnt  4  opiSrcr  par  suite  d  une  adbdsion  ne  se  produira  qu'& 
partir  da  1"  JanTier  qni  snit  la  date  k  laqnelle  radhöslon  a  son  effet,  k 
moins  qne  la  Pnissance  adb^rente  ne  seit  nne  Poissanoe  belligärante,  cas 
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aaqnel  eile  peut  demandir  d'Hre  aa^sitv>t  repr^sent^  dans  U  Cmt,  U  ü»> 
pOBition  de  Tarticle  Iti  et&nt  da  mite  <i[)i>lii  able.  s  il  y  a  Wen. 

Ql^%ii4  k  no^nbre  toUl  4«i|  jag&s  iaf^f^eur  ä  ooäej  |ept  jages 
oonstltoeiit  le  quoroin  Qtoititivfc 

les  aUn^M  1  «4  9  de  ridrt4cl«  5d,  cbAqae  PaiManoe  wntnotfQto  poiifri 

demander  ane  modiücation  des  duposiUons  de  rarticl«  15  do  t^blMMi  y 
annex^,  relativement  h  sa  participation  au  fonctionncment  de  la  Goar.  La 
deinande  sera  af1re«s*'*f  an  '"onseil  ftdininistratif  iiui  l  examinera  et  iüumettra 
k  toutes  icä  i'uiääapceii  dv.a  ^ruiiuäiiiuuä  äur  la  tmita  ü  y  dunuef.  (ies  Fuiü- 
mqoM  |ef«n||  dang  le  pli}3  br^f  d^l«U  po§aibl«,  conQ»!tni  |ev  iteolqtion  «u 
Cons^  ftdmliiistffttil.  Le  iMtnA  eei»  iiwXWiteWPt^  et  «I  ipwint  qa  •)) 
et  trente  jours  avant  l'expintioii  da^it  dölei  de  dem  ensi  eomniiiiiqiitf  i  la 
Ptiiseaiice  qm  a  fait  la  demande. 

Le  cas  <^cb^ant,  ]oh  modiflcations  adopt^es  pnr  PtUMtnoes  entrecoat 
en  vigueur  di-s  le  comrnencement  de  la  iioavelle  piriode. 

En  foi  de  quoi  les  Plönipotentiaires  ont  rev^ta  la  pr^Dte  Conveutioa 
de  leon  ligiiatuei. 

fUt  i.  I«  Haye,  le  diz-lndt  oetobn  pifl  neaf  eent  wegitf  «i  nn  leol 
exempl&ire  qui  restera  ddpoet  dam  les  an^ves  da  QoBTeneqient  des  Pays- 
Bas  et  dont  des  cupies,  certtfit^es  conformes,  seroot  remises  par  la  voie  di^4h 
laatifM  atu  PaiasaDeee  d^gB^e«;  h  l'article  Ib  et  daae  ecn  annexe. 

^äigRatures) 


Annexe  de  l'article  15. 
Distribution  des  jages  et  jages  sappl^ants  par  payq  poair  cha4|ae 

de  la  p^ode  de  six  ans. 


Jage«. 

Juges 
enpplnnts. 

Jagea. 

Jage» 
sappltants. 

r*"  aniMie. 

4 

Norv^ge 

Sil  ("'dp 

1 

Argentine 

Paraguay 

5 

Tay  8- Bas 

Belglquc 

2 

Colombie 

Bülivie 

6 

Turqaie 

Lozemboaig 

3 

Esp^gne 

Espagne 

7 

Uragnay 

Coeta  Rica 

4 

Qrtce 

ItoaaiMiie 

Iii'  '  anut'C 

5 

Saide 

1 

Br^ 

Douujucaiiit: 

6 

Tay  s- Bas 
Torquie 

Bdgiqae 
Perse 

e 

3 

Chiaa 
Kipagaa 

Twrqtii^ 

portoial 

II*^  aan«e. 

4 

Payt-B«! 

Saiiae 

1 

Argentine 

Panaaia 

l 

Roumaoie 

GriKje 

2 

Espague 

JSspagne 

Suide 

Dänemark 

3| 

Roamanie 

'1 

HaiU 
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5 

2 

Chine 

Tarquie 

6 

3 

Espagne 

Portugal 

7 

4 

P^rou 

Honduras 

ö 

Rouiu&Die 

Grfece 

1 

6 

SnMe 

DanenuflE 

2 

7 

SvisM 

3 

V^*  «wie. 

4 

1 

Belgiqa« 

Pays-BM 

a 

2 

Bnlgaile 

Moiitfntgro 

ß 

a 

7 

Dapemaik 

Mexiquc 

Perse 

Portugal 

Belgi4ii# 

Chili 


Noirig's 

Cnha 
Chine 
Espagne 

annöe. 

Fay8-B«s 

Salvador 
^'u^rv6g§ 

BlMMIft 

I  ebne 


■Xm.  Convention  concernaut  les  droits  et  les  devoirs 
Puissances  neutrea  eu  cas  de  guerre  manUm«. 

$»  Vaiftft^  r]Eia|Mfev  4*4l1em«g9fi,  B<4  Hß  Prmie;  le  FMsidmt  ^» 

£t«t8-ünis  d'Am^rique  etc.  ^) : 

En  vue  de  diminner  les  divirgoncos  d'Qpiniqn  qui,  ep  caa  de  gtierre 
uiiiritime.  «  xisteiit  encore  au  sujet  des  rapports  entre  les  Pnissances  nentres 
et  les  Puissances  bellig6rvites,  et  prevenir  les  üithcultcü  auxi|uelltfä  ces 
dirergences  pourntont  dfafnm  Uen ; 

Cop^d^ruit  «ae,  si  Tan  ne  |»eat  conoerter  malnCepant  4m  süpa- 
tetioBB  s*6teiMUiit  4  tootes  les  ci^nBtences  %m  peuvent  se  präsenter  duis 
la  pratique,  il  y  a  nöanmoins  une  ntilitö  incontestable  ä  ^tablir,  dans  la  mesure 
du  possible,  des  H>g)e8  commones  povf  le  oas  oä  matbearemeiiieat  U  goerre 
Tißndrait  k  Delator ; 

Consid^rant  ^ue,  puur  ies  cas  nun  prcvus  ^ar  la  prösoDte  Convention, 
tt  j  a  lien  de  tenfar  eompte  dee  pcincipes  g6n6raax  du  droit  da*  geoe ; 

Canaid^nuit  qn'il  est  döalnble  qne  les  PuissuiGes  ddictent  des  prescrip* 
tiom  prtdseB  ponr  i^gler  les  conseqnenoes  de  r#tat  de  nentratttd  qa*ellee 
MUiient  adopt^; 

Consid^rant  que  c'est  pour  los  Puissances  nrntres.  nn  dovoir  reconnu 
d'appHquer  impartialemeot  aox  divers  bellig^rants  les  ^les  adopt^ 
par  elles; 

ComfdCffant  qqc,  dem  cct  ocdre  d*iMes,  ees  rdgk»  ne  demMeat  pas»  en 
principe,  (tre  chaogfes,  an  eoors  de  la  gnerre,  par  une  Poisnnce  nentre 
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sauf  ilans  ras  oü  l'exp^rience  acqiiise  en  d^oniretait  U  n^oeflüt^  ponrlA 
sauvegardu  de  ses  droits; 

Sont  convenus  d'observcr  les  r^gles  commuiies  suivantes,  iiui  ne  saaraient, 
d'ailleurs,  porter  aacune  atteinte  anx  stipalations  des  trait^ä  g^iK^ranx  exis* 
tuitt,  et  ont  nomine  ponr  Leute  FlAiipote&tiaixefli  eaToir^): 

Leeqaels,  aprte  «voir  d^poBi  lenn  pleins  ponToiie,  tionYte  en  boiwe  et 
diie  fonne,  acut  coDTenns  dee  diapoeitioiie  nÜTantee: 

Axt.  premii  r.  —  hoB  bellig^rants  sont  tenus  de  respeeter  lee  dietti 
souvrrains  des  Puissances  noutrrs  ft  de  s'aivstcnir.  dans  Ic  tcrritoire  on  les 
eaax  neatres.  de  tous  actes  qiii  cuiistitueraient  de  la  part  des  Foissa&ces  qili 
lee  tol^rcraient  un  manqoement  k  leur  neutralit4§. 

Art.  2.  —  Tone  actee  d*hostiIit^,  j  compris  la  capiure  et  Tcxerdce  da 
droit  de  Visite,  cominis  per  des  Taisseanz  de  gpene  bdligäcaats  dun  ki 
eanx  tetritoiialot  d*ime  PniesaDce  aeatre,  constitnait  ime  violation  de  U 
neatralitd  et  sont  Btrictement  intetdlts. 

Art.  8.  —  Qaand  nn  navire  a  m  <  apfur<^  dans  les  eaox  territoriales 
(l'nnc  Puissance  ncntre.  rette  Puissance  doit,  si  la  [iriso  est  enrore  dans  8» 
juridictiuii,  uscr  des  moyens  dont  eile  dispose  ponr  unv  la  prise  soit  reläch^e 
avcc  l  sc'ä  uüicicrb  et  sou  Equipage,  et  poar  que  l^qaipage  mis  ä  bord  par  le 
capteur  soit  intern^ 

8i  la  pfise  est  hors  de  la  jntidictioii  de  la  Pniwisaiuse  neatre»  le  Ooo- 
Temment  capteur,  sor  la  demande  de  oelle-ci,  d<nt  rdAeher  la  prise  vfee 
ses  oiBciers  et  son  Equipage. 

Art.  4*  —  Aacnn  tribunal  des  prises  ne  peut  Otre  constitu^  par  sä 

bellig^rant  sur  un  territoire  neutre  ou  sur  un  navire  dans  des  eaux  nrntr^f 
Art.  5.  —  II  est  intrrdit  aux  bHIirr^rants  de  faire  des  ports  et  des  eaax 
neutrcs  la  liase  d'op<'ratioiis  navales  runtn;  Kurs  adve r^aires,  imtainriunt  dy 
instalicr  des  Station»  radiu-ti^legraphiques  uu  tout  appareil  destiue  k  serrir 
comme  moyen  de  commanication  arec  des  forees  belligtomtes  sur  tene  oe 
sur  mer. 

Art.  6.  —  La  rcmise,  &  q[Qe]iiiie  titre  qae  ce  soit,  faite  directement  oa 
indirectement  par  une  Puissance  ncntre  k  une  Puissance  belligßrante.  ic 
vaisseaax  de  gaerre,  de  munitions,  oa  d'im  matöriel  de  gaerre  qneloooqoe, 
est  intcrdite. 

Art.  7.  —  Une  Puissance  neutre  n'est  pas  tenue  d'empficher  Texpor- 
tati(Mi  oa  le  traasit,  ponr  le  compte  de  Tnn  on  de  Tantre  des  bellig^rantt, 
d'armes,  de  mnnitions,  et,  en  gto6ral,  de  tont  ee  qni  pent  £tio  ntile  h  nse 
axm^e  ou  k  une  flotte. 

Art.  8.  —  Un  Gouvernement  neutre  est  tenu  d'user  des  moyens  dont  il 
dispose  pour  emp^chcr  dans  sa  juridiction  T^quipement  ou  l  armement  de  tont 
navire.  qu  il  a  des  motifs  raisonnables  de  croire  dcstinä  h  rroiser  ou  k  COB* 
courir  k  des  op(^'ratious  bostilcs  contre  uuc  rui;>äance  avec  laquelle  il  est  en 

Siebe  oben  S.  416  ff. 
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psix.  n  est  ftiini  tenn  deiner  de  la  meme  anrveUlaaee  poar  emptelier  k 

d^part  hors  de  sa  juridii  tion  de  tont  navire  drstin«'  ä  croiser  oa  k  concooiir 
h  lies  op<''ratioi)s  liostilos.  et  qiii  anrait  6t(:,  dans  ladite  jiiridicüoiii  adaptf 

en  tout  ou  eu  pä.rtie  u  iltü  uüagüi»  de  guurru. 

Art.  9.  —  Une  Poissance  neutre  doit  appliqoer  ^galemtiit  aiix  iU-u\ 
beliigdrant«  les  conditions,  restricUona  oa  intcrdictions,  ^ct^es  par  eile  pour 
ce  qoi  conoeme  radmiwioti  dint  ses  pgrtg,  rades  ou  eanx  territoriales,  des 
naTirefl  de  guerre  beUig^raato  on  de  lenn  ittises. 

Touteloie,  une  Puusance  neatie  pent  interdire  raoode  de  aee  pori»  et 
de  aes  ndes  aa  narij^  belligörant  qvi  anrait  n^Ugö  de  se  conformer  aax 
ordies  et  prescriptions  ädict^s  par  eile  ou  qoi  anrait  violö  la  neatralitö. 

Art.  10.  —  La  neutralite  d'iinc  Puissance  nVst  pas  romproniise  par  le 
simple  pa.^sagi  dans  ses  eaux  territoriales  des  navires  de  guerre  et  des  prises 

des  belligerants. 

Art.  11.  —  Une  Puissance  neutre  pcnt  laisser  les  oavires  de  guerre  des 
bellipi^rants  se  servir  de  ses  pilotcs  breyetös. 

An.  12.  —  A  delaut  d  autres  dtspositioDS  speciales  de  la  l^gislatiuu  de 
la  FulMaDoe  ncotie,  il  est  interdit  ans'  iiaTkee  de  gnetre  dee  beUig^raote  de 
demenrer  dane  lea  ports  et  tadea  on  daoa  lea  eawc  tmitorialea  de  ladite 
PniBaanee,  pendant  plna  de  94  heues,  aaitf  dana  lea  caa  pr6fna  par  la  prft- 
aente  Convention. 

Art.  13.  —  Si  une  Puissance  avis^e  de  rouvcrttiro  des  hostilit^s  api»renfl 
qu'un  navire  de  guerre  d'un  bcllig^rant  se  tronve  duns  nn  de  ses  ports  et 
rades  ou  dans  ses  eanx  territoriales,  eile  doit  notifier  audit  navire  qu  il  devra 
partir  dans  les»  24  henrcs  ou  dans  Ic  dclai  pn-scrit  par  la  lui  locAle. 

Art.  14.  —  ün  navire  de  guerre  belligeruut  ne  peut  prulunger  suu 
s4joar  dans  oii  port  neatie  aa  del&  de  la  darfo  I^ale  que  ponr  caoae  d^ayaiiea 
m  k  niatm  de  ]'4tat  de  la  mer.  n  dem  partir  dia  qae  la  cause  da  retard 
aora  oeaad. 

Lea  r^gles  snr  la  Umitation  dn  söjonr  dans  les  ports,  rades  et  eaux 
nentres,  nc  s'appliquent  pas  aux  navires  de  cnierre  exclnaivement  afiect^s  4 
une  niission  religieuse,  scientifiqne  ou  philanthropique. 

Art.  15.  —  A  d^faut  d'autre.s  dispositions  speciales  dr  la  leffislation 
de  la  Puissance  neatre,  le  nombre  maximum  des  navires  de  guei  re  d  un  bel- 
lig^rant  qui  pourront  se  troaver  en  meme  temps  dans  an  de  ses  ports  Ott 
fadea,  aera  de  troia. 

Art  16.  —  Loraque  dea  naviiea  de  gaerre  dea  denx  Partiea  belUgärantea 
ae  trouvent  simoltaatoient  dans  un  port  ou  une  rade  neutrcs,  il  doit  sYcoaler 
au  moins  24  henres  entre  le  d^art  da  navire  d'un  belüg^rant  et  le  däpart 
du  navire  de  l  autre. 

L'ordre  des  d^parts  est  d^teruiin^  par  l'urdre  des  arrivöes,  ü  moins  qne 
le  navire  arriv6  le  prcmier  ue  soit  dans  le  cas  oü  la  Prolongation,  de  la 
darfe  legale  du  söjonr  eat  admiae. 
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Ua  MMrlre  de  irven«  bellig^mnt  ae  fint  ^Bitter  an  poit  m  one  r»dt 
nentres  moins  de  ä4  heare«  «fito  b  4ipMft  4*«i  Mdn  4»  MMOld»  rTTtipl 

le  panllqn  de  son  adversair«. 

Art.  17.  —  Dans  les  ports  et  rados  neutres,  les  navires  de  ga«m 
belligt^nMits  ne  peuvent  rtpaiur  leuss  av&ries  qae  dans  la  uuigare  indispeiiBable 
k  1»  lAewritA  d«  i«ar  nftvigation  «t  ata  p«i  MorotUe,  d'oM  majuto«  gntl- 
ooaqiM,  kW  loiee  niUtelN^  L'aaMM  aortM  timHilawi  h  MÜit  i» 
rtpaiatioM  i  dfeetner  qni  4OTin(  Mm  oioaMti  !•  fiai  i^MmpiI  pqaihb. 

Afi  18.  —  L«a  MTfaM  4e  giMnn  ItaIHgAtMil«  m  pwmnft  fM  i»  tnvir 
des  porte,  ndM  el  mtu  terrftoriafes  neatre^  p«ir  venooyeler  ea  wmawtor 
lenrs  approrisionnemeiits  mUttairM  OQ  leof  UflNBMIt  «imi  qat  poQf  «Mi* 

pl^ter  leurs  6qtti|Mig68. 

Art.  19.  — -  L«s  navires  de  guorrc  bellig^rants  no  petivnt  sr*  rcivitr^ilipr 
dans  les  ports  et  rades  neatres  qae  pour  compUiter  lear  approvisio&Dsia&nt 
normal  di)  temps  de  paix. 

Oes  MvifiS  ne  peuTent^  d«  ataM,  Fnodi«  d«  eMfttartttl«  cHie  P*v 
gigliw  k  |Mt  le  plpt  pnMdie  di  Imt  FOPM  fw«>  4«  levreot»  d*«Dleaci» 
IKBlHbt  le  oepImitlWe  n^oeB«^  ppiiir  c^t^  |e  pleia  de  kiMCp  «o^t«» 
proprement  dites,  qnand  iU  se  tronvent  dans  les  imye  aantfip  OQft  tdf^tlfc 
c«  ^ode  de  determination  du  comhustible  a  |oariiu 

Si,  d  apres  la  lui  de  la  T'm;j.sance  neutre,  les  navin  s  ne  let^oitent  dg 
cbMrhon  gos  24  Jieiires  apres  lear  arxiv^e,  ^  diu^e  li^g^l«  de  leui  ücjqor  est 
jifol(ii)(pSe  de  S4  liegng. 

Alt  9Qi  —  Ine  wifül  dß  gusrre  heUigtegiiti,  g9i  <m(  irU  4i»  om^- 
bnstible  de«»  le  pgft  d'fiiie  fuimuM  p»aY«if  rM^i|Telir  legf 

»gpfQYflrioglMmient  qii*»pita  troii  vois  dgos  vn  pgrt  d«    mdme  PgiiMnoe. 

itt  81.  —  Pne  priw  ne  pett  <Im^  IUI  pfjfi  &ei|^  «Ii 

pour  cause  dlnnavigabiliti,  de  WMivito  dtot  de  1%  nur,  de  oiiiigve  da  vmr 

bnstible  ou  de  pro^isions. 

Elle  doif  reparfir  a!jssir<»t  quf'  la  caus«;  «lui  en  a  |u.^li:i»';  l'entri'c  a  ce«8je. 
6i  ^Uti  iail  pa4,  ia  i.  uuääaiu^  neutru  duit  loi  uuUUci  i'ordre  de  p^ftlr 

immddiatement;  an  cas  eb  e))i  ne  cenfoymewt  pas,  la  Pa|ii«iM9  negtre 
doit  neer  des  rnnjem  donft  eile  di^pqee  pogc  1»  re)(Usim  aTee  ees  vlfLeien  et 
aen  4gnipage  et  iiileniir  r^Sguipegi  ipü  4  bpied  p^r  le  cgptear. 

Aft.  818.  —  L%  Paiamwi  wotse  doi^  de  ado^e,  rel&cher  la  piiie  gffl 
anrait  dtd  amen^e  en  debors  des  condiUoae  pröraea  par  rmrticle  8}.. 

Art.  88.  —  Una  Painanee  neutre  ptat  permcttre  Vwc^  de  $e«  ports 
et  radea  aux  prises  escort^  ou  non,  lorsqQ'elles  y  sont  amenfr-s  pour  (-m 
laiss^s  80U8  söqnegtre  en  attondant  la  (iecisiDO  du  iribuqal  des  Jiritv»».  &ik 
peat  faire  conduire  la  prise  dans  un  antre  de  ses  puru. 

fii  la  piiie  eak  eieextde  par  an  wviim  de  ggene,  lee  oflnen  et  1» 
benuaei  aüa  k  bord  par  le  captenr  amt  antoiiale  4  pniser  le  mtI» 
d'escorte. 
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8i  14  priae  vojrftge  aeuie,  le  penonnel  plac^  4  son  bord  par  1«  captcur 

Alt  M.  —  81,  niigrt  U  MtiMton  ^  rtvtoiiM  «eill«,  in  wvin  ie 
guartt  MliiMol  Bto  loitt»  fti  «i  pvtt  d«M  letMl  il  a*»  fM  Ie  dtoit  4« 
rester,  I&  FuJasaaee  neutre  a  le  droit  de  prendrt*  les  mestires  qa'elle  ponrra 
jager  n^oessaires  poor  reiulre  le  navire  incapable  de  prcndre  1a  raer  pendant 
la  dur^  de  la  gaerre  et  le  commandant  du  uavire  doit  laciliter  rezteution 
de  ce«  meanres. 

LoTfl^m'm  MviM  MUgtent'wt  retenit  par  ose  PnieniiM  neatre,  Im 
oftciers  et  T^tiipage  wmt  igalemnt  fetenna. 

Lea  oÄdaia  et  r^vipage  ilaai  Kteou  pcvTant  6tn  laiaate  dana  le 
aftTiie  oa  log^  aoit  snr  un  autre  navire,  soit  üi  terre,  et  ils  pem  t  nt  etre 
aasnjettis  anx  tih  snres  restrirtives  itu'il  parattrait  nöceesaire  de  leur  imposer. 
ToQtefois,  ou  devra  toujonrs  laisscr  sar  le  navire  les  hommea  nöcessaires  k 
soll  entretien. 

Lea  dIRoiers  peuvcnt  ^tte  laiaaAi  Ubiea  en  ptenaat  reDg^^emeni  wu 
parole  de  ne  paa  qaitter  le  territolre  aeatte  aaaa  aaioriaatloa. 

Alt»  25.  —  Uae  Poiaataoe  aeecn  aat  taoae  d'exwoer  la  aarraillaaoe, 
^ae  comportent  lea  moyeas  doat  alle  diapoae,  poar  emptelier  dans  aea  porta 

<»a  rades  et  dans  ses  eanz  toate  vkdation  des  dispositions  qnt  pr^dent. 

Art.  '2C).       L'exorcice  par  une  Piiissancc  neutre  des  droits  döfinis  par 
la  pr<bentt'  Com  < ution  ne  peat  j.iiiKii',  t^tre  consid6r6  conime  un  acte  peu 
'amicat  par  1  un  uu  par  l  autre  kliigt-iant  qui  a  acccptC  les  articles  qui  s'y 
röteieat 

Art.  27.  —  Lea  Paiasaaoea  eoatractantea  ae  temmaaiqaerotot  rteiproqae- 

m^nt.  en  tenips  utile,  toates  les  lois,  ordonnaacfea  et  antrea  dlapoaitioaa 
l^glani  chez  elles  le  regime  des  navircs  de  guerte  1)el1igärant8  ^ns  lenrs 

port*:  et  Icurs  eaux,  au  moyen  d'une  nutiHcation  adress<^e  an  Gouvernement 
des  Pays'ßas  et  tratismise  imm^diatemeat  par  celui-ci  anx  autrcs  Paissances 
cbntractantes. 

Alt.  —  Lea  dlapiMltiolia  de  la  prtaeatb  Conreiltion  ae  aoat  appUcablfet 
^iQ'eatn  h»  tulBMiioea  coattaibtaatfea  et  afeuIemeDt  tA  lea  iMüUgttaatt  mit  tom 
paitfea  A  la  Ctoavuitlaa* 

Alt  La  prteeate  Coaveation  sera  latifite  aaantOt  qato  peaaible. 

Les  ratijücations  seront  d^posees  ä  La  Haye. 

Le  Premier  d€pöt  de  rfttifrcntiohs  sera  ronstat«  par  un  pro(«'>9-vt'rbal 
sigQ^  par  Iis  repr^sentants  des  I^uissaiices  (i^oi  y  preaneat  part  et  par  le 
Hiaisift  des  Affaires  Ethinf^res  des  Payb-Bas. 

Im  dCpMa  «iUrieats  de  rmüficatioas  ae  fieroat  an  moyen  d'a»  aeHfiealiMi 
€ciili^  adzcnCc  aa  QvaivckucBiaat  dea  Paya*Baa  et  aoeaaipagBäe  da  llaaii'UMBt 
da  tatf0toaMBB. 

Copie  certifi^e  confonae  da  procis- verbal  relatif  an  premier  dipOt  da 
ratifications.  dos  iiotificutions  menti<Min^  ä  l'alin^a  pr^ct'drtit  ainsi  que  des 
instruments  de  ratüicatioD,  sera  imm^diatemeut  remise,  par  les  soias  da 
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Güuvernement  des  Tay  »-Bas  et  par  la  vuie  diplomatique,  aux  FaissaQces 
eoirrMw  i.  la  Deoxidme  Gonttience  de  1*  Falz,  ainal  qa*aiiz  antres  PniiiaiMM 
qqi  anroDt  mShM  k  la  GoiiTentioiL  Dans  les  eas  tMs  par  ratinte  prtoMeni. 
ledit  Oonvernement  lenr  feia  oonnattfe  en  mtaie  temps  la  data  k  liqMlle  tt 
a        la  notificatlon. 

Art.  30.  —  Les  Puiasances  non  dgnatalres  tont  admiaes  h  adb^  i  la 

pffeente  Convention. 

La  Pnissancf  qui  desin-  adht'rt-r  notilie  par  ecrit  sixi  int*ntion  »a 
(iouverueuent  de»  Fays-Ba«  en  lui  transmettant  Tacte  d'adiit-üiun  i^ui  sera 
d4pot6  dang  Im  arddre«  dndit  (hmvvmmmt 

Ce  GonTeraement  tcaiumettra  imm^iatemeDt  k  toates  1«b  autvea  Ptis- 
sanoes  copie  certifiöe  confonnc  de  la  notification  ainsi  qae  de  Taete  d'adhdeion» 
en  iBdiquaiit  la  date  k  laqaelle  il  a  legn  la  notification. 

Art.  31.  La  präsente  Convention  produira  effet,  pour  les  Poiasanoes 
qni  anronf  particip6  an  prpmier  d^pßt  de  ratifications.  soixante  jours  apr^s 
la  daUi  du  proc^s-ve^bal  de  ce  dL-put  et,  pour  Ifs  Puissances  qui  ratitiiruiit 
oltäriearement  ou  qui  adh^reront,  tiuixante  jours  apr^s  que  la  notification  de 
lern  latilioatioB  e«  de  lenr  adhMoo  am  dM  n^ae  par  le  Ocwvenieiiiwt  dw 
Pkja-Bas. 

Alt  32.  8*11  arrivaxt  qn^ne  des  Fnissaiioea  centraetantes  Toolftt 
dtoonoer  la  präsente  Convention,  la  ddnondation  sera  notifiöe  par  dccil  «a 
Oouvenemeilt  des  Pays-Bas,  qni  communiqaera  inuntdiatement  copie  certiii^ 
conforme  de  la  notification  h  toates  les  antres  Paissaaces  en  lenr  faisaat  savoir 
la  date  &  laquelle  il  1  a  recn^ 

La  dönonciatioQ  ne  pruduxra  ses  efietä  qu  4  T^gard  de  la  Poisaance  qai 
Tanra  notiflte  et  an  an  apv&s  que  la  notiilcation  en  sota  parrenue  an  Geimr- 
nement  des  Pays^Bas. 

Art  33.  —  ün  registre  tenn  par  le  llinisttee  des  Affaires  Btrangins 
dte  Fayt^Bas  iadlqnera  la  date  da  ddpOt  de  ratifications  eHeetnd  en  T«ta  de 
Tarticle  29  alin^as  3  et  4,  ainsi  qne  la  date  k  laqaelle  aaront  4t6  reines  les 
notifications  d'adhteion  (artäde  30  alinöa  2)  on  de  dtoondatioii  (artide  Si 
alin^a  1). 

Chaque  Puissance  contract&utti  eät  adinise  ä  prendre  connaiasance  de  ce 
registre  et  4  m  demander  des  extraits  certifids  conformes. 

En  foi  de  quui,  les  Plönipotentiairea  ont  rev^ta  la  präsente  Conventioii 
de  letirs  aignatures. 

Fait  k  La  Haye,  le  diz-hait  ectobie  niil  nea!  eent  scipt  en  na  aad 
ezemplaire  qoi  resCera  d^os6  daos  ks  aMMves  da  GeaTsraeaent  das  Vapr 
Bas  et  dont  des  copiee,  oertifi^  conformes,  seront  remises  par  la  voie  diplo- 
matiqne  aoz  Pnissanoes  qoi  ent  6t6  eonvite  k  la  Denalftme  Conf^rau»  da 
la  Paix. 

(Signatorea) 
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ZIV.  D^claration  relative  k  riuterdiction  de  laiicer  de» 
projectiles  et  des  explosifs  du  haut  de  ballons. 

Les  sonssignös  Pl^nipotentiaires  des  Piiissancf  s  rnnviees  ä  la  Demciöme 
Conference  Internationale  de  la  Paix  &  La  üajti,  ilüiaent  aatoris^s  ä  cet 
effet  par  leurs  Gonvernements, 

Btupirant  des  tentiinents  qni  ont  trotivi6  lenr  expmsion  d«ii8  \% 

t  i    .  T..      ,         j      29  novembrc  .  , 

D^claration  (ie  bt-i'ttorsbourg  du    ^,   r        1868,  et  aesirant  renou- 

11  d^cembre 

veler  la  iKdaratioa  de  La  Haje  da  29  joillet  1899,  arrivte  4  ez]iii»tiioik, 

D^larent : 

Les  Pnissances  contractanteü  cunsentent,  ponr  an  e 
Periode  allant  jnsqa'ä  la  fin  de  la  Troisiöme  Conference  de 
1»  Paix,  k  rinterdietloB  de  lancer  des  projeetiles  et  da» 
explosifa  dakaat  deballons  ov  par d'aotresmodes analognes 
nottTeanx. 

La  prt'sento  D«'claration  n'est  obligatoire  qnc  ponr  les  Puisaanocs 
contractantts,  en  cas  de  guerre  entre  deax  ou  plusieuis  d'entre  elles. 

£Ue  cessera  d^tre  obligatoire  da  moment  oii,  daiia  une  guerre  entre 
des  Pnissances  contractantes,  one  PaiBsance  non  contractante  se  joindrait  4 
rmt  des  Mligtouito. 

La  pstaesle  IMdaiatioii  swa  fatiiMe  dans  le  plus  Imf  ddM  poBsible. 

latifications  seront  döposöes  k  La  Haye. 
II  scra  drcssd  du  d^pöt  des  ratifications  un  proc^-verbal,  d(jnt  une  copte, 
cerüfi^a  conforme,   »era  remise  par  la  voie  diplomatique  ä  toates  lea 
Poissances  coQtractauti;ä. 

Les  Poissances  non  üignataires  poorront  adb6rer  4  la  pr^ente  D6- 
claialioii.  KUm  auont,  k  oet  dbt,  4  hin  oonnattra  lenr  adhdiion  avx 
Pniamioea  eontnotaatea,  au  moyen  d'nne  notlficattoii  «ecite,  adieaste  an 
GooTennment  des  Fayi-Bas  et  oommnntqiiAe  par  odui-d  4  toates  les  antrat 
PsissaDces  rnntractantes. 

S'il  arrivait  qa'une  des  Uaates  Parties  contractante»  denoni;iU  la 
präsente  Döclaration,  cette  dönonciation  ne  prodairait  ses  effet«  qu  uu  ao 
apres  la  notification  faite  par  6crit  an  GbaTemement  des  Pays-Bas  et 
coffimtmlqnte  immödiatenient  par  oelul-ci  4  toates  les  antres  Poissanoes 


Cette  d^nonciatios  ne  prodnira  ses  efiefts  qa'4  I'^gatd  de  la  Pnlsiaac» 
qoi  l'aura  notifiße. 

En  foi  de  quoi,  ies  Plönipotentiaires  ont  rev4ta  la  präsente  D^claration 
de  lenrs  signatares. 

Fait  k  La  Haye,  le  dix-hoit  octobre  mil  nenf  oent  sept,  en  an  seol 
exnnplaire  qai  restera  d6pos6  dans  les  arehives  da  OonTememrat  des  Fiqrs- 
Bas  «t  dont  des  eopiss,  eertiflöes  oonfonnes,  setont  remf ses  par  la  voie  d^lo- 
matfaine  anx  Fulssanoes  oontractantes. 

(äignatares) 
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Annfeic  au  l*»"  voeu  <^mis  par  la  Dt  usi^me  Conf^^rMMre  de  la  PAix. 

JHiojet  d'utte  Oonttntion  reliMte  ä  l  eitMit<aement  dune  Vmr  'dt  justice 

mrHtraU, 

Türe  L 

Organiaation  de  1a  Govr  de  jueiloe  «tUlrale. 
Aftide  fffmier.  —  Dm»  le  Imi  de  felie  ptBfWM  ia  «MMe  de  Terbi- 

trage,  les  Puissancea  contnctMitefl  convicnnent  d*oi^aniscr,  porter 
attvinte  h  la  Tour  pfnnanfTite  d'arlntrage,  une  Vmr  äc  jnsHrp  ar!iittale, 
d  an  acc^s  libre  et  facile,  r^uaissaHt  des  jnges  repK^sentaiit  Ii  s  diren 
syst^raes  jaridiques  du  mondc,  et  capable  d  assurer  ia  contiauit^  de  la 
jurispradesoe  «xUtnüe. 

Aft.  i.  ~-  La  Ooltf  de  JttMloe  erbitrale  ee  oonpeee  de  jag«  et  de  jegei 
eippMaiita  cbolris  ptxm  lei  penww  jevimnl  de  la  pias  luwte  coniidtiatiNi 
nuirmle  et  qni  tous  devrofit  remplir  les  ceaditions  reqoisea.  daiis  leurs  pays 
respectifs,  pour  l'admission  diuis  la  lüintc  magistratiire  ou  t'tn'  des  jaris* 
coBBultes  d'nm  comp^tenro  notoire      matii  re  de  droit  tnt«xBati4Hiäl. 

Les  juges  et  le«  jagt»  suppit^ut»  de  ia  (Joar  sont  cboiaiSi  autaat  qee 
peeäUe,  ftnnl  Im  sMaluca  de  la  OMr  pttmmmU  d*ttUtege.  Le  dwix 
•eta  Uit  daiiB  ke  rix  noie  qii  MdTfMii  la  mliAeatiiiB  de  la  frtwifc 
Oonvention. 

Art.  3.  —  Lee  Jages  et  les  jvgee  söppl{%nt8  sont  noauate  peir  um 
pt'riodc  de  doazc  ans  u  roTiipter  de  hl  daU'  oü  la  nomination  aura  W 
n»>titi»''f  fin  Cbuseil  «dTninistratif  iT>«^titu(^  par  la  CoHTention  pour  l«-  ngie 
mcDi  paci4q)i^  des  contlits  inteniauouaax.  Leur  mandat  pent  etr«  rcuuuvtk^ 

Ba  caa  de  Mobt  oa  de  d^miailoo  d'mi  jage  oa  d*aii  |age  iaffMaat,  il 
pinurfli  4  ien  teoifiactoaMBt  tdaB  le  nede  taA  pear  ea  «eihmtiea.  Dtof 
«e  cat,  la  nemiiiatioa  m*  inte  year  oae  teaafaUe  pMede  de  dmoe  aaa. 

Art.  4.  —  Les  juges  de  la  Our  de  justioe  arbitrale  sont  ^puac  «atn 
eex  et  prennent  rang  d'nprC'S  la  date  dt-  1h  notitiration  de  leur  nnmiaetWB 
La  pr«^s<'*anrn  appartient  au  plus  Afj<^.  au  ras  oü  la  date  est  la  m6me. 

Les  juge«  suppl^ants  sont,  dans  i  exereice  de  ieors  foDctiens,  asaimiles 
««X  jages  titllatiw.  TotetUBie,  il  praHM  laag  aptte  tm^-dL 

Alt.  d.  —  Lee  Jagee  Joataieiit  des  viiviH«»  «t  itoiaaiiitte  diploaiat^iM 
4aos  l^aattdoe  de  liüe  ieiütJoi«  et  ee  delwn  de  kar  ^eya. 

Avant  de  pendre  posscssion  de  lenr  stiege,  les  Juges  et  les  Jagte  sep- 
pleaata  doiTcnt,  devatit  le  Conseil  administratif,  pr(^t«r  üerment  ou  faire  nn« 
affirmation  solennelle  d'exercer  leois  fonctions  avec  impartialit^  et  eu  toole 
consdeooe. 

Art  6.  ^  La  Gent  d^eigne  aiunielleBiMDt  ttols  jnges  qoi  Iwiaiat  ane 
Ddl#gati«  syMato  et  treia  Mtns  deetM  ü  Im  ranplaeir  eb  cas  d^mpl* 
eheneal   IIa  peamit  «da  iMU.   L>eieoliMi  ae  lüt  «a  aontia  de  liste. 

ISoiii  oonsidte«^  comme  ^Ins  ceux  fai  riunissent  le  plus  graiid  aenibre  de 
voLt    I  n  D<^I^gation  ölit  elle-m^me  eon  JhPMdent»  «ai,  A  dAfaat  d'oee 

majorite,  est  d^signä  par  le  sort. 
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ün  membro  4p  la  Delegation  ne  pent  pxerrer  sps  foni  timis  qtiand  1& 
Poissance  40!  1  a  nommä,  ou  dont  il  est  Ic  natiuual,  est  uue  des  Partien. 

Lef  nwnbieB  de  la  Dfl^tloa  terDÜneiit  ka  aftüies  qnl  lear  out  itt 
Boomisee,  mCine  an  cm  oll  1a  p^ilode  poiu  laqnelle  il«  ont  M  nomm^t  jnges 
■enit  expir^. 

Art.  7.  —  L'exercice  des  fonctions  judiciaires  est  interdit  an  juge  dans 
les  affaires  au  sujet  desquelles  il  aura  ä  nn  titre  qudconqap.  ronrouru  ä  la 
d^'cision  d'un  Tribunal  national,  d  uu  Tribunal  d  arbitraip  on  d  nne  Com- 
uiitiäion  d'enqufite,  ou  ügur^  dans  rinstaoce  comuie  cuuseil  uu  avucat  d  une 
Partie. 

Aocnii  jage  ne  peot  interrenir  oomme  ag«tt  on  oomme  avocat  devaat 
la  Cour  de  justice  arbitiale  ov  la  Cour  pennanente  d'arbctrage,  devant  an 

Tribunal  sp^ial  d'arbitrage  ou  une  Commission  d'enquöte,  ni  7  agir  ponr 
une  Partie  en  qaelqne  qiialit6  qne  ce  seit,  pendant  tonte  la  dnrte  de  «od 
mandat 

Art.  H.  —  La  Cour  t-Ut  »on  President  et  »ou  Vice-Preaideat  a  la  maju- 
ritA  abtoHie  d«  aaSrages  eapiim^  Aprtft  deux  toiur«  de  ecrntin,  r^lecdon 
ae  foit  h  la  majoiitö  relative  et»  ea  cas  de  partage  des  Toix,  le  sorfe  d^de. 

Art  9.  —  Lee  jnges  de  la  Cour  de  Jastiee  arbitrale  xeQoivent  ane 
iadeomitö  aauaelle  de  six  nüle  florin«  nterlandais.  Cette  indemnitd  eet  payfe 
ä  rexpiiatieii  de  ohaqae  eemcetie  k  dater  da  joai  de  la  pienitoe  rtaaion  de 

la  Cour. 

Pendant  Texercicc  de  leurs  fonctions  au  coura  des  sessions  ou  daus  les 
cas  spdciaax  pr^vus  par  la  pr^nte  Convention,  ib»  touchent  une  somme  de 
Cent  flortne  par  joor.  II  lear  eet  alloa^,  oatre,  ane  indenmitd  de  yoyage 
fixte  d*apite  lee  xtglemeato  de  Irar  pays.  Lee  dii^eeitiai»  da  piteent  alinto 
s'appUqBMit  auBsi  anx  Jages  aappl^ants  rempla^ant  lee  jnges. 

Oes  allocations.  comprises  dans  les  frais  g6n<^raux  de  la  Cour,  pr^yus 
par  rarticle  '<ont  vers^es  par  l'entreniise  du  Bureau  international  institad 
par  la  Convention  ponr  1p  r^^lement  paciüque  des  conflits  internationaux. 

Art.  10.  ~  Les  juges  ne  peuvent  recevoir  de  lear  propre  Qoavernement 
OB  de  eelat  d'ane  antre  PttiMmoe  «aeaie  rtnaitf latfon  poar  dtt  eervieea 
featnat  dans  lean  deroin  Conane  membces  de  la  Goar. 

Art  11.  —  La  Goar  de  jaatlce  arbitfale  a  aoa  aiftga  k  La  Haye  et  ne 
peat)  sauf  le  cos  de  force  majeure,  le  transporter  ailicurs. 

La  D(''l(''gation  pent.  avec  rassentimont  des  Parties,  fh-ii^ir  tm  aatre 
Uea  pour  nes  r^unions  si  dps  circonstances  particulieres  Texitrent. 

Art.  12.  —  Le  Conseil  administratif  remplit  k  TC-gard  de  la  Conr  fle 
jastiee  arbitrale  les  fonctions  qu  il  remplit  k  l'egard  de  la  Cour  penuanenie 
d'arbitrage. 

Art.  Id.  —  Le  Bnieaa  international  sert  de  greife  k  la  Qmr  de  Jastiee 
arbitrale  et  doit  aiettre  ses  locanx  et  son  Organisation  k  la  diq>oBition  de  la 
Oear.    II  a  la  garde  des  archives  et  la  gettion  des  affaires  administratlTes. 

Le  Secr^taire  Q6n6ral  du  Burean  remplit  les  fonctions  de  greflier. 

Zdttcltfifl  f.  Intm.  Prlva».  a.  OffenU.  R«ebt.  XVII.  98 
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T^t's  secr^taires  adjomts  au  irt^t^fr.  les  trndacteure  et  Im  iteaopaphes 
n6cesäa,ircä  sunt  designtis  et  assermcntc-^  par  la  Oour. 

Art.  14.  ~  La  Cour  se  r^onit  eo  saesion  une  fois  par  an.  La  acMu« 
commenoe  le  troisiime  mwcredi  de  Jnin  et  due  taut  qiie  Toidre  di  jiw 
n'anxm  paa  6tt  epQieö. 

La  Cour  nc  se  n'unit  pafi  en  sessiuD.  si  la  D^U-gation  cstime  qne  cette 
reunion  n'cst  pas  n^cessaire.  Toutefois,  si  uae  Puissancc  t^t  partie  k  an 
litige  actuellemcnt  pendant  devant  lu  <  onr  et  dont  l  instnirtion  est  tervaaibe 
oa  va  ätre  termin^e,  eile  a  le  droit  d  exiger  que  la  sessioii  ait  liea. 

£n  cas  de  n^^cessitä,  la  D^l^tion  pent  convoquer  la  Conr  en  mmon 
eztraoFdinaiie. 

Art.  15.  —  Ud  compte  — *  renda  des  tiaTaax  de  la  Ceiir  aeift  dient  chaqie 

annee  par  la  DöMgation.  Ce  compte  —  readn  sera  trtuismis  aox  PufanttiTt 
contractantes  par  Tint^  riuriliairo  du  P>iin>au  international.  II  aeia  eeniDB- 
niqu6  aussi  ä  tous  les  juuori  et  juget»  suppl6ants  de  la  Conr. 

Art.  Iii.  —  Les  juges  eX  les  juges  suppkants,  membres  de  la  Cour  de 
Jttatice  arUtcale,  penvent  auei  6tn  nenuoda  am  fewitiMia  de  jnge  et  de 
jnge  mppitoiit  dana  la  Cour  intmiattoaale  dee  pflaes. 

Titre  IL 
Gompdteaoe  et  Ptooddiu». 
Art  17.  —  La  Ooar  de  Jnatioe  arbitrato  eet  cenpMente  povr  tou  lei 
caa  qvi  aont  port^e  devant  eile,  en  vertu  d'une  stipulation  g^n^rale  d'ajrfai* 
trage  on  d'un  accord  spi^cia! 

Art.  18.    -  La  Dt'lrgation  est  coinp^^tontc : 

1.  pour  jugcr  les  cas  d  arbitragc  vist  s  h  1  ai  ticle  pr^dent.  t»i  ie* 
Parties  sont  d'accord  pour  r^clamer  TappUcation  de  )a  proc^dnre 
sontmaire,  rfiglte  an  Tttre  IV  Ghapftre  4  de  la  GottTentiett  peur 
le  iftglement  pacifique  des  oenflita  mtmiatioiuMa; 
3.  pour  proci^der  h  une  enqttfite  en  Tertu  et  en  confermitt  dn  Titre  III 
de  ladife  Convention  en  tant  qnc  la  Dririratinn  en  est  chars/i-e 
par  It  s  l'aitii's  airi''saTit  d  im  ruinmun  arr  ord    Avec  1  ag£>entimeot 
des  Partii  s  et  !)ai  dt  roj^atiüu  4  l  arUei«^  7  alint^a  1,  membre« 
de  la  Df^  legation  ayuiit  pris  pari  k  l'enqu^^te  peuvent  üteger  oonuae 
jngee,  ai  le  litige  eet  sonmis  A  TarUtrage  de  la  Cour  «m  de  la 
DölägatioD  eUe-mftnie. 
Art.  19.  —  La  Delegation  est,  en  outre.  competente  pour  I  dtablisseinent 
du  rompromis  vis^  par  l  arlirle  52  de  In  runveiition  pour  le  repleiiiont  pari- 
li({uc  dt  s  ( ontlitH  internutionaux,  si  lea  Parties  aont  d'accord  pour  ä'eu  re- 
mcttre  a  la  (Jour. 

£lle  est  dgalement  compdtentc,  menic  si  la  demande  est  faite  seukmeat 
par  rose  des  Parties,  aprte  qn*un  aocord  par  la  Toie  diplomatique  a  M 
vainement  easajä,  quand  il  e'aglt: 

le  d'un  difftrend  rentrant  dans  an  trait6  d'arbitrage  gC'iiL-ral  concla 
Ott  renoavel^  aprös  la  mise  en  vigueur  de  eette  Convwtiou  et  qox 
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pftrelt  poor  cÜMine  dÜMMid  Wä  eompiiniiii,  et  n'ezctak  pour 
rttabÜMBiiMnit  d«  c«  dtnütr  al  etpUdtanuHit  nl  tanplidteiBait  k 

oompdtence  de  la  D^l6gation.  Tontefois,  le  raoonn  &  la  Cour  n'a 

pas  Ihu  n\  l  autre  Partie  d6clare  qn'h  son  ayis  le  diff^rend 
n'appartiunt  pat»  ä  la  cat/tr'>rip  des  questions  h  soninettre  h  un 
arbitrage  obligatoire.  k  mo\m  mie  le  traik'  darbitrage  iie  roafere 
au  tribanal  arbitral  Ic  pouvoir  de  dtcider  rette  question  pr^alable; 

3^  d'DD  dlff^reud  proveuant  de  dettes  contractuulles  rtk-lamees  ä  une 
Fniasann  p«r  wie  Mtre  Pniasanoe  oemme  diiee  k  sea  mtfuiMUE, 
et  ponr  U  solatioii  dnqnel  Tolfre  d'ubitnge  »  6U  «coepttew  Cette 
dispodtion  n'eet  pu  appliqnable  si  racceptatinn  a  6t6  sabotdennte 
h  la  condMoB  qne  le  compilomis  w>it  ätabli  seien  «n  antre  mede. 
Art.  20.  —  Chacune  d«»  Parties  a  le  droit  de  d^signer  un  juge  de  la 
Cour  ponr  prcndrc  part,  avec  Toix  d^UbörativCi  k  Texamen  de  Taffaire  8oa> 
misc  ä  la  Delegation. 

Si  ia  D^l^gatioD  fooctionne  en  quaiitä  de  Commission  d'enqußte,  ce 
maadat  peat  dtre  cenfi^  k  des  peneimes  priees  en  debon  des  Jvges  de  la 
Conr.  Lee  frais  de  d^placement  et  la  r^tiilnition  k  allonor  aoxdlteB  pefsonnes 
soBt  ftxte  et  sapportäs  par  les  Pnissano»  qni  les  ent  nomm^. 

Axt.  21.  —  L'aoods  de  la  Cour  de  justice  aibitralei  institatie  par  la 
prtaente  CeBv^tien,  n'est  onvert  qn'anz  Pniasanoee  eonttaetantes. 

Art.  S2.  —  La  Cour  de  justice  arbitrale  suit  les  r^gles  de  procedura 

^dlct»'es  par  la  Convention  pour  le  r.'^rlenient  pacifique  des  cooflits  inter- 
nationaux,  sauf  ce  qui  est  pre.scrit  par  la  presente  Convention. 

Art.  23.  —  La  Cmir  decide  du  choix  de  la  langue  dont  eile  lera  osage, 
et  des  langut'S  dont  I  »  mploi  sera  autorist'  devant  eile. 

Art.  2-1.  —  Le  Hur«;in  intjeruaLioiiul  scrt  d'intermMiaire  poui-  toutes 
les  coDimunieatiuiii»  ü  faire  aux  juges  au  cours  de  rinstraction  prÖTue  4 
Tartiete  63  lüinto  2  de  la  ConventieB  ponr  le  r^glement  pacUtqne  des  eonfllts 
intenmtioiianx. 

Art.  25.  —  Ponr  tontes  les  notifioations  k  füre,  notamment  anz  Parties, 
snx  t^moins  et  anx  ezpert«,  la  Conr  peut  s'adresser  directement  an  Qonver- 
nemont  de  la  Puissancc  sur  Ic  territoire  de  laquelle  la  notitication  doit  Stre 
efTectuee.  II  en  est  de  m^me  s'ü  s'agit  de  faire  procöder  k  r^tabliasement 
de  toat  moyen  de  preuve 

Les  requetes  adres^e»  a  cct  e&et  ne  peavent  Ctre  refusees  qoe  ni  la 
Palasanoe  reqnise  les  juge  de  natnre  k  porter  atteinte  k  sa  senTerainettf  en 
k  sa  steuritö.  S'ü  est  donn4  snite  k  la  xeqnAte,  ks  firafs  ne  ernnpftDuent 
qpe  les  d^enses  d'extentieik  rtelleni^t  effectn^. 

La  Cour  a  Clement  la  facnlt^  de  recooiir  k  rintermd^Baire  de  In  FnisF 
sance  snr      territoire  de  laquelle  eile  a  son 

hts  uutifications  ii  faire  aux  Parties  daus  le  lieu  oü  si^e  la  Cour 
peuvent  Ctre  ex^cut^es  par  le  Bureau  international. 

33* 
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Art.  2fi.  —  I-ff*s  d<*hats  sont  dirigös  par  le  President  on  lo  Vico-rrfHi- 
(ieiii  t  t,  .'ti  ras  d  absenco,  ou  d'empßchemeiii  de  I  on  et  de  l'aatie,  par  le 
pluä  aucicii  den  Jugea  presenU. 

Le  joge  nominid  pur  mie  dei  Ftaties  ne  peat  ai^ger  oomme  FlttUcnt 
Art  27.  —  Lm  dftlibdratioiiB  de  la  Goar  ont  lie»  k  htm  olos  et  xwteBt 
8ecr.''t<'S. 

Toute  d^cision  est  prise  K  la  majoritt'  des  jupcs  pr^scnts.  Si  la  Cuor 
s'it'ge  cn  Tinmbrp  pair  et  qu'il  y  ait  partagc  dos  voix,  la  voix  dn  dcrnier  d*- 
ju^'i  s,  duiis  1  ordre  de  pr6s6ance  stabil  d  apr^s  larticle  4  alin^  1,  ne  sera 
pa«  cumptee. 

Art  88.  —  Let  «nM«  de  U  Cour  doiveiit  Mre  motiTte.  Iis  meotiaiiiieDt 
Im  noniB  des  jugw  qni  y  ont  poitieipd;  ils  sont  dgBte  par  le  FrAddoit  et 

ptf  le  grefAer. 

Art.  29.  —  Chaque  Partie  sapporte  aes  propres  frais  et  one  part  ^sle 
des  frais  sp<^iaux  de  l  inatancc. 

Art.  HO.  Les  dispusitions  des  articles  21  ä  2«^  sunt  appliqo^es  p&r 
analogie  dans  la  procedure  devant  la  D6l6gation. 

LoEsqoe  le  droit  d'adjoindre  an  membre  4  la  Döl^tion  n*a  ibi  ezero6 
qae  par  nne  arale  Partie,  la  ruix  da  membre  adjoint  n'est  pas  eompUe,  s'fl 
y  a  partage  de  voix. 

Art.  31  —  Les  trais  g6n6raiiz  de  la  Coar  sont  nipportte  par  les  Fa»* 
aances  contractaiites. 

Le  Conseil  adiuiuiülratif  s'adresse  aas  Puissances  pour  obtenir  les  foDds 
D^cessaires  aa  fonctionnement  de  la  Cour. 

Art  82.  —  La  Goar  falt  eDe-meme  sen  r^plement  d^ordre  intteieor  va 
doit  Mar»  oommoni^iiö  anx  Pniaiaiioea  contraotantea. 

Apite  la  xatififioMoa  de  la  pruste  OonTention,  la  Cour  se  r^aoira 
aassitöt  que  possiWe.  pour  ^laborer  riglemrnt.  pour  61ire  le  Pr^udent  et 
le  Vice-Prösident  ainsi  que  pour  designer  les  inembrcs  de  la  Delegation. 

Art.  B3.  —  La  Gour  peut  proposer  dta  modilications  ä  appurter  »ux 
ilispositionä  de  la  pr6sente  Convention  qoi  concement  la  procedure.  Cet 
propositions  sont  eommuniqtttes  par  riatermfidialre  da  GoaTenwDMOt  d« 
Fsiya-Baa  aaz  Pniaaanoes  oontiaotantes  qoi  se  concerteront  snr  la  snite  k  j 
donser. 

Titre  III. 

DispositUMis  finales. 

Art  84.  —  La  prteente  GoBrentlon  sera  ratiüde  dana  le  plaa  biel 
d^lai  possible. 

Ijts  ratitications  serutit  deposöes  k  La  Haye. 

11  sera  dressö  du  depöt  de  cbaqae  ratificatiun  an  proc^-verbal,  dost 
one  eopie,  certlflte  eenlffirme,  aera  reaidse  par  la  l^tanatiqae  k  teoM 
lea  Pnissances  signataires. 

Art  3o.  —  La  eonrention  entrera  en  vigaeor  siz  mda  aprte  aa  isti> 
fication. 
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SUe  ann  wie  dnrte  de  donse  «ns,  et  sen  lenonTeUe  tadtement  de 
doue  ADS  en  doaze  ans,  sraf  dtoondation. 

La  deiionciation  devra  ^trc  Tiotifi^c,  aa  moins  deux  ans  arant  Texpira- 
tion  (io  chaqiie  p^trtudf>.  au  (Touvemement  dea  Pays-Bae  qni  en  donnera  con- 
Baissance  aux  aiitres  l'üiäaanct-s. 

La  d^nonciation  ne  produira  efiet  qu  a  l  egard  dt-  la  l'uissance  qui 
raura  notiflte.  La  CoDTentien  restm  exteotoixe  dane  les  rapporte  e&tn  les 
«Difee  Poiasaiieee. 
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Die  zweite  Haager  Friedenskonferenz*) 

Von  Prof.  Dr.  Oifried  lVlp|iolcl,  Ben. 

Erster  Abschnitt. 

KlBleltaiig  und  Ueberbliek. 

Die  zweite  Haager  Friedenskonferenz,  die  nrsprfinglicb, 
einer  Anregung  des  Pi^identen  BaoseveU  folgend,  bereits  zu 
einem  früheren  Termine  znsammentreten  sollte,  jedoch  aof 
Wnnsch  Rußlands  znn&chst  verschoben  wurde,  ist,  auf  Grand 
einer  Einladung  des  russischen  Kaisers^)  durch  die  Königin 
von  Holland,  auf  den  15.  Juni  1907  nach  dem  Haag  zusammen- 
berufen  worden. 

An  der  Konferenz  waren  dieses  Mal  44  Staaten  beteiligt, 
gegenflber  26  Staaten  der  ersten  Konferenz.  Es  waren  dies  in 
der  Beihenfolge  des  fi^nzösischen  Alphabets:  Deutsches  Reich, 
Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika,  Argentinien,  Oesterreich- 
Ungarn,  Belgien,  BoUvien,  Brasilien,  Bulgarien,  Chile,  China, 
Columbien,  Cuba,  Dänemark,  Dominikanische  Republik,  Equator, 
Spanien,  Frankreich,  Groß-Britannien,  Griechenland,  Guatemala, 
Haiti,  Italien,  .Tapan,  Luxemburg,  Mexiko,  Monte rugro,  Nica- 
ragua, Norwegen,  Paiiaiiiii,  Paraguay,  Niederlande,  Peru,  Persien, 
Portugal,  Jluiüanit  n,  IvuULiiid,  Salvailur,  Serbien,  Siara,  Schweden, 

*)  Der  folgende  Artikel  bildet  den  Anfang  von  Eiörtenmgen  Ober  die 

zweite  Konferenz,  welche  in  den  nächsten  Heften  fortgesetzt  werden  sollen.  — 
Der  Artikel  wird  unverkürzt  wifdortiregeben,  obwohl  sein  Gegenstand 
zum  Teil  mit  (i(  r  S  389  ff.  inii<_'rteüten  Denkschrift  zusammf^nfüllt  Das 
Manuskript  des  Artikels  war  in  den  Händen  der  Redaktion,  bevor  von  der 
Denkschrift  etwas  verlantete.  —  Red. 

^)  An!  die  Voqpeacbichte  der  KonfeiNus  hier  näher  einnitreten,  dürfte  kainv 
von  großem  Wert  sein.  Das  Meiste  darflber  ist  ans  der  Tagespresse  b^aniit» 
so  insbesondere  die  Randreise  des  llerm  von  Martens  bei  vexac]iied0Ml 
Regierangen  im  Interesse  eines  Zustandekommens  der  Konferenz. 
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Si  hwt'iz,  TürkiM,  ünif^nay,  Veneztiela.  In  diospr  Rpteili<rimg 
der  gesamten  zivilisieilen  Welt  darf  injui  uiclit  nur  ein  erfreu- 
liches Zeichen  für  die  allgeint'iiie  Teil?)Hhinp  an  dem  Haager 
Priedonswerk  erMicken.  für  die  ally:t  iiii  in.-  Aru'rkeiimnis:  der 
grundlegenden  Bedeutung,  die  den  Arbeiten  im  Haag  für  das 
Völkerrecht  und  drn  Weltfrifdon  zukommt,  sondern  gleichzeitig 
anch  einen  Ausdruck  dafür,  daß  das  Oeitimgsgebiet  des  Völker- 
rechts sich  hentp  so  weit  erstreckt,  wie  es  auf  der  Erde 
souveräne  Staaten  gibt,  daß  dieses  letztere  sich  also  endgiltig 
losgemacht  hat  von  den  alten  Schranken,  die  ihm  noch  aus  den 
Zeiten  einer  einseitig  christUch-earopärischen  Auffassung  des 
Yölkerreclits  angehaftet  hatten. 

Zum  ersten  Mal  waren  die  amerikanischen  Staaten  jetzt 
vertreten,  während  mt  der  ersten  Konferenz  der  amerikanische 
Kontinent  lediglicii  durch  die  Vereinigten  Staaten  und  Mexiko 
repräsentiert  wurde.  Es  waren  dies  allein  schon  19  Staaten.^) 
Aneh  sonst  wnrde  die  Frage  der  Teilnahme  an  der  Konferenz 
dieses  Mal  ziemlich  glatt  gelöst.  Binzig  mit  Bezug  auf  Korea 
bestand  insofern  eine  Schwierigkeit^  als  dieses  Land  seinerseits 
an  der  Konferenz  teilzunehmen  wünschte  und  sogar  Delegierte 
nach  dem  Haag  entsandt  hatte.  Da  die  Sonver&nit&t  Koreas 
aber  nicht  allseitig  anerkannt  war  und  die  Konferenz  es  yer> 
mdden  mußte,  zu  politischen  Fragen  Stellung  zu  nehmen, 
winde  den  koreanischen  Delegierten  die  Zulassung  zur  Konferenz 
Terweigert.  Die  mit  Bezog  auf  Südafrika  im  Jahre  1899 
bestehenden  Schwierigkeiten  waren  in  der  Zwischenzeit  in 
Wegfall  gekommen;  als  englische  Kolonien  konnten  die  sQd- 
afrikanischen  früheren  Republiken  ebensowenig  an  der  Konferenz 
besonders  teilnehmen,  wie  Canada,  Kapland,  Australien  oder 
Indien.  Auch  über  die  Beteiligung  des  Papstes  entstanden 
dieses  Mal  keine  Kontroversen.  Man  hat  dieser  Frage  im 
Jahre  1899,  namentlich  in  der  französischen  Literatur,  nur  zu 
viel  Aufmerksamkeit  zugewandt.  Sie  dürfte  nunnieiir  wohl  ein 
im-  alieniul,  auch  im  Hinblick  auf  die  künftigen  Haager 
Konferenzen,  entsciiieden  st  iii.    Der  Papst  mag  als  Friedens- 

'}  Honduras  war  aulaiigs  uiciit  verireteu.    Ferner  fehlte  Coüla-Kica. 
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▼ermittler  Verdienste  haben  oder  nicht,  in  jedem  Falle  lepm- 
sentiert  er  heute  kein  souveränes  Staatswesen.  Aegypten  kam 
als  halbsouveraner  Staat  ffir  die  Teilnahme  ebenfalls  nicht  in 
Fra^.  Dagegen  war  Bulgarien  auch  diesmal  wieder  das  Recht 
der  eigenen  Repräsentation  eingeräumt.  Norwegen  zihlte 
dieses  Mal  selbstverständlich  als  besonderes  Staatswesen. 

Unter  den  Delegierten  befand  sich  auch  dieses  Mal  eine 
Reihe  von  Fersdnlicbkeiten,  die  sich  bereits  im  Jahre  1899 
Verdienste  um  das  Haager  Werk  erworben  hatten.  Es  seien 
in  dieser  Beziehung  namentlich  hervorgehoben:  aus  Deutsch- 
land Zorn,  aus  Oesterreich  Mcrey  von  Kapos- Mere  iind 
Lammasch,  aus  Belgien  Beertiaeri,  aus  Fiuiikieii ii  UonryeoLs, 
d' Estoumelles  de  Constant,  Renault,  aus  Italien  PompUy, 
aus  Luxemburg  Ey sehen,  aus  llolUmd  de  Bcaufort,  Asser, 
den  Beer  Poortugael,  aus  Rumänien  Beldiman,  aus  Rußland 
von  Martens.  Haben  unter  den  Oenannten  sich  einige  im 
Jahre  1899  in  ganz  In  rvorragender  Weise  betätigt,  so  mußte 
man  andererseits  im  Jalire  1907  doch  eine  Keihe  von  N;iiiien 
vermissen,  die  der  ersten  Konferenz  ebeuialls  zur  Zierde  y:e reicht 
hatten,  deren  Träger  aber  teils  inzwischen  pestorlieii  teils  zur 
zweiten  Konferenz  nicht  delegiert  worden  waren.  Es  seien 
nur  hervorgehoben:  der  Chevalier  Descanips  ans  Belgien. 
Faunefote  aus  England,  von  6tual  aus  Rußland,  White. 
Seth-Low  und  Holls  aus  Amerika,  Graf  Nigra  aus  Italien. 
Odier  aus  der  Schweiz.  Daneben  versteht  es  sich  aber 
andererseits  wobl  von  selbst,  daß  unter  den  neuen  Delegierten 
sich  ebenfalls  eine  Reihe  von  Persönlichkeiten  befanden,  die 
sieh  große,  ja  zum  Teil  ganz  hervorragende  Verdienste  uro  die 
Konferenz  erworben  haben  und  deren  Namen  daher  in  Ver- 
bindung mit  den  aus  dem  Jalire  1899  bereits  geläufigen  wobl 
hervorgehoben  zu  werden  verdienen.  Ich  muß  jedoch  an  cßeser 
Stelle  auf  solche  Namensnennungen  verzichten,  da  die  Auswahl 
wohl  etwas  Schwieriglteiten  bereiten  wflrde,  und  erwihne 
nur  nebenbei,  daß  insbesondere  mehrere  Vertreter  des  amerika- 
nischen Kontinents  sich  rühmlich  hervoigetan  haben,  und 
daß  sodann  namentlich  die  Berichterstatter,  darunter  speziell 
der  Baron  Guittaume  aus  Belgien,  hervorragendes  geleistet 
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haben.  Das  Arheitspcnsum.  das  im  Haa?  dies  Mal  zu  be- 
\saliip:en  war.  war  ein  iiunz  fjt* walti^cs.  und  die  Männer,  die 
dazu  beigetra^r*'!!  haben.  da(j  die  Jetzi<ion  Resultate  erzielt 
werden  konnten,  verdienen  daher  aHe  Anerkennung.  Die 
Sclihißakte  zählt  dieses  Mal  im  ganzen  174  Delegierte  auf. 
Dazu  kam  aber  noch  da.s  weitere  Personal  der  Delegationen, 
so  daß  man  im  gaozeu  eine  Zahl  vou  23U  Vertretern  heraus- 
gerechnet hat. 

Nachdem  in  der  Eröffnungssitzung  vom  15.  0.  07  der 
holländische  Minister  des  Aeußeien  van  Tets  van  Goudriaan 
und  der  Präsident  der  Konferenz  t^on  Nelülow  Begrüßungsreden 
gehalten  hatten^),  wurde  zunächst  das  Sekretariat  der  Konferenz 
bestellt.  Tn  der  zweiten  Plenarsitzung  bestimmte  die  Konferenz 
dann  ihr  Reglement  und  verteilte  ihr  Arbeitsprogramm. 

W&hiend  die  erste  Konferenz  die  Arbeiten  auf  S  Kom- 
missionen Terteilt  hatte,  wurden  dieses  Mal  4  Kommissionen 
bestellt,  angesichts  des  viel  umfassenderen  Programms,  das  der 
JSrledignng  harrte.  Die  Yerteilnng  geschah  in  folgender  Weise: 
Die  erste  Kommission  hatte  sich  mit  der  Revision 
der  Eonyention  ffir  die  friedliche  Erledigung  internationaler 
Streitigkeiten,  sowie  mit  dem  Frisenrecht  zu  befassen.  Sie 
yerteilte  diese  beiden  Aufgaben  auf  2  Subkommissionen.  Neben 
der  ersten  Subkommission  arbeiteten  aber  noch  3  besondere 
Komitees  A,  B  und  C  an  der  ersten  der  beiden  Aufgaben,  und 
ebenso  bestellte  die  zweite  Subkommission  noch  ein  besonderes 
ComUi  d'examen.  Welche  Arbeit  da  geleistet  worden  ist,  das 
zeigt  folgender  üeberblick: 

Die  erste  Kommission  hielt    ...   10  Sitzungen 
Die  erste  Subkommission  hielt    .  .   11  „ 

Das  Komitee  A  hielt  17  ^ 

Das  Komitee  B  hielt  8  ^ 

Das  Komitee  C  hielt  11  ^ 

Die  zweite  Subkommission  hielt  .    .     3  „ 
Dd^  Ckymite  d  exa  men  des  prisesVwM  H 

zusammen   i>3  Sitzungen, 

*)  Für  diese  Retlen  verweise  ich  auf  «las  Protokoll  dt  i  ( rst<?n  Plenar- 
flitznnL'  vom  lö.  B.  ()7.  Dieaelbeii  sind  io  der  Presse  eb«iifaUs  vielfach  ab- 
gedrackt  worden. 
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die  allein  dem  <  irjienstandc  der  ersten  Kommission  pfewidmet 
waren.  Mit  Recht  sairte  der  Phisident  Bourffeois  in  drr 
Schlnßsitziing:  der  Koinniission :  „Ceur  qiii  troumient  qite  la 
C onfi'rence  clurait  lonijtemps  m  pourraient  se  douter  de 
l  intensite  d  un  pareü  travail*.  Der  Glaube,  daß  im  Haag 
wenig  gearbeitet  und  nichts  geleistet  worden  sei,  ist  ein  Aber- 
glaube. Aber  auch  die  nelfach  verbreitete  Meinung  ist  fakch^ 
daß  im  Haag  die  kriegsrechtlichen  Aufgaben  weitaus  im 
Vordergrunde  gestanden  haben.  Das  Arbeitsgebiet  der  ersten 
Kommission  war  nicht  nnr  das  völkerrechtlich  zweiMos 
wichtigste,  sondern  es  war  auch  das  umfangreichste.  Da« 
beweisen  allein  schon  die  Akten  der  Konferenz.  Die  Akten 
der  ersten  Kommission  haben  ffir  sich  aliein  so  viel  Umfang, 
wie  die  aller  anderen  Kommissionen  zusammen.  Wir  werdts 
bei  Behandlung  des  Friedensrechts  noch  näher  sehen,  vor 
welche  FttUe  von  Aufgaben  sich  diese  Kommission  gestellt  sah. 
Hier  sei  nnr  noch  betont,  daß  die  Arbeiten  der  ersten  Sob- 
kommission  sich  nach  vier  Hanptrichtangen  verteilten:  die 
Bevision  der  Konvention  von  1899,  die  Frage  des  obligatorischen 
Schiedsgerichts,  die  amerikanische  Motion  betr.  die  Beitreibung 
von  Forderongen,  die  Errichtung  eines  permanenten  Sehiedt- 
gerichtshofs.  Wie  schwierig  sich  die  Bearbeitung  aller  dieser 
Fragen  gestaltete,  darauf  weist  nicht  nur  der  Umstand  hin, 
daß  80  viele  Staaten  an  ihrer  Erledigung  mitzuarbeiten  hatlen, 
und  zwar  ohne  daß  ein  vorheriges  Einvernehmen  oder  gar 
nähere  Yorberatungeii  hätten  vorhergehen  können,  sondern  du 
zeigt  u.  a.  auch  die  Tatsache,  daß  Baron  CruÜlaume  zum  KoB- 
niissionsbericht  nicht  wenitrer  als  67  Beilagen  bringt,  von  denen 
.öH  Vorschläge  für  die  Abänderung  der  Hanger  Konvention 
t  ut  halten.  Es  glaubte  eben  fast  jeder  Staat,  seinerseits  mit 
zur  Lösung  der  der  KuiileiLUz  gestellten  Aufgaben  beitrag'en 
zu  müssen.  Das  bedeutete  zum  Teil  aber,  da  eine  Verständi- 
gung vorher  nicht  stattgctuiuh  n  hatte,  auch  eine  Erschwerung 
dieser  Aufgaben  und  dürlte  für  di»'  zukünftigen  Konfennzt» 
eine  deutliclie  L«*]ire  enthalten,  dahiii^'^eliend.  daß  das  Haagtr 
Werk  auch  in  ilei'  zw  i  sehen  den  einzelnen  K  (mir  renzin  ß:N 
legenen  Zeit  durch  g  c  m  e  i  n  u  m  e  Vorarbeiten  gefordert  werden 
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muß,  nm  nicht  nur  eine  Entlastung:,  sondorn  auch  einr  leichtere 
Verständiprnn^'  auf  den  Koiitereiizen  herlu  izul liliren.  Icli  werde 
auf  diesen  Punkt  noch  speziell  zurückzukuiiimen  habend). 

Die  zweite  Kommission  hatte  sich  mit  dem  Landkriegs- 
recht, mit  den  Deklarationen  von  1899,  mit  den  Rechten  und 
l*flic)iten  der  Neutralen  zu  Lande  und  mit  der  Frage  der  Er- 
öffnung der  Feindseligkeiten  zu  befassen  Sie  erledigte  diese 
Aufgaben  zum  Teil  ebenfalls  in  zwei  Subkommissionen. 

Diedritte  Kommission  hatte  folgende  Fragen  zn  behandeln: 
Bombardement  von  H&fen  usw.  durch  Seestreitkräfte,  Legong 
von  Minen,  Lage  der  Schiffe  der  Kriegführenden  in  neutralen 
Häfen,  Ergänzung  der  Konvention  von  1899  über  die  An- 
wendung der  Prinzipien  der  Genfer  Konvention  auf  den  See- 
krieg. Sie  arbeitete  ebenfalls  zum  Teil  in  zwei  Subkommissionen. 

Die  vierte  Koinin i ssiuu  hatte  folgende  Aufgaben:  Uni- 
wajiilliiii-  von  HandelsschiHen  in Kriegsscliifte.  dasl'rivatt  iofentum 
zur  Sf  I .  die  Verpfüustigungsfristeii,  die  Kriegskuntreliaiide.  die 
Blokadr,  Vernichtung  neutraler  Prisen  durch  hrdiere  Gewalt, 
Anwendung  von  Landkriegsreelitss;irzen  auf  den  Seekrieg. 

Präsident  der  ersten  Kouinussiun  war  Bourgeois,  der 
zweiten  lieernaet't,  der  dritten  Graf  Tornicl/if  der  vierten 

Inwieweit  es  nun  diesen  Küniuiissionen.  sowie  tlcr  Koalereiiz 
im  ganzen  p  liin^^i  ii  ist,  die  ihr  gestellten  Aufgaben  zu  lr»seu 
und  damit  einen  weiteren  8c}ii  itt  vorwärti>  zu  machen  auf  dem 
Wege  zu  dem  schönen  Ziele  der  Befestigung  der  internationalen 
Rechtsordnung  und  damit  des  Weltfriedens,  mit  dieser  Frage 
gedenke  ich  mich  in  den  folgenden  Abschnitten  noch  etwas 
näher  zu  befassen.  Es  seil  dabei  der  erste  Abschnitt  siieziell 
den  Ergebnissen  auf  dem  (ubiet  des  völkerrechtlichen  Ver- 
fahrens bezw.  des  P^irdciisi  i  <  hts'  gewidmet  sein.  Tn  einem 
zweiten  Abschnitt  gedenke  ich  nücli  dann  mit  den  kriegsrecht- 
lichen Ergebnissen  zu  beschäftigen.  Und  den  Schlußabsclinitt 
soll  ein  Ausblick  auf  die  Aufgaben  bilden,  die  sich  auf  Grund 

Vgl.  dazu  auch  nu-ineii  Aufsjttz  ■   .Ein  Hiiuptcrgf-Inus  drr  r.wfUf^n 
MaAger  Fnedeuükonicrc'uz"  in  dvx  „Uiutachen  Jievuc"  vym  Dtzember  TJOT, 
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einer  kritischen  Würdigung  der  diesmaligen  Kuiiiirenzresultat« 
für  die  dritte  und  für  die  später  fol^renden  Konferenzen  ergehen. 

Ein  Ueberbiick  über  die  obon  ziisaHunengestellteii  Aufgaben 
ih'Y  Konferenz  —  nnd  lediglich  einen  solchen  Ueberbiick  möchte 
ieh  liier  in  diesem  einleitenden  Al  ^  Imitt  geben  -  -  lelirt  uiis 
nun  zunächst,  daJJ  diese  Aufgalien  /um  Teil  neue  wiiren,  also 
Gegenstände  betrafen,  die  auf  der  ersten  Konferenz  noch  gar 
nicht  behandelt  worden  waren,  zum  Teil  aber  solche,  die 
lediglich  eine  Fortbildung,  Ergänzung,  Abänderung  oder  auch 
Bestätigung  der  KonTontionen,  I  )eklarationen,  Resolutionen  und 
Wünsche  der  Konferenz  von  1899  bezweckten.  Es  wird  sich 
zeigen,  daß  nach  beiden  Richtungen  hin  das  Konferenzwerk 
bedeutsame  Fortschritte  zu  verzeichoen  bat.  Wenn  die  Kon- 
ferenz auch  nicht  alles  erreicht  hat,  was  viele  von  ihr  erwartet 
hatten,  ja  was  sie  sicli  selbst  zugemutet  hatte,  so  hat  sie  doch 
viel  erreicht,  und  wir  dürfen  daher  die  Ergebnisse,  die  sie 
uns  darbietet,  immerhin  mit  Genugrtuung  ent^;egennefamen,  m 
dem  sicheren  Gefühl,  daß  das  jetzt  Erreichte,  mag  man  es  nun 
mit  skeptischen  oder  mit  freudigen  Blicken  betrachten,  doch 
unter  allen  Umständen  eine  Garantie  dafür  bietet,  daß  die 
Arbeit  an  dem  großen  Werke  des  Völkerrechts  nnd  des  Y$lker- 
friedens  sich  jetzt  in  vollem  Gange  und  in  gnten  Händen  be- 
findet, und  daß  weitere,  größere  Brfolge  sich  mit  der  Zeit  an 
die  jetzt  erzielten  unbedingt  anschließen  werden. 

Die  jetzige  Konferenz  hat  viel  erreicht.  Nehmen  wir  die 
Schlußakte  zur  Hand,  so  zahlt  sie  uns  zunächst  die  folgeoden 
Konventionen  bezw.  die  folgende  Deklaration  auf: 

I.  Convention  pour  le  r^gUment  paafiqm  des  CkmßU 
intemoMonaux, 

n.  Convention  concemant  la  limitatüm  de  Vemploi  de 
la  jurce  pour  le  recouvremmt  de  dettes  coniractudleB. 

III.  Convention  relative  ä  rouverture  des  hostüitäs. 

IV.  Convention  concemant  les  lois  et  couttitnes  de  la 
guerre  siir  terre. 

V.  Convention  concernunt  les  droits  et  les  devoirs  des 
JUii.ssaHces  et  des  petsounes  neutres  en  cos  de 
guerre  sur  terre. 
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VI.  QmpeutüM  rekUtve  au   regime   des  navires  de 

commerce  ennemis  au  drhut  des  hosfitites. 
VII.  Omvmtion  relative  ä  la  transfarmatian  des  naifires 

de  commerce  en  bätiments  de  guerre. 
yill.  CkmoentioH  relaüve  ä  la  poee  de  minee  soue-marines 
auUmtatiques  de  contact 
IX.  CoHvewHtm  concemant  le  hombardemetU  par  des 

forces  naväles  en  temps  de  guerre, 
X.  CoweenHon  pour  radaptatia»  ä  la  guerre  maritime 

des  principes  de  la  CkmeehHon  de  Genioe, 
XI.  Convenikm  reloHve  ä  certaines  restricHons  ä  Vexer- 
cice  du  droit  de  capture  dans  la  guerre  maritime, 
Xn.  QmventioH  relative  ä  VitaiUssement  d*une  Cour 

internationale  des  prises. 
Xm.  ConvenHou  concemant  les  droits  et  les  devoirs  des 

Puissances  neutres  en  cos  de  guerre  maritime. 
XIV,  Dädaraüon  relative  ä  VinterdicUon  de  lancer  des 
prqfectiles  et  des  explosifs  du  haut  de  haUons. 
Wir  sehen  also,  daß  gegrenüber  drei  Konventionen  und 
einer  Deklaration  des  Jahres  1899  jetzt  13  Konventionen 
und  eine  Dekhiratioii  stehen.  Das  erscheint  gewiß  als  ein 
reiches  Ergebnis,  selbst  wenn  neben  den  ci zielten  Resultaten 
noch  andere,  weitergehende  erhofft  wurden.  Man  darf  gewili 
um  dieser  letzteren  Projekte  willen  die  Bedeutung  dessen,  was 
uns  die  Konferenz  heute  bereits  an  positiv  greifbartMi  Resultaten 
gebracht  hat,  nicht  ohne  weiteres  unterschätzen.  Dreizehn 
Konventionen  über  die  wichtigsten  Materien  des  Völkerrechts 
sind  ein  Ergebnis,  da^  noch  vor  15  Jahren  kaum  jemand  für 
raügiich  gebalt  Ii  Ii  ttte.  Immerhin  werden  wir  aber  die  Bedeutung 
dieses  Resultates  im  Folgenden  natttrlieli  nocli  n-iber  zu  unter- 
sucberi  haben,  und  wir  werden  uns  dabei  ii;ituij.'^''iii;iij  auch  mit 
dem  zu  befassen  haben,  was  die  Konferenz  zwar  gewollt,  aber 
nicht  erreicht  hat;  denn  nur  an  Hand  der  gesamten  Verhand- 
lungen in  den  Kommissionen,  Subkommissionen  und  Komitees 
lernen  wir  die  Bedeutung  des  im  Haag  Geschaffenen  richtig 
würdigen  und  gewinnen  so  ein  wirklich  objektiTes  Bild  de& 
Konferenzwerkes  in  seiner  heutigen  Gestaltung. 
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Zugeben  muß  mau  allerdijigg  von  vorneherein,  daß  es 
natürlich  auf  die  Zahl  der  Konventionen  nicht  ankommt,  ja 
daß  es  im  Gegenteil  wünschenswerter  gewesen  wäre,  wenn  es 
gelrnigen  wäre,  die  systematisch  snsammengehörigen  Materien 
auch  redaktionell  in  einzelne  wenige,  prrößere  Konventionen 
zusammenzufassen.  Wir  werden  auf  die  Gründe,  die  zu  der 
Jetzigen  Redaktion  —  die  ja  kein  für  alle  Zukunft  abschließendes 
ißrgebnis  darstellt  —  geführt  haben,  später  noch  zurückkommen. 
Genug,  daß  die  Vielzahl  der  Konventionen  zwar  ein  — 
immerhin  verbesservngsfähiger  —  Nachteil  sein  mag,  daß  aber 
wichtiger  als  die  redaktionelle  Form  die  Tatsache  ist,  daß  die 
Großzahl  der  Staaten  beute  über  alle  diese  Materien  zu  einer 
Sinigung  gelangt  ist. 

Jede  dieser  14  Konventionen  bezw.  Deklarationen  bildet 
für  sieb  einen  besonderen  völkerrecbtlichen  Akt.  Jede  muß 
also  noch  besonders  unterzeichnet  und  ratifiziert  werden,  damit 
die  unterzeichnenden  und  ratifizierenden  Staaten  als  Vertrags- 
kontrahenten  und  somit  als  rechtlich  gebunden  erscheinen.  Die 
Unterzeichnung  der  Schlußakte  hat  mit  Bezug  auf  diese  be- 
sonderen Abkommen  keinerlei  verbindlicbe  Wirkungen  zur 
Folge^).  Aus  der  Unterzeichnung  der  Schlußakte,  die  soicst 
von  nahezu  sämtlichen  auf  der  Konferenz  vertretenen  Staaten 
unterzeichnet  worden  ist''^),  fol^^t  iji  keioiT  Weise,  daß  alle  diese 
Staaten  nun  auch  alle  Konventionen'')  unterzeichnen  und  rati- 
fizieren werden. 

Die  8chlußal(te  bestimmt,  daß  die  14  separaten  Kon- 
vrntionen  bis  zum  HO.  6.  08  gezoirlinct  worden  können*).  Die 
tMii/i  lin'ii  Konventiitneii  «'iitlialtcii  Muljcrdem  ziemlich  ühereiu- 
stiuüuend  noch  die  weitere  Hestininiüiii*^.  daß  die  bis  zu  dem 
genannten  l'ermi«  nicht  zeichnenden  i'Stauten  der  Konvention 
beitreten  können,  indem  sie  ihre  Absicht  der  holländischen 
Kegieruug  schriftlich  notifizieren^  unter  Zustellung  einer  Bei- 

Dies  betonte  ücUon  M eurer,  „iJic  HuHgui  Friedtiibkunferunz''  1. 4ä. 
2)  Bia  »im  26. 10.07  batten  s&mtliche  Staaten  außer  Ffttaguay  und  der 
Tttrkei  nnterscichnet. 

^  Ich  führe  im  Folgendes  die  ^Deklaratiun''  niokt  jedesmal  besonden 
*)  Die  Kon?etiti(men  tragen  aftmtlich  das  Datum  rom  18. 10. 07. 
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trittsakte,  die  in  den  Archivendieser  Regierung:  aufbewalirt  wird. 
Die  holländische  Regierung  stellt  darauf  den  sämtlichen  übrigen 
bei  der  Konferenz  botcMli^enStaaten  unverzüglich  eine  beglau- 
bigte Abschrift  der  Notifikation  und  der  Beitrittaakte  zu,  unter 
Angabe  des  Datums  des  Eingangs  der  Notifikation. 

Bis  anm  26.  10.  07  waren  bereits  die  folgenden  Zeich- 
nungen, abgesehen  Ton  der  bereits  erwähnten  Zeichnung  der 
Schlußakte,  erfolgt:  I.  Konvention:  31  Staaten;  II.  Konvention: 
26  Staaten;  III.  Konvention:  31  Staaten;  lY.  Konvention: 
32  Staaten;  V.  Konvention:  32  Staaten;  VI.  Konvention: 
30  Staaten;  VII.  Konvention:  29  Staaten;  VIII.  Konvention: 
25  Staaten;  IX.  Konvention:  29  Staaten;  X.  Konvention: 
32  Staaten;  XI.  Konvention:  29  Staaten;  XII.  Konvention: 
22  Staaten;  XIII.  Konvention:  26  Staaten;  XIV.  Deklaration: 
22  Staaten.  Diese  Zeichnungen  sind  allerdings  zun  Teil  unter 
Vorbehalt  erfolgt ^j. 

Ueber  die  Ratifikation  der  Konventionen  entbftlt  die  SeUuß- 
akte  keine  Bestimmungen.  Die  Konventionen  regeln  diese 
Frage  ziemlich  übereinstimmend  in  der  Weise,  daß  sie  be- 
stimmen, die  Ratifikation  habe  so  bald  als  möglich  zu  erfolgen ; 
die  Ratifikationen  seien  im  Haag  zu  liiiitrrlt  jren.  Die  erste 
Hinterlegung  von  Ratihkationen  soll  durch  i  in  Protokoll 
konstatiert  wt  rdt  ii,  das  von  dvn  Vertretern  d»  r  beteiligten 
Mächte  und  dem  holläiulis(  hi  n  Ministrr  d»'s  Aeußem  Unter- 
zell iinet  ist.  Die  späteren  1  lintcrlc^ung^cn  vuii  Ratifikationen 
erfolgen  durch  eine  sclirittlirln'  Nntitikation  an  die  hollaadische 
Repieniug,  die  von  der  Kntitikati(in>ürknndi'  !»•  trlritet  ist.  Be- 
^^huüvipte  iibercinstiinineiidc  Abschritt  des  l'rotokolls  über  dii' 
erste  Hintirlei^un«^  von  Ratilikationen,  sowie  der  Notifikationen 
und  Ratihkationsurkunden  sind  .s(d(»rt  durch  die  liulländisclje 
Regierung  auf  diplumatiscliem  W  ege  den  Uaager  Konferenz- 


1}  Krine  Koiivt  ntion  daroais  lüittcn  uiit<»r7:*'ichn««t :  nentsch^  H'  irii,  *  ii  ster- 
reich- Ungarn,  C  hina,  Ki^uator,  Grüb-iiritannien,  iiaiien,  Japan,  iSicaragua,  Para- 
guay, Schweis,  Tflfkd.  Bei  UntendcluHiiig  der  Schloflakte  maclite  lediglich 
di«  Sebweis  einen  Vorbehalt  wegen  des  »Wnusches*  »nl  Annahme  der 
„ConveHHon  paur  Veiablissement  tTune  Cour  de  Justice  arbitrale", 
v«i  dem  nodi  die  Rede  sein  wird. 
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stMMttii,  sowie  den  Machten,  die  der  betreftendeii  Konvention 
bLj;z(  treten  sind,  mitzuteilen,  unter  Angabe  des  Datums  des 
Kiit^iiiijj:s  der  Xotifikationpn.  Die  einzelne  Konvention  tritt  in 
Kraft  für  die  Staaten,  die  an  der  ersten  Hinterlegung  von  Ratifi- 
kationen teilgenommen  liaben,  60  Tage  nach  dem  Datum  des 
darauf  bezüglichen  Protokolls,  für  die  später  ratifizierenden 
oder  beitretenden  Staaten  60  Tage  nach  dem  Eingang  der 
Notifikation  der  Ratifikation  bezw.  des  Beitritts  bei  d& 
holländischen  Regierung.  Das  holländische  Ministerium  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  führt  ein  Register  aber  die  Hinter- 
legung der  Ratifikationen  und  die  Notifikationen  von  Beitritts- 
erklärungen, von  dem  alle  Yertragsmächte  JSinsicht  nehmen 
nnd  beglaubigte  Auszüge  veiiaiigeii  kSnnra. 

Darüber,  wie  sich  die  Ratifikation  der  Haager  Konferenz- 
beschlüsse  nun  gestalten  wird,  läßt  sich  natfirlich  zurzeit  noch 
kein  Urteil  ^en.  Zunächst  muß  man  vor  allem  das  Resultat 
der  Zeichnungen  abwarten.  — 

Die  Schlußakte  der  Haager  Konferenz  enthält  nun  aber 
außer  dem  Hinweis  auf  die  schon  erwähnten  Konventionen 
noch  eine  Reihe  von  weiteren  KonferenzbeschlQssen,  ffir  wekbe 
eine  besondere  Unterzeichnung  und  Ratifikation  nicht  erforder- 
lich erschien  und  die  daher  gleich  in  der  Schlußakte  wieder* 
gegeben  sind. 

Zunächst  begegnen  wir  der  folgenden  prinzipiellen  Er- 
klärung der  Konferenzmächte: 

„Z/ö  Conference,  se  conformant  ä  Vesprit  d'entenie  ei 
de  concessions  räciproques  qui  est  l'esprit  mSme  de  ses 
deliberatiom,  a  arr^te  la  dechiration  auivaute  qui,  tout  en 
rSservant  ä  chacune  des  Pitinsances  representees  h  benefice 
de  ses  rotes,  leur  pennet  ä  toutes  d'affirmer  les  pt^ncipes 
qu'Mles  cofisid^ent  comnie  unanimement  reconnus: 

Elle  est  unanime, 

1"  ä  rrroHiKutre  le  principe  de  Varbitrage  oblii/atoire : 
2'-'  a  dvcatn-r  que  cerltuNs  differeitds.    et  imtammeut 
ceujc  relatifs  ä  l  interpri'taiiou  et  a  Id jqdication  des  stipu- 
lations  conventionnelles  infeniationaies,    sonf  susceptihks 
d'it^re  soumis  ä  raröUrage  obligatoire  sans  OMCune  restridm. 
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Mle  est  tmaiiime  enfin  ä  proclamer  que,  s'il  n  a  pas 
efe  donnd  de  comlure  den  maintenant  une  Convention  en 
ce  seris,  les  divergences  d'opinion  qui  se  sonl  manlfestees 
nont  pas  de'passd  les  limifes  d'une  controverse  Juridiqite. 
et  qu  en  tra  millant  ici  ensemble  pendant  quatre  mois,  toutes 
les  Puissances  du  monde,  non  seulement  ont  appris  ä  se 
camprendre  et  ä  se  rapprocher  davantage,  mais  ont  su 
däg<iger^  an  cours  de  cette  longue  collaboration,  un  senU- 
ment  tres  eleve  du  bien  comtnun  de  l'kumanite'.'^ 

Auf  die  Entstehung^greschichte  dieser  konferenziellen 
Elrklärang  wird  im  folgenden  Abschnitt  näher  einzutreten 
sein.  Hier  möchte  ich  mit  Bezug  auf  den  Inhalt  dieser  Er- 
klärung nur  Folgendes  bemerken.  Wenn  wir  nns  vergegen- 
wärtigen, wie  dfinn  gesät  die  Anhänger  des  obligatorischen 
Schiedsgerichts  noch  vor  20  Jahren  waren  und  wenn  wir  dem- 
gegenüber  hente  eine  Erklärung  der  sämtlichen  Eultmntaaten 
der  Erde  lesen,  wonach  sie  das  Prinzip  des  obligatorischen 
Schiedsgerichts,  das  noch  im  Jahre  1899  im  Haag  einer 
Opposition  begegnete,  einstimmig  anerkennen  und  erklären, 
daß  bestimmte  Streitigkeiten  der  obligatorischen  Schiedsgerichts- 
barkeit ohne  Jede  Beschränkung  unterworfen  werden  können, 
so  .bedeutet  das  doch  unter  allen  Umständen  einen  geradezu  in 
die  Augen  fallenden  Fortschritt.  Der  Umstand,  dafi  man  mehr 
zu  enreichen  hoifte  und  daß  ein  großer  Teil  der  Mächte  sogar 
auch  für  dieses  Mehr  zu  haben  gewesen  wäre,  kann  dem- 
gegenüber keineswegs  abschwächend,  sondern  lediglich  ver- 
stärkend in  Betracht  kommen.  Denn  schon  die  Anerkennung 
des  Prinzips  ist  ein  Fortschritt,  und  die  Bemühungen  der 
Staaten,  diesem  rrinzip  auch  zur  praktischen  Anerkennung 
zu  verhelfen,  weisen  doch  schon  darauf  hin,  daß  dieses  letztere 
Ziel  in  absehbarer  Zeit  erreicht  werden  dürfte.  Wir  haben 
also  einen  bedeutsamen  Schritt  vorwärts  in  der  Schiedsgerichts- 
ira^^^e  damit  zwrifpllos  schon  heute  zu  verzeichnen,  selbst 
wenn  mam  ih  \\  i  Hergehenden  Pläne  noch  ges(  heitert  sind.  Also 
dürfen  wi?  ins  doch  zunächst  einmal  des  Erreichten  freuen  und 
von  der  Zukunft  auf  Weiteres  hdtTen.  Die  Konferenzmiiclite 
selbst  erklären  ja,  wenn  es  niciit  gelungen  sei,  die  Anerken- 

Z«itMlurilt  f.  iBtam.  Frtvat' a.  Öff«nU.  Beoht.  XVIJ.  34 
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nung  des  obligatorischen  Schiedsfrericbts  in  ciinr  Komention 
zum  Ansdnick  zu  briiiL'-cn,  so  sei  dies  lediglich  auf  jurij^tische 
Streitfragen  zurückzutüliren,  und  die  gemeinsame  Arbeit  an 
dem  Gegenstand  habe  immerhin  schon  jetzt  indirekt  pte 
Früchte  gezeiti^rt  Also  liegt  gewiß  keinerlei  Gm nd  vor,  heute 
an  weiteren  FortJicliritten  in  der  Materie  zn  verzweifeln,  sondern 
das  Gegenteil  ist  der  Fall.  Diejenigen,  die  heut«  enttäuscht 
sind  oder  die  glauben,  im  Haag  neue  Nahrung  für  ihren 
Skeptizismus  erhalten  zn  haben,  machen  sich  offenbar  gar 
keinen  Begriff  davon,  unter  welchen  Schwierigkeiten  man  auf 
einer  solchen  Konferenz  zn  arbeiten  bat.  Nicht  zn  wenig, 
sondern  zn  viel  hatte  man  sich  eben  auf  einmal  zugemutet,  nnd 
80  mußte  notwendigerweise  ein  Teil  der  zn  leistenden  Arbeit 
an  diesem  Zuviel  scheitern,  so  mußte  man  zn  der  Erkenntnis 
gelangen,  daß  die  ersehnten  Fortschritte  sich  nicht  alle  durch 
eine  Konferenz,  sondern  nur  allmählich,  durch  andauernde,  an- 
gestrengte Arbeit  realisieren  lassen.  — 

Die  Schlußakte  bringt  dann  im  ferneren  eine  —  ebenfalls 
einstimmig  angenommene  —  Resolution,  die  eine  Bestätigung 
der  Resolution  von  1899  über  die  Beschränkung  der  Hilitar- 
lasten  enthält  und  die  Regierungen  zu  erneutem  emsüicbeiii 
Studium  dieser  Frage  auffordert.  Daß  die  Konferenz  in  dieser 
Frage  zu  keinem  anderen  Resultat  gelangen  werde,  mußte  man 
vorhersehen.  Auch  in  den  Kreisen  der  ^Friedensfreunde"  gab 
man  sich  darüber  keinen  Illusionen  bin,  sondern  wünschte 
lodiglicli  die  Frage  diskutiert  zu  sehen.  Ein  ernsthufttr  Erfolg 
auf  diesem  Gebiet  dürfte  sich  eben  erst  als  die  Folge  von 
anderweitigen  Fortücliritteii  ergeben  — . 

Im  Weiteren  zählt  die  Schlnli;ikte  dann  vier  ^Wünsche"  auf: 
Der  erste  derselben  entliält  eine  Eiiipfehliing  an  die 
Konferenzmächte  zur  Annalime  eines  Entwurfs  einer  Konvention 
für  die  Krriclitnng  einer  ^Cotir  de  Justice  arbitrnk-'''^].  und 
zur  Tnkriütst  iziinj^  dieser  Konventinn,  sobald  eine  Kinipung 
über  die  Wnlil  der  Richter  und  über  die  Konstitution  dieses 
üerichtshofs  erfolgt  sein  werde. 

Ich  behalte  absichtUch  die  französischen  Worte  bei,  um  eiae  Ver* 
wedulang  mit  dem  ständigen  ädüedsgencbtshol  im  Haag  an  TerbUten. 
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Auch  auf  dieses  Projekt  werde  ich  im  nächsten  Abschnitt 
noch  näher  zu  sprechen  kommen.  Hier  sei  vorläufifr  nur 
bemerkt,  daß  dasselbe  jedenfalls  einen  der  schwächsten  Teile 
unter  den  diesmaligen  Konferenzergebnissen  darstellt,  so  daß 
emstlich  zu  prüfen  sein  dürfte,  ob  und  inwieweit  eine  solche 
„Ckn^r  de  Justice  arbitmle''  in  der  ihr  in  dem  Entwürfe 
gegebenen  Fonn  sich  wirklidi  zur  Einführung  empfiehlt  und 
ob  und  in  wieweit  sie  auch  wirklich  einen  Fortschritt  fttr  die 
Schiedsgerichtssache  bedeutet. 

Die  folgenden  «WQnsche''  betreffen  einmal  die  Beziehungen 
zwischen  der  Bevölkerung  der  kriegführenden  und  der  neutralen 
MSchte,  namentlich  die  kommerziellen  und  industriellen  Be- 
ziehungen, und  den  Schutz,  den  Zivil-  und  Militärbehörden  den- 
selben im  Kriegsfalle  angedeihen  lassen  sollen,  sodann  die 
konventionsweise  Begelung  der  Frage,  ob  und  inwieweit  Aus- 
länder zu  den  Militärlasten  heranzuziehen  sind,  und  schließlich 
noch  die  Ausarbeitung  eines  Seekriegsreglements  als  Programm- 
pnnkt  für  die  nächste  Konferenz,  indem  für  die  Zwischenzeit 
empfohlen  wird,  die  Prinzipien  des  Landkriegsrechts,  soweit 
möglich,  auch  ffir  den  Seekrieg  zur  Anwendung  zu  bringen. 

Es  wird  an  den  entsprechenden  Stellen  auch  auf  diese 
Wünsche  nochmals  zurückzukommen  sein.  Zu  bemerken  dürfte 
hier  nur  sein,  daß  sich  diese  Wünsche  mit  denjenigen  des 
Jahres  1899  nicht  decken,  indem  diese  letzteren  zum  Teil 
bereits  in  Erfülhiiifr  g:efranp:en  oder  wenigstens  in  Berück- 
sichtigung gezogen  worden,  zum  Teil  aber  aus  anderen  (i runden 
hinfällig  geworden  sind.  Die  Revision  der  Genfer  Konvention 
ist  in  der  Zwischenzeit  erfolgt.  Die  Rechte  und  Pflichten  der 
Kinitralen  haben  auf  dem  Programm  der  zweiten  Konferenz 
gestanden,  end<^-iilti«i:  erledip:t  ist  damit  dieses  wirlitijre  Kapitel 
allerdings  noch  lange  nicht.  Die  Fragm  l)etr.  (iewehre  und 
Harinekanonen  bilden  keinen  besonderen  Wunsch  mehr.  Ebenso 
hat  man  von  einem  we  iteren  Wunsciie  mit  Rezup:  auf  die  Fratre 
der  Einschränkung  dfr  Land-  und  Seestreitkräfte  sowie  der 
Kriegsbudgets  diesmal  abgesehen.  Die  Frage  des  Privat- 
eigentums im  Seekrieg  hat  ebenfalls  auf  dem  Programm  der 
zweiten  Konferenz  gestanden;   mit  welchem  £rfolge  wird 

34» 
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sich  zeigen.  Und  ebenso  ist  die  »age  der  Beschießung  von 
Häfen  usw.  durch  Kriegsschiffe  diesmal  im  Haag  erörtert  worden. 

.  Wir  sehen  also,  daß  die  zweite  Haager  Konferenz  die  ihr 
von  ihrer  Vorgängerin  ausgesprochenen  Wünsche  im  ganzen 
berücksichtigt  und,  soweit  dies  möglich  war,  auch  zu  ihrer 
Lösung  beigetragen  hat.  Und  ebenso  hat  sie  das  Arbeits- 
programm, das  ihr  von  der  rassischen  Begierong,  die  An- 
regungen, die  ihr  von  den  anderen  Konferenzm&chten  in  den 
Schoß  gelegt  wurden,  nach  Möglichkeit  zu  lealisierBii  gesacbt 
Inwieweit  ihr  dies  gelungen  ist,  auf  welchen  Gebieten  sie  einen 
größeren,  auf  welchen  sie  einen  kleineren  Erfolg  zu  verzeichnen 
hat,  das  wird  in  den  folgenden  Abschnitten  zu  erörtern  sein. 
In  jedem  Falle  durfte  aber  schon  unser  bisheriger  üebeiblick 
zur  Qenüge  gezeigt  haben,  vor  welche  FtOle  von  schwierigen 
Au^ben  sich  die  zweite  Konferenz  gestellt  sah  —  sachliche 
Schwierigkeiten,  die  noch  wesentlich  erhöht  wurden  doicb 
manche  Mängel,  die  der  Konferenz  anhafteten. 

Diese  letzteren  Mängel  deutet  indirekt  auch  die  Schlußakte 
an,  wenn  sie  zum  Abschluß  noch  folgenden  Passus  bringt: 
^Enßn,  la  Confirence  recommande  oux  Puissances  Ut 
r4unum  d'une  troisUme  Confirmce  de  la  Paix  qui  ptmrreU 
avoir  lieu,  dans  une  periode  analogue  ä  teile  qui  s'est  e'coulSe 
depuis  la  precedente  Conference,  ä  une  date  ä  fixer  dun 
coinnaoi  accord  entre  lc6  Puissances,  et  eile  appelle  leiir 
attention  siir  la  näcessite  de  preparer  les  trarau,T  ds  cette 
troisihne  Conference  assez  longtemps  ä  l'avance  poiir  que 
ses  deliberations  se  poursuivent  avec  Vautorite  et  la  rapidite 
indispe)im  bl  es. 

Foiir  ntteindre  ä  ce  btit,  ia  i'onference  esfinie  qu'H 
serait  hes  desirable  que  enm'ron  denx  am  avant  Vepoqtte 
probable  de  la  reanion,  un  Comiie  preparafoire  fftt  Charge 
par  les  (ioi(vernetnenfs  de  recueillir  les  diverses  proposiliom 
ä  sounirttre  ä  la  Conference,  de  rechercher  les  maiieres 
susceptüjles  dun  prorhain  reglement  inier  national  ei  de 
preparer  an  programme  que  les  Gouvernements  arreteraient 
assez  töt  pour  fpi'il  put  etre  serieusement  etudie  dan^  cluique 
patfs.    Ce  Cotnite  serait,  en  outre,  chargi  de  proposer  itn 
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mode  d' Organisation  et  de  procädures  pour  la  Conferewe 
eHe-mime.'^ 

Die  Erkenntnis,  von  der  diese  £rklänmg:  der  Konfereoz- 
mächte  Zeugnis  ablegt,  habe  ich  an  anderer  Stelle^)  geradezu 
ein  Hauptergebnis  der  zweiten  Haager  Friedenskonferenz 
genannt.  In  dem  Maße,  in  dem  sich  die  Ueberzeugunjr  mn  der 
notwendigen  Kontinuität  des  Haager  Werkes  bei  den  Mächten 
befestigt,  in  demselben  Maße  wachsen  auch  die  Garantien  für 
sein  zukünftiges  Gedeihen.  Diese  Erkenntnis  ist  daher  auch 
mit  einigen  Lehrgeldern  die  man  bei  jedem  neuen  großen 
Werke  mit  in  Kauf  nehmen  muß,  nicht  zu  teuer  bezahlt,  ja 
solche  Lehren  können  heilsamer  sein,  als  manche  anscheinend 
leicht  erzielte  positive  Erfolge.  Die  zweite  Konferenz  hat 
gezeigt,  daß  die  Mi.chte  zwar  nach  einer  alten  Schablone, 
aber  auch,  daß  sie  nicht  nach  der  richtigen  Methode  arbeiteten. 
Wenn  man  gemeinsame  Resultate  erzielen  will,  muß  man 
dieselben  auch  geraeinsam  vorbereiten.  Je  großer  und  schwieriger 
die  Aulgabe  ist,  nm  .so  mehr  Vorarbeit  erfordert  sie.  Im  Haag 
glaubte  man  diese  Erfordernisse  übersehen  zu  können.  Man 
ist  eines  Besseren  belehrt  worden.  So  will  man  denn  die 
dritte  Konferenz  —  nur  von  einer  dritten  Konferenz  spricht 
die  Schlußakte;  das  Postulat  der  Periodizität  der  Haager 
Konferenzen  ist  somit  auch  dieses  Mal  nur  teilweise  erfüllt 
worden;  die  Perioden  für  das  Zii.sauiirientreten  sollten  iu  Wirk- 
lichkeit ein  für  allemal  festgelegt  werden,  so  wie  dies  bei 
anderen  internationalen  Konferenzen,  namentlich  im  Gebiete 
des  Verkehrswesens,  ja  auch  der  Fall  ist  —  so  will  man  die 
nächste  Konferenz  also  nii  voraus  beizeiten  vorbereiten.  Essollen 
srhon  etwa  zwei  .lalire  vor  dein  Hejjfinn  der  Konferenz  inter- 
nationale Kommissionen  zusainnientreten.  nni  die  Vorst-hlage  für 
die  Konferenz  zu  sammeln,  die  für  die  Konterenzberatungen  in 
Betracht  kommenden  Materien  zn  prüfen  und  an  Hand  davon 
ein  Programm  aufzustellen,  das  von  den  Re;.iierungen  beizeiten 
überprüft  werden  Icann  ;  an«  h  scdlen  diese  Kommissionen  Vor- 
schläge für  die  Oigamfiation  und  für  die  Arbeitsweise  der 
Konferenz  macheu. 

1)  In  der  ,J>eui8ehen  Jievtie"  a.  a.  0.  (Deiwnber  1907). 
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Es  sind  das  in  der  Tat  Anref2:ungen,  deren  Bedeutunior  die 
Staaten  nach  den  im  Haag  gemachten  Erfahnmgen  jedinfalls 
nicht  unterücliätzi  n  werden.  Das  bisherige  System  der  ^efren- 
seitigen  Überraijchungen,  das  bei  den  Diplomaten  der  ahen 
Schule  wohl  Gefallen  erwecken  mochte,  daü  aber  nicht  für  eine 
Konferenz  paßte,  in  der  man  ernstlich  arbeiten  will,  dürfte 
jetzt  im  Haag  glücklich  ad  absurdum  fj^efiihrt  sein.  Das 
nächste  Mal  wird  man  dort  leichtere  Arbelt  haben  und  gerade 
dadurch  die  Sache  um  so  mehr  fördern. 

So  dürfte  denn  diese  die  Schlußakte  abschließende  Er- 
klärung keineswegs  der  unwesentlichste  Teil  ihres  Inhaltes 
sein.  Auch  insofern  ist  sie  dies  nicht,  als  sie  für  die  Zukimlt 
gleichzeitig  ein  ernstes,  wissenschaftliches  Arbeiten  zu  garantieren 
scheint.  Meiir  und  mehr  werden  die  Konferenzen  auf  der 
Wissenschaft  fußen.  So  wh^  durch  die  Konferenzen  das  Völke^ 
recht  und  die  Völkerrechtswissenschaft  gefördert  werden,  so 
werden  auch  umgekehrt  die  Konferenzen  von  der  Wissenschalt  zu 
zehren  haben.  Sie  kommen  damit  gewiß  in  das  rechte  Fahrwasser. 
Schon  die  Ergebnisse  der  jetzigen  Konferenzen  beweisen  ab»  in 
fibrigen,  daß  man  sich  im  Haag  auf  dem  rechten  Wege  befindet, 
wenn  das  Vorwärtsschreiten  auch  im  Anfange  langsam  tod 
statten  geht.  Mag  daher  die  Sensationslust  immerhin  enttäuscht 
sein.  Die  Wissenschaft,  die  weiß,  daß  es  im  Haag  keine 
Sensationen  zii  holen  gibt,  wird  die  dort  gewonnenen  Resultate 
nach  ihrem  Werte  zu  würdigen  wissen.  — 


Digitized  by  Google 


Zweitor  AbHchnitt. 
IHui  Yerf «lureM  in  vÖlkerreclitlicheB  Stroltlirkelteiu 

§  1.  Einleitung. 

In  erster  Linie  sollen  in  der  folgenden  Darstellung  die 
positivenErgebnisseder  Konferenz  Berflcksichtigung  finden. 
Obschon  also  eine  geschichtliche  Darstellung  der  Konferenz- 
Verhandlungen  nicht  in  den  Rahmen  dieser  Arbeit  gehört,  so  wird 
doch  besonders  in  dem  Kapitel  von  der  Schiedsgerichtsbarkeit  hier- 
von steUenweise  abgewichen  werden  müssen,  aus  dem  einfachen 
Grande,  weil  hier  die  Verhandlungen  selbst  das  weitaus  wichtigste 
sind,  während  die  positiven  Ergebnisse  teilweise  unbedeutend 
erscheinen  mögen,  und  jedenfalls  ohne  Kenntnis  der  vorher- 
gegangenen Verbajidlungen  unmöglich  gewürdigt  werden  können. 
Schon  im  Hinblick  auf  eine  künftige  Weiterentwicklung  dieser 
Materien  erscheint  es  daher  von  Wichtigkeit,  sich  auch  die  Ver- 
handlungen selbst  einißfermaßen  g:egenwärtig  zu  halten. 

Wer  sich  überhaupt  ein  selbständiges,  objektives  Bild  von 
der  durch  die  zweite  Iluagcr  Konferenz  für  das  völkerrechtliche 
Verfahren  geschaffenen  Lage  machen  will,  der  darf  sich  nicht 
auf  das  Studium  der  Schlußakte  nebst  Konventionen  oder  der 
im  deutschen  Weißbuch  enthaltenen  Denkschrift  beschränken. 
Es  geliört  dazu  unbedingt  auch  ein  Studium  der  Konferenz- 
akten, insbesonders  Ifr  Sitzungsprotokolle.  Ohne  Kenntnis 
derselben  wird  man  kaum  in  der  Lajre  sein,  sich  von  dem 
lieutiüLii  Stande  und  von  den  Aussichten  des  „iJ'riedensrechtes" 
Eechenschaft  zu  geben 

1)  Die  KoiiT«iitioiieii  sdbat  sind  bweite  in  venebiedentn  Zdtscbriften 
mm  Abdnick  geUngt,  to  u.  a.  Im  ^Staaiaarehitt^t  in  der  „Jietme  de  ä/ndt 

iHternational",  in  der  „Revue  gdttetdlc"  etc.  Dagegen  fehlt  es  l)ishcr  noch 
an  Bearbeitungen  des  Konferenzmatorials.  Die  Darstellnnp:  von  Fried ,  ,Die 
zweite  H;iatrf  r  Konferenz,  ihre  Arbeiten,  ibre  Krgebnisse  und  ihre  Bedeutung", 
gibt  enie  kurze  Beleuehtung  speziell  vuni  pazifistischen  Standpunkte  ans. 
Interessantes  Material  eatlialt  auch  der  „C'outrier  de  la  Cun/tt ence  ". 
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Tm  übrigen  darf  aber  anderseits  auch  lietonT  wenleii.  daß 
diesp  Lektüre  wohl  Zinn  I  iitercssaiitrsten  und  Luhnendsten 
getifiit.  was  auf  völkerreilitliclieiii  ( H  I  ii  te  heute  existiert  Der 
Prüsitlcnt  der  ersten  Kommission  Buurgeors  konnte  in  der 
Komiteesitzuiig"  vom  15.  8.  07  mit  Recht  sa^^eii.  er  habe  sich 
Angesichts  der  gehaltenen  Reden  manchmal  nicht  in  einem 
Komitee  zu  befinden  geglaubt,  „nmh  plutot  dans  une  acad^mie 
de  droit  interttaHonal  ou  les  plus  emhients  jurisconsuUes 
et  les  diplomates  les  plus  ejcperimentes  se  Ucraient  ä  un 
taumoi  jHrtdü/ue^.  Möge  der  zweiten  Konferenz  daher  eben- 
falls bald  ein  Historiograph  beschieden  sein,  so  wie  ilin  die 
erste  Konferenz  an  Meurer  gefunden  hat^). 

Als  Wegweiser  durch  die  Konferenzakten  mögen 
bier  die  folgenden  fiemerkungen  dienen.  Im  ersten  Abschnitt 
ist  bereits  bervorgehoben,  daß  das  völkenecbtliche  Prozeßrecht 
Arbeitsgegenstand  der  ersten  Kommission  war,  die  ihre  Arbeiten 
auf  2  Snbkommlssionen  und  mebrere  Comites  d*exameu  verteilte. 

Im  Plenum  wurde  das  Prozeßrecht  nur  kurz  behandelt 
Die  eigentliche  Arbeit  wurde  von  den  Kommissionen  getan, 
Plenarsitzungen  fanden  überhaupt  im  ganzen  nur  11  statt 
Nachdem  in  der  zweiten  Plenarsitzung  vom  19.  6.  07  das  Prozeß- 
recht der  ersten  Kommission  fiberwiesen  worden  war,  beschäftigte 
es  das  Plenum  nicht  wieder,  bis  dann  in  der  6.  Plenaisitzmg 
vom  21.  9.  07  die  Prisengerichtsbarkeit  und  in  der  9.  Plenar- 
sitzung vom  16.  10.  07  die  ^  Haager  Konvention  für  die  friedliche 
Erledigung  internationaler  Streitigkeiten^,  sowie  die  „KonventioB 
über  die  Beschränkung  der  GewaUanwendung  bei  Emtreibniig 

Neben  Ueurera  scweibindigem  Werk  Aber  «Die  Haager  Friedeiii- 
konferenz* sind  aus  der  Zeit  vor  der  zweiten  Konferenz  besonders  folpenile 
Arbeiten  in  (liest  in  Znsaminenhang  von  Tntrrrsf«)» :  3fi'rtqnhnc,  „La  Colt- 
ference  intet  natidiitdc  de  la  paix" ,  ÜKMJ,  ferner  ucuerdini^ä  r.  Ullntann, 
.Die  Uaager  Konferenz  von  189U  und  die  WeitorbUdang  des  Völkerrecbts* 
im  „Jahrhueh  des  öffentUchan^Beehts" ,  \\m,  lowfe  Sir  Tkam»» 
Barclay,  ^Problems  of  international  Fractiee  and  Dipiamaciff 
«pecial  referetice  to  the  Hague  Otnferewte  and  Conventions  and  otker 
general  international  Agreements'' ,  1907.  Femer  darf  hier  erwähn* 
wf^rdon  mein  Ruch  über  ,Die  Fortbildung  des  Verfahren»  in  Tdlkerrecbtticiue 
gtreiUgkeiteu%  19ü7. 
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von  Kontraktschuldcn''  auf  Grund  der  Kommissionsarbeiten 

erledigt  werden  konnten. 

In  Betracht  koninu'ii  also  eigeiitlicli  ledi<ilich  die  Arbeiten 
der  ersten  K  o iiimissio n ,  die  am  2'1.  f».  U7  liire  erste  Sitzuii^^ 
abhielt.  In  dieser  Sitzung:  gab  Bourgeois  einen  bemerkens- 
werten Ueberblick  über  die  Rechtslage,  auf  den  noch  zurück- 
zukommen sein  wird,  und  es  wurden  dann  trlpieh  zwei  Sub- 
konniiissionen  bestellt.  Die  erste  Kommission  selbst  trat  er^t 
am  10.  9.  07  wieder  zusamnien,  nachdem  die  zweite  Sul  kijinimssioa 
ihre  Arbeit  erledigt  hatte,  und  erst  vom  4.  OktoluT  an  konnte 
sie  sicli  mit  den  Aibeitsergebuissen  der  ersten  Öubkommission 
befassen. 

Die  Subkommissionen  begannen  mit  ihren  Sitznnpren 
am  25.  ().  07.  Das  .Friedensrecht"'  lap:  dabei  in  den  Händen 
der  ersten  Subkommission.  Sie  hatte  damit  das  weitaus 
wichtigste  und  umfassendste  Material  zu  bewältigen  und  so 
werden  wir  uns  mit  ihrer  Arbeit  in  diesem  Abschnitt  besonders 
ZVi.  befassen  haben. 

Der  Ausgangspunkt  für  die  Arbeit  der  ersten  Sub- 
kommission  und  der  von  ihr  bestellten  Camit^s  d'ejcamen  vfBT 
von  vornherein  ein  gegebener.  Sie  hatte  den  Text  der  ^Haager 
Konvention"  von  1899  als  Bitöis  für  ihre  Verhandlungen  za 
nehmen.  Daraas  eigab  sich  von  selbst  auch  die  Reihenfolge 
für  die  Behandlung  der  zahlreichen  ihr  unterbreiteten  Medens- 
rechtlichen  Themata. 

Die  einzelnen  Konferenzmächte  hatten  nämlich  speziell  zu 
dem  Beratungsgegenstande  der  ersten  Subkommission  eine  große 
Anzahl  von  Projekten,  Yorschlägen,  Anregungen  und  Materialien 
eingereicht.  Damit  war  also  auch  das  Material  zumWeiter- 
bauen  gegeben.  Das  rassische  Programm  hatte  lediglich  im 
allgemeinen  die  Richtschnur  aufgestellt.  Die  Einzelheiten  waren 
erst  in  den  besonders  ausgearbeiteten  Propositionen  der  Mächte 
enthalten,  die  zum  Teil  eine  ganz  hervorragende  Bedeutung  zu 
beanspruchen  haben,  und  den  Konferenzverhandlungen  ihren 
Stempel  aufprägten. 

Während  die  erste  Subkommission  nach  dem  Gesagten  so- 
mit das  „Friedensrechf^  zu  behandeln  hatte,  war  die  Aufgabe 
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der  zweiten  Siibkoinmission  die  Refrelung  der  Prisen- 
gerichtsbarkeit.  Von  ilir  wird  am  tjciiiusüe  dieses  Abschnitts 
die  Rede  sein. 

Erstes  Kapitel. 
Das  VermittlongsverfahreiL 

§  2. 

Das  Vermittlimgrsverfahren  ist  in  Titel  II  der  HaaKtr 
Konvention  frcn-n^clt '  s  und  zwar  im  pranzen  in  reclit  büi'riedi- 
gtiidLi  Weisi'.  Der  (  liarakter  und  die  Wirkungen  des  Instituts 
sind  darin  genau  uinsclirieben.  Die  Mächte  verpf licliten  sich 
sogar,  die  Verraittlnnf,^  anzuruf«'n,  soweit  die  Umstände  dies 
gestatten.  Sie  halten  es  auch  für  nützlich,  daß  dritti  Mächte 
ihre  Vermittlung:  anbieten,  ohne  daß  dies  etwa  als  uuireimdliche 
Handlung  ausgelegt  werden  darf^). 

Die  zweite  Konferenz  hat  an  diesen  Bestimmimgen  nichts 
ge&ndert^).  Daß  auf  amerikanischen  Antrag  hin  im  Art.  3  die 
Worte  „et  dpslmhle"  eingefügt  wurden,  so  daß  das  Auerbieten 
der  Vermittlung  jetzt  nicht  nur  „nützlich'',  sondern  auch  ^wün- 
schenswerte^ ist,  kann  man  kaum  als  eine  Neuerung  bezeichnen« 
Höchstens  könnte  man  sich  fragen,  ob  ein  solcher  Antrag 
wirklich  der  Mühe  lohnte,  wenn  man  ihm  nichts  weiter  beizu' 
ffigen  hatte. 

Es  ist  im  flbrigen  durchaus  verständlich»  daß  man  in 
YermittlnngBrecht  vorl&nfig  noch  auf  der  Bntwicklungsstof e  m 
1899  stehen  geblieben  ist  Es  war  kanm  etwas  anderes  zu 
erwarten^),  und  zwar  gerade,  weil  etwaige  Fortschritte,  die 
dahin  gehen  würden,  auch  das  Vermittlnngsanerbieten  anf 
eine  obligatorische  Basis  zu  stellen»  von  der  schwerwiegendsten 

Titel  I  enthält  ledigHch  einen  Artikel,  wonach  die  Mächte  konvenieren, 
alle  Beinühangpn  anzuwenden,  um  »Iii-  friedliche  Beilegang  der  internationales 
Streitigkeiten  zu  siebern  and  die  Qcwaltanwendung  loögiicbst  aaszuachließen* 

^  Vgl.  dara  uMiii  .Vecbbnii'  8.  411ff.,  mwU  Ueurer  I  IMS. 

^  Vgl  im  die  Protokoll«  der  9.  Plenanitsaiig  von  16.  la  07,  dtf 
8*  Sitmiog  der  ersten  Kommission  vom  4. 10. 07,  der  2>  und  9.  8otikoimiiiMi<Ntt' 
sitznn?  vom  27.  6.  07  und  2.  7.  07  und  der  ersten  Sitenng  dee  Comt4 
d'cxamen  vom  13.  7.  07 

*)  Vgl.  dazu  meinen  Aufsatz  ^Das  völkerrechtliche  VermitUangsntfbl 
nach  der  Haager  Konvention"  in  „Das  Hecht"  vom  26.  6.  07. 


Digitized  by  Google 


Die  swdte  Huger  Friedentkonferam. 


626 


Bedeatnng  sein  würden.  Hat  doch  das  Yermittlungsver fahren, 
wenn  nicht  ausschließlich,  so  doch  vorwiegend  diejenigen  Streit- 
fälle im  Auge,  die  sich  nach  der  heute  herrschenden  politischen 
Aaffassung  der  Schiedsgerichtsbarkeit  zu  entziehen  scheinen. 
Wo  Ehre,  Souveränität,  vitale  Interessen  engagiert  sind,  da 
halten  die  Staaten  im  allgemeinen  eine  vorgäni^rip^ts  obligato- 
rische Unterwerfnng  unter  ein  Schiedsgericht  nicht  für  angängig. 
Wohl  aber  kann  selbst  in  diesen  Fällen  noch  ein  Vermittler 
tatig  sein;  denn  dieser  verpflichtet  Ja  zu  nichts,  er  macht 
lediglich  einen  Versuch  zur  Streitschlichtiuig. 

Trotzdem  und  trotz  der  dem  Institut  im  Jahre  1899  ge- 
gebenen genauen  rechtlichen  Umschreibung  hält  man  aber  das 
Anerbieten  einer  Vermittlung  immer  noch  für  eine  delikate 
Sache.  Und  wenn  man  dssselbe  auch  für  nützlich  und  wün- 
schenswert erklüjrt,  so  glaubt  man  daher  doch  nicht  weiter 
gehen  zu  können.  So  ist  es  denn  erklärlich,  daß  man  von 
keiner  Seite  gewagt  hat,  eine  Verpflichtung  der  neutralen 
Mächte,  vermittelnd  im  Staatenstreite  aufzutreten,  in  Vorschlag 
zu  bringen^). 

Hier  bleiben  also  noch  wichtige  Fortschritte  der  Zukunft 
vorbehalten.  Wenn  das  völkeiTechtliche  Postulat,  daß  die  Selbst- 
hilfe, die  Gewaltanwendung  im  Völkerrecht  nur  subsidiär  zu- 
lässig sein  Süll,  nachdem  von  einem  der  Rechtsmittel  des 
Völkerrechts  (Jebrauch  gemacht  worden  ist,  einmal  volle  theo- 
retische nnd  praktische  Anerkennung  g^efunden  haben  wird  — 
der  oben  zitierte  Art.  1  der  Haager  Konvention  bringt  dieses 
Postulat  bereits  deutlich  zum  Ausdruck,  sogar  in  der  Form 
einer  .nidralisclien  Verpflichtung"!  — ,  dann  wird  man  sicherlich 
keine  Bedeiiiith  tragen,  daraus  auch  far  das  Vermittlungsrecht 
die  notwendigen  Konsequenzen  zu  zielien,  und  auch  das  Ver- 
mittlungsanerbieten entsprechend  weiter  auszugestalten^}. 

')  Vgl.  in  diesem  Zasammenhang  aach  die  Vorächlii^e  von  Bryan  auf 
der  Londoner  Interparlamentarischen  Konferens  von  19Ü6  (in  meinem  ,Vef- 
fahren«  S.  654  ff  ). 

^  £rwiÜiDt  sei  noch,  tiab  xum  Art.  der  von  der  ,Spezialmediation* 
handelti  ein  Abliidwangsantrag  von  Haiti  Toilag,  der  aW  nirgends  Gegen- 
liebe fand,  da  er  den  Charakter  dieses  Institats  nicht  in  dessen  Yort^  ver- 
ladert  haben  wOrde. 
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Zweites  Kapitel. 
Das  UutersuchimgsTerfahreiL 
§  3. 

Yon  den  Untersncbungskommissionen  handelt  Titel  III  der  > 
alten  Haager  Konvention  in  den  Aitt.  9 — 14.  Die  bisheiigTii 
Bestimmungen  waren  nicht  gerade  eingehend.  Abgesehen  tob 
einer  im  Art.  9  ausgesprochenen  Empfehlung  dieses  Rechts- 
institutes  waren  Charakter  und  Wirkungen  dieser  Verfahrensait 
umschrieben,  und  es  waren  ferner  einige  Bestimmungen  Qber 
die  Bildung  der  Untersuchungskommissionen  getroffen  M.  Da- 
gegen war  das  Verfahren  vor  diesen  Kommissionen  noch  niefat 
näher  geregelt. 

Die  zweite  Konferenz  hat  diese  Lflcke  ausgefüllt^.  Sie 
hat  den  Charakter  des  Instituts  zwar  in  keiner  Weise  geindert, 
aber  sie  hat  eine  vollständige  Prozeßordnung  für  dasselbe  g»*  | 
schallen,  und  damit  auf  diesem  Gebiete  einen  entschiedeoen  | 
Fortschritt  zu  verzeichnen.  i 

I 

Es  lagen  der  Konferenz  eine  ganze  Reihe  von  Propositionen  | 
mit  Bezug  auf  die  Untersuchungskommissionen  vor.  1  iisbesondere 
liatteii  l-'  r  a  Ji  k  r  e  i  c  h  und  E  ii  <r  1  a  n  d  vulLstäJidige  Entwürfe 
ausgearbeitet,  die  später  zu  einem  *  iii/igen  Projekt  versclimolzen 
wurden.  Ferner  Imtte  RuClaiid  einen  Vorschlag  ein^^crticlu. 
der  prinzijiii'll  wolil  der  bL'dL-utuug.svollstt'  von  allen  war.  So- 
dann lagen  Antrage  von  Holland.  Haiti,  Italien  vor 

An  der  Natur  des  Instituts  ist,  wie  gesagt,  nichts  ^caiiiltrt 
wurden.  Dasselbe  beschränkt  sich  nach  wie  vor  auf  eine  Tat- 
sachentestätellunp-  und  aut  einen  Bericht  über  das  Resultat  der- 
selben, der  in  keiner  Weise  bindend  für  die  Parteien  i.st.  Mm 
hielt  an  die.^eui  Charakter  so  ängstlich  fest,  daß  man  titfi 
russischen  Vorschlag,  am  Schluß  des  Art.  9.  wo  von  der  Tat- 
sachenfeststellung die  Rede  ist,  noch  die  Worte  beizufügen  „et  en 
ätablüsant,  S  4l  y  a  lieu,  les  responsaöilitäs",  ablehnte,  obschoa 

1)  Vgl.  dutu  mein  .Verfahren«  8.  4d2l!.,  lowie  Meurer  I  iM 
2}  Vgl.  dasa  die  Protokolle  der  9.  PleousitKiiDg  vom  16. 10. 07,  der 

Z.  iSitzung  der  ersten  Kommission  vom  4.  Ii).  07,  der  4.  Sabkommissionssitzung 
vom  !i.  7.  07,  sowie  der  äitzangen  des  Comüä  d^examMn  Tom  13..  l<i.  ^ 
und  2a.  7.  ü7. 
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V,  Martens  erklärte,  er  wolle  keineswegs  auf  die  klar  abge- 
grenzte Domäne  der  Schiedsgerichtsbarkeit  übetigTeifen,  sondern 
habe  lediglich  „la  canstaiatüm  des  faUs  posis  par  chacun 
des  Etats  en  conflU  et  constUuant  U  germe  de  leurs  respotp- 
saHlitiS"  im  Auge. 

Anch  sonst  gab  der  Art.  9  zn  bemerkenswerten  Verhand- 
longen  Anlafi,  so  daß  ich  dabei  mit  einigen  Worten  verweilen 
muß.  Bekanntlich  Jiatte  dieser  Artikel  nach  dem  rossischen  Vor- 
schlag im  Jahre  1899  dieselbe  Fassang  erhalten  sollen,  wie  der 
Art.  2,  der  Ton  der  Vermittlongsanrufong  handelt,  d.  h.  die  M&chte 
sollten  „konTenieren'^finden  dalär  geeigneten  Fällen  Unter- 
snchungskommissionen  einzusetzen,  vorausgesetzt,  daß  nicht  Ehre 
oder  vitale  Interessen  in  Frage  kämen.  Diese  Fassung  ent- 
sprach durchaus  dem  Charakter,  der  die  Haager  Konvention 
bis  jetzt  überhaupt  kennzeichnet.  Der  hier  statuierten  Ver- 
pflichtung war  durch  die  üblichen  Vorbehalte  die  gefährliche 
Spitze  abgebrochen.  So  war  man  denn  im  Jahre  189i)  auch 
diircliaus  j^eneiprt.,  diesen  Vorschlag  anzunehmen,  nachdem  m-du 
]tiii  iiüch  durch  die  Umstandsklausel  „si  les  n'no/isiuuccs  le 
permeitent"  ergänzt  hatte.  Er  scheiterte  jedoch  an  dem  Wider- 
stande einiger  Balkanstaaten,  die  an  dem  Worte  .^conrt'ettnent' ^ 
AnstoÜ  nahmen.  Ihnen  zuliebe  ließ  mau  die  oblipatoriselie  Porm 
fallen,  trotzdem  von  einer  bindenden  Verpfiichtung  eigeutlic  li  kaum 
noch  dieliede  sein  konnte ;  man  wollte  aber  natürlich  entspreciiend 
Dunmehr  die  Yorheiiaitsklauselu  fallen  lassen,  die  ja  neben  einer 
bloßen  Empfehlung  de.^  Instituts  wirklich  keinen  Sinn  mehr 
hatten.  Rumänien  sorgte  aber  dafür,  daß  an  i)  hv\  der  jetzigen 
fakultativen  Fa.s.snng  die  Klauseln  wieder  Kiii^ang  tanihm,  und 
so  gelangte  mau  denn  zu  der  geradezu  monströsen  Fassung  den 
Art.  y,  daß  bei  Streitigkeiten,  die  weder  die  Ehre  noch. wesent- 
liche Interessen  berühren  und  die  einer  verschiedenen  W^ürdigung 
von  Tatsachen  entspringen,  die  Mächte  es  für  nützlich  erachten, 
daß  die  Parteien,  die  sich  auf  diplomatischem  Wege  nicht  haben 
einigen  können,  soweit  es  die  Umstände  gestatten,  eine  Unter- 
suchungskommission einsetzen.  Angesiclits  dieser  Häufung  von 
Vorbehalten  neben  einer  bloßen  Empfelilung  konnte  sich  imn- 
mehr  in  der  Tat  auch  das  ängstlichste  Diplomatenherz  beruhigen! 
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Auf  der  zweiten  Konferenz  machte  T»  n  ß  1  a  n  d  mm  iinier- 
dings  den  Vorschlag,  an  Stelle  von  Jttgent  utile''  das  Wort 
„convienHent"  zn  set2en  von  Martens  bestritt,  daß  man  hierbei 
angesichts  des  Vorbandenseins  der  Ehren-,  Interessen-  und  Cm- 
standsklaiisel.  Aber  die  die  Parteien  selbst  Richter  seien,  an  eine 
wirkliche  rechtliche  Verpflichtang  denken  könne.  Nach  demSprach-  ^ 
gebrauch  von  1899  involvire  sein  Vorschlag  lediglich  eine  mo- 
ralische Verpflichtung^).  Die  übrigen  Kommissionsmitglieder 
sprachen  sich  jedoch  fflr  Beibehaltung  der  bisherigen  Form 
aus.  Der  deutsche  Vertreter  befürchtete,  der  russische  Vor- 
schlag könnte  anders  interpretiert  werden;  der  Ausdruck  „eon- 
vimnef^*  bedeute  ffir  die  rechtliche  Betrachtung  ein  tum 
uinculum,  eine  formelle  Verpflichtung,  derart,  daß  ein  Staat, 
außer  in  den  vorbehaltenen  Fällen,  die  Anrufung  einer  Kom- 
mission nicht  wQrde  versagen  können^.  In  der  Komiteesitzong 
vom  13.  7.  1907  wies  vm  Mariens  noch  insbesondere  darauf 
hin,  daß  nach  der  jetzigen  Fassung  die  Kommissionen  nur  in 
solchen  Fällen  für  nützlich  erklärt  werden,  die  weder  die  Ehre 
noch  die  wesentlichen  Interessen  berühren,  während  doch  der 
f 1 11 1 1  (  r  Fall  gerade  diese  berührt  habe.  Im  übrigen  betonte 
er,  dnß,  wenn  die  Konferenz  auch  nicht  aii  dem  Werk  von 
1899  rütteln  wolle,  sie  doch  auch  die  moralische  Verpflichtunjr 
habe.  L'iuen  Schritt  nach  vorwärts  zu  tun;  sie  könne  sich  nicht 
bloli  auf  eine  Reiuuiliiktion  der  Texte  von  ISIHI  beschränken. 
Bourgeois  gab  die  mangelhafte  Kedaktion  des  Art.  9  eben- 


•)  Auch  von  Holland  war  dieser  Änt^a^'  gf8t«llt. 

-)  In  der  Subkommissionssitzuog  vom  7.  07  betonte  von  Märiens. 
„JVoius  demandons  que  les  Fuismnces  convieuuent  cTuser  des  Commit- 
Horn  d'enquSte,  *i  Thonmur  n'est  paa  en  /n»,  si  lea  cireouatatue»  It 
parmettanif  etc.  II  na  a'agit  dorn  iei  nullemani  d'une  cbUgaiion:  cm 
veut  si'uJrment  ree&tnmander  avee  force  Vuaage  de  cea  cammiMiam 
quand  il  est  t'rcnrrnu  poftHibh" . 

Im  Jabre  IHiW  hatte  umgekclirt  der  (kutsche  Vertreter  darauf  bai- 
gtwiesen,  daß  die  Umstandsklausei  das  obligatorische  Prinzip  tatsäcblicb 
wieder  aafbebc,  und  bei  der  Disknssioii  Aber  die  obligatorische  Schiedsgeridits- 
burkeit  im  Jabre  1907  war  es  gerade  die  deutache  Yertretang,  die  den  Stand* 
pnnkt  Tertfat,  daß  Angeslcbu  der  Klauseln  Ton  einer  wiricsamen  Yerpflicbtniig 
nicbt  die  Rede  sein  ktane. 
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falls  zu,  erinnerte  jednrh  an  die  T'^mstände.  unter  ävm-n  dieselbe 
im  Jahre  ISlli)  zustande  ^ivkouiuieii  sei.  ])ifse  Erinnerun«*'  war 
es  denn  aurli  luiuptsachlicli,  welche  die  zweite  Konferenz  dazu 
bestimmte,  an  dem  alten  Wortlaut  des  Art.  II  festzuhalten,  und 
der  Enii>fehlung:  nur  noeh  die  Worte  .,et  d^sirable  '  briznfüj^en. 

Erwähnt  sei  noch,  daß  der  rumänische  Vertreter  Beldiman 
es  in  der  Kommission.ssitzung  vom  4.  10.  07  für  notwendig:  hielt, 
ZQ  konstatieren,  daß  der  Fakultativcharakter  des  Instituts  dies* 
raal  einstimmig  anerkannt  und  nicht  einmal  zum  Gegenstände 
der  Diskussion  gfemacht  worden  sei;  das  obligatorische  Prinzip 
habe  also  in  dieser  Materie  keine  Fortschritte  gemacht.  Davon, 
daß  die  Diskussion  hauptsächlieli  deshalb  unterblieben  ist,  weil 
man  den  alten,  durch  einige  Balkanstaaten  veranlaßten  Streit 
nicht  nochmals  heraufbeschwören  wollte,  hat  sich  Beldiman 
also  offenbar  keine  Bechenschaft  gegeben.  Es  dfirfte  daher  doch 
gnt  sein,  daran  zn  erinnern,  daß  die  unglficklicbe  Fassnng  des 
Art.  9  im  Jahre  1899  sich  ansschlieBlich  auf  die  mm&nische 
Vertretung  zurückführt.  Und  von  Martens  war  vollkommen  im 
Recht,  wenn  er  Beldiman  gegenüber  ausführte,  daß  die  „affir- 
maUons  solenneUea  n'cnt  gue  faU  ressartir  avec  plus  de 
relief  la  rSdactian  d^fecttteuse  de  Varücle  9". 

Ebenso  verdient  aber  der  Hinweis  van  Martens'  auf  den 
Hu  Her  Fall  Beachtung.  „Utile  et  disirabk'*  sind  die  Kommis- 
sionen stets,  wenn  eine  Tatsachenfeststellung  nötig  ist;  also 
auch  in  Fällen,  wo,  wie  in  dem  soeben  genannten,  die 
nationale  Ehre  in  Frage  steht.  Es  hat  daher  gar  keinen  Sinn, 
bei  der  jetzigen  Fassung  des  Artikels  die  die  Ehre  und  die 
vitalen  Interessen  tangierenden  Fälle  auszuschließen.  Vorbehalte 
kann  es  doch  nur  ^Mgenüber  einer  wirklichen  Verpflichtung 
geben.  Möge  eine  spätere  Konferenz  diesem  ohne  weiteres  in 
die  Augen  spriuf^i mlcn  Umstände  Rechnung  tragen,  und  den 
Art.  9  auf  eine  vernünftige  Forin  reduzieren,  indem  sie  im 
Sinne  des  russischen  Antrages  entweder  die  V^orbehaltsklauseln 
beseitigt  oder  ein  ..coiioknnent'^  einfügt.  Das  ist  das  Minimum 
dessen,  was  man  von  einer  Revision  des  Art.  9  furdei'n  muß'). 

1)  Bemerkenswert  ist,  ilaß  dfr  mssische  Vorschlafr  ferner  vorsah,  im 
Art.  9  an  Stelle  der  „intetvU  cssentiels^  die  „incUpendance''  zu  seUea. 
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Eine  Verbesserun«^  k'zw.  Ergünziing-  des  Art.  9  war 
iil^rif^eiiü  iiocli  iiacli  einer  andern  Richtung  in  Vorsrlilarr  ge- 
bracht. Haiti  hatte  beantrag,  entsprechend  wie  bfiiu  Vcr- 
mittlungs verfahren  (Art.  3)  und  beim  Schiedsgerichtsverfahren 
(bisheriger  Art  27,  jetzt  48j,  so  auch  beim  rntersnclinntrsvprfahrpn 
dritten  Mächten  das  Recht  einzuräumen,  {^efrebencnfhlls  die  Kin- 
.sptznng  einer  üntersuchun^'^skounnission  in  Anregung  zu  luingen, 
da  die  Streitteile  selbst  unter  Umständen  nicht  gerne  die  Initiativf 
zu  einem  solchen  Schritt  ergreifen  werden  \).  Dieser  Antrag  wurde 
abgelehnt,  obschon  er  durchaus  im  Rahmen  dessen  gelegen  hätte, 
was  die  Haager  Konvention  anstrebt,  und  sowohl  theoretucb 
wie  praktiscli  begrüßenswert  erscheint.  Allerdings  kann  man 
sagen,  daß  das  Becht  zn  einer  solchen  Anregftmg  sich  schon 
ohne  weiteres  ans  Art.  3  herleiten  läßt,  und  also  eigentlich 
gar  nicht  besonders  konstatiert  zn  werden  brauelit.  Aber  da 
die  Konferenz  bei  jeder  Gelegenheit  betonte,  ihr  Ziel  bei  dem 
Institut  sei,  ^^de  rendre  son  appluxUioH  jdm  facüe  et  pbu 
fräquenU",  so  hätte  sie  sich  eigentlich  auch  diesen  Weg  zur 
Erreichung  dieses  Zieles  nicht  entgehen  lassen  dflrfen. 

So  blieb  der  Art.  9  also  im  wesentlichen  unverändert 
Die  von  der  zweiten  Konferenz  herbeigeführten  Nenemngen  be- 
treffen, wie  schon  angedeutet,  fast  durchwegs  nur  das  Ver- 
fahren  vor  den  Unteisuchungskommissionen.  An  Stelle  der 
Artt.  10—14  sind  Jetzt  die  Artt.  lO-^SG  getreten.  Da  es  sich  hier 
somit  um  zum  Tdl  gänzlich  neue  Bestimmungen  handelt,  muß 
ich  bei  diesem  Gegenstände  etwas  verweilen^. 

Zunächst  werden  über  den  Vertrag  wegen  Einsetzimg  einer 
Untersnchungskommission  —  der  mit  dem  Kompromiß  über  Unter- 
werfung unter  einen  Schiedssprucli  parallel  läuft  —  nunmelir 

inwieweit  diese  Fassung  verziuiebeii  gewesen  wäre,  dazu  vgl.  mein  aYe^ 
iahren",  insbesondere  8.  217. 

1)  Entsprechend  sollte  ein  Absatz  angeftlgt  werden:  „Les  Puigsaneti 
tignataires  pourront  ägalement  suggirer  aux  Fartiea  em  lU^  U  rr- 
eours  au»  Commissüms  intemtitionaUs  SenquiW. 

'-)  Bemerkt  sei,  dali  die  neuen  Bestimmongen  im  wi  scntli«  lu  n  auf  dem 
franzüsisch-englisdien  Projekt  fußen,  und  daß  auch  das  Kt-glcnKiit.  das  1904 
für  die  Jluller  KommiBsiou  ausgearbeitet  worden  ist,  von  Einfluii  auf  die' 
selben  war. 
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nähere  Bestimmungen  getroffen.  Dieses  „Untersuchungskom- 
promiß", um  mich  so  auszudrücken,  soll  von  nun  an  nicht  nur 
die  zu  untersuchenden  Tatsachen  und  den  Umfang  der  Be- 
fugnisse der  Kommissäre,  sondern  auch  die  Art  und  die  Frist, 
in  denen  die  Kommission  gebildet  wird,  bestimnien,  und  ebenso 
den  Sitz  der  Kommission,  die  VerhaDdlungssprachen,  die  Fristen 
ffür  die  £inrei(hnng  der  Darstellungen  des  Tatbestandes,  die 
Frage  der  Bestellung  und  der  eventuellen  Befugnisse  von  Bei- 
sitzem^).  Für  den  Fall,  daß  das  „Kompromiß*^  derartige  Be- 
stimmungen nicht  enthalten  sollte,  sind  sie  subsidiär  in  der 
Konvention  festgelegt.  Insbesondere  ist  bestimmt,  daß  die  Bildung 
der  Kommissionen  dann  in  analoger  Weise  zu  erfolgen  hat, 
wie  diejenige  der  Schiedsgerichte^). 

Auch  die  Bestimmungen,  die  fQr  das  Verfahren  vor  den 
Untersuchungskommissionen  gelten  sollen,  sind  zum  Teil  analog 
denjenigen,  die  für  das  Schiedsverfahren  gelten.  Doch  ist  der 
besonderen  Natur  der  beiden  Verfahrensarten  überall  Rechnung 
getragen. 

Die  Parteien  koiiiu  ii  bei  den  Kommissionen  Agentt  n  zu 
ihrer  Vertretung  bestellen  und  Advokaten  mit  der  Wabrneliimuig' 
ihrer  Interessen  beauftragen*').  Das  intcnKitiunale  Bureau  im 
Haag- dient,  wie  den  Sri licds^a' richten,  so  auch  den  T^ntersuciurngs- 
kommissioiien,  die  im  Hiuv^i:  ihren  Sitz  luibeii,  für  die  Bureau- 
geschäfte, und  stellt  ihnen  seine  Lokalitäten  und  seine  Organisation 
zur  Verfügung^).   Für  den  Fall,  daß  die  Kommission  nicht  im 


»)  Art.  10. 

Art.  11  und  12.  Rußland  hatt<^  noch  vorgeschlagen  „La  ComtnissioH 
devra  ctre  cottsfi/urr  dans  le  d^lni  ile  deux  semninett  a  jtartir  de  la 
datv  de  Vincident  qui  aura  promqui  sa  reunion".  Das  Komitee  fand 
jedoch,  80  «ehr  da«  BeacblMiiiigang  miist  aia  FlaAie  Mtak  weide,  80  wichtig 
ad  CS  anderseiti,  „«^e  n'itucire  aueune  rigie  gwl  soti  tb  natun  ä  «in- 
picher  Us  Parties  d^avoir  recaure  aux  Commieeiom  d'enfuiW, 

^  Art  14. 

Alt  15.  Dabei  ist  sa  bemerken,  daS  gernJUt  Art  2$,  jetit  Art.  27 

das  Bnreaa  seine  Lokalitäten  and  seine  Organisation  auch  jedem  Schicds- 
(rrrirht  der  VrrtraKSNtaaU  n  zur  VerfOgmig  Stellen  darf,  Mch  wenn  nicht  dtf 
Haager  ^hiedshof  angerufen  ist. 

ZetCsehiift  f.  Intm.  Privat' «.  öffentl.  Baehi.  ZTIL  35 
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Btag  üuren  Sitz  hat,  werden  über  ihre  Organisation  ebenfalk 

Bestimmungen  getroffen^). 

Die  Bestimmungen  über  das  Verfahren  vor  den  Unter- 
suchungskoramissionen  haben,  ebenso  wie  die  Scliiodsprozeß- 
oriiiinii<i",  nur  subsidiäre  (leltung  zu  beanspruchen,  für  den  Fall, 
daü  die  Parteien  im  Vertrag  keine  anderen  Regeln  aufgestellt 
haben  2).  Diese  Subsidiarität  des  völkerrechtlichen  Prozeßrechts, 
gleichviel  ob  man  nun  die  Kommissionen  oder  die  Sehiedsfrerichte 
im  Auge  hat,  dürfte  entschieden  einen  Vorzug  bedeuten  und 
zweifellos  der  besoiidtTen  Natur  des  vülkerreclitlichen  Verfalireu* 
am  besten  entspreclieii  ■').  In  erster  Linie  muß  natürlich  den 
Streitteilen  selbst  das  Recht  zustehen,  Bestimmungen  zu  treSen, 
und  die  Gelegenheit  dazu  bietet  ihnen  der  Abschluß  des 
„Komi)romisses".  Haben  sie  von  diesem  Recht  keinen  Gebrauch 
gemarlit,  dann  kann  es  aber  nur  von  Vorteil  sein,  daß  sie 
ferti«2:e  Regeln  vorlinden,  die  sie  ohne  weiteres  zur  Anwendung 
bringen  können.  Sollten  jedoch  trotz  „Kompromisses**  und 
trotz  Haager  Konvention  doch  noch  Lücken  vorhanden  seiHr 
80  ist  es  Sache  der  Kommission,  dieselben  ausznf&llen^). 

Die  subsidi&ren  Frozeßbestimmungen  sind  im  wesentUchen 
die  folgenden. 

Die  Untersuchung  erfolgt  kontradiktorisch.  Die  Paileien 
haben  der  Kommission  und  der  Gegenpartei  innerhalb  der  fest' 
gesetzten  Zeit  die  Darlegung  des  Tatbestandes,  sowie  Akten, 
Schriftstücke,  Dokumente,  die  sie  für  die  Ermitteliing  der 
Wahrheit  für  nützlich  halten,  zu  Übermitteln,  ebenso  wie  eine 
Liste  der  Zeugen  und  SachTerstindlgen,  deren  Vernehmung  sie 
wünschen^).  Die  Kommission  kann  sich  zwecks  AngenscheuH 
einnahme  selbst  an  Ort  und  Stelle  begeben  oder  Hilirlieder 
dorthin  abordnen,  unter  Einholung  der  Brlaubnis  des  Staate, 
dessen  Territorinm  dabei  in  Frage  kommt^.  Alle  tatsächlichen 


1)  Alt.  16. 

>)  Art.  17. 

^  Vgl  dazu  nMin  ,VerfRltten<  &  m  And«nr  MeiDUig  i.  B.  MMgnkae. 

«)  Art  lö. 
»)  Art.  19. 
«)  Art  20. 
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Feststellungen  und  Augenschein  sc  innali  tuen  müssen  in  Gegen- 
wart oder  naoli  gehöriger  Ladung  der  Agenten  unU  Kechts- 
beistäude  der  Pai^teieii  erfolgen').  Die  Komniission  hat  das 
Recht,  von  den  Parteien  alle  Au.sk imfte  und  Auiklarungen  zu 
verlangen,  die  sie  Im  nützlich  irachtet^. 

Nicht  neu  ist  die  Bestiiniming,  daß  die  Parteien  sich  ver- 
pflichten, der  Küinraission  im  weitesten  rnifanc-,  den  sie  für 
möglich  halten,  alle  Mittel  und  Krleichterun*ien  an  die  Hand 
zu  geben,  die  zur  vollständigen  Kenntnis  und  genauen  Würdi- 
gung der  in  Frage  stehenden  Tatsachen  nötig  sind.  Auch  die 
zweite  Konferenz  liat  nicht  geglaubt,  in  diesem  Punkte  weiter 
gehen  zu  sollen  und  den  Regierungen  eine  absolute  Verpflichtung 
zur  Lieferung  von  Beweisnmterial  aufzuerlegen.  Dagegen  wird 
nunmehr  weiter  bestimmt,  daß  die  Streitteile  sich  verpflichten, 
die  Mittel,  über  die  sie  nach  ihrer  internen  Gesetzgebung  ver- 
fugen, anzuwenden,  um  das  Erscheinen  der  vor  die  Kommission 
geladenen  Zeugen  und  Sachverständigen,  die  sich  auf  ihrem 
,  (gebiete  befinden,  herbeizuführen.  Wenn  diese  nicht  vor  der 
KommiBaion  ezscheinen  können,  so  werden  sie  deren  Vernehmung 
vor  den  zuständigen  Behörden  veranlassen^.  Diese  Bestim- 
mungen sind  gewiß  sehr  beachtenswert,  wenn  man  bedenkt, 
daß  an  sich  die  Kommissionen  natürlich  keinerlei  Zwangs- 
mittel besitzen  würden.  Es  wird  also  hier  den  streitenden 
Staaten  eine  besondere  rechtliche  Yetpfiichtnng  auferlegt. 

Im  weiteren  wird  dann  aber  auch  der  Fäll  ins  Auge 
gefaßt,  daß  die  Zeugen  sich  auf  dem  Gebiet  einer  dritten  unbe- 
teiligten Macht  befinden.  Eine  formelle  Verpflichtung  für  diesen 
Staat,  das  Erscheinen  der  Zeugen  herbeizuführen,  ließ  sich 
nicht  wohl  herstellen;  dieser  Staat  steht  dem  Untersuchungs- 
vertrag  fem  und  hat  keinerlei  Yerpfiichtungen  fibemomm«i. 
Man  kann  seine  Beihülfe  für  die  Kommission  daher  nur  in 
beschränkterem  Maße  zu  einer  verpflichtenden  gestalten.  Die 
Konveatioa  bestimmt,  daß  die  Kommissiim  sich  zur  Bewirkung 
von  Zustellungen  im  Gebiete  einer  dritten  Yertragsmacht  unr 

»)  Art.  21. 

^  Art.  22. 
8)  Art,  dd. 

36* 
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mittelbar  an  die  Regierung  dieser  Macht  wenden  werde. 
Ebenso  wenn  es  sich  nni  Herbeifühninjr  von  Beweisaufiuihiiu-Q 
an  Ort  und  StcUv  hantlle.  hie  (iiesbezügiiclien  Ersiirbeii  sollen 
nach  Maßgabe  der  Mittel  erledigt  werden,  über  die  die  ersuchte 
Macht  nach  ihrer  internen  Gesetzgebung  verfügt,  und  können 
nnr  abgelehnt  werden,  wenn  der  St.-uit  sie  mit  seiner  Souve- 
ränität üdei"  seiner  Sicberlieit  für  iinvi'reinbar  liält^).  Die 
Kommissinn  kann  im  übrigen  auch  die  Vermittlung  der  Macht 
in  Anspnich  nehmen,  auf  deren  Gebiet  sie  ihren  Sitz  hat. 

£s  wird  dann  weiter  bestimmt,  daß  die  Zeugen  und 
Experten  zwar  durch  die  EommisBion  auf  Antrag  der  Parteien 
oder  von  Amtes  wegen  geladen  werden,  daß  dies  aber  in  allen 
F&llen  durch  Vermittlung  der  Regierung  des  Territorialstaals 
zu  geschehen  hat.  Dies  erschien  im  Hinblick  auf  die  oben 
gemachten  Vorbehalte  notwendig ;  nur  so  konnte  derSouveranitätB- 
vorbehält  gewahrt  werden. 

Die  Zeugen  sollen  nacheinander  und  getrennt  in  Gegen- 
wart der  Agenten  und  Rechtsbeistände  vernommen  werden; 
die  Reihenfolge  bestimmt  die  Kommission'-^).  Die  Vernehmung 
erfolgt  durch  den  Vorsitzenden.  Die  Koniniissionsmitglieder 
können  Fragen  an  die  Zeii<:(  n  stellen.  Die  Agenten  und 
Rechtsbeistände  dürien  die  Zeugen  weder  unterbrechen  noch 
unmittelbar  Fragen  an  sie  richten;  da<regen  können  sie  den 
Vorsitzenden  bitten,  Erläuterungsfrageii  an  die  Zeugen  zu 
stellen'').  Die  Zeugen  dürfen  ihre  Aussagen  nicht  ablesen; 
doch  kann  der  Vorsitzende  sie  zur  Benutzung  von  Aufzeich- 
nungen oder  Urkunden  ermächtigen,  wenn  die  Natur  der  be- 
kundenden Tatsachen  dies  erheischt.    Ueber  die  Aussagen 


')  Art.  24.  Df  r  KominissionsantraLT  laiitf  te  ursprüngbrh  etwas  anders, 
die  jetzige  Kcilaktii.ii  des  zweiten  Alts;ifzi.s  wurde  aaf  Yeranlassang  des 
schweizerischen  Delegierten  Carl  in  vorgenommen. 

s)  Art.  26.  RedaktioneU  wäre  ni  sagen,  daß  au  dicaem  Artikel  «igeat^ 
lidi  awei  Artikd  gemadit  werden  aollten. 

3)  Art  26.  Englischcraeita  hatte  man  das  Krenzrerbdr  befürwortet 
l^gen  das  sich  speziell  Lamma.svh  wendete,  indem  er  betonte,  es  sei  dem 
Rechnung  zu  tragen,  daü  es  in  den  vrrschicdenen  Ländern  zwei  Systeme 
gebe,  und  daÜ  für  viele  Länder  das  Kreuzverhör  nicht  passen  würde. 
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wild  ein  Protokoll  au^enomtnen  und  vorgelesen.  Der  Zeuge 
kann  dasselbe  eig&nzen  lassen  und  hat  es  zu  unterzeichnen^). 

Den  Agenten  ist  das  Recht  eingeräumt,  w&hrend  oder  am 
Schlüsse  der  Untersuchung  der  Kommission  und  der  Gegen- 
partei schriftliche  Ausführungen,  Anträge  oder  Sachdarstellungen 
einzureichen,  die  sie  für  die  Ermittelung  der  Wahrheit  fOr 
nützlich  halten.  Man  hat  damit  gewissermafien  einen  Mittel- 
we-g  gewählt,  indem  man  zwar  nicht  jedes  Plädieren  im  Unter- 
suchungsverfall nn  kurzwefi:  ausgeschlossen,  andererseits  aber 
doch  konstatiert  hat,  daß  die:ses  Verfahren  ein  Plädieren  keines- 
wegs ohne  weiteres  mit  sich  hrniLt  Damit  hat  man  die  (Frenze 
zwischen  Untersuchungsverfaiireii  und  schiedsgerichtlichem  Ver- 
fahren zu  wahren  gesucht-*). 

Mit  Bezug  auf  die  P>eratungen  der  Kommission  hat  die 
Konferenz  beschlossen,  daß  diese  niclit  üüentlit  h  erfolgen  und 
geheim  bleiben.  Die  Entscheidung  geschielit  durch  Majoritäts- 
ix'schluß  W(  lu  1  iiMiii II  vciji  Mitgliedern,  an  der  Abstimmung 
teilzunehmen,  werden  im  PrütukoU  festgestellt^).  Auch  die 
Sitzungen  der  Kommission  sind  nicht  olinc  weiteres  öffentlich, 
hondcrn  nur  auf  Grund  eines  P>eschlusses  der  Kommission  mit 
Zustimmung  der  Parteien.  Dassellte  gilt  vou  einer  Ver!<ffent- 
lichnng  der  Protokolle  und  Urkunden^).  Man  kann  den  drunden, 
die  zu  dieser  Fassung  geführt  haben,  seine  Anerkennung  nicht 
versagen.  Es  erschien  mit  Recht  angezeigter,  von  dem  Prinzip 
der  Niohtöffentlichkeit  auszugehen,  da  es  für  eine  Kommission 
zweifellos  leichter  sein  wird,  gegebenenfalls  die  Oeffentlichkeit 
der  Verhandlungen  zu  beschließen,  als  umgekehrt  die  Oeffent- 
lichkeit anszuschlieEen. 

^iachdem  die  Parteien  alle  Aufkliirungen  und  Beweise 
vorgetragen  haben  und  alle  Zeugen  vernommen  worden  sind, 
erklärt  der  Vorsitzende  den  Schluß  der  Untersuchung.  Die 
Kommission  vertagt  sich  darauf,  um  zu  beraten  und  ihren 
Bericht  abzulassen.  Dieser  Bericht  wird  von  allen  Kommissions- 

^)  Artt.  27  and  28. 
2)  Art.  29. 

Art.  30. 
«)  Art.  31. 
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mitgliedern  unterzeichnet.  Verweigerung  der  Unterschrift  wird 
vermerkt,  ist  jedoch  ohne  Einfluß  auf  die  Gültigkeit  des 
Berichts.  Der  Kommissionsbericht  wird  in  öffentlicher  Sitzung 
in  Gegenwart  oder  nach  gehöriger  Ladung  der  Agenten  und 
Bechtsbeistände  der  Parteien  verlesen.  Eine  Ausfertigung 
desselben  wird  Jeder  Partei  zugestellt^). 

Zum  Schluß  wird  in  der  Konvention  noch  ansdrScklidi 
konstatiert,  daß  der  Kommissionsbericht  sich  auf  die  Fest- 
stellung der  Tatsachen  beschränkt  und  in  keiner  Weise  den 
Charakter  eines  Schiedsspruches  hat.  Er  läßt  entsprechend 
den  Parteien  volle  IVeiheit  mit  Bezug  auf  die  Folgen,  die  sie 
dieser  Feststellung  geben  wollen.  Diese  Bestimmung  fand  sich 
bereits  in  der  Konvention  von  1899^.  Sie  kennzeichnet  sduri 
die  besondere  Natnr  des  Rechtsinstitnts  und  ist  daher  insofent 
gewiß  am  Platze. 

Von  selten  Rußlands  war  beantragt,  diese  Bestimmimg 
dahin  abzuändern:  „Les  Ptthsan^^es  en  litige,  ayant  pris 
con)iaissance  de  la  consiafation  des  faits  et  des  responsa- 
bilites  enoncäe  par  la  conitHissio)!  internationale  d'enquii«, 
sont  Ubres  sott  de  voNviiire  nn  anrmgement  ä  l'nmiubk, 
soft  de  rrroffrir  ä  la  Cour  permanente  d'arbitrage  dt  la 
Haye''  •-}.  Dadurch  sollte  die  Möglichkeit  einer  prowaltsaiiun 
Lösung  des  Streites  auber  I^etracht  gestellt  werden.  Dtr 
Antrag,  der  von  prinzipieller  Tragweite  war,  ^riiig  von  der 
Annahme  aus.  daß,  wenn  die  Streitteile  sich  eini7i;U  über  ein 
Üntersucliuiig8vei'fahren  haben  einigen  können,  sie  in  der  Be- 
tätigung ihrer  Frietlrnsliebe  auch  noch  einen  Schritt  weiter 
gehen  können.  Das  Komitee  t'aml  Jedoch,  daß  eine  Bestimmunif, 
die  ein  "jtlin-atorisches  Schiedsgericht  als  notwendi»re  Folge  der 
Einsetzung  einer  Untersnchungskommission  hinstelle,  geeignet 
sein  könnte,  auf  die  Anrufung  dieses  letzteren  Instituts  unter 
Uniständen  einen  ungünstigen  Einfluß  auszuüben.  Eine  solche 
juristische  Bindung  konnte  gegebenenfalls  direkt  ein  Mindenus 

»J  Ai  tt.  32 

FtfÜaerer  Art  14,  jetziger  Art.  3d. 
^  Dieser  Antrag  ward«  ron  den  Verdnigten  Staaten  nntexsttttat  YgL 
KomiteesitzQng  Tom  23.  7. 07, 
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für  eine  Verständigoiig  bilden  und  aJso  de  facto  sich  als  weniger 
Btark  erweisen,  als  die  moralische  Yerpflichtong,  die  sich  an  die 
Konstituiening:  einer  Untersnchnngskommission  knüpfe^).  Diese 
praktischen  Erwägongen  mögen  nicht  unzutreffend  sein.  Eine 
wesentliche  Verstärkung  der  Friedensgarantien  wurde  ans  dem 
russischen  Vorschlag  wohl  kaum  resultiert  sein.  Und  auch 
prinzipiell  darf  man  vielleicht  sagen,  daß,  wenn  man  sich  die 
besondere  Aufgabe  vergegenwärtigt,  denen  die  Kommissionen, 
im  Gegensatz  zu  den  Schiedsgerichten,  dienen  sollen,  die  jetzige 
Fassung  der  Konvention  ganz  angemessen  erscheint.  Wenn 
die  Streitteile  etwas  anderes  wollen,  als  eine  bloße  Konstatierung 
der  Tatsachen,  dann  werden  sie  und  dann  kSnnen  sie  ja  von 
vorneherein  ein  Schiedsgericht  anrufen.  Es  bedarf  dann  nicht 
des  Umweges  über  die  Untersuchungskommissionen. 

Blicken  wir  nun  auf  die  hier  in  Kürze  wiedergegebenen 
neuen  Bestimmungen  über  das  rutersuchungsverfaliren  zurück, 
so  werden  wir  zweifellos  zugeben  müssen,  daß  die  zweite 
Konferenz  auf  diesem  (Jebiete  einen  ganz  wesentlichen  Fort- 
schritt für  das  Völkerrecht  herbeigeführt  hat.  An  der  Natur, 
an  dem  allgemeiueji  Charakter  des  Rechtsinstituts  hat  bie  nichts 
geändert,  prinzipielle  Fragen  hat  sie  nicht  gelöst.  Aber  dafür 
hat  sie  nunmehr  auch  für  das  Untersuchungsverfaliren  eine 
vollständige  PruzeiiurdHung  geschaffen,  die  sich  derjenigen  für 
das  Schiedsverfahren  ebenbürtig  an  die  beite  stellt. 

Auch  bei  dieser  neuen  Prozeßordnung  galt  es,  eine  ripfahr 
zu  vermeiden:  man  mußte  sie  frei  halten  von  den  Mängeln  der 
innerstaatlichen  Prozeßordnungen  mit  ilirem  manchmal  zu  weit 
getriebenen  Formalismus.  Ob  dies  im  Haag  gelungen  ist? 
Man  war  sich  dort  des  Umstandes  wohl  bewußt,  daß  man  sich 
auch  vor  einem  Zuviel  zu  hüten  habe,  wenn  man  sich  anderseits 
auch  darüber  klar  war,  daß  die  alte  Konvention  ungenügend 
sei,  da  sie  so  gut  wie  keine  Prozeßregeln  enthielt,  und  daß 
diese  Lücke  ausgefüllt  werden  müsse.    Frtmageot  betonte 

Bourgeoüs  betonte,  dali  nach  der  VeröReollichuiig  dtü  Berichts  die 
Partekn  sw«tMlw  sioh  ohnehin  gezwungen  sehen  würden,  jede  feindliche 
Baltnng  aaingeheii  und  sieh  gntlleh  in  ventindigtn.  Der  Zmats  köone 
alfo  dier  schaden  als  nfltsen. 
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gleich  zu  Anfang,  man  dürfe  die  in  der  Konvention  von  1899 
enthaltene  Lücke  nur  mit  großer  \'()rsicht  ausfüllen,  indem 
man  sich  darauf  beschranke,  den  Kommissionen  einen  leichteren 
Zugang  und  ein  glattes  Funktionieren  zu  sichern,  von  Martens, 
der  das  Fehlen  von  Prozeßregeln  zwar  ehenfalls  als  Lücke 
empfand,  gab  demgegenüber  der  Befürchtung  Ansdnu  k,  dalj  das 
franzr.sisch-enplischr  Proiokt  in  den  ent*rep:enge.>etzten  Fehler 
verfalle,  indem  es  einen  vollstanciigen  i  udex  bringe;  das  sei  zu 
viel  für  die  Kommissionen,  die  ja  kein  Gerichtshof  seien. 
Dasselbe  Bede!ik''n  äußerte  Ff/s/nafo^). 

Sollte  man  sich  also  auf  eini^^e  allgemeine  rrozeßfrnind- 
sätze  beschränken  oder  sollte  man  auch  die  Einzelheiten 
einigermaßen  zu  regeln  suchen?  Da  man  das  Institut  vor 
allem  leicht  zugänglich  und  anwendbar  machen  wollte,  hielt 
man  es  für  zweckdienlich,  ein  Instrument  in  die  Hände  der 
Begierongen  zu  legen,  das  bereits  ausreichend  zurechtgeschnitteii 
war,  um  den  sofortigen  Gebrauch  ohne  Zeitverlust  zu  gestatten, 
einen  präzisen  und  praktischen  Führer,  der  ihnen  die  ersten 
Schritte  erleichterte  und  eine  sofortige  InangrüEnahme  der 
Untersuchung  ermöglichte^. 

Diese  firwSguogen  erscheinen  gewifi  einleuchtend.  Auch 
darf  man  sagen,  daß  es  der  Konferenz  im  ganzen  gelungen 
ist,  bei  der  Begelang  der  Materie  das  durch  die  Natur  des 
Völkerrechts  ganz  besonders  gebotene  ^Jusie  milieu**  einzu- 
halten und  prozessuale  Härten  zu  vermeiden.  So  darf  man 
denn  das  auf  diesem  Gebiet  erzielte  Resultat,  wenn  man  von 
dem  Art.  9  absieht,  in  der  Tat  ohne  Vorbehalt  begrüßen.  Es 
daH  gesagt  werden,  daß  die  Schaffung  einer  neuen  Unter- 
suchungsprozeßordnung eine  Aufgabe  war,  die  schon  für  sich 
allein  die  Einberufung  einer  internationalen  Konferenz  gelohnt 
haben  würde. 

^)  V^'l.  dazu  SubkommissioDMitzang  v.  9.  7.  U7,  Koraiteesitzung  v.  16.  7.07. 

-)  Vgl.  dazu  den  Beriebt  von  Baruo  Guillaume  S.  11:  ^Lexpiri' 
eHce  a  prowS  eombim  Ü  e9t  difficiU  de  m  mettre  ^aceord  «atr  Im 
ntoindrß»  dStaü»  dune  proeidure;  phu  les  riglee  que  ta  Cmteiäim 
mcttra  ä  la  disposition  des  Parties,  seront  completes,  et  piu»  VacHolf 
bieHfaisantc  des  ConuniaHma  iHtemationales  denquiUt  atra  prompift 
tfficace  et  friquente'*. 
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Drittes  Kapitel. 
Das  SohiedsgericiitsTerfalireii. 

§  4.  Ueberblick. 

Von  der  Schiedagerichtsbarkeit  handelt  Titel  IV  der  Haa^r 
Konvention,  nnd  zwar  in  3  Kapiteln,  von  denen  das  erste  die 
Schiedsgerichtsbarkeit  im  allgemeinen,  das  zweite  den  ständigen 
Schledsgerichtshol  und  das  dritte  das  schiedsgerichtliche  Ver- 
fahren behandelt^).  Die  Verhandlungen  der  zweiten  Konferenz 
bewegten  sich  in  derselben  Reihenfolge. 

Die  erste  Snbkommission,  in  deren  Bereich,  wie  wir 
gesehen  haben,  das  Medensrechtliche  Verfahren  fiel,  wandte 
sich  in  den  Sitzungen  vom  16.,  18.,  23.  nnd  27.  7.  07  zunächst 
dem  ersten  dieser  3  Kapitel  zu,  indem  sie  fiber  die  Schieds- 
gerichtsbarkeit im  allgemeinen  eine  Generaldiskussion  walten 
ließ,  in  der  speziell  die  beiden  Fragen  der  Einführung  der 
obligatorischen  Schiedsgericlitsbarkeit  in  die  Haager 
Konvention,  sowie  der  Beschrän  k  üii^  der  Gewalt- 
a  Ii  \s  1 11  d  a n bei  Eintreibung  von  Kontraktschulden 
eine  Erörterung  fanden.  Die  8ubkomnii«sion  überwies  darauf 
diese  Gegenstände  einem  Comit^  d'examen  A,  das  sich  damit 
in  den  Sitzungen  vom  3.,  6.,  10  .  13..  15..  19.,  28.,  26.,  29., 
31.  8.  07,  H.  nnd  4.  9.  07  befaßte.  Hieranf  gelangten  diese  Fnigea 
vor  die  erste  Kommission,  die  sich  in  den  Sitzungen  vom 
5.,  7.,  9.,  10.  und  11.  10.  07  damit  beschäftigte,  worauf  sif^ 
dann  schließlich  am  16.  10.  07  vor  das  Plenum  der  Kouiti^m. 
gelangten^). 

Da«;  zweite  Kapitel,  den  permanenten  Schied.s- 
ger ichtshof,  behandelte  die  erste  öubkommiss ion  in 
den  Sitzungen  vom  1.  und  3.  8.  07,  worauf  sie  diesen  Gegen- 

Vgl.  Am  Meurer  I  166  ff.,  sowie  mein  ,  Verfahren«  S.  16811. 

Vgl.  dazu,  sowie  zum  folgenden  die  entsprechenden  Sitzungsprotokollc. 
Ferner  den  Bericht  des  Baron  GurlUiume,  der  allein  ein  dickes  Buch  aus- 
macht. Ueber  die  Hedtiitun^  dieser  k  nifi  r* nzniuterialien  konnte  der  Präsident 
Nelidow  in  der  Plenarsitzung  vom  io.  iü.  Ui  imi  Recht  »agen:  „Cette  itude 
OMBBi  eonteimtekuse  que  sitvaute  doMt  lea-  ditaUs  acnt  emHgnia  äans 
le»  proeit'verhaux  de  eette  CommüHoH  et  des  ComiUe  d'eäeamen^ 
foumirtmi  ä  eeusc  gui  s'en  oceuperont  plu»  tard,  dee  nutüriatuc  fort 
prideux  gui  fereut  honneur  ä  eette  Confirenee*. 
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stand  einem  Comitä  d*examen  B  überwies,  das  am  13.,  17., 
20.,  24.,  27.  8.  07,  am  2.,  5.  und  18.  9.  07  ta^,  woraaf  die 
SchiedshoMra^  ebenfalls  vor  die  erste  Kommission  kam, 
die  sie  am  9.  und  10. 10.  07  bebandelte.  Am  16.  8.  07  gelangte 
die  Frage  ebenfalls  vor  das  Plenum. 

Das  dritte  Kapitel  endlicb,  die  8 cbiedsprozeB Ordnung, 
ivurde  von  der  ersten  Subkommission  am  13.  8.  07  be- 
handelt, worauf  die  darauf  bezfiglichen  Binzelfragen  einem 
Comitä  d*examen  C  fiberwiesen  wurden,  das  sich  damit 
am  16.,  20.,  23.,  27.  8.  08,  am  2.,  6.,  9.,  IL,  14.  und  19. 9. 07 
beschäftigte.  Am  1. 10.  0?  fand  dann  noch  eine  ScUnfikomite«- 
Sitzung  statt,  am  7. 10. 07  befaßte  sich  die  erste  Kommission, 
und  am  16. 10.  07  das  Plenum  mit  dem  Gegenstande. 

Aus  diesem  üeberblick  über  die  Arbeiten  im  Haag  ergeben 
sich  uns  nun  von  selbst  auch  die  Gegenstände  für  unsere  Be- 
trachtung.   Wir  werden  zu  liundeln  haben: 

A.  Von    der   obligatorischen  Schiedsgerichts- 
barkeit. 

B.  Vom  ständigen  Schiedsgerichtshof. 

C.  Vom  schiedsgerichtlichen  Verfahren. 

Die  Frage  der  Beschränkung  der  Gewaltanwendung  Ini 
Eintreibung  von  Kontra kisst  hulden,  die  von  der  Konferenz  in 
eine  besondere  Konvention  verwiesen  wurde,  werden  wir  eben- 
lalls  in  einem  besonderen  Kapitel  zu  betrachten  haben. 

Im  ferneren  werden  die  einzelnen  Fragen,  soweit  dies  der 
Raum  hier  gcstatti  t.  in  .-i  verschiedenen  Stadien  zu  betrachten  sein: 

a)  vor  di  r  Subkommission, 

b)  vor  dem  Co  mite  de  x  amen, 

c)  vor  der  Kommission. 

Einen  Üeberblick  über  die  von  der  Kommission  zu  leisten- 
den Arbeiten  hatte  vorgreifend  übrigens  schon  der  Präsident 
Bourr/eoh  gegeben.  In  der  eisten  Kommissionssitzung  vom 
22.  6.  07  hatte  er  insbesondere  ausgeffihrt^),  daß  die  zweite 

Aut  diese  Ansprache  wurde  schon  oben  hingewiesen.  BourgeuU 
Terbi«itete  siob  xunKchrt  filier  die  dnich  lU«  errte  K<Hif«mu  geocbftifeBfl 
Beditalage,  vnd  ontemfthm  daiui  im  AnscUnfi  d«nui  dnen  Anabliek  «nf  1^ 
m  leistenden  Arbeiten.  Bemerkoitwert  war  aein  HniweiB  duaii^  d»S,  vitatnl 
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Konferenz  vor  der  Aufgabe  stehe,  auch  die  Zukunft  ins  Auge 
zu  fassen  und  sich  zu  fragen,  oh  und  wie  man  die  Institute 
von  1899  verrollkomnmen  und  ihre  Anwendung  häufiger,  wirk- 
samer, ausgedehnter  machen  könne.  Verschiedene  vorliegende 
Projekte  tendierten  dahin,  die  Dom&ne  der  internationalen  Rechts- 
Institutionen  umfangreicher  zu  gestalten.  Man  könne  unmöglich 
die  interessanten  Verhandlungen  vergessen,  zu  denen  im  Jahre 
1899  die  Frage  gefährt  habe,  in  welchen  Fällen,  in  welchem 
Maße  und  unter  welchen  Bedingungen  die  Verpflichtung  zur 
Anrufung  des  Schiedsgerichtsverfahrens  durch  besondere  oder 
all^eTneine  Verträge  annehmbar  sei.  Die  Konferenz  werde  diese 
Frage  vuli  neuem  zu  prüfen  haben.  Dieselbe  werde  natürlich 
nicht  in  der  Form  gestellt  werden  können,  in  der  sie  z.  B.  in 
den  Schiedsverträgen  zwischen  Italien  nnd  Dänemark,  Dänemark 
und  Holland,  Chile  und  Argentinien  ilire  Erledigung  gefunden 
habe,  wo  die  Unterwerfung  unter  das  Schiedsgericht  ohne  jede 
Einschränkung  obligaturiscii  sei.  Es  sei  natürlich  unniiii^licli, 
ein  solches,  zwisclien  zwei  Staaten  mögliches  Band  einer  so 
absoluten  Ver])flichtiui{:r  auf  die  Gesamtheit  der  Nationen  aus- 
zudehnen. Aber  man  werde  sich  zu  fragen  haben,  in  welchem 
Unifaii|^'-e  die  oblij^atoriselie  Schieds|jrerichtsbarkeit  für  genau 
uniseliriebeiie  Gegenstände  in  di*r  internationalen  Praxis  durch 
die  zalilreieli  abgeschlossenen  partikularen  Verträge  tatsäelilich 
Eingang  gefunden  habe.  Die  Mehrzahl  der  Staaten,  wenn  nicht 
alle,  haben  die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  für  eine 
gewiße  Kategorie  von  Streitigkeiten  angenommen.  Zorn  habe 
im  Jahre  1899  gesagt,  wenn  der  permanente  Scbiedsgerichtshof 
eingerichtet  sein  werde  und  funktioniere,  werde  der  geeignete 
Moment  kommen,  wo  man  an  Uand  von  gemachten  Erfahrungen 

Mt  vm  Jahre  1899  die  Vfilkaf »tr«itigkeiten  nur  gelegentlich  im  fieehta* 
wege  geschlichtet  worden^  man  jetct  die  Solidarität  awiaeh«i  den  stTilinerten 
NatioDW  erkannt  und  im  Art.  27  der  Haager  Konvention  die  Pflicht  für 

die  Staaten  statuiert  habe,  den  Rechtsweg  in  Erinnerung  zu  bringen,  wodurch 
man  die  friedliche  Streitboilegung  zum  notwendigen  und  voriu  hmsten  Ziol  der 
Völkcrrc  I  htsgenieinschiift  m  inacht  habe.  Man  besitze  dumir  iH  utc  Ja  con- 
sicration  unicerselle  et  dejinitiüc  de  ces  principes  par  le  tnvmie  civil ise." 
Pleae  Worte  des  spiriiue  rector  der  enitiea  KommiSBioB  verdienen  alle  Be- 
achtQDg. 
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die  für  Alle  obligatorischen  Schiecisfälle  werde  anfzählen  können. 
„11  pourra  parattre  inUressant  de  se  dentander  si  le  mameMi 
opportun  est  arriv4  et  s*U  ne  serait  paa  d'une  portie  morale 
considärable  de  consolider  par  un  engagement  commun  les 
etipulatioHS  d4ß  conduee  eäparämefU  enire  les  diwrses 
nations  et  de  consacrer  par  une  signature  commune  des 
clauses  oU  nos  signatures  ä  Ums  se  tnmioewt  dcju,  en  fait, 
pour  la  plupat  t,  apposäes  deux  ä  deux.^ 

Damit  hatte  Bourgeois  nicht  nur  eine  Pro g'ramm rede 
gehalten,  sondern  er  hatte  die  erste  Kommission  damit  auch 
schon  auf  die  wichtigste  der  von  ihr  zu  lösenden  Aufgaben 
hingewiesen. 

A.  Die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit 
§  5.  Die  Rechtslage  bei  Beginn  der  Konferenz. 

Bekanntlich  hat  sieb  die  erste  Haager  Konferenz  darauf  be« 
schrankt,  die  Anrnfong  der  Schiedsgerichtsbarkeit  für  internationale 
Recbtsstreitigkeiten  zu  empfehlen^).  Im  übrigen  aber  hat  das 
Bechtsinstitnt  nach  der  Konvention  von  1899  lediglich  fakul- 
tativen Charakter.  Immerhin  behielten  sich  aber  die  Konferenz-^ 
mächte  den  Abschloß  von  permanenten  Schiedsverträgen,  die 
eine  Anerkennung  des  obligatorischen  Schiedsgerichtsprinzips 
involvieren,  ausdrücklich  vor,  „en  vtie  d'^tendre  Varbitrage 
obligatoire  ä  tous  lea  cos  qu  elles  Jugeront  possWle  de  lui 
souniettre''  -). 

Dieser  Vorbehalt  hat,  wie  man  weil],  unerwartet  reiche 
Früchte  getragen.  Heute  bereits  unispannt  ein  ganzes  Netz  von 
obligatorischen  Schiedsverträgen  die  zivilisierte  Welt.  Im 
partikulären  Vulkerrocht  war  damit  das  obligatorische  Schieds- 
geriehtsprinzip,  von  dem  noch  wenige  Jahre  vorher  in  oihzitllen 
und  wisM  iischaftlicheu  Kreisen  niemand  etwas  hatte  wissen 
wollen,  zur  unbestrittenen  Herrschaft  gelangt.  In  den  wenig-en 
Jahren  seit  seiner  ersten  oftiziellen  Anerkennung  konnte  es 
bereits  uut  einen  Siegeszug  zurückblicken,  wie  er  kaum  einer 
anderen  Idee  auf  rechtlichem  Gebiet  in  so  kurzer  Zeit  zuteil 

^)  Art.  16  der  ftlten  KonveiitiOti. 
^  Art  19  der  alten  KooTeittioD. 
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geworden  sein  dQrfte^).  Man  dar!  obne  üeberfereibiing  sagen, 
daß  das  obligatorische  Schiedsgericbtsprinzip  sieb  damit  die 
gesamte  Knlturwelt  erobert  hatte.  Auch  das  Deutsche  Reich, 
der  einzige  Staat,  der  im  Jahre  1899  der  Einführang  der  obli- 
gatorischen Schiedsgerichtsbarkeit  in  die  Haager  Konvention 
widerstrebt  hatte,  war  inzwischen  dem  Beispiel  der  ttbrigen 
zivilisierten  Welt  gefolgt,  und  hatte  seinerseits  durch  Abschluß 
Ton  permanenten  Schiedsverträgen  das  obligatorische  Schieds- 
gerichtsprinzip anerkannt. 

Da  sonach  anscheinend  nnr  noch  eine  Stiminmig  bei  den 
Staaten  und  Völkern  herrschte,  war  die  Frage  an  sich  schon 
nahtliegend,  ob  die  im  partikulären  Völkerrecht  anci  k  iiiiite 
obligatorische  ScliifMlsprerichtsbarkeit  nunmehr  durch  Einlaiiiiing 
in  die  Haager  Küiivtiition  ihre  Sanktionierung  seitens  der 
Haager  Konferenz  erhalten  werde,  eine  Sanktictnicrung,  die 
Rußland  bereits  im  .liihre  1899  in  sehr  iiusi  liitktcr  Weise  in 
V(»isclilag  gebraclit  hatte.  Damit  wäre  die  ublifratorische 
8(  liitMlsfrerichtsbarkcit  zu  einem  Bestandteil  dos  a  1 1  <^  e  m  e  i  11  e  n 
Vüikerreclits  geworden,  ein  Kortscliritt,  der,  weim  man  sicli  die 
völkerrechtliche  Eutwicklini^x  im  allgemeinen  vergegenwärtigt, 
ja  nur  als  eine  Frage  der  Zeit  betrachtet  werden  kann. 

Auffalleiiderweise  enthielt  das  russische  Programm  keinen 
Hiuweis  aui  diese  Fra<?e.  Trotzdem  konnte  man  aber  nicht 
wohl  im  Zweifel  darüber  sein,  daß  dieselbe,  die  ja  weitaus  die 
wichtigste  von  allen  zu  erörternden  Fragen  war,  auf  der  Konferenz 
zur  Sprache  kommen  würde.  Denn  sie  stand  zu  sehr  im  Vorder- 
gründe des  öffentlichen  Interesses  der  zivilisierten  Welt,  sie  war 
von  zu  weittragender  prinzipieller  und  praktischer  Bedeutung 
und  bildete  zu  sehr  den  Kernpunkt  aller  deijenigen  Bestrebungen, 
die  in  der  Haager  Konferenz  ihren  hervorragendsten  Ausdruck 
finden,  als  daß  diese  letztere  einfach  an  ihr  hätte  vorübergehen 
können.  Sie  gehörte  Ja  gewissermaßen  schon  zum  natürlichen 
Grandstock  eines  Haager  Konferenzprogrammes. 

Man  durfte  also  immerhin  darauf  gefaßt  sein,  daß  die  Frage 
der  Einführung  der  obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit  im 

^)  Vgl.  Aber  dies»  Entwicklmigsgang  mein  , Verfahren*  8.  290  ff.» 
846  ff.,  Jlf eurer  1200,  Fried,  ,Haadbiich  d«r  FriedenebewtganK"  &  116 ff. 
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Haag  zur  Erörtenuifr  gelangen  würde.  Aber  auf  etwas  konnte 
man  unmöglich  gefaßt  sein,  nämlich  darauf,  daß  eine  so  große 
Anzahl  von  Stauten,  Großstaateii  und  Kleinstaateu,  europäische 
und  nichteuropäischc  Staaten,  darin  wetteifern  würden,  um  dem 
obligatorischen  Schiedsgericbtsprinzip  iin  iiaag  zur  Anerkennung 
zu  verhelfen.  Die  Zahl  der  der  Konferenz  vorgelegten  Vor- 
schläge und  Projekte  war  gerade  in  dieser  Frage,  dem  russischen 
Programm  zum  Trotz,  eine  ungemein  große,  und  wenn  man  den 
guten  Willen  der  Regierungen  lediglich  hiernach  Itemt  ii  uml 
diese  otüzielleu  Anregungen  aLs  Barometer  für  die  Aussicliten  der 
Schiedsgericht.sbarkeit  in  der  nächsten  Zukunft  gelten  lassen 
wollte,  dann  würden  diese  Aussichten  allerdings  ganz  hervor- 
ragende sein.  In  jedem  Falle  aber  darf  im  T[in)>lirk  auf  die 
erwähnte  Tatsache  eines  gesagt  werden :  das  obligatorische 
^cliiedsgerichtsprinzip  iiatte  damit  schon  bei  Beginn  der  Konierenl 
einen  weiteren  Sieg  errungen!  — 

§  6.  Die  Verhandlungen  in  der  Subkommission. 
Die  Verhandlungen  begannen  damit,  daß  die  Vertreter  der 
einseben  Eonferenzmfichte  deren  grnndsätzlicbe  Anschauungen 
zu  der  Schiedsgericbtafrage  auseinandersetzten  nnd  sich  insbe- 
sondere über  die  Art  und  Weise  der  Einffibrong  der  oblig»' 
toriseben  Scbiedsgerichtsbaxkeit  in  die  Haager  Konvention  und 
damit  in  das  allgemeine  Völketrecbt  äußerten.  Die  bei  dieser 
Gelegenheit  gehaltenen  Beden  gebären  zweifellos  zu  den  inter* 
essantesten  Episoden  der  Konferenz,  so  daß  ich  es  mir  nur 
höchst  ungeme  yersage,  wenigstens  deren  wesentlichsten  Inbslt 
hier  wiederzugeben.  Zu  ihrer  Charakterisierung  darf  hier 
gleich  vorweg  genommen  werden,  daß  sie  alle  auf  einen  Grund- 
ton  gestimmt  waren:  sämtliche  Redner  waren  einhellig  in  der 
Anerkennung  des  Prinzips  d^  obligatorischen  SchiedsKeriefats- 
barkeit.  Ich  muß  mich  hier,  wie  gesagt,  auf  Andeutungen 
beschränken. 

Zunächst  entwickelte  der  holländische  Delegierte  Asser 
die  Notwendigkeit  für  die  zweite  Konferenz,  für  die  Aus- 
breitung der  obligatorischen  Schiedsgerichtsidee  zu  arbeiten'). 

^)  tiitzuiif,'  vom  16.  7.  07.  Asser  verbreitete  sich  dabei  insbesoodere 
auch  aber  den  Wert  der  Ehren-  and  Interessenklausel.    Dorcb  dieselbe 
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Der  allgemeine  Schieclsvertrafr  werde  natiirlieh  nur  ein 
Minimum  enthalten  kömicu,  aber  die  einzelnen  Staaten  seien 
nicht  verhindert,  daneben  ein  radikaleres  System  anzunehmen 
oder  zu  behalten. 

Tn  einer  sehr  bemerkenswerten  Ansprache  begfründete  der 
portugiesische  Delegierte  Marquis  de  Soveral  die  Vor- 
scliläge  seiner  Regrierung;.  Der  geeignete  >foment,  von  dem 
Bourgeois  gesprochen  liabe,  sei  jetzt  gekDimnen,  um  im  Haag 
eine  Sachlage  zu  sanktiuuieren,  die  seit  1899  ein  Charakter- 
merkmal der  internationalen  Beziehungen  geworden  sei.  Mau 
stehe  heute  angesichts  des  Netzes  von  Schiedsverträgen  einem 
faU  accompli  gegenüber.  Der  jetzige  Art.  16  wirke  geradezu 
retardierend  auf  die  späteren  Abmacliungen.  Sein  Text  müsse 
in  Einklang  gebracht  werden  mit  dem  gegenw  ärtigen  Zustand 
der  internationalen  Beziehungen.  Aber  man  müsse  auch  einen 
Schritt  vorwärts  machen  und  für  bestimmte  Fälle  das  obliga- 
torische Prinzip  unbedingt  annehmen.  Der  Bedner  schloß  mit 
dem  Hinweis,  daß  eine  grofie  Sache  es  wert  sei,  auch  einige 
kleine  vorübergehende  Tnteressenopfer  zu  bringen,  deren  über- 
triebene Verteidigung  die  Erreichung  des  Zieles  verhindern 
könnte.  Bei  der  Sanktionierung  des  obligatorischen  Schieds- 
Prinzips  könnten  die  £inen  etwas  za  gewinnen,  die  Anderen 
etwas  zn  Terlieren  haben,  aber  man  dflxfe  weder  diese  ephemeren 
Gewinne  noch  diese  TieUeicht  minimalen  Verluste  im  Auge 
haben,  sondern  nur  die  wesentlichen  Interessen.  Wenn  man 
wirklich  vom  Wert  und  Bedeutung  der  Schiedsgerichtsbarkeit 


ttehnM  man  mit  der  euen  Hand  wieder,  was  man  mit  der  anderen  ni  geben 

scheine,  so  daß  der  Zweifel  berechtigt  sei,  ob  man  Angesichts  dieser  Reserven 
üborhfiiipt  von  oinpr  wirklichen  Verpflichtung  sprechen  könne.  Warum  wolle 
man  Streitigkeiten,  die  wesentliche  Interessen  berühren,  vom  Schiede 
ausschließen  ?  Sei  denn  eine  motivierte  Eotscheidung  von  unparteiischen  und 
gewisaenhaften  Bicbten  nadi  geiiclitBcher  Terhandlnng  und  FtOfong  niobt 
der  blinden  Gewalt  vennuleben,  um  eo  m^,  als  die  vitalen  Inteieseen  beute 
vorwiegend  Skonemische  seien  und  durch  einen  Krieg  Millionen  und  Milliarden 
zerstört  werden  ?  In  WiikUddcdt  wttßten  die  Staaten  dies  auch  sehr  wohl ; 
sie  wollten  mit  den  Reserven  nur  sagen,  daß  sie  bei  gewissen  Streitigkeiten 
frei  bleiben  wollen,  obscbon  sie  dieselben  tatsächlich  vielleicht  sehr  gerne 
im  B^tswege  regeln  werden. 
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für  die  Gerechtigkeit  und  den  Weltfrieden  überzeugt  sei,  dann 
dürfe  man  nklit  zügtrn.  einer  so  schönen  Sache  dasjr'iii<:c  zu 
opfern,  was  unsere  Interessen  und  persünlielien  Gesichtspunkte 
untergeordnet  erscheinen  lasse,  sobald  man  sie  von  oben  her 
aus  einiger  Entfernung  betraclite. 

Auch  der  schwedische  Delegierte  von  BfUf/ntarsLjöld 
führte  aus,  daß  jetzt  der  Moment  gekommen  sei.  nin  rinon 
Schritt  vorwärts  zu  maclien.  Man  brauche  Etappen  ant  liics'-in 
Wege.  UeberiiliinL'"  und  Uebertreibun^"  seien,  zusammen  mit 
dem  falschen  Idealismus,  der  sicli  in  Phrasen  gefalle,  die 
schlimmsten  Feinde  des  gesunden  Fort.-<chritts.  Das  Wesent- 
HcIh'  Sri,  flnrrb  ein  gemeinsames  Abkommen  das  obligatnrisrbf 
Prinzip  für  bestimmte  Fälle  von  praktischer  1  Bedeutung  anzu- 
erkennen, selbst  wenn  diese  Fälle  anfangs  wenig  zahlreich  seien. 
Keinesfalls  dürfe  man  den  Bogen  zu  straff  spannen.  Anderseits 
könne  Widerspruch  gegen  die  so  begrenzten  Fälle  nur  von  solchen 
Seiten  kommen,  die  die  Idee  überhaupt  bekämpfen  wollten,  die 
obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  universell  zu  gestalten. 

Die  Rede  des  serbischen  Delegierten  MÜovamtitcJi 
ging  davon  aus,  daß  die  Hauptaufgabe  der  Konferenz  sei,  eine 
möglichst  große  Zahl  von  Konflikten  der  gewaltsamen  Lösung 
zu  entziehen,  indem  man  Wege  eröffne,  die  deren  friedliche 
Lösung  sichern.  Die  jetzt  zn  erreichende  Btappe  raOsse  die 
sein,  dem  Schiedshof  bestimmte  Kompetenzen  zn  erteilen,  also 
die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  einznffihren.  Wollte 
man  diesen  Schritt  nicht  tun,  dann  wäre  die  Konferenz  ver- 
früht; sie  würde  dann  den  Vorwurf  verdienen,  nicht  nur 
keinen  Fortschritt  in  der  Entwicklung  des  internationalen 
Bechts  gebracht,  sondern  auch  den  bereits  allenthalben  offen  zu 
Tage  getretenen  Tendenzen,  den  tatsächlich  bereits  erreichten 
Fortschritten  nicht  genügend  Bechnung  getragen  zu  haben. 
Der  serbische  Vertreter  befürwortete  dann  eine  ausschließlich 
positive  und  limitative  Aufzählung  der  Fälle  der  obligatorischen 
Schiedsgerichtsbarkeit,  während  er  die  negative  Formulierang 
durch  Reserven  verwarf.  Dadurch  werde  man  das  Gefühl  för 
Gerechtigkeit  in  den  internationalen  Beziehungen  entwickeln 
und  ein  größeres  Zutrauen  in  die  Prinzipien  und  Institutionen 
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des  internationalen  Becbts  einflößen.  Erst  dann  werden  die 
Staaten  sagen  können:  „Es  gibt  Ricliter  im  Tfann^*'. 

Skeptisch  war  der  griechische  Delegierte  Streit^  ob- 
scfaon  er  erklärte,  sich  aufrichtig  allem  anzuschließen,  was 
gesagt  worden  sei  £r  erinnerte  vor  allem  an  die  russischen 
Vorschläge  von  1899,  die  er  für  besonders  geeignet  hielt,  um 
mit  der  obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit  einen  Anfang  zu 
machen.  Streit  betonte  insbesondere  auch  die  Unentbebrlichkeit 
dfer  Qblichen  Klauseln. 

Der  norwegische  Delegierte  Lange  erklärte,  jeden 
Vorschlag  zu  unterstützen,  um  die  Schiedssprechung  ausge- 
dehnter und  obligatorischer  zu  gestalten.  Das  Werk  von  1899 
verlange  eine  Fortsetzung,  die  zweite  Konferenz  müsse  die 
Iiücken  in  der  Haager  Konvention  ausfüllen.  Die  offen- 
kundigste derselben  sei  das  Fehlen  Jeder  Verpflichtung  für  die 
Staaten  zur  Anrufung  des  Schledshofis.  Zwar  habe  die  Kon- 
vention ihre  Bedeutung  bewiesen,  indem  sie  der  Ausgangspunkt 
einer  neuen  Entwicklung  geworden  sei,  aber  die  seither  abge- 
schlossenen Vertilge  können  nicht  den  Absdilnß  dieser  Ent- 
wicklung bedeuten.  Diese  Schaffung  lediglich  partikulären 
Rechts,  diese  Unmenge  von  diplomatischen  Instrumenten  sei 
auch  keineswegs  praktisch.  Ein  einziges  universelles  oder 
wenigstens  allgemeines  Vertragsinstruinent  wäre  bei  weitem 
vorzuziehen.  Der  geeignete  Moment,  von  dem  Zorn  gesprochen 
habe,  scheine  jetzt  gekommen  zu  sein.  Im  übrigen  sei  klar, 
daß  die  in  der  Schiedsfrage  fort^ichrittlich  gesinnten  Staaten 
voraussichtlich,  im  Interesse  der  Einstimmigkeit  beim  Alis(  IiIuIj  des 
universellen  Scliiedsvertrags,  einen  Teil  ihrer  iluftnuugen  würden 
opfern  müssen,  aber  si(>  seiin  nichtsdestoweniger  frei,  unter 
sich  einen  gemeinsamen  nbligatorisclien  Schied.*;vertra£r  ahzu- 
jscbüpßen  und  so  einp  Si  tiiedsnnion  zu  lulden  mit  einem  aus- 
ge  li  linieren  Anwendungsgebiet,  als  dem  in  der  universeilen 
Kouventiun  sanktionierten.  Vorläufig  handle  es  sich  darum, 
eine  mittlere  Form  zu  finden,  die  das  Minimum  von  Re- 
schränkungen  mit  dem  Maximum  von  beitretenden  Staaten 

^)  Sitzong  vom  18.  7.  07.  Die  logisdie  ArgnmeiitAtioB  Streits  war 
tdlwdse  etwM  anfechtbar. 

Zettoohrilt  f.  laten.  Privat,  u.  Olbntl.  nacht.  ZVn.  Bß 
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Tereinige.  Die  Schaffung  einer  solchen  Schiedsunion  wurde 
einen  wichtigen  Fortschritt  gegenüber  dem  jetzigen  Zustand 
bedeuten.  Zusammen  mit  den  zahlreichen  Spezialyertragen 
wfirde  sie  durch  die  fortschrittlichen  Prinzipien,  auf  die  sie 
gegründet  wäre,  den  Weg  der  Zukunft  weisen. 

Auch  der  Delegierte  der  Vereinigten  Staaten  Choate 
betonte,  daß  bei  aller  grundlegenden  Bedeutung  der  Konferenz- 
ergebnisse  von  1899  doch  die  seither  verflossenen  Jahre  deutlich 
die  Notwendigkeit  gezeigt  haben,  noch  einen  weiteren  Schritt 
vorwärts  zu  machen,  um,  so  weit  die  menschliche  Intelligenz 
dazu  fähig  sei,  den  Krieg  durch  das  Schiedsgericht  zu  ersetzen. 
Seine  Hoffnung  auf  das  Zustandekommen  des  von  den  amerika- 
nischen Staaten  gewttnschten,  möglichst  wirksamen  und 
vollendeten  allgemeinen  Schiedsvertrsgs  werde  unterstützt  durch 
den  Hinweis  von  Bmrgeoi^,  daß  die  vielen  Separatsehieds- 
vertrage  es  wünschenswert  und  möglich  erscheinen  lassen,  sich 
zur  Unterzeichnung  eines  gemeinsamen  Vertrags  zusammen- 
zuiiin,  der  ciueii  Fortscliritt  bedeute,  indem  er  gleichzeitig  die 
Schiedsgerichtsbarkeit  auf  i  iiir  universelle  Basis  stellen  würde. 
Es  scheine  keine  Verniuiligiuude  zu  geben,  weslialb  die 
Staaten  die  Wahrung  ihrer  Interessen  nicht  dem  Scliiedsliofe 
sollten  iinvertrauen  können,  nachdem  sie  einzeln  bereits  daliin- 
geiiende  Verträge  abgeschlossen  linf  cn  Ks  erscheine  nicht 
logisch,  daß  die  Staaten,  die  zu  diisn  i  Zwecke  Einzelverträge 
abgeschlossen  haben,  sich  nicht  auch  genieinsara  sollten  ins  Ein- 
vernehmen setzen  können,  um  gemeinscliaftlicli  denseDH^  Schritt 
zu  tun.  Das  Projekt  der  Vereinigten  Staaten  enthalte  einen  da- 
hiiicrehonden  Vorschlag,  durch  den  der  Wunsch,  der  in  der  ganzen 
Welt  nach  einem  solchen  Vertra^re  bestehe,  befriedigt  werde. 
Man  werde  auf  diese  Weise  vitd  dazu  beitragen,  um  die  Schieds- 
gerichtsbarkeit zu  befpstipren,  die  an  die  St^^lle  des  fürchterlichen 
Schiedsrichters  Krieg  zu  setzen  die  Völker  von  Jahr  zu  Jahr 
eifriger  bemüht  seien. 

Ich  übergehe  einige  weitere  Redner,  die  sich  sämtlich 
warm  befürwortend  aussprachen  —  so  insbesondere  der  Ver- 
treter Uruguays  Castro^)^  der  sich  den  am  weitesten 

0  Die  Bede  Castros  eathUt  TMSeliiedm  benifirkeiiiwert«  Oesiditapiudrter 
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gehenden  Vorschlagen  anflchloB,  nnd  der  Vertreter  Ecuadors 
BeMdon,  der  hervorhob,  daß,  wenn  der  Friede  der  Normal- 
zustand zwischen  den  Staaten  sei,  das  Schiedsgericht  auch  die 
normale  LGsung  der  vorkommenden  Konflikte  darstellen  müsse 
um  mich  der  Bede  des  deutschen  Delegierten  Freiherm 
Marsduül  von  Bieberstein  zuzuwenden,  die  hier  besonderes 
Interesse  beanspruchen  darf  und  auf  die  ich  daher  etwas  näher 
eintreten  möchte,  indem  ich  sie  zum  größten  Teil  wörtlich 
wiedergfebe  ^) : 

,Die  KommiatioB  ist  mit  einer  gMuen  Beibe  toh  Yotsdliligen  liefaBt, 
die  in  mehr  oder  minder  großem  Umfuge  die  SohiedagericbtBlMrkeit  obUgnr 
torisch  zn  machen  besweoken.  Aul  dar  eilten  Konferenz  hat  der  deatadie 

Vertreter  im  Namen  seiner  Regierung  erklärt,  daß  die  bisherigen  Erfahrungen 
in  dieser  Frage  nicht  ausreichten,  um  die  Verpflichtung  eines  obligatorischen 
Scln^'dsfjfenchts  zu  übernehmen.  Acht  Jahre  sind  seitdem  vergangen,  and  die 
ir^rlaiiruug  auf  diesem  Gebiete  ist  in  erheblichem  Mai  e  gewachsen.  Die  Frage 
iet  uidermdte  im  Schofie  der  dentedken  Regierong  cicgenstand  eingehender  nnd 
fortgeaetster  Studien  geweeen.  Anf  Qmnd  dieser  Arbeiten  nnd  infolge  des 
günstigen  praktischen  Ergebnisees  in  Einzelfällen  ist  die  deutsche  Regiening 
im  Prinzip  dem  Oedanken  der  obligatorischen  Schiedssprechung  heute 
l^'iinstig.  8ie  hat  die  Aurriditi'jjkeit  dieser  Ueberzeugung  hikräftigt  darcb 
den  Abschluß  zweier  perin  in-  ntcr  Schicds vtrtriige,  mit  England  und  den  Ver- 
einigtin  SUukUiU,  die  äidi  aul  alle  Streitfragen  juristischer  Art  oder  über  die 
Auslegung  von  StMti?ertrltgen  beliehen.  Wir  h»hm  anflerdem  in  allen  in 
letaler  Zeit  abgeichloieenen  HandelsrertrSgen  die  obligatorieehe  SdiiedsklaoBel 
für  gewisse  Fragen  an^jenommen,  nnd  wir  haben  die  feete  Abüclit^  den  mit 
Abschluß  dieser  Verträge  einmal  beschrittcnen  Weg  weiter  zu  verfolgen. 
Im  Laufe  unserer  Debatten  hat  man  auf  die  erfreuliche  Tatsache  hingewiesen, 
daß  eine  Reilie  von  anderen  ajU^i  uicinen  und  obligatüri.s('h>'n  Schiedsverträgen 
zwischen  verschiedenen  Staaten  abgeschlossen  ist  Ei>  x^t  diujb  unzweifel- 
haft ein  waluer  Fortschritt»  deeeen  Verdienst  der  ersten  Fxiedenakonferena 
ankommt.  Es  wäre  aber  doch  ein  Intnm,  an  glanboi,  dafi  eine  allgemeine 
Schiedsklausel,  die  TOn  awei  Staaten  festgestellt  wurde,  ohne  weiteres 
als  Modell  oder  sozusagen  als  Formular  für  einen  Weltvertrag  dienen 
könnte.  Die  Luge  ist  doch  in  beiden  Fällen  eine  verschiedene.  Zwischen 
zwei  Staaten,  die  einen  allgemeinen  obligatorischen  Schiedsvertrag  absciiliebt-n, 
ist  das  Gebiet  der  mügUchcn  Slreitfragtu  iur  die  beiden  Kontrahenten  über- 
sehbar. £a  ist  umschrieben  durch  eine  Reihe  konkreter  Momente,  die  sich 
ans  der  geographischen  Lage  der  Staaten,  ans  ihren  finanaiellen  nnd  ökono- 
mischen Verhältnissen,  sowie  ans  den  historischen  Traditlonoi,  die  sich  zwischen 
ihnen  gestaltet  haben,  ergeboi.  In  einem  Vertrage,  der  alle  Staaten  der 

1)  Sitsnng  vom  23.  7. 07. 
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Welt  ainfaaaeii  würde,  fehlen  diese  konkreteB  MmiieDte»  vnA  infelgedaiwi  isl, 

selbst  auf  dem  beschränkten  Gebiete  der  juristlldiai  Fragen,  die  Möglichkeit 
von  Streit fraß:cn  jeder  Art  hier  anbegrenzt.  Darans  fol^t.  daß  eine  allgemeine 
Schiedskiausi  1.  die  zwischen  zwei  Staaten  die  gegenseitigen  Rechte  und 
Pflichten  mit  genügender  Klarheit  feststellt,  in  einem  Weltvertrag  za  allgcnicin 
md  elMtisdi  «od  infolgedeiBea  nnuiweiidiu  witk  feun. 

Wenn  wir  aber  tot  der  Welt  die  Fltgge  dw  obUgatoriecbeD  Sdied»> 
gerichtsbarkeit  hissen,  so  bedsrf  es  einer  SchicdiUansel,  die  dieser  Fla^ 
Ehre  macht  und  klar  und  zweifelsfrei  den  obligatorischen  Charakter  feststellt. 
Ohne  dies  würden  wir  uns  dem  Vorwurf  aussetzen,  daß  wir  Vcrsprechnniren 
muchen  iWv  wir  nicht  halten  können,  und  daß  wir  eine  Formel  an  j^t-lK' 
einer  Wirklichkeit  bieten.  Uebcrdies  bestände  die  Gefahr,  daü  man,  si^n 
ein«  Streitbige  sii  sdilidtai,  ?ielmdir  dadiucli  bmA  oeiie  Streitfragen 
Uber  ümlang  und  Anwendnng  des  Yertragee  sefaaffen  würde.  Das  wire  an 
wenig  erwünschtes  Ergebnis  bei  einer  Einrichtung,  die  doi  Zweck  bat,  inter- 
nationale Streitfälle  beizulegen.  Um  dieser  Gefahr  zu  cntpchen,  ist  es 
notwondipr.  zuvor  von  Gnind  ans  die  Frage  zu  prüfen,  ob  die  Katetrorien 
von  Streitfällen,  die  man  df*r  all^i  uinnen  obligatorischen  Schiedsgerichts- 
barkeit unterwerfen  will,  auch  wirklich  auf  diesem  Wege  geregelt  werden 
kSanen. 

Ifan  ist  darüber  einverstanden,  dafi  Streitfragen,  die  ihren  Grand  in 

politischen  Interessen  haben  und  der  juristischen  Basis  ermangeln,  nicht  ins 
Gebiet  der  Schiedsgerichtsbarkeit  fallen,  deren  Grundlage  die  Regelung  inter- 
nationaler Streitfälle  auf  dem  Rechtswege  ist.  Derartig:e  Streitfälle  gehören 
vielmehr  in  das  Gebiet  der  Vermittlung.  Die  Berufung'  an  das  Schieds- 
gericht kann  regelmäßig  erfolgen  für  einen  bereits  entstandenen  Streit, 
nnd  die  Schiedsricbter  müssen  gddtet  sein  Ton  den  GeslehtspanlcteB  der 
Billigkeit  nnd  des  allgemeinen  Wobls.  Es  rerbleiben  also  nnr  die  Strdtfragen 
rein  juristischer  Natur.  Hier  maß  man  wieder  unterscheiden  zwischen  den 
Streitfällen  außerhalb  des  Vertragsrechts  und  denjenigen  über  Auslegung  nnd 
Anwendunp^  der  internationalen  Verträge.  Wir  haben  keine  grundsätzlichen 
Bedenken  gegen  das  Prinzip  der  obligatorisrhen  Scliiedsspreehung  in  diesen 
Fällen,  weder  nach  der  einen  noch  nach  der  anderen  Seite.  Aber  einige  all- 
gemeine Binscbrtnkungen  mflssen  gonacht  werden.  In  iweifsdier  Blehtuig 
mmft  das  Prbuip  eine  Einsehrftnkvng  finden.  Einmal  Tertragen  getingfOgige 
Sachen  den  Weg  der  Seliiedsgeriehtsbarkeit  nicht  In  den  Beziehungen  der 
Staaten,  besonders  von  Nachbarstaaten,  tauchen  fast  täglich  zahlreiche  Streit- 
fragen Uber  die  WtJrdignng  tatsächlicher  nnd  rechtlicher  Fragen  auf,  die  eine 
vertächiedene  Beurteilung  finden.  H( :ut<"  werden  alle  diese  kleinen  Streitfragen 
ireuiidächaftlich  in  gegenseitigem  Einverständnis  geregelt.  Es  erscheint  in 
kdner  Weise  wttnscbaiswert,  dafi  dieser  Stand  der  IMnge  eiselst  werde  dnrcii 
ein  System,  das  jedem  Staat  gestatten  wflide,  den  anderen  auf  Grand  cJnetf 
formellen  Vereinbarung  wegen  solcher  Streitigkeiten  Tor  dnen  Schiedsgerichts- 
hof mit  seinem  langen  und  kostspieligen  Verfahren  zu  schleppen.  Das  hiefie 
eine  kleine  Differenz  groß  machen,  statt  sie  zu  schlichten. 
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Anderaneits  gibt  es  JuiBtiacbe  Streitfragen,  die  gerade  wegen  ilurer 
grefiea  Bedentaag  ileli  fttr  die  obligatarisdie  Schiedaapradnaig  nicht  eignen. 
Beibet  die  begeistertsten  Anhänger  der  Schiedagericbtslkarktft  geben  sn,  dafi 

eine  Streitfrage  der  Schiedssprecbang  dann  nicht  unterworfen  werden  kann, 
wenn  Ehre.  Lcbensintcrosst'n  rn,H>»li!ingigkeit  des  Staatrs  in  Frage  stohfn. 
Ein  Antraft  d^r  brasilianischen  DtieKütion  fügt  noch  hinzu;  „Streitfragen,  die 
die  Eiurichtuugeu  des  Ötaate»  oder  dessen  innere  Gesetzgebung  betreffen". 
Wm  ftUe  diese  Fonneln  dhnmkteiiiiert)  ist  ihce  BlMiisitftt  Diese  ist  so 
gfoB,  daB  sie  in  einon  Staatsrertrag,  d«r  fllr  eine  gröfiere  Ansabl  t<mi 
Staaten  gilt,  unvermeidlich  sn  einer  rerschiedenen  Interpretation  und  sn 
zahlreichen  Zweifeln  Anlaß  bieten  müßte.  Offenbar  am  diese  Schwierigkeiten 
ZQ  überwinden,  enthalten  die  meisten  der  der  Konferenz  vorgelegten  Vorsrhlätfe 
die  Bestimmung,  dali  die  Entseheidnnp  über  diesen  Pnnkt  ansschließlich  dem 
Staat«  gehurt,  der  diese  Einwendung  erbebt.  Und  in  der  Tat  künole  man 
niemals  rw  einem  Staate  ^  Zngestindnis  Terlangen,  daß  dn  Dritter  Aber 
eeine  Ehre  nnd  seine  Lebensintraeisen  entscheide.  Indem  ich  Töllig  anw- 
kenne,  daß  diese  Vorbehalte  einen  unerläßlichen  Bestandteil  einer  allgemeinen 
Schiedsklausel  bilden,  kann  ich  mir  doch  nicht  Terhehlen,  daß  sie  mit  der 
Idee  eines  obligatori6cli»n  J^f^hicNiierichts  wenig  in  Einklang?  stehen.  Im 
übrigen  verschwindet  aber  .seiusi  der  Anschein  einer  zweiseitigen  Verptlichtung. 
wenn  nach  Maßgabe  der  Verfa^Mung  die  Entscheidung  über  die  Anwendung 
der  Schiedsklansel  im  einsehen  Fall  nicht  Sache  der  R^iernng,  sondern 
eines  gesetsgebenden  Körpers  ist.  Man  hat  angnnsten  der  erwihnten  Vorschlige 
geltend  gemacht,  daß  sie  die  Schiedssprecbung  noch  ^mehr  obligatorisch' 
machen.  Ich  will  die  interessuite  Frage  nicht  untersuchen,  ob  in  juristischen 
Din«j<'n  das  Wort  .obligatoriach'  noch  einen  Komparativ  verträgt.  Schon  das 
r<imii3che  Kecht  betrachtet  als  unversöhnliche  Feinde  die  „ühlhfafio'^  und  di« 
„mera  facultas".  Aber  i>elbüt  wenn  ich  diese  juristischen  Dedeuken  beisiiite 
lasse,  könnte  ich  doch  in  heinem  Falle  sogehöii  daü  die  neue  ans  vorge- 
schlagene Fassung  swingender  wln,  als  die  bestehende.  Im  GegenteiL  Die 
feierliche  Erklärung  der  Milohte  in  der  Konvention  von  1899,  daß  die  Schieds» 
sprechung  das  wirksamste  und  zugleich  billigste  Mittel  ist,  Streitigkeiten  sn 
ordnen,  hat  nach  nu  iner  Meinung?  eine  viel  stärkere  moralische  Kraft  zu- 
gunsten der  Schiedssprecbung,  als  eine  die  jjanze  Welt  umfassende  Vi)rschrift, 
die  zwar  dem  Scheine  nach,  aber  nicht  in  Wirklichkeit  obligatorisch  ist,  nnd 
die  infolgedessen  nicht  die  allgemeine  Kraft  nnd  Achtung  finden  wOrde,  nm 
den  groflen  Gedanken  der  friedlichen  Srledigong  internationaler  Streitigkeiten 
an  verwirklidien. 

Die  Bemerkungen,  die  ich  Ihnen  zu  machen  die  Bhre  hatte,  haben  uns 
zu  der  lleb^^r/eugung  geführt,  dalj  es  am  besten  gewesen  wäre,  den  gegen- 
wärtigen Alt.  lü  der  Konvention  von  IbyU  aufrecht  zu  erhalten.  Die  Frage, 
ob  es  ein  l>escbränktes  Gebiet  von  Fragen  gibt,  für  die  mau  ubue  jeden  Vor- 
bdialt  die  obligatoiiaehe  Schiedssprecbung  einlllliren  konnte,  wird  an  prUfm 
sein.   Anf  dem  weiten  Gebiete  der  internationalen  Beslehnngen,  die  den 
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G^intMid  von  Vertrfti^ii  unter  den  StMten  liiUeii,  gibt  es  ofaie  ZweiM 
solche,  die  in  keiner  Weise  die  Bbte  oder  die  wesentlichen  Intereesen  herflhies 

und  für  die  demgemäß  die  obligstorische  Schiedssprechang  ohne  jede  Bin- 
srliiänkun^'  ciii^afinirt  wtrdoii  könnte.  Es  handelt  sich  hier  also  lediglich 
driruin.  die  Frage  zu  klän  n.  ol)  für  dieses  Oehict  vielleicht  die  obliEratorische 
und  alirfcmeine  Schiedssprechung  eingeführt  wenleii  k.imitc.  Man  hatte 
dabei  in  erster  Linie  an  die  sogenannti^ii  WeltTertrüge  zu  denkeo,  die  für 
alle  Staaten  oder  wenigstens  fttr  eine  grofle  Ansahl  Ton  solchen  Terpfliditend 
sind.  Dahin  gehören  s.  B.  die  Post-  nnd  TelegtsphMtvertrige,  die  V«rtKlge 
snm  Schutze  der  onteraeeischen  Kabel»  zur  Verfatttong  des  Zusammenstoflcs 
von  SclüfTcn  auf  See.  die  Verträge  zum  Schutrc  des  literarischen,  kön.^tlo- 
risrhcn  und  gewerblichen  Eigentums  und  die  Uaager  Verträge  Aber  da» 
internationale  Privatrecht. 

Einer  dieser  Vertr&ge,  der  Weltpostvertrag,  enthält  bereits  die 
oUigatoriBcbe  Schiedeldansel.  Wenn  man  die  Frage  der  BinfUhroag  der 
Schiedsgerichtsbarkeit  fflr  diese  Weltrertrlge  prafen  wird,  wird  man  Im 
Attge  behalten  müssen,  daß  die  Oleichm&Sigkeit  ihrer  AnwMidnng  durch 
wifiorsprcrlieiuip  SchiedüspirRlx.'  ^'cfährdet  werden  könnte  Ein  solches  Er- 
gebnis wäre  /weifpllos  im  Widorsprnrh  mit  dem  (Jt-ilanken,  der  beim  Abschluß 
d!e8f»r  Vertrüge  mali^cbciid  war.  Mau  mülite  also  auf  Mittel  bedacht  sein, 
um  diese  Evcntualitüteu  zu  Ycrmeidcn.  Man  muU  ferner  im  Auge  behalten  den 
ünterscbied  swlschra  denjenigen  Yertrftgen,  die  anssohliefilich  Rechte  nod 
Pflichten  der  RegierangMi  feststellen,  nnd  eolehen  VertrSgai,  die  recbtUebe 
Beziehungen  der  Untertanen  regeln  und  derm  Anwendnng  in  die  Zostlndig* 
keit  der  ordentlichen  Gerichte  fällt.  Dazu  pchöron  besonders  die  VcrtrSjp 
über  das  ^rwerbliche  Eij^nntum  und  ühvr  das  internationale  PriTntrr:  >i*  In 
bezng  auf  die  allgi  iiuMnen  Verträ^je  und  ebenso  auf  diejenigen  zwisf  iien  zwei 
Staaten,  die  technische  Fragen  betreffen,  wäre  zu  prüfen,  ob  es  möglich  ist, 
die  Lösung  von  StieitlUlen,  die  ans  ihnen  berrorgehoi,  einem  Schiedsgeridit 
sn  tt1»erlas8en,  nnd  ob  es  eich  empfiehlt,  immer  dasidbe  Verlsltren  einsuhaltes. 
Nach  unserer  Meinung  kOnnte  man  damit  kaum  in  allirenieiner  Weise  den 
Haager  Schiedshof  befassen,  da  er  ja  unter  seinen  Mittrliedern  keine  Te<b- 
niker  bat  von  hinreichender  Zustnndi«ikcit  znr  Krlediunnt;  der  technischen 
Fragen,  dert  ii  Fjntsi  In  idung  notwendig  wäre.  Es  wird  schwer  sein,  die 
Probleme,  die  sich  nach  dieser  Richtung  ergeben,  zu  entscheiden  ohne  Za- 
siebnng  Yon  SpezialistNi  nnd  ohne  eine  anfmerksame  Prüfung  von  sdtes 
derjenigen  Begiemngen,  die  an  den  einichlftgigen  KonTontionen  beteiligt  sind. 
In  besng  auf  diejenigen  Verträge,  die  nur  zwischen  z\v(  i  Staaten  abge- 
schlossen bind,  wird  man  vielleicht  schließlich  zu  dem  Ergebnis  kommen,  daß 
man  e^  dm  Vinteiliirten  Regierungen  ilberla«!?pn  mn!V  zu  entscheiden,  ob  die 
ans  solch' II  \'.  rtr;ii:en  herrührenden  iStreitigkeiten  der  Schiedssprechung  zn 
unterwerfen  sind  und  in  welcher  W  eise  diese  Schiedssprechuug  zu  org&ni* 
äeren  ist. 

Ich  habe  mir  erlMibt,  Ihnen  die  Punkte  sa  bmeichnen,  die  die  Auf* 
merksamkeit  der  KommisBion  nnd  insbesondere  des  Redaktions-Komitees 
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gebieteriteh  erheiaclwD.  Aber  ich  leg»  Wert  danmf,  sn  erldftien,  daft  wir 
bereit  aind,  gewinenhalt  nnd  nnparteiiach  alle  Voracblige  m  prflfen,  die 

schon  gemacht  sind  imd  etwa  noch  gemacht  werden.  Man  wird  mir  ohne 
Zwf  ift'l  einwt  nden,  man  erwartp  von  der  KonfcrcTiz  nicht  juristische  Dehatten, 
ßOTui.  rn  «  inen  wirklichen  Fortschritt.  Das  ial  auch  meine  Meinung.  Aber 
was  die  obligatorische  Schiedsaprechong  betrifft,  so  genügt  es  nicht,  ein 
Prinxip  aafzustelleo,  sondern  man  maß  auch  die  Einzelheiten  regeln,  um  die 
Anwendung  xa  aiehem.  Um  eine  Metapher  anzawenden,  es  genügt  nicht,  eine 
^maiton  moHdiaie''  mit  einer  schönen  Faasade  hmastellen,  londem  man 
mtiB  aach  dalftr  sorgen,  daß  die  Länder  der  Welt  darin  gut  and  in  Bintracht 
wohnen  k5nnen.  Die  Konferenz  wird  dafür  verantwortlich  sein.  Und  wenn 
nnsere  gewissenhaften  En\'äfninf?on  fiher  das  Prinzip  der  obligatorischen 
Sckiedssprechang  nicht  dazu  gelangen  sollten,  ein  Ergebnis  za  finden,  das 
gani  den  dnrch  die  Berolung  der  Konferenz  erweckten  Hoffnungen  entspricht, 
Bo  könnten  wir  dodi  jedenfellB  in  dieser  schwierigen  Frage  einen  erheblichen 
JSchritt  nadi  vorwtrte  ton.* 

Von  den  nachfolgenden  Rednern  sei  noch  der  schweize- 
rische Delegierte  Carlin  hervorgehoben^),  der  erklärte,  keine 
prinzipiellen  Bedenken  ge^en  die  eingelangten  Projekte  zn 
haben,  unter  denen  er  dem  amerikanischen  den  Vorzug  geben 
würde,  sowie  der  englische  Delegierte  Sir  Edward  Fry,  der 
betonte,  daß  er  die  Schwierigkeiten  keineswegs  übersehe,  die 
sich  in  den  Weg  stellen,  wenn  man  der  Diskussion  der  univer- 
sellen Schiedsgerichti^barkeit  näher  trete,  aber  in  aller  Er- 
keiiiitni.s  (lit'ser  Schwieriprkeiten  sei  er  doch  glücklit  h,  mitteilen 
zu  küiineii,  daij  Kurland  dem  Prinzip  der  universellen  Schieds- 
gerichtsbarkeit, das  die  Piojf  ktf  l^atugals  und  der  Vereinigten 
Staaten  hervorgerufen  ha  Ix*.  vuUkummen  beipüichte.  Englands 
Erfahrungen  auf  diesem  (ü  biet  gehörten  zu  den  größten,  und 
es  linde,  daß  die  Zeit  gTktunnicn  .-^ei.  um  einen  Schritt  vorwärts 
zu  tun  auf  dem  Wege  zum  Abschluß  eines  allgemeinen  Vertrags. 
Mau  werde  «ai^ien,  daß  ein  solcher  Vertrag  bedeutungslos  sei, 
da  das  dadureii  g« m  h.iftene  ^.vinadum.  Juris"  schwach  und 
unbe.stiuiint  sei.  Aber  die  Xationen  werden  nirht  alloin  durch 
juri.stischp  Konklusifmeii  }.iehdtt  t.  noch  auch  lediglich  durch 
„viiu  ula  Juris  '  geeinigt.  Nadi  seiner  Meinunf?  werde  ein 
solcher  Vertrag  eine  große  Bedeutung  in  dei-  ( icschichte  haben 
als  der  KoUektiv&usdrack  des  Uewissens  der  zivilisierten  Welt.- 

Sitsung  Ten  27. 7. 07, 
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Auch  der  dsterreichisch-ungarische  Delegierte  vm 
Merey  sprach  sich  zugunsten  des  obligatorischen  Prinzips 
aus.  Wenn  auch  die  Verpflichtung  angesichts  der  Vorbehalts- 
klauseln keine  streng  juristische,  sondern  eher  eine  moralische 
sei,  so  wolle  er  doch  den  Wert  diuser  moralischen  Verpflichtung 
durch  Konstatierung  dieses  Unterschiedt  s  nicht  horabsetzen.  Er 
werde  dem  Absrliluli  eines  Weltvertrags  boistiiiiincn  und  sei 
auch  bereit,  die  Reserven  tür  einzelne  Kategorien  fallen  zu  lasäen. 

§  7.  Die  Verhandlungen  im  Comite  d'examen. 

Wenn  die  Kundgebungen  in  der  Sabkomniission  qunsi  ein 
Vorspiel  gewesen  waren,  das  den  Vertretern  der  einzelnen  Mächten 
Gelegenheit  gab,  zu  unserer  Frage  prinzipielle  Stellung  ein- 
zunehmen, so  begannen  nun  im  Comitä  d*examm  die  eigentlichen 
Arbeiten.  Vorerst  mußten  zu  diesem  Zwecke  die  zahlreichen 
eingelangten  Propositionen  gesichtet  und  für  die  Beratungen  m 
eine  gewisse  Reihenfolge  gebracht  werden.  Das  Komitee  be- 
schloß, mitdenjenigen  Vorschlägen  zu  beginnen,  die  am  weitesten 
gingen,  die  das  Anwendungsgebiet  für  die  obligatorische  Schieds- 
gerichtsbarkeit am  weitesten  ausdehnen  wollten  M. 

Für  alle  Streitigkeiten  ohne  Einschränkung  wollten  insbe- 
sondere Dänemark  und  die  Dominikanische  Republik  die 

bchiedsgerichtsbarkeit  anerkennen.  Man  trat  jedoch  in  eine  Dis- 
kussion dieser  Fra^a'  g^ar  nicht  ein,  da  diese  von  keiner  Seite  ge- 
wünsclit  wurde  nnd  auch  aussichtslos  gewesen  wäre.  Nach  Lage 
der  Dinge  mußte  (»s  vielmehr  ohne  weiteres  als  selbstverständlich 
erscheinen,  daß  die  Konferenz  das  Prinzip  der  allgemeinen  obli- 
gatorischen Schiedsgerielitsbarkeit  ohne  Reserven  niclit  akzeptieren 
werde.  Darüber  waren  sich  auch  diejenigen  Staaten  im  klareo, 
die  ihrerseits  gerne  bereit  gewesen  wären,  weiter  zu  gehen. 

Audi  ein  nach  einzelnen  Richtungen  zwar  einerseits  ziemlich 
weitgehender,  anderseits  aber  seiir  viele  Beserren  aufzählender 


Bemerkenswert  ist  die  Feststellung  d^s  Komitee,  daß  die  Tatsache 
dti  Unterwerfung  unter  die  übligatoriscbe  Schicil&gcrichtäharivcit  an  sich  noch 
in  keiner  Weise  die  üoterwerhmg  anter  ein  bestimtutes  Öchiedsgericht  invol* 
Tire,  alao  Mdi  nicht  unter  den  ponnuMateB  Sdtfeddmf. 
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Vor^rlilag  Brasiliens  wurde»  vom  Komitee  als  unpraktisch 
verworfen^). 

Damit  kam  man  zu  den  Projekttii.  die  von  Portugral, 
S  f  r  b  i  e  n  und  8 c  h  w  e  d  e  n  ein^ereic  ht  waren,  und  die  eine 
gewiße  Verwandtschaft  mitcinnndpr  aufwiesen,  insulern  als  sie 
nicht  nur  die  oblipatorisclie  bchiedsj^^enchtsbarkeit  prinzipiell 
unter  Vorbehalt  gewisser  Reserven  einführen  wolhen,  sondern 
als  sie  daneben  auch  eine  Liste  von  Fallen  anfzälilten,  in  denen 
die  l'^nterwerf  uug  unter  die  Schiedsgerichtsbarkeit  eine  unbedingte 
sein  sollte. 

Der  Vorschlag  Portufjals  ging  mittelbar  auf  die  russischen 
Vorschläge  vom  Jahre  1899  zurück,  die  damals  vom  Komitee 
in  etwas  abgeänderter  Form  genehmigt  und  später  von  der 
Londoner  Interparlamentarischen  Konferenz  im  Jahre  1906  in 
etwas  modifizierter  Form  wieder  aufgenommen  worden  waren-). 
Diese  Vorschläge  hatten  sich  seiner  Zeit  durch  ihre  besondere 
Zweckmäßigkeit  ausgezeichnet.  Ihre  Annahme  war  bekanntlich 
im  Jahre  1899  einzig  an  dem  Widerstande  Deutschlands  gescheitert. 

Es  sei  gleich  erw&hnt,  daß  sich  an  die  Vorschläge  der  drei 
gedachten  Staaten,  die  zum  Teil  während  der  Beratongen  noch 
Umaiheitongen  erfahren,  später  insbesondere  noch  eingehende 
Vorschlage  der  Vereinigten  Staaten  und  Englands  ge- 
sellten, die  dann  im  Laufe  der  Verhandinngen  ihrerseits  auch 
noch  mehrfoch  Abänderungen  erlitten.  Die  späteren  Projekte 
lehnten  sich  Jeweilen  an  die  früheren  an  und  suchten  nur  den 
in  der  Diskussion  hervorgetretenen  Meinungen  gerecht  zu  werden. 
Wir  können  uns  natürlich  hier  nicht  bei  diesen  einzelnen  Zwischen* 
Projekten  aufhalten.  Vielmehr  mUssen  wir  im  wesentlichen  dahin 
streben,  uns  die  Ergebnisse  aller  dieser  sehr  weitschichtigen 
Verhandlungen  vor  Augen  zu  halten. 

Ich  mA  daher  auch  davon  absehen,  die  Einwendungen,  die 
gegen  diese  verschiedenen  Vorschläge  erhoben  wurden,  sowie 
die  Widerlegungen,  die  diese  Einwendun^ren  erfuhren,  hier  im 
einzelnen  wiederzugeben,  weil  dies  ein  Eintreten  auf  alle  die 

')  Alle  (liosc  Projekte  sind  den  Sitzunf^sprotukulk-ii  als  Beihigen  bei- 
gegeben.   Öie  können  hier  natürlich  nidit  wiederji^egcben  werden. 

^)  Dieselben  sind  abgedrackt  in  meinem  ,  Verfahren"  S.  628,  G41  u.  5ö2. 
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einzelnen,  zum  Teil  recht  weit  heigebolten,  Streitfragen  bedingen 
würde-,  das  zwar  juristisch  vom  höchsten  Interesse  wiie, 

anderseits  aber  in  diesem  Zusammenhange  einen  zu  bedeutenden 
Raum  in  Anspruch  nehmen  würde.  Vielmehr  kann  ich  aus  der 
Debatte  nur  <  inzelne  Episoden  heramsgreii'eu.  Im  ganzen,  das 
sei  vorw  eij-genommeii,  waren  die  geäußerten  Bedenken  mehr 
theoretischer  und  juristisch-forni;Uer  Natur.  Ueber  das  Prinzip 
schien  man  sich  ja  auf  der  Kmiterenz  ebenso  eini?  zu  sein,  wie 
über  die  hauptsäclilielisten  K'ichtuii^ren,  in  denen  dasselbe  in  die 
Praxis  iiiiertrajren  werdm  kr.ime.  Aber  in  demsellien  Maße,  in 
dem  man  Ix'uaini.  auf  Kinzeli"ra*ien  einzutreten,  tingdie  Diskussion 
an,  sich  aut  einer  immer  breiteren  Basis  zu  bew'egen,  sodaß 
man  zeitweise  von  einer  Diskussion  der  vorliegenden  Projekte 
ganz  abkam,  und  sicli  in  mehr  akademisi  lien  Ki-'irterun;xen  er- 
ging, die  die  gerade  zu  lösenden  praktischen  i^rageu  eigentlich 
kaum  noch  berührten. 

Die  Bedenken  gingen  hauptsächlich  von  Deutschland 
aus.  Bereits  in  der  Sitzung  vom  6,  8.  07,  also  so  ziemlich  im 
Anfang  der  Verhandlungen,  gab  der  deutsche  Vertreter  Kriege 
die  Erklärung  ab,  daß  Deutschland  keinem  der  vorliegenden 
Projekte,  die  Sclüedsgerichtsbarkeit  für  Rechtsstreitigkeiten  auf 
universeller  Basis  obligatorisch  zu  gestalten,  seine  Zustimmung 
geben  könne.  Es  herrsche  darüber  Einstimmigkeit,  daß  es  auch 
unter  den  Bechtsstreitigkeiten  solche  gebe,  die  der  Schied.s- 
gerichtsbarkeit  ^tzogen  werden  müssen,,  nämlich  diejenigen,  die 
Ehre,  Unabhängigkeit  und  vitale  Interessen  der  Staateii  betreffen. 
Die  Frage,  ob  ein  Streit  unter  diese  Kategorie  gehöre,  mfisse 
Jeder  Staat  in  der  vollen  Unabhängigkeit  seiner  Souveränität 
beantworten.  Dadurch  werde  aber  der  obligatorische  Charakter 
der  Schiedsgerichtsbarkeit  .  komproTnittlert,  und  diese  Eom- 
promittierung  mfisse  .sich  notwendigerweise  in  demselben  Mafie 
verschärfen,  in  dem  die  Zahl -der  kontrahierenden  Staaten  zu- 
nehme. Bei  einem  von  der  Gesamtheit  der  Staaten  abgeschlossenen 
Vertrage  würden  die  in  den  Yorfoehaltsklauseln  enthaltenen  Ele- 
mente der  UngewiBheit  derartige  sein,  daß  nur  der  Name  einer 
Obligation  Übrig  bleiben  würde.  Auch  könnten  die  Verfassungs- 
hestimmungeu  gewisser  Staaten  Jedem  obligatorischen  Scbieds- 
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ycrtrag"  den  nach  beiden  Seiten  bindenden  Charakter  nehmen 
und  nur  srewisse  Kontralu  nten  binden.  Diu  Annahme  der  der 
KonftTt HZ  unterbreitetfii  Vorschläge  würde  daher  nur  einen 
scheinbaren  Fortscliritt  er^^eben.  Die  Anrufung  des  Schieds- 
gerichts w  ürde  nui'  der  Form,  aber  nicht  dem  Wesen  nach 
obligfuturi.scli  sein. 

Vnn  österreichischer  Seite  wurde  anj^esichts  der  ht  i - 
vorfretretenen  Schwieri^'-kciten  der  Vorschlag  geuiaclit,  eventut-U 
den  bisherigen  Art.  1()  aulreclit  zn  erhalten,  aber  ihn  noch  durch 
eine  besondere  Knipfeiilunp:  der  Schiedsgerichtsbarkeit  zu  er- 
gränzen.  Im  übri<.:cn  war  aber  die  österreirbischp  Vertretung 
einem  oMifratorischeii  Schiedsvertrajr  niclit  abgeneigt,  falls  sich 
einigermaßen  Einstimmigkeit  darüber  herstellen  ließ. 

Von  russischer  Seite  wurde  an  die  Vorschläge  des 
Jahres  1899  erinnert.  £s  müsse  zunächst  das  allgemeine  Prinzip 
zum  Ausdruck  gelangen  und  dmn  müßten  die  Staaten  die  Fälle 
bezeichnen,  in  denen  die  üblichen  Reserven  in  Wegfall  kommen 
könnten.  Uebereinstimmend  äußerte  Bourgeois,  die  wesentliche 
Frage  sei  1907  wie  1899  die,  ob  es  Fälle  gebe,  für  die  die 
Staaten  im  vorans  feststellen  können,  daß  sie  weder  ßhre  noch 
vitale  Interessen  berähren. 

Die  von  deutscher  Seite  erhobenen  Bedenken«  die  sich  im 
übrigen  teilweise  schon  aus  der  oben  wiedergegebenen  Rede  des 
Freiherm  Marschau  von  Bieberstein  ergeben  und  auf  die  seitens 
der  deutschen  Vertretung  wiederholt  zurückgekommen  wurde, 
wurden  im  Komitee  sehr  eingehend  geprüft. 

So  verlor  man  znnilchst  sehr  viel  Zeit  mit  der  Frage,  welche 
Wirkung  und  Tragweite  man  dem  Schiedssprüche  geben  solle, 
wenn  der  Streit  die  Auslegung  eines  von  mehreren  Staaten  ab- 
geschlossenen Vertrags,  z.  B.  eines  Weltvertrags,  zum  Gegen- 
stande habe.  Für  die  Streitteile  sei  er  natürlich  bindend.  Ob 
aber  auch  ffir  die  übrigen  Vertragskontrahenten?  Man  dürfe 
die  Möglichkeit  nicht  zugeben,  daß  ein  und  derselbe  Vertrag 
verschiedene  Auslegimgen  erhalte,  da  dies  notwendigerweise  zu 
einer  Auflösung  der  Weltunionen  fähren  müsse  (!).  Es  sei  nicht 
richti<r.  dalj  iilinliche  Scliwierigkoiteu  schon  heute  bei  der  fakul- 
tativen Scliiedsgerichtsbarkeit  existierten,  weil  hier  die  Anruiung 
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derselben  vom  Willen  der  Staat€ii  abhänge  (?).  Sie  handelten 
hier  in  der  FrcMlu'it  ihrer  Souvpränität  und  seien  einzig  Rirhter 
über  die  Opportunitüt  ihrer  Haiulliinfren.  während  bei  Einfnlining 
der  obligatorischen  Schiedsfrerirhtsbarkcit  die  Konferenz  sich 
selbst  für  die  fatalen  F<il«j:»'n  verantwortlich  machen  würde, 
die  sich  an  diese  knüpfen  könnten.  Daher  müsse  sie  ein  Mittel 
finden,  nm  die  Schwierigkeiten  zu  heben,  zu  denen  dieses  Prinzip 
Yeranhissung  geben  könne. 

Um  diesem  Heihnken  zu  begegnen,  wurden  verschiedenet 
zum  Teil  nicht  gerade  besonders  glückliche  l.ösnnfren  vor- 
geschlagen. Daneben  wurde  dasselbe  von  verschiedenen  Seiten 
aber  auch  kritisch  beleuchtet.  Fminato  schlag  vor,  ein  Schieds- 
spruch über  (lültigkeit  oder  Auslegung  eines  Vertrags  solle 
dieselbe  Wirkung  haben,  wie  dieser  Vertrag  selbst  und  müsse 
ebenso  beachtet  werden,  vorbehaltlich  der  wohlerworbenen 
Rechte.  Die  Streitteile  sollten  den  Entscheid  sofort  den  übrigen 
Vertragsmächten  zur  Kenntnis  bringen,  die  sich  über  die  An- 
nahme dieser  Interpretation  schlüssig  zu  machen  hätten.  Mangels 
Annahme  sollten  nnr  die  Streitteile  gebunden  sein.  Aster  be- 
tonte gegenüber  verschiedenen,  zweifellos  ungeeigneten  LSsnngB- 
versnchen  mit  Recht,  daß  der  Gegenstand  bereits  im  Art.  56 
der  alten  Konvention  eine  Regelung  gefunden  habe,  von  Martens 
hob  mit  Recht  hervor,  daß  ein  Schiedsspruch  stets  nur  die 
Parteien  binden  könne.  Ebenso  wurde  von  dsterreichxscher 
Seite  verlangt,  man  solle  feststellen,  daß  ein  Schiedsspruch  nur 
für  die  Streitteile  Wirkungen  habe  und  keinerlei  interpretativen 
Charakter  besitze,  sondern  lediglich  den  konkreten  Streitfall 
schlichte.  Von  verschiedenen  Seiten  wurde  mit  Recht  darauf  hin- 
gewiesen, daß  die  angebliche  Schwierigkeit  keineswegs  nnr  beim 
obligatorischen  Schiedsgericht  vorhanden  sei,  sondern  daß  genai 
dieselben  Fragen  bei  der  fakultativen  Schiedssprecbung  auf- 
tauchen  können.  Der  Weltpostvertrag  enthalte  die  obligatorische 
Schiedsklausel,  ohne  jemals  zu  Schwierigkeiten  Veranlassung 
gegeben  zu  haben.  Sogar  der  bisherijre  Art.  16  könnte  im 
Grunde  dieselben  Befürchtungen  hervorrufen.  In  Wirklichkeit 
werde  die  Einführung  der  Dbliüatori.schen  Schiedsgerichtsbarkeit 
gerade  im  Gegenteil  die  Wirkung  haben,  eine  neue  Garantie 
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für  Gerechtigkeit  und  ^^leicli mäßige  Interpretation  zu  schaffen. 
An  Stelle  der  vielen  Mittel  trete  dann  das  eine  Mittel  der 
Schieds&prechimg.  Im  übrigen  stehe  ja  aber  auch  gar  nichts 
im  Wege,  daß  die  Signatarm&chte  eines  Weltvertrages  die 
Wirkungen  desselben  im  voraus  festlegen.  In  diesem  Sinne 
äußerten  sich  n.  a.  Eeuault,  d*OUveira,  HammarskjSld. 
Schließlich  wurde  sogar  ein  besonderes  Snbkomitee  eingesetzt, 
das  nach  einer  Formel  zur  Losung  dieser  Frage  suchen  sollte^). 

Auch  mit  dem  weiteren  deutschen  Einwand,  daß  die  Yer- 
trSge  oft  Stipulationen  enthalten,  die  die  Parteien  zur  Ergreifung 
bestimmter  administrativer  oder  gesetzgeberischer  Maßregeln 
verpflichten,  und  daß  sich  insbesondere  im  letzteren  Falle 
Schwierigkeiten  ergeben  könnten,  befaßte  sich  das  Komitee 
längere  Zeit.  Danach  würden  die  Staaten  in  eine  delikate 
Lage  kommen,  wenn  der  Schiedsspruch  ihnen  eine  gesetzt  iberische 
Beform  auferlege,  die  durch  Opposition  des  Parlaments  unmüglich 
gemacht  werde.  Die  Verantwortlichkeit  der  Konferenz  wäre 
groß,  wenn  sie  so  unlösbare  Schwierigkeiten  schaffen  würde. 
Sie  könne  die  obligatorische  SchiedsgLTiehtsbarkeit  niclit  t^iii- 
führen,  oline  vorher  die  Probleuie  zu  lösen,  zu  denen  sie  Ver- 
anlassung gebe. 

Hiergegen  wurde  nauieiitlich  von  Bourgeois,  de  Beaufort, 
Renault  richtig  eingewendet,  daß  dieselben  Schwierigkeiten  sich 
ja  bei  icdcni  fakultativen  Schiedsgericht  ergeben  konnten.  Im 
Augenblick,  wo  das  Kompromiß  gezeichnet  sei.  werde  jedes 
Schiedsgericht  obligatorisch,  obsrlion  keiner  der  beteiligten 
Staaten  die  Kntschlieljiiiigeu  der  gesetzgebenden  Faktoren  im 
voraus  kennen  und  die  Katifikationen  versprechen  könne. 

Bei  dieser  Gelegenheit  wurde  u.  a.  auch  die  Frage  auf- 
geworfen, ob  die  Weigerung  eines  Parlaments,  *'inp  (fesetzes- 
vorlage,  in  Uebercinstininuing  mit  den  Hestininiungen  eines 
Schiedsspruches,  anzunehmen,  als  ein  Fall  von  force  majeure 
betrachtet  werden  könne.  Dieser  Auffassung  neigten  wn  Martens 
und  Lammasch  zu;  der  Staat  könne  so  wenig  wie  das  Indi- 

>)  Dm  dort  enielte  Resvitat  eotspiicht  mit  emigen  Hodifikatfonoi 
dem  Art.  161  des  Projektes,  das  Ton  der  Kommlstioa  spftter  angenommen 
wude  nnd  das  nnten  abgedniekt  ist. 
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viduum  zu  Unmöglichem  verpflichtet  sein.  Sie  wnrde  al^r, 
meines  Erachtens  mit  Recht,  bekämpft  von  RenauU,  welcher 
keinen  FaU  yon  force  majeure  zulassen  wollte,  der  es  einem 
Staate  gestatten  wQrde,  sich  seiner  internationalen  Yerpflich- 
tnngen  zu  entledigen.  Die  ünterscheidnngen,  die  die  einzeben 
Begiemngen  zwischen  den  verschiedenen  Organen  machen,  au 
denen  sich  die  Begienmg  eines  Landes  zusammensetzt^  be- 
treifen die  innere  Organisation  des  Staates,  aber  sie  ver- 
schwinden nach  außen,  Dritten  gegenüber.  Bei  der  gegen- 
teiligen Auffassung  könnten  die  Regierungen  unter  Umständen 
zu  Komplizen  der  gesetzgebenden  Faktoren  werden,  indem  sie 
diese  zur  Terwerfnng  der  Bestimmungen  veranlassen  könnten, 
deren  Erlaß  der  Schiedsspruch  ihnen  auferlege.  Dieser  Heinnng 
pflichteten  auch  Freiherr  Marschau  van  Sieberstei»,  Dmgo, 
ßUsinaio  bei.  Bin  Staat  dfirfe  sich  einer  internationalen  Ver- 
pflichtung nicht  entziehen,  indem  er  sich  auf  ein  internes 
Hindernis  berufe. 

Italienischerseits  wurde  gegenfiber  dem  deutschen 
Bänwand  insbesondere  noch  darauf  hingewiesen,  daß  das  Gegen- 
mittel eben  in  der  vertragsmäßigen  Beschränkung  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit gelegen  sei,  da  die  Staaten  sich  Ja  die  Zn- 
stimmang  der  gesetzgebenden  Faktoren  schon  vor  der  Ratifikation 
der  Schiedsverträge  sichern  könnten. 

Ein  ferneres  vorgebrachtes  Bedenken  war  das  folgende.  Maa 
müßte  die  Fülle,  wo  administrative  und  gesetzgeberische  Maßregeln 
zu  ergreifen  seien,  von  dein  weiteren  Falle  auseinanderhalten, 
wo  die  Interpretation  der  Verträge  zu  Fraf^^en  führe,  die  in  die 
Kompetenz  der  nationalen  (Jerichte  fallen.  Welches  sei  in 
diesem  Falle  das  Verhältnis  zwischen  den  Kntscheiden  dieser 
(ierichte  und  den  Schiedssprüchen?  Da^s  Schiedsgerieht  stelle 
keine  Appellationsinstanz  geg'enüber  der  nationalen  Gericbt^- 
barkeit  dar.  Werde  es  also  nicht  auch  hier  der  Intervention 
der  Pariameute  bedürfen,  nm  dem  Schiedsspruch  Eechtski'aft  zu 
\erltihen?  Freiherr  Mar.svhail  von  Bieberstein  fand,  daß 
auch  hier  eine  prroße  Schwierigkeit  bestehe.  Mau  kuime  nicht 
erwarten,  daß  ein  Parlament  eine  lU  .'^timmunpr  annehmen  werde, 
derzufolge  einem  Schiedssprüche  gesetzliche  Kraft  im  Lande 
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zukomme.  Das  wäre  gewissemaßen  eine  Abdaakong.  Die 
Frage  bleibe  daher  bestehen,  ob  der  Staat  sich  angesichts  einer 
parlamentarischen  Opposition  an!  fotct  majeure  berufen  und 
sich  seinen  Verpflichtungen,  der  £rf(Ülung  des  Schiedsspruchs, 
entziehen  könne.  Er  glaube  dies  nicht;  denn  das  würde  sonst 
zu  großen  Verwicklungen  in  den  internationalen  Beziehungen 
führen.  Wenn  man  aber  stipuliere,  daß  die  Schiedsgerichts- 
barkeit ausgeschlossen  sei  in  allen  Füllen,  wo  es  sich  darum 
handle,  Über  die  von  der  nationalen  Gerichtsbarkeit  getroffenen 
Entscheide  zu  urteilen,  so  statuiere  man  eine  neue  Reserve 
gegenüber  dem  obligatorischen  Schiedsgerichtsprinzip. 

Lammasch  bemerkte  demgegenüber,  das  Problem  sei  in 
Wirklichkeit  nicht  so  schwer  zu  lösen,  wie  es  auf  den  ersten 
Blick  vielleicht  den  Anschein  habe.  Der  Schiedsspruch  habe 
keine  rückwirkende  Kruft,  sondern  gebe  nur  für  die  Zukunft 
eine  Auslegung  des  Vertrags.  Er  halx^  Rechtskralt  infolge  der 
Unterzeichnung  des  Koniprouüsses.  Su  lange  der  Vertrag  nicht 
gekündigt  sei,  werde  daher  eine  Parlamentsinterventicni  nicht 
nötig  sein.  Auch  könnte  man  ja  in  den  Verträgen  stipulieren, 
daß  die  Staaten  im  voraus  den  authentischen  Charakter  der 
durch  die  Schiedsspriiclie  gegebenen  Interpretationen  anerkennen, 
lui  übrigen  werde  es  wohl  selten  vorkommen,  daß  Scliiedssjirüciie 
eine  Moditikation  der  internen  Gesetzgebung  nacli  sich  ziehen 
würden.  Dieser  Ansicht  waren  auch  Fusbiafo  und  MiJo- 
ranocitch.  I.et/cterer  betonte,  daß,  wenn  wirklich  einmal  Konflikte 
zwischen  Exekutive  und  Legislative  entstehen  sollten,  man  ja 
den  dazu  Anlaß  gebenden  Vertrag  schlimmstenfalls  immer  noch 
künden  kr>nnte.  Im  übrigen  sei  aber  die  off  entliehe  Meinung, 
der  oberste  Richter  in  dieser  Materie,  der  Schiedsidee  keineswegs 
so  ungünstig,  um  die  Befürchtung  zu  rechtfertigen,  daß  diese 
Notwendigkeit  so  leicht  eintreten  werde.  Hamnuirskföld  und 
d'Oliveira  bemerkten,  offenbar  mit  vollem  Recht,  daß  die  hier 
hervorgehobenen  Schwierigkeiten  überhaupt  beim  gesamten 
Völkerrecht  vorhanden  seien.  Die  Normen  desselben  seien  eben 
nun  einmal  in  Ermangelung  äußerer  Sanktionen  unvollk  "üMnene. 
Aber  die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  sei  nicht  nnr 
weit  davon  entfernt,  neue  Schwierigkeiten  zu  den  vorhandenen 
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hinzuzufügen,  sondern  sie  werde  im  Gegenteil  die  Wirkung 
haben,  die  bestehenden  Schwierigkeiten  abzuschwächen. 

Baräosa  führte  weiter  ans,  die  Staaten  könnten  allerdugs 
keine  Yertrfige  unterzeichnen,  die  in  Widersprach  mit  den 
fundamentalen  Prinzipien  der  nationalen  Gesetzgebung  seien, 
der  Schiedshof  dürfe  keine  Revisionsinstanz  ffir  die  nationalen 
Gerichte  werden ;  man  könne  nicht  zugeben,  daß  die  Entscheide 
der  letzteren  nicht  definitiv  seien.  Auf  der  anderen  Seite  mane 
man  sich  aber  doch  auch  fragen,  ob  es  überhaupt  zolSssig  sei, 
daß  die  SchiedssprQche  für  die  Zukunft  statuieren  sollen.  Bisher 
habe  man  in  der  Schiedssprechung  lediglich  eine  Art  der 
Regelung  ffir  schwebende  Streitigkeiten  gesehen.  Wenn  eui 
Konflikt  entstanden  sei,  so  hatten  die  Streitteile  im  Schieds- 
spruch ein  Mittel  der  gütlichen  Yerstfindigung  gesucht.  Man 
habe  die  Schiedssprechung  lediglich  als  äußerstes  Mittel  zur 
Lösung  einer  Streitfrage,  nicht  aber  als  Präjudiz  für  künftige 
Fälle  angesehen.  Es  bestehe  eine  unüberbrückbare  Kluft 
zwischen  diesem  gegenwärtig  geltenden  Begriff  und  demjenigen, 
der  solche  neue  Wirkungen  mit  dem  Schiedssprüche  ¥<»bindeo 
wolle.  Die  Schiedsgeridite  würden  danach  nicht  mehr  ürtefle 
fällen,  sondern  efg^Üicbe  Gresetze  ffir  die  betreifenden  Länder 
erlassen. 

Ebenso  suchte  Renault  in  durchaus  zutreffender  Weise  wie- 
der auf  den  eigentlichen  Schiedsgerichtsbegriff  zurückzukommen, 
indem  er  einen  Vei^leich  zwischen  der  nationalen  und  der 

internationalen  Justiz  zng^.  So  gut  wie  auf  nationalem,  so  gut 
werde  man  auch  auf  intenuitionalem  Boden  analoge  Mittel 
finden,  uui  niitipfenfalls  einer  iiiiiibriluchlichen  Interpretation  der 
Verträge  entgegenzutreten.  Auf  höhere  Gewalt  düi'fe  man  sich 
bei  Versagen  des  i'arlauients  keinesfalls  berufen.  Wenn  ein 
Staat  verurteilt  sei.  dann  liege  eine  internationale  Obligation 
vor  und  diese  last»-  auf  der  TotAlität  der  staatlichen  Gewalten. 
Im  übrigen  sei  die  Mitwirkung  de.s  Parlaments  gar  nicht  immer 
nötig,  um  einem  Scliiedssprucli  Rechtskraft  zu  verleihen.  Es 
genüge,  daß  die  gesetzgebende  Gewalt  den  obligatiai.schi  ii 
Schiedsvertrag  genehmigt  habe,  damit  sie  zur  Annahme  der 
Interpretationen  des  Schiedsgerichts  verpflichtet  sei. 
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Die  Frage  wurde  dann  noch  in  einem  besonderen  Sub- 
komitee  erörtert,  das  die  ziita<?e  getretenen  Bedenken  dadurch 
zu  beschwichtigen  suchte,  daß  es  die  obligatorisclie  Scliieds- 
gerichtKbarkeit  auf  die  die  Interpretation  oder  Anwendung  von 
Verti-iigen  betreftemli-n  Streitfragen  limitierte,  „en  iant  qu'clles 
se  riferent  u  des  engagements  qui  doivent  etre  dlrectentent 
ejc4cutes  par  les  Gouüerm'mettts  ou  par  ses  organes  admi- 
nistratifs^.  Diese  Lösung  erweckte  ihrerseits  Bedeuken. 
Drago  wandte  ein,  wenn  man  stipuliere,  daß  Verträge,  die  der 
riciiterlichen  Interpretation  unterliegen,  der  Seliiedsgericlits- 
biirkeit  entzogen  werden,  mau  ihr  nur  die  administrativen 
I>agen  unterwerfe,  die  meist  politischer  Natur  seien.  Hammar- 
skjöld  wiederholte:  ^ün  Etat  qui  a  oj^sum^  des  obligatkma 
contractuelles  est  responsable  dans  la  totalit^  de  ses  pouvoirs 
ei  doU  assurer  Vexecution  du  TVaUe  par  l'intermediaire  de 
Ums  ses  organes".  Auch  Milovanowtch  machte  eine  Beihe 
von  nicht  nngegründeten  Einwendungen  gegen  diese  neue  Ein> 
schi^mkiuig  der  Schiedsgerichtsbarkeit,  die  weder  aus  juristischen 
noch  aus  praktischen  Gründen  geboten  sei.  Man  gelange  auf 
diesem  Wege  dazu,  die  Justizgewalt,  die  doch  nur  eine  der 
3  Hauptfonktionen  der  Soaverilnit&t  sei,  über  die  SouTeränit$.t  zu 
stellen,  der  sie  entstamme.  Auch  sei  zu  bedenken,  daß  der 
Schiedsspruch  sich  weder  über  die  Grfiltigkeit  noch  über  die 
GegTündetheit  des  nationalen  Bichtersprucbs  äußere,  sondern 
einzig  und  allein  über  Sinn,  Tragweite,  Ausführung  oder  Ver- 
letzung der  gegenseitigen  Verpflichtungen.  Die  nationalen 
Urteile  würden  in  keiner  Weise  und  in  keinem  Falle  durch  die 
Schiedssprüche  berührt.  Und  was  die  Zukunft  anlange,  so 
hätten  sich  die  nationalen  (Berichte  nicht  dem  Schiedssprüche 
zu  fügen,  sondern  dem  Gresetz,  Dekret,  oder  der  Verordnung, 
durch  die  der  Terurteilte  Staat  den  Schiedsspruch  ausführt  und 
ihm  nachkommt. 

Asser  suchte  den  Standpunkt  des  Subkoraitees  in  einer 
besonderen  Denkschrift '  j  zu  stützen,  die  liier  deshalb  Interesse 
bieten  dürfte,  weil  sie  einige  allgemeine  Bemerkungen  über  die 

*)  Dieselbe  ist  als  B<»ilage  7  den  Sitzinifrsprotokollen  beigegeben  und 
lia£erdem  u.  a.  im  Bericlit  dca  BuroQ  Guillauine  '6.  44  abgedruckt. 
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Natur  des  internationalen  Scliiedsgeriehts  enthält,  über  die. 
wie  ans  der  Disküssiun  Ijervorging,  unter  den  Delegiertco 
Mpiniuiju^svcrschit  dcnheiten  herrschten.  Dem  Einen  zufolge  sei. 
so  führte  As.ser  aus,  die  Sclileds'rtMichtübarkeit  dazu  bestimmt, 
für  die  Staatenstreitigkeiten  das  zu  sein,  was  die  ofewöhnlichen 
Gerichte  für  die  Streitigkeiten  zwischen  Privaten  seien.  Danach 
liätte  sie  also  lediglich  die  iMission,  das  Recht  auf  einen  k. n 
kreten  Fall  anzuwenden,  der  Veranlassung  zn  einem  Streit 
zwischen  2  oder  mehreren  Staaten  gegeben  habe.  Der  Schieds- 
spnich  ki>nne  also  die  Verurteilung  des  Beklagten  zur  Folge 
haben,  eine  gewisse  Handlung  zu  begehen  oder  zu  dulden,  eine 
Summe  Geld  zu  zahlen  etc.,  oder  aber  eine  Bestimmung  über 
die  Landesgrenzen  oder  eine  sonstige  konkrete  Regelung,  mit 
Bezug  auf  die  eine  ^[einungsverscbiedenheit  entstanden  sei. 
Wenn  die  Auslegung  eines  Vertrags  in  Frage  sei,  so  werde  sie 
mit  Bezng  auf  einen  konkreten  Fall  gegeben.  Wenn  der  gleiche 
Streit  .später  in  einem  andern  Fall  entstehe,  so  seien  die  neuen 
Schiedsrichter  frei,  nach  ihrer  juristischen  üeberzeugnng  zu 
entsclieiden,  der  Präzedenzfall  binde  sie  nicht,  vorausgesetzt 
daß  nicht  die  exceptio  rei  iudicatae  gegeben  sei.  Mit  anderen 
Worten:  das  Schieds^i  l  idit  fälle  so  wenig  ein  Urteil,  das 
Gesetzeskraft  für  die  Zukunft  habe,  wie  die  nationalen  (jerichte 
dies  ton.  Nach  dieser  Auffassung  könne  das  Schiedsgericht 
nnr  in  solchen  Fällen  zur  Anwendung  kommen,  wo  die  Staaten 
selbst  Streitteile  seien  und  wo  es  sich  darum  handle«  ein  Urteil 
mit  Bezug  auf  ihre  gegenseitigen  Verpflichtungen  zu  erhalten 
oder  mit  Bezug  auf  ihre  staatlichen  Bechte,  die  entweder  ans 
Vertragen  oder  aus  sonstigen  völkerrechtlichen  Quellen  herrühren. 
Man  müsse  also  unterscheiden  zwischen  den  vertragsmäßigen 
Abmachungen,  durch  die  ein  Staat  sich  zu  unmittelbaren 
Leistungen  gegenüber  einem  andern  Staat  oder  seinen  Ange» 
hörigen  verpflichte,  und  den  andern  Füllen,  wo  er  sich 
lediglicli  verpflichte,  bestimmten,  in  einem  Vertrage  enthaltenen 
Bestimmungen  Gesetzeskraft  zu  verleihen.  Mit  Bezug  auf  diese 
letzteren  Fälle  habe  der  Staat  die  ihm  vertragsmäßig  obliegende 
Pflicht  erfüllt,  sobald  die  betreffende  Bestimmung  in  der  ve^ 
fassungsmäßig  vorgeschriebenen  Form  Gesetzeskraft  erlangt 
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habe  (sei  es  nun  durch  die  Ratifikation  des  Vertrages  selbst, 
nach  (Jenehmigung  durch  das  Parlament,  wo  diese  erforderlich 
sei,  oder  sei  es  durch  Einfügung  der  Bestimmungteii  in  ein  Landes- 
gesetz). Dit  Auslegang  dieser  Bestimmungen,  die  ein  Bestand- 
teil der  Landesgesetzgebung  geworden  seien,  falle  dann  in  die 
Kompetenz  der  nationalen  Gehöhte;  für  ein  Schiedsgericht  sei 
hier  kein  Ranm.  Ein  Schiedsspruch  wfirde  einem  Urteil  des 
Dationalen  Richters  die  Kraft  nicht  nehmen  können.  Ein  Schieds- 
gericht wfirde  nicht  angerufen  werden  können,  um  einer  solchen 
Bestimmung  eine  offizielle  Auslegung  mit  Gesetzeskraft  für  die 
Zukunft  zu  geben,  —  Nach  der  andern  zutage  getretenen 
Auffassung  habe  das  Schiedsgericht  gerade  umgekehrt  die  Auf- 
gabe, für  die  Zukunft  zu  legifeileren  in  dem  Sinne,  daß  seine 
Urteile  als  Ergänzungen  der  Verträge  zu  betrachten  seien.  Bei 
dieser  Auffassung  stehe  nichts  im  Wege,  ein  Schiedsgericht 
auch  fiber  einen  Streit  anzurufen,  der  zu  einem  Urteil  der 
nationalen  Gerichte  geffihrt  habe.  Die  Schiedsrichter  ständen, 
'  bei  aller  Rücksicht  auf  das  für  den  konkreten  Fall  ergangene 
nationale  Urteil,  in  diesem  Falle  an  Stelle  der  Kontrahenten 
selbst  und  ergärizttii  den  Vertrag:  durch  ihren  Schiedsspruch, 
der  die  Kraft  eines  Zusatzi>r()tokolls  besitze.  —  Asaer  führte 
nmi  uu.s,  daß  man  sich  bei  Einiührun^^  der  obligatorischen 
Schiedsgerichtsbarkeit  in  das  allg:emeine  Völkerrecht  selbstver- 
ständlich mit  der  ersteren  heschr.inkti  ren  Auffassung  über  die 
Schiedsgerichtsbarkeit  begnügen  müsse.  — 

Ich  habe  gerade  diese  Episode  aus  den  Verhandlungen 
herausgegriffen,  weil  sie  vom  allgemein  iuristisclien  Standpunkte 
aus  zweifellos  die  interessanteste  ist,  wenn  sehen  man  darüber 
streiten  könnte,  ob  diese  Diskussion  gerade  für  die  Verhand- 
lungen im  Wna^  selir  förderlicli  gewesen  sei.  hezw.  ob  sie 
überhaupt  zum  vnrlie^-euden  VerhanülnnfrsLicgenstandr  ^--ehörtp 
und  sich  zur  Behandlung  durch  eine  internationale  KonfiTenz 
eignete.  Doch  ich  möchte  hier  zunächst  noch  uiclit  in  eine 
Kritik  eintreten,  mir  dieselbe  vielmehr  für  den  Schlußabschnitt 
versparen, 

Zu  den  ursprünglichen  Projekten  waren,  wie  ich  schon 
angedeutet  habe,  im  Verlaufe  der  Verhandlungen  noch  vor* 
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schiedene  neue  gekommen,  so  daß  das  Komitee,  abgesehen  m 
Einzelvoischlfi^en,  fünf  eigentlichen  Entwürfen  bczw.  einem 
Fünfervorsclilag  pfe^'^enüberstand,  der  sich  auf  Portugal, 
England,  Vereinigte  Staaten,  Serbien  nnd  Schweden 
zurückführte  Man  suclite  nun,  nachdem  man  den  erhobeneo 
allgemeinen  Bedenken  glaubte  Rechnung  getragen  zu  haben,  zd 
einer  Abstimmung  über  diesen  Vorschlag  za  gelangen,  indem 
man  artikelweise  yorging!  Das  Besoltat  dieser  Abstinrnnuigen 
war  Jedoch  kein  sehr  ermutigendes,  indem  sich  ancb  bei  den 
Einzelheiten  eine  große  Anzahl  Ton  MeinnngsveischiedenheiteD 
ei^ben. 

Dentscherseits  wurde  daher  die  Erklärung  abgegebeiif 
ans  der  Diskussion  gehe  henror,  daß  die  Frage  noch  nicht 
reif  sei  und  daß  es  unklug  wäre,  sie  vorzeitig  losen  zu  wollen; 
man  wurde  dadurch  nur  Zwietracht  unter  den  Nationen  «msq. 
Bs  sei  dem  Komitee  nicht  möglich  gewesen,  die  einzelnen  m 
der  Liste  enthaltenen  FäUe  genau  zu  prüfen  und  doch  sei  eme 
solche  Prüfung  unumgänglich.  Deutschland  habe  auf  gewisse 
Sdiwierigkeiten  hingewiesen,  die  die  Einführung  der  obliga- 
torischen Schiedssprechung  unzweifelhaft  im  Oefolge  haben 
werde  ^.    Keine  dieser  Fragen  sei  in  betriedigender  Weise 

^)  England  nnd  die  Vereinigten  Staaten  hatten  urspraoglicb 
keine  eigenen  V<nachlägc  eingereidit  Die  letsteren  hnttai  iog»r  soent- 
erUftfen  laaeen,  d«0  aie  die  Scbwierigkettett  bei  einer  Uebatregong  der  Fng» 

in  die  Praxis  sehr  wohl  kennen  und  befUrcbtoD,  defi  jeder  Voraddag,  dtf 
eine  Liste  uiit  unbedingten  Scbiedsfällen  aufzähle,  statt  die  Sache  -zu  verein- 
fachen, sie  nur  komplizieren  würde,  Trotzdem  reichten  sie  am  26.  8.  07 
ebenfalls  einen  solchen  VorschUig  ein,  der  sich,  ebenso  wie  der  englische,  eag 
an  den  portogiesischen  anschloß. 

^  Demit  wnide  anl  die  die!  oben  erSiterten  Bedenken  Uni^wieaen: 
„1^  Des  tmtmeea  arbitreUea  eottiraäieMr§9  conearmmt  V&ü/^ 
prdiaHm  des  traiiäs  uttiner*^  mtnae^rofU  VexUimte»  mim§  de  eea 
trait^s ; 

2^  Des  sfintences  arbitrulcs  qtn  sont  en  cuntrafJiction  amc 
arrSts  juäiciaires  des  tribunaux  nationaujc  appeUs  ä  interpriUr  et 
appliquer  les  traitia  intertuUUmaux  erieraient  une  «Uuatüm  impouäb; 

3^  Dm  wHtmKea  arhitrale*,  poriant  qu^un  Etat  doii  modi/kr  «e 
Ugialaiüm  en  vertu  d*u»  treiti  intermUkmeU,  pomrreUmU  pnmquif 
dee  eoHfiUa  scrieux  avec  les  facteurs  Ugielatife',  Ygl.  dazu  die  Kwiilee' 
sitanngen  Tom  li^.  and  23. 8. 07. 
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^f'löst  Würden.  Die  deutsclie  Regierunji"  sei  nach  wie  vor 
bereit,  VerträjL^e  mit  der  Koniproniißklausei  abzu^eliließen.  da 
wo  diese  ^^eeipnet  erscheine,  aber  sie  könne  nicht  in  einem 
Weltvertra<^e  Verpflichtungen  übernehmeu,  deren  Tragweite  und 
Wirkungfen  sich  unmöglich  übersehen  lassen. 

Die  Mehrheit  der  Delegationen  war  jedoch  für  Abstimmung. 
Portugal  verlangte,  ebenso  wie  England,  daß  das  Komitee 
isicb  sofort  darüber  ausspreche,  welche  Streitfragen  weder  die 
Ehre  noch  die  vitalen  Interessen  der  Staaten  berühren  und  der 
obligatorischenSchieds<rorichtsbarkeit  unterworfen  werden  können. 
Anch  der  französische  Vertreter  forderte,  daß  das  Komitee 
nicht  vor  jeder  Schwierigkeit  Halt  mache.  Die  Schwierigkeiten 
fielen  grofi,  aber  nicht  unfiberwindlich.  Dafür  liefere  das  Yer* 
halten  Englands  den  besten  Beweis.  Man  dfirfe  jetzt  nicht 
mitten  in  der  Arbeit  anhalten  und  die  Früchte  der  Bemtthnngen 
preisgeben.  Die  geleistete,  beträchtliche  Arbeit  könne  nicht 
ohne  Früchte  bleiben.  Eine  Verständigung  sei  möglich,  die 
öffentliche  Memung  fordere  sie.  Der  italienische  Vertreter 
machte  darauf  aufmerksam,  daß  die  Frage  der  Annahme  des 
vorgeschlagenen  Listensystems  durch  Annahme  oder  Ablehnung 
der  einzelnen  zur  Abstinminng  gelangenden  Punkte  nicht  berührt 
werden  dürfe.  Der  schweizerische  Vertreter,  der  ebenfaUz 
noch  nicht  alle  einzelnen  Punkte  für  genügend  autgeklftrt  hielt, 
reichte  einen  Vermittlungsrorschlag  ein,  der  den  doppelten 
Vorzug  haben  sollte:  „1^  de  d^poser  Vid^e  de  Varbitrage 
obligatoire  dans  la  Convention;  2^  de  pouvoir  rallier  Vuna- 
nimiM  des  suffraz/es".  Die  Regieruniaren  hätten  sich  nach  diesem 
Vorschlage  snkzessive  über  die  einzelnen  runktu  einigen  können 
und  brauchten  nicht  alle  gleich  weit  zu  gehen  Der  öster- 
reichische Vertreter  machte  sein  Votum  davon  abhängig, 


')  Der  s  c  h  w  e  i  z  f- r  i  s  0  h  Vorschlafj;  pinj:;  im  wesentlichen  dahin,  däü 
die  MiicliU:  eine  Auzübi  von  Streitlrageu  für  iM^ouders  geeignet  eikliUren, 
4er  obligatorischeB  SdüedagerichtftlMtfkeit  nnterworleii  sa  werden»  und  d«0 
dii;)eiiigeii  Mieble,  die  geneigt  sind,  diese  Streitfragen  oder  einen  Teil  der^ 
selben  dieser  Gerichtsbarkeit  xn  UDteiwerfen,  dies  d«  n  midem  Mächten  doreh 
Yr  riiiittluiig  des  Uaager  Bureaus  notifisierNL  Dieser  Vorschlag  wurde  spüter 
jbei  der  Abstimmung  verworfen. 


Digitized  by  Google 


568 


Mippold, 


daij  wenigstens  jinnahrrnde  Einstimmigkeit  erzielt  werde.  Für 
den  Fall,  daß  das  Krgt!bnis  danach  neiarativ  oder  minimal  sein 
sollte,  behielt  er  sicli  vor.  im  gegebenen  Moment  eine  Res(»hiTiuü 
vorzusclilagen  :  „1^  Qae  uous  sonuncs  d'accord  sur  h  j>rnn  ipe, 
a  savoir  que  l'arbilrage  obliyatoire  peut  etre  ajquique  ä 
certaifis  traites;  2^  Que  les  difficultes  ejcistent  dan^  In 
disaissio}]  de  ceriaim  cas  .tttr  lesquels  Vaecord  n'a  pas 
encvrv  pn  s'efahlir.  En  cini.stiineHcc  la  Conference  inriterait 
fes  Ctouvernetnents  ä  faire  etudicr  Ja  ifnfsfion.  ff  Jes  resiiltats 
de  cetie  ein  de  seraknl  etisuite  aoumia  ä  im  Cotnüe  inter- 
national restreinV. 

Der  Präsident  Bourgeois  machte  vor  der  Abstimmung  drei 
Festistellungen.  Einmal  habe  sich  ein  gemeinsames  Gefühl 
gezeigt,  das  alle  verbinde.  Man  könne  in  der  Tat  sagen,  daß 
es  der  einstimmige  Wille  der  Mitglieder  des  Komitees  sei.  daß 
die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  siegreicli  aus  der 
Konferenz  henoi'gehe.  Alle  haben  dem  Ausdruck  verliehen 
und  Baron  Marschall  habe  dies  in  besonders  glücklicher  Weise 
getan.  Ueber  das  l^inzip  sei  man  also  einig  und  das  müsse 
man  laut  verkünden.  Zweitens  habe  die  Diskussion  die 
Schwierigkeiten  her\'ortreten  lassen,  die  man  von  Anfang  an 
gefühlt  habe.  Insbesondere  sei  das  System  kritisiert  worden, 
ganze  Gruppen  von  Verträgen  der  Schiedsgerichtsbarkeit  zu 
unterwerfen.  Ks  sei  aber  nunmehr  gelungen,  die  Gegenstände 
genau  zn  bezeichnen,  die  der  Prüfung  unterbreitet  werden 
sollen.  Man  sei  also  anch  über  den  zweiten  Punkt  einig: 
das  Problem  aufklären  und  nicht  mehr  Vertragsgruppen, 
sondern  bestimmte  Fälle  ins  Auge  fassen.  Endlich  sei  man 
anch  darüber  einig,  daß  die  obligatorische  Schiedsgerichta* 
barkeit  mehr  und  mehr  in  die  internationale  Praxis  Sbertragm 
werden  müsse;  das  ergebe  sich  hente  als  eine  moralisehe  Pflicht 
für  das  Verhalten  der  internationalen  Qemeinschaft.  Daher 
stelle  sich  jetzt  die  Frage  an  die  Konferenz,  ob  es  möglich 
sei,  von  nun  an  ein  Bechtsband  zwischen  den  KonferenzmScfaten 
für  bestimmte  Schledsfälle  zu  schlingen. 

Die  Abstimmung  über  die  in  den  Listen  enthaltenen 
einzelnen  Schledsfälle  ergab,  daß  in  dieser  Beziehung  keinerlei 
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Einiofkcit  herrschte.  Einig  war  man  über  das  Prinzip,  lieber 
dit  zw  ei  f  tsten  Artikel,  in  denen  das  obligatorische  Prinzip 
niedergelegt  ist,  in  denen  die  Reserven  aufjjezählt  werden  nnd 
WC  hestiiiimt  winl.  dalj  die  Stuaten  seihst  iil)er  das  Vorhunden- 
sem  derselben  zu  entscheiden  haben,  hatte  man  sich  (dine  Mühe 
geeinigt.  Aber  über  die  einzelnen  Kategorien,  die  unbedingt 
der  Schiedsgerichtebarkeit  unterstehen  sollten,  herrschte  die 
größte  Meinungsverschiedenlieit.  Das  Scbicksal  des  Listen- 
Systems  schien  damit  besiegelt  zu  sein. 

Nunmehr  trat  die  österreichische  Delegation  mit  ihrem 
schon  angekündigten  Antiage  auf  Annahme  einer  Resolution 
auf,  wonach  die  Konferenz  erklären  sollte,  daß  sie  nach  ge- 
wissenhaftem Studium^)  sich  überzeugt  habe,  daß  gewisse, 
genau  festzusetzende  Materien  der  obligatorischen  Schieds- 
gerichtsbarkeit ohne  jede  Beschränkung  unterworfen  werden 
können,  insbesondere  diejenigen,  die  sich  auf  Auslegung  oder 
Anwendung  gewisser  YertrSge  beziehen,  die  mit  in  der  portn- 
giesischen  Liste  enthalten  seien.  Der  Charakter  dieser  Materien 
sei  mehr  oder  weniger  ein  technischer  (?).  Die  Frage  des 
Umfanges  nnd  der  Bedingungen,  unter  denen  die  obligatorische 
Schiedssprechnng  einznfiihren  sei,  bedürfe  daher  eines  vor- 
gängigen  Studiums.  Die  Konferenz  lade  daher  die  Regierungen 
ein,  die  Frage  der  obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit  einer 
emsthaften  Prüfung  und  einem  eingehenden  Stadium  zn  nnter- 
ziehen.  Dieses  Studium  solle  bis  zu  einem  gewissen  Zeit- 
punkte beendet  sein,  in  dem  sich  die  Konferenzmfichte  durch 
Vermittlnng  der  holländischen  Regierung  gegenseitig  notifizieren 
sollten,  welche  Materien  sie  zum  Gegenstande  einer  obligatorischen 
Schiedsstipulation  zn  machen  geneigt  seien. 

Auch  die  englische  Delegation  trat  nunmehr  mit  einem 
neuen  Vorschlage  hervor,  wonach  die  für  die  obligatorische 
Schiedssprechnng  geeigneten  Streitfragen  in  zwei  Kategorien 

^)  Herr  von  Jfereff  betoDte  mit  Recht:  „Si  nou9  amms  cantacri 
et  :ti  noM0  consacrons  encore  un  tempt  eanaidSrable  ä  la  dUcmsion 
de  la  quetftioH  de  Varbitrage  obligatoire,  cette  ddliMration  si  intär- 
essantv  et  approfondU  n'itait  aucunement  sUriU  et  ne  restera  pas 
eans  reauUats." 
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zerlegt  werdrn  sollten.  Die  erste  Kategorie  sollte  eine  Aut- 
zählung derjenigen  Fälle  enthalten,  über  die  Einstimmigkeit 
erzielt  wäre.  Für  diese  sollte  eine  gegenseitige  Verpflichtung 
statuiert  werden^).  Die  andere  Kategorie  sollte  die  übrigen 
Materien  anwählen,  die  zwar  an  sicli  <  henfalls  geeignet  er- 
schienen wären,  aber  über  die  keine  Einstimmigkeit  zustande 
gekommen  wäre.  Ein  der  Konvention  beigefügtes  Protokoll 
mit  Liste  sollte  diese  Materien  auiteählen,  ebenso  wie  die 
Staaten,  die  die  Konvention  gezeichnet  b&tten  und  die  Be- 
dingnngen,  unter  denen  neue  Materien  in  die  Liste  an^genommen 
werden  könnten^. 

Dieser  Vorschlag  ging  wesentlich  weiter  als  der  öster- 
reichische. Man  wäre  dabei  einerseits  sofort  znm  Abschluß 
eines  allgemeinen  Schiedsvertrags  gelangt,  anderseits  aber 
hätten  die  Mächte  doch  freie  Hand  behalten,  sich  entweder 
Jetzt  oder  später  diejenigen  Materien  selbst  auszusuchen,  die 
sie  der  Schiedsgerichtsbarkeit  unterwerfen  wollten.  Jeder 
Staat  könnt«  dabei  gerade  so  weit  gehen,  wie  er  wollte.  Damit 
war  der  Situation  vorzüglich  Rechnung  getragen"). 

Bevor  man  zur  Abstimmung  schritt,  wurde  von  der 
italit-n  ischeii  Dclciratiun  noch  die  Frage  angeregt,  ob  es. 
angesichts  der  zwei  verschiedenen  Systeme,  nicht  richtiger  sei. 
den  Gegenstand  nmmielir  vor  die  gesamte  Kommission  zu 
brin^'-en.  Dem  wideisi)rachen  aber  Boirrf/eois.  Fnj  und  von 
Martens,  die  darin  ein  Zugeständnis  von  Seliwärlie  und 
Inkompetenz  erblirkirii.  Das  Komitee  solle  die  Arbeit  fort- 
setzen. Die  voiliandene  Majorität  könne  ihre  Auffassung  spatt  r 
vor  der  Kommission  ebenso  verteidigen,  wie  die  Minorität  und 
dann  könne  die  Kommission  ihrerseits  entscheiden. 

Bei  der  Abstimmung  erzielte  der  österreichische  Voi-schiag 
nur  8  Stimmen^),  während  die  engiisch-amerikanischen  Yo]> 

Yf^.  dua  d<m  jetadgen  Art.  10  d  des  unten  abgedrackten  Projeku. 

^)  Vgl.  daza  Art.  16 e  des  unten  abgedrackten  Projekts,  sowie  du 
d^selben  fnl<?pnde  Protokoll  nebst  Liste. 

3)  Dasselbe  muß  ttbhgens  auch  von  dem  scbweizeriscken  Vorschläge 
gesagt  werden. 

Die  deutsche  Delegation  sprach  lieb  xognssteii  des  Osterretc^üidKii 
Voncbiftgs  ans,  der  die  Hichte  sa  einer  ernste  Prttfniig  dieser  sdtwioigai 


Digitized  by  Google 


Die  twcite  Haiger  Friedraskonfennz. 


571 


schlage  immerhin  10  Stimmen  auf  sich  vereinigt  hatten.  Dieses 
wenig  befriedigende  Resultat  —  im  Komitee  waren  18  Staaten 
vertreten  —  veranlaßte  nunmehr  den  italienischen  Ver- 
treter Grafen  TomielH  seinerseits  einen  Vermittlungsantrag  za 
stellen  und  zwar  in  Form  einer  Resolution,  die  sich  im  ganzen 
an  die  von  österreichischer  Seite  vorgeschlagene  ziemlich  an- 
geschlossen hätte.  Die  Beschlußfassung  ülier  diesen  Antrag 
sollte  jedoch  der  Kommission  vorbehalten  bleiben. 

Der  englisch-amerikaniscbe  Vorschlag  gelangte  darauf  zor 
zweiten  Lesung,  wobei  er  mit  13  Stimmen  gegen  4  ange- 
nommen wurde. 

Das  Eigebnis  der  Komitee- Verhandinngen  war  also,  daß 
zwei  Vorschläge  der  Kommission  unterbreitet  werden  konnten: 
Einmal  eine  Resolution,  von  der  österreichischen  Delegation 
beantragt  und  mit  8  Stimmen  angenommen,  nnd  sodann  ein 
Vertragsentwurf,  yon  den  Delegationen  der  Vereinigten  Staaten, 
Englands,  Portugals,  Serbiens  nnd  Schwedens  herrührend,  und 
mit  13  Stimmen  angenommen.  Es  war  nunmehr  Sache  der 
Kommission,  zwischen  diesen  beiden  Mdglichkeiten  zu  wählen. 

§  8.  Die  Verhandlungen  in  der  ersten  Kommission. 

Ich  kann  den  Bericht  über  die  Komroissionsverhandlungen 
auch  meinerseits  mit  keinen  passenderen  Worten  beginnen,  als 
mit  denen,  die  Baron  Guillaume  an  der  Spitze  seines  Berichts 
briiijrt:  ,,L(f  f/ueatiou  de  iarbitraffe  obJiffdtoire  .  .  .  (i  ^t^  reprise 
par  la  Preniih'e  Comnmswn  avec  ime  hanteiir  de  r/((\s,  une 
iloquence  et  une  science  jvridlque  nKjif Kellen  d  m  est  un 
devoir  de  rendre  ici  an  vclalutd  liQtntnarje.  Cest  avec  un 
veritahle  senUment  de  regret  que  je  me  voi^  prive  .  .  .  de  la 
satiiifdcHon  de  reproduire  ici  in  extenso  les  di^cours  .  .  .". 
Die  beiden  Sitzuiifri'n  vniu  5.  10.  07  insbesondere  gehörten  zu 
den  hervorragendsten  der  ganzen  Konferenz. 

Fnge  auffordere.  «Z«  OouMmement  AHemanä  non  getdemmt  0»t  taut 
dUpoai  ä  procMer  de  sou  ^t4  ä  fxtta  iiude,  mais  il  aime  ä  croire 

que  datus  un  href  (h'hii  il  sera  en  mesure  de  prrst  ntct  des  propdsitiuns 
prntiqurs  h  cc  sujcf  in<  Gouvernement  des  Fays-Bas",  Vgl.  Bericht 
Baron  Gut tlaume  6.  6ü. 
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Den  Anfang"  imter  den  Rednem  machte  der  rumänische 
Vertreter  Beldiman,  der  davon  auspinjr,  daß  trotz  aller  Teljer- 
einstimmung  über  den  Wert  der  oblifratorischen  Schiedssprechang 
man  doch  auf  zum  Teil  unüberwindliche  Schwierigkeiten  st^ße, 
sobald  68  sich  darum  handle,  das  Prinzip  in  die  Praxis  zu 
übertragen.   Er  rekapitulierte  die  vorgebrachten  Reden ken  und 
betonte,  man  befinde  sich  einem  völkerreclitlichen  Projekt  von 
der  größten  Wichtigkeit  gegenüber,  das  drei  schwierige  Probleme 
ungelöst  lasse.    Alle  diese  unüberwindlichen  Schwierigkeiten 
hätten  ihre  Ursache  in  einer  falschen  Anffafisung  über  die  liSator 
des  internationalen  Schiedsgerichts,  von  dem  man  Resultate  ver- 
lange, die  seinem  Wesen  zuwiderlaufen.  Das  fakultative  Prinzip 
sei  eine  der  wesentlichen  £edingnn(ron  der  Schiedsgerichtsbark^t, 
nnd  deshalb  könne  das  obligatorische  Schiedsgericht  nur  auf 
einem  sehr  beschränkten  Gebiet  Anwendung  finden. 

Der  portugiesische  Vertreter  Marquis  de  Soveral 
konstatierte  im  Gegensate  hierzu,  daß  das  obligatorische  Prinzq» 
vom  Komitee  einstimmig  anerkannt  worden  sei,  und  daß  die 
Meinungsverschiedenheiten  sich  nur  auf  die  Bedingungen  seiner 
unmittelbaren  Anwendung  bezogen.  Niemand  habe  die  Liste 
unannehmbar  gefunden.  Knr  wollten  einige  Staaten  die  Zeit 
haben,  sie  genauer  zu  studieren,  indem  sie  versprachen,  uns 
bald  das  positive  und  gfinstige  Ergebnis  dieses  Studiums  zu  über* 
mittein.  Das  Komitee  sei  also  nur  fiber  eine  Frage  der  Oppop- 
tunität  und  nicht  des  Grundsatzes  geteilt  gewesen.  Und  selbst 
auf  diesem  Tenain  habe  sich  eine  interessante  Eatwicklnng 
vollzogen.  Beim  Beginn  der  Diskussion  seien  zunächst  alle 
Schwierigkeiten  des  Problems  hervorgetreten,  und  einige  große 
Staaten,  deren  vielfiiltige  und  betrSchtliche  Interessen  sich  Aber 
alle  Teile  der  Welt  erstrecken,  b&tten  einen  Augenblick  ge- 
zögert fiber  den  zu  verfolgenden  Weg.  Aber  in  dem  Maße,  üi , 
dem  die  Diskussion  fortgeschritten  sei,  und  in  dem  man  sieb 
davon  Rechenschaft  gegeben  habe,  daß  diese  Schwierigkeiten, 
die  allen  völkerrechtlichen  Problemen  gemeinsam 
seien,  und  sich  keineswegs  nur  bei  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit  finden,  keineswegs  die  Bedeutung  haben, 
die  man  ihnen  beilegen  wollte,  sei  ein  Gefühl  des  Vertrauens 
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auf  die  ersten  Regungen  der  berechtigten  Vorsicht  gefolgt,  und 
man  faabe  England  und  die  Vereinigten  Staaten  ihre  volle  Zu- 
stimmung zu  dem  portugiesischen  Entwurf  geben  sehen.  Er 
hoffe,  dieses  große  Beispiel  werde  die  Einstimmigkeit  der 
KoniTiiission  zur  Folge  haben.  Die  Schiedsgerichtsbarkeit  gehe 
unschuldig  und  freigesprochen  aus  der  strengen  Beurteilung  her- 
vor« der  sie  das  Komitee  unterzogen  babe.  '  Man  möge  nicht 
sagen,  nur  die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit,  nicht  aber 
die  allgemeine,  universelle  Schiedsgerichtsbarkeit  gehe  siegreich 
aus  der  Debatte  hervor.  Denn  die  gegen  diese  vorgebrachten 
Schwierigkeiten  finden  sich  auf  dem  gesamten  Gebiet 
des  Völkerrechts.  Wären  sie  begründet,  so  mfißte  man 
den  Schluß  ziehen,  daß  überhaupt  keine  allgemeinen 
Verträge  in  irgend  einer  Materie  möglich  wären; 
man  müßte  die  Konferenz  schließen,  um  sie  niemals 
wieder  aufzutun.  Aber  statt  dessen  arbeite  die  Konferenz 
seit  Monaten  an  allgemeinen  Verträgen  über  die  schwierigsten 
Fragen  des  Völkerrechts,  über  Prisengerichtsbarkeit  etc.  Sie 
engagiere  in  diesen  Verträgen  die  vitalen  Interessen  der  Mächte 
und  könne  sicli  dalier  iloch  unmöglich  davor  scheuen,  ebenso  zu 
liaiidelD  in  Fragen,  die  weder  die  vitalen  Interessen  noch  die 
Ehre  berühren.  Die  Schiedsverträge  seien  nichts  anderes,  als 
Versicherungen,  die  auf  der  natürlichen  Billig^keit  benihen.  Die 
Khnnstaaten  finden  darin  diesell)e  Sielierheit,  welclie  die  (Jroß- 
luächte  vor  allem  im  Gh'ir)ifr*'wieht  der  Kräfte  suchen  müssen. 
Deshalb  hoftV  er,  daß  insbesondere  die  kleineren  Staaten  sich 
diese  Geleg'enheit  nicht  entgehen  lassen  werden,  sich  mit  den 
großen  zu  binden,  die  mit  ihnen  einen  Pakt  schließen  wollen. 
Und  diejenigen,  die  das  Ergebnis  unbedeutend  finden,  sollten 
dann  doch  wenigstens  keine  Hindernisse  für  seine  Bewilligung  in 
den  Weg  legen.  Die  Verantwortlichkeit  wäre  groß,  wenn  so 
viele  Anstrengungen  vergeblich  blieben. 

Der  deutsche  Vertreter  Freiherr  Marschau  vonBiebet-' 
siein  erklärte  darauf  folgendes: 

«Indem  ieh  du  Wort  «rgrelfe,  um  dio  BeaehBIm  des  Pmiongsaiis- 
«dranea  sn  bekftmplen,  bin  ich  mir  denen  bewnfit,  dafl  icb  g^en  eine  sieniUob 
■tarke  Stiömnng  schwimme. ...  Ich  spredie  nicht  von  der  Strömung,  welche 


Digitized  by  Google 


574 


Nippold, 


diese  Beedilflsae  trilgt^  denn  ihre  Stirke  sch^t  mir  eine  mUige  m  Min. 
Allein  ich  befinde  mich  gegenftber  dem  im  Schofie  der  Konferrax  nnd  anfierhilb 

mehr  oder  weniger  verbreiteten  Gedanken,  daß  die  Konfi  rdiz.  nachdem  sie 
sich  mit  einer  Reihe  von  Kriegsfra-^en  beschafti^rt  hat.  .etwas  tun  muß'  für 
den  Friidt'ii.  Die  Worte:  ,man  luuü  ttwas  tun'"  sind  mir  stet«  in  üesetz- 
gebuügsangelegenheiten  höchst  antipathtscl)  gewesen.  .  . .  Ich  fürchte  ihren  Ein- 
fluB  noch  mehr,  wenn  es  dch  denim  faendelt,  das  VdUcerredit  ma  ftndeni.  üniere 
^nso  interessanten  als  arl>eit8reidien  ErSrterangen  halmi  eine  Reihe  toh 
Problemen  nnd  Fragen  ohne  Lösang  gelassen,  die  meiner  Ansieht  ntch 
von  wesentlicher  Bedeutung  sind.  Die  Mehrheit  der  Kommission  hat  liie 
Materie  trotzdem  für  reif  gehalten.  Ich  bin  entfrcg^cngesetzter  Meinung,  ich 
biu  in  der  Minderheit  geblieben.  Und  jetzt  will  ich  in  voller  Freiheit  das 
unverletzliche  Recht  der  Minorität  ausüben  —  die  Kritik.  Ich  werde  es 
tan  mit  um  so  größerer  Festigkdt  in  der  wohtmrogenen  Uelmseagung. 
daß  das  Prejekt,  welches  sich  in  unseren  Händen  befindet,  weder  der  Sache 
des  Friedas  nodi  der  Institution  des  Schiedsgerichte  ntttaUch  ist. 

Die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  hat  ein  zweifaches  Anisehen. 
Sie  ist  eine  {jroße  und  edle  Idf-t-  welche  mit  Eifer  von  denjenipen  vertreten 
wird,  die  sich  in  den  Dienst  des  Friedens,  der  Hnm-initüt  und  der  Zivilisation 
gestellt  haben  und  andererseits  ist  sie  ein  ziemiicii  verwickeltes  Problem  für 
die  Staatsmänner  und  Juristen,  die  bemloi  sind,  diese  Idee  in  die  Praxis  tu 
ttl>ertragen  und  in  Paragrapbra  an  lassen,  nnd  die  fttr  die  Wirkung  dieser 
Arbeit  TerantwertUoh  sind.  Das  ist  fttr  uns  eine  etwas  bdastende  Einteilung 
der  Arbeit,  aber  man  muß  sie  w<^  gerne  flbttndunen. 

Die  Grundlage  des  Problems  ist  sehr  einfach.  Es  handelt  sich  um  die 
Stipulation,  durch  welrbe  die  Staaten  sich  gegenseitige  versprechen,  sich  im 
Falle  eintretender  Streitigkeiten  an  das  Schiedsgericht  zu  wenden.  Man  fragt 
sich:  welche  Nuance  will  man  durch  das  Wort  .obligatorisch'  hinzufügen? 
Alle  Vertrige  sind  obligatorisch  auf  Grund  des  last  banalen  Grundsatacs. 
daB  man  seine  Tertraglichen  Yerpüditnngen  erfllllen  mufi.  Das  Wort  ,obü* 
gatorisch*  muß  daher  in  Schiedssachen  eine  gana  besondere  Stellung  haben. 
Das  ist  in  der  Tat  der  Fall.  Dies^  Wort  knüpft  sich  an  das  Geschichtliche 
der  Schiedsgericht sharkcit,  es  soll  eine  neue  Etappe  kennzeichnen  in  dem  von  der 
ersten  Konferenz  begonnenen  Werke  und  einen  wirklichen  Fortschritt  in  der 
friedlichen  Regelung  internationaler  Streitigkeiten.  Auijcrhalb  der  Konferenz 
ist  das  Wort  ,  obligatorisch*  eine  Art  ScUbboletb  des  wirklidi  Tun  grofleu. 
hnmanitftren  und  aiTilisatorischen  Ideen  durchdrungenen  Getetes  gewofdsn. 
Auf  dar  Konferenz  sind  wir  gewöhnt,  die  Fragen  in  einer  mehr  nflcbtemen 
Weise  zu  liehandeln,  aber  ich  kann  feststellen,  daß  das  Prinzip  der  obliga- 
torischen Sthiedsgerichtsbarkeit  im  angegebenen  Sinne  einstimmig  anerkannt 
ist.  Als  Anhänger  der  obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit  spende  ich  leb- 
haft Beifall  dem  jUngst  zwischen  dem  Königreiche  Italien  und  der  argentini- 
schen Bcpublik  geschloisenMi  SdiiedsTtttiug  und  in  demsdben  Gedankengangs 
mitchte  idi  Urnen  die  Gründe  auseinandersetsen,  welche  unserer  Ansidtk  nadi 


Digitized  by  Google 


Die  zweite  UMger  FMedeDskonferan. 


Ö7Ö 


das  Projekt  der  Kommission  unannehmbar  machen.  Es  ist  das  kein  rheto- 
risches Paradoxon,  sondern  eine  Antithese,  welche  einer  grandlegenden  Md- 
nnngBrendiiedeiiheit  mit  Besng  tatf  die  Anwaiduig  des  Priiuips  ratspringt. 

Die  Frage  ist  lange  im  Komitee  beraten  wozdoi  Um  die 

oUigatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  in  die  Praxis  -su  übertragen,  gibt  es 
Kwei  Systeme.  Ich  keniiseicliiie  sie  als  das  indiTidiieUe  System  and  als 
das  Welt  System. 

Nach  dem  ersteren  behält  sich  jeder  Staat  die  individaelle  Freiheit  vor, 
aich  seine  Vertragskontcalienten  wa  wlUoi,  um  sich  mit  ihnen,  sei  es  all- 
gemein, sei  es  fttr  bestimmte  HUle,  Aber  die  Kompromifiklansd  so  T»r- 
ständigen.  Man  präzisiert  nnd  spezifiziert»  llan  wählt  die  Materien,  die 
für  das  S»  hiedsviTfahnn  geeignet  scheinen,  man  paßt  die  Einzelheiten  der 
Kompromitikiausel  und  des  Kompromisses  der  Natnr  der  gewähll>?n  Materien 
an.  Und  mit  Bezug  auf  Streitigkeiten,  die  sich  au{  die  Aufilo^^ung  der 
Verträge  beziehen,  sind  es  die  Staaten,  die  diese  Verträge  geschlossen  haben, 
die  die  SchiedssÜpnlatlon  einfügen.  Das  kann  xwlsdien  swel  Staaten  gsachehen, 
swischen  mehreren  Vwtrsgschliefiaiden  und  wdbst  swisohen  den  Staaten  der 
Welt,  wenn  der  Vertrag,  wie  z.  B.  die  Postunion,  einen  Weltcharaktor  hat. 

 Nach  diesem  System  beginnt  man  den  JJau  auf  dem  Boden, 

man  wählt  bekannte  und  gut  abjjeriiumte  Terrains,  mau  setzt  Stein  auf  Stein 
and  entsprechend  dem  zur  Verfügung  stehenden  Material  erweitert  und  Ter- 
gröBert  man  den  Baa  in  organisehv  nnd  solider  Wwae. 

Das  Weltqrstem,  das  vom  Komitee  angenommen  worden  ist,  verfolgt 
einen  entgegengesetzten  V/^eg.  Kan  gelangt  nicht  von  den  Materien  anm 
Rahmen ;  im  Gegenteil,  man  beginnt  mit  der  Herstellung  des  größten  Rahmens, 
den  man  bilden  kann,  d.  h.  der  ganzen  Welt,  und  dann  erst  sucht  man  difr 
Materien,  um  ihn  zu  füllen.  Man  sammelt  aie  einigermaßen  zufallig,  wo  man 
sie  ündet  und  numeriert  sie.  Das  ist  die  Liste.  Da  die  Liste  zu  klein 
eioeheint,  hat  man  das.  Tablean  ecfnndai.  Das  ist  ein  Apparat^  der  die 
Vertrüge  anf  mechanischem  Wege  ahochlieBt.  Ein  Jedur  Staat  setit  sdnen 
Kamen  in  eine  Rubrik  von  Materien,  um  später  nach  der  Entzifferung  des 
Tableaus  zu  erfahren,  mit  welchen  Staaten  er  für  die  Schiedsgericb*  hnrkeit 
Terbunden  ist.  Die  Wahl  der  Materien  ist  frei,  aber  die  Wahl  der  Vertrags- 
kontrahenten ist  ausgeschlMsea.  Die  Urheber  des  Entwurfes  haben  dies  aus- 
drüdclich  festgcätdlt. 

Nadidem  die  beiden  Systeme  so  definiert  sind,  stdle  kh  awd  Thesen 
anf  and  idi  bin  bereit^  sie  gegen  jedennann  an  Terteidigen: 

1.  Der  Absddttß  eines  obligatorischen  Schiedsvortrages  Ist  nnr 
unter  dem  individuellai  SjStem  mdgUdif  während  in  dem  Weltqrstem  das 

Wort  „obligatoriseh"  Tinr  ein  Ehrentitel  wäre,  dessen  Anwendung  die  in 
dem  System  enthaltenen  zahlreichen  Mängel  des  jorisüschen  Bandes  nicht 
ersetzen  würde. 

2.  Ein  Fortschritt  zur  friedlichen  Lösung  der  internationalen  Streitig- 
keiten kann  nor  dnrch  indiTidnelte  Vertrüge  «reidit  werden,  während  ein 
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WettTarfcng  mit  noiwradlgerwdse  imbcstiinmtni,  elMtiaehen  und  aJlfnMiMii 
Bedingungen  im  eintretenden  Falle  dier  so  neuem  Stieite  als  snr  LOmng  dei 
alten  beitragen  würde. 


Die  Wahl  der  Vertragskontnlienten  aaszuschlicüen  uiul  Vorträge  durch  ein 
straffes  tmd  Irbloscs  Tahlean  zu  scbtießen,  hieße  den  idealen  Kern  Temichteo, 
der  iiii  SchiriisvcrfAlnen  steckt  

Icli  wende  mich  nunmehr  den  ersten  (iruudartikeln  des  obliga- 
toriBcben  Weltschiedsvertrags  zu.  Das  Scbied^ericbt  ist  obligaturisch 
mit  Besng  an!  juristische  Fragen.  Welches  ist  die  Bedeatnng  dieses 
Wortes?  Man  hat  mir  geantwortet,  da6  es  .politische'  Materien  tiis> 
schließen  müßte.  Nun,  es  ist  absolut  unmöglich,  in  einem  Wcitvertrage 
eine  Grenzlinie  7;wis<  lu  ii  diesen  beiden  Begriffen  7A\  ziehen.  Eine  Frage  kann 
in  einm»  Lande  eine  juristische,  in  eint  ui  undt  icn  eine  politische  sein.  Es 
gibt  sogar  rein  juristische  Materien,  die  im  Augenblicke  eines  Streites  politische 
werden.  Siner  nns»er  hervorragendsten  Kollegen  hat  uns  neuUdi  bei  ete 
anderen  Gelegenheit  gesagt,  ,daß  die  Politik  die  Region  des  internationalen 
Rechtes"  sei.  Will  man  die  „juristischen*  Fragen  von  den  technischen  und 
ökonomischen  Fragen  untrrsclu  iden  ?  Das  wäre  ebenfalls  unmöglich.  £sgeht 

daraus  hervor,  daß  das  Wort  „juristisch"  alles  und  nichts  besaprt  

Man  hat  die  Frage  gestellt;  Wer  entscheidet  im  Falle  einer  Differenz,  ob  t  in^ 
Frage  eine  juristische  ist  oder  nicht?  Keine  Antwort.  Und  dennoch  i»i 
dieses  Wort  Juristisch'  der  Nagel,  an  dem  man  das  ganze  obligatorische 
Sebtedsgerichtssystem,  einschlieBlich  der  Liste  und  des  Tableans,  angeh&ogt 
hat.   Wenn  dieser  Nagel  nicht  solid  befestigt  ist,  fällt  alles  auf  di«  Erde. 

Was  die  Ausnahmen  anbetrifft.  Dämlich  ,die  Ehre,  Uoabhungiukoit 
und  vitalen  Interessen",  so  habe  ich  schon  aus- 
einandergesetzt, daü  sie  in  einem  Weltvertrage  keine  Bedeutung  haben.  Dem 
Uebelstand  ist  freilich  durch  die  Klausel  vorgebeugt,  daß  jeder  Teil  selbst 
entscheidet  Uber  die  Ausnahme,  auf  die  er  sich  berufen  will.  Dann  entstdit 
der  andere  üebelstand,  daß  keine  YMpftiehtung  mehr  da  ist.  Diese  beiden 
Artikel  bet:inn«n  mit  den  imperativen  Worten  .Du  mußt*  und  enden  mit 
den  beruhigenden  Worten  ,Wenn  Du  willst".  Aber  es  gibt  noch  einen 
ernsteren  Einwand.  Zu  allen  Zeiten  sind  eine  der  llauptquellen  internationaler 
Konflikte  zweideutige  Stipulationen  und  schlecht  redigierte  Paragraphen  ge- 
wesen. Nun,  man  arbeitet  jetzt  zwei  Artikel  aus,  die  nicht  eine  einzige 
Bestimmung  enthalten,  welche  klar  und  dentlieh  die  daraus  entspringmden 
PflichteD  und  Kerbte  difiniert,  zwei  Artikel,  welche  zwischen  den  beiden 
extremen  Polen  der  Verpflichtung  und  der  Freiwilligkeit  schw  anken,  und  man 
will  diesf»  Restimmnnjjen  der  Welt  empfehlen  als  ^das  wirksamste  Mittel 
Internationale  Streitigkeiten  zu  regeln".  Dies  ist  die  Definition  der  Öchieds» 
gerichtsbarkeit,  wie  sie  in  der  Konvention  von  1899  enthalten  ist  

An  dieser  Klippe  wird  das  Weltsystem  Bd^itnn,  denn  die  DWeigensen 
ttber  die  Interpretation  dnes  SchiedsTertrags,  die  su  der  Ablehnung  des  auf 
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Grund  eines  Vertrages  verlangten  ächiedsverfabrcns  lübren.  wt;rdi^Q  die  Be- 
liehiuigeii  der  Maaten  «natlieker  kompfonüttieren  als  der  ursprüngliche  ätreit, 
tim  den  es  sich  bandelt.  Im  Vergleich  damit  ist  in  dem  italienisch-arg^ 
tiniachen  Vertrage  alles  klar,  präzis  ond  obligatorisch  

Ich  komme  jetzt  auf  die  Liste,  und  auf  die  Anfzäblung  der  Punkte  zu 
sprechen,  in  dcrifn  das  Srhirtlsv»  rfalir^  n  oldigatorisch  ohne  Vorbehalt  ist. 
ausfirnommcn  in^tiirlich  den  VoiLi.hult.  liir  in  dem  Worte  , juristisch"  steckt. 

den  Vorbeliuk  den  Kompromisses  und  der  Kutistitution  

Bei  Dorcbsloht  dieser  Liste  füllt  einem  der  unsdiuldige  Oharalcter  fast  aller 
Punkte  in  die  iLngen.  Das  ist  kein  Vorwurf.  Selbst  Streitigkeiten  unter- 
geordneter Art  können  die  Beziehungen  iintci  den  Staaten  ändern.  Aber  ich 
fraffr  midi,  ob  es  nfitzlidi  s.'j,  in  die  Liste  Verträge  aufzunehmen,  die  narli 
ilirer  ^N'atur  jeden  Streit  aussi  lilipüen.  (Zum  Beispiel  solchf  llher  Ausmessungen 
der  Schiffe,  Uber  Maße  und  Gewichte,  Uber  Hinterlassenschaften  verstorbener 
Seelente)  

Aber  es  gibt  noch  andere  Punkte,  welche  die  ernsteste  Beachtung  er- 
lordeni.  Es  gibt  Verträge,  wdehe  die  rertragschließenden  Staaten  aur  Oesetz- 
gelmng  in  gewissem  Sinn  nStigm^  a.  B.  der  Aber  den  Arbeiterschuti.  Es 

entsteht  ein  Streit  Uber  die  Frage,  ob  ein  Staat  diese  Vcf|illichtang  erfttUt 
habe.  Schiedsgericht.  Der  Soliicdsspnuli  vfilargt  Apnderunj;  des  Oesetres. 
Wie  dipson  Spruch  ausführen?  Man  liat  ^n  sairt,  dali  die  Billigung  dieser  Kon- 
vention duicli  die  gesetzgebenden  Stellen  allen  künftigen  Schiedssprüchen  (le- 
setMikraft  geben  wUrde*  Wenn  dMM  der  Fall  ist,  so  wird  es  sehr  schwer  sein, 
die  Znstinminng  der  Parlamente  xn  erlangen,  die  kaum  g«ieigt  sein  werden, 
nnbekannte'  kflnftige  Schiedsrichter,  deren  Auswahl  der  ▼olliiehenden  Gewalt 
Torbehalten  l)loibt.  als  Konkurrenten  in  der  Gesetzgebung  anzuerkennen.  An- 
dererseits hat  man  gesagt,  d.iß  rinf  durdi  drn  Schiedsspruch  verlangte 
Aenderung  des  Gesetzes  der  /,n;^tiiiiinijiiL;  der  Parlamente  unterworfen  werden 
müsse.  Würde  aber  im  Falle  der  Verwerfung  „force  majeure"  vorliegen? 
Die  dnen  haben  ja,  die  andero  nein  gesagt.  Die  Frage  hat  im  Komitee  keine 
Losung  gefunden. 

In  der  Liste  sind  noch  schwierigere  Probleme.  Man  findet  darin  dne  Serie 
Yon  Vertrigen,  deren  Tnti  r])n  tatinn  und  Anwendung  allein  der  nationalen 

Jurisdiktion  zusteht.  Es  sind  die  Verträge  über  internationales  Privat  recht, 
literarisches  Ki<rentnm.  tridit.<^trielles  Eigentum,  Zivilproaeß  und  internationales 
Privatrecht  im  tigcntliclitu  Sinn. 

Eine  weitere  Schwierigkeit  bildet  das  Kompromiß  


Das  Projdrt  hat  einen  Fehler,  der  nach  meuier  Brfahruiv  in  der  Maiterie 
der  Gesetsgebung  und  des  Vertragschließcns  der  schlimmste  ist:  es  macht  Ver- 

sprechun^pn,  die  es  nicht  erfüllen  kann.  Es  nennt  sioh  ohlii,Mtorisch.  ist  es 
aber  nicht.  Es  rühmt  sich  einen  Fortschritt  darzubteüen.  nni<  ht  aber  durchaus 
keinen.  Es  will  ein  wirksames  21ittel  zur  Regelung  internationaler  Streit- 
fragen sein,  nnd  in  Wirklidikrat  hisaehert  es  unser  intematiMiales  Beeht  nm 
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eine  livilit!  vuu  Prublemen  der  Auflegung,  die  sehr  oft  vi^l  (schwieriger  zu 
Min  werden,  als  die  alten  Streittragen,  ja  die  sogar  geeignet  sind,  die  ktttena 
ni  Twaehlimmem.  Han  bat  gesagt,  daB  das  Projekt  der  Welt  den  Omndwtn 
des  obligatoriscben  Schiedsgerichts  bringt.  Nein,  denn  theoretisch  ist  dieser 
Grundsatz  bereits  durch  di»-  (•inmütigcn  Gofühli'  di-r  Völker  p^csichert  und 
praktisch  durch  eine  lange  und  stets  wachsende  Reibe  von  Einzekr-rträjjen. 
Deutschland,  das  vor  acht  Jabreii  auch  zögerte,  bat  seitibm  anf  der  Basis 
des  £insel4ystems  obligatorische  Schied^ericbtsrerträge  allgemeinen  md  lie- 
sottderen  Ghaiakters  gesdilooBNi ;  es  wird  anf  dieser  Balm  fortItlueB.  Die 
lieatige  Abttininrang  wird  also  nidit  flter  die  Fkage  entBcMden,  ob  man  die 
obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  in  der  Wdt  einführen  soll  oder  nicbt, 
sondern  die  Abstimmun;,'  hat  den  Sinn:  Soll  man  sich  an  das  Einzelsystom  halten, 
das  schon  Proben  abgelegt  hat,  oder  goU  man  das  Wellsystem  einführen,  dessen 
LfCbensfähigkeit  noch  nicht  erprobt  ist  ?  Ich  werde  gegen  das  letztere  stimmen, 
aas  den  OrQnden,  die  ich  elwn  dargelegt  habe  und  noch  ans  einer  aadenn 
Erwigu^. . . .  lüo  groflen  Ideen,  die  bestimmt  sind,  die  Wdt  an  befaeRsdMn, 
bahnen  sich  ihren  Weg  durch  ihre  eigene  Kraft,  sie  gedeihen  und  Terbreiten 
sich  in  der  Sonne  der  individuellen  Freiheit  und  ertragen  kaum  den  Schatten 
der  allgemeinen  Prinzipien,  der  Listen  und  der  Tableanx.  Dieser  Gedanke  ist, 
wie  es  scheint,  iu  unserer  Zeit  altmodisch  und  überle])t.  Aber  die  Erfahrung 
spricht  zu  seinen  Gunsten.  Die  Artt.  16  und  der  Konvention  von  1^, 
die  man  damals  iHr  tinen  UiBerfolg  hielt,  haben  einen  lanten  Srfolg  davon- 
getragm.  Das  obligatoriaehe  Schiedagericbt»  damals  ein  kleines  schwicUidMi 
Kind,  ist  groß  geworden.  Dank  den  ansgercichneten  Katseiiligen,  die  die 
erste  Konferenz  hinsichtlich  seiner  Behandlnng  nnd  ErziehaniLr  gegeben  hat, 
ist  das  Kind  ein  sehr  robuster  Jun^c  geworden,  der  ohne  Wegweiser  and 
Reiseführer  seinen  Weg  in  der  Welt  macht.  Unsere  Sache  ist  es,  die  Hinder- 
nisse zu  entfernen,  die  seinen  Weg  versperren  könnten,  ihm  die  g^hlossenen 
Toren  m  Olhen  nnd  fflr  dattomde  Biniicditnngen  in  sotgio,  die  ihm  tttwcall 
eine  gnte  Anfnabme  aioheni.  Dies  ist  das  Progiamm,  das  ich  dem  der 
Msjoritftt  im  Komitee  aitgegensteUe. 

Die  lange  uTi  i  andauernde  Arbeit,  die  wir  der  Schiedsgerichtsfrage  ge- 
widmet haben,  hat  nur  einen  teilweisen  Erfolg  gehabt.  Aber  wir  hiiV>en  das 
Gebiet  des  obligatorischen  Schiedscrerichts  erkundet,  wir  haben  es  in  seiner 
ganzen  Ausdehnung  erforscht  und  uns  Üecbensdiaft  über  die  zu  überwindenden 
SchwierigkeitMi  abgelegt.  Und  w«in*wir  ans  dem  Haag  auch  nicht  das 
Dokument  einer  WeltkonTontion  forttragen,  so  können  wir  doeh  nnsenn 
R^emngen  eine  Arbeit  vorlegen,  die  ihnen  helfen  wird,  mit  voller  Sach- 
kenntnis ihren  W'eg  zu  dem  edlen  Ideale  des  allgemeinen  und  universellen 
Schiedsgerichts  fortzusetzen.  Es  ist  wahr,  daß  die  Methode,  die  ich  ver- 
trete, weniger  fjlänxend  ist.  aber  wir  k(inn<  n  uns  darüber  trösten,  stark  in 
dem  Bewuiilseiu,  daß  wir  auf  einem  äichereu  Wege  gehen  und  daii  unsere 
nneigennfltaige  Arbeit  der  großen  Sache  dienoi  wird,  die  uns  allen  gemeittss» 
teuer  ist*. 
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Der  arficiitinische  Vi'itrettT  Dnigo  betonte,  daß  die 
■Matt  ricn,  die  in  der  Liste  stellen,  für  {>ich  isoliert  betraclitet 
vielleicht  wenig:  bedentKam  ers<  lieinen  mögen,  aber  daß  sie  eine 
große  Bedeutung  haben,  wenn  inau  sie  in  ilirer  (ievsaiiitheit  be- 
trachte als  die  erste  Lebensäußerung  des  Prinzips  der  allgemeinen 
obligatorischen  Schiedsgericlitsbarkeit.  Die  Unabhängigkeit  der 
nationalen  Gerichte  könne  durch  die  allgemeine  Schiedsgerichts- 
barkeit nicht  beeinträchtigt  werden,  wie  der  Redner  des  näheren 
ausführte.  Das  Projekt  habe  im  übrigen  eine  sehr  praktische 
Seite,  indem  es  den  Weg  vorzeichne  nnd  das  Terrain  ebne,  ohqe 
sich  im  übrigen  dem  Abschluß  partikulärer  Verträge  m  wider- 
setzen. Es  handle  sich  hier  nicht  um  sich  ausschließende  Systeme, 
sondern  eher  am  konzentrische  Kreise.  Man  könne  eine  nni- 
▼erselle  Schiedsgerichtsbarkeit  für  die  Gesamtl^eit  der  Nationen 
nnd  eine  andere  beschränktere  haben,  die  dnrch  die  partiknl&ren 
Verträge  geschaffen  werde.  Aber  mit  der  Zelt  worden  sicherlich 
die  partiknlären  Klansein  ebenfalls  mehr  nnd  mehr  einen 
allgemeinen  Charakter  annehmen. 

Der  belgische  Vertreter  Baron  GuüUmme  wies  ins^ 
besondere  darauf  hin,  daß  die  in  den  Vorbebaltsklanseln  vor- 
gesehenen Beserven  auch  in  den  in  der  Liste  enthaltenen 
Materien  berührt  werden  könnten,  und  daß  das  Listensystem 
außerdem  keinen  wahrhaft  obligatorischen  Charakter  habe,  da 
die  Parteien  den  juristischen  (  liarakter  des  Streits  immer  be- 
streiten könnten,  „.1  la  verite  iarbitrayc  obligatoire  que  Von 
voudrait  oji/zoscr  a  la  conception  de  la  guerrey  cet  arhitrage 
portant  siir  des  faits  graues,  poUtiques,  de  nature  ä  troubler 
la  patJP  du  motide,  parce  qu  ila  touchent  a  Vhotitieur  et  aux 
interets  vitatur  des  nafions.  cp  Kpst  ni  In  Dein  intim}  de 
Bcigiqitt'.  ni  feile  auire  Delegation  qui  y  sont  opposeeSf  c  est 
la  (juifercme  ..." 

Der  portnjriesische  Virtreter  d  OUveira  wies  nochmals 
auf  die  Vorpan<re  im  Komitee  liin,  wo  niemand  sicii  «rcfren  das 
Prinzip  gewandt  liabe,  .sondern  die  Gegner  des  englisch-portu- 
giesischen Vorschlages  sich  wenigstens  auf  den  österreichischen 
oder  schweizerisTlien  Vorschlag  geeinigt  hätten,  die  beide  den 
Abschluß  eines  allgemeinen  Schiedsvertrags  vorgesehen  hätten. 

Z«tt«dirift  fOr  Intflini.  Pri-val- v.  Öffentl.  Bacht.  ZVn.  88 
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Er  g\ng  sodann  an!  die  zutage  getretenen  jaristiscben  Be* 
denken  ein.  Die  angebliche  Gefahr,  die  in  der  verschieden- 
artigen Interpretation  der  Weltverträge  dutcli  Schiedssprüche 
gelogen  sei,  existiere  schon  heute,  da  die  Staaten  diese 
Konventionen  so  auslegen,  wie  sie  wollen  (urade  die  obli- 
gatorische Schiedsgerichtsbarkeit  werde  da  wie  ein  Regulator 
wirken,  sie  werde  Billigkeit  und  Gerechtigkeit  an  Stelle  von 
Willkiir  und  Laune  setzen.  Die  Gefahr,  von  der  man  rede,  werde 
durch  die  Schiedsgerichte  also  nicht  geschaffen,  sondern 
im  Gegenteil  allmählich  heseitigt.  Auch  sei  diese  Gefahr 
groBenteils  illusorisch.  Die  WeltvertrSge  hemhen  auf 
kongruenten  Interessen  der  Staaten,  die  alle  darauf  halten, 
ihnen  eine  gleichmäßige  Auslegung  zu  sichern.  Der  Weltpostr 
vertrag  z.  B.,  in  dem  die  obligatorische  Schiedssprechnng  längst 
eingefflhrt  sei,  habe  noch  nie  zu  Unzutrüglichkeiten  Yeranlassung 
gegeben.  Was  sodann  die  angebliche  Gefahr  von  Widersprüchen 
mit  den  Urteilen  der  nationalen  Gerichte  anlange,  so  sei  auch 
diese  kleiner,  als  man  sich  vorgestellt  habe,  denn  es  sei  j» 
nirgends  behauptet  worden,  daß  sich  die  Schiedssprüche  auf 
Konventionen  erstreclren  sollen,  die  der  Kompetenz  der  nationales 
Gerichte  unterstehen  und  die  infolgedessen  jede  andere  Kompetenz 
ausschließen.  Und  was  schließlich  das  Bedenken  anlange,  daß 
die  Ausführung  von  Schiedssprüchen  Konflikte  mit  den  Paria- 
menten  erzeugen  könne,  so  sei  diese  Schwierigkeit  der  gesamten 
Schiedsgerichtsbarkeit  gemeinsam.  Wenn  die  Regierungen  vor 
dem  Dazwischentreten  der  Parlamente  Furcht  hätten,  dann 
könnten  nnr  die  autokratischen  Staaten  Schieds- 
verträge schließen.  Weshalb  solle  raan  sich  hier  mit  der 
Aufnahme  beschäftigen,  welche  die  Parlamente  der  Konvention 
zuteil  werden  lassen  ?  Diese  werden  dieselbe  ja  zu  ratifizieren 
haben  uud  werden  dann  ja  sehen,  zu  was  sie  sich  verpflichten. 
Es  sei  schwer  zu  {glauben,  daß  sie  eincii  Entwurf  verwerfen 
würden,  der  aiit  die  interparlamentarische  Konferenz  zurück- 
ginge. Im  übrigen  würde  die  Weigerung  eines  Parlaments, 
einen  Schiedsspriicli  auszuführen,  ihm  ernste  Ungelegenheiten 
bereiten.  Man  habe  «ranz  aus  den  Augen  verloren,  daß  alle  diese 
Einwände  sich  mit  ebensoviel  Recht  mit  Bezug  auf  die  zahl- 
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reichen  zurzeit  in  Kraft  befindlichen  allgemeinen  Schiedsverträge 
niacht'ii  ließen.  ^Laloi  internationale  sera  toujours 
lex  nnperfecta  parce  qu  elle  n  a  pas  de  sanction 
supe  r  i  eu  re  ä  la  bonne  foi  des  Parties  sur 
la quelle  eile  repo.9  e.  Si  nous  nous  laissom  effrayer  par 
des  dangers  theoriques  nous  ne  ferons  point  de  pro<jres  et 
nom'  nous  mettrons  dnns  la  position  de  celui  qui  ferait  son 
chemin  ä  pied  au  lieu  de  prendre  le  train,  sous  prätexte 
gu'ü  n'eticourrait  pas  ainsi  les  risques  d'un  diramement." 

Der  schweizerische  Vertreter  JBüber  machte  nochmals 
auf  die  Vorzüge  des  Ton  der  schweizerischen  Delegation  ein- 
gebrachten Vermittlungsvorschlags  anfmerJcsam,  der  hauptsächlich 
bezweckte,  jede  Macht  in  die  Lage  zu  yeraetzen,  die  Schieds- 
gerichtsbarkeit ohne  Reserven  anzubieten  oder  anzanehmen,  in 
dem  Augenblick  und  dem  Umfang,  die  ihr  geeignet  erscheinen 
würden;  dnrch  dieses  Notifikationssystem  werde  das  Juistische 
Band  gewissermaßen  automatisch  geschaffen.  Bin  Weltschieds- 
vertrag  dagegen  wfirde  sich  notgedrungen  auf  eine  geringere 
Anzahl  von  Materien  beschrinken  mfissen.  Immerhin  wfirde 
die  Schweiz  das  vorgeschlsgene  englische  Protokoll  ebenfalls 
annehmen,  wenn  auf  dieser  Grundlage  eine  allgemeine  Ver- 
ständigung erzielt  werden  könnte. 

Der  französische  Vertreter  Renault  prüfte  die  gegen 
den  obligatorischen  Schiedsvertnig  vorgebrachten  Bedenken 
speziell  vom  Juristischen  Standpunkt  aus.  Einige  derselben 
wfirden  einfach  darauf  hinauslaufen,  jeden  Schiedsvertrag 
über  künftige  Streitigkeiten  unmöglich  zu  raachen.  Wenn 
man  einen  solchen  Vertrag  für  annehmbar  und  so^^ar  wünschens- 
wert halte,  sobald  er  mit  einem  bestimmten  Staat  abgeschlossen 
sei,  so  müsse  man  fragen,  weslialb  er  dann  nicht  auch  mit  der 
(Gesamtheit  der  Staaten  möglich  .st in  sollte.  Gebe  es  denn 
unübersteigbare  Grenzen  zwischen  diesen  beiden  Fällen?  Es 
handle  sich  nicht  darum,  die  vorhandt  neu  Unterschiede  zu 
leugnen,  sondern  sich  zu  fragen,  ob  jeder  Vertrasr  im  letzteren 
Falle  unmöglich  sei.  Die  vorgeschlagene  Schieds^-erichtsltarkeil 
betreffe  Länder,  mit  denen  nuin  bereits  Vertni^^e  gescblussen 
habe,  deren  Auslegung  mau  der  äclücdsjustiz  uutenv  erien  wolle. 

38* 
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Die  YerpflkhtQDgen  werden  nur  unter  Besenren  eingegangen, 
da  man  sich  nnr  binden  wolle,  ohne  seine  wesentlichen  Inter- 
essen  zu  kompromittieren,  und  wenn  also  die  Verpflichtung 
daher  notwendig  nur  eine  beschr&nkte  sei,  so  existiere  sie  doch 
nichtsdestoweniger  und  ein  Staat  werde  sich  zweimal  besinnen, 
bevor  er  ein  angebliches  vitales  Interesse  vorschiebe,  um  sich 
seinem  Versprechen  zu  entziehen.  Soviel,  was  die  allgemeine 
Formel,  die  zwei  ersten  Artikel,  anlange.  Man  habe  sodann 
Fälle  vorgesehen,  in  denen  die  Schiedsgerichtsbarkeit  ohne 
Reserven  eingeführt  werden  könnte.  Diese  seien  als  unbedeutend 
bezeichnet  worden,  aber  dies  sei  doch  keine.swegs  sicher.  Und 
hätten  denn  im  übrigen  die  Anhänger  des  Entwurfs 
etwa  die  Idee  gehabt,  daß  mit  ihrer  Formel  der 
Krieg  vermieden  werden  könne?  Doch  sicherlich 
nicht.  Sie  wollten  ledipflich,  daß  die  Völker  sich 
daran  gewöhnen,  ihre  normalen  Beziehunjren  be- 
stimmten Regeln  zu  unterwerfen  und  die  Streitig- 
keiten des  tägliclien  Lebens  juristiseh  beizulegen. 
Diese  Gewohnheit  werde  sich  entwickeln,  die  Anwendungen  der 
Schiedsgerichte  werden  häutiger  und  bedeutender  werden,  und 
80  werde  dajs  Keciit  die  internationalen  Beziehungen  vitll- 
ständiger  beherrschen.  RoiafiU  wandte  <~\c\\  dann  gegen  die 
drei  speziellen  deutschen  Einwendungen.  Bei  den  Weltverträgen 
solle  danacli  die  obligateriselie  Schiedsgerichtsbarkeit  eine  wahr- 
hafte Konfusion  zur  i-ülge  haben  durch  die  abweichenden 
Urteile,  die  sie  mit  sich  bringen  werde.  Die  logische 
Konsequenz  aus  diesem  Bedenken  müßte  die  sein, 
daß  man  auch  die  fakultative  Schiedssprechung 
bei  diesen  Verträgen  ausschließen  müßte.  Wanim 
müsse  man  denn  aber  voraussetzen,  daß  die  Schiedssprüche 
notwendigerweise  widersprechende  sein  werden?  Die  Schieds- 
gerichtsbarkeit habe  ja  in  ihrer  Anwendung  auf  die  Unionen 
gerade  im  Gegenteil  den  Zweck,  zu  verhindern,  daß  die  Einig- 
keit, die  sie  herstellen  wollen,  durch  widersprechende  Urteile 
zerstört  werde.  Der  Art.  56  der  Haager  Konvention  habe  ja 
anch  schon  eine  rationelle  Lösung  für  solche  Fälle  gegeben. 
Was  das  fernere  Bedenken  anlange,  dafi  Schiedsgerichte  ui 
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Fragen  tätig  werden  könnten,  in  denen  nationale  Gerichte  ge- 
nrteilt  haben,  so  könne  die  Frage,  ob  der  Schiedsspruch  die 
gerichtlichen  Entscheide  aufhebe,  doch  wohl  nur  negativ  be- 
antwortet werden.  Die  nationalen  Entscheide  bleiben  intakt, 
der  Schiedsspruch  könne  höchstens  InteipretatiTen  Wert  f  ttr  die 
Znkonft  haben.  Die  Würde  der  Gerichte  werde  daher  durch  diesen 
nicht  mehr  berührt,  als  durch  die  Veröffentlichung  eines  inter- 
pretativen  Gesetzes,  und  ihr  Prestige  würde  Jedenfalls  weit  eher 
unter  der  Einrichtung  eines  internationalen  Gerichts- 
hofes leiden,  an  die  man  zu  denken  scheine,  und  der  ihre 
Entscheide  annullieren  könnte.  Was  schließlich  die  aus  den 
konstitutionellen  Bestimmungen  gewisser  Länder  sich  ergebenden 
Schwierigkelten  anlange,  die  den  Abschlufi  des  Kompromisses 
oder  die  Ausführung  des  Schiedsspruches  hindern  sollen,  so  sei 
es  unmöglich,  die  Pr&tention  zu  haben,  die  Gleichheit  der 
Institutionen  der  Vertragsmächte  zu  verlangen.  Ein  Staat 
verpflichtet  sich  gemäß  seinen  Verf assungsbestiin- 
mungen  und  er  iiuiß  seine  Verpflichtungen  halten. 
Das  sei  alles  wesentliche.  Es  sei  Sache  der  Regie- 
rung, dafür  zu  sorgen,  daß  sie  ilir  Wort  halten 
könne;  das  sei  eine  interne  Augelegenlieit.  Es  gebe 
immer  Momente,  wo  eine  Partei  sich  auf  den  guten 
Glauben  der  andern  verlassen  müsse,  trotz  aller 
Vorsirlitsmaßreireln  und  Formalitäten  Alle  diese  Bedenken 
können  daher  in  keiner  Weise  aussclilag^irlit  nd  sein. 

Der  griec  Iii  sehe  Vertreter  Riumube  würde  mehr  für 
bpezialvertriige  sein.  Doch  könnte  er  unter  bestiuuuten  Voraus- 
setzungen aurli  den  Bestrebungen  auf  Abschloß  eines  Welt- 
fichiedsvertrages  zustimmen. 

Der  Vertreter  der  Vereinigten  Staaten  Choate  wies 
darauf  liin,  daß  der  amerikanische  Vorschlag  im  Komitee  warme 
Zustimmung  gefunden  habe,  trotz  aller  Bemühungen,  die  nament- 
lich von  der  deutschen  Delegation  gemacht  worden  seien,  um 
ihn  zu  bekämpfen.  Er  bedaure  diese  unversöhnliche  Opposition, 
ohne  die  der^amerikanisclie  Vorschlag  hätte  angenommen  werden 
können.  Er  begreife  nicht,  warum  man  sich  weigere,  einen 
allgemeinen  Schiedsvertrag  abzuschließen,  wenn  man  bereit  sei, 
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mit  jedem  Staat  im  besonderen  Einzelverträ^e  abzoschließeii. 
Warum  könne  eine  Nation,  die  sich  mit  20  anderen  Staaten 
▼erstandigen  kdnne,  sieb  nicht  auch  mit  45  Staaten  einierrn. 
wenn  dies  der  gebieterische  Wnnscb  aller  Völker  sei?  JEr  bofie^ 
daß,  wenn  die  deotsche  Begienmg  Jetzt  einen  solchen  Vertrag 
nicht  zeichnen  wolle,  sie  doch  in  der  Folge  demselben  beitreten 
werde.  Jede  Macht,  ob  groß  oder  klein,  müsse  sich  Yor  dem 
Willen  der  öffentlichen  Meinung  bengen,  die  mehr  nnd  mehr 
▼erlange,  daß  jeder  unnötige  Krieg  Yerschwinde.  Und  jeder 
Krieg  sei  unnötig,  wenn  die  Anmfong  eines  Schiedsgeiicbts 
möglich  sei.  Was  die  Schwierigkeit  einer  ünterscheidong 
zwischen  juristischen  und  politischen  Streitfragen  anlange,  so 
sei  diese  dieselbe,  ob  es  sich  nun  um  EinzeHertrSge  oder  um 
einen  allgemeinen  Vertrag  bandle.  Die  Grundlage  aller  Kon- 
ventionen, die  die  Konlerenz  auszuarbeiten  habe,  sei  zunächst 
das  gegenseitige  Vertrauen.  Dieses  Vertrauen  wolle^  daß  man 
sich  ▼erpflichte,  zunächst  zu  den  friedlichen  Lösungsroittehi, 
und  zwar  bei  allen  Streitigkeiten  zu  greifen.  Es  gebe  keine, 
die  man  einzig  der  gewaltsamen  Lösung  überlassen  mOsse. 
Dieses  Vertrauen  wolle  weiter,  daß  ein  Staat  sich  durch  einen 
Schiedsvertrag  gebunden  erachte,  welches  auch  immer  die  kon- 
stitutionellen Besonderheiten  sein  mögen,  die  ihn  anszeichnes. 
Die  Vereinigten  Staaten  insbesondere  hätten  die  Unterzeichnnag 
eines  Kompromisses  noch  nie  verweigert. 

Der  serbische  Vertreter  Milomnomtch  erklärte  die 
Organisation  der  Schiedsgerichtsbarkeit  für  die  wichtigste  Auf- 
gabe der  Konferenz.  Wenn  es  zurzeit  auch  noch  unmöglich 
sei,  dieselbe  auf  die  politischen  Küiiiliklc  auszudehnen,  die  die 
wahren  Kriegsursachen  seien,  so  gebe  es  doch  andere  Streit- 
fragen, auf  die  diese  Ausdehnung  möglich  sei.  Wenn  man 
diese  der  Schiedsgericlit^ibarkeit  unterwerfe,  so  bedeute  das 
immerhin  eine  Reinigung,  eine  Desinfektion  der  internationalen 
politis(hen  Atmosphäre. 

Der  englische  Vertreter  Frtf  wies  zunächst  darauf  hin, 
daß  der  Art.  1  des  vom  Komitee  ausgearbeiteten,  heute  so  leb- 
haft kritii.ierten  Projekts  an  der  S]>itze  des  Yertra^rs  zwischen 
Deutschland  und  Großbritannien  stehe  (!;.    Im  übrigen  be- 
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i^chränkte  er  .sich  auf  2  Feststellungen.  Die  Schieds- 
gericliLsbarkeit  in  allen  ihren  Formen  schöpfe 
ihren  Ursprung  au.s  der  freien  Zustimmung  der 
Streitteile,  und  der  einzige  Unterschied  zwischen 
der  sogenannten  obligatorischen  Schiedsgerichts- 
barkeit und  der  nichtobligatorisclien  bestehe  darin, 
üaii  im  ersten  Fall  die  Zu.stimniuug  im  voraus  ge- 
geben werde,  im  zweiten  Fall  nachträglich  nach 
dem  Existentwerden  des  Streits.  In  beiden  Fällen 
handle  es  sich  also  um  einen  souveränen  Akt  der 
fit  reiten  den  >f  ächte,  der  in  keiner  Weise  ilireUnab- 
hänirijrkeit  beschränke,  nicht  mehr  als  dies  ein  Vertrag 
zwisclieii  Trivatpersonen  mit  iieziig  auf  deren  Unabhängigkeit 
tue.  Wanim  sollte  das  internationale  Hecht  nicht  auch  den 
Entwicklungsganf2:  dts  nationalen  Kechts  liefoliren  können? 
Zuzugeben  sei,  daß  man  sagen  könne,  dalj  anfresichts  der 
Reserven  und  der  Kündigimgsnirt<>lichkeiten  der  üblij^:atorische 
Charakter  der  Konvention  kein  sehr  ausgesprochener  wäre,  und 
daß  das  ^üuiatlum  iuris**  ohne  Schwirriß:kpit  gebrochen  werden 
könne.  Aber  die  Nationen  der  Welt  lassen  sich  nicht 
lediglich  von  juristischen  Begriffen  lenken  oder 
durch  „vinctila  iuris'*  binden,  und  die  Konvention,  wie 
gehwach  sie  auch  vom  rechtlichen  Standpunkte  aus  sein  möge, 
würde  nichtsdestoweniger  einen  sehr,  großen  moralischen  Wert 
haben  als  Ausdruck  des  GewüBens  der  zivilisierten  Welt 

Der  russische  Vertreter  von  Martens  betonte,  man  habe 
die  juristische  Seite  des  Projekts  oft  und  manchmal  mit  Recht 
angegriffen.  Aber  man  dürfe  nicht  vergessen,  daß  die  Fra^fe 
der  obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit  vor  allem  eine  uni- 
yerselle  Frage  sei,  eine  Frage  der  Kultur  und  der  Zivilisation. 
Sie  sei  der  strahlende  Leuchtturm  geworden,  zn  dem  sich  die 

,  Augen  aller  Volker  erheben.  Eine  von  der  Konferenz  gefaßte 
günstige  Entschließung  werde  vor  allem  einen  mächtigen  morali- 
schen Einfluß  auf  die  internationalen  Beziehungen  ausüben. 
Die  russische  Delegation  sei  1907  bescheidener,  als  sie  es  1899 

.  gewesen  sei.  Sie  begnüge  sich  mit  wenigem,  in  der  Voraus- 
setzung, daß  die  erste  große  Etappe  endlich  erreicht  und  das 
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obligatorische  Prinzip  proklamiert  werde.  Damit  dasselbe  aber 
Realität  habe,  gehöre  dazu  auch  die  Schaffung"  eines  wirklichen 
Schiedshofs.  Die  beiden  Fragen  gehören  eng  zusammen.  Man 
könne  die  eine  uicht  ohne  die  andere  lösen  (?) 

Ich  übergehe  die  Reden  der  Vertreter  PersiensVi, 
Chinas,  J;ii)ans,  Dänemarks,  Slams,  Bulf^ariens  und 
Oesterreichs,  die  sich  im  ganzen  zustimmmend  au.ssprachen, 
bezw.  von  denen  der  letztgenannte  nochmals  die  von  ihm  ein- 
gebrachte Resi)luti(»n  erläuterte. 

Zum  Schluß  gab  der  Präsident  Bour(/eois  noeh  einen 
üeberblick  über  die  Lage.    „Que  demanäons-nous fragte  er. 

j,L'affirmution  du  principe  de  VinhHra(jc  olAicfulnire  pnur  hs 
conflits  (Tordre  juridiqitc,  nrec  ic  droit  ä  ia  rvaerre  des  interets  titaux 
den  Etats.  L  affirmation  quil  y  a  jpour  les  peuple»  civHiifes  certains 
ordrea  de  questions,  soit  de  nature  purement  fiiümeiire,  soit  ratta- 
ekant  prddsimeni  au»  intirit«  infemaHommat  eommuna  ä  tüut  Ut 
peupUt,  pour  htquela  Oft  wui  däfiHitivem&mi  gue  U  droit  80it  la  seiUä 
i  dgle  entt  p  hu  uations.  Enfin  tum»  deniattdotis  que  ceux  qui  deja  cnt 
leur  volonte  aneff^e  en  ce  sens  puissent  coHn/ater  ici  cette  volonte. 
Mai.t  ce  qui  mua  tntportc  aurfout  c'est  la  siffttification  que  prendront 
HOS  aites  suivant  que  nos  signaluyes  setont  donnees  ou  non  au  bas 
d'un«  Qmventiou  ä  La  Haye.  II  y  a,  dUait  m»  1BU9  le  MappwrUM' 
de  la  Convention  du  29  ßtiUet,  une  eooUU  dee  naOono,  et  le  riglement 
pacifique  des  conflits  entie  ellee  est  le  premier  ebjet  de  cette  sociiti. 
Or,  Messieurs,  c'est  ä  La  Haye  que  cette  soci^t^  a  pris  teritablement 
conseiencf  d'elle-memc ;  cest  Vinstitution  ivfernafionalc  de  La  Hatte 
qui  la  represente  aux  yeux  du  monde;  c  est  lä  que  n  ehibißrent,  aussi 
öien  dam  la  Mgislation  de  la  guerre  que  dans  celle  de  la  paix,  les 
riffles  de  Vorganieation  et  dn  dite^oppement  de  cette  eodM^  et  oomme 
le  eode  de  eea  aetee  organique».  Tout  ee  qui  ee  fait  iei  prend  kaute 
aignification  ctStte  le  fruit  du  coneentement  eomnmn  de  VhumantU  . . . 
Est-il  d'iiiUeitrft  pnssihle  d'espärer  que  par  la  voie  d'accords  f.<?o/f>.  o» 
(trrive  jamitts  ä  des  formulef^  d' cnfenfe  propre  ä  concilier  trttds  les 
Etats  ?  Les  nägociatioHs  isoUes  risquttnt  mtturellemeni  d  aboutir  ii  des 
ridactwm  ^ffirentest  non  aeuletnent  parce  qu'elles  refliteni  THmt 
d'eaprit  particulier  ä  teile  on  teile  nation,  mais  encore  parce  qu'mie 
Puieeance  peut  refueer  ä  teile  autre  Puieeance  teile  eoneeaeüm  partim 

^)  Der  Vertreter  Persiens  crklHrte.  die  Vorti-ile  eines  Welt6clüe(h Ver- 
trages seien  so  groß  und  die  dadurch  für  die  ganze  Welt  gebotenen  Garanlien 
Bo  betiiditlich,  da6  es  Pflicht  der  Konfeiwiu  seit  die  Terhftltniflmäfiig  minimalev 
Hindef  niaae  sn  besiegen. 
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euliire  qui  laplaeeraü  pmt  ^itre  ifit-ä-vis  de  eelle-ci  dam  une  MihtaHom 
^it^irUtrUi  pour  Famnirf  aton  gu'elle  eonsenHta  ä  prendre  le  mime 
engagement  entfers  VensemHUi  des  Etats  du  mattde  en  tue  du  bien 
immense  que  lui  asture  e»  retour  la  garaitUie  eupMeure  de  VetUente 

universelle." 

Es  wurde  liicrauf  zur  Ab  st  immun über  den  portu- 
g  i  ('  s  i  s  r  Ii  -  e  n  g  1  i  s  r  h  -  a  m  (M*  i  k  iin  i  s  r  Ii  c  n  Vi'rtrH«jsf?ntwurf  ge- 
schritten. DerK('ll)L'  wurde  mit  der  bedeutenden  Mehrheit  von 
32  gegen  Ü  Stiin  mon,  bei  H  F^ntlialtunpcn,  angenommen^). 

So  konnte  also  der  Berichterstatter  di  r  Kommission,  Baron 
Guülaume  in  der  Tat  konstatieren :  ^  //  est  im  devoir  rhf 
Rapporteur,  de  constater  ici  qu  ini  projcf  defini  et  complet 
sur  Varhitragc  oliliffnfoire  a  ete  ainsi  rote,  an  sein  de  Ja 
Commlssion,  par  une  larye  ntajorite,  qui  s'est  fidelement  vt 
vonstamment  nniintcuiie  sur  chanin  des  articles  et  sur  le 
vote  d'ensemble  de  ce  projct.  Le  faü  est  indiscutable ;  Ü 
nous  appartient  de  Vaf firmer 

Das  von  der  ersten  Kominission  somit  angenommene  Projekt 
hat  folgenden  Wortlaut: 

Adrt,  16  a.  —  Lea  diffirends  dordre  juridique  et,  en  premier  lieu 
eeux  relaüfa  ä  VinterpriUUUm  des  TroUie  exietant  entre  deux  ou 
plueieure  dee  State  eontraetante,  qui  niettdraieut  ddeormaie  ä  eepreduire 
etUre  eu»,  et  qui  nauraient  pu  Üre  rifßis  par  la  voie  di^ematique, 

scrtmt  soumis  ä  I\-rrhih'a(ft^.  h  la  ctmdition  toutefois  qWih  ne  wettent 
en  cause  ni  les  tntei  i'ts  citaux,  l'independancc  ou  Ihonncur  de  l'un 
ou  lautre  den  dits  Et  als,  et  quils  ne  louchent  paa  aux  interets  dautres 
State  ne  participant  pae  au  Utige. 

Art.  16  b. -^Jl  appartieudra  ä  ekaeune  dee  Fuieeaneee  eiguatairee 
d^t^räeier  ei  ie  differemd  fui  ee  eerapreduU  met  eu  eauee  eee  imOrite 
vitaujr,  son  independance,  ou  son  honneur,  et,  par  consiquent,  est  de 
Haturc  a  ctrc  compris  parmi  ccitx  qui^  daprie  Varticle priddeut^  eont 
ejcceptes  de  l  aröi trage  obtigatoire. 

1)  Dagegen  stimmten  DenttctiUuid,  Oestemicli'Ungant»  Belgien,  Bnlgaxieitr 

Griechenland,  Montenegro,  Ramänien,  Schweiz,  TBrkeL  £s  enthielten  eich 
Italien.  Japnn  rn.Kf-mbnrt^.  Bei  der  Abstimmnnpf  \vn^d<^  anrh  die  Frage  er- 
örtert, ob  d' r  i  iitwuif,  bestehend  aus  den  Artt.  Uia  bis  161,  in  die  Uaager 
Konvention  auizunebmen  sei,  oder  den  Oegenstand  einer  besonderen  Konvention 
Nlden  tolle.  Man  eBtaoUed  rieh  für  letzteres,  im  Hinblick  darauf,  daß  der 
Entwntf  keine  Einstimmigkeit  ertielt  habe  vnd  man  die  Existens  der  Kon* 
▼ention  selbst  nicht  in  Gefahr  bringen  dttrfe- 
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Art  I6e,  —  X««  Hw*U9  PartUa  eontraetauUt  reconnaUBent  qiu 

cwtains  des  diffirmäs  tisSs  ä  rartiele  16 a  somt  äe  mUure  ä  itrt 
aoumis  ä  l  arbitrag«  tan*  rdserce. 

Art.  16 d.  —  Dans  cet  ordre  d'id^es  Elles  convimneHt  de  9CUm$tifM 
ä  Varbitrage  sans  reserve  les  differends  suivants: 

I.  Confe.ffaf/onK  concernnnt  Vinterpi  ''fufion  et  Vapplication  des 
Stipulafiotts  (Duri'utioHHelles  tehttires  nu.r  /ftaf/i'res  suivnntes: 

1.  Ai^sistance  yratuite  reciproque  des  »nilmleti  indigenta, 

2.  Protection  oneriere  internaiioiMle  den  havailleurs. 

3.  Mayens  de  pr^oenir  les  eollisiotts  en  mer. 

4.  Fioiäs  et  meesuree. 

5.  Jaugeage  des  navires. 

ti.  Salaires  et  successions  des  marins  d^c^dis. 

7.  FrotecOon  des  aeuvres  Mtärairee  et  artistiqma, 

II.  SMamations  p^cuniairea  du  chef  de  dommageSt  iersgue  le 

pHneipe  de  Vindemniti  est  reconnu  par  les  Partien 

Art.  Kie.  —  Les  Ilautes  Partus  enntntctantes  deritlent  en  autre 
d^annexer  h  ht  presente  Cunretitinn  hu  Pratncnlc  ruumerant : 

7".  Irs  aufre^  matteres  qui  ieur  paniissent  actuellement  suscep- 
tiblcs  de  faire  Vvbjet  dune  stipulation  d'arhitrage  sans  riaerve; 

2^.  les  Puissances  gui  des  ä  presenl  contractent  entre  elles  et 
MOMe  ceMdUiom  de  rdcipreeUi  est  engagement  pour  toutee  eu  um  partie 
de  cee  maHirea, 

Le  Frotoeote  füeer»  igaiememt  lee  eatuUHotte  dam  teefuellet 
pomnromi  itre  o^entUea  lee  amiree  maüiree  reeommee  par  ia  eaUe 
comme  pouvaut  faire  Vobjet  de  stipulations  cTarbitra^e  eeme  riserve, 
nimH  quc  les  rnnditions  daus  lesquelles  les  Puieeaocee  Momeigi$ataire$ 

seront  admise»  ä  eulherer  au  jirenent  accord. 

Art.  Iflf.  —  Si  tous  les  Etats  signataires  d'uiie  des  Cimventi"iL<t 
visäes  par  les  artt.  16c  et  16 d  sunt  Parties  dans  un  litige  concemant 
Vinierpritaiim  de  ia  Cömwmüon,  le  ßtgement  arbiirai  aiera  ia  mime 
wUeur  que  ia  Cemventitm  elle-mime  et  dwwra  ihre  igaUment  obeerei, 

Sij  au  eoatraire,  le  litige  aurgit  entre  guelqueS'Une  eeulenient  dee 
Etats  eignatairee,  lee  Parties  en  litige  doivent  aeertir  en  tentpa  MtHe 
lee  Aiieeaneee  eignataireet  gui  ont  le  droit  d^intervenir  au  prode, 

Le  ßtgement  arhitral  eera  communique  aua-  Etats  signatairet 
qui  n'ftnf  pns  pris  pari  au  prores.  Si  ceuj  -t  i  di'cJarent  ä  Vunanimiti 
aa  rptt  )  1  nt  ti  i  p 1 1  t n  t tnu  du  piiiut  t  u  Utiye  adojitr  e  jxn  Ia  seuteme 
arbiiruie,  mUd  aitetpretatioM  sera  obligatoire  pour  iuua  et  aura  lä 
mime  vaieur  que  la  eontention  elte-mime.  Dame  le  eae  ^atiraire^  le 
jugement  n'aura  de  ealeur  gWentre  lee  Partiee  en  liHge,  au  pemr  lee 
Puieea$tcee  gui  aurent  formellement  accepte  la  dMeion  dee  arbiiree. 
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Art.  16g.  —  La  procidure  ä  euivre  pour  constaier  l'adMsUm  au 
principe  vtahli  par  la  sentence  arbitrale  dana  U  CO»  9ia4par  Valinia  3 

de  l'article  precMent,  sera  la  »uicante: 

S^if  s'tif/i'f  d'une  Conreniton  t'tnhliffsrnif  urie  Vninn  nrec  urt  hurenn 
special,  ies  Parties  qui  ont  /ins  part  (in  pioi  f-s  t >  (nismct t nmt  If  tc.vte 
de  la  sentence  au  but  eau  api'vial  par  i intermetiiaire  ilf  l  Klal  lians 
le  i^rritoire  du^ul  U  iurgau  a  tou  aiige,  L9  bureau  rMigera  U  U^tU 
dB  VarüclB  dB  Im  Convention  eonformAnent  ä  la  M$Uenee  arHtrale  et 
le  communiquera  par  la  mSme  wie  aueß  Pntaeanees  signataires  qui 
n'ont  pas  pris  pari  au  procds.  Si  celles-ci  acceptent  ä  Vunanimile  le 
texte  de  fai  tirle,  Ifi  burenu  constatera  Vnfn^cntitnent  au  wnffen  cTun 
protocoh  qui  .sera  /rmisuiis  fn  rnpie  rmi forme  ä  tuus  les EtatssiyHtttnirps. 

S*it  ne  s'agit  pas  d  une  O^ncention  ^^tablissant  une  Union  nrec  un 
bureau  special,  les  dites  fanctions  du  bureau  special  ,seront  exercees 
ä  eet  igardpar  le  Bureau  intematimal  de  La  Hage  par  Viniermidiaire 
än  Ctettmrnement  dee  Fafße^Bae, 

11  est  bien  entendu  que  la  präsente  stipulation  ne  parte  aucune 
mUeinte  aux  clauses  d'arbitrage  ddjä  amienues  dans  les  Traitieexistante. 

Art  IßJi.  Dans  chnqur  crrs-  pnrtirnl/rr,  les  Puissances  sifjna- 
taires  etabliront  un  acte  upecial  {cotnproniis)  confortn^ment  aux 
canstitutions  ou  aux  lois  respectites  des  Puiasances  signatuires, 
däierminant  nettement  l'abßt  du  litige,  Vetendue  des  pouvoirs  des 
arBüree,  la  proddure  et  lee  ditaUe  ä  obeertfer,  en  ce  qui  eonceme  la 
eaneOtution  du  Tribunal  arbiiral. 

Art.  191.  —  n  est  entendu^  que  lee  eHpuloHene  vieant  un  arhi- 
trage  qui  figurent  dane  dee  Traitie  dSJä  conelue  eu  ä  conthtre,  reete- 
rent  en  vigueur. 

Art.  10  k.  —  La  priaeute  Convention  eera  ratifiie  dane  le  plue 
bref  delai  possible. 

Les  ratificativns  serout  deposees  ü  La  Hage. 

Im  ratifteaiioM  de  chaque  Puieeanee  Signataire  specifiera  les  cae 
inmmMe  dane  Vartiele  16  d  dane  leequele  la  Puieeanee  ratifiante  ne 
ee  prittaudra  pae  dee  provisione  de  Vartiele  16  a. 

27  eera  dress^  du  depöt  de  chaque  ratification  un  procis-verbal 
doftt  une  copie,  cerfifif'e  conforme.  sera  rewise  pnr  In  voie  diphrntatique 
ä  toutes  Ins  Puissances,  qui  ont  ele  reprvsentiies  ä  la  Conference  inter- 
nationale de  la  Paix  ä  La  Haye. 

Uno  Fuissawe  Signataire  pourra  «  n  Importe  quel  moment 
dipoeer  dee  ralificatione  nouvellee  &tmprenani  dee  cae  additionnele 
itidne  dane  Vartiele  16  d, 

Art,  161,  —  Chaeune  dee  Fuieeaneee  Signaiairee  aura  lafaetUti 

de  d^oncer  la  Convention.  Cette  dimmciation  pourra  etrc  faite,  eoit 
de  fagen  ä  impliquer  le  retrait  total  de  la  Puieeanee  dänonciatriee 
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äe  kt  CoH9et$Uim,  «oit  de  fofon  ä  m  prodtUrB  te»  %ft9t%       h  T4$t»d 

^unr  Pidssance  dSsignie  par  la  Puissance  d^nonciatricB. 

Cette  denunciation  pnnrru  effulement  itre  faite  relaiir^menf  h 
Vuu  ou  plusieurs  des  cas  üHumärcs  dam  larticle  16d  ou  duns  le 
protocole  visä  ä  l  article  10  e. 

La  Convention  continuera  ä  sHÖsiater  pour  autani  qu'elle  n'aura 
poB  4ti  dhtoneie. 

La  dinondaHoH,  aoit  ioiaU  9oU  parUeutüre,  ne  produira  ses 
effets  que  six  mois  apris  que  notiflcation  en  aura  ete  faitt  par  Sci  it 
au  Gouvernement  drs  Pays-Bns.  ef  mmmuntqw'e  immidiotemitnt  par 
eelui-d  ä  ioutes  les  auires  Fuismnces  contractanles. 

Protocole  visi  ä  VarHcU  16e  de  la  proposiHon  brUannigue 

rekUivement  ä  VaHntrage  ohligatoire, 

Art.  1.  —  Ckaqm  JPMsBonee  Hfpuiiair*  du  pri»etU  ProioeoU 
acegpte  Parhitrage  »am  riterve  ponr  In  contegiaHon»  eoneemami 

Vinterpritation  et  V^plieation  des  stipnUaHene  amvenHomneUes  relu' 
tives  ä  Celles  des'  mafiires  imtmirees  au  tableau  ci-annexe  qui  sont 
indiqui'f's  pa>  la  lettre  A  dnns  la  colonne  portavt  snn  uom.  Elle 
declare  ccntracter  cct  cngagenient  vis-ä-vis  de  chacune  des  untres 
Jhtissances  signataires  dont  la  rdciprucitv  ä  cet  egard  est  de  la  mime 
manUre  eignaUe  au  tableau» 

Art.  2.  —  Chaque  Pmaaauee  aura  toufoure  ia  faeuttd  de  mtifier 
eon  acceptation  dee  matUres  qui  sont  enumdr^es  au  taöleau,  et  peur 
lesquellen  eile  n'aura  pas  pr^alublement  accppff'  Vai  bitrage  sans  r^serte 
dans  les  termes  de  l  article  precMcnt.  A  ccftr  /in  die  s'ndressera  au 
Gouvernement  des  Pays-Ba^  qui  signalera  cette  acceptation  au  Bureau 
lutematienai  de  La  Haye.  AprAe  Vaemr  imeerite  au  taUeau  Hei  A 
Varticle  prieddent,  le  Bureau  TntemtUianal  eommuniquera  aueeitöt  la 
netifieatien  et  le  taHeau  ainei  eempiitit  en  cepiee  couformee,  aux 
Qouternements  de  toutes  les  Puissances  signataires. 

Art.  -  Deu.r  i)U  pht.sienrs  des  Puissnnces  s/f/ftfiffu'rcff.  rtqissaHt 
d*un  comtnun  accoi  ä,  pom  t  ont  en  outre  i^'ad t esser  au  Gouvernement 
des  Pays-Bas  pour  lui  demander  d'ajouter  au  tul/leuu  des  matieies 
additiomnellee  pour  leeguellee  ellee  eont  prStee  ä  aeeepter  VarbUrage 
eane  rieeree  dam  lee  termee  de  Vartiele  1. 

Ijinaer^Mon  de  ces  matÜree  additiomllee  et  la  communication 
aux  Gouvernements  des  Pitissattccs  sifftiataires  de  ht  notification  ainsi 
que  du  texte  corrig^  du  tableau  se  feront  de  la  manierg  privue  ä 
larticle  prdcedent. 

Art  4.  —  Lee  Fuieemum  non  eignutairee  eout  admises  ä  adJUrer 
au  prieent  Protoeole  en  notifiattt  au  Qauventement  dee  Fa^fe-Bae  lee 
matiiree  ineeritee  au  tableau  pour  leeguellee  ellee  eont  pritee  ä  aeeepter 
Varbitrage  eam  rieerte  dam  lee  termee  de  Vartiele  I. 


Digitized  by  Google 


Die  sweite  Htager  Friedenikonfeni». 


591 


Modiile  de  Tableau  ä  annexer  au  protocole  de  la 

Prnpn >  /  fio)i  Br itan nique . 


1.  Jti  vliimatii}ns  prcuniaires-  du  iJu'f  dv  dom- 

inagcs  lorsque  le  prim  ipe  de  i  indemnit^ 
e»t  rtetmnu  par  Us  partiea,- 

2.  Assisinttce  gratuUe  rdciprogue  des  malades 

hiilifffttln. 

3.  PiotecliuH  ouvriere  internatioHnle. 

4.  Mayens  de  prevenir  las  coUisions  en  mer, 
6,  Faids  et  mesures. 

6.  Jauf/eoffe  des  na»trss. 

7.  Saiairs  et  sttccessüm  des  tu a uns  decides. 

8.  Protection  des  oeuvres  Utteraires  et  artis- 

tlquea. 

0.  Regime  des  societes  cummerciale»  et  in- 
dustrieUes. 

XO.  Contestafitius  pi'cuniaires  ä  causa  d'nctes 
de  guerre,  de  guerre  cicile,  de  l  arreS' 
tatitm  des  itrangers  eu  de  la  saisie  de 
IsHts  bie»s, 

11  Reglements  sanitaiies. 
12.  Assimilnffon  des  tHrangers  aux  nationaum 
quaut  aux  taxes  et  impöts. 

J3.  Tarifs  de  douane» 

14.  Reglements  concemant  ics  dpieooties,  le 
phylloxera  et  autres  fldaux  similairss. 

X6*  Systemes  motn-tnires. 

Z6.  Droits  des  etrangeis  d  acquirir  et  de  pos- 

säder  des  hiens. 
17,  Procädurs  civile  et  commereiale. 

IB.  CoHtestatvDis  ju'cuninit  es  lorsquUl  y'nnit 
de  l'interprätaiion  ou  de  l  appUcation 
des  c&Hcentkms  de  toute  espies  entre  les 
parties  en  litige, 

19.  Conventions  de  rapatriement . 

ßO.  Conventions  postaleSf    t^lägraphiques  et 

telephuniques. 
21.  Taxes  exig^es  des  navires,  droits  de  quai, 

de  phare.  de  pilotage,  chtirffcs  et  taxes 
de  sau  ce tage  imposees  en  cos  d'acarie 
ou  de  naujfrage. 
22»  Droit  international  priti. 
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NippoM, 


Da  der  Entwurf  zwar  eine  große  Majorität,  aber  keine 
Einstimmigkeit  erzielt  hatte,  entstand  nun  aber  die  weitere 
Frage,  ob  er  vor  das  Plenuni  der  Konferenz  zu  gckiig^i  ii  habe. 
Da  als  Tv(gt  l  iur  die  Konferenzbeschlüsse  Einstimmigkeit  er- 
fordert wird,  so  erschien  dies  v^n  vornherfin  Iraglich.  In 
dieser  Voraussicht  stellte  daher  der  russische  Vertreter 
von  Martens  einen  neuerlichen  Verniittlungsantra«:.  der  darauf 
hinausging,  das  l*rojekt  womöglich  doch  noch  zu  rptt4*n.  indem 
er  denjenigen  Mächten,  die  für  dasselbe  gestinmit  liatteu,  die 
Möglichkeit  gab.  in  einer  Znsatzakte  zu  der  Haager  Konvention 
die  Fälle  zu  bezeichin  n  in  denen  sie  sich  der  oldigatorischen 
Schiedsgericlitsbarkeit  unterwerfen  wollten.  Diese  Zusatzakte 
hätte  nur  für  diejenigen  verbindliche  Kraft  gehabt,  die  sie  ge- 
zeichnet hätten  oder  ihr  beigetreten  wären.  So  hätte  niemand 
ein  Opfer  seiner  Meinung  zu  bringen  gehabt.  Da  jedocii  auch 
dieser  Yorachlag  nur  eine  Majorität  von  29  Stimmen  erzielte, 
zog  von  Martens  seinen  Antrag  zurück,  den  er  lediglich  in 
der  Hoffnung  gestellt  liatte,  daß  er  alle  Stimmen  auf  sich  v«r- 
einigen  werde. 

Damit  kam  man  nun  zur  Abstimmung  über  die  von  der 
Österreichisch-ungarischen  Delegation  yorgeschlageoe 
Resolution.  Herr  fxm  Merey  meinte,  es  bliebe  nur  die 
AltematlTe,  sich  zu  trennen,  ohne  zu  einer  Yerstindigung  ge- 
langt zu  sein,  oder  den  österreichischen  Vorschlag  anzunehmen. 
Dieser  letztere  habe  jetzt  keinen  subsidifiien  Charakter  mehr. 
Er  könne  von  allen  einstimmig  angenommen  werden. 

Von  Seiten  des  Pr&sidenten  der  Konferenz  von  Ndidow 
wurde  noch  daran  erinnert,  daß  Einstimmigkeit  das  erste 
Prinzip  jeder  Konferenz  sei.  Sie  sei  keine  leere  Form,  senden 
die  Basis  jeder  politischen  Verständigung.  In  dra  Parlamenten 
könnten  Majoritäten  den  Minorit&ten  ihren  Willen  auferlegen, 
weil  die  Mitglieder  nur  ein  und  dieselbe  Nation  vertreten. 
Aber  auf  einer  internationalen  Konferenz  vertrete  jede  Dele- 
gation einen  anderen  souveränen  Staat.  Niemand  habe  das 
Recht,  einen  Beschluß  der  Majorität  anzunehmen,  der  dem 
Willen  N(  iner  Kegierung  zuwiderlaufe.  Es  könne  daher  von 
KoniereuzbeschlüäseD  nur  die  Hede  sein  bei  den  einütimmig 
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gefaßten  Entscheidungen.  Dem  schloß  sich  auch  der  deutsche 
Vertreter  Freiherr  Marschall  mn  Bieberstein  an.  Seine 
Begienwg  werde  sich  «n  die  zu  allen  Zeiten  für  die  inter- 
iiationalen  Konferenzen  üblichen  Bräuclic  halten  nnd  da» 
Prinzip,  daß  die  Majorität  entscheide  und  die  Minorität  sich 
zu  fügen  luibe,  nicht  annehmen.  Eine  solche  Auffassung' 
würde  die  Zukunft  der  Internationalen  Konferenzen  in  Gefahr 
bringen. 

Verschiedene  Vertreter,  wie  z.  B.  Sir  Edward  sprachen 
sich  jedoch  im  entgegengesetzten  Sinne  ans.  Bine  große  Mehr- 
heit habe  den  vorliegenden  Entwarf  angenommen.  Man  könne 
auf  die  erzielten  Ergebnisse  nicht  einfach  verzichten  nnd  die 
Frage  ffir  eine  erneute  Prttfnng  nochmals  zurficklegen.  Das 
Projekt  beweise,  daß  eine  bestimmte  Anzahl  von  Nationen 
existiere,  die  die  Frage  genügend  studiert  haben,  um  sofort 
einen  allgemeinen  Schiedsvertrag  abzusdiließen.  Choate  kon- 
statierte, daß  nach  mehrmonatUchen  Verhandlungen  die  Kom- 
mission ihren  Willen  durch  eine  erdrückende  Mehrheit  kund- 
gegeben habe.  Sie  habe  sich  zu  gunsten  der  obligatorischen 
Schiedsgerichtsbarkeit  erklärt.  Es  sei  niclit  möglicb,  daß  die 
Minorität  die  Majorität  am  Hand*,  lu  huidern  und  sie  veranlassen 
könne,  da^  im  Stich  zu  lassen,  was  bis  jetzt  erreicht  sei.  Diese 
Frage  zu  entscheiden  gehöre  zur  Kompetenz  der  Konferenz 
und  müsse  dieser  unterbreitet  werden.  „Noks  avons  accept^ 
La  declaratio)i  du  principe  de  Varhitrage  obUntitoire :  nous 
avons  admis  i^u,'  l'on  iwcepteralt  les  ca^  oii  les  interets  mtaux 
des  nations  scrrf  fevf  fen,  Jaissant  aux  Puissances  elles- 
tnemes  la  farulte  d  apprecier  la  leffitimit^  de  ces  re'serves. 
Nous  avons  rote  une  liste  de  ras  dans  lesquels  Varhitrage  serait 
obligatoire  datis  Je  sens  le  plus  slrict  du  mot:  nous  aimts 
adopte  Je  Protocolc  propose  par  la  Delegation  de  la  Grande^ 
Bretagne  :  il  ne  nous  reste  plus  que  qmlques  dätails  ä  regier  — 
nous  ne  pmivons  subordonner  tous  ces  restdtats  a  de  nou- 
veües  äiudes  des  Gouvernements.  La  ma^orite  ne  doit  pas 
imposer  sa  volonte  u  Ja  minorit^;  mais  eile  doit  pouvoir, 
sous  le  drapeau  de  la  Ckmfärence,  mettre  ä  exäcution  ce 
qu  elle  a  däcidä." 
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Nippold, 


Bei  der  Abstiiiimuujj  wurde  der  österreicliisch- 
üngfarische  Antrag  mit  24  Stimmeu  gegen  14,  bei  7  Ent- 
haltungen, verworfen. 

Nunnielir  trat  (Iraf  ToniieJU^  der  bereits  im  Comifi 
d'exnmpn  einen  Antrag"  angekündigt  hatte,  den  er  aber  erst 
nach  c'rf()lg:ter  Abbtinimung  über  die  anderen  Vorschläge  zur 
Abstimmung  vorlegen  werde,  neuerdings  auf.  indem  er  erklärte, 
er  kimne  seinen  früheren  Antrag  jttzt  nicht  mehr  aufrecht- 
erhalten, da  es  zwecklos  sein  dürfte,  Jetzt  noch  nach  weiteren 
Formeln  zu  suclien').  Aber  es»  seien  drei  Konst^tierungeii 
notwendig?.  Einmal,  daß  die  Konferenz  einstimmig:  i?evvesen 
sei  in  der  Anerkennung  des  o}>liu-at()rischen  Schiedsf^erichts- 
l)rinzipes.  Sodann,  daß  man  oline  Widei-spruch  zugestanden 
liabe,  daß  es  auf  dem  weiten  Gebiete  des  internationalen  Ver- 
tragsrechts Materien  gebe,  die  Gegenstand  der  oblip^atorischen 
Schiedssprcchung  sein  können.  Und  ferner,  daß  nur  ein  Geist 
der  Verständigung  in  der  Konferenz  geherrscht  habe  und  daß 
die  Meinungsversclüedenbeiten  lediglich  in  juristischen  Kontro- 
versen  und  Detaüfragen  bestanden  haben.  „Arritons-nous  lä 
aagement.  Nous  avons  parcouru  un  bon  chemin.  Cantentons-^ 
nous  de  l  oeucre  accomplie.  Lai^sons  lui  le  temps  de  porter 
ses  fruits.  Sij  m  regardant  derrUre  nous,  quelqu'un  de 
nous  eprouve  guelgue  regret  m  vojfant  certaines  oeuvns 
inackevees,  eu  toumant  notre  regard  vers  ravenir,  nous 
sommes  tous  rempUa  de  amfiance,  et  aucun  dicouragemeni 
n'envahU  nos  Ames*\ 

Dieser  Vorschlag  fand  nngeteilten  BeilaU.  Der  Bericlit- 
erstatter  Baron  Guülaume  bemerkt  dazu:  „Fersoune  ne  peid 
cofUester  les  r4sultata  acguia  par  ceux  gut  ont  propoa^t 
dtfendu  et  voti  la  proposiHo»  anglo-amäricafyie,  ünema^friti 
homogäne  et  forte  a  ikdwrä  une  Convention,  ajprto  un  travaä 


^)  „Je  me  suis  conraincu  qu'apris  le  tranaU  inimut  dTamdif»* 

juridique  et  de  et  itique  profoiide  den  textes  gut  ttous  n  perwia  d'nmrli- 
orer  et  de  eonipli'ter  considerablement  et  ires  st  ricuscmefit  lUeuvre  du 
reyiement  pacifique  des  Cottflits  internatiunaux,  nos  esprils  ne  $ont 
plus  prt^pares  a  renoncßr  aux  objections  gue  taute  nouvelle  formuU 
ne  manqueraU  pae  de  reHcmtrer", 
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opiniäire.  Zea  ^uäea  äucoqueUea  Ja  premüre  Ctmmissian 
et  les  ComUis  qu*eüe  a  formäs  se  sout  Hvräes,  constUuerant 
Ufte  sowrce  prScieuse  paur  Vavenir,  8,  Exe,,  le  Comte 
T&mielH  s*en  est  tnctUrä  c&nmincu:  Mais  Ü  a  engagi  la 
me^orüi  de  la  Commissim  ä  ne  pas  m4cmnaUre  les 
canvictioMS  expos^  par  une  mmaritS  convaincue  et  loyale, 
et  A  remettre  au  lendemain  la  rMisation  de  projets  dont 
Vew4(Mtkm  prämatur^  pourrait  comprometire  le  principe 
de  Vunanimit^  placä  ä  la  base  de  toute  Conference  inter- 
nationale". Das  Wort  von  Bourgeois  habe  sich  also  bewahr- 
heitet: „Notre  hut  ne  doit  pas  Üre  de  nous  compter,  mais 
de  nous  unir*'. 

Es  wurde  ein  Komitee  bestellt,  daß,  entsprechend  dem  Vor- 
schlage TomielH'Sf  die  Deklaration^}  ausarbeitete,  der  wir  in 
der  Schlußakte  begegnen  und  in  der  die  positiven  Ergebnisse 
der  Beratungen  der  zweiten  Haager  Kcnäßresa  fiber  die  obliga- 
tonsche  Schiedsgerichtsbairkeit  zusammengefaßt  sind'). 

In  die  Haager  Konvention  selbst  ist  also  von  diesen  Be- 
ratungen nichts  übergegangen.  Das  erste  Kapitel  des  vierten 
Titels,  das  von  der  Schiedsgericlitsbarkeit  im  allgemeinen 
handelt,  ist  somit  im  wesentlichen  unverändert  geblieben. 
Die  jetzigen  Artt.  .S7  40  entsprechen  im  ganzen  den  bisherigen 
Artt.  15 — 19.  Die  einzige  Veränderung  ist,  üaii  man  dem 
bisherigen  Art.  16,  jetzigen  Art.  38,  der  die  Schiedsgericlits- 
barkeit bei  gewissen  Streitfragen  für  das  wirksamste  und 
gerechteste   ^treiterledigungsmittel   erklart"),   einen  zweiten 


Dieselbe  wurde  einstimmig  augeoommeD,  bei  vier  EuthaltuDgeu. 
*)  Di«  De]«gfttioii  der  Yereinigten  Staaten  hielt  dieser  DeUaiatien 
MfgeMhet  «n  ihrer  Fordemog  lest,  dafi  das  von  der  Hajoritftt  angenommene 

l'r  iekt  der  Konferenz  vorgelegt  nnd  der  Sdilnflakte  emverleibt  werde.  Die 

Deklamtiun  würde  einen  Rückzog  von  einer  gewonnenen  P(»sifi()ii  Ix  deut^n. 
Die  englische  Delegation  dagegen  faßte  die  Deklaration  lediglich  als  eine 
Konstatiemng  von  Tatsachen,  nicht  aber  als  eine  Preisgabe  der  gewonnenen 
Resultate  auf. 

*)  Sir  Edward  Fry  erklärte,  „que  att  artiele  16  formaU  la  pierre 
ongMlairB  de  la  OmmHon  du  29  JuiOet  et  ga'ü  semblait  ddHraüe 
«Ten  respecter  et  Vexi$tenee  ei  la  teneur".  Ich  komme  hleraof  im  SchliiB* 
abschnitt  zurück. 

ZeitMsbrm  I.  Intern.  FriTat- u.  Oflentl.  BMht.  ZVn.  39 
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Absatz  beigefügt  hat,  der  es  als  wünschenswert  bezeichnet 
dafi  die  Staaten  in  den  bezeichneten  Fällen  von  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit auch  Gebranch  machen,  aber  natOrüch  mir, 
wenn  die  UmstSnde  es  gestatten! 

Das  ist  alles,  was  die  Konvention  in  diesem  Kapitel  an 
Neuerungen  aufweist!    Aber  so  wenig  es  auch  ist,  man  nrafi 

sich  duch,  bei  aller  Krwünschtlieit  weiterer  Fortsrhritte.  di^ 
Frage  vorlegen,  ob  es  nicht  vielleicht  besser  war,  daß  man 
vorläufig  bei  diesem  Resultat  stehen  geblieben  ist.  Ich  werde 
diese  Frage  im  Schloßabschnitt  noch  näher  zu  prüfen  haben. 
Nur  soviel  niöehte  ich  hier  vorwegnehmen :  je  mehr  man  sieb 
in  das  Studiinn  der  Konl'erenzakten  vertieft,  umsomelir  wird 
man  vielleicht  Bedenken  tragen,  die  obere  Frage  ohne  weiteres 
zu  verneinen.  — 


Digitized  by  Google 


Das  internationale  Eherecht  nach  den  Haager 

Konventionen*). 

Von  Dr.  Krnftt  Settellieliift  in  Wien. 

Vorbemerkungen. 

Die  Wissenschaft  vom  internationalen  Privatrecht  hat  eine 
doppelte  Aulgabe  zu  erfüllen;  sie  hat  zunächst  die  Gesichts- 
punkte zu  suchen,  unter  welchen  die  Lösung  von  Kollisionen 
der  Gesetze  anzustreben  ist,  welche  auf  ein  Rechtsverhältnis 
Einfluß  nehmen;  über  diesem  ihren  höheren  Zwecke  kann  sie 
weiters  aber  nicht  unterlassen,  die  Grundsätze  festzustellen,  nach 
welchen  die  geltenden  Gesetze  der  yerschiedenen  Staaten  derlei 
Konflikte  wirklich  zu  lösen  unternommen  haben.  Bei  dieser 
ihrer  zweiten  Aufgabe  zeigt  sich  nicht  nur  häuflg  ein  weit> 
gehendes  Abweichen  dieser  Grundsätze  untereinander,  Je  nach- 
dem zum  Beispiel  die  Gesetzgebung  eines  einzelnen  Staates 
mehr  dem  Territorialitätsprinzip  zuneigt  wie  die  anglo-nord- 
amerikanischen  Staaten  oder  dem  Nationalitätsprinzip  wie  die 
Mehrzahl  d^  Staaten  romanischen  Stammes,  sondern  die  positiven 
internationalen  Privatrechtsgrundsätze  sind  noch  weit  von  dem- 
jenigen entfernt,  was  der  Wissenschaft  aus  dem  Wesen  der 
einzelnen  Rechtsinstitute  heraus  als  die  riclitige  Lösung  in 
langen  Bemühen  zu  erkennen  gelang  oder  ihr  zu  gelingen  schien. 
Die  Folgen  dieses  Zustaiides  sind  durchaus  nicht  bhjs  theoretisch 
imbefriedigend,  sondern  praktisch  liöchst  gefährlich. 

Die  Rechtsunsicherheit  ist  keine  geringe,  wenn  etwa  ein 
Rechtsgeschäft  in  einem  Staate  nach  der  dort  lierrschenden 
Maxime  xon  der  le^  loci  actus  gültig  geschlossen,  im  Heimat- 
staate der  vertragschließenden  Teile  aber  vermöge  des  dort 

*)  Vom  Gesiditapmikte  der  ROckwklniiig  mI  (Im  dttecnicliiaohe  Reobt 
betnchtat. 
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hcrrsclionden  Personalitiltsprinzijjs  als  ungültig  ange.sehen  wird, 
sie  wird  stets  dann  zu  l)ckl;i<it'n  sein,  wenn  iiifolfre  der  be- 
stehenden I)iviTp:enzen  ein  Reclitsgeschätt  für  den  PiCTt  irh  pines 
Staates  als  gültig,  eines  anderen  als  ungültig  erkannt  wird'). 
Welche  Folgen  ein  solcher  Zustand  für  das  Institut  <ier  £be 
nach  sich  zieht,  Wirkungen,  die  namentlich  aach  auf  die  per- 
sönlichen Verhältnisse  der  aus  dieser  Ehe  entsprungenen  Kinder 
sich  äußern,  bedarf  keiner  besonderen  Ausführung.    Daraas  er- 
gibt sich  die  doppelte  Funktion  der  das  internationale  Privat- 
recht  regeluden  Staatsvertrilge  von  selbst:  einerseits  Schafhiog 
möglichst  gleicher  Grundsätze  fiber  die  StatatenkoUisionen  in 
den  verschiedenen  Staaten,  andererseits  möglichste  Garantie  für 
die  Gleichförmigkeit  der  Beurteilung  von  Gültigkeit  nnd  Wirk- 
samkeit internationaler  Bechtsverhältnisse  seitens  der  Gerichte 
der  Einzelstaaten. 

Mehrere  Vereinigungen  sind  seit  Jahren  bemüht,  für  einzelne 
Bechtszweige  Vorschläge  und  Entwürfe  auszuarbeiten,  die  als 
Grundlage  dienen  sollen  zur  Begelung  internationaler  Verhältnisse 
dnrdi  Einzelgesetzgebungen  und  Staatenkonventionen,  so  die 
t^sociaUon  for  tke  reform  and  codißcatio»  of  ihe  Uno  of 
naikms^*  (seit  1873)  und  das  „ItisiUmt  de  droit  intemaHonaP* 
(seit  1873).  Ilire  Vorarbeiten  waren  bisher  nicht  ohne  Erfolg 
bei  Abfassung  der  modernsten  Zivilfresetzbücher,  dagegen  sind  die 
Konventionen  über  privatrechtli che  Fragen  bisher  nur  in  relativ  be- 
scheidenen Grenzen  gübliibi  ii.  \\  \e  die  Pariser  Union  zum  Schutze 
des  gewerblichen  Eigentumes  vom  Jalire  1883  betrefieud  Schutz 
und  Gebraucli  von  Ertiiidungen,  Marken,  Mustern,  Modellen  und 
Handelsfirmen,  und  dir»  "Rerner  Konvention  zum  Schutze  des 
liter.-artist.  Eigentuius  vom  Jahre  1886^).  Dänin  reihen  sie  li  nun 
die  von  den  Staatenkonferenzeu  im  Haag  seit  dem  Jahre  lby4 

^)  Fttr  die  Notwendigkeit  (  inlK-itlicher  Lösung  der  KoUisionsnormen  und 
gegen  einseitige  Lösung  durch  die  Kinzelstaaten  namentlich  ManciHi* 
J.  I  221  ff.  Literarische  Versurhp  solcher  Lösungen  Domin- Petruahetti 
a861),  B/untachli  (1872),  JJudley-Field  (1872). 

>)  Sonst  befaOten  sieh  dfo  Stastmitr&ge  mir  mit  etnielnen  Spesblbigca 
wie:  Anerkennjpg  der  Rechtsfähigkeit  «uslft&discher  AIctieDgcsellMbafteB, 
Wirkang  des  Konknnes,  bierftber  Fr  an»  Kahn,  Die  cinkeitUcfae  Kodififcs- 
tion  des  Internationalen  PriTattechts  darch  StaatsverttSgei  Leipsig  1904  8.  % 
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geleisteten  Arbeiten,  deren  erster,  die  prozefirechtlichen  Fragen 
betreffend  das  Armenrecht  und  die  aktorische  Kaution  Ton  Aus- 
ländern, dann  die  Mitteilung  von  Urkunden  sowie  die  Eirledigung 
von  Rogatorien  betreffender  Teil  seit  1899  als  dsterreichisches 
Gesetz  in  Geltung  steht.  Nach  mannigfachen  Fährlichkeiten  ist 
auch  ein  Teil  des  privatrechtlichen  Programmes  der  Staaten- 
konferenzen im  Jahre  1902  zu  einem  gemeinsamen  Beschlüsse 
gediehen;  er  umfaßt:  1.  Gesetzeskollisionen  in  Ehesachen, 
2.  Gesetzes-  und  Gerichtsbarkeitskollisionen  in  Angelegenheiten 
der  Ehetrennung  und  der  Scheidung  von  Tisch  und  Bett,  3.  inter- 
nationale Regelung  der  Vormundschaft  über  Minderjährige.  Alle 
diese  Fragen  sind  von  grüßtir  Bedeutung;  nanuntlich  der 
Komplex  der  beiden  ersten  betrifft  eine  .Materie,  unter  deren 
ungleicher  Beliandluiig  die  Rechtssicherlieit  schwer  gelitten  hat. 
Bezüglich  der  internationalen  Regelung  des  »  lielichen  Güterrechts 
steht,  ebenso  wie  Innsichtlich  der  gleiclifalls  m  Beratung  ge- 
standenen erbrechtlichen  Fragen  > Testierfähigkeit,  Form,  Inhalt 
und  Wirkung  letztwilliger  Krklni  iingen,  Erbfähigkeit.  Erwerb 
der  Erbscliaft,  Kaduzität;  ein  endgültiger  Knnfcrenzbesclilnlj  noch 
aus.  Dajic^en  ist  es  nunmehr  Aufgabe  der  iisterreicliiselien 
Gesetzgebung,  den  Konferenzbeschlüssen  hinsichtlich  der  er- 
wähnten drei  Materien  Geltung  zu  verscliaffeu,  an  deren  Zu- 
standekommen Oesterreich,  wie  es  sich  zeigt,  in  einschneidender 
Weise  teilgenommen  bat,  und  zwar  einerseits  durch  die  erforder- 
liche verfassungsmäßige  Zustimmung,  andererseits  durch  £r- 
lassnng  eines  Durchführungsgesetzes,  welches  dort  einzugreifen 
bat,  wo  die  Konvention  den  Einzelstaaten  zugestanden  bat. 
unbeschadet  des  sonstigen  Vertragsinhaltes  partikalaristischc 
Sonderbestimmungen  zu  erlassen.  Dieses  Durchlührungsgesetz 
liegt  bereits  im  Entwürfe  und  im  Ansscbußberichte  vor  und 
haiTt  der  Erledigung  des  Abgeordnetenhansplenums  und  des 
Herrenhauses,  sowie  der  Sanktion.  Sowohl  die  Entstehungs- 
akte der  Eonferenzbeschlüsse  wie  auch  deren  endgültig  fest- 
gestellter Inhalt  zeigen  nun,  um  einer  möglichst  großen  Anzahl 
Ton  Staaten  den  Beitritt  zu  ermöglichen,  eine  deutliche  Tendenz, 
partikularistischen  Bücksichten  der  Einzelstaaten  Rechnung  zu 
tragen.  Liegt  nun  schon  in  der  Absentierung  der  Staaten  anglo- 
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amerikanischen  Koclits  aus  dieser  Konvention  eine  Scliwäclic  (3er- 
selben,  die  nicht  leicht  zu  vermeiden  war,  weil  der  starre,  nur  im 
britischen  Königreiche  zuletzt  etwas  gemilderte  Territorialitäts- 
standpunkt mit  den  prinzipiellen  Anschauungen  des  europäischen 
Kontinents  nicht  vereinbar  erschien,  so  ist  jedenfalls  in  den 
über  das  Maß  unbedingter  Notwendigkeit  hinausgehenden  Vor- 
behalten zu  Gunsten  der  positiven  natioDalen  Gesetzgebuogen 
ein  bedenklicher  Mangel  derselben  gelegen. 

Aufgabe  der  folgenden  Ausführungen  will  es  nun  sein,  zu 
lintersuchen,  inwieweit  die  Konvention  speziell  im  Gebiete  des 
Eberechts  den  allgemeinen  Prinzipien  des  internationalen  Frivat- 
rechts  gerecht  wird^)  und  hinsichtlich  der  Konzessionen  an  die 
Einzelstaaten  im  Rahmen  desjenigen  bleibt,  was  di^e  Prinzipien 
gestatten  und  die  Einzelstaaten  su  beanspruchen  befugt  sind. 

I.  Aufgabe  der  ersten  Konvention  und  deren  Lösung. 

Die  Konvention  betreffend  Gesetzeskollisionen  in  Khesarhcn 
behandelt  im  großen  und  ganzen  bloß  zwei  Seiten  dieses 
Problems,  nämlich  die  Fähigkeit  zur  Ehischließung  und  die 
Form  derseüten.  Hierin  drückt  sich  aus.  daß  alle  anderen 
Fragen  außerhalb  der  Konvention  bleiben  und  somit  nach  dem 
speziellen  internationalen  Privatrechte  jedes  einzelnen  Staates 
zu  beurteilen  bleiben.  Hierzu  gehören  u.  a.  die  Wirkungen  im 
Verhältnisse  der  Ehegatten  untereinander  und  zu  den  Kindern 
und  alle  Jene  Fragen  d  r  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit,  die 
nicht  von  den  beiden  (Gesichtspunkten  zu  betrachten  sind. 
Allerdings  ist  der  Begriff  der  Fähigkeit  (oder,  wie  Art.  I  sagt: 
das  Kecbt)  zur  Ehescliliefiung  fle  droit  de  contracter  mariage) 
ein  weitumfassender,  er  umschließt  nicht  bloß  die  Rechtsfähig- 
keit, und  allgemeine  Handlungsfäliigkeit«  sondern  jene  besondere 
Fähigkeit  zum  Abschlüsse  des  Ehevertrags,  die  in  den  Ehe- 
hindernissen ilire  Begrenzung  ündet.  Gedacht  ist  an  die  Ehe' 
hindernisse,  welche  aus  besonderen,  in  der  Person  des  Ehe- 
werbers in  seiner  Beziehung  zum  anderen  Eheteile  gegründeten 
Verhältnissen  sich  eingeben,  somit  die  Unfähigkeit  zur  Ein- 

^)  Uebcr  die  Wirkung  der  Gcsctzeskollisiooen  in  Ehesachen  bei  Kahn 
a.  a.  0.  S.  lU. 
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g^ung  einer  Ehe  überhaupt,  oder  mit  einer  bestimmten  Person : 
also  z.  B.  Minderjährigkeit,  höhere  Weihen  einerseits,  Ver- 
wandtschaft, Ehebruch  andererseits.  Daraus  ergibt  sich,  daß 
die  Vorschrift  des  Art.  1  zugleich  die  Bheliindemisse,  die  aas 
solchen  Verhältaussen  entspringen,  nnd  die  durch  Umgehung 
solcher  ßhehindernisse  hervoigehenden  Ehenichtigkeitsfragen 
regelt.  Dagegen  hleiben  die  aus  Mängeln  der  Willenserkl&rang 
entstehenden  Hindernisse,  z.  B.  des  Zwanges,  Irrtums,  aus  der 
Konvention  ausgeschaltet  und  kommen  nach  den  sonst  für  die 
Becbtsgfiltigkeit  nnd  Wirksamkeit  von  Geschäften  maßgebenden 
Grundsätzen  zu  beurteilen,  z.  B.  Sitz  des  Rechtsverhältnisses, 
Ort  der  Abschliefinng  (§  37  a.  b.  GB),  gewillkürte  Partei- 
antonomie'). 

Die  Bestimmangen  der  Konvention  haben  zwingende  Geltung ; 
doch  ist  das  Anwendungsfeld  insofern  beschränkt,  als  nur  jene 
Shen  nach  der  Konvention  beurteilt  werden,  die  1.  innerhalb 
des  Gebietes  eines  der  Vertragsstaaten,  2.  zwischen  Personen 
geschlossen  wenlen,  von  denen  mindestens  eine  in  einem  der 
Vertragsstaaten  lieiinatsberechtigt  ist  (Art.  8  Abs.  1).  Tritt 
einer  der  Staaten  erst  nachträglieli  bei.  so  sind  vorher  dort 
geschlossene  Klien  der  Konvention  zu  unterwerfen,  da  os  nach 
der  Passung  der  Vorschrift  auf  den  Zeitiniiikt  ankoniint,  in 
welchem  die  Konvention  auf  die  einzelne  Ehe  angewendet  wird. 

Bezüglich  der  Rhefäliigkeit  erklärt  nun  Art.  1  das  National- 
gesetz als  maßgebend  Hierin  In^t  das  Grundprinzip,  nach 
weichern  die  Lösung  der  Kollisionen  geboten  wird;  d.  h.  es  gilt 
da.s  Personalstatut.  das  sich  nach  dem  Heiniatlande  des  Klie- 
werber.s  richtet,  nicht  etwa  das  Domizilgesetz,  wie  dies  z.  ß. 
in  Oesterreich  für  hierlands  wohnhafte  Ausländer  (§  34  a.  b.  Gß), 
allgemein  u.  a.  in  Dänemark,  Norwegen  gilt,  auch  nicht  das  (be- 
setz des  Eheschließungsortes,  wie  in  der  Schweiz  '^),  oder  das  des 
Ehemanns  (Sachs.  BGB).  Dieses  Grundprinzip  wird  nach  einer 
lUchtnng  näher  bestimmt,  nach  einer  andern  eingeschränkt. 

^)  Kahn,  Ztscb.  XII  2U8  will  auch  diese  Mängel  nach  Art.  1  beurteilt 
.  wissen  wcgQii  der  Terminologie  „droit  de  contracter  mar  tage" ;  allein  auch 
dieser  Tenniniu  mnsoUiflßt  nicht  Willeosrntegel. 

S)  M,  J,  C,  BuMMati,  Ret.  d.  droit  intem,  Bd.  1901,  S.  273. 


602 


Bettellteim, 


Die  Kiiischränkimg  betrifft  den  Fall  der  sog.  Verweisung  uiid 
Rückverweisung.  Diese  ist  ein  bekarmtes  Korrektiv  gegen  die 
schrankenlose  Anwendung  der  Jex  patriae  namentlich  auf 
Personen,  welche  infolge  dauernden  Aufenthalts  im  Auslande 
den  innigen  Zusammenhang  mit  dem  Mutterlande  eingebüßt 
haben. 

Wenn  nämlich  der  Heiniatstaat  scif>8t  die  Ehefähigkeit 
nicht  nach  dem  Nationalgesetz,  sundern  etwa  uacli  dem  (Jesptze 
des  Domizils  beurteilt,  so  soll  aucli  nach  der  Konvention  nicht 
das  Nationalgesetz  aufgedrängt,  sondern  das  internationale  Recht 
des  Heimatstaats  angewendet  werden.  Wir  finden  diesen 
Gedanken  bereits  im  Art.  27  des  EG  z.  BGB  sank-tionien.  aber 
nur  zu  Gunsten  der  eigenen  Untertanen  und  der  deutschet 
Gesetze.  So  sehr  nun  auch  theoretiscb  befremdet,  daß  die  Yer- 
tragsstaaten  danach  statt  des  eigenen  oder  des  konventions- 
mäßigen internationalen  Privatrechtes  sicti  dem  intemationaleB 
Privatrechte  eines  einzelnen  Fremdstaates  unterwerfen,  so 
erscheint  diese  Lösung  dennoch  praktisch  durchaus  annehmbar'). 

Im  Effekte  wird  es  dadurch  möglich  werden,  in  gewissen 
Fällen  die  Ehen  von  Ausländem,  die  im  Inlande  wohnen,  oder 
auch  nur  im  Inlande  die  Ehe  schließen,  durchatis  na^h  inlin- 
dischem  Rechte  zu  beurteilen^,  ohne  dadurch  in  Widersprach 
mit  den  heimatlichen  Gesetzen  zu  geraten  und  eine  l&nderweise 
Gttltigkeit  und  Ungültigkeit  yon  Ehen  zu  provozieren.  In 
Oesterreich  war  das  Institut  der  Verweisung  bisher  nickt 
bekannt,  kann  aber  nunmehr  hier  gleichfalls  praktisch  werden; 
es  ist  Verweisung  bisher  nicht  bloß  auf  die  Gesetze  des  Domizils 
oder  Ebeschließungsortes  statthaft,  wie  der  Entwurf  plante, 
sondern  auf  irgend  ein  fremdes  Gesetz,  bloß  daß  kein  Staat 
zur  An\vendnn*r  eines  Gesetzes  verhalten  ist,  das  in  keinem 
Yertragikstaate  in  Geltung  steht  i^kvi.  8  Abs.  2). 


1)  Das  Oesetz  der  Verweisung  kommt  nicht  etwa  bloß  dum  wu  ia- 
wendnng,  wenn  es  der  Bbe  gOnstiger  iat|  aondem  absolat. 

>)  Z.  B.  Bhen  von  ScbweUer  Bflrgeni  n.  d.  Qee.  t.  1874.  Yenrast 
aber  das  einheimische  Recht  an!  das  Oesetz  eines  jener  Staaten,  die  akit 
Vrrtraizsstaatrn  aind,  so  hat  dieses  keinesfalls  snr  Anwendung  la  konoMa 
Art.  ö  Ab».  2. 
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Jene  andere  Seite  der  Konvention,  welche  das  Personalitäts- 
prinzip verschürft,  liegt  darin,  daß  bei  Beurteilung  der  Elie- 
föhigkeit  nach  dem  Personalstatut  jedes  der  beiden  Ehe- 
gatten gefragt  \vird,  und  wenn  auch  nur  auf  Seite  der  Braut 
ein  Manprel  des  Rechts  zur  Eheschließnnjr  vorlair,  dieselbe  nicht 
geschlo.^seii  werden  darf.  und.  wenn  geschlossen,  mit  dem 
Stigma  der  Anfechtbarkeit  oder  Ungültigkeit  behaftet  i.^t.  Die 
Bedeutung  dieser  Verschärfung  ergibt  sich  klar,  soliald  erwogen 
wird,  welch  weiten  Umfang  der  Begritt  der  Kliefiiliigkeit  in 
diesem  Znsammenhange  besitzt.  Abgesehen  von  der  allgemeinen 
Rechtsfiiliigkeit.  welche  weniger  ins  (Jowirht  fällt,  weil  in  den 
modernen  Kuiturstaaten  Fremden  und  Einheimischen  in  gleicher 
Weise  Rechtsfähigkeit  zugebilligt  zu  werden  pflegt,  umfaßt  er 
ebenso  die  allgemeine  Handlungsfähigkeit  (das  Alter,  die  Ver- 
standesreife. Dispositionsfähigkeit)  wie  die  besondere  Ehefähig- 
keit (Erfordernis  des  elterlichen,  vormundschaftlichen,  gericht- 
lichen oder  verwaltungsbehördlichen  Ehekonsenses,  Weihen, 
Gelübde,  Religionsverschiedenbeit^  Verwandtschaft,  Schwäger- 
schaft, Unterworfenheit  unter  gewisse  Eheverbote,  z.  B.  fttr 
MiUtäipersonen,  Unvermögen  nsw.)<  Alle  diese  Yoraossetzangen 
sollen  nicht  bloß  auf  Seite  des  Ehemanns  nach  seinem,  sondern 
auch  auf  Seiten  der  Ehegattin  nach  ihrem  Bechte  gegeben  sein^). 
Umgekehrt  muß  auch  der  31  angel  dieser  subjektiven  Erfordernisse 
auch  nur  auf  Seite  der  Ehegattin,  wenn  das  heimatliche  Recht 
daran  Nullitätsfolgen  knüpft,  zu  einer  Nichtigkeit  der  mit 
Umgehung  derselben  geschlossenen  Ehe  führen.  So  sehr  nun 
der  Grundsatz  von  der  Geltung  der  lex  patriae  im  allgemdnen 
der  Zustimmung  sicher  sein  kann,  weil  bei  einem  so  wichtigen 
Akte,  wie  die  Eheschließung,  keiner  d^  Ehegatten  befngterweise 
sich  auf  Unkenntnis  der  Nationalität  des  andern  Teiles  wird 
berufen  dürfen,  um  welche  sich  zu  erkundigen  es  vielmehr  seine 
Pflicht  gewesen  wäre-),  so  sehr  hätten  jene  Stimmen  gehöit  zu 


i|  p;ss  oiwii*^  Ocsotz  ist  nicht  ininirr  dasjenige,  mit  dpssrii  rtrsttn  (las 
Hindernis  autiiilich  v(ikiiü]>ft  ist,  r.  H.  Luvermögeuheit,  Mangel  des  chriat- 
Uchen  Bekenntnisses,  KaJtH,  Ztsi  h.  XII 

3)  Bar,  Theorie  und  Praxis  des  Int.  Privatrechtes.   I,  ä.  442. 
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werden  verdient^),  welche  es  bekämpfen,  daß  Sbefaindeniisse 
ans  dem  heimatlichen  Rechte  der  Gattin,  —  insofern  sie  nicht 
deren  Schutz  bezwecken,  wie  Jugend,  elterlicher  Konsens,  körper- 
liche oder  geistige  Unreife  —  zur  UogUltigerklirong  der  ge- 
schlossenen Ehe  dienen  sollen,  weil,  sobald  die  Braut,  von  ihrer 
Auswanderungsfreiheit  Gebrauch  machend,  einen  Ausl&nder 
heiratet,  und  dadurch  naturalisiert  ist,  es  für  den  Heimatstaat 
keinerlei  Interesse  hat,  die  nach  dem  Persoualstatut  des  Mannes 
gültig  gcst  lilossene  Ehe  wegen  des  vormaligen  Natiuualgesetzes 
der  (iattin  aü/titediten.  Für  diese  Fälle  hätte  das  Personal- 
statut des  (jatten  genügt  und  zwar  konsequenterweisp  für  die 
Gestattung  der  Kingehung  der  Ehe  ebensogut  wie  für  die 
Validität  der  jrcschlossenpn  Heirat.  Nach  der  abgeschlossenen 
Konvention  werden  aber  Eheunfähigkehsprüiide  auf  Seite  der 
Ehegattin  allein  zur  Anfechtung  der  Elie  vnr  jf'dem  zuständigen 
Furmn  eines  der  Vertrapsstaaten  dienen.  i>agegen  kann  nicht 
gefordert  werden,  dalj  Kliefäliipkeit  nach  beiden  heimatlichen 
(xesetzeii  gegeben  sei,  z.  B.  vollendetes  24.  Lebensjahr  einer 
deutschen  Braut,  die  mit  einem  Oesterreicher  die  Ehe  eingeht. 

Hiebei  mag  aber  daran  erinnert  sein,  daß  trotz  der  Kon- 
vention die  Staaten  des  Orts  der  Eheschließung  die  nach  dem 
dort  gültigen  inländischen  Eherechte  vorgesehene  Supplierung 
des  Konsenses  erteilen  und  danach  die  Ergänzung  der  Ehefähig- 
keit vornehmen  können  (§  51  a.  b.  GB,  Art.  176  des  mexi- 
kanischen OB). 

£ine  bloße  AnsffihrangSTorschnft  enth&H  Art  4,  wekher 
den  Ehewerbem  den  vor  der  Sheschüefiung  zu  erfariagenden 
Nachweis  auferlegt,  daß  die  vom  heimatlichen  Gesetze  auf- 
gestellten Erfordernisse  erfSllt  sind.  Dieser  Kachweis  gilt  unter 
allen  Umständen  als  erbracht,  wenn  eine  Urkunde  der  im  Lande 
der  Eheschließung  bestellten  diplomatischen  Funktionfice  des 
Heimatstaates  vorliegt.  Sonst  gilt  dies  nur  dann,  wenn  die  Be- 
hörden des  Eheschließungsortes  den  Beweis  als  erbracht  gelten 
lassen;  eine  Pflicht,  Urkunden,  die  von  den  Behörden  des  fremden 
Staates  herrühren,  als  vollbeweisend  anzunehmen,  besteht  nur 

Ungarischer  Vorschlag,  Actes  de  la  3.  Convention  de  la  Haye. 

S.  169. 
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nach  Maßgfiibe  besonderer  mit  diesem  FrtMiidstaate  getrofteiier  Ab- 
machungen. Charakteristisch  ist.  daß  die  Konvention  den  Stand- 
punkt verlassen  hat,  den  der  Kntwnrf  enthalten  hatte,  den 
Nachweis  durch  Vorlapre  von  Zeugnissen  des  Heimatstaates  als 
erbracht  anzuseilen;  die  Tra<?\veite  der  Neuerung  ist  jedoch 
keine  allzugroße,  wenn  erwogen  wird,  daß  man  in  der  Praxis 
sich  mit  einer  Legalisierung  des  heimatlichen  Zeugnisses  dnrch 
die  diplomatische  Station  hehelfen  wird. 

II.  Ausnahmen  von  dem  Grundprinzip. 

Hehr  noch  als  durch  das  Grundprinzip,  das  den  überwiegend 
herrschenden  Anschauungen  entspricht,  charakterisiert  sich  die 
Konvention  durch  Jene  Ausnahmen,  die  sie  davon  zu  Gunsten 
der  Gesetze  des  Eheschließungsortes  statuiert.  Gerade  in 
letzterem  Gebiete  lag  der  große  Streitpunkt  der  Meinungen,  die 
es  auszugleichen  galt  Der  Ausweg,  den  die  Konvention  ein- 
schlug, läßt  sich  in  kurzem  dahin  zusammenfassen :  Die  absolute 
Wirksamkeit  inl&ndischer  Ehehindemisse  allgemein  sittlichen 
Ursprungs  darf  nur  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Mitwirkung 
der  Organe  des  eigenen  Staates  in  Betracht  kommen,  nicht  auch 
gegenüber  geschlossenen  Ehen,  dagegen  bleibt  es  den  Yertrags- 
staaten  vorbehalten,  je  nach  ihrer  Beurteilung  der  religiösen 
Seite  der  Ehe  Hindemisse  aufzutfinnen  oder  wegzuräumen; 
danach  können  sie  trotz  der  durch  das  heimatliche  Gesetz  ein- 
geräumten Freiheit  aus  religiösen  Gründen  Ehen  selbst  von 
Ausländern  verbieten,  aber  auch  trotz  des  nacli  heimatlicliem 
Rechte  bestehenden  Eheiiindernisses  solcher  Natur,  wenn  dasselbe 
nach  dem  eigenen  Recht«  nicht  gilt,  FJien  ^^estatten;  die  Gültig- 
keit oder  Ungültigkeit  soll  aber  grundäUtzlicli  nur  für  den  Bereich 
des  iStaates  des  Eheschließungsortes  bestehen,  nicht  auch  für  den 
Bereich  der  anderen  Vertragsstaaten,  namentlich  des  lleimat- 
staat^s.  Nur  in  einem  später  zu  erörternden  Falle,  dem  der 
Notkonsularelie  sollen  die  religiösen  Bedenken  des  Urts  der 
Eheschließung  nicht  Raum  linden  dürien. 

Bei  diesem  ganzen  Fragenkomplexe  von  der  Berück^jichti- 
gung  der  Gesetze  des  Elieschließungsortes  im  allgemeinen  und 
der  Hindernisse  religiöser  Natur  im  besonderen  gelaugt  die 
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Konvention  an  jenps  Gebiet,  wo  sich  bisher  die  stärksten 
Kollisionen  erpfi-lien  haben,  wo  daher  die  größten  (;e*jpnsätze 
zu  ü])er\vinden  waren.  Tm  Wesen  sind,  soll  anders  die  An- 
erkennung eines  internationalen,  d.  h.  eines  solchen  Frivatrechtes 
nicht  in  Frage  gestellt  werden,  welches  auf  das  Einschlagen 
fremder  Verhältnisse  in  das  einzelne  internationale  Rechts- 
geschäft Kücksicht  nimmt,  nur  solche  Ausnalimen  von  seiner 
Anwendung  zuzulassen,  welche  dem  sog.  wäre  public  ange- 
hören.^) ICs  ist  hier  nicht  der  Oit,  das  Wesen  solcher  l\Vclits- 
^tze  zu  analysieren  ;  sicherlich  sind  sie  nicht  auf  die  Verhältnisse 
des  ordre  public  international-)  einzuschränken,  welche  Gemein- 
gut aller  Kulturstaaten  sind,  z.  P>.  Negation  der  Rechtsunfähig- 
keit infolge  Sklaverei,  Vielweiberei,  deren  Anerkennung  allseitig 
Terworfen  wii*d,  sondern  es  ist  auch  dem  ordre  public  interne 
des  einzelnen  Staates  Rechnung  zu  tragen.  Da  aber  dem  Wesen 
solcher  Rechtssätze  die  Wirkung  innewohnt,  daß  der  inländische 
Richter  sie  bei  jeder  Beurteilung  fremder  juristischer  Handlungen 
und  Geschäfte  zugrunde  zu  legen  hat,  so  ist  es  klar,  daß  es 
nicht  der  WillktiT  der  Einzelstaaten  fiberlassen  bleiben  kann, 
einzelne  Normen  als  absolut  gebietend  und  zwingend  auch  außer- 
halb der  Grenzen  der  innerstaatlichen  Geschäfte  zu  statuieren 
und  dadurch  das  fremde  Recht  fttr  fremdstaatliche  Geschäfte  za 
eludieren,  dessen  Anwendung  ja  längst  als  etwas  ganz  anderes 
denn  bloBe  Komitas  oder  Courtoisie  anerkannt  ist  Daß  etwa 
gar  alle  Jene  Grundsätze,  welche  Verhältnisse  regeln,  die  nicht 
durch  Privatautonomie  dem  Rechte  eines  fremden  Staates  unter- 
worfen werden  können  (§  36  Schlußsatz  a.  b.  GB,  §  37  Schluß- 
satz a.  b*  GB,  §  6  Badisches  Landrecht,  §  18  Sachs,  bgl.  GB, 
§  11  der  Gehhard'schen  Entwürfe  z.  EG  des  BGB*),  zu  Sätzen 
des  ordre  pMic  zu  zählen  sind,  dfirfte  heute  keinem  Zweifel 
mehr  begegnen.  Wir  dürfen  daher  das  Ergebnis  akzeptleres. 
daß  nur  jede  Grundsätze  als  absolute  Vorschriften  des  ordre 

Regicrungsmotivc.  Beil.  3  zn  den  stenogr.  Protokollen  des  Horten- 
haases  XVIII.  Session  1907.  S.  32. 

-)  Ucbcr  diese  rntersrheidnng  ver^'l  Bnr  I,  S.  127. 
^)  Nievieyer,  Vorschläge  u.  Materialien  zur  Koditikation  des  intera. 
Privatrecbts.  7. 
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public  über  das  interiiatioü  m  Privatrecht  hinweg  Geltung" 
besitzen  sollen,  welche  da^j  iiilaiidische  Recht  aus  den  heimischen 
Ansichten  der  Sittlichkeit  und  Erlaiihtheit  mit  dieser  Absicht 
auf  stellt,  und  jene  Vorschriften  des  Ireiuden  Rechtes  keinestalls 
hier  angewendet  werden  dürfen,  die  inländischen  Vorschriften, 
die  aus  (irÜFi<len  der  Sittliclikeit  und  Zulässigkeit  erlassen  sind ^ 
zuwiderlaufen.  Nur  muß  hinsichtlich  des  letzteren  eine  Aus- 
nahme heoh;iebtet  werden:  zur  Verwirklichung  des  vom  Aus- 
lände gebilligten,  vom  Inlande  verworfenen  Rechtsinstitutes 
darf  das  inländische  Gesetz  aus  Gründen  des  ordre  public 
wohl  nicht  die  Hand  bieten,  dagegen  kann  die  Ablehnung  des 
ausländischen  Rechtsinstitutes  nicht  soweit  gehen,  daß,  wenn 
es  im  Auslande  gesetzlich  eutstaudeii  ist,  alle  davon  abgeleiteten 
Kechtsverhältnisse  verworfen  werden,  z.  B.  die  Ehelichkeit  von 
Kindern  polygamischer  Ehen. 

Suchen  wir  nach  den  geltenden  Vorschriftendes  österreichischen 
Becbtes  über  diese  Frage,  so  finden  wir,  obzwar  es  der  durch- 
greifenden Begelnng  mangelt,  im  §  81  £0  den  Gedanken  der 
Eiiiscbränkang  der  absoluten  Gesetze  auf  die  Gesichtspunkte 
der  Erlaubtheit  und  SittHchkeit  mit  größerer  Deutlichkeit  ge- 
kennzeichnet aJs  in  dem  BGB  (Art.  30  EG)  und  in  den 
französischen  und  italienischen  Gesetzen  (C.C.Art.  6,  C.C.  Art.  14). 

Auf  das  Eherecht  angewendet  ist  einerseits  nicht  zu  ver- 
kennen, daß  dasselbe  mehr  von  den  Anschauungen  jedes  einzelnea 
Staates  von  den  Grundtötzen  der  Sittlichkeit  beherrscht  ist  als 
ein  anderes  Bechtsgebiet,  andererseits  aber  eine  allzu  weite 
Interpretation  der  Rechtssfttze  des  ordre  public  eine  Rechts- 
unsicherheit zu  erzeugen  geeignet  ist,  die  sich  in  ihren  personen- 
rechtlichen und  vermögensrechtlichen  Folgen  gleich  empfindlich 
fühlbar  machen  müßte,  weil  jede  Ungültigerklärung  einer  Ehe 
entgegen   den   allgenieiiieii   Grundsätzen   des  internationalen 
Privatrechtes  bloß  auf  Basis  der  absoluten  Vorschriften  des  In- 
lands aulierhalb  des  eigenen  Staatsgebietes  auf  Anerkennung 
nicht  rechnen  kann. 

Nach  der  herrsrliemlen  .\nsicht  nnn  nnil.»  zwiseiien  der 
Heurteihuig  einer  ^'■es(  Iilosseiir-n  Rhe  als  nichtig-  und  der  (tc- 
»tattung  der  Schließung  im  inlande,  d.  i.  der  Mitwirkung  der 
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Organe  des  eigenen  Staates  unterschieden  werden.  In  ersterer 
Hinsicht  darf  von  dein  Grundsatze  der  Beurteilunfi  der  Khe- 
hindernisse  nach  dem  X.itionalgesetze  der  Ehegatten  zur  Zeit 
der  Heirat  gur  kt'iiic  Ausnaliriie  gemacht  werden,  weil  die  Tat- 
sache, daß  eine  Klie  von  Ausländern  iui  Inlande  geschlossen 
worden  wui,  «  Ik  iisu wenig  wie  der  Umstund,  daß  sich  für  die 
im  Auslande  geschlossene  Ansländerehc  nachträglich  im  Inland 
ein  Kompptenzp-riind  ergehen  liat,  eine  innerliche  Recht ferti^run«^ 
für  eint-  untere  Im  iifciule  Hehandlun^  erpiht ;  es  mangelt  jedes 
ethische  uder  in  huijerera  iSinne  rechtliche  Motiv  zu  dieser 
Differenzierung. 

In  der  zweiten  Frage,  jener  der  ^litwirkniifr  der  Organe 
des  eigenen  Staates  an  Eheschließungen  von  Ausländern,  mögen 
<liese  Organe  aucii  wie  in  Oesterreich  zunächst  Religionsdiener 
uiul  erst  dann  Zivilbeanite  sein,  kommen  allerdings  gewisse 
Ivii('ksi<'}iten  in  lietracht,  die  beobachtet  werden  müssen,  selbst 
wenn  vom  8tiindpnnl<tp  des  Xatidualgesetzes  der  Khcwerber 
kein  Hinderni.«<  obwaltet;  nach  der  herrschenden  Ansicht  darf 
trotz  der  Toleranz  des  Nationalgesetzes  der  Ausländer  aus 
Rücksichten  des  ordre  public  die  Mitwirkung  zu  solchen  Ehe- 
schließungen  verweigert  werden,  die  eine  Verletzung  eines 
Strafgesetzes,  als  zweifache  Ehe,  Blutschande,  Unzucht  unter 
Seitenverwandteu,  Geschlechtsverkehr  mit  Unmündigen  bezwecken 
oder  die  von  im  Inlande  allgemein  herrschenden  Anstands- 
pflichten,  als  Beobachtung  der  Trauerzeit  der  Witwe  oder  Ehe 
mit  dem  Anstifter  einer  vorangegangenen  Trennung  (§  1 19  a.  b.  GB) 
bedeuten.  Es  bedarf  keines  näheren  Nachweises,  daß  die  bisherige 
Judikatur  des  obersten  Gerichtshofes  bei  Entscheidung  von 
Ebeungüttigkeitsprozessen  die  Gnindsätze  des  ordre  public  in 
sehr  beträchtlichem  Umfange  auf  Ausländerehen  angewendet 
bat   Hierbei  ist  noch  keineswegs  an  die  Judikate,  betreffend 
die  vormaligen  sog.  Siebenbttrgischen  und  andere  Ehen  gedacht^ 
bei  welchen  die  Ausländereigenschaft  oder  der  Wohnsitz  im 
Auslande  gewöhnlich  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Umgebung 
des  heimischen  Gesetzes  in  Betracht  kamen.   Wohl  aber  sei 
z.  B.  an  die  Entscheidung  Tom  3.  XI.  04  Z.  13493  6.  U. 
No.  2817  u.  a.  erinnert,  wonach  die  von  einem  Ungarn  mosaischer 
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Konfession  mit  einer  Britin  anglikanischer  Konfession  in  Ungarn 
^geschlossenen  Ehe  ralt  der  Begründung  als  ungültig  erkannt 
wurde,  daß  sie  dem  aus  ethischen  runden  erlassenen  Verbots- 
gesetze von  Ehen  zwischen  Christen  und  NichtchristLii  wider- 
spreche. Umgekehrt  k'^t  der  Oberste  (icrichtshof  in  vielfachen 
Eiitschcidun^'cn  auf  den  zwingenden  Charakter  inliindisilur 
Ehevorschiitten  Nachdruck,  wo  die  bloßp  Gebundenheit  des 
Inländers  an  die  seine  Ehefähigkeit  beschränkt  iRlen  inländisclien 
Vorschriften  anch  im  Auslande  zur  Begründung  der  Ehe- 
ungültifjrkt  it  voll  ausreichend  erschien,  z.  B.  E.  v.  2.  IV.  02 
G.  U.  isa2  N.  F.  u.  V.  24.  VI.  02  G.  U.  1907  N.  F.  Das  be- 
sondere Gewicht,  welches  auf  die  Einschränkung  der  Xirlitig- 
keit  auf  den  Bereich  des  Jnlaiids  in  den  neueren  Judikaten 
gelegt  wird  ist  eine  schwaciie  liernhigunfr  üher  die  lierrsrhende 
Rechtsiingieiciiheit;  denn  im  Grunde  ^n'nommeii,  waren  Fest- 
stelluiu^s-  und  Rechtsgestaltnngserkcnntnisse,  zumal  über  den 
Personenstand,  zu  denen  Eheungültig-keitiserkenntnisse  zu  zählen 
sind,  an  sich  bisher  kaum  über  den  Bereich  des  Inlands  hinaus 
wirksani '). 

Für  den  Ausspruch,  daß  eine  Eheschiießnng  den  rjnind- 
sätzen  des  ordre  public  widerspreche,  ist  es  allerdings  in  der 
Regel  schwer,  positive  gesetzliche  Merkmale  zu  linden,  da  die 
Kriterien  durchaus  innerliche  sind ;  vielfach  hat  der  OGH  aber 
in  dem  Wortlaute  des  a.  b.  GB  die  nötigen  Anhaltspunkte  zu 
finden  geglaubt  und  sich  auf  die  Marginalrubrik  zu  §  61 
berufen,  welche  die  Hindernisse  der  §§  62 — 68  a.  b.  GB  als 
solche  des  ,,sittlichen  Vermögens''  kennzeichnet;  gerade  dies 
scheint  aber  zu  einer  außerordentlichen  Ueberspannung  des 
Begriffes  der  absolat  wirksamen  Verbots^fesetze  verleitet  zn  haben. 

Hierin  nun  wird  die  Konvention  Wandel  zu  schaffen 
berufen  sein,  indem  Rücksichten  des  ordre  public  ein  Abweichen 
Yon  den  Grundsätzen  der  Konvention  nicht  mehr  rechtfertigen 
dfirfen^,  wenn  anch  nicht  zn  verkennen  ist,  daß  sie  noch 

1)  It,  Pollak,  Sjrt.  8.  äst.  ZPR  I  86. 

^  Art  2  will  dem  fniaii  BnneMea  4er  Sfaudstaatim  was  §Bgm  d» 
orär»  puMie  rmtoß«,  ein  Ende  machen,  Kahn,  a.  a.  0.  S.  21.  Bine  fest« 
Schranke  gegen  die  Ubennäfiige  Aubnitnng  des  ordr»  public  w«  notwendig: 
den.  Ztach.  XII  2ld. 
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immer  weitgehende  Konzessionen  an  das  Gesetz  des  Ehe-* 
schließnngsortes  gewährt,  die  über  den  Rahmen  dessen  hinanis^ 
gehen,  was  die  herrschende  Theorie  zubilligt.  Sie  erhebt 
gewisse  Hindemisse  za  solchen,  denen  allein  zwingender 
Charakter  zukommt  und  unterscheidet  davon  Hindernisse 
religiöser  Natur.  Hierüber  trifft  Art.  2  die  nötigen  Verfügungen ; 
er  enthält  in  seinem  ersten,  von  den  Hindernissen  zwingenden 
Charakters  handelnden  Teile  zwei  Gedanken:  1.  Ist  die  Ehe 
bereits,  sei  es  im  Heimatlaodc,  sei  es  sonst  im  Auslande,  sei 
es  im  Lande,  dessen  Judikatur  angerufen  wurde,  geschlossen 
worden  —  in  letzterem  in  Unkenntnis  der  entgegenstehenden 
Hindernisse  —  so  darf  sie  nicht  als  ungültig  erkannt  werden, 
sofern  sie  nur  dem  heimatlichen  Rechte  der  Ehewerber  ent- 
spricht (Abs.  2).  2.  Ist  die  Ehe  erst  zu  schließen,  so  bleibt 
es  in  Ermangelung  entgegenstehender  Ausfüliningsbestiraraungen 
gleichfalls  bei  der  Grundregel  des  Art.  1,  allein  die  Kuiiveiitiun 
gestattet*)  den  Vertragsmächteii,  bestiininten  Hindernissen  den 
Charakter  absulut,  d.  h.  trutz  der  Toleranz  des  heimatlichen 
Rechtes  wirksamer  Hindernisse  einzuräumen  nnd  zwar  1.  Ver- 
wandtscluift  und  Schwägerschaft,  2.  Ehebruch  und  3.  Gatten- 
mord. Diese  haben  somit  für  den  Bereich  des  Staates  des  Ehe- 
schließungsortes den  Charakter  von  impedimenta  impedientm. 
Hier  setzt  der  Österreichische  Entwurf  eines  Dnrc  hf  übrun{2:sgesetzes 
ein,  vvelrlies  im  §  1,  Abs.  1  allen  drei  (iruppeu  von  Ehe- 
hindernissen diesen  absoluten  Charakter  beimißt'^);  das  inländische 
Tranung:sorgau  dari  sie  iiieiit  vornehmen,  geschieht  es  doch,  so 
machen  sich  die  Beteiligten  nnter  Umständen  strafbar  (§  507  StG), 
die  Ehe  ist  aber  nicht  ungültig. 


^)  Art.  2  ist,  wie  eine  Anzahl  anderer  Stellen  der  KonTentioili  keine 
perfekte,  sondern  eine  Blankettnorm,  Kahn,  a.  a.  0.  8.  81. 

^)  Bemerkenswert  ist  aber,  daß  insofern  eine  Tnkongmenz  besteht,  als 
dit  Eluhimii misse  des  Gattenmordes  und  des  Ehebruches  nach  der  Konvention 
sich  mit  deu  korrespondierenden  Begriffen  des  österreichischen  Hechts  (§§  67 
ond  68  a.  V.  OB)  oicht  decken,  aondern  in  der  EonTention  an  einen  tüI  engeren 
TatlieBtand  geknttpffe  sind,  das  DnrdiAllimneeg«Bets  eomit  eigentlich  Uber 
den  Rahmen,  den  ihm  die  Konvention  Steckt,  hinausgeht,  v.  CzyhlatBf 
Die  Haager  Ehereclitskonvention  nnd  das  Osterxetcbiscbe  Recht,  Wien  1907  S.  16* 
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Man  mag  es  dem  Dnrchfüluniigsgesetze  zubilligen,  daß  es 
die  beiden  letzteren,  anf  Anstandspflicbten  benibenden  Hinder- 
nissen die  absolute  Geltang  beimißt;  bezüglich  der  Verwandt- 
schaft nnd  Scbwägerschaft  hätte  es  bei  der  allgemeinen  Regel 
sein  Bewenden  haben  sollen,  da  kein  sittliches  Interesse  es 
erfordert,  daß  Ehewerber  aus  dem  Deutschen  Beiche  in  Oester- 
reich von  der  Verbindung  deshalb  ausgeschlossen  bleiben  sollen, 
weil  sie  im  Verhältnisse  zwischen  Großtante  und  Großneffe 
stehen  (§  125  a.  b.  GB)i). 

Allerdings  sollen  die  Ehehindemisse  (im  Unterschiede  vom 
holländischen  Konyentionsentwurfe)  nur  durchgreifen,  wenn  sie 
absolute,  d.  h.  durch  Dispensation  nicht  zu  beseitigeu  sind.  Hier- 
durch ergibt  sich  aber  eine  eigentämliche  Kompetenzrerschiebung. 
Während  nämlich  in  der  Regel  die  kompetente  Autorität  des 
Heimatstaates  zur  Dispensation  berufen  ist,  muß  hier,  da  letztere 
nichts  zu  dispensieren  finden  wird,  die  dem  Trauungsorgan 
Yorgesetzte  Behörde  über  die  Dispensation  erkennen.  Für  das  öster^ 
reichische  Gesetz  hat  die  Unterscheidung  zwischen  dispensabeln 
und  indispensabeln  Hindernissen  keine  Bedeutung,  es  wird 
daher  auf  das  Faktura  der  wirklich  erteilten  Dispens  ankommen. 

Nocli  immer  bleibt  dir  1  i  jige  offen,  ob  es  Hindernisse  gibt, 
die  lujcli  ohne  obige  Yuraiissotzungen  und  über  den  Rahmen 
des  Durchlalirungsgesetzes  hinaus  wirksam  bleibten;  anscheinend 
k.inu  die  Antwort  uicLt  anders  als  verneinend  ausfallen.  Indes 
dürfte  dies  nicht  richtig  sein;  zwar  darf  kein  Trauungsor*ran 
Ellen  von  Ausländem  wegen  Verletzung  anderer  hierlands 
geltender  Anstandspf lichten  2)  ablehnen  als  den  in  obigen  Be- 
stiiinntin^en  ausgedrückten;  allein  auch  so  ist  jede  Mitwirkung 
an  J'>li»'-Tlilieljungen  verboten,  wodurch  sich  die  Brautleute 
strafialljg  raachen,  z.  B.  we^en  Bigamie,  Blutschande,  Unzueht, 
Verbrechen  nach  §  127  St(i  an  Unmündifren,  weil  die  Straf- 
gesetze alle  im  liilaude  weilenden  Personen  eiabindcn  37, 
234  ÖtG). 

^)  Nach  dem  Kommioeioiisberichte  der  Konferens  omfaSt  die  Bluikett> 
neim  Mch  daa  Ebehindernia  der  Wablldtidacliaft;  dieaea  ist  dem  Saterreidd- 
flehen  Rechte  fremd. 

2)  X.B.  wegen YerieUiiDg deiTrauerzeit der \Vitwe,A^aAii,Ztscb.2ÜI222. 

ZeltMbrm  f.  Intern.  PriTst»  u.  öff«iitl.  Beeht.  XTII.  4U 
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Die  Konsequenz,  daß  andernfalls  auf  die  Erschleichuu«; 
von  Eben  eine  Prämie  p:esetzt  würde,  gebietet  es,  trotz  Abs.  2 
solche  Ehen  auch  nach  deren  Schließung  för  ungültig  zu  erkläieD. 

m.  Besondere  Behandlung  von  HinderniBsen 

religiöser  Natur. 

Der  niederländische  Vertragsentwurf  hatte  keinen  Anlafi  ge- 
funden, die  Hindemisse  religiöser  Natur  in  die  Beihe  jener  n  steUen, 
welche  einzelne  Vertragsstaaten  mit  absoluter  Kraft  zu  umgeben 
befugt  sein  sollen.  Er  war  von  jenem  Standpunkte  ausgeginsn, 
der  Holland  selbst  beherrscht,  Bedenken  religiöser  Natur  den 
kirchlichen  Organen  zur  Prüfung  zu  fibetlassen,  wenn  die  Ehe- 
werber sich  von  ihrem  Gewissen  gedr&ngt  fühlen,  ibie  Ehe 
einer  religKisen  Einsegnung  zu  unteiziehen,  im  übrigen  aber 
hat  jeder  Hindernisse,  die  nach  dem  Glanben  des  EinselBei 
gegen  die  beabsichtigte  Ehe  obwalten,  mit  seinem  Gewiaeen 
auszumachen.  Dieser  Standpunkt  konnte  insolange  in  der 
Konvention  auf  Annahme  einzelner  Staaten,  namenttioh  Oester 
Teichs,  nicht  rechnen,  als  nicht  deren  nationales  Eherecfat  anf 
ganz  neue  Grundlagen  gestellt  wurde.  Es  kam  daher  zu  dea 
obefn  angedeuteten  Konzessionoi  im  Art.  2  Abs.  3  nnd  Art.  3; 
sie  lassen  sich  auf  folgende  Sfitze  zusammenfassen: 

1.  Hindernisse  religiöser  Natur  berechtigen  im  aUgemeioea 
nicht,  von  dem  Grundsätze  des  Art.  1  abzuweichen,  weder  ii 
der  Richtung  der  EheschUeßnng,  noch  in  der  Bichtang  der  Be- 
urteilung geschlossener  Ehen. 

2.  Die  VertragBStaaten  sind  ermächtigt,  solchen  Hindtf- 
nissen  auch  gegenüber  Ausländern  mittelst  Durchführungsgcsetstt 
Wirksamkeit  beizulegen. 

'S.  Die  Wirksamkeit  solclier  religiöser  Hindernisse  kann 
keinesfalls  soweit  drehen,  d;ilj  Khen  von  Ausländern  für  ungültig 
erklärt  werden,  weicht  mi  Auslande  konform  Art.  1  geschlossen 
Werden,  sondern  es  können  bloli  im  Inlande  beabsichtigte  Ehen 
verboten  und  trotzdem  geschlossene  für  nichtig  erklärt  wenim 
(impedtnteufa  (Urimenlia),  allerdings  unter  Einschränkung  tlt-s 
Ausspruchs  aui  dtü  Hereicli  des  InlandsM. 

V)  ÜMijecrcn  sind  die  aitdrrcn  Staaten  nicht  ut  himli  rt,  solche  Ehen  ab 
gültig  anzuerkennen.  (Yorschlag  dea  deatsoh^  Vertreters,  Actes  de  Ii 
Conference  de  ia  Hayc,  £>.  11.) 
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4.  Die  Yeitragstaaten,  deren  Bberecht  nicht  auf  kirch- 
licher Grundlage  basiert,  dürfen  Ehen  von  Auslindem,  die 
nach  Art.  1  an  ihr  heimatliches  kirchliches  Ehereclit  gebnnden 
wären,  gleichwohl  gestatten,  insoweit  das  entgegenstehende 
Hindernis  bloß  religiöser  Natur  ist^),  und  müssen  dann  solche 
Ehen  als  gültig  anerkennen. 

6.  Der  i leimatstaat,  aber  aiidi  jeder  andere  Vertiagstaat 
bleibt  berechtigt,  solc/he  Ehen  wegen  Verletzung  des  Art.  1  der 
KüiiVLiition  für  ungültig  zu  crkliiren. 

b.  Den  Hindernissen  religii^scr  Natur  werden  Kucksiciiten 
auf  eine  früliere  Ehe  rechtlich  gleichgestellt. 

Das  üsterreichisclie  DurcUtüliiungsgesetz  macht  sich  im  ij  1 
die  Sätze  2,  3  u.  6  zu  eigen,  spricht  das  Verbot  der  Klieschließung 
von  Ansiändern  entgegen  inländischen  religiösen  Hindernissen 
Skm  nnd  verhängt  über  Ehen,  die  unter  Verletzung  solcher 
Hindernisse  gesclilossen  wurden,  den  Makel  der  für  den  Bereich 
des  Inlands  wirksamen  Ungültigkeit. 

Daß  Satz  4  nicht  rezipiert  wurde,  erscheint  nach  dem 
Stande  des  österreichischen  Eherechtes  selbstverständlich. 

Daß  aber  anch  Satz  5  nicht  resipiert  wurde,  wie  man  h&tte 
erwarten  dürfen,  ergibt  sich  ans  dem  vom  Ausschusse  des 
Abgeordnetenhauses  gemachten  Zusätze  zu  §  1  des  Durch- 
f&hmngisgesetses;  denn  darin  erscheint  ausdrücklich  aus- 
gesprochen, daß  die  nach  Satz  4  im  Auslande  geschlossenen 
Sben  ohne  Rücksicht  auf  die  Gesetze  des  Eheschließnngsortes 
nach  isländischem  gesetzlichen  Becbte  zu  beurteilen  kommen, 
d.  h.  Oesterreich  will  solche  JShen  durchaus  nicht  generell  wegen 
Verletzung  des  Art.  1  für  nichtig  erklären,  wie  es  nach  Art.  3 
Abs.  2  der  Konvention  zu  tun  befugt  wäre,  vielmehr  werden 
fiolche  Bhen  nach  §  37  Abs.  1  a.  b.  GB  in  der  Bogel  gültig 
sein,  ungültig  dagegen  bloB  gegenüber  österreichischen  Staats^ 
angehörigen  wegen  Verletzung  der  Vorschriften  des  §  4  über  die 


Art  S,  der  itiAse  Annwlime  statuiert,  imterUUSt  es,  im  Geguwiti 

Art  2  Abs.  3,  neben  den  Hindemisson  rolirriöser  Natur  BDlche  ms  Rücksichten 

auf  eine  frühere  Eho  7.n  nennen  ;  FJicii.  welchen  dieses  Hindernis  nach  heimat- 
lichem Rechte  entgegeuätehi,  werden  daher  im  Auslande  die  Begünstigung 
des  Art.  3  nicht  genießen,  Kahn,  Ztsch.  XII  2ö2. 

40* 
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per^öiili(  lic  Fühigkeit  (§  37  Abs.  2  a.  b.  (iB)^)  oder  wegen 
bciibsiclitigtcr  Unifrpbnnp;  des  inländischen  Rechtes. 

Zur  vüllrn  Wiinligun^  der  Beiirtpilung  dieser  Vorschriiten 
gehört  es,  festzustellen,  wele lic  Hindernisse  als  solche  reliiri"»^er 
Natur  zu  bezeichnen  sind,  üa  die  Konvention  solche  nicht 
aufgestellt,  kommt  es  auf  die  inländischen  Vorschriften  an.  Für 
Oesterreich  sind  dit  die  TTindernisse  des  §  63  (Weihe  und 
Gelübde)  und  §  64  a.  b.  GB  (Religionsverschiedenheit)  und 
§  119  a.  b.  GB  (Katholizismus),  und  zwar  sowohl  das  absolute 
Ehehindernis  geschiedener  Katholiken  (Hofd.  v.  1835)  als  auch 
das  relative  Ehehindernis  getrennter  Akatholiken  (Hofd.  t.  1814). 

Zweifel  könnten  die  Worte  des  Gesetzes  erwecken,  weiche 
den  Hindemissen  religiöser  Natnr  ausdrücklich  an  die  Seite 
stellen:  .»Die  Rücksicht  auf  eine  frühere  Ehe*^.  Daß  damit 
nicht  das  Verbot  der  Polygamie  gemeint  ist,  ergibt  sich  ans  der 
Entstehungsgeschichte,  welche  lehrt,  daß  selbst  die  Fassung  des 
niederländischen  Entwurfs,  der  das  Ehehindernis  der  Poly- 
gamie zu  einem  der  absolut  wirksamen  gestalten  wollte  (Art.  2 
Abs.  1  Z.  1  verb.:  »weil  die  Notwendigkeit  der  Auflösung 
einer  früheren  Ehe  yorliegf^),  nicht  in  den  Konferenzbeschlo^ 
herübelgenommen  wurde,  weil  schon  nach  dem  Nationalgesetze 
aller  Vertragstaaten  Polygamie  verboten  erscheint.  (Actes  de 
la  Chnßrence  de  la  Haye.  S.  169.)  Es  könnte  dagegen  nach 
dem  Wortlaute  ganz  gut  angenommen  werden,  das  damit  etwa 
durch  dIuc  frühere  Khe  auferlegte  sogenannte  Austandspflichten 
gemeint  seien,  z.  Ii.  Einhaltung  der  Trauerzeit,  Elie  eines 
(letrennti  n  mit  jenem,  der  die  Trauung  sträflich  verschuldet 
hat  119  a.  b.  GB).  Allein  auch  diesbezüglich  geben  die 
Akten  der  Konferenz  Aufscliliiß,  daß  nicht  diese  sog.  Anstands- 
püiclitcn.  sondern  die  l\üi  k>iclit  auf  die  vom  heimii;('lu'n'K€chte  ab- 
gelehnte ijüitigkt'it  von  ausländischen  Ehetrennungserkenntnissen 
katholischer  Ehen  vor^rcscliweltt  haben  {Actes  8.  172)-).  Hier 
haben  wir  somit  bereits  jene  Komplikatidii.  wilcho  in  der 
Praxis  (vgl.  die  sog.  ungarischen  oder  traussylvauiscben  iilhen) 


»)  Bog.  Mot  '\\. 

S)  Kbenso  Kahn,  Ztscli.  Xil  238. 
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die  Prozesse  wegen  Ungültigkeit  infolge  von  Yerletzimgen  des 
impedimenhan  cathoUdsmi  charakterisiert.  Dies  in  Ver- 
bindung mit  der  Tatsache,  daß  da«  ganze  Alinea  einem  öster- 
reichischen Vorschlage  seine  Entstehung  verdankt,  beweist,  daß 
gerade  dieses  Hindernis  es  ist,  welches  hier  geregelt  ist. 

Daß  der  Entwurf  eines  Durchffihrungsgesetzes  zu  Art.  2 
weit  über  den  Zweck  hinausgeht,  den  die  Rücksicht  auf  in- 
ländische Gesetze  vorschreibt,  dürfte  klar  sein;  denn  wenn 
selbst  das  impedimentum  ligaminis  (§  62)  zweifellos  nicht 
.  mehr  in  jeder  Anwendung  als  auf  offentlichrechtlichen  oder 
ethischen  Grundsätzen  beruhend  erkannt  wird  (vgl.  E.  d.  OGH 
T<mi  18.  6.  07  Z.  7373,  Jiir.  Bl,  Kr.  29  ex  1907),  so  ist  dies 
sicherlich  umsomehr  bei  den  Hindernissen  der  63,  64  a.  b.  GB 
der  Fall.  Oesterreich,  das  eine  Notzivilehe  kennt,  durfte  solche 
Hindernisse  bei  Ausländern  beruliigt  tU-m  kircliliclien  Forum 
überlassen.  Und  nachdem  selbst  die  ilnuierniiise  des  Gatten- 
mordes, Ehebruchs,  der  Verwandtschaft  nicht  mehr  die  Nichtig- 
keit der  einmal  gesclilossinen  Ehe  herbeizuführen  geeignet 
sind  (Art.  2  Abs.  2)  keimte  e.s  sicli  Iternhiprt  ersparen,  die 
im  Inlande  religiösen  Himiernissen  zuwider  ^eschlii.N.stiien 
Ehen  von  Ausländern  mit  dem  Makel  dei-  lokalen  Nichtigkeit 
zu  belegen.  Indes  kann  in  dieser  Kichrunj^'  dem  Durcliführnnprs- 
gesetze  kein  Vorwurf  g-emacht  werden,  da  sieh  diese  Frage 
von  der  ganzen  Uep:elung'  des  inländischen  Eherechts  nicht 
trennen  läßt;  denn  ist  einmal  Abs.  3  ein  Bestandteil  des  Ver- 
trags geworden,  so  hätte  auch  ein  Stillschweigen  des  Durch- 
führungsgesetzes praktisch  das  gleiche  Resultat;  auch  dann 
müßten  derlei  im  Inlande  geschlossenen  Ehen  gemäß  §  86 
a.  b.  (tB  verboten  und  nichtig  sein.  Immerhin  ist  ein  Fort- 
schritt durch  die  Konvention  darin  gelegen,  daß  Oesterreich 
derlei  im  Auslande  geschlossene  Ehen  keinesfalls  mehr  aus 
irgendwelchen  öffentlichrechtlichen  oder  ethischen  Bilcksichten 
wird  nichtig  erklären  dfirfen. 

Die  weitaus  häufigeren  Fälle  sind  jene,  wo  die  Hindernisse 
religiöser  Natur  im  Auslände  zu  fiberwinden  gesucht  werden; 

^)  Allardüigs  gegen  den  Widenpnwh  des  Oateneichischeii  Jnstix- 
iniiiiiteffinms  in  aeinem  Otttaefaten  in  den  sitlerten  Aett». 
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hier  kommt  den  Ehewerbern  die  Ausnalnnsbegünstigimqr  des 
Art.  3  zu  statten,  welche  den  (Inuidsatz  des  Art.  1  durrlihriclit ; 
doch  wird  die  Frage  der  (iiiltigkeit  solcher  Ehen  in  derFu^'jel 
durch  die  Beurteihmg  der  (TÜlti^rkeit  des  TrennnnffserkennTiiisst  s 
kompliziert,  welches  der  üeberwindnng  des  Elieliiiidcrnisses  des 
Katholizismus  dient.  Die  Gebundenlieit  an  die  frühere  KLe 
fällt  zwar  unter  Art.  2  Abs.  3,  nicht  aber  die  Gültigkeit  des 
Trennangserkeniitnisses.  Dieses  wird  an  späterer  Stelle  erörten 
werden. 

TV.  Form  der  Eheschließung. 
Hierüber  handeln  die  Artt.  5—7  der  ersten  Konventinn 
Als  Grundregel  wird  aufgestellt,  daß  die  Beobaclitung  der 
Formen  der  lex  loci  actus  die  Gültigkeit  der  Ehe  begründe 
(Art.  5).  Der  Fortschritt  dieser  Regelung  liegt  darin,  daß 
niemand  gezwungen  wird,  im  Auslande  die  Formen  des 
heimischen  Rechtes  zu  beobachten,  was  nicht  selten  mit 
Schwierigkeiten  verbunden  ist.  £ine  innerstaatliche  Bestin- 
diung,  daß  eine  im  Auslände  unter  Beobachtung  der  dort 
gdUigen  Vorschriften  geschlossene  Ehe  nngSltig  sei,  wife 
unwirksam.  In  der  Regel  macht  hier  auch  der  Gegensats 
«wischen  Zivilehe  und  religiCser  EheschlieBnng  keinen  ünter^ 
schied;  es  muß  insbesondere  ein  Staat  mit  obligater  religiöser 
Eheschließung  die  selbst  von  seiften  eigenen  Untertanen  im 
Auslande  geschlossenen  Zivilehen  und  umgekehrt  ein  Staat  nit 
obligatorischer  Zivilehe  eine  im  Auslände  kraft  der  dort  fakul- 
tativ oder  obligatorisch  galtigen  kirchliehen  Ehe  seiner  eigenen 
Staatsangehörigen,  als  formen  gftltig  anerkennen.  Im  erstem 
Falle  auf  der  kirchlichen  Ehefichließung  bestehen  zu  mflsse^ 
weil  dieses  Postulat  keine  bloBe  Form,  sondern  ein  inneres 
Erfordernis  des  Aktes  ausmache,  wäre  eine  unhaltbare  ITehef^ 
Spannung  der  Vorschriften  religiös-sittlicher  Natur,  ist  daher  »och 
von  der  österreichischen  Judikatur  nicht  angenommen  worden*). 
Mit  Ivecht,  denn  die  kirchlich  geschlossene  Ehe  als  sittliche 

^)  AnfgeBtelU  wurde  dies  aber  von  l/nger,  System  I,  S.  tlü, 
Sacigny.  System  VIII,  S.  nfiT.  Thöl,  Einleitung  in  d.  d.  Privalncbt, 
$  80,  g  8a  Kote  6,  Gerber,  d.  Fr.  Beobt,  §  32  14ote  16. 
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Fortienui;^  vorausgesetzt,  dürfte  auch  Auslüiidern  gegenüber 
die  bloß  vor  dem  Standesamte  geschlossene  Klie  auf  Aner- 
kennung keinen  Ansprndt  erheben;  audi  i)raktisch  entstünden 
die  größten  Srliwierigkeiten,  weil  Geistliche  unter  ümstämlen 
ohne  vorgängige  Ziviltrauung  die  Ehe  niclit  solennisieren 
dürieu.  Umgekehrt  witnle  im  zweiten  Falle  eine  üeber- 
spannnng  der  Bedeutung  der  Zivilehe^)  vieU'ach  zur  Ver- 
hinderung von  Eheschließungen  führen,  wenn  z.  B.  der  Staat 
des  Wohnsitzes  von  Ausländern  Einrichtungen  solcher  Art 
nicht  kennt;  es  dürfen  daher  auch  Staaten  mit  obligater  Zivil- 
traoang  keinei^falls  von  ihren  Angehörigen  verlangen,  daß  sie 
auch  im  Auslande  nur  vor  dem  Standesamte  zur  Ehe  schreiten. 

Gleichwohl  fand  sich  die  Konferenz  veranlaßt,  den  Staaten 
mit  obligatorischer  religiöser  Trauung  die  Verweigerung  der 
Anerkennung  von  Zivilehen,  welche  ihre  Angehörigen  im  Aus- 
lände geschlossen  haben,  —  mit  Wirkung  für  den  Bereich  des 
eigenen  Staates  —  zu  gestatten.  Diese  Bestimmung  ist  aber 
nicht  für  die  katholischen  Staaten  mit  obligater  religiöser 
Trauung  (Oesterreich,  Spanien  usw.)  beschlossen  worden,  sondern 
für  RufiÄand,  dessen  nationales  Gesetz  die  konfessionelle  Trauung 
al)8olut  gebietet^  (Art.  5,  Abs.  2).  Der  Entwurf  eines  öster- 
reichischen Durchfuhrungsgesetzes  hat  mit  Recht  von  diesem 
Toibehaite  keinen  Gebrauch  gemacht. 

Was  als  Formvorsohrift  anzusehen,  daher  blo6  nach  der 
lex  loci  aclHS  beobachtet  zu  werden  hat,  darüber  dttrfte  im 
allgemeinen  kein  Zweifel  herrschen. 


Zaur^ni,  droU  intermaUmal  oMi,  Bd.  4«  No«e  126  ff. 
Hiemeffer,  Yondillge  und  Materialien  xnr  Kodifikation  des  inteinatM- 

nalen  rrivatrechtes,  S.  197. 

^)  Dagegen  wnnlo  die  weiters  anfgt'st eilte  rnssisrhc  Fordoninjf,  daß 
Ehen  rassischer  Sta.usMngebörigrr  vor  dem  russischen  Kleriktr  des  Auf- 
enthaltsortes, selbst  wenn  er  nicht  der  ordentliche  Seelsorger  ist.  allseits 
anerkannt  werden,  nicht  akzeptiert  {Acles  S.  180).  Die  allgemeine  Klaiusel 
dee  Art.  7  waide  mit  Fug  fttr  hinidobend  befnadeB,  woaaob  eine  den 
Formen  dea  BheeöhlleBuigeortei  nach  nichtige  Bhe  sontt  ab  gflhig  anerinuuit 
werden  darf,  wenn  sie  den  Formvorschriften  der  heimatlichen  Q^etze 
(ntä{iricht.  Rußland  hat  daher  aach  schlieflUdi  die  Konvention  nieht  oüt- 
gefertii^ 


♦ 
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Gleichwohl  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  daß  z.  B. 
die  sog.  actes  respechteux  des  C.  C.  151,  welche  die  elterliehe 
Zustimmung  zur  Eheschließung  groiijähriger  Kinder  bezwecken, 
bloß  ein  Formalakt  sind,  nicht  aber  eine  Bigänzung  der  Etae- 
föhigkeit. 

Femer  kann  kein  Zweifel  obwalten,  daß  die  Erfüllung  der 
Förmlichkeiten  des  Au^bots  zu  den  nach  gleichen  Grund^tEen 
ZH  beobachtenden  Formvorschriften  gehört.  Allein  das  Aufgebot 
fand  bisher  eine  vielfach  eigentfimliche  Berücksichtigung,  selbst 
Jene  Staaten,  die  auch  bisher  den  Grundsatz  locus  regit  actum 
hochgehalten  haben,  wie  Frankreich  (Art.  170  C.)^),  forderten 
für  selbst  im  Auslande  die  Ehe  schließende  Staat^^angehörige 
die  Erfüllung  der  durch  das  eigene  (besetz  vorgeschriebenen 
Aufgebotsförmliclikeiten ;  andere,  wie  Oesterreich,  verlangten  den 
Augehörigen  einzelner  Auslandsstuat«  ji  ^»^n  iiüber  für  den  Fall 
einer  Eheschließung  im  Inlandc  die  Eiiüllung  der  vom  beimat- 
licheu  I\('(lit('  ^'^('f orderten  Vorscliriften. 

Daraus  hat  die  Küiiveiitiun  nun  eine  allgeniciü  verbindliche 
Xürm  geiuacht,  daß  unbeschadet  der  vorgeschriebenen  Beobachtung 
der  Formen  des  Eheschließungsortes  die  Vorschriften  des 
heimatlichen  Gesetzes  über  das  Aufgebot  beobachtet  werden 
müssen.  Häutig  werden  sich  die  Hestimmungeu  des  heimatlichen 
Rechtes  mit  denen  des  Ehesclilieijiuigsortes  decken,  so  enthält 
das  österreichische  Gesetz  für  im  Auslände  wohnhafte  Inlaiuhr  keine 
inländische  Aufgebotspflicht;  dann  entsteht  daraus  keine  Be- 
sonderheit, anders  wo  sie  anseinanderfallen,  z.  B.  beim  Franzusen 
im  Auslände,  welche  das  Aufgebot  in  der  Heimat  lirauchen-i. 

Auf  deutschen  Antrag-')  ist  dieses  Hindernis  zwar  ein 
trennendes  geblieben,  jedoch  nur  für  den  Heimatstaat,  dessen 

1)  Ebenso  Hdluid  (Art  138),  ltaU«B  (Axt  100),  Ungun  (§  118,  Gci 
Ton  1894). 

2)  T^nter  heimatlichfn  Vorsrliriftdi  üher  das  Anf^rebot  ist  offenbar  das 
Auf^i'bot  in  der  Heimat  i^emoiiiT,  weil  der  Staat  des  Elu-sch1ießunf^orte;>  nicht 
gebalten  ist,  beim  Aufgebot  die  Vorscbrifieu  eiues  iiemden  GebeUeä  zu  hand- 
baben.  Ob  du  Anfgeliot  in  dei  fleimatsgemeiode  oder  «m  letitoi  Woliiinln 
erfordert  wird,  richtet  aidi  naoh  der  Beetfannuittg  des  heimatUclieii  Reckl«. 
Xtc^.  Motive  8.  32. 

^)  Acte»  de  la  Ckm/drenee  S.  11. 
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Becbt  verletzt  wurde,  somit  Nichtigkeit  mit  Beschränkung  auf 
das  eigene  Staatsgebiet  des  Ebeschließungsortes  (Art.  5  Abs.  3) 

Die  große  Streitfrage,  ob  die  Regel  locus  re^U  actum 
obligatorische  oder  fakultative  Geltung  habe,  wnrde  von  der 
Konvention  in  Obereinstimmung  mit  der  herrschenden  modernen 
liehre  mit  einer  Einschränkung  in  letzterem  Sinne  beantwortet^. 

Dies  sagt  Art.  7  mit  den  Worten,  daß  eine  Ehe,  die  im 
Lande  des  Eheschließungsortes  der  Form  nach  nichtig  ist, 
nichtsdestoweniger  in  den  anderen  Staaten  als  gültig  anerkannt 
werden  kami,  wenn  sie  der  vom  heimatlichen  Gesetze  eines 
jeden  der  Ehegatten  geforderten  Form  üiitspiicht.  Es  Instdit 
somit  eine  Art  Wahlrecht  mit  dem  Nationalgesetze,  allein  bloß 
mit  der  .Maßgabe,  daß  es  der  Einzelgese.tzgebung  überlassen 
bleibt,  sich  damit  zufrieden  zu  geben,  daß  nirht  das  Gesetz  des 
Eheschließnngsoi  tt's,  siunlern  das  heimatlicho  Gusetz  angewendet 
wurde.  l)ies  st  tzt  somit  voraus,  daß  die  Einzelgesetzgebungen 
selbst  die  Ikobachtuiijjr  lU  s  lieimatlichen  Gesetzes  für  die 
formelle  Gültigkeit  dw  Khv  als  genügend  erachten,  sonst  gilt 
die  Kechtsregel  obligatorisi  h 'i. 

Danach  ist  die  Fra^o  zu  beantworten,  ob  Art.  7  für 
Oesterreich  Gültigkeit  besitzt. 

Daß  unserem  Rechte  der  Grundsatz  „locus  regit  actum*', 
wenn  auch  unausgesprochenermaßen  eigen  ist,  ist  unbestritten. 
Daß  aber  diese  Tiegel  al»solute  Geltung  haben  soll,  dafür  besteht 
keine  zwingende  Annahme.  Im  Gegenteile  müßte  nach  §  37 
a.  b.  GB  angenommen  werden,  daß  die  Parteien  auch  bezüglich 


^)  Demnach  ist  auch  die  Frage,  ob  die  Staaten  des  Bbeechließungsortes 
gebnndcn  sind,  die  Erfüllung  der  heimatlichen  Vorschriften  (Ihor  das  Aufgebot 
zu  fordern,  oder  ob  sich  die  Ehewerbor  um  deren  ErfilUang  zu  kUmmern 
haben,  in  letztcrem  Sinne  zu  beautworten. 

^  Vgl.  BGB  SO  Axt.  11,  itoUeniache  FraktlmiBanutlkel  svm  BOB, 
Art  9,  Japwisches  GB  Art.  9. 

S)  Kahn,  Ztach.  XU  387:  „Jeder  Sta^  bleibt  beieolitigtk  nit  oMi- 
gatorischrr  WirfeHBg  für  den  Bereich  seines  Gebietes  die  Beobaehtiuig  der 
inländisch)  n  Form  zn  f;»  l)i«  t(  n  "  Man  wird  noch  we  iter  ^t  hcn  dürfen  und 
sauren:  Wenn  ein  Staat  die  W  ahl  mit  dem  heimatlichen  iUcht  nieht  l»esonders 
gestattet,  so  gilt  der  6atz  locus  t  cgii  actum  obligatorisch.  Ditäe  Ikiguluiig 
besweckt  den  ScbaU  der  Zivilehe  gegenüber  Ländern  mit  kircbUcher  Trauung. 
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dpr  fonnt'lleii  (jültigkeit  sich  dem  heimischen  Rechte  zu  unier- 
wcrfi  n  litTHchtigt  sind,  und  wird  man  zupreben  dürfen,  daß  dies 
diiv  Fall  ist.  wenn  sich  z.  H.  Oesterreichtr  im  Auslände  der  in 
Oesterreich  herrscheiidcii  kin  hlichen  Form  bedienen  und  die 
Trauung  vor  dem  Sr;ui(ies;iint<'  unterkssen.  In  lint-m  Falle 
hat  der  Oberste  ( Jcrichishot  die  voji  einem  nestern^irlier  in 
Italien  unter  Verletzung  des  C.  ('  Art.  \K]  Itloß  vor  dem 
Pfarrer  und  zwei  Zeugen  geschlossene  Ein '  für  gülti<r  erklärt^. 
Allein  auch  in  diesem  Falle  mußte  das  Urteil  zutreben.  daü  der 
ausländische  Pfarrer  kein  ordentlicher  Seelsorger  im  Sinne  des 
a.  b.  OB  ist,  als  welcher  nur  ein  innerstaatlicher  Funktionär 
gedacht  ist.  W^en  Fehlens  der  dem  österreichischen  Hechte 
eigenen  Einrichtungen  im  Auslande  kann  Art.  7  für  östet- 
reicbische  Staatsbürger  nicht  praktisch  werden,  wohl  aber  kaiD 
dies  für  fremde  Staatsaugehürige  eintreten,  wenn  dieselben 
später  nach  Oesterreich  übersiedeln  und  dadurch  gegen  sich  ein 
Foram  zur  Eheungaitigkeitsklage  eröffnen.  (§  76  J.  N.)^ 

Eine  Ergänzung  der  Vorschriften  über  die  formale  Gtlltig- 
keit  einer  Ehe  bildet  die  Eheschließung  vor  dem  Konsul  oder 
Gesandten  des  heimatlichen  Staates,  vor  welchem  der  Ausländer 
die  Ehe  statt  nach  den  Gesetzen  des  Eheschließnngsortes  nach 
denen  des  Heimatstaates  zu  schließen  befähigt  ist. 

Die  Konsularehe  ist  in  den  meisten  Staaten  anerkaut, 
sie  ist  dem  C.  C.  (Art.  48)  eigen,  meist  nur  für  Konnatioudo 
des  vertretenen  Staates*),  oft  auch  schon  dann,  wenn  auch  nir 
ein  Eheteil  diesem  Staate  angehört  (England,  Deutsches  Beicb)^). 
Voraussetzung  fOr  die  Gültigkeit  solcher  Ehen  ist,  daß  die 
diplomatischen  Personen  von  dem  heimatlichen  Staate  zur  Vor- 
nahme solcher  Zivilstandesakte  ermächtigt  sind,  und  daß  der 
Staat,  woselbst  der  Konsul  akkreditiert  ist,  solche  Akte  auf 


')  PI.  E.  V.  12.  7.  04  G.  IT.  Nr.  9747  N  F.  mit  einer  nirlit  prinzipielkn 
Begründung.  Mit  Erl.  des  Min.  d.  Innern  v.  lö.  4.  1897  Z.  11422  wurde  die 
Delegierung  aiuULiidiBdier  8eeleorg«r  sur  EheMhließdBg  Terboten. 

>)  Erwerlnuig  der  österreichuclien  StaatBUtTgenduift  ist  keiae  TeiMl* 

Betauntj;  a.  A.  Czyklarz  S.  23, 

Üar  II  4««,  E.  d.  OGH  vom  17.  8.  188()  G.  U.  8066. 
^)  Bar  I  4tiö.   JSbenso  Ungarn,  Dänemurk,  Schweix. 
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seinem  Territorium  nicht  verbietet.  Die  Kon\*eiitiun  macht  nun 
den  Vertragstaaten  zur  Pflicht,  solche  vor  diplomatischen  Per- 
sonen nach  den  Fonuen  des  für  sie  maßprebenden  (n  sctzes  zu 
sclilipßende  Ehen  zu  gestatten,  wenn  gcwLssc  ^■o^auss(■tzungen 
vorliegen.  Diese  sind,  abjri'si  lien  von  der  allgeiucintMi  Voraus- 
setzung für  tili'  Anwt'iidharkeit  der  Konvention,  dali  mindestens 
ein  Teil  An^^cliitrigcr  ciiics  ViTtraf^sstaates  ist. 

1  daß  keiner  der  Ehewerber  Angehöriger  des  eigenen 
Staates  sei  (Art.  6), 

2.  daß  der  Klieschließiing  iiac  Ii  den  Gesetzen  des  Ehe- 
schließnngsortt's  ein  Hindernis  religiöser  Natur  oder  aus  Rück- 
sicht auf  eine  friiliiTe  Ehe  entgegensteht,  welche  die  Eingebung 
der  Ehe  vor  den  staatlichen  Orfranen  iiiiinii^licli  macht. 

Es  steht  jedem  Staate  frei,  in  der  ( iestattiin^'  der  Konsular- 
ehen  auf  eigenem  frebiete  weiter  zu  gehen;  das,  was  die  Kon- 
vention gebietet,  ist  das  Minimum  Wenn  es  sich  also  nicht 
tirn  ei  {jene  Untertanen  handelt,  kann  durch  die  Konsularehe  der 
Nichtigkeit  des  Art.  2  Abs.  2  entgangen  werden,  welche  für 
den  Bereich  des  Staates  des  Eheschließungsortes  jenen  Rhen 
anhaftet,  die  unter  Verletzung  der  Vorschriften  über  Ehehinder- 
nissc  religiöser  Natur,  namentlich  Katholizismus,  geschlossen 
wurden 

Oesterreich  war  der  Begriff  der  Konsularehe  bisher  in  jeder 
Pi  litnüf,^  fremd,  weder  hatten  die  österreichisch -ungarischen 
dipIoniatis(  hen  Personen  im  Auslande  das  Kecht^  die  Funktionen 

>)  Dagegen  darf  ein  Staat  aach  nieht  adt  Wirksamkeit  f  Ar  daa  eigene 
Staatsgebiet  fortan  kraft  inländischer  Qcsetzgebilog  EJlien  seiner  Untertanen 

vor  seinen  Konsuln  im  Auslande  als  gflltig  anerkennen,  wenn  es  an  den 
Voranssptzun<xpn  des  Art.  6  Abs.  I  manj?Ht:  sonst  hätte  die?f  Stelle  keinen 
Sinn.  Aoilt^iei  Ansicht  scheint  Kahn,  Zlach.  XII  415  zu  .srin  verb.:  Die 
Gültigkeit  einer  diplomatischen  Ehe  bleibt  trotz  Art.  6  für  den  vertretenen 
Staat  immer  noch  nach  seiner  eigenen  inländischen  Oesetsgebong  «a  beurteilen, 
nnd  S.  421  verb.:  Normaler  Welse  ond  dem  Rechte  der  romanischen  Staaten 
entsprechend  muß  jede  diplomatische  Ehe  im  Aui^landc  gestattet  sein,  wenn 
mir  (i  r  diplfunatisf  In  Vertreter  kompetent  ist.  Dann  M'äre  aber  der  Wider> 
^ruch  des  Staates  ilrs  Eht^whließunirsortes  höchst  platonisch 

-)  Dagegen  bleibt  auch  der  Konsul  des  üremden  Staates  an  die  liioder- 
nisse  des  ordre  public  gebunden,  die  nach  Art.  2  Abs.  1  an  seinem  Amts- 
sitae  gelten. 
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einer  politischen*  Behörde  in  Ehesachen  auszuüben^),  noch  ge- 
stattete es  auf  seinem  Gebiete  solche  Ehen  vor  fremden  Konsah. 

Der  Entwurf  eines  Dorchführongsgesetzes  (§  2)  wUl  nim- 
mehr  die  Eonsalaiehe  auf  österreichischem  Gebiete  gestatten, 
wenn  das  Bestehen  eines  derartigen  Hindernisses  orkondlich 
vom  staatlichen  Organ  (politische  Behörde  I.  Instanz)  bescheiiugt 
ist.  Nur  stellt  er  das  weitere  Erfordernis  auf,  daß  es  sich  um 
Ehen  zwischen  Personen  „dieser  Staaten''  handeln  müsse.  Dies 
ließe  die  Auffassung  zu,  daß  es  sich  um  Eonnationale,  aber 
mindestens  um  Personen  handeln  mfisse,  die  beide  einem  der 
Yertragsstaaten  angehören,  wahrend  die  Konvention  nur  den 
Fall  ausschließt,  wo  ein  Angehöriger  des  eigenen  Staates  m 
Betracht  kommt. 

Dementsprechend  wird  Oesterreich  die  von  eigenen  Unter- 
tanen mit  fremden  Staatsbürgern  im  Auslande  rite  gescUoBsenen 
Ehen  vor  dem  fremden  Konsul  als  gültig  anerkennen,  nur  sokben 
Staaten,  die  ffir  die  eigenen  Untertanen  ausnahmslos  die  religiöse 
Trauung  fordern  (Rußland)  und  daher  auch  die  Rechtsregel 
locus  regit  actum  ablehnen,  steht  es  frei,  auch  die  Konsularehe 
ihrer  Angehörigen  im  Auslande  nicht  anzuerkennen  ^Art.  6  Abs.  2). 

V.  Zulässigkeit  und  Bedingungen  der  Ehetrennnng 
und  Ehescheidung  nach  der  zweiten  Konvention. 
Der  Staatsvertrag,  weldier  die  GerichtsbarkeitskolliBionen 
in  Angelegenheit  der  Trennung  oder  Scheidung  regelt,  be- 
handelt ein  Gebiet,  in  welchem  bisher  die  größten  Gegensätze 
aufeinandergestoßen  sind.  Heimatliches  Recht  des  Ehegatten 
oder  beider  Ehegatten,  Recht  des  Eheschließungsortes  (englischer 
Standpunkt),  Recht  des  erkennenden  Gerichtes  und  Recht  des 
Ortes,  wo  der  Ehescheidungsgrund  gesetzt  wurde,  kommen  W 
verschiedenster  Weise  in  Betracht.  Weiters  wurde  unterschieden 
zwischen  der  Trennbarkeit  dir  Ehe  überhaupt,  welche  vorzugs- 
weise nach  heimatlichem  Rechte  beurteilt  wurde,  und  den 
Trcnmiugisgründen,  welche  auf  ihre  Relevanz  in  der  Regel  nach 
dem  li'echte  des  erkennenden  Richters  zu  prüfen  sind,  auch 
kam  die  Frage  zu  lösen,  ob  das  heimatliche  Gesetz  ira  Zeit- 

Mayerhofer,  Uaudbach  I  S.  928,  Jettel,  Intern.  Frivatceclit  &  41- 
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punkte  der  Ehesciiließimg  oder  jenes  zur  Zeit  der  Ueberreiclmiig^ 
der  Klage  maßgebend  sei. 

Der  Vertrag  regelt  das  gestellte  Problem  bloß  für  solche 
Ehen,  bei  denen  mindestens  ein  Eheteil  im  Zeitpunkt  des  ge- 
stellten Begehrens  Angehöriger  eines  der  Vertragstaaten  ist 
und  das  Begehren  innerhalb  des  Gebietes  eines  der  Vertrag- 
Staaten  erhoben  wird  (Art.  9  K.  Konv.). 

Er  beantwortet  die  Zulässigkeit  der  Ehetrennnng  nnd  der 
Scheidung  von  Tisch  nnd  Bett  in  der  Weise,  daß  sie  sowohl 
nach  dem  heimatlichen  Gesetze  beider  Ehegatten,  als  anch  nach 
der  fea?  fori  gegeben  sein  mfisse 

Ob  im  einzelnen  Falle  Ehescheidung  oder  Trennung  in 
beiden  Staaten  statthaft  ist,  darf  nicht  nach  bloßen  Bezeich- 
nungen der  Rechtsinstitute,  sondern  nur  nach  deren  Wesen 
beurteilt  werden^.  Die  französische  s^mraUon  de  corps  ent- 
spricht unserer  Scheidung,  die  deutsche  Scheidung  unserer 
Trennung,  zweifelhaft,  aber  eher  zu  bejahen,  die  Identität 
der  deutschen  Aufliebung  der  eheUchen  Gemeinschaft  mit 
unserer  Ehescheidung'^). 

Ob  die  einzelnen  vorgebrachten  Ehescheidungs-  oder 
Trennungsgründe  in  jedem  Falle  das  gestellte  Ikgehren 
rechtfertigen,  soll  gleichtalls  nur  nach  beiderlei  Gesetzen  be- 
antwortet werden.     Unzulänglich  wäre  das  Begehren  daher 

1)  Jet  nach  der  lex  patriM  Bhetrenniug,  nteh  der  lex  fori  ab»  bloft 

Sdu  iiluiiK'  zulässig,  80  kuin  daher  in  der  Regel  (Aiisiiuhme  Art.  3)  nicht 
Trennung'  bi  «xchrt  werden.  Di  r  Art.  3  des  Entwurfes  hatte  eine  solche 
Bestiriiiiiung  mit  Rürksirht  auf  das  italienische  Recht  vorgesehen,  welches 
bloß  'rrt  iüinng  dem  liaii'U  ikk  Ii  nirht  könnt,  sie  wurde  aber  nicht  rezipiert. 
Auch  das  Umgekehrte  tritlt  nicht  zu,  weil  nicht  etwa  die  Scheidung  als  das 
miHMa  angesehen  werden  kann,  das  tn  dem  rntttne  der  Trenniing  enthalten 
ist  Ebenso  CxphlarM,  S.  33,  Note  1;  desgl.  FL-B.  d.  RG  Tom  12. 10. 03, 
doch  liegen  auch  entgegengeaetite  deutsche  RG^Entsch.  vor. 

-t  Gänzliche  Scheidung  („Trennung"  nach  österreicliiscliLT  Tt'nninolojjic) 
ist  außer  für  östcrn  irhist ho  Katholiken  weiters  unbekaniif  in  Spatiim  Por- 
tugal, Italien;  bloüe  Trennung  von  Tisch  und  R^^tt  T  Srlu  idung"  nach  öster- 
reichischer Terminologie)  ist  unbekannt  in  liulilaad,  Rumänien,  Schweiz.  Die 
Schweiz  kennt  blofi  zeitweilige  Scheidung  nnd  gttnzUche  Ehetrennnng;  auch 
erstere  ist  nach  Art  1  zu  beartellen,  Kahn,  Ztsch.  XV  182. 

a.  A.  Cittfklarg,  8.  33.  Mit  dem  Texte  Kahn,  Ztsch.  XV  175. 
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begründet,  wenn,  die  Zulässigkeit  vorausgesetzt,  ein  vorge- 
brachter (  Jrund  zw  ar  nach  der  lex  fori  Trennung,  nach  der 
lex  patriae  aber  bloß  Scheidung  reclitfertigte*).  Von  Wichtig"- 
keit  wird  es  hierbei  nein,  das  einzelne  Faktum  nicht  bloü  nach 
der  Type  zu  beurteilen,  sondern  nach  allen  dein  gesetzlichen 
Bhescheidungsgrunde  anhaftenden  Merkmalen;  so  hat  der  £he- 
trennungsgrund  des  lioshaften  Verlassens  nach  §  llo  a.  b.  OB 
und  §  1567  einen  anderen  liih  ilt,  dcsnh  iclien  jener  der 

schweren  Mißhandlung  nach  §  115  a.  b.  GB  und  Art.  231  C.C. 

Das  ist  es,  was  die  Anhänger  der  bisher  lurrscbend 
gewesenen  Lehre,  welche  bloß  die  Lösbarkeit  der  Ehe  naili 
der  lex  patriae  zu  beurteilen  empfiehlt  und  nur  die  Gewichtig* 
keit  der  ßhescheidungsgründe  der  lex  fori  unterwarf^,  ver- 
anlaßt  hatte,  vor  der  Schwierigkeit  zu  wanienf  welche  die 
Konkordanz  der  Gesetze  in  der  Anwendung  auf  die  einzelnen 
FäUe  bereiten  wilrde.  Diesem  üebel  trachtet  nun  Axt.  2 
dadurch  zu  begegnen,  daß  als  genügend  erklärt  wird,  wenn 
nach  der  lex  patriae  und  nach  der  lex  fori  ein  Sbetrennungs- 
oder  Ehescheiduttgsgmnd  vorliege,  mag  dies  auch  ein  anders 
gearteter  Grund  sein.  Wenn  daher  der  Grund  A  nach  dem 
Rechte  des  Heimatstaates,  welcher  nicht  auch  nach  dem  Bechte 
des  erkennenden  Gerichtes  ein  Trennungsgnmd  ist,  dagegen 
aber  auch  der  Grund  B  vorliegt,  welcher  nur  nach  letzterem, 
nicht  auch  noch  ersterem  Rechte  diese  Eigenschaft  besitzt,  so 
kann  auf  Grund  dieser  beiden  die  Trennung  erwirkt  werden 


^)  Z.  B.  die  Klage  einer  UMmtt^abiat^mk  iMaeUtiii  wegen  Ebebindii 
Tor  dem  devtedMii  Fonun«  Dafi  wenigstena  Soheidiing  bewilligt  werde,  wlie 

■icherlich  billig;  Knhn,  Ztsch.  XV  im. 

-  Stuhbc,  Ü.  Pr.  R.,  §  34,  Anm.  11,  Satigny  VIII  337,  Barl  337, 
Mcili.  a.  ;i.  (t  S  J9  a.  Derselbe,  (iegensUnd  und  Tragweite  der  4  etiro- 
paisclien  Staat^nkuult  icuzeu  über  internationales  Privatrecht,  Berlin  ä.2<>- 

^  Z.  B.  Vemrteilnng  an  weDigstena  5  jähriger  Haft  ^  115  «.  b.  OB) 
mid  daraoffolgendea  Veriallen  in  danenide  OeiBteakfaiikbeit  ($  1569  BOB) 
mflfite  auch  bei  deutschen  Staatsangehdrigen  nicht  katlioUachen  Bekenntniaeei 
Tor  einem  österreichischen  Richter  zu  einer  Ebetrennung  führen.  Ist  nach 
einem  der  hi  lil>  n  rjcsetze  einverständlirhe  Aufhebung  statthaft,  so  ist  das 
Eiiivrr^täiHlnis  L'i  •  it^net,  als  Aufhebuugsgrand  nach  ArtU  1  und  2  zu  dienen. 
Kahn,  ZLech.  XV  2U0. 
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Praktiscli  wird  sich  die  Sache  vereinfachen,  wenn  Heimat- 
recht und  lex  fori  zuh'ammenfallen ;  dies  wird  aber  g^erade  auf 
dem  Gebiete  des  ElicKchtes  meist  der  Fall  sein,  weil  die 
meisten  Staaten  die  Judikatur  in  Ehesachen  auf  ihre  eigenen 
Untertanen  beschränken,  da^[egen  über  fremde  Staatsangehörige 
ablehnen  und  dem  Aussprache  eines  fremden  Staates  über  die 
Ehen  yon  Ausländern  in  der  Begel  keine  res  mdicaUt  außer- 
balb  des  eigenen  Staates  zubilligen. 

Indes  ist  auch  nach  der  Konvention  ein  Zwang  zur  aua^ 
Bchließlichen  Kompetenz  der  heimatlichen  Gerichte  nicht  auf- 
erlegt, die  Zwiespältigkeit  der  Yotraussetzung  der  Lösbarkeit 
der  Ehe  wird  ihre  Bedeutung  behalten. 

Ein  weiterer  Fall  der  Yereinfachnng,  den  die  Konvention 
in  Art.  3  ausdrücklich  anerkennt,  ist  darin  gelegen,  daß  die 
Beobachtung  des  heimatlichen  Sbescheidungsrechtes  allein  hin- 
Teichend  ist,  wenn  die  lea^  fori  es  für  allein  maßgebend  erklärt 
oder  dessen  Anwendung  auch  nur  gestattet.  Ein  solcher  Staat 
ist  Italien.  Hiir  wurde,  obwohl  Italien  die  gänzliche  Ehe- 
trennung nicht  kennt,  wiederholt  (und  zwar  u.  a.  Tribunal  von 
Ancona  1884  und  Tribunal  von  Mailand  1897)^)  ausgesprochen, 
daß  zufolge  Art.  ß  EG  zum  C.  C.  Ausländern,  deren  heimatliches 
Recht  die  Tieuuung  kennt,  aus  (iründen  dieses  heimatliclu'n 
Rechtes  die  Khetreunung  zu  bewilligi  u  ist.  Wo  also  ein  Vertrag- 
staat nach  seinem  innerstaatlichen  Reclite  auf  Anwendung  seiner 
eigenen  (Jesetze  verzichtet,  sich  dem  Ausspruche  über  die 
Trennung  oder  Scheidung  der  Elte  tjleichwolil  unterzieht  fz.  B. 
Art.  3  EG  z.  ( ( I,  soll  aucli  nach  der  Konventiun  das  lieinuitliclie 
Recht  sowohl  in  der  Richtung  d«  r  Zulässigkeit  der  Scheidung 
vne  auch  der  Wii'ivsamkeit  der  Gründe  allein  maßgebend  sein 

Die  Frage,  ob  das  Gesetz  aus  der  Zeit  der  Eheschließung 
oder  aus  jener  der  Ehescheidung  zur  Anwendung  kommt,  kann 


1 1  Letzter»'  Eiitsrheidtm'j  wurde  allenlinfrs  mm  K;iss;itionshüfo  in  Tarin 
aufgehoben  inul  das  Tn  iinungsbosohren  nach  Art.  14i>  CC.  abgewiesen,  wo- 
nach dit'  Ehe  iiui-  liurcli  den  Tod  getrennt  werden  kann. 

■0  Die  zitierten  italieniBchen  Entscheidungen  wurden  viellach  in  der 
Idtomtui  aofB  wsliirfBte  bekämpft,  so  namentlich  von  P.  Fiore  in  der  DL  kxd- 
Inge  Mines  DiHtto  int^maMianaU  privato  Nr.  688  und  68B  nnd  Ton  Xeili, 
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bloß  hinsichtlich  des  heiinatliclit  ii  Ki  t  litos  gfestellt  werden;  denn 
insoweit  die  lex  fori  in  Rücksicht  zu  ziehen  geboten  wird,  hätte 
ein  anderes  als  das  zur  Zeit  der  Klage  geltende  Recht  keinen 
Sinn.  Aber  auch  !iir  die  Geltung  des  heimatlichen  Rechtes  kann 
nach  der  herrschenden  Ansicht  stets  nur  das  neueste  Gesetz  an- 
gewendet werden,  weil  das  neue  Eherecht  nicht  bloß  für  die 
künftig  zu  schließenden  Ehen  gegeben  wird  und  von  einem  wohl- 
erworbenen Rechte  auf  Scheidbarkeit  oder  ünscheidbarkeit  einer 
Ehe  nicht  gesprochen  werden  kann.  Dasselbe  gilt  Ton  dem  aus 
einer  einzelnen  Scheidungstatsache  abgeleiteten  Ansprüche  auf 
Scheidung  oder  Trennung  insoferoe,  als  ein  aus  einer  Tatsache 
abgeleites  Begehren  nicht  mehr  gestellt  werden  kann,  wenn  das 
neue  Recht  ihr  diese  Bedeutung  nicht  zumißt,  weil  dem  neuen 
Eherechte  absolute  Geltung  zukommt  und  durch  Unterlassung 
der  Scheidungsklage  der  Anspruch  verwirkt  wird.  Dagegen 
kann  trotz  Änderung  der  Gesetzgebung  eine  vorher  vorgekommene 
Tatsache  noch  immer  geltend  gemacht  werden,  wenn  das  neue 
Recht  an  diesen  Sachverhalt  eine  solche  Wirkung  knüpft. 

Auch  für  die  Konvention  kann  die  Antwort,  ob  das  zur 
Zeit  der  Klage  geltende  heimatliche  Gesetz  anzuwenden  ist,  nicht 
anders  als  bejahend  ausfallen^).  Daß  der  Satz,  wonach  das 
letzte  heimatliche  Recht  maßgebend  sei,  ein  Fnndamentalsatz 
der  Konvention  ist,  ist  als  Regel  zwar  nicht  ausgesprochen,  er- 
gibt sich  jedoch  aus  zwei  Restiininungen,  welche  praktisch  von 
der  größten  Wichtigkeit  sind  und  im  Folgenden  eingehend  und 
besonders  zu  behandeln  st  iu  werden.  Die  eine  i.st  Art.  8.  welcher 
ausspriclit.  daß  bni  Verschiedenheit  der  Staatsangehöri^^keit  bei- 
dci'  Klicgatti'U,  dio  letzte  gemeinsame  Staatsan^ii'liiirigkLdt  niatj- 
gLlund  ist,  und  aus  Art.  4,  einem  über  deutscln  n  Antrag  diiii 
Entwurf  beigefügten  neuen  Artikel.    Danach  können  Ehegatten 


die  Staatenkonkrenzen  im  Haag  S.  52  mit  Hiüwri-,  auf  di^-  darin  gelegene 
Verletzung  von  Vorschriften  des  ordre  public  (An.  12  KG  z.  C.  C),  welche 
aber  van  den  Mgefocliteiien  Jadikaten  ab  nicht  anwendbar  erkannt  wurden. 
Nack  Art.  8  der  IL  KonTention  wird  der  Hinweis  darauf,  daB  «ne  KIm- 
trennnng  die  Gesetze  des  ordre  public  verktse,  nntitattkaft  sein,  sobald  der 
Staat  auf  das  Eherecht  von  Ausländeru  deren  bdmatlicbea  Qeeets  anwendet« 
^)  Ebenso  Kahn,  Ztacb.  XV  238. 
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nicht  die  Staatsangehdngkeit  mit  der  Wirkung  wechseln,  daß 
eine  Tatsache,  die  sich  ereignet  hatte,  bevor  dieser  Wechsel  ein- 
trat, die  aber  unter  der  Herrschaft  des  alten  heimatlichen  Ge- 
setzes nicht  die  Kraft  eines  Scheidnngsgnmdes  hatte,  diese 
Wirkung  zukomme,  weil  sie  nach  dem  Gesetze  der  neuen  Staats- 
bürgerschaft diese  Kraft  besitzt.  Hier  legt  die  Konvention 
ausnahmsweise  dem  heimatlichen  Hechte  nicht  die  maßgebende 
Stellung  bei,  weil  in  solchen  Fällen  die  Vermutung  lOr  einen 
Staatsangehörigkeitswecbsel  i»  fraudem  des  bisherigen  Rechtes 
streitet.  Diese  Ausnahme  bestätigt  die  Keppel,  daß  das  zur  Zeit 
der  Ehescheidung  geltende  heimatliche  Recht  maßgebend  sei; 
auch  ergibt  sich  von  selbst,  daß  sonst  eine  Änderung  der  in- 
ländisclif'ii  Ehegesetzgebuiig  des  llfiniatlamles  nicht  hindert,  eine 
vordem  eingetretene  Scheidungs-  oder  Trennungstatsache  vor- 
zubringen. 

VI.  Kinfhiß  dos  WcM-hsols  der  Staatsbfir<rerschaft. 

Die  Erfahrung  hat  gelehrt,  daß  die  «rrüßten  Kümpiikationen 
in  Ehescheidungssachen  sich  durch  den  Wechsel  des  Domizils 
und  der  Staatsbiirprerschaft  der  Ehegatten  ergaben  und  gerade 
dieser  Fragenkomplex  hätte  von  der  Konvention  eine  endgültige 
Lösung  zu  erwarten. 

Der  Domizilwechsel  an  sich  kann  schwerlich  mehr  für  die 
Beurteilung  einer  Ehescheidung  oder  Trennung  in  Betracht 
kommen,  weil  der  das  Gebiet  des  anglo-amerikanischen  Hechtes 
beherrschende  Standpunkt  von  der  maßgebenden  Hedeutnng  des 
Domizilrechtes  von  der  Konvention  nicht  rezipiert  wurde.  Der 
Domizilwechsel  kann  vielmehr  bloß  als  Merkmal  der  Naturalisation 
Wichtigkeit  erlangen.  Dagegen  mnß  der  Wechsel  der  Staats- 
bürgerschaft sowohl  auf  das  Hecht  zur  Eheschließung  wie  auch 
auf  die  Ehescheidung  und  Trennung  Einfluß  haben. 

Die  Fragen  auf  die  es  ankommt,  gruppieren  sich  in  folgen- 
der Weise: 

1.  Einfluß  des  Erwerbs  fremder  Staatsangehörigkeit  auf  die 
Fähigkeit  zur  Schließung  einer  bestimmten  Ehe. 

2.  Einfluß  des  Erwerbs  fremder  Staatsangehörigkeit  durch 

einen  der  Ehegatten  au!  das  Hecht  zur  Scheidung  und  Trennung 

der  Ehe. 

Zeitschrift  f.  Intern.  Privat-  a.  Uffentl.  Hecht.  XVIX.  41 
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3.  Naturalisation  in  einem  fremden  Staate  zam  Zwecke  der 
Ehescheidung  in  fraudem  des  heimatlichen  Rechtes. 

ad  1.  Diese  Frage  l&ßt  sich  von  zwei  Gesichtspnnkten  be- 
handeln. Der  erste  ist  der,  welches  Recht  für  die  Beurteilmig 
der  Ehefähigkeit  maßgebend  sei,  wenn  einer  der  Ehewerber 
seine  Staatsangehörigkeit  wechselt,  ans  dem  zweiten  wird  die 
Säe  Ton  Ausländern,  die  nach  Schließung  der  Ehe  Inlinder 
werden,  auf  ihre  Gflitigkeit  geprüft 

Zunächst  ist  festzuhalten,  daß  die  Erwerbung  einer  fremden 
Staatsangehörigkeit  seitens  eines  Ehewerbers,  um  sich  dadurch 
von  einem  Ehehindemisse  zu  befireien,  das  ihm  nach  seinem 
bisherigen  heimatlichen  Rechte  anhaftet,  keineswegs  als  im 
fraudem  des  inländischen  Eherechtes  geschehen  ignoriert  werden 
dtbrfte.  Es  wäre  Sache  jedes  Einzelstaates,  nach  Maßgabe  der 
eigenen  Gesetze  solchen  Ausländem,  die  es  geworden  sind,  um 
die  heimischen  Gesetze  zu  verhöhnen,  die  Wiedelgewinnung  der 
etwa  verlorenen  inländischen  Staatsbürgerschaft  abzuschlagen, 
sofern  dies  vom  Ermessen  abhängt^),  keineswegs  kann  dies  aal 
die  Gültigkeit  der  Ehe  Einfluß  haben.  Dagegen  kommt  in  jedem 
einzelnen  Falle  zu  erwägen,  ob  mit  dem  Erwerbe  der  fremden 
Staatsbürgerschaft  der  Verlust  der  bisherigen  inländischen  ver- 
bunden ist;  di'iin  sowohl  nach  allgemein  völkerrechtlichen  Grund- 
sätzen'"') w  ie  aucii  nach  österreichischem  Iv echte  (tj  .'{2  a.  b.  GH 
und  §  7  Auswund. -i^it.;  bildet  erst  die  Verleg uij<:  di  s  Wohnsitzes 
in  den  iStaat  Ut  ^'aturalisati(»n  die  Vuruiissetzung  der  ISaimaU- 
sation.  Dies  luhrte  vielfac  h  diizu,  trotz  Erwerbs  der  fremden 
Staatsbürgerschaft  die  Fortdauer  der  bislierigeu  auzuiiehraen, 
wenn  die  Entlassung  aus  dem  Stautsvcrbande  nicht  zuvor  er- 
wirkt und  auch  eine  Auswandernnp:  nicht  hinzugetreten  ist. 
Allein  stdleu  nicht  iinliisbare  Kontiikte  entstellen,  su  muß  das 
Erfordernis  der  Auswanderung  bloß  als  Voraussetziing  der 
Naturalisation,  nicht  aber  als  Bedingung  des  Verlustes  der 
Staatsl)lirgerschaft  betrachtit  werden.  Daun  kann  jeder  Staat, 
auch  Ueiiterreicli,  trotz  §  32  a.  b.  GB  beruhigt  auch  die  Ehe- 

1)  So  in  Oesterreich  nu^  g  dO  a.  I|.  GB  und  Dof-Dekr.  t.  «MX  1.  1824, 
Pol.  Ges.-Suiniu]g.  LH  2ö. 
Bar  I  226. 
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fälii-kt  it  nach  dem  Rechte  der  neuen  Heimat  beurteilen  und 
seine  Bedenken  o"ep:en  den  Vorgang  bei  der  Kepatriierunp:  zum 
Aiisdrurkf  bringen.  Auf  diese  Weise  wird  das  staatsreclitliclie 
Zwitterding  des  sirjet  mirfe  nur  mehr  als  Ausii:(liniserscheinun<2: 
auttauchenM.  Von  dieser  modernen  Anschanun^»^  ausgehend,  daß 
Naturalisation  Aufenthalt  bedinge,  geht  die  überwiegende  An- 
sicht dahin,  daß  auch  für  den  Oesterreicher  die  Erwerbung 
einer  fremden  Staatsbürgerschaft  Verlust  der  alten  bedeute^}. 
Jede  andere  Auffafisirag  würde  zu  bedeutenden  Komplikationen 
führen,  so  müßte  nach  Art.  1  die  £hefähigkeit  nach  den  Ge- 
setzen zweier  Ueimatstaaten  prepriift  werden^).  Nnr  wird  Icein 
Staat  gezwungen  sein,  die  Plhefähigkeit  nach  einer  ncnerworbenen 
Staatsbfirgeiscbaft  zu  beurteilen,  wenn  die  Naturalisation  unter 
Verletzung  seiner  eigenen  Gesetze  über  die  Wehrpflicht  erfolgte. 
SiMist  muß  in  der  Regel  unter  Knlturstaaten  als  Grundsatz  an- 
erkannt werden^},  daß  der  Brwerb  der  neuen  Staatsbürgerschaft 
den  Verlust  der  alten  zur  Folge  habe.  Es  wird  daher  in  der 
Regel  Oesterreich  einem  22  jährigen  ehemaligen  Staatsangehörigen, 
der  mit  dem  Hindemisse  der  Minderjährigkeit  behaftet  war  und 
nach  erfolgter  Naturalisation  im  Deutschen  Reiche  nach  Oesteiv 
reich  zurückkehrt,  —  Erffillnng  der  Wehrpflicht  vorausgesetzt  — 
die  Shefähigkeit  nicht  versagen  können,  wenn  Art.  1  der  Kon- 
vention redlich  gehandhabt  wird. 

Dagegen  kann  es  keinem  begründeten  Zweifel  unterliegen, 
daß  eine  im  Ausland  geschlossene  Bhe  von  Ausländem  gültig 

*)  z.  B.  §  36  ungarischer  (Jets.  Art.  L  vom  Jahre  1879.  Für  die  not- 
wendig einheitliche  Staatsangehörigkeit  Kahn,  D.  e.  Kod.  S.  29. 

^)  Mayerhof  er,  Handbuch  II  948,  .9^  «^«iirawcA  VIIl,  Aufl.  X  8L 

^  Di«8  ist  totstoUich  die  Anseht  Ton  Csyklarg,  8.  20.  Daß  die 
KatnraliMtion  im  Anshmde  an  sich  den  Yerlnst  der  bisherigen  Staats- 
angehörigkeit nach  sirh  zieht,  ist  ausdrücklirh  verordnet  im  C.  C.  Art.  17, 
C.  C.  Italit  113  Art.  11.  clunso  in  Spanien,  Fortiiizal.  Türkei.  Griechenland, 
Bnlgarien;  daü  ihr  ilairt  <:f  i>  diese  Wirkung  fehle,  wiril  im  20  des  deutschen 
Gesetzes  vom  1.  6.  1M70  ausgesprochen.  Kahn,  Zt£cb.  XV  24Ö  hält  dafür, 
daft  das  Qerioht  der  Staatsangehörigkeit  des  eigenen  Geliiete  den  Yonrog 
geben  und  nach  dieser  jadisieren  mflsse. 

^  Bar,  Theorie  und  Praxis  t  300,  Derselbe,  Handbuch,  8.  48.  Znr 
Hinanhaltung  dieser  Konflikte  dienen  einzelne  besiehende  Staatsverträge,  da- 
runter die  sog.  Bancroft- Verträge  Nordamerikas  (mit  Oesterreich  v.  20. 9. 1870). 
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bleibt,  ancli  wenn  die  Eltegatten  oder  einer  derselben  dit^  r>>Trr- 
reicliische  iSta;its;iii<^eliörip:keit  hinterlier  erlan*ren,  w  eil  eine  grüitig 
jreschlossene  Ehe  auch  unter  ^^eauderten  Verhiiituisseii  aufrecht 
stellt.  Wenn  österreichiselie  Staatsbürger  nacli  Kr\\t  il*Tmg 
fremder  Staats;iii<j:ehöri^keit  iui  Auslande  die  Ehe  eingehen  und 
dann  nach  Oesterreich  zurückkehren,  so  wird  grundsätzlich  die 
fremde  Staatsbürgerschaft,  wie  oben  angeführt,  allein  zu  be- 
rücksichtigen sein;  dasselbe  muß,  von  Verletzungen  der  Wehr- 
pflicht abgesehen,  für  den  Fall  einer  Naturalisation  ohne 
wirkliche  Verlegung  des  Wohnsitzes  z.  B.  durch  Adoption  oder 
Erwerbung  von  Grund  und  Boden  gelten,  weil  unter  Kultur- 
staaten die  Auswanderung  beruhigt  als  interne  Voranssetzoog 
für  die  ErwerlmiiLr  der  Staatsbürgerschaft  betrachtet  werden  kann. 

K(  inesfalls  kann  dem  Staate,  der  die  Naturalisation  ohne 
Kachweis  der  Ausbürgerung  in  der  früheren  Heimat  gestattet, 
zugemutet  werden,  bei  Beurteilung  der  Ehef&higkeit  auch  auf 
das  Eherecht  der  früheren  Heimat  Bedacht  zu  nehmen').  Ist 
dies  nicht  der  Fall,  so  bleibt  die  Möglichkeit  einer  wider- 
sprechenden Beurteilung  derselben  Ehe  seitens  verschiedener 
Staaten  insolange  gegeben,  als  die  frühere  Heimat  an  der  Staats- 
angehörigkeit trotz  Naturalisation  festhalt;  nur  Yerringert  sich 
diese  Gefahr  durch  Vereinheitlichung  der  internationalen  Kompe- 
tenzen. 

Nur  wenn  dem  Wechsel  der  Staatsbürgerschaft  diese  Be- 
deutung uneingeschränkt  konzediert  wird,  kann  in  der  Kon- 
vention ein  Fortschritt  erblickt  werden,  weil  dann  die  Be- 
deutung der  Naturalisation  weder  durch  den  Argwohn  eines  m 
fraudem  legis  agere  herabgedrfickt  noch  auch  auf  Umwegen 
statt  des  Nationalgesetzes  das  Domizilgesetz  zur  Geltung  ge- 
bracht wird. 

ad.  2.  Wechseln  beide  Ehegatten  die  Staatsangehörigkeit,  so 
richtet  sich  ihr  Becht  auf  Scheidung  und  Trennung  nach  dem 
neuen  Gesetze,  und  zwar  hinsichtlich  der  Zulässigkeit  aus- 
nahmslos, hinsichtlich  der  Ursachen  mit  der  Ausnahme,  daß 
unter  der  Herrschaft  der  früheren  Staatsangehörigkeit  vo^ 


So  Czyhlarz,  S.  20. 
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gefallene  Trennungs-  oder  Scheidungstatsaclien  nicht  mehr 
unbedingt  wirksam  bleiben  (Art.  4).  Wenn  dagegen  nur  einer 
der  Ehegatten  die  Staatsangehörigkeit  wechselt,  so  ergeben 
sich  hinsichtlich  der  uneinverständlicheu  Scheidung  und  Trennung 
Schwierigkeiten.  Diese  Schwierigkeiten  betrafen  folgende  zwei 
Hauptfragen:  Hatte  die  durch  Naturalisation  eines  Ebeteiles 
bewirkte  Lösbarkeit  der  Ehe  für  den  andern  nicht  naturalisierten 
Eheteil  Wirksamkeit  oder  nicht?  Und  wu*kt  die  Katnralisation 
des  Ehemannes  auch  für  die  Ehefrau  mit  der  Rechtsfolge,  daß 
auch  ihr  Recht  auf  Scheidung  oder  Trennung  nnn  nach  dem 
neuen  Gesetze  zu  beurteilen  komme?  Die  erste  Frage  wurde 
oft  in  bejahendem  Sinne  beantwortet,  weil  Jedermann  fflr  seinen 
Teil  berechtigt  sei,  ein  Scheidongsurteil  herbeizufuhren  und  ein 
durch  das  bisherige  Gesetz  garantiertes  Recht  des  andern 
Ehegatten  nicht  geschieden  zu  werden,  nicht  anzuerkennen  ist, 
sie  wurde  aber  verneint,  so  oft  die  Erwägung  Platz  griff,  daß 
das  Gesetz  der  bisherigen  Heimat,  welches  gegen  Trennung 
schützt  und  dem  nicht  naturalisierten  Eheteil  den  Fortbestand 
der  Ehe  garantiert,  durch  einseitige  Naturalisation  nicht  ver- 
letzt werden  dürft',  dalj  somit  eine  solche  Scheidung  unstatthaft 
sei.  Nach  der  Konvention  dürfte  kein  Zweifel  mehr  darüber 
obwalten,  daß  es  eine  einseitige  Lösbarkeit  der  Ehe,  sei  es 
mit,  sei  es  ohne  Rückwirkung  auf  den  andern  Teil  nicht  mehr 
geben  darf.  Hierfür  spriclit  sclion  die  allgemeine  Bestimmung 
des  Art.  1  (II.  Konv  ).  dalj  da.«-;  lieimatliclie  }\echt  der  Ehegatten, 
d.  i.  beider,  maßgebend  sei.  Ks  kann  dalier  schon  aus  diesem 
Grunde  dein  nicht  uaturalisieitim  Ehegatten  eine  Scheidung 
oder  Trennung  nicht  aufgedrungen  werden,  die  nach  dem 
Ge.setze  der  neuen  Heimat  des  einen  Ehegatten  allein  zu- 
lässig wäre. 

Art.  1  denkt  aber  bloß  an  den  Normalfall,  daß  beide  Ehe- 
gatten gleiche  Staatsangehörigkeit  besitzen  und  zieht  daher  im 
Unterschiede  zu  den  Vorschriften  über  die  Ehefähigkeit  nicht 
das  heimatliche  Recht  jedes  der  beiden  Ehegatten  heran. 
Mindestens  im  Beginne  der  Ehe  mu6  die  Nationalität  und 
daher  das  heimatliche  Recht  gemeinsam  sein,  dies  kann  sich 
aber  durch  nachträgliche  einseitige  Naturalisation  ändern. 
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Hier  tritt  Art.  8  (TT.  Konv.)  mit  der  Bestimmung  ein,  daß  als 
das  heimatliche  Recht  der  Eheg:atten  dann,  wenn  sie  nicht  die 
gleiche  Staatsangehörigkeit  haben,  ihr  letztes  ^pnieinsames 
Recht  anzusehen  ist.  Daraus  folgt,  daß  weder  dem  nicht 
naturalisierten  Ehegatten  eine  Scheidimg  oder  Trennung  aus 
Gründen  des  neuen  heimatlichen  Rechtes  des  andern  Teiles 
aufgenötigt,  noch  dem  zurückgebliebenen  Ehegatten  durch  ein- 
seitige Naturalisation  des  andern  Eheteils  sein  Becht  an! 
Scheidung  oder  Trennung  verkfimmeit  werden  darf. 

Dieser  Punkt  gehört  zu  den  am  härtesten  bekämpften  in 
der  ganzen  Konvention.  Kompliziert  wird  die  Frage  noch 
durch  die  Ungleichheit,  welche  dadurch  entsteht,  daß  die  ein- 
seitige Naturalisation  des  Mannes  bisher  in  der  Regel  die 
gleiche  Wirkung  für  die  Frau  hatte,  während  umgekehrt  die 
gleiche  Folge  nicht  eintrifft,  der  Mann  daher  das  Schicksal 
der  Ehetrennung  in  der  Hand  hatte,  so  daß  wohl  die  Natura- 
lisation des  Gatten  neues  gemeinsames  Becht  schuf,  nicht  auch 
die  seiner  Gattin.  Wie  die  Verhandlungen  der  Konferenz  lehren, 
bereitete  im  Schöße  derselben  Art.  8  keine  besonderen  Diffe- 
renzen', erst  nachträglich  wurden  Angriffe  erhoben. 

Der  Gedanke,  welcher  die  Konvention  bei  Art.  8  leitete, 
war  offenbar  die  gleichmäliige  Wahrung  des  heimatlichen 
lleclites  beider  Ehegatten;  würde  nun  beiden  verschirdt ntii 
heimatlichen  Gesetzen  zugleich  Kechnung  getragen,  so  kaiürit 
unhaltbare  Konsitiiunzen  zum  Vorschein;  die  Ehe  kann  nichi 
für  einen  Teil  lösbar,  fäi-  ihn  uiidLiü  unlösbar  sein,  eine  Tat- 
sache w'ürde  für  den  einen  Teil  die  Klage  rechtfertigen,  für 
den  andern  nirlit.  Im  Effekte  konme  eine  Scheidnnir  oder 
Trennung  nur  herbeigeführt  werden,  wenn  sie  nach  lauierUi 
Gesetzen  gerecliti'ertigt  wäre,  sie  wäre  daher  praktiscli  ualiezu 
nndnrchlülirbnr.  Umgekehrt  würde  dadurch,  daß  es  jedem 
Eheteil  gestattet  würde,  nach  seinem  neuen  Rechte  die  Auf- 
lösung einer  unlösbar  eingegangenen  Ehe  herbeizuführen,  der 
andere  Teil  durch  den  einseitigen  Willensakt  einer  Trennung 
ohne  sein  Einverständnis  unterworfen.  Der  Heimatstaat  des 
zuröckgebliebenen  Ehegatten  könnte  einerseits  der  von  der 
neuen  Heimat  des  andern  Eheteils  gewährten  Ehetrennung 
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]caam  seine  Anerkenntiiig  zugresteben,  ohne  die  Hechte  und 
Interessen  des  zurückgebliebenen  Ehegatten  zu  verletzen;  andrer* 
seits  w&re  den  internationalen  Verhältnissen  nicht  genüg:end 
Bechnung  getragen,  wenn  die  einseitige  Ehetrennnng  mittels 
bloßer  Beflexwirkung  für  den  andern  Eheteil  wirksam  würde. 
Sonst  kommt  es  wieder  darauf  hinaus,  was  die  Konvention 
vermieden  wissen  will,  auf  den  Ausspruch  von  Ehetrennung 
und  Sclieidung  lediglich  für  den  Bereich  eines  einzelnen  Staats- 
gebietes. Für  den  von  der  Koiivfutiuii  hescliriebentii  Wcj:  und 
gegen  die  zweiseitige  Wirkuiii;  einer  einseitig  erwirkten  iÄ>.suiig 
der  Ehe  spricht  zunächst,  dal»  iniiiuielir  auf  vollkommen  jrosetz- 
licbem  und  erfolgreicheni  Wege  die  Trennuiif;;  eijier  als  uniuslich 
eintje'^anfrenen,  aber  unlialtbar  gewordenen  Ehe  mit  Hülfe 
einverständiicher  Naturalisation  mög:lich  sein  wird,  denn  die 
Unlösbarkeit  einer  solchen  Klie  trotz  beiderseitiprer  unüber- 
windlicher Abneigung  wurde  beiderseits  als  die  härteste  Fessel 
empfunden.  Wenn  aber  die  Lösunjr  einseitig  angestrebt  wird, 
so  ist  es  nicht  Aufgabe  der  Konvention,  die  von  beiden  Teilen 
als  unlöslich  eingegangene  Ehe  dem  einen  Teil  zuliebe  trenn- 
bar zu  gestalten  und  das  innerstaatliche  Eherecht  zu  korrigieren. 
Die  einseitige  Lösung  zu  Gunsten  des  naturalisierten  Klägers 
gegen  den  nicht  naturalisierten  Beklagten  wäre  eine  unzulässige 
einseitige  Begünstigung  des  ersteren  und  Benachteiligung  des 
letzteren;  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  hätte  eher  noch 
das  umgekehrte  Verhältnis  zu  Gunsten  des  Beklagten  ange- 
nommen werden  können.  Auch  noch  eine  weitere  Erwägung 
spricht  für  Art.  8;  so  wenig  der  Ehegatte  durch  einseitige 
Verlegung  des  Wohnsitzes  dem  andern  Ebeteile  die  Kompetenz 
entziehen  kann  und  es  immer  auf  den  letzten  gemeinsamen 
Wohnsitz  ankommt  (§  76  J.  N»),  ebensowenig  soll  dies  für  die 
SchaSung  der  Ehetrennbarkeit  einseitig  statthaft  sein. 

Die  Gegner  des  Art,  8  stützen  sich  darauf,  daß  durch 
ihn  selbst  gegenüber  dem  jetzi<^<'n  presetzlichen  Zustande  eine 
Erschwernis  der  Lösung  unhaltbarer  Ehen  gelegen  sei  und  die 
^sotwendij^keit  geschaffen  werde,  die  Zustimmung  des  andern 
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Eheteite  zur  Naturalisation  mit  schweren  Opfern  zo  erkanfen^). 
Sie  argumentieren,  daß  durch  die  Naturalisation  das  heimat- 
liche Recht  nicht  umgangen,  sondern  demselben  entgangeo 
werde,  und  reklamieren  dem  von  dem  neuen  heimatlichen 
Rechte  geschöpften  Erkenntnisse  absolute  Wirkung.  Für  ihre 
Ansicht  wird  die  Entsch.  des  OGH  vom  18.  6.  07  No.  7373  ms 
Treffen  geführt,  welche  aussprach,  die  von  einem  geschiedenen 
Katholiken  iiaili  lu  worbung  einer  fremden  Staatsbüi-gerschaft 
und  Trennung  dei-  Ehe  durch  das  dortige  Gericht  eingegangene 
Ehe  sei  aucli  im  Inlande  {rültig,  weil  derselbe  als  Ausländer 
nun  einmal  an  die  lu  iinisclu  ii  Gesetze  (somit  §  62  a.  b.  GB) 
nicht  gebunden  sei.  Dieses  ganz  vereinzelte  Judikat  ist  vüQ 
größter  Bedeutung,  weil  es  das  impedinmifia  catholwismi 
nicht  mehr  als  alisolut  wirksames,  weil  auf  ethischer  Grund- 
la<r('  hcriilicndi's  ntiten  läßt,  allein  zur  Richtschnur  für  die 
Gestaltung  des  internationalen  Eherechts  ist  es  deshalb  nicht 
geei-iiiet,  weil  es  die  Rechtsgültigkeit  des  Trennungserkenntnisses 
niclit  weiterer  Erwägung  unterzieht;  überdies  schöpft  seine 
Begründung  schon  aus  dem  auf  dem  Wege  befindlichen  Haager 
Eherecht;  es  ist  daher  nicht  zu  fürchten,  daß  letzteres  den 
neuen  Zug  der  Judikatur  hemmen  werde.  Die  Vorschläge  der 
Gegner  laufen  darauf  hinaus,  daß  für  die  Eheauflösung  stets 
das  neue  Recht  des  naturalisierten  Klägers  maßgebend  sein 
mußte,  dies  könnte  aber  auf  internationale  Anerkennung  nicht 
rechnen.  Könnte  nicht  gleichwohl,  wird  vielleicht  eingewendet 
werden,  beruhigt  der  Judikatur  der  neuen  Heimat  die  Ent- 
scheidung überlassen  werden,  weil  ein  Urteil  auf  Trennung 
oder  Scheidung  unter  Kulturstaaten,  wie  es  'die  Konventions- 
staaten  sind,  nur  nach  ordnungsmäßigen  Verfahren  au» 
wichtigen  Gründen  erfiiefien  kann?  Die  Antwort  kann  nur 
verneinend  ausfallen;  denn  nach  Art.  11  steht  allen  Staaten 
der  Beitritt  frei  und  die  einseitige  Abstellung  des  Schicksals 
internationaler  Verhältnisse  auf  die  innere  Gesetzgebung  jedes 
beteiligten  Staates  widerspricht  den  Grundsätzen  des  inter- 
nationalen Privatrechts.   Die  Angriffe  auf  Art.  8  laufen  daher 

M  „D(n  JircIW,  ü.  Jg.  Nu.  l  lind  2.  Dr.  Rmil  Wulf,  die  uog&nschea 
Ellen  und  die  Jlaager  Konvention  in  N.  Fr.  Fr.  vum  19.  7.  ü7. 
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eigeatlich  auf  Beküinpfung  des  Art.  1  hinaus,  sie  richten  sich 
g^egeii  die  Grandlage  der  ganzen  Konvontion. 

Wenn  nun  der  naturalisierte  Teil  der  Gatte  und  nicht  die 
Gattin 0  ist  —  nnd  hiermit  w8>re  die  zweite  eingangs  gestellte 
Frage  m  Srdrtenmg  gezogen  —  so  entsteht  die  Komplikation 
dadurch,  daß  die  Gattin  der  Staatsangehörigkeit  ihres  Mannes 
in  der  Regel  zu  folgen  hat,  hierdurch  ein  neues  gemeinsames 
heimatliches  Recht  geschaffen  wird  und  somit  der  Mann  einseitig 
das  Schicksal  der  Ehe,  ob  lösbar  oder  nicht,  gestalten  kann. 
So  könnte  der  katholische  Gatte  durch  Erwerb  der  ungarischen 
Staatsbärgerschaft  die  Trennung  der  Ehe  mittelst  Urteiles  her- 
beiführen, wenn  angenommen  wurde,  daß  die  Naturalisation  auch 
für  die  Gatti^  wirksam  sei.  Dies  war  bisher  auch  die  flber^ 
wiegende  Ansicht');  selbst  wer  die  tatsächliche  Wohnsitzverlegung 
als  Voraussetzung  des  Verlustes  der  Staatsbürgerschaft  im  Falle 
der  Ausbüigerung  angenommen  hat,  müßte  die  Erwerbung  der 
Staatsbüigerschaft  durch  den  Ehegatten  für  die  Gattin  wirksam 
erklären;  denn  der  Wohnsitz  des  Gatten  schafft  auch  für  die 
nicht  geschiedene  Gattin  den  abgeleiteten  Wohnsitz,  selbst  wenn 
sie  faktisch  nicht  folgt.  Für  die  Österreichische  Staatsbüiger- 
schaft müßte  dies  als  feststehend  angenommen  werden,  keines- 
falls darf  verlangt  werden,  daß  auch  die  Frau  an  den  Wohnsitz 
ihres  Gatten  folge,  um  seine  neue  Staatsangehörigkeit  zu  teilen^. 
Tatsachlich  lag  den  bisher  ergangenen  und  veröffentlichten  Er- 
kenntnissen, ob  die  von  einem  einseitig  naturalisierten  Ehegatten 
in  der  neuen  Heimat  erwirkte  Trennung  dem  andern  Bheteile 
gegenüber  von  Wirkung  sei,  der  Sachverhalt  zugrunde,  daß  nur 
die  Gattin  einseitig  naturalisiert  wurde;  in  jenen  Fällen  wo  eine 
einseitige  Naturalisation  des  Ehegatten  für  die  Rechts  Wirksamkeit 

^1  Auch  diese  kann  alloin  naturalisiert  werden,  mjndwteiM  weam  sie 
schon  geschieden  ist;  Maycrhofcr,  II  942,  Note  2. 

^  Nur  die  Iiauzüäibcbe  Praxis  besteht  auf  einem  abweichenden  Stand- 
punkte; Weiss,  Trait4  ilememtairg  äraU  HtUnuttional privi^  S.  149, 
IdO;  Laurent,  äroU  intemoHonai  III  Hr.  Ö26.  Anden  hi  DenttcUaiKl» 
Oeatetreidi,  Schwell»  Ungarn. 

§  92  a.  b.  GB,  §  11  Heimat-Gesetz  vom  S.  12.  1863,  Hofkanzlei- 
D.-kret  vom  10.  O.  IH'iö,  J  O  S.  Nr.  31.  Mfifferhofett  II  942.  Ebenso 
das  deutsche  Gesetz  über  die  Staatsangehörigkeit  g  11. 
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des  Trcniunipscrkenntnisscs  gegenüber  der  nicht  naturalisierten 
Gattin  als  bedeutungslos  erklärt  wurde,  war  entweder  eine  Schei- 
dung von  Tisch  und  Brtt  im  lulaude  vorausgegangen  oder  die 
Katuralisation  war  der  Erwirkung  des  Trennungs;prkeuntnisJ>e8 
nachgefolgt  Sind  aber  beide  £hegatten  durch  die  NaturalisatioD 
des  Ehemannes  als  naturalisiert  anzusehen,  so  ist  der  letztere 
in  der  Lage,  die  Trennbarkeit  der  Ehe  einseitig  herbetznführeo, 
weil  auch  die  Eheh^au  diesen  Gesetzen  unterworfen  wird.  Dann 
wurde  auch  Art.  8  nicht  mehr  entgegenstehen,  weil  das  neoe 
heimatliche  Recht  das  letzte  gemeinsame  Recht  beider  Ehegatten 
ist.  Allein  da  soll  nun  §  4  des  Durchfuhrungsgesetzes  durch 
die  Bestimmung  dazwischentreten,  daß  die  Naturalisation  des 
Hannes  nur  dann  für  die  Erau  von  Wirksamkeit  sein  solle, 
wenn  sie  seinem  Begehren  um  Erlangung  einer  ösierreichischen 
Staatsbürgerschaft  beigetreten  ist.  Ueber  Art.  8  der  Konvention 
dürfte  §  4  des  Durchfühmngsgesetzes  keiner  besonderen  An- 
fechtung begegnen.  Sein  Schicksal  ist  an  Art.  8  geknüpft;  so- 
bald der  darin  gelegene  Gedanke  rezipiert  ist,  stellt  §  4  bloß  mehr 
eine  rein  heiiuatrtrhtlichr  Ki'<j:änzuiig  dar.  Demi  oline  ij  4  bliebe 
noch  inimer  der  Mann  ulk'in  Herr  des  Schicksals  der  E\iv  und 
die  (.iuttin  könnte  ihn  niclit  hindern,  es  zu  gestalten.  §  4  ist 
daher  zunächst  dvr  ( ileichstellung  des  Einflusses  beider  zu  ditmn 
bestiiiiiiit  und  will  veriiiiidern,  duL»  auf  einem  Umwege  eingefühlt 
werde,  was  Art.  8  vermieden  wissen  will.  Der  Gedanke  des 
§  4  ist  ein  ganz  richtigir.  Auch  hier  bietet  §  76  J.  N.  die 
richtige  Aualogii  .  denn  auch  für  die  Kompetenz  zur  Ehe- 
trenininp-sklagr  vermag  di'r(ialte  niclit,  durch  einseitige  Aendi  nins: 
seines  Wülinsitzes  der  Frau  den  abgeleiteten  Wohnsitz  zu  be- 
gründen; es  kommt  auf  den  letzten  tatsächlich  gemeinsamen 
AVohnsitz  an.  Bloß  der  technischen  Durchfühmng  des  Gedanke«!? 
wird  zum  Vorwurfe  gemacht,  daß  der  Nachdruck  auf  den  Beitritt 
zum  Ansuchen  um  Naturalisation  gelegt  wird,  während  es 
wesentlicli  auf  die  Mitauswanderung  ankorame'^).  Dieser  Jänwand 
dürfte  sich  durch  dasjenige  beilegen  lassen,  was  oben  über  die 
Auswanderung  als  Yoraussetznng  der  Naturalisation  gesagt  wnrde. 

1)  E.  d.  OGH  y«m  9.  12.  1885  Z.  12038  O.  ü.  10881. 
C^ifhlarM,  a.  a.  0.  S.  86. 
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Wenn  §  4  in  dieser  Form  Gesetz  wird,  dürfte  die  Auswanderung 
neben  der  Expatriierung  in  Fragen  der  Naturalisation  endgültig 
in  den  Hintergrund  treten^). 

Man  kann  resümieren,  daß  die  Konvrntion  dadurcli,  daß 
sie  den  Weg  zur  Lösung  der  Ehe  mit  Wirkung  internationaler 
Anerkennung  weist,  ein»  n  l-^ortschritt  bedeutet,  daß  sie  aber  die 
Härten  des  innerstaatlichen  £herechtes  wohl  nicht  verschärft, 
aber  auch  weder  behebt  noch  zu  beheben  vermag. 

ad  3.  Wie  stellt  sich  nun  dio  Konvention  zu  solchen 
Naturalisationen,  welche  nur  zu  dem  Zwecke  eingegangen 
werden,  um  eine  Scheidung  der  in  der  früheren  Heimat  un- 
sobeidbaren  Ehe  herbeizuführen,  somit  in  fraudem  des  bis- 
herigen heimatlichen  Eherechts?  Es  ist  Ja  nicht  zu  leugnen, 
da6  bei  Aufeinanderfolge  von  Naturalisation  und  Scheidung 
bezw.  Trennung  erstere  in  aller  Regel  nur  Mittel  zum  Zwecke 
ist.  Allein  es  hieBe  wirklich  der  Konvention  Gewalt  antun, 
wenn  die  grundsätzliche  Wirkung  des  Wechsels  der  Nationalität 
im  Hinblicke  auf  dabei  unterlaufende  Motive  abgeschwächt 
würde.  Die  bekannteste  Type  derartiger  Naturalisation  ist 
Jene  zu  dem  Zwecke,  eine  in  der  alten  Heimat  ausgesprochene 
Sobeidung  in  Trennung  umzuwandeln,  der  Fall  der  sog.  trans- 
sylvanischen  Ehen.  Bei  Beurteilung  solcher  Ehen  sind  zwei 
Gedanken  als  Grundprinzipien  des  neuen  Hechts  festzuhalten: 
eine  einseitige  -Lösung  der  geschiedenen  Ehe  zu  Gunsten  des 
naturalisierten  Eheteils  ist  unstatthaft  und  darf  die  Folgerung, 
daß  die  Lösung  der  Ehe  für  den  einen  Eheteil  notwendig  auch 
die  Lösung  für  den  andern  Teil  herbeiführe,  nicht  gezogen 
werden;  Tatsachen,  welche  der  Naturalisation  vorausgingen, 
aber  nur  nach  dem  neuen,  nicht  nach  dem  früheren  heimat- 
lichen Rechte  die  Trennung  der  Ehe  rechtfertigen,  können 
niclit  dazu  dienen,  die  Trennung  der  geschiedenen  Ehe  herbei- 
ziüuliren  (Art.  4,  II.  Konv.).  In  der  letzteren  Vorschrift  soll 
das  Korrektiv  (laj^t'i^vii  lit  rr«'n,  daß  die  Naturalisation  wirksam 
bleibt,  selbst  wliui  sie  mit  der  Absicht  erfolgte,  die  Vor- 
schriften der  bisherigen  IL  imat  übur  dit;  Klu-sclu-iduiig  zu  um- 

1)  Für  dif  Ehrsrhriduni:  muß  die  Naturalisation  des  Mannes  di«  gleiche 
Wirkong  haben  wie  jene  der  Fraa,  Kahn,  Ztsclu  XY  247» 
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gehen.  Diese  Bestimmung  hatte  die  Anfgahe,  die  Fran  geges 
die  Wirkung  einer  wider  ihren  Willen  unternommenen  Natota- 
lisation  des  Gatten  zu  schützen  und  zu  verhindern,  daß  sie  der 
Ehetrennnng  nach  dessen  neuen  Gesetzen  preisgegeben  werde, 
während  sie  nach  ihrem  bisherigen  Bechte  dazu  keinen  Anlsfi 
gegeben  hatte  Die  Erwägungen  des  Gesetzgebers  gingen 
davon  aus,  daß  das  Merkmal  des  Handelns  in  fraudem  des 
heimatlichen  Eherechts  objektiv  in  der  Regel  nicht  feststellbar 
ist  und  daß  daher  in  allen  Fällen,  die  Art.  4  umfaßt,  eine 
gesetzliche  Vermutung  für  ein  solches  Motiv  vorliege.  Indes 
geht  die  preltende  Fassung  der  Konvention  über  den  Entwurf 
und  über  diese  Absicht  hinaus,  da  ein  (Gegenbeweis  ffejren  diese 
Venimliiiig  nicht  statthaft  ist  und  der  Fall  nicht  auf  die 
Naturalisation  des  Manuts  gifren  oder  ohne  den  Willen  der 
(iattiii  beschränkt  bleiben  .soll,  Ks  kann  nicht  geleuguci 
werden,  daß  derzeit,  wo  frenü^ende  Kautelen  gegen  einseitige 
Naturalisation  gcsc  liaftVn  sind,  diese  Vorschrift  nicht  bloß  als 
ülierfliissi«,'^!',  sondern  auch  lästige  Fessel  enipfiinden  werden 
wird.  Xacli  Art.  4  wird  die  Tatsache,  .auf  welclie  sich  das 
Begehron  stützt,  wenn  ^ic  mu-  der  Naturalisation  sich  ereignete, 
nach  dein  früheren  und  nach  dem  spiitoron  ht-imatliehen  Rechte 
eine  KlKscIioidungstatsache  ergeben  müssen.  Dann  wird  der 
erkennende  Richter  unter  Umständen  einschließlich  der  fr.r  fori 
nacii  dreierlei  Recht  zu  fragen  haben.  Große  Schwierigkeiten 
werden  sich  ergeben,  wenn  z.  B,  der  Ehebruch  nach  früherem 
Rechte  bloß  Scheidung,  nach  dem  neuen  auch  Trennung  recht- 
fertigt; wenn  es  sich  darum  handelt,  zu  eniiitteln,  ob  die  drei- 
jährige Dauer  der  Geisteskrankheit  als  Ehescheidungsgrund 
(i;  Inf)!»  BGB)  nach  früherem  Rechte  vollstreckt  war,  ob  das 
boshafte  Verlassen  schon  vor  der  Naturalisation  die  gesetzliche 
zur  Scheidung  geforderte  Zeit  angedauert  hat^.  Maßgebend 


1)  Buzxati  in  Bevue  1901  S.  273. 

-)  Kahn,  Ztsch.  XV  2^u  will  diese  Schwierigkeit  mit  fül^ioniltT  Thtae 
überwiiiUeu :  Ein  uacb  dem  neuen  heimatlichen  Rechte  st  hcidungsbeürüniit  n  lej 
Verhalten  muß  in  jedem  Falle  mit  Bezug  aul  denjenigen  Teil  des»  Tatlw^uude^ 
welcher  unter  dem  alten  heimatlichen  Bechte  abgelaufen  ist,  den  Charakter 
eines  im  weiteren  Yerlanfe  achetdnngsbegrllnclenden  Ereignisses  «oeh  naek 
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-waren  die  presützlichen  Vurbilder  im  Art.  17^)  des  Kti  z.  P)(iB 
und  Uö  des  unjfarischen  Gesetzes  Art.  XXXI  ex  1894.  Allein 
die  bei  Schaffung  des  Art.  17  inaßj?el)endeii  Erwägungen,  daß 
die  nacLträgliclie  Aenderung^  der  Staatsbürgerscliaft  einer 
bereits  ein^irtrt'tcnen  Sclh'idiLnui;:  dd*  Klie  diesen  Charakter 
wediT  verlfilitMi  noch  cnT/ifhcii  kann,  ktinneu  nicht  mclir  den 
Auhschlag-  ^i'hen'').  Drim  daß  die  einverstäiidliche  Natura- 
lisation ihr  diesen  Cluiraktcr  ciitziclit,  kann  naeli  Art.  17  Abs.  1 
und  nach  der  Konvention  keinem  Zweifel  melir  unterliegen, 
und  daß  die  Voraussetzung  /.wv  Geltendmachung  von  Rechten, 
die  ein  neues  Gesetz  gewährt,  erst  imter  der  Herrschaft 
desselben  gescbafien  worden  sein  müssen,  soferne  sie  nicht 
schon  unter  der  Herrschaft  des  früheren  dieselbe  Wirkung 
hatten,  widerspricht  allen  Krciitsgrundsätzen;  denn  stets  ist  es 
erst  das  Trteil,  nicht  der  Scheidungsgrund,  welcher  den  rechts- 
gestaltenden Charakter  für  die  Ehe  besitzt;  man  kann  daher  durch- 
aus nicht  verneinen,  daß  die  Aenderung  der  Staatsangehörigkeit 
einer  Tatsache  die  Eigenschaft  '^'nes  Scheidungsgrandes  ver- 
leihen kdnne.  In  richtigerer  Weise  war  der  in  Art.  4  enthaltene 
Gedanke  von  den  dänischen  Yoischlägen  zur  Konvention  bei 
Art.  8  verwertet,  welche  dahin  gingen,  auszusprechen,  daß  die 
einseitige  Katuralisation  früher  gesetzten  Tatsachen  den  Effekt 
einer  Ehetrennung  zu  entziehen  nicht  geeignet  sei.  Nachdem 
aber  nun  einmal  die  Konvention  stets  das  letzte  gemeinsame  Ehe- 
recbt  zugrunde  legt,  waren  die  Bedenken,  welche  Art.  4  zeitigten, 
ftberflfissig,  denn  niemand  kann  mehr  einseitig  eine  Trennung 
im  Wigc  der  Naturalisation  aufnötigen;  daß  sie  aber  versagt 

dem  frtlheren  Reclit»  gehabt  haben.  Weder  braucht  der  Scheidongagnuid 
Hilter  dem  alti  ii  Ki  rhte  perfekt  und  klagbar  geworden  zn  sein,  noch  braucht 
der  erst  na?  Ii  il» m  Stuaf  sangebörigkeitsw »  rhscl  perfekt  {gewordene  ScbeidODgS- 
grond  hIs  äol<-ii(  I  auch  dem  alten  beinuitlic  Ik  ii  Hechte  zu  genügen. 

iJarin  hegt  das  Eiubekcnntnis,  daü  Art.  4  buchstäblich  nicbt  zu  hand- 
haben sein  wird. 

>)  »Eine  Tatsache,  die  sidi  ereignet  bat,  wlbrend  der  Haan  einem 
anderen  Staate  angehörte,  kann  als  Scbeidongsgrond  nur  geltend  gemieht 
werden,  wenn  die  Tatsadw  aiirli  nach  den  Oeeetien  dieses  Staate«  ein 

SchetduTiirs-  oih  r  Trennungsgrund  ist,* 

')  Megelsbcrger,  Pandekten      17^,  Niemeyer,  a.  a.  0.  ö.  22U. 
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sein  soUe,  wenn  zwei  österreichische  Katholiken  Deutsche  werde&i 
nm  einYeistandlich  wegen  eines  zor  Zeit  der  österreichiscliBB 
Staatsangehörigkeit  begangenen  Ehebmchs  die  Trennung  be- 
gehren, bleibt  nicht  zn  rechtfertigen^).  Art.  4  kann  nor  als  eb 
Mifigrü!  beklagt  werden;  statt  daß  gegen  Naturalisation  m 
fraudem  legis  durch  Hindemisse  gegen  Repatriierung,  ja  seUnt 
Ausweisung  nach  Wiederaufnahme  des  früheren  Wohnsitzes  h 
krassen  Fällen^  vorgegangen  wird,  wird  das  Kind  mit  den 
Bade  Terschtittet  und  yon  der  natürlichen  Wirkung  der  Xata- 
ralisation  eine  grundsätzliche  Ausnahme  gemacht.  In  der  Praxis 
wird  es  sich  empfehlen,  die  Wirkung  des  Art.  4  dadurch  n 
lindern,  da  Ii  er  milde  gehandliabt  wird,  indem  es  genügt,  wenn 
Trennung  imi  (Uund  aiiiw  Tatsache  begehrt  wird,  die  vordeii 
wenigstens  Scheidung  begründete,  oder  indtin  mau  es  genügen 
läßt,  daß  die  vcrdrni  auch  nur  begonnenen  Tatsachen  uuter  i 
dem  neuen  liecht  vollendet  werden  ^j. 

Vll.  Internationale  Kompetenzen  in  Ehesachen. 

Der  Zweck  der  Konyention,  für  das  ganze  Gebiet  der 
Vertragsstaaten  verbindliches  Recht  zu  sichern,  setzt  Yorans, 
daß  international  anerkannte  Kompetenzen  geschaffen  werden, 
um  widersprechende  Urteile  zu  verhindern  und  die  Yollstreckang 
der  Urteile  im  ganzen  Gebiete  zu  sichern.  Solche  YorschriftoD 
wurden  bloß  für  Scheidungs-  und  Trennungskla^en  im  Art.  5—7 
der  n.  Konvention  statuiert,  für  Nullitätsklagen  wurden  kdoe 
besonderen  Normen  aufgestellt,  ofltenbar  eine  Konzession  an  jene 
Staaten,  zu  deren  Gunsten  der  Ausspruch  der  Ungültigkeit  hloB 
für  den  Bereich  des  eigenen  Staates  zugelassen  wurde  (vgl 
Art.  2,  3,  5  und  7  der  I.  Konvention).  Es  kommen  daher  dis 
prozessimlen  Grundsätze  jedes  einzelnen  Yertragstaates  zur  An- 
wendung. 

»)  Csyhlarz  S.  34. 

2)  Bar  I  41K).  Jcttcl,  I.  P.  R.  S.  50. 

Dajiogen  kann  die  Vnrsrhrift  des  Art.  4  bezw.  8  nicht  durch  Vcr- 
wfisuTiir  auf  ein  anderes  7..  B  das  früht  ri  Ik  inmtliche  Recht,  nnt<>r  dem  die 
i  atauciic  sich  ereignete,  umgajigti»  wt;iilen.  es  ist  eine  ^überstaatUche"  Norm, 
d.  h.  eine  solche,  welche  der  Dispositioii  der  EinzelBtaaten  entrflekt  ist 
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Bezüglich   der  Scheidmigs-   und  Tremiuiigsklage  waren 
Kurnpetenzvorschriften  desto  notwendifrcr  als  in  dieser  Richtung 
die  weitestgehenden  Versrhiedenheiten  bestehen.  Zwar  die  Mehr- 
zahl der  Staaten  erklart  sich  in  diesen  Belangen  nnr  für  die 
eigenen  Staatsangehörigen  kompetent,  so  grundsatzlich  l^Yank- 
rrich.  Deutschland^),  indes  wird  vielfach  auch  das  Domizil  als 
iiialjgebend  erklärt';,  zuweilen  selbst  der  Ort  des  blotien  Aufent- 
haltes, des  Scheinwnhnsitzes,  so  in  Nordamerika  (z.  B.  Dakota 
,,Khescheidungsfabrik").    Nach  der  Konvention  wird  die  Wahl 
zwischen  dem  Gerichte  des  Wohnsitzes  und  dem  nach  dem 
heimatlichen  Gesetze  zuständigen  Gerichte  gestellt,  wobei  die 
Bestimmungen  der  Einzelstaaten,  wonach  die  nationalen  Gerichte 
aussrliließli(  Ii  kniniiett  tit  sein  sollen,  für  alle  Vertragstaaten 
bindend  siiul,  so  daß  die  Zuständigkeit  des  Domizils  zessiert^. 
Dieser  VOrbeiialt,  im  Entwürfe  bloß  für  religiöse  Ehen  zu- 
gedacht, ist  durch  die  Konvention  auf  alle  Ehen  anwendbar  er- 
klärt worden.  Solche  Vorbehalte  sind  in  den  Gesetzen  einzelner 
Staaten  enthalten  und  an  die  Adresse  der  eigenen  Staats- 
angehörigen gerichtet,  da  dafür  kein  Interesse  besteht,  daß 
freni(l<'  Staatsangehörige  nur  von  deren  heimatliclien  (lesetzen 
in  Scheidungssachen  Recht  finden  sollen^).    Der  Entwurf  eines 
österreichischen  Durcbffihrungsgesetzes  macht  in  §  3  von  diesem 
Vorbehalte  den  Gebrancb,  daß  die  österreichischen  Gerichte  aus^ 
schließlich  zuständig  sind,  um  über  ein  Begebren  Österreichischer 
Staatsangehöriger  um  Ehetrennnng  oder  Scheidung  zu  erlcennen. 
Danach  kann  im  Falle,  daß  beide  Ehegatten  Oesterreicber  sind, 
kein  Zweifel  herrschen  über  die  exklusive  Kompetenz  der  in- 
ländischen Gerichte;  fraglich  ist  es,  wie  es  mit  dem  Falle  be- 
schaüen  ist,  wenn  nur  ein  Teil  österreichischer  Staatsbürger  ist; 
nach  dem  Wortlaute  scheint  es,  als  genüge  die  Staatsangehörigkeit 

0  §  606  ZPO  letzter  Absatz. 
^  IL  a.  hl  Oesterreich  §  76  J.  N. 

^  Die  Prorogation  eixM  andern  Forums  ist  mstatthaft,  Bnr  I  483. 

Ein  Ansatz  zur  internationalen  Kuiji{ietcnz  in  Ehesachen  findet  sich  schon 
im  ä  &Hi  R.  ZPO;  ^ibu-  ;uuh  im  li«t  (istcir.  ,1.  N.,  wonach  die  österreichischen 
(rcTirhto  zuständig  sind,  si  llisit  wenn  keiner  der  Ehegatten  seinen  Wuhnsitz 
im  Iniande  hat  und  hier  auch  nicht  der  letzte  gemeinsame  Wohnsitz  war,  »o- 
lem  nor  der  Geklagte  Qitenrelcklsebtf  Staataangekaiiger  ist. 
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des  Klägers.  Allein  auch  auf  diese  Frage  ist  im  Art.  8  die 
AntwofC  zu  suchen,  es  kommt  auf  die  letzte  gemeinsame  Staats- 
angehörigkeit an,  ist  diese  in  Oesterreich,  so  ist  das  österreichische 
Grericht  ausschließlich  kompetent.  Nur  fär  den  Fall,  als  keiner 
von  beiden  mehr  Oesterreicher  ist,  greift  diese  Norm  nicht  durch, 
wenngleich  als  heimatliches  Recht  betreffend  die  Durchführung 
der  Scheidung  das  österreichische  in  Geltung  bleibt,  eben  weil 
der  Wortlaut  des  Durchfühmng«gesetzes  darauf  in  keiner  Weise 
Anwendung  findet  und  es  auch  an  einem  Interesse  an  dieser 
ausschließlichen  Kompetenz  gebricht^). 

Danach  wird  sich  die  Kompetenz  in  Ehesachen  in  folgender 
Weise  gestalten: 
1.  mit  Wirkung  für  den  Bereich  der  ganzen  Konvention 
wird  ein  österreichisches  Gericht  in  Ehescheidnngs-  und 
Trennungsklagen  zu  judizieren  berufen  sein,  in  dessen 
Sprengel  die  Ehegatten  oder  bei  Verschiedenheit  des  Wohn- 
sitzes der  Beklagte  seinen  Wohnsitz  hat,  mögen  die  Ehe- 
gatten In-  oder  Ausländer  sein.  Der  dem  österreichiscben 
Rechte  eigentümliche  Gerichtsstand  des  letzten  gemeinsamen 
Wohnsitzes  wird  als  internationaler  nur  mehr  anerkannt 
im  Falle  boshaften  Verlassens  oder  Wohnsitzwechsels  nach 
Eintritt  der  Scheidungsursache.  Alle  diese  fora  fallen 
weg,  wenn  die  Trennungs-  oder  Scheidungswerber  oder 
einer  derselben  Ausländer  sind  und  das  heimatliche  Becbt 
diesen  Vorbehalt  gemacht  hat-'); 

Czijlilarz.  S.  30.  unterwirft  auch  dicsrn  Fall  dorn  §  H  tit-s 
DorchfUbrungsgesetzes.  Indt^b  würde  dieses  auf  ^  Sl  Z.  3  EU  gar  nicht  pasj^u, 
weldie  nw  nlchen  UrteOeii  Vollstreckbarkeit  Terbügt,  di«  dm  PerwMiaistaiid 
dsterrdchiseher  Staatsbürger  trdfeo,  und,  wie  sam  Dnidilllbmi^rig^setB  §  3  fa 
den  Reg.-Motiven  8.  38  bemerkt  wird,  will  §  3  D.  6.  den  Gedanken  dei 
§  81  Z.  3  EO  aufrechthalten. 

Nach  ihm  nrupren  Judikate  des  OGH  vom  16.  ö  07,  Jur.  Bl.  No.  7 
ex  V.'!<)f<  sind  dii  r.stt;i*riithi.si  h<  ii  (ierichte  auch  ohnodit  se  Voraussetisuag  zur 
Eut::!chcidung  über  die  Trennung  und  Scheidung  vun  Auäläudcrehen  unztiständig. 
Entgegengesetzt  E.  vom  17.  12.  07,  Jur.  Bl.  ebenda.  Für  die  Ablehniuff 
der  Zuständigkeit  wird  sich  aaf  Art.  IX  EG  z.  JN  (vaikerteebtliche  Grand- 
sfttse)  berufen;  da  in  diesem  Rechisfalle  der  Beklagte  im  Auslände  wohnte 
und  dieser  Umstand  verwertet  wird,  dürfte  der  Entacbeidiuig  iteine  piüuipielie 
Bedeutung  zuJcommen. 
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2.  mit  Wirkung  für  den  Bereich  des  Inlands  bleiben  alle 
inländischen  fora,  z.  B.  der  Iftzt»  gemeinsaine  Wohnsitz 
(§  76  J.  N.)  oder  der  allpremeine  Gerichtsstand  des  Ehe- 
mannes (§114  J.  N.)  in  Geltung;  solche  Urteile  sind  dann 
im  Auslande  nicht  immer  vollstreckbar.  Nur  wenn  der 
Vorbehalt  seitens  des  Heimatstaates  gemacht  ist,  wird  die 
Kompetenz  auch  mit  dieser  beschränkten  Wirksamkeit 
aufhören,  weil  darauf  durch  den  Staatsvertrag  ohne  Ein- 
schränkung verzichtet  wird.  Solche  Klagen  wiien  wegen 
Inkompetenz  abzuweisen. 

Eine  Ansnahme  von  der  absoluten  Wirkung  des  Yoibebaltes 
der  heimatlichen  Kompetenz  mußte  für  jene  Ehen  geschaffen 
weiden,  welche  mit  Nichtigkeit  für  den  Bereich  der  Heimat  ge- 
schlossen sind^),  denn  diese  können  in  der  Heimat  nicht  Gegen-  . 
stand  eines  Trennungs-  oder  Scheidun|2:sj)r()zesses  bilden.  Für 
diese  ist  unter  allen  Umständen  die  Gerichtsbarkeit  des  Landes 
zuständig,  worin  die  Ehegatten  iliren  Wohnsitz  haben. 

Sehr  zweckmäßigerweise  ist  selbst  dort,  wo  nur  das  heimatliche 
Gesetz  kompetent  ist,  doch  das  Gericht  des  Wohnsitzes  zur  Er- 
lassnng  von  einstweiligen  Verfügungen  bezüglich  der  Aufhebung 
der  ehelichen  Gemeinschaft  kompetent  (Art.  6);  doch  bleiben  sie 
nur  aufrecht,  wenn  sie  innerhalb  eines  Jahres  vom  heimatlichen 
Gericht  bestätigt  werden  und  keinesfalls  für  länger,  als  das 
Gesetz  des  Wohnsitzes  gestattet. 

Von  größter  Wichtigkeit  ist  die  Sicherung  der  Anerkennung 
der  Ehescheidungs-  und  Trennungsurteile  innerhalb  der  Vertrag- 
Staaten,  weil  hierdurch  die  Absicht  der  Konvention  allein  er- 
reicht wird.  Es  ist  klar,  daß  es  sich  um  kein  reines  Fest- 


7..  B.  Art.  3  (1.  Kunvcutiun'i  Eheschließung  un  Auslunrle  asgeachtet 
religiöber  iiindermssc  der  Heiuiat,  oder  Art.  ö  Abs.  2  (I.  Konvention)  Ehe- 
Bchließung  in  ziTÜeii  Fonnen  trots  obligatorischer  re1igi<toer  Traaang  in  d«r 
Heimat)  oder  Art.  6  Abs.  3  (I.  Konventioii)  Verletsnng  der  heinuitliclieii 
Vorsebrift  (Iber  das  Aufgebot^  Art.  7  Ehescbließang  in  den  Formen  des 
heimatlichen  Rechts  und  mit  Verletanng  de«  Rechts  der  lex  loci  actu».  Art.  7 
Abs.  2  (1.  Konvention). 

Zeltsehrift  f.  Intern.  FriTat*  a.  ÖffentL  Beeht.  XVII.  42 
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stellung'5:-.  sondern  tim  ein  Heclitsg^staltangserk^nntnis  handelt, 
dessen  !>•  ditsfr»!;:*  n  w  <  itester  Anerkennung  bedürftig  sind*). 

Durch  Art.  7  ist  in  zweckmäßigster  Weise  gesichert,  daß 
die  ^emäß  vom  Art.  5  kompetenten  Gerichte  ansgeäprochene 
Scheidung:  oder  Trennung  innerhalb  des  p-nnzpn  Vertragsgebietes 
anzuerkennen  ist  und  res  iudicata  schafft.  Die  Fassung  der 
Stelle  erledigt  zugleich  die  Streitfrage,  ob  auch  ein  abweisendes 
Urteil  res  iudicata  macht,  in  verneinendem  Sinne^.  Eine 
UeberprOfnng  des  Urteils  in  einem  anderen  Staate  ist,  von  der 
Znstandigkeitsfrage  abgesehen,  auch  nicht  in  formäli,  statthaft; 
die  innerstaatlichen,  die  Vollstreckbarkeit  fremder  Urteile  be- 
schränkenden Vorschriften  (z.  B.  §  81  Z,  4  £20  betreffend  die 
Nichtexeqnieitarkeit  von  Erkenntnissen  aas  Gründen  der  öffent- 
lichen Ordnung  und  Sittlichkeit)  fallen  weg.  Nur  bei  Veraiu- 
nisurteilen  geht  die  Ueberprüfnng  so  weit,  ob  die  Ladung  mn 
FroEesse  in  Jener  Weise  erfolgte,  wie  sonst  die  Vollstreckba^ 
keit  fremder  Urteile  sie  erfordert. 

Ans  dem  Gesagten  folgt,  daß  es  Scheidung  oder  Trennung 
bloß  für  den  Bereich  einzelner  Staaten  m  Hinkunft  nur  in 
seltenen  Fällen  geben  wird ;  lag  aber  dem  Erkenntnisse  eine  der 
internationalen  Kompetenzen  zu  gründe,  so  ist  die  Vollstreckungs- 
kraft eine  uneingeschränkte.  Dieser  Grundsatz  geht  so  weit,  daß 
auch  Staaten,  die  eine  Auflösung  der  Ehe  nicht  kennen,  ein 
Trennungserkenntnis  zu  respektieren  und  zu  befolgen  haben. 
Dort,  wo  ein  administratives  Erkenntnis  das  Scheidungsurteil 
ersetzt  (z.  B.  in  gewissen  Fällen  in  Schweden,  Konv  egen  und 
Dänemark),  soll  dasselbe  aucli  überall  res  iudicata  machen, 
wenn  nur  das  heimatliche  Reclit  beider  Ehegatten  diese  Ein- 
richtung kennt;  das  Erkenntnis  wirkt  dann  wie  das  Urteil 

1}  forilrrt  Ctnny  Floiifthlen  die  atJP<-'"hli«'ßlirlio  Kompetenz  der 
heimatli  Ii'  u  üeiichte,  um  die  Durrliführuiig  der  Sclieiduiig  iu  den  heimat- 
lichen Jit  gistcT«  zu  sicheru.   lietue  181)5  S.  2t)0. 

2)  Meili,  Die  Staatenkonfeietisen  im  Haag  $.  M.  Ebendaselbit  S.  65 
ist  za  ersehen,  wie  ablehnend  sich  bisher  die  Staaten  gog«i  die  Vollstieclniiig 
ausliui'liM  ]u  r  s  !i<  idunt^Miru-ik-  verhalten  hatten,  was  besonders  wegen  Art  56 
des  s(liw('i>  l  i  I  Ii' II  Zivilstandts^^esetzes  von  BedoutuTifi  war.  wonach  auch 
ATi^ländpr  diü'  li  öchwei^i^r  (jcrichto  '^rlit  iiJniiL'snrtri'i'  erlangten,  wenn  nach- 
gewioi-en  wurde,  daü  der  Heiuiatstaat  dieselben  anerkennt. 
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eines  kompetenten  Gerichtes  über  die  Grenzen  des  eigenen 
Staates. 

♦  * 

« 

Der  Inhalt  diT  Verträge  greift  der  späteren  innerstaatliclien 
Begelujig  (It  r  betreffenden  Partien  des  internationalen  Privat- 
rechts  nicht  vor').  Er  läßt  auch  das  innerstaatliche  Eherecht 
unberiilu't;  allein  die  großen  Grundi)rinzii)ien  l)eg'innen  bereits 
die  Gesetzesanwendunf?  zu  beeinflußen,  namentlich  in  dem  Sinne, 
daß  fremden  Ehen  die  heimischen  Vorschriften  nicht  aufgezwungen 
werden.  Daß  sicli  der  inneren  Kechtsübung  große  und  neue 
Gesichtspunkte  eröffnen,  ist  ein  nicht  ^rering  zu  achtender  Erfolg. 
Aber  wer  sich  von  der  Konvention  für  das  innerstaatliclie  Ehe- 
reclit  einen  Wandel  erwartete,  kommt  naturgemäß  nicht  auf 
seine  Kosten,  nur  läuft  er  Gefahr,  die  wirklich  gebotenen  Fort- 
scliritte  zu  überselien.  Ob  die  praktische  Handhabung  der 
Konventiunen  der  Eherecbts reform  neue  Impulse  *rpl)en  wird, 
bleibt  abzuwarten ;  sollte  es  der  Fall  sein,  so  werden  Freunde 
und  Gefjner  derselben  es  den  Konventionen  danken  oder  zugute 
halten,  wenn  sie  wie  ein  frischer  Wind  im  Bau  des  Eherechts 
fegen,  zerstören,  was  morsch  und  brüchig,  und  unversehrt  lassen, 
was  festgefügt  im  Kechtsbewußtsein  haftet. 

1)  Reg.  Motive  S.  28. 
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